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De vorlie nde vierte Theil der Staatswiſſen— 
fchaften enthält die beiden Wiffenfchaften der Staas 
tenkunde (Statiftif) und des pofitiven Staats: 
rechts (oder Verfaſſungsrechts). Die erfte 
diefer beiden Wiſſe iſchaften wird, wie in der erften 
Auflage diefes Werkes, nur als Leberficht gege- 
ben, was auch von allen Beurtheilern der erften Auf: 
lage diefer Staatswiffenfchaften gebilligt worden ift. 
Die Grundzüge für diefe Behandlung find in ven 
erften Paragraphen der Darftellung der Staatenfunde 
in dem vorliegenden Bande aufgeftelle worden, Denn 
wer das reichhaltige Gebiet Diefer felbfiftändigen ge= 
ſchichtlichen Wiſſenſchaft vollftandig Eennen ler 
nen will, Fann dies nicht innerhalb der Örenzen der 
gefammten Staatswiffenfchaften erwarten, wo vie 
Staatenfunde nur einen Theil des Ganzen bilder; 
er muß vielmehr die der Statiſtik ausſchließend be— 
fiimmten Werke von Crome, Stein, Haffel 
u, a. für dieſen Zweck benugen 

Ganz anders ift aber das Verhältniß bei der 
zweiten, in diefem Bande dargeftellten, Wiffenfchaft: 
bei dem pofitiven Staats: oder Verfaffungs: 
rechte. ch mag in diefem Vorworte nicht das wie- 
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derhohlen, was ich über diefe erft im Werden be: 
griffene Staatswiffenfchaft in der Einleitung zu 
derfelben gefagt, und dabei durchgehende die Urtheile 
und Anfichten der Necenfenten dieſes Bandes in der 
erften Auflage, fo weit es mit meiner Ueberzeugung 
vereinbar war, dankbar benußt habe. Denn es han- 
delt ſich um die Öeftaltung einer neuen Wiffenfchaft, 
für welche es, nach meiner Einficht, nur eine dop— 
pelte Behandlung, eine Dogmatifche und eine 
gefhichtliche, giebt. Ich habe, ohne bie erfte 
zu mißbilligen (welche v. Aretin und fein Fortfeger 
v. Rotteck wählte), die zweite vorgezogen; theils 
weil ich überzeugt bin, daß fie in dem gegenwärtigen 
Augenblicke, wo erft die vorhandenen Mafjen geordnet 
werden müflen, an fich Die zweckmaͤßigſte ift; theils 
weil, nach meiner Anficht, nur dieſe Behand— 
lung für das Gebiet der Staatswiffene 
[haften ſich eignet. 

Denn, wie man auch nach Grundfäßen der 
Staarskunft über die feit ungefähr 40 Jahren in 
Europa und Amerika verfuchten neuen Verfaſſungen 
— movon mehr als 30 bereits wieder erlofchen find, 
88 aber noch im öffentlichen Staatsleben beftehen, — 
urtheilen mag; zwei Ergebniffe laffen ſich durchaus 
nicht verfennen und abläugnen: daß namlich 1) in der 
Wirklichkeit, Durch die SS beftehenden Verfafjungen, 
ein Verfaſſungsrecht fich gebilver hat, das für 
mehr als 100 Millionen Europäer und Amerikaner 
von der höchften Bedentung ift, und daß 2) ein Ver: 
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ſuch geſchehen mußte, die in den bereits wieder erlo— 
ſchenen und in den noch beſtehenden Verfaſſungen aus— 
geſprochenen rechtlichen und politiſchen Grundſaͤtze und 
Ideen zu ordnen und zuſammenzuſtellen. 
Dieſer Verſuch, aus dem geſchichtlichen Stand— 
puncte, ohne ausgeſprochene Vorliebe oder Bitterkeit 
gegen irgend eine dieſer Verfaſſungen, iſt in dem vor— 
liegenden Bande enthalten. Die Maͤnner vom Fache 
werden mit dieſer Darſtellung die Nachſicht haben, 
welche jeder erſte Verſuch einer neuen Wiſſenſchaft 
beſonders in Anſpruch nimmt; doch darf ich verſichern, 
daß ich, außer dem Bewußtſeyn der voͤlligen Unpar— 
theilichkeit in der Behandlung des Stoffes, ſeit Jah— 
ren fuͤr dieſen Zweck geſammelt und uͤber die Ausfuͤh— 
rung dieſer neuen Wiſſenſchaft anhaltend nachgedacht 
hatte, bevor ich an die Ausarbeitung ging, ſo wie ich 
die dahin einſchlagenden zum Theile ſehr verſchie— 
denartigen, zum Theile nur aus Frankreich, England, 
Niederland, Italien und der Schweiz unmittelbar zu 
erlangenden — Quellenſammlungen, geſchichtlich-poli— 
tiſchen Schriften und Monographieen, mit wenigen 
Ausnahmen, ſelbſt beſitze. Ob dieſe Verſicherung ge— 
gruͤndet ſey, werden diejenigen am beſten beurtheilen 
koͤnnen, welche die von mir bei Brockhaus ſeit 1816 
herausgegebenen, europäifchen Conſtitutionen 
in vier Baͤnden naͤher kennen gelernt haben. Dabei 
laͤugne ich nicht, Daß mich die im $. 19. aufgeſtellte 
Tabelle die Anftrengung vielee Wochen gekoftet hat, 
ob ich fie gleich nicht für ganz vollftändig gebe, Nicht - 
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ohne Intereſſe habe ich gefunden, daß zwei geachtere 
Gelehrte diefe Tabelle — freilich nach der erften 
Auflage — offentlich gebilligt und benußt haben: der 
R. R. Alex. Müller in Weimar inf. „Anfichten 
wider das teutfihe Repraͤſentativſyſtem“, 
und der landftändifche Archivar Hugo in Karlsrube, 
in feinem „chronologifchen VBerzeichniffe 
der Berfaffungsurfunden älterer und neu: 
erer Zeit.” Manche feiner Ausftellungen an meiner 
Zabelle nach) der erſten Auflage, wird er in diefer 
neuen Auflage, von mir felbft erkannt, berichtige, und 
namentlich die Nachweifung der Quellen (ob er gleich 
diefelben bei feiner Schrift hinwegließ und fich auf 
mich bezog) fehr vermehrte und erweitert finden; anz 
dere — aus älterer Zeit von ihm erwähnte Grund— 
geſetze — eigneten fich nicht zunächft für mein Werk, 
das die Öegenwart fehildert, und auf die Vergan— 
genheit und das Erlofihene blos wegen des Zus 
fammenbanges mit der Öegenwart — 
ſicht nimmt. 

Allerdings wuͤrde eine Geſchichte der * in der 
Welt des Alterthums beſtandenen (aſiatiſchen 
und europaͤiſchen) Verfaſſungen (wie z. B. in dem 
trefflichen Werke von Tittmann uͤber die griechiſchen 
Verfaſſungen geſchah), und eben ſo eine Geſchichte 
der im Mittelalter entſtandenen Verfaſſungen, 
eine fehr intereffante Aufgabe feyn (was ich dem Rec. 
diefes Theiles in ven Heidelberger Jahrbuͤchern 
1825. St. 58 gern zugeftehe); allein mein Zwed 
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war auf die Gegenwart, auf das jetzt Beſte— 
bende und Gültige berechnet, und nur dar— 
nach Eann ich beurtheilt werden, wenn mir nicht Un= 
recht gefchehen fol. In dem vorliegenden Bande wird 
der Vergangenheit nur furz, und nur nach ihrem 
Derhältniffe zur Gegenwart gedacht, um da, wo das 
Beftehende unmittelbar an das ſchon Vorhandene fich 
anfchloß und aus dem ſel ben hervorging, die ges 
fhichtliche Unterlage des jeßt Öültigen 
nachzuweifen, Deshalb Eonnte in diefem Werke eben 
fo wenig von der mofaifchen Geſetzgebung, 
wie von den Capitularien der fränfifchen 
Könige, eben fo wenig von der Verfaſſung der 
maurifchen Reiche in Spanien, wie von der 
Derfaffung der erlofchenen Republif Venedig die 
Rede feyn. Als Ueberficht aber über ein, in unferer Lite— 
ratur wiſſenſchaftlich noch gar nicht bearbeitetes, Ge— 
biet duͤrfte dieſe Darſtellung des poſitiven oͤffentlichen 
Staatsrechts vielleicht ſelbſt dem Staats- und Ge— 
ſchaͤftsmanne nicht ganz unwillkommen ſeyn, weil ſie 
ihm wenigſtens die geſammten hieher gehörenden Maſ— 
ſen im Zuſammenhange vorlegt. 

Bei der Behandlung dieſer neuen Wiſſenſchaft 
galt mir daher als Geſetz, der bereits wieder erlo- 
fhenen PVerfaffungen — fo wie der in manchen 
Staaten. erft neuerlicy erfchienenen DVerfaffungse nt: 
würfe, ‚ohne noch als Grundgefeße angenommen 
worden zu ſeyn — nur in furzen Umriffen zu 
gedenken, aber jede im öffentlichen Staatsleben bei 
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ſtehende Verfaffung, nach allen ihren wefentlichen 
Beftimmungen, unter den Öefichtspunck ihres eigen= 
thümlichen politischen Charakters zu bringen. Zu 
diefen wefentlichen Bfftimmungen gehören ent- 
fchieden die Geſtaltung der gefeßgebenden Gewalt 
und der vollziehbenden Gewalt; die Initiative der 
Geſetze; das Verhältniß der Negierung zu den Volks— 
vertretern oder Ständen; die Vertheilung der Stände 
in eine, zwei oder drei Kammern (wie 3. DB. das legte 
in der Verfaſſung von Bolivia gefchieht, gleichfam 
um das Neich des Möglichen zu erfchopfen); die Herz 
vorhebung des Eigenthümlichen der Regierungsformen 
in monarchifchen und republikanifchen Staaten u. f. w. 
Minder wefentlich Dagegen find die Beftimmungen in 
Hinficht der einzelnen Derwaltungsgegenftände, felbft 
mit Einfchluß der Gerechtigkeitspflege und der bewaff- 
neten Macht. Uebrigens darf ich es nicht bergen, daß 
ich eine innige Freude darüber empfand, daß derfelbe 
Stoff von fo hochverdienten Männern, wie der vers 
ewigte v. Aretin und fein geiftvoller und fachEundiger 
Fortſetzer v. Rott eck, aus dem zweiten (dog— 
matiſchen) Standpuncte bearbeitet ward, weil die 
Wiſſenſchaft dabei gewinnen muß, und beide Werke 
— nach ihren eigenthuͤmlichen Beſtimmungen — ſehr 
gut neben einander beſtehen koͤnnen, ohne ſich in 
den Weg zu treten. Nur die eine Ausſtellung erlaube 
ich mir an dem letzten Werke, daß es ſich blos auf 
die conſtitutionelle Monarchie beſchraͤnkt, und 
alle conftitutionelle Republiken von ſich aus— 
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ſchließt. Denn dadurch wird, — beſonders wenn 
man Amerika einrechnet, wie man muß, — bei— 
nahe die Haͤlfte aller conſtitutionellen Staaten von 
dieſer Wiſſenſchaft, ohne zureichenden Grund, aus— 
geſchloſſen. 

Bei der von mir verſuchten Behandlung durften 
aber, nach meiner Ueberzeugung, kurze geſch icht— 
liche Einleitungen in die Darſtellung der einzel— 
nen Verfaſſungen durchaus nicht fehlen, weil jede 
Verfaſſung das Gepraͤge der Cultur ihres Volkes, 
der oͤffentlichen Verhaͤltniſſe und des Zeitabſchnittes, 
oft ſelbſt des Jahres traͤgt, in welchem ſie gegeben 
ward. — Daß endlich in einer für teutſche Ge— 
fehäftsmänner und Studirende berechneten Darftels 
fung der Staatswiffenfchaften, die auf teutfchem Bo— 
den entftandenen und noch beftehenvden Verfaſſungen 
befonders hervorgehoben und gewürdigt werben 
mußten, bedarf wohl nicht erft der Entfchuldigung. — 

Bei der Entwidelung des politifchen Charakters 
diefer vielen neuen Verfaſſungen babe ich mich aus 
Grundſatz alles eigenen Urtheils enthalten ; möge jeder, 
nach feinem politifchen Glaubensbefenntniffe, über die 
einzelnen dargeftellten Derfaffungen die Epifrifis 
fich felbft machen. Wie ich aber überhaupt über dieſe 
neuen Erfcheinungen in der politifchen Welt zweier 
Erorheile urtheile, war ich Feinesweges gemeint, zu 
verfehweigen ; denn nur wer bofen Willens fich bewußt 
ift, ftehe fehweigend hinter der Thüre, Der 5. 151 
enthält das, was ich als fefte Ueberzeugung annehme, 
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oder, wenn man will, ein politiſches Glaubensbekennt— 
niß, gebildet durch 34jaͤhrige Befchäftigung mit der 
Geſchichte, und deshalb nicht auf Theorieen und Hy— 
pothefen, fondern auf Thatſachen der Geſchichte 
rubend, die Fein Zweifel wegläugnen Fann, Denn 
nur dadurch, glaube ich, werden wir allmählig zu 
feftem Boden in dem Gebiete der Staatswifjenfchaften 
gelangen, wenn die politifche Theorie nur lang=- 
fam den unbeftreitbaren Thatfachen der Gefchichte folgt, 
und aus diefen Thatfachen abgeleitet wird, wäh- 
rend die Politif a priori (abgefehen von der ewigen 
dee der Herrſchaft des Rechts, welche Fein 
redlicher Forfcher aufgeben darf und Fann,) nur zu oft 
in den Wolfen fehwebt, und gewöhnlich in Lehren 
ſich ankuͤndigt, die wohl für Utopia, nicht aber für 
die wirkliche Welt fich eignen, 
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Staatentunve 
Ge range un 
Borbereitende Begriffe 





Di Sraarentunde era sleihmäßig zu 
fenfchaften.. Zu jenem. Kreife ward fie feit ihrer. fnfte- 
matifchen Seftaltung, gerechnet, gewohnlich „aber nur 
in. die Reihe der ‚gefehichtlichen Huͤlf swiſſenſchaften 
geſtellt, und, nicht zu dem Range einer geſchichtlichen 
Gru ndwoiffenfchaft erhoben ; zu die ſem Kreiſe muß 
ſie gezogen werden, inwiefern fie. das innere und 
äußere. Leben der beftehenden, Staaten nad) ber An: 
kuͤndigung derſelben in Der Gegenwart wiſſen— 
fchaftlich darſtellt. N 

; Allein, ungeachtet, des ‚reichhal (tigen und viel- 
feitigen, Anbaues der Staatenkunde ſeit den letzten 
funfzig Jahren, ſind doch nur wenige Wiſſenſchaften 
aus foganz verfhiedenartigen, Gefichts— 
puncten. behandelt worden, als eben dieſe. Der 
naͤchſte Grund davon lag darin, daß die meiften 
Statiftiker ‚blos Samnıler von m aflen waren, die 
fie, zu ihrer Wiſſenſchaft zogen und uen deren Siel⸗ 

St. W. ꝛte Aufl. IV. 
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lung, Verbindung und Verarbeitung ſie ſelbſt unter 
ſich nicht uͤbereinſtimmten, waͤhrend einige wenige 
zunaͤchſt eine Theorie der Statiftif aufftellten, bevor 
fie das Syſtem felbft folgen liegen. Bei der Staaten— 
Eunde muß daher zuerft eine feharfe Örenzlinie zwis 
fchen ihr und der Erdkunde (Geographie) gezogen, 
fodann ihr Verhältniß zu dem Kreife der geſch icht— 
lichen Wiflenfchaften beſtimmt feftgefeßt, darauf 
ihre Stellung in den Kreife der Oraatswiffen: 
(haften ausgemittelt, weiter die Gefchichte des 
wiffenfhaftlihen Anbaues derfelben in 
einem kurzen Umriffe durchgeführt, und endlich eine 
gedrängte Ueberficht über ihren Inhalt ge 
geben werden. EEE | 
Aus mehrern Gründen ift in diefer wiſſenſchaft— 
lichen Darftellung der gefammten Staatswiſſen— 
fchaften nur eine „Ueberficht der Staaten: 
Funde angekündigt worden; theils meil fie 
urfprünglich und zunächft zu den? Kreife der 
gefhichtlichen Wiffenfchaften gehört, weshalb 
fie auch auf allen Hochfchulen, wo eine befondere 
Nominalprofeffur verfelben, oder doch der geſchicht— 
lichen Huͤlfswiſſenſchaften, befteht, dieſem Lehr— 
amte ausſchließend zufaͤllt, ſo wie ſie in der That, 
wenn fie gehoͤrig, zeitgemäß, umſchlie— 
Gend und aus täglich. fortgefeßten Samm— 
lungen ergänzt vorgetragen werben foll, vie 
ganze Kraft Eines Mannes verlangt; theils 
weil fie, als Wiſſenſchaft, zu einem Umfange an- 
gewachfen ift, daß eine nur etwas befriedigende 
foftematifche Darftellung derfelben wenigftens 
36 — 40 Bogen. erfordern würde, wie die 
schrbücher von Meufel und Haffel beweifen; 
theils weil eben in dem legten Werke von 


rt 


Staatenkunde. | 3 


Haſſel *) eine fo gründliche und zwedmäßige 
foftematifche Behandlung diefer Wiſſenſchaft dem 
Publicum vorliegt, die allen gerechten Forderungen 

an die zeitgemäße ©eftaltung der Staatenfunde 
entfpricht, wenn man auch in Hinficht auf einzelne 
Grundfäße in der von Haſſel vorausgeſchickten 
Theorie der Statiftif, fo wie in einzel: 
nen Anordnungen und Angaben feines 
Werkes, anderer Meinung ſeyn follte; tbeils 
weil unfer allen Staatswifjenfchaften die Staaten 
Funde, wegen der mit Pan Tage eintretenden Ver— 
änderungen in dem innern Leben der Staaten, den 
wenigften bleibenden und feften wiffen: 
fhaftlichen Charafter trägt, indem die er— 
fcheinenden ftatiftifchen Schriften norhwendig den 
Veränderungen im wirklichen Staatsleben durch= 
gehends folgen und diefe forgfältig angeben muͤſſen. 

m 
Begriff und Zwed der Staatenfunde, 
Wenn die Gefchichte des europaifchen und ameri= 

Fanifchen Staatenfyftems aus dem Standpuncte der 

Politik (Th. 3. 5.2.) die pragmatifche Darftellung des 

politifchen (innern und äußern) lebens der Ge— 

ſammtheit der europäifchen ‚und der neuentftandenen 
amerikanifchen Staaten und Reiche nach ihrer gegett= 
feitigen volferrechtlichen Verbindung und Wechfelwir: 


* Lehrbuch der Statiſtik der europaͤiſchen Staa 
ten fuͤr hoͤhere Lehranſtalten, zugleich als Handbüch 
zur Selbſtbelehrung, von D. G. Haſſel. Weimar, 
1822. 8. — Dabei muß bemerkt werden, daß, aus 
einem andern Standpuncte und nach einem andern Plane, 
der Freih. v. Malchus in ſ. Statiftif (Stuttg. 
1826. 8.) —* ein ſehr ausgezeichnetes Werk ger 
liefert hat. 0 
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kung ſeit dem Ende des funfzehnten Jahrhunderts bis 


auf unſre Zeit enthält, und alfo das politifche ’ 


Leben diefer Staaten und Keiche im Kreife der Ver: 
gangenheit vergegenwärtigt; fo ift dagegen die 
Staatenfunde die Wiffenfchaft, welche die 
politifche Geſtaltung ver ſelbſtſtaͤndigen 
europaͤiſchen Staaten und Reiche, mit Ein— 
ſchluß der aus europäifchen Kolonieen hervorgegange— 
nen amerikanifchen Staaten, nach ver Ankuͤndi— 
gung ihres innern undäußern lebens und 
nach der Wechfelwirkfung beider auf ein 
ander, im Kreife der Öegenwart darftellt. 
Der Zweck der Staatenfunde beraubt daher auf der 
möglichft beglaubigten und 'erfchopfenden Darftellung 
des innern und Außer Lebens ver Geſammtheit der 
ſelbſtſtaͤndigen europaͤiſchen und amerikaniſchen Staa— 
ten im Kreiſe der Gegenwart— 

Soll aber diefer Zweck durch Die Staatenkunde 
ale Wiſſenſchaft erreicht werden ;-fo muß unterſchieden 
werden: 

1) die Theorie der Staatenkunde, oder 


die ſyſtematiſche Darſtellung der Grundbedingungen 


des innern und aͤußern Lebens ‚der Staaten und 
Keiche, fo wie der Verbindung und Wechfehwirfung 
diefes innern und: äußern Lebens aufeinander, in 
Hinficht auf die Ankuͤndigung Der Staaten. im 
Kreife der Öegenwart; 

2). die allgemeine Staatenfunde, welche, 
geftügt auf dieſe Theorie, eine vollftändige und 
erichöpfende Darftellung der Gefammebeit 
der europäifchen und amerifanffchen Staaten nach 
allen Bedingungen ‚ihres politiſchen Sedo und 
äußern) Lebens enthält; 

9) die beſondere Staatenkunde jedes einzel= 
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nen ſelbſtſtaͤndigen Staates (z. B. der oͤſtreichiſchen, 
der preußiſchen ꝛc. Monarchie), durch deren ſorg— 
faͤltige Bearbeitung erſt eine beglaubiate und ums 
ſchließende allgemeine Staatenkunde vermittelt 
wird; fo wie die allgemeine Geſchichte Die geiindliche 
und aus den Quellen erfchöpfte Bearbeitung der 
beſondern Gefchichte der einzelnen, entweder bereits 
erlofchenen, oder noch befichenden Staaten und 
Reiche halt. 
3. 
Verhaͤltniß der Staatenfunde und der 
Erdkunde (Geographie) gegen einander, 


So gewiß die wiffenfchafttihe Ferm der Erd— 
funde Alter ift, als vie der Statiſtik; "fo gewiß 
haben Doch auch, feit der fuftematifchen Öeftaltung der 
Staatenfunde, weit häufiger die Öeographen die 
Grenzlinie der Staatenfunde uͤberſchritten und Streif— 
und Raubzüge in deren Gebiet gethan, als die Sta- 
tiſtiker ins Gebier ver Erdkunde *). Durch diefe 
Örenzäberfihreitung wird beiden Wiffenfchaften 
eben fo gefchadet, als wenn man Gefchtchre und 
Erdkunde nicht mehr getrennt, fondern verbun— 
den vortragen wollte. Denn zugeftanden, daß meh— 
rere einzelne Stoffe beiden, der Staaten: und Erd— 
Eunde, gemmeinfchaftlich angehören (befonders in 
den Abfihnitten von der Grundmacht Des Staates, und 
*) Verglichen meine Recenſton von: Crome*s allge 

meiner Leberfihtvonden ſaͤmmtlichen euro— 

paͤiſchen Reihen und Ländern; im Hermes, 

1819, 38 Stüf, S. 169 ff. — Unter den neueften 

Schriftftellern der‘ Erdfunde ift es der hochverdiente 

ea der fein Handbuh der Geographie 

(3 Theile) in den fpätern Auflagen als: Handbuch der 

Geographie und Statiſtik erſcheinen lieg. 
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von der Cultur des Landes und des Volkes); ſo iſt 
doch die Behandlung und Stellung dieſer 
Stoffe in beiden Wiſſenſchaften weſentlich von einan— 
der verſchieden. Die Erdkunde folgt uͤberall dem 
Oertlichen, und iſt nothwendig an daſſelbe gebun— 
den; die Staatenkunde aber folgt in ihren Zuſammen— 
ſtellungen einer leitenden Idee, der Idee des in— 
nern und aͤußern Staatslebens, und der Wechſel— 
wirkung beider auf einander. Die Erdkunde giebt das 
Beſondere und Verſchiedene im Staate an, 
wo ſie es antrifft; die Staatenkunde hingegen ſtellt es 
unter dem Allgemeinen zuſammen, und verbindet 
das Gleichartige. So nennt z. B. die Erdkunde, 
bei den einzelnen Staͤdten und in den einzelnen Pro— 
vinzen eines Staates, die daſelbſt befindlichen Landes— 
behoͤrden, Hochſchulen, Lyceen, Buchhandlungen, 
Buͤcherſammlungen, Stiftungen u. ſ. w.; hingegen 
die Staatenkunde vereinigt unter der Rubrik der gei— 
ſtigen Cultur eines Staates die Geſammtheit aller 
feiner Hochſchulen, feiner Inceen, feiner Kunſt- und 
Bücherfammlungen und vergl. zu einer allgemeinen 
Ueberſicht über diefen wichtigen Theil des geiftigen 
Volkslebens. — Oder: die Erdkunde führt bei den 
einzelnen Dertern die dafelbft befindlichen Manufactu= 
ven und Fabriken, den Handelsverkehr, den Bergbau 
n.a, auf; die Staatenfunde aber vollendet, unter der 
Idee der technifchen Cultur, das Bild von den 
gefammten Mannfacturen und Yabriken, und von dem 
geſammten Handelsverkehre und Bergbaue eines Staa= 
tes. Weiter: die Erdkunde geht, bei ihrer Darftel= 
lung, von Provinz zu Provinz, und in den Provin- 
zen von dem einen Amte zu dem andern, Sie führt 
in den einzelnen Provinzen und Aemtern die Befchaf- 
fenheit Des Bodens, die vorhandenen Berge, 
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MWaldungen, Flüffe, Seen ꝛc., fo wie bie 
Bevolkerung der einzelnen Kreife und Aemter 
an, während die Staatenfunde die gefammte Ober: 
fläche des Staates und die Befchaffenbeit des Bo— 
dens, die gefammten Berge des Staates nad) 
ihren Hoden, die gefammten Waldungen nad 
ihrer phyſiſchen und forftwiffenfchaftlichen Befchaffen- 
beit, das gefammte Flußſyſtem und die ge: 
famnten Seen des Staates darſtellt. Wenn vie 
Staatenfunde, bei der Schilderung der Bewohner 
des Staates, die Nationalverfchiedenbeit (ob 
Teutſche oder Slaven:c.), die Religionsverfchies 
denheit und diebürgerliche Verſchiedenheit 
derfelben im Allgemeinen charafterifirt; fo nennt die 
Erdkunde dieſe verfchiedenen Gegenftände an den Dr: 
ten, wo-fie angetroffen werden. Wenn die Staatens 
Funde die gefammten Zweige der Staatsverwal- 
tung, nach Öerechtigkeitspflege, Polizei, Finanz: 
und Militaireinrichtung zufammen ftellt; fo gedenkt 
die Erdkunde der einzelnen Dicafteria und Behörden, 
wo fie ihren Sitz haben, 

Staaten= und Erdkunde find alfo nach ihrer 
wiffenfchaftliben Begründung durch lei- 
tende Ideen, nach ihrer logiſchen Anordnung, 
befonders in Hinficht auf die Vertheilung und Auf— 
einanderfolge der Stoffe, und nach ihrer fuftema= 
tifhben Durchführung im Ganzen und im 
Einzelnen, wefentlih von einander verfehieden, 


u 3 

Verhaͤltniß der Staatenfunde zu Den ge- 
ſchichtlichen Wiffenfchaften. 

Die Gefchichte überhaupt enthält die wiffen- 

fhaftliche Darftellung des ganzen Kreifes der Außern 
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Erfahrung, welcher die Gegenwart und Ver— 
gangenheit, d.h. alle Erſcheinungen neben ein- 
ander im Naume, und alle Veränderungen nach 
einander in der Zeit umſchließt. Wir nennen vie 
Darftellung der Gegenwart Befchreibung, wie 
Darfiellung der Vergangenheit Erzählung. "Die 
Befchreibung verbreitet fieh über die Erfeheinungen 
und Veränderungen nach ihrem Zugleich und Neben: 
einanderfeyn im Raumez bie Erzählung über die 
Thatſachen der Vergangenheit nach ‘ver Folge 
der Zeit. | 

Iſt Diefer Gefichtspunct für die Anordnung de 
gefchichtlichen Wilfenfchaften begründet; ſo giebt es 
eigentlich nur zwei geſchichtliche Grund- oder 
Stammmwiffenfehaften: die allgemeine Ge— 
fhichte, und die Staatenfunde; denn durch 
diefe beiden Wiſſenſchaften werden die beiden geſchicht— 
lichen Grundbegriffe der Vergangenheit und Der 
Gegenwart erfhopftl. Wenn daher die allge: 
meine Öefchichte. die Geſammtheit aller durch die 
Freiheit des Menfchen bewirkten Thatfachen, und, im 
engern Sinne, die Öefammtheit der merkwürdigen 
und beglaubigten Begebenheiten enthält, durch welche 
das innere und aͤußere Leben ver Reiche und 
Staaten des Erdbedens, nach dem nothwendigen 
Zufammenhange und nach der öffentlichen Ankuͤndi⸗ 
gung Diefes Lebens, in dem Umkreiſe der Vergan— 
heit dargeftelle wird; fo verzeichnet. Dagegen die 
Staatenfunde die politifche Form der Keiche 
und Etaaten des Erdbodens nach den norhwendigen 
Bedingungen ihres innern und Außern Lbens im 
Kreife der Gegenwart Y. 


—— 


*) Diefer Anſicht folgen im Ganzen Schloͤ zer und Herder. 
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Steht dieſer Grundſatz feſt; ſo iſt es hoͤchſt feh⸗ 


lerhaf und einſeitig, die Staatenkunde in die 
Reihe der fogenannten geſchichthichen Huͤlfs— 
wiſſenſchaften zu ſetzen. Denn, naͤchſt den bei- 
den genannten geſchichtlichen Grun dwiſſenſchaften, 
muͤſſen die uͤbrigen geſchichtlichen Wiſſenſchaften ein— 
getheilt werden *): 


a) in vorbereifende Cpropädeutiiche) ge= 
ſchichtliche Wiffenfchaften, wohin die Quellen— 

‚Funde, vie Erdkunde und die Zeitfunde 
(Chronologie) gehören ; 


b)iimabgeleitere gefchichtliche Wiffenfchaf- 
ten, welche zwar nach ihren einzelnen Stoffen in 


Schloͤzer fagt: „Die Gefdyichte iſt eine fortlaufende 
Statiftif, und Statiftit eine ſtillſtehende Geſchichte.“ — 
Herder: „Geographie it die Baſis der Gefchichte, und 
die Geſchichte nichts als eine in Bewegung gefeßte E⸗ogra⸗ 
phie.“ Es verſteht ſich von felbjt, daß, befonders das 
Witzwort Schlözers, nur im allgemeinften Sinne 
gelten und die Gefchichte blos in dem Sinne „eine fortz 
laufende Statiſtik“ feyn kann, inwiefern fie die Ver— 
gangenheit nach den einzelnen Abfchnitten gleihfam 
als Gegenwart verfinnlicht. Denn, wollte man 
Schloͤzers Ausfprucd ganz ſtreng nehmen; fo würde 
‚ allerdings. der Einwurf eines RT dagegen gelten 
| Geidelb. Jahrb. 1825. St. 58): „Wäre die Geſchichte 
eine fortlaufende Statiſtik; ſo würde die Verfaſſung imz 
mer diefelbe bleiben; Revolutionen, WWergrößerungen , 
Theilungen, oder gar Einverleibungen eines Staates in 
einen andern, koͤnnten gar nicht ſtatt finden,’ 
*) Leber diefe Eintheilung der gefammten gefchichtlichen Wiſ— 
fenfchaften, fo wie über deren weitere Ausführung, mit 
h Beibringung der wichtigften Literatur, kann meine £leine 
Weltgeſchichte (Ste Aufl. Leinz. 1825.) in der 
Einleitung ©. 6 ff. verglichen werden. & 
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den beiden geſchichtlichen Grundwiſſenſchaften ent— 
halten ſind, die aber, bei der ſelbſtſtaͤndigen Be— 
handlung dieſer Stoffe, als befondere Wilfenfchaften 
Dargeftellt werden. Dahin gehören: die Et hnno— 
grapbie, die Specialgefhichte, die Spe— 
cialftatiftif, die Culturgeſchichte die 
Biographie ꝛc.; 

c) in gefchichtliche Huͤlf swiſſenſchaften, durch 
welche theils die ſyſtematiſche Geſtaltung der beiden 
geſchichtlichen Grundwiſſenſchaften, theils im Ein— 
zelnen das Studium der abgeleiteten geſchichtlichen 
Wiſſenſchaften erleichtert und unterſtuͤtzt wird, in— 
wiefern in denſelben geſchichtliche Stoffe ſelbſtſtaͤn— 
dig und im ſyſtematiſchen Zuſammenhange darge— 
ſtellt werden, deren in den uͤbrigen geſchichtlichen 
Wiſſenſchaften nur gelegentlich gedacht werden 
kann, durch welche aber einzelne Zweige der ge— 
ſchichtlichen Kenntniſſe tiefer begruͤndet und naͤher 
erörtert werden. Zu dieſen geſchichtlichen Huͤlfs— 
wiſſenſchaften gehoͤren: die Genealogie (Ge— 
ſchlechterkunde), die Heraldik (Wappenfunde), 
die Numismatik (Miünzenkunde), die Diplo 
matik (Urfundenlehre), u. a. — Aus dem Be- 
griffe der gefchichtlichen Huͤlfswiſſenſchaften, fo 
wie aus den in ihrem Umfange dargeftellten Stof 
fen, und aus ihrem Verhältniffe zu den 
übrigen geſchichtlichen Wiffenfchaften 
erhellt, daß die Staatenfunde durchaus 
nicht in die Reihe der geſchichtlichen 
Hülfswiffenfhhaften geftelle werden 
kann, weil ihr eine weit höhere Beftimmung — 
die wiffenfchaftliche Darftellung des innern und 
außern Staatslebens aller beftehenden Reiche und 
Staaten im Kreife der Gegenwart — zukommt. 
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5. 


Verhaͤltniß der Staatenkunde zu den uͤbri— 
gen Staatswiſſenſchaften. 


Die Staatenkunde gehoͤrt, in dem Kreiſe der 
Staatswiſſenſchaften, weder zu den — ——— 
ſchen, 2. zu den gemifchten (Staatswiff. Th.1 
4 ©. 14), fondern zu den reingefchichte 
lichen Staatswiflenfchaften, Sie ſtuͤtztt ſich aber 
in Hinficht der leitenden Ideen, die ihr zum 
Grunde liegen und über die innere Eintheilung und 
Anordnung ihres Gebiets entfcheiden, auf mehrere 
der philofopbifchen Gtaatswiffenfchaften, und 
unterftüßt und befördert das. Studium meh— 
rerer gefchichtlicher Staatswiffenfchaften. 

Denn, wenn gleich das Natur- und BHl- 
Ferrecht, fo wie das philofophifche Staats- und 
Staatenrecht in feiner unmittelbaren Verbindung 
mit der Staatenfunde fteht, die nicht Das fehilvert, 
was nach der Vernunft ſeyn foll, fondern Das, 
was befteht; fo find Doch die Staatsfunft, die 
Volks- und Staatswirthfchaftslehre, die 
Finanz- und die Polizeiwiflenfchaft von defto 
größerer Bedeutung für die Staatenkunde, Es kann 
‚ namlich dasjenige wifjenfchaftliche Öebiet, welches in 
neuerer Zeit Theorie der Statiftif genannt wor⸗ 
den iſt, auf keine andere Weiſe ſyſtematiſch begruͤndet, 
logiſch angeordnet und erſchoͤpfend durchgefuͤhrt wer— 
den, als vermittelſt ver felbfiftändigen Zuſam— 
menftellung derjenigen Ergebniffe aus 
den genannten Staatswiffenfchaften, wos 
Durch die Auswahl, Anordnung, DVertheilung und 
Durchführung der einzelnen Mafjen möglich wird, die 
zur Darftellung des innern und Außern Sebens der 
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einzelnen Staaten und Reiche im Kreiſe der Gegen— 
wart gehoͤren *). 

enn die Staatenknnde, nach dieſer ihrer Stel— 
lung zu mehrern reinphiloſophiſchen und gemiſchten 
Staatswiſſenſchaften, als abhaͤngig, zum Theile 
ſogar als dieſen untergeordnet erſcheint; fo er— 
ſcheint ſie zu den uͤbrigen geſchichtlichen Staatswiſſen— 
ſchaften als gleichgeordnet. So z. B. unterſtuͤtzen 
ſich die Staatenkunde und die Geſchichte des 
europaͤiſchen Staatenſyſtems aus dem 
Standpuncte der Politik gegenſeitig; denn 
eben ſo oft bedarf die neuere und neueſte Ge— 
ſchichte Des europaͤiſchen Staatenſyſtems der Angaben 
und Aufſchluͤſſe der Staatenkunde, wie die Staaten— 
kunde, fuͤr viele ihr weſentlich zugehoͤrenden Erſchei— 
nungen des innern und aͤußern Staatslebens im Kreiſe 
der Gegenwart, des Lichtes der Geſchichte. Wenn 
daher in vielen Faͤllen das Licht de Vergangen— 
heit die Gegenwart erhellt; ſo erſcheint auch 
unlaͤugbar die Vergangenheit allen denjenigen 
in beſtimmtern und feſtern Umriſſen, die, ausgeſtattet 
mit ſtatiſtiſchen Kenntniſſen, die Vergangenheit 
in ſteter Vergleichung mit der Gegenwart auf— 
faſſen. 

Sehr wichtig iſt das Verhaͤltniß der Staaten— 
kunde zu der erſt im Werden begriffenen 
Staatswiſſenſchaft des poſitiven Ver— 
faſſungsrechts. So lange im juͤngern Europa 
blos Großbritannien eine thatſachlich ausge— 
praͤgte beſchraͤnkte monarchiſche Verfaſſungsform, und 
das zur politiſchen Selbſtſtaͤndigkeit gelangte Nord— 
amerika ſeit dem Jahre 1787 eine geſchriebene 
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Verfaſſungsurkunde hatte, obgleich "auch in 
andern Keichen und Staaten einzelne Grundge— 
fege beftanden; fo lange bedurfte es Feiner 'befon- 
dern Wiſſenſchaft des pofitiven Derfaffungsrechts, 
Es gnügfe, Das, was nun den Umfang diefer neuen 
Wiſſenſchaft bilder, in der Staatenkunde unter der 
Kubrit: Staatsverfaffung, in Furzen Umriſſen 
zu berühren, und diefe ftariftifche Lehre mit der von 
der Staatsverwaltung "in. Verbindung zu bringen. 
Allein feit dem Eintritte fehr vieler neuen Verfaſ— 
fungen ins innere Leben einer bedeutenden Anzahl 
europäifcher Neiche und Staaten, und feit der, aus 
fraatsrechtlichen Grundfäßen und Anfichten verfuchten, 
Begruͤndung und Durchbildung dieſer Verfaſſun— 
gen, als feſter Grundlagen des ganzen oͤffentlichen 
pofitiven Rechts in den Staaten, welche ſolche 
Verfaſſungen erhielten, muß nicht nur das pofi: 
tive Verfaſſungsrecht ven Charakter und —* 
einer felbftftändigen Staatswiffenfchaft (26.1 

Cinleitung, ©. 14f.) behaupten; es muß —* 
dieſer — ſeit 30 Jahren hoͤchſt erweiterte — Ge⸗ 
genſtand, nach feiner neuen wiſſenſchaftlichen Geſtal— 
fung von der Staatenkünde ausgeſchloſ— 
fen, und in derfelben von der Berfaffung der eins 
zelnen Staaten nur. in allgemeinen Umeiffen 
und in vem Verhaͤltniſſe gehandelt werden, in 
welchem die Verfaffung zu den übrigen, in der Sta— 
tiſtik darzuſtellenden, politifchen Stoffen ſteht. "Durch 
diefe Ausfeheidung des Befondern in den 
einzelnen Berfaffungen aus dem Öebiete 
und Umfange der Staatenfunde wird aber 
zweierlei gewonnen: einmal die jelbftftändige 
wiſſenſchaftliche Geftaltung des pofitiven Ver— 
faffungsreches, ohne Verwechslung und Vers 
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mifchung defielben mit der Staatenkunde; und z w ei> 
tens die Beſchraͤnkung des willenfchaftlichen 
Unifanges der Staatenfunde, welche, nach ihrer ges 
genwärtigen ©eftalt, innerhalb eines afademifchen 
Halbjabres nicht füglich zu beendigen war, weshalb 
denn auch einige geachtere Männer blos mif der 
Darftellung der Staatenfunde einiger Reiche und 
Staaten (gleihfam der Mufterftaaten) fich bes 
gnügten, was aber eben fo einfeitig und fehlerhaft ift, 
als wenn man 3. B. europäifche Stadtenge: 
fhichte ankündigen, und blos die Gefchichte Frank: 
reichs , Großbritanniens, der Niederlande und Ruß— 
lands vortragen wollte, 

Fur das practifche europäifche Voͤlker—⸗ 
recht enthält die Staatenkunde einen bedeutenden 
Reichthum von Angaben und Nachrichten, welche 
theils zur Begründung, theils zur Verfinnlichung 
vieler dem practifchen enropäifchen Voͤlkerrechte eigen— 
thümlichen Lehren gehören, ı Auf aͤhnliche Weife ift 
die Staatenkunde als Unterlage unentbehrlich‘ für die 
Diplomatie, weil der Diplomaf weder die 
nörhigen theoretifchen Kenntniſſe zur Unterhandlung 
mit auswaͤrtigen Staaten, ohne die Kenntniß der 
Statiſtik dieſer Reiche und Staaten, ſich erwerben, 
noch auch die Unterhandlungskunſt mit dieſen Staaten 
practifch üben Fann, wenn er nicht die Geſammtheit 
des innern und äußern Lebens diefer Staaten im Kreife 
der Gegenwart mit fiherm Blicke überfchaut, und mit 
feften Tacte bei der Loͤſung feiner diplomatiſchen Auf⸗ 
gaben anwendet. 


6. | 
Grundzügeder Theorie ver Staatenfunde, 
Da die ins Gebiet der Staatenkunde gehörenden 
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Etoffe und Maffen aus der Erfahrung ‚ftammen ; fo 
kann das Princip ihrer Vertheilung und: Anord⸗ 
nung nicht in ihnen felbft enthalten ſeyn. Diefes 
muß vielmehr, aus einer Wiffenfchaft hervorgehen, vie 
zwar der Erfahrung an’ fich nicht fremd ift ‚ die aber 
nach ihrem Urfprunge über. die Erfahrung fich erhebt, 
Diefe Wiffenfchaft ift die Staatskunft in Ver 
Bindung mit der Volks» und Staats wirth— 
ſchaftslehre, und mit der Sinanz= und Polis 
zeiwiffenfhaft x 
Denn enthält die Staatsfunft (26.1, ©. 
337 ff.) die wiffenfchaftliche Darftellung 
des Zufammenhanges zwifchen dem innern 
und Außern Staatsleben, fo daß fie, nad) 
ihren beiden Theilen, in die Darftellung der geſamm— 
ten Bedingungen und Ankündigungen des innern 
und des aͤußern Staatslebens zerfällt; fo folgt auch 
daraus für die wiffenfchaftliche Begründung 
der Staatenfunde mit Nothwendigkeit, daß die 
Darftellung der felbftftäandigen Neiche. und Staaten 
im Kreife der Öegenwart in: die beiden Haupt: 
theile: der Darftellung ihres innern und Außern 
Lebens, zerfallen, und, in den einzelnen Unter 
theilen diefer beiden Haupttheile, den in der Staats⸗ 
kunſt aufgeſtellten einzelnen Bedingungen der Ans 
fündigung des innern und Außern Staatslebens 
folgen muͤſſe. Die wiffenfchaftliche Form der Staats: 
Funft wird daher über die innere Anordnung und 
wiffenfchaftlihe Geftaltung der Staatenfunde 
zunächft und hauptfächlich entſcheiden. 

Allein bei der Ausmittelung des Volkseinkom⸗ 
mens, des Volksvermoͤgens, und namentlich des 
reinen Ertrags in jedem einzelnen vorhandenen 
Reiche und Staate, fo wie bei der ftatiftifchen Ueber— 
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ficht uͤber den Feldbau) uͤber nen Gewerbafteig uͤber 
den Handel, und über den gegenwärtigen Standpunct 
der Culturneines Volkes und.Staates in den Kreifen 
der Willenfchaft und Kunſt, Darf das, was in der 
Diolfis- und Staatswirchfhaftstehrg 
(Th. 2, ©. und ©. 133) Haus feſten Grundſaͤtzen 
entwidelt: worden iſt, fo wenig) uͤbergangen werden, 
wie bei der ftatiftifchen Darftellung des P okizgei: 
weſens und des Fimanzzu ſtandes des einzel— 
nen Reiches und Staates das, was, als alter; 
Grundſatz in den; Finanzwiſfen haft: (25. 2 
©: 263) und der Polizei wiffenfchaft (2, 
©..453) vaufgeftellt worden ifta » Die Theorie der 
Staatenfunde wird daher als: eine, sausı mehrern 
Staatswiſſenſchaften gemeinfchaftlich abgeleitete, ſyſte⸗ 
matiſch geordnete Begründung ı dev, wiljenfchaftlichen 
Anordnung undı Durchführung: Der Staatenkunde der 
einzelnen: Reiche und Staaten: erfiheineng u sun 
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—— der wiſſeuſchaftliche Charakter der 

—* skunſt uͤber den wiſſenſchaftlichen Charakter der 

Staatenkunde (did. uͤber die Begruͤndung dev Wiſſen⸗ 

ſchaft, über Eintheilung und Auordnung des Stoffes, 

und über Die geordnete und gleichmaͤßige Durchfuͤh⸗ 
rung des Gauzen); ſo wird die Thewrie der Staa⸗ 
tenkunde indie beiden Haupttheile der Aufſtel⸗ 

“fung der Grunpbedingungen des innern und Des 

aͤußern Staatslebens im Einzelnen zerfallen, 

A) Zu der Darſtellung des innern Staats⸗ 
lebens im Kreiſe der Gegenwart gehoͤren aber drei 

Hauptpuncte: 1) die Grundmacht des Staates 
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nach Sand und Volk; 2) die Cultur des Volkes; 
3) der Organismus des Staates nach Verfaſ— 
fang, Regierung und Berwaltung: een 
Eunft, Th. 1, ©. 356.) 


1) Die ee des Staates, nah 
Sand und Volk, ſchildert 

a) den Laͤnd — 22 — nach der Geſammt—⸗ 
zahl der Geviertmeilen; nach dem Umfange und 
der phyſiſchen Befchaffenheit der einzelnen Kreife, 
Provinzen und Bezirke; nad) der vrrlichen lage, 
nach dem Klima, nach den Grenzen, nach der 

Guͤte Des Bodens, nach Gebirgen, Wäldern, 
Fluͤſſen u. ſ. w.; 

b) das Volk, nach ver Geſammtzahl der 
Bevölkerung; nach der VBertbeilung der Be— 
voͤlkerung in die einzelnen Kreife, Provinzen und 
Bezirke, fo wie nach der Volksmenge in den gro: 
ßen, mittlern und, Kleinen Städten; nach der 
Nationalverfoiedenbeit (3. B. ob feut- 
ſcher, ſlaviſcher, finniſcher ꝛc. Abkunft); nach 
der bürgerlihen Verſchiedenheit (Adel, 
freie Grundbeſitzer, Leibeigene, Eigenhoͤrige; 
Hoflinge, Beamte, Gelehrte, Kuͤnſtler, Kauf— 
leute, Handwerker, Feldbauer, Tageloͤhner ꝛc.); 
und nach der kirchlichen Berfihiedenbeit 
(ob Ehriften, Juden, Mahomedaner; — Evans 
gelifche, Katheli Een, Mennoniten ꝛc.). 


2) Die Cultur des Volkes Eindige ſich an 
(Staatskunft, Th. 1, ©,358) als finnliche, 
technifihe, intellectuelle, Eünftlerifche, 
fietlich=religiöfe und bürgerliche Cultur. 

a) Die phyſiſche Cultur umſchließt den Feld— 

bau, die Viehzucht, den Wieſen-, Garten-, 
St. 8. 2te Aufl. IV. i > 
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Obſt⸗, Weinbau ꝛc., den Forſt- und Bergbau 
u. f. w. 

b) Die technifche Cultur den sefammten Ge- 
werbsfleiß in Manufacturen und Fabriken, und 
alle Arten und Berzweigungen des Handels; 

c) die intellectuelle Cultur den Anbau 
der Sprachen und der Wiljenfchaften, mit Dar— 
ftellung aller Anftalten und Einrichtungen für 
Gelehrſamkeit und Wilfenfchaften im Umfange 
des Staates; 

d) die Aftbetifche Gultur den Zuftand und 
Anbau der Künfte (namentlich der Dicht -, 
Rede-, Ton-, Bau: und Schaufpielfunft, der 
Malerei ꝛc.); | | 

e) die firtlich-religiofe Cultur die Sitten 
des Volkes nach feinen einzelnen Ständen, den 
firchlichen Cultus 2c,; und 
f) die bürgerliche Cultur den Zuftand der 
politifchen Bildung und Muͤndigkeit der einzelnen 
Stände des Volkes, namentlich der erblichen : 
Staͤnde und des fogenannten dritten Standes, 
(Staatsfunft, Th. 1, ©. 360) um, nad) 
der forgfältigen Winrdigung aller wefentlichen 
Puncte der Cultur, ein beftimmtes Ergebniß über 
die Volksthuͤmlichkeit und den Nationales 
charafter ziehen zur Eonnen, 


3) Der Drganismusdes Staates 
(Staatsfunft, Th. 1, ©. 367 ff.) umfchließe 

die Verfaffung, die Regierung und bie 
Berwaltung deffelben, | 
a) Bei der DBerfaffung (Staatsfunft, 
Th. 1, S. 376 ff.) wird beruͤckſichtigt, ob der Staat 
eine gefchriebene Verfaſſungsurkunde habe, oder 
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nicht; ob fie eine octroyirte oder verfragsmäßige 
fen; ob fie den vepräfentativen oder ftändifchen 
Charakter frage; ob es eine oder zwei Kammern 
gebe; an welche Bepdingungen der Eintritt in die 
Kammern geknüpft fey; welche Nechte. den Volks— 
vertretern, namentlich in Hinficht der Theil- 
nahme an der gefeßgebenden Gewalt und in Bes 
ziehung auf das Budget, zufteben; in welchem 
Berhältniffe die Kirche zum Staate ſtehe (ob nach 
dem Epiffopal= oder Territorialſyſteme) u. f. w. 


b) Bei der Kegierungsform (Staats: 
funft, Th. 1, ©. 441ff.) wird erörtert, ob 
der Staat eine monarchifche oder republis: 
Eanifche Negierungsform babe; ob Die monar- 
ehifche aufofratifch oder befchränft, ob die repu= 
blikanifche demokratiſch oder ariftokratifch fen; 
a Grundfaße, bei der monarchifchen 
Kegierungsform , die T heonf olge erfcheine (ob 
nach Wahl, oder Erblichkeit, — ob im männe 
lichen, oder auch im weiblichen Geſchlechte 2c.); 
ob eine Civillifte beftehe; wie ver Hofftaat 
geftalter fen; welche Orden vorhanden ſind ꝛc. 


c) Bei ver Verwaltung (Staatsfunft, 
29.1, ©.477 ff.) muß zunächft angegeben wer 
den, ob fie nach dem Syſteme der Provinzial: 
verwaltung, oder nach dem Syſteme Der Central— 
verwaltung beftehe; ob die Gemeindeverwal- 
tung felbftftändig fen; wie viele und welche M i- 
nifteria, und in welchem gegenfeitigen Verhaͤlt— 
‚niffe fie beftehen; ob ein Staatsrath, und 
mit welchen Functionen, ob ein befonderes fürft- 
liches Kabinet, ob eine Öeneralcontrolle 
eriftire; ob alle verwaltende Behörden verant- 
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wortlich find; — ſodann im —— 
wie im Staate 

&) die Gerechtigkeitspflege (nad den 
vorhandenen Geſetzbuͤchern, nach den verfchie- 
denen Behorden und Inſtanzen — vb- mit 
Gefchwornengerichten und Friedensrichtern 2c.), 

A) vie Polizei (nach der Sicherheits und. 
Ordnungs-, fo wie nach der Cultur- und Wohl: 
fahrtspolizei), 

y) das Finanzwef en PORN Domainen, 
Negalien, Budget, Directen und indirecten 
Steuern amd ihrer Verthe lungs und Erhe— 
bungsweiſe), 

d) das N] en (nach dem-ftehenden 
Heere, Reſerven, Landwehr, Landſturm, Fe— 
ſtungen ꝛc. ꝛc.) 

organiſirt ſey, und verwaltet werde. 


B) Zu der Darſtellung des aͤußern Staats: 


lebens im Kreife der Gegenwart gehören wieder 
drei Haupfpundte: 


a) Beftimmung des Einfluffes (Staatsfunft, 


Th. 1, ©. 341f.), welchen das innere Leben 


eines Staates, nach ver Cultur des Volkes und 


nach den: drei Bedingungen des Staatsorganismus 


( Berfaffung , Regierung und Verwaltung), auf 
deſſen außere (Eraftwolle oder fehwache) Ankündi- 
gung in der Mitte des enropäifchen Staatenfoftems 
behauptet, fo wie der Ruͤckwirkung, welche bisweilen 
auch das Außere politifche Seben eines, Staates 
auf deſſen inneres Leben hervorbringt (z.B. in 
der Zeit der Kriege, und nach denfelben 2c.) ; 


b) Wirdigung des befondern Staatsin- 
tereffe jedes einzelnen MEINEN Staates 
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(Staatskunſt, Th.1, S. 581), hauptfſaͤchlich 
nach Ausmittelung feiner politiſchen Würde (ob 
Kaifertbum, Königreih, Freiſtaat, Fuͤrſten— 
thum 2c.), feiner völligen oder theilweife be— 
fchränften Souverainerät (wie z. B. in 
einem GStaatenbunde, oder in den jonifchen In— 
feln, in der Stadt Cracau xc.), und feines poli= 
tifchen Ranges und Gewichtes (als Macht 
des erften, zweiten, dritten oder vierten politifchen 
Ranges ); 

c) Aufftellung der Geſammtheit der für jeden 
einzelnen Staat gültigen Verträge in Bes 
ziehung auf alle Mächte und Staaten des Auslan— 
des, fie mögen Friedensfchlüffe, Angriffs = oder 
Bertheidigungsbimdniffe ‚ Handelsverträge, oder 
befondere Konventionen n. f. w. ſeyn. Zugleich 
muß dabei bemerkt werden, ob fich der einzelne 
Staat in der- Gegenwart entweder im wirklichen 
Zuftande des Krieges, oder doch im Zuftande der 
Ketorfionen und Kepreffalien gegen andere Staa— 
sen befinder (Staatsfunft, Th. 1, S. 593 fj.). 


Beruͤckſichtigt die Staatenfunde — fowohl 
die allgemeine, welche das geſammte europäifche 
und amerikaniſche Staatenſyſtem umfchließt, als 
die befondere, welche als Specialftatiftif 
des einzelnen Staates ericheint, — alte diefe auf: 
geftellten wefentlichen Puncte des innern und Außern 
Staatslebens; fo feheint theils der Anforderung an 
den-erfchopfenden Umfang, theils den Anfprüchen an 
die logiſch zwedmäßige Anordnung und innere Der: 
theilung der Darzuftellenden Maflen, in der Wiffen- 
fchaft der Staatenfunde Genüge zu gefiheben, Dabei 
verſteht ſich von felbft, Daß, nach der Eigenthinnlich- 
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keit der einzelnen Staaten, ſowohl in der Aufeinan—⸗ 
derfolge und Stellung, als auch in der mehr oder 
weniger ausführlichen Behandlung der einzelnen auf: 
geführten Rubrifen (3. B. bei der Schilderung der 
Schweiz und der Türkei), in der Darftellung felbft 
eine bedeutende Berfchiedenheit und Mannigfaltigkeit 
ftatt finden müffe, 
/ 

| 8. 

Ob eine gefchichtliche Ueberſicht des Staa— 
tes in die Theorie der Staatenfunde ges 
ar | | höre? 


Je weniger ‚Zweifel Uber die Aufnahme und 
Durchführung der ($. 6.) aufgeftellten Gegenftände 
felbft in die Staatenkunde und deren Theorie ſtatt 
finden kann, wenn gleich über die Aufeinanderfolge 
und Stellung derfelben verfchiedenartige Anfichten be=’ 
fiehen mögen (je nachdem man nämlich bei ver Theo: 
rie der Statiſtik von diefen oder andern Grund» 
füßen ausgeht); deſto ſchwankender find die Anfichten 
der theoretifchen Statiſtiker Darüber, ob es zwed= 
mäßig fen, vor der Darftellung der Staatenfunde 
Des einzelnen: Staates eine kurze tabeilarifche 
geſchichtliche Ueberficht über die Zus und 
Abnahme des Staates, feit feinem Ent . 
fieben bis zum Augenblicke der Öegenwart, 
zunaͤchſt in Hinſicht auf Gevierrmeilen 
und Volkszahl, zu geben. | | 

Allerdings gehört, im ftrengen Sinne genommen, 
dieſer Stoff ausfchließend der Geſchichte, und nicht 
der Staatenkunde, an; auch würde dieſe Ueberſicht 
entbehrlich feyn, wenn jeder, der eines Handbuches 
der allgemeinen oder befondern Staatenfunde bedarf, 
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entweder an ſich ſchon voͤllig mit der Geſchichte der 
ſtatiſtiſch darzuſtellenden Staaten vertraut waͤre, oder 
doch, vor dem Studium der Specialſtatiſtik eines 
Staates, die Kenntniß der Specialgeſchichte deſſelben 
ſich erworben haͤtte. Weil aber dies bei den meiſten, 
welche die Staatenkunde als eine fuͤr ſich be— 
ſtehende Wiſſenſchaft erlernen wollen, nicht 
vorausgeſetzt werden kann; ſo ſcheint eine — freilich 
kurze und. fehr gedraͤngte — geſchichtliche 
Ueberſicht uͤber das allmaͤhlige Anwachſen oder 
uͤber das Sinken eines Staates nach ſeiner politiſchen 
Macht, in Hinſicht auf Laͤnder, Provinzen, Zahl 
von Geviertmeilen und Bevoͤlkerung, — (wie ſie bereits 
von Haffel bei feiner ffruͤhern] Statiſtik von Oeſt— 
reich und Rußland, von Wichmann bei der Sta— 
tiftif von Rußland, von Stein bei der von Preußen, 
von mir bei der Statiftif von Sachfen, und von 
Haffelinf. ſtatiſtiſchen Umriffe der fämmel, 
europ. Staaten [Weimar, 1823. Fol.] verfucht 
worden ift) — der ftatiftifchen Darftellung felbft fehr 
zweckmaͤßig, wenn gleich nicht nothwendig, voraus 
zugehen, Denn jeder in der WirkfichFeit vorhandene 
Staat Enüpft feine Öegenwarfan eine Ver— 
gangenheit, ohne welche die Gegenwart nicht das 
wäre, was fie ift, und aus welcher vie offentliche 
Ankündigung des Staates im Kreife der Gegenwart 


zunächft hervorging, 
3 Kin 
& Literatur der Theorie der Statiſtik. 
Die erſten gelaͤuterten Grundſaͤtze für eine The o⸗ 


rie der Statiſtik ſtellte Achenwall in ſeiner 
(bei der Literatur der Staatenkunde vollſtaͤndig anzu— 
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führenden) „Staats verfaſſung der heutigen 
vornehmften Reiche und Volker auf, in 
deren Tter Auflage die Theorie 63 Seiten umfaßt. 
— Er erklärte geradezu, bevor man die Statiſtik 
anfange, müffe man einige allgemeine Anmerkungen 
machen: über 1) ihren Begriff und Umfang, ihre 
Abeheilungen und ihre natürlichen Verbin 
dungen; über 2) ihren Nutzen; 3) ihre Ges 
fhichte, und 4) ihre Quellen. Er geht dabei 
von dem Begriffe der Stagtsmerfwürpdigfeis 
fen aus, und fagt: „Der Snbegriff der wirklichen 
Staatsmerfwürdigfeiten eines Neiches oder einer Re— 
publif macht ihre Staatsverfaffung im weitern 
Verſtande aus; und die Lehre von der Staatsverfaf- 
fung eines oder mehrerer einzelnen Staaten ift die 
Statiftif, oder Staatsbefchreibung. (Sn 
der Behandlung und Anfeinanderfolge der Gegen— 
ftände weicht er aber beveutend von dem $. 6, aufges 
ftellten Plane ab.) | 
Nach ihm bearbeiteten die Theorie der Statiftif: 

J. Chftvh. Gatterer, Ideal einer allgemeinen Welts 
fatiftit, Gött. 1773.89 

Joſeh Mader, über Begriff und Lehrart der Sta 
tiſtik. Prag, 179. 8. 

Schloͤzer, Theorie der Statiftil, Nebft Ideen 
über das Studium der Politit überhaupt. Erites 
Heft. Goͤtt. 1804 8. (mehr iſt von diefem geiftreichen 
Entwurfe nicht erfchienen.) — (Man fann damit feine 
Necenfionen über mehrere fpätere Schriften aus dem 
Gebiete der Staatenfunde vergleichen in den Goͤtting. 
gel. Anz. 1808, ©t. 14. St. 26. St. 58. und 
St. 210.) 

Geo. Fr. Dan. Goͤß, über den Begriff der Sta 
tiſtik. Ein hiftorifch z Eritifcher Verſuch. Anſpach, 1804, 
8. — De stalistices aetate et ulilitate. Erlang. 


1806. 4. Ceine Preisſchrift.) 
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Gregor Schoͤpf, Leitfaden zu einer " allgemeinen 
Statiſtik, mit Hinweifung auf wahre und gründlic)e 
Staatskunde. Nürnd. 1806. 8. (Ohne Schlögern 
zu nennen, benußte Schoͤpf deſſen Anfichten; feldft 
die, welche er nur aus. nachgefchriebenen Schlözerfchen 
Borlefungen fennen gelernt hatte, weil das zweite 
Heft der Schlözerfchen Theorie nicht erfchien. (vgl. Götz 
ting. Anz. 1808, N.26. ©. 259. von Schloͤzern 
ſelbſt) 

(Ueber die Schriften von Donnant, theo- 

rie el&Ementaire de la statistique. Paris, 1805. 

8. — und Introduction A la science de la sta- 

tistique, d’apres l’allemand de Mr. de Schlö- 

zer. Pais, 1805. 8., fo wie über die holläns 
dDifche Ueberſetzung der Schlözerfchen Theorie durch 

Tijdeman [ Gröningen, 1807.] muß man Schloͤ— 

zes eignes Urtheil IGoͤtt. Anz. 1808, ©t. 14, 

S. 137 ff. und St. 26. ©. 249] vergleichen.) 

Aug. Niemann, Abriß der Statiſtik und der 

Staatenkunde, nebjt Fragmenten zur Gefchichte derfels 
felben. Altona, 1807, ©. 

Leop. Krug, Seen zu einer ſtaatswirthſchaftlichen 
Statiſtik. Berl. 1807. 4. 

Wilh. Butte, Statiſtik als Wiſſenſchaft. Ir Theil. 
(mehr iſt nicht erſchienen.) Landsh. 1808. 8. 

Chſtoh. Rommel, über Geographie, Ethnographie 
und Statiſtik. Nebſt einem Abriſſe dieſer und der poli— 
tiſchen Wiſſenſchaften. Marburg, 1810. 8. 

Joſ. Zizius, theoretiſche Vorbereitung und Eins 
leitung zur Statiftif. Wien und Trieft, 1810. 8. 
Aug. Leop. Bucher, Betrachtungen über die Geogras 

phie und über ihr Verhaͤltniß zur Gelirhte und Sta: 
tiſtik. Leipz. 1812, 8. | 

Aug. Ferdin. Luder, Kritik der ea und Polis 
tif, nebjt einer Begründung der politifchen Philofophie, 
Sit. 1812, 8. 

Fr. Rön ee de RER: apud veteres 
vestigiis et — * Abo, 1815. 4. Cugl. Leipz. 
Lit. Zeit. 1815, St. 290.) 

Sof. Mar. Sreih, v. Liechtenftern, erfte Einlei⸗ 
tung zum Studium der StatiftiE als ſelbſtſtaͤndiger 
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Wiſſenſchaft unter dem feitenden Princip des Staats; 
zweckes. Zweite umgearb. und verm. Ausgabe, Dresden, 
1820, 8. 

Ern. Klotz, theoriae statistices particula1. s. 
theoria statisticestangtuam scientiae. Lips. 1821.8. 

Chretien de Schlözer, table des matieres 
contenues la theorie de la statistique, ainsi que 
dans celle de Phistoire. Moscou, 1823. 8 — 
Aus dem Franz. von dem Verf. ſelbſt überfegt und mit 
einigen Zufägen verfehen, unter, dem Titel! Grundriß 
dev Gegenjtäande, welche in der Theorie der Statiftif, 
fo wie in der der Gefchichte, vorzüglidy in Beziehung 
auf den ethnographifchen Theil der leßtgenannten Wiffens 
fchaft, enthalten find. Gött. 1827. 8. 

Franz Sofepd Mone, Theoriz der Statiſtik. Erſte 
Abtheil. Heidelb. 1824. 8. 

Chſtn. Aug. Fiſcher, Grundriß einer neuen fyftematiz 
ſchen Darftellung der Statiftif als ‚Wiffenfchaft. Nebft 
einer Probeffizze der Behandlung. Elberf. 1825. 8. 

J. E. v. Koch⸗Sternfeld, Grundlinien zur allges 
meinen Staatskunde, mit befonderer Ruͤckſicht auf die 

i  prganifche, materielle und wirthfcyaftlihe Grundmacht 
des Staates. Münden, 1826. 8. — Ueber den Stands 
punct der Staatskunde, als Bürgfcyaft der Landes Drd; 
nungen und Freiheiten. München, 1827, 8. | 

(In Haffels Lehrbuch der Statiftif, Weimar, 
4822, 8. wird von S. 1— 26 aud) die Theorie der 
Statiftik- beräckfichtigt.) 


10, 


Ueberficht über die Gefhichte der Staa— 
tenfunde und Deren wiffenfhaftlidhen 
- Anbau *) 


J. Geo. Meufel, Literatur der Statiftif, Leipz. 1790. 


8. — Diefes Werk ward, mit den beiden erfchienenen 
Nachtraͤgen, in einer N. U. in 2 Bänden bearbeitet. 


*) Vergl. meine Necenfion im Hermes, ©. 208 ff. 
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Leipz. 1806. 8. (bedarf aber in unfrer Zeit einer neuen 
Geſtaltung und Ergänzung.) 

Aug. Ferd. Lüder, Gefchichte der Statiſtik. Goͤtt. 
1817. 8. Cein: leidenfchaftlidy gefchriebenes Wert gegen 
die Statiftif, die der Verf. früher felbft wiſſenſchaftlich 
angebaut hatte.) | 


* * * 


Wenn gleich aus den Berichten der venetiani— 
ſchen Gefandten im Auslande während des fechszehn- 
ten Sahıhunderts die erſten gedrudten ftatiftifchen 
Schriften hervorgegangen find; fo war doch auch das 
damalige Zeitalter der erften Anregung der ftatiftifchen 
Kenntniffe. günftig. Denn mit dem Anfange des 
fechszehnten Jahrhunderts begann die erweiterte Ver— 
bindung unter den einzelnen enropäifchen Keichen und 
Staaten, die gegenfeitige genaue Beobachtung ihrer 
Sntereffen und Abfichten, der fihnelle Wechfel ver 
Bündniffe und Derträge zwifchen ihnen, fo wie der 
fichere Tact, mit welchem mehrere Kegenten und Mi: 
nifter ‚diefer und Der nachftfolgenden Zeit die Gegen— 
flände des. innern Staatslebens behandelten, Das 
bin gehörten Ludwig 12 und Franz 1 von Frankreich ; 
Karld in Spanien und Teutſchland; Churfürft Auguft 
von Sachſen; Heinrich 4 und Sully in Frankreich u. a. 


As Borläufer des wiffenfchaftlichen Anbaues 
der Staatenkunde müffen betrachtet werben: 
Franc. Sansovino (geb. 1521 zu Rom), del 


„governo e ammıinistratione di diversi regni e 
; republiche, cosi antiche, come moderne, in 22 
Büchern.  Diefes Werk erſchien zuerft 1567 zu Venes 
dig, eine fpätere Ausgabe dafelbft 1607. 4, 

Le relationi universäli di Giovanni Botero, 
divise in quattro parti. Diefes Werk, welches zu: 
erfi zu Kom 1592, 4. gedruckt ward, erfchien in den 
folgenden Ausgaben bedeutend vermehrt, und ward in 
verfehiedene Sprachen (ins Teutfche, München, 1612, 
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Fol.; ins Lateiniſche mehrmals) uͤberſetzt. — Die 
beſte Ausgabe ift: Io. Boteri rélationés de prae- 
eipuis rebus publieis, ex italico latine conver- 
sae, cum nolis et indice auctorum polilicorum 
Tusti Reifenberg, edenteRud. GeorgLünde. 
Helmst. 1664. 4. 

(Diefe beiden Werke find, nach der gewöhnlichen 
Meinung, aus den Papieren venetianifcher Gefandten _ 
entftanden. Anders urtheilte Schlöger darüber in 
den Goͤtting. Anz. 1808. ©t. 210, ©, 2101 f.) 


An- diefe Schriften ſchloß fidy Cin 72 einzelnen, aus 
dem Stalienifchen ins Lateinifche uͤberſetzten, Abhands 
lungen über politifch s fatiftifche Gegenftände) an; "I’he- 
saurus politicus; relationes, instructiones, dis- 
sertalioues, aliosque de rebus ad plenam im- 
periorum, Tegnorum, provinciarum, cognilio- 
nem, complectens. 3 Tom. Colon. 4609 — 11. 8. 
(Die Ueberfegung war von Kafpar Eng, lutheriſchem 
Prediger zu Lorih. — Den Titel des feltenen Drigis 
nals führt Schlözger an in den Goͤtt. Anz. 1808, 
St. 210. ©, 2101 ff.) 

(Bei Sanfovino wurden 22 Sperialftatifiken 
[yon Frankreich, Teutſchland, England, » Spanien, 
der Türkei, Perſien, Tunis, Fez, Polen, Portugal, 
Neapel, Kirchenftaat, Alt Nom, Schweiz, Raguſa, 
Sparts, Genua, Athen, Lucca, Venedig, Nürns 
berg und von Utopia, einem Idealſtaate —] 
gegeben. Gefchichtliche und ftatiftifche Gegenjtände laus 
fen bunt durch einander; nur einige Staaten [Frank— 
veich, England, Fez, das alte Nom, Sparta, Athen, 
Venedig und Utopia] wurden ausführlich charak— 
terifivt. Ein gemeinfamer Plan fehle; denn oft werz. 
den bei dem einen Staate Gegenjtände aufgeführt, 
welche bei dem andern Übergangen werden, Der Reli— 
gion, des Handels und der wiffenfchaftlihhen Eultur 
wird nur wenig. und beiläufig gedacht — Mehr 
ſyſtematiſche Haltung finder ficy beim Botero, mel 
cher über alle ihm befannte Staaten, über ihre Ver— 
faffungen und Religionen, fic verbreitet. — Der The: 
faurus, von Ens überfert, hingegen enthält blos eine 
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Maſſe von einzelnen politiſch-ſtatiſtiſchen Aufſaͤtzen, 
welche aus Inſtructionen und Berichten von Geſandten 
und Staatsmaͤnnern gezogen waren.) 


Meg, 
Sortfegung. 
Bon d'Avity bis Adhenmwall. 


Wenn gleich vie (5. 10.) genannten Werke nur 
als die erften unvollkommenen Vorbereitungen gelten 
fonnen, das Gebiet der Staatenfunde aus einem 
eigenthümlichen Öefichtspuncte aufzufaſſen; fo begann 
doch ſchon mit dem Werfe des d'Avity der erfte 
wiflenfchaftliche Verſuch in Hinficht des felbftftändigen 
Anbaues der Staatenkunde im Großen. Ihm folgten 
mehrere nicht ohne Tact und Erfolg. Allein der fefte 
wijfenfchaftliche Charakter der Statiſtik begann erft mit 
Achenwall, mit welchem Daher auch ein neuer Zeit- 
abfchnitt in der Bearbeitung der Staatenfunde als 
Wiſſenſchaft anhebt. 


Den erſten größern wiffenfchaftlichen Verſuch 
enthält: 

(d’Avity,) les etats, empires, royaumes, 
seigneuries, duchez et principautez du monde, 
par le Sieur D.V. T.Y. St. Omer, 1621 sq. 4. — 
N. E. Paris, 1625. Fol. (Diefes Werk fand in 
feiner Zeit allgemeinen Beifall. Es erſchien latei— 
nifch: Archontologia cosmica, mit Zufägen 
von 5. Ludw. Gothofried [d. i. J. Phil. Abelin]. 
Sranff. 1629. Fol. und teutfh, Anfangs mit 107 
Merianifchen Kupfern, Frankf. 1646. Fol. und fpäter 
mit 145 Kupfern, und mit einer Fortfegung- bis zum 
Sahre 1694, zu Frankf. 1695. Fol. — Sn Frank; 

v reich beforgte die zweite, ſtark vermehrte, Ausgabe: 
Franeois Ranchin. Paris, 1635 — 1645. 5 Voll. 
Fol, — Am Umfange noch ſtaͤrker, allein den Zur 
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ſaͤtzen nach unbrauchbaver und entfiellter, iſt die fpätere 
Ausgabe von Jean Baptiste de Rocoles. Paris, 
1660. 6 Voll. Fol. Diefes Wert umfchloß nicht blos 
Europa, fondern verbreitete fich auch, und zwar in den drei 
erfien Theilen, über Aſien, Afrika und Amerika.) 


Noch gehören der Mitte des fiebenzehnten Jahr— 
hunderts Die jogenannten (32) Elzevirifchen Re— 
publifen an, welche feit dem Jahre 1625 bei den 
Brüdern Elzevire zu Leyden in Sedez, unter $eitung 
des Johann de Laet zu Antwerpen, erfihienen. Sie 
enthalten Specialftatiftifen im Geifte ihres 
Zeitalters (vier davon find fogar den Hebräern, Gries 
hen, Arhenienfern und Römern gewidmet), - zufam= 
mengefeßt aus vorliegenden gefchichtlichen und ftatifti- 
ſchen Notizen, und von mehrern Derfaffern, im 
Öanzen ziemlich ungleichartig, bearbeitet. — Gleich— 
zeitig empfahl Veit ndw, v. Sedendorf.in feinem 
Fürftenftaate (1656) die zweckmaͤßige Beſchrei— 
bung der einzelnen Staaten, und gab, eine Anweifung 
zu derfelben. | | 

Dbgleich noch nicht unter dem Namen Statie 
ſtik, welcher erft von Achenwall gebraucht ward, 
lehrte doch bereits Conring (7 1681) zu Helmſtaͤdt 
diefe Wiſſenſchaft zuerft auf einer teutſchen Hochfchule, 
und führte fie dadurch in den Kreis der akademi— 
ſchen Difciplinen ein. War gleich der Zufchnitt, 
den er dieſer Wiffenfchaft gab, etwas fchwerfällig und 
fcholaftifch (er trug fie nach) der methodo quatuor 
causarum — causa'materialis | and und Leute], 
causa finalis [Zwed und Mittel des Staates] , causa 
formalis [Regierungsform], causa efficiens [Xegent, _ 
Minifter, Behörden, Militair ꝛc. — vor); fo. erwecdte 
er doch den Sinn für dieſe neue und wichtige Wiſſen— 
fchaft fehr allgemein, Er felbft fihrieb nicht darüber; 
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allein v. Goͤbel nahm in den dritten Theil von 
Conrings Werken (zuſammen 6 Thle. Braͤunſchw. 
1700) das opus posthumum: de notitia rerum 
publicarum hodiernarum auf, und Joh. Ir, Poͤp— 
ping, inf. orbis illustratus, s, nova histo- 
rico - publico - geographica imperiorum rerum- 
que publicarum per totum terrarum orbem de- 
scriptio, (Raßeburg, 1668. 12.) folgte ihm; noch 
mehr aber, und, mit bedeutenden Zufäßen und Er— 
weiferungen,, Courings ehemaliger Zuhoͤrer (im Jahre 
1660), der Profeſſor Philipp Andreas Oldenburger 
zu Genf (F 1678), in feinem: thesaurus rerum 
publicarum. 4 Voll. Genev. 1675. 8. Durch- 
gehends herrfchte in diefem ausführlichen Werke Con— 
rings angedeufeter Plan, durchgeführt durch alle 
Keiche und Staaten der vier Erdtheile. 

Gleichzeitig mit Conring, lehrte Koh. Andreas 
Boſe zu Jena dieſelbe Wiffenfchaft; er felbft aber 
fehrieb über diefelbe fo wenig, wie Conring. Erft 
zwei Jahre nach feinem Tode gab Georg Schubart 
die Vorträge des Bo fe heraus: introductio genera- 
lis in notitiam rerum publicarum orbis universi. 
Ien. 1676. 4. Sie enthält eine breite Einleitung 
in die Wiffenfchaft, worauf vier afademifche Gele— 
genheitesfchriften deſſelben über einzelne ftatiftifche Ge— 
genftände folgen. An der beabfichtigten Bearbeitung 
der Specialftatiftit der alten und neuen Reiche 
und Staaten verhinderte ihn der Tod, Später 
gab Joh. Andr. Schmid Boſe's notitia an. 
Helmst. 1702. 4. als deſſen einzigen ftatiftifchen 
Nachlaß heraus. 

In vielen Quartausgaben, von 1673 bis 1707, 
erfcehien von dem Prof, Sof. Chriftoph Bedmann 
zu Frankfurt an der Oder: historia orbis terrarum 
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geographica et civilis, de variis negotiis nostri 
potissimum et superioris saeculi, aliisque rebus 
selectioribus. Er gab in der, großern Hälfte des 
Werkes eine ſyſtematiſch verbundene Maffe Biftorifcher 
und geograpdifcher Nachrichten , worauf er eine. Be— 
fehreibung von eilf europaifchen Staaten (Spanien, 
Portugal, Frankreich, England, Dänemark, Schwe— 
den, Rußland, Polen, Boͤhmen und Ungarn, der 
Tuͤrkei und Venedig) folgen ließ, und die -afiatifchen 
und afrifanifchen Staaten in einer Ueber ıcht Darftellte, 


Chrsin. Gastel, de statu publico Europae 
novissimo. Norimb. 1675. Fol. (beruͤckſichtigte vors 
züglich Teutfchland.) | 

Bernh. v. Zech (ſaͤchſ. geh. Rath, — ſchrieb 
pſeudonym als Friedr. Leutholff von Franckenberg) 
Europaͤiſcher Herold. Leipz. 1688. Fol. — N. A. in 
2 TIheilen, ſehr vermehrt und fortgeführt, 1705. Fol. 
(Er umſchließt die fämmtlichen europäifchen Staaten, 
mit Ausnahme Rußlands und der Türkei, nach ihrem 
politifhen Range: das vömifcyzteutfche Kaiferz 
thum (im ganzen erften Theile), dann die Königreiche, 
die Freiftaaten, die Fürftenthümer, — Nach feinem 
Plane giebt er zuerfi ausfuͤhrlich die neuere Gefchichte, 
dann die Befchreibung des Landes, der Einwohner und 
der Regierung. | 

Thom. Salmon, modern history, or the 
present stale,of all nations. Lond. 1724. Fol. — 
Bd. 3. 3 Voll. 1744 sqg. CNächft dem d’Avity 
ift dies, unter den ältern flatiftifchen Werfen, eins der 
ausführlichften. Mit Ausnahme Englands [welches der 
Derf. in den beiden erſten Theilen feiner brittifchen Ge: 
fehichte befchrieben hatte], verbreitet fich der Verf. über 
alle Reiche der vier Erdtheile. Das Werk ward ing 
Holländifche (von van Goch), ‚ins Franzöfifche, Ita— 
lienifche, und ins Teutfche [mit Aufnahme der Zus 
ſaͤtze der holländifchen Ueberſetzung]) in 10 Theilen, 4. 
Altona, 1732 — 54, überfest. — In fpäterer Zeit 
folgte ihm ein anderer Drittes Th. Smollet, the 
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present state of all nations. 8 ’Tom. Lond. 
‚1758 sqqg. & 


In compendiarifcher Form ward bie 
Staatenkunde behandelt: 


Luc. de Linda, descriptio orbis et omnium 
ejus rerum publicarum, in qua praecipua omnium 
regnorum et rerum publicarum ordine et metho- 
dice pertraclantur. Lugd. Bat. 1655. 8. (Diefes 
erfte Compendium der Statiftif wird von den meijten 
neuern Statiftifern nicht erwähnt. Der Verf. aber, der 
am längften bei den europälfchen Reichen verweilt, ob 
er gleich die aufereuropäifchen nicht ganz übergeht, gab 
feinem Buche einen fyjtematifchen Zufhnitt und Kürze 
des Ausdruckes; nur - vermifcht er das Statiftifche, 
Geographiſche, Publieiftifhe und ſelbſt das Gefchicht: 
Tiche. ) | 

Dietr. Herm. Kemmerich, Einleitung zur Staats: 
wiffenfchaft der heutigen Welt. Leipz. 1713 8. Cfür 
feine Zeit nicht ohne Werth.) 

Everard Otto, primae lineae notitiae Europae 
rerum publicarum. Trajecti, 1726. 8. (Otto 
übertraf feinen Landsmann de Linda. . Sein Bud) 
erfchien in mehrern Auflagen und in Nachdruͤcken zu 
Sena. Die fünfte Auflage (1749) mit dem Titel: 
notitia praecipuarum Europae rerum publica- 
rum. (Er ließ, auf eine allgemeine Einleitung, blog 
fechs europälfche Staaten folgen [Teutfchland, England, 
Frankreich, Spanien, Dortugal, die Niederlande]. Im 
Texte fchildert er die Gegenwart, in den Anmerkungen 

und Noten die Vergangenheit.) 


12, 
SGortfeßung. 
Bon Ahenwall bis Meufel; 


Das höhere Leben und der reichere Anbau der 

Statiſtik, felbft diefer Name, begann erſt mit 

Achenwalls Schriften und Vorträgen über dieſe 
St. W. ate Aufl. IV. | 
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Wiſſenſchaſt ſeit 1748 zu Göttingen, die er ſchon 
feit 1745 in Marburg gelehrt hatte, 


Gtfr. Achenwall, Abriß der neueften Staatswiffens 
ſchaft der heutigen vornehmjten europälfchen Reiche und 
Republiken. Gött. 1749. 8. — Dann feit 1752 mit 
dem Titel: Staatsverfaffung der europälfchen Reiche 
im Grundeiffe, in mehren Auflagen 17506. 1762. 1767, 
Nach des Verfaffers Tode ward das Werf in zwei 
Theilen in der fechjten Auflage 1781 und 1755 aus 
gegeben, wovon Schlözer den erften, Sprengel 
den zweiten Theil, — die fiebente Auflage aber 
1790 und 1795 Sprengel allein beforste. (Der 
Einleitung zu Achenwalls Werfe, welde eine 
Theorie der Statiſtik enthält, iſt bereits [$. 8.] 
gedacht. Im Ganzen befchränfte er fih auf die Spe— 
cialitatijtiE von acht Staaten: Spanien, Portugal, ° 
Frankreich, Großbritannien, Niederlande [doc fehlen 
diefe in der Tten Auflage vom Jahre 1798], Rußland, 
Daͤnemark, Schweden.) & 

ChHrjin. Wild. Franz Wald, Entwurf der Staats; 
verfaffinng der vornehmiten Reiche und Völker in Europa. 
Sena, 1749, 8. (Er ſtellte, nach Eurzen einleitenden 
Grundſaͤtzen, zehn Staaten dar: Portugal, Spanien, 
Frankreich, Großbritannien, Niederlande, ZTeutfchland, - 
Dänemarf, Schweden, Rußland, Kirchenjtlaat.) 

J. Paul Reinhard, Einleitung in die Staats 
wiffenfchaft der vornehmjten Reiche und Republifen in 
Europa und Afrika. Erlangen, 1755. 8. Cim Ganzen 
weniger reichhaltig, als Achenwall und Waldy; doch bez 
handelte er auch Algier, Tunis, Tripoli, Fez und 
Marocco.) 

Ant. Fr. Buͤſching, kurzgefaßte Vorbereitung zur 
europaͤiſchen Laͤnder- und Staatskunde. Hamb. 1758. 
8. — Die neueſte Auflage von Norrmann 1800. 

Ludw. Ant. Baumann, kurzer Entwurf der Staats; 
verfaffung der europälfchen Reiche, Brandenb. 1761. 8. 
(unbedeutend.) | 

M. Elobald) Toze, der negenmwärtige Zuſtand von 

Europa. 2 Theile. Buͤtzow und Wismar, 1767. 8. — 
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Die 2te und Ste Auflage (1779 und 1785) unter dem 
veränderten Titel: Einleitung zur allgemeinen und be; 
fondern europälfchen Staatskunde, in zwei Theilen. 
(Der Berf. behandelt darin: Europa überhaupt, Spas 
nien, Dortugal, Großbritannien, die Niederlande, Däs 
nemarf, Schweden, Dolen und Rußland.) — Nach 
feinem Tode bearbeitete Valent. Aug. Heinze die 


. vierte Auflage (1790 u..1799), die aber im zweiten 


Theile, weicher blos Dänemark und Schweden enthält, 
nicht beendigt ward. — Diefes Werk ward ins 
Engliſche, KHoländifche und Dänifche überlegt. | 


J. Fr. Lebret, Vorlefungen über die Statiftif, 2Th. 
Stuttg. 1783 ff. 8. (nur die Einleitung handelt von 
der Statiftif überhaupt; das Übrige enthält eine Spe— 
cialſtatiſtik von Venedig und dem Kirchenſtaate.) 

Aug. Fr. With. Crome, über die Größe und Be; 
völferung der europäifchen Staaten, Leipz. 1755. 8, 
N. 2%. Frankf. am M. 1794. — Heu bearbeitet und 
erweitert erfchien diefes Werk unter dem Titel: Lieber 
die Eulturverhäftniffe der‘ europaͤiſchen Staaten, ein 
Verſuch, mittelt Größe und Bevölkerung den Grad 
der Eultur der Länder Europens zu beflimmen, Mit 
415 Tabellen, und einer illuminirten Berhältnißcharte von 
Europa. Leipz. 1792. 8.— Europens Producte. Deffau, 
1782, 8. Ate Aufl. Tüb. 1805. 8. (Doc) erfchien von 
diefer N. A. nur die erfte Abtheil.) — Das Wert 
„über die Culturverhaͤltniſſe“ gab der Verf. Leipz. 1818, 
8 neu heraus unter dem Titel: Allgemeine Ueberſicht 
der Staatskräfte von den fammtlichen europälfchen Reiz 


chen und Ländern. Mit 7 Tabellen, und einer Verhältz 


nigcharte von Europa, 

Sul. Aug. NRemer, Lehrbud der Staatsfunde der 
vornehmften ‚europäifchen Staaten. Braunſchw. 1786, 
S. Cein brauchbares Kompendium für jene Zeit.) 

Phil. Ehfin. Wernher, Handbuch) der neueften Erd; 
und Völkerkunde. 2 Theile. Mainz, 1787 f. 8. Cblieb 
unbeendigt.) 

Aug. Ferd. Lüder, Einleitung in die Staatsfunde, 
nebit einer Statifti der vornehmſten euvopälfchen Reiche. 
ir Theil. Leipz. 1792. 8. Cunbeendigt. Außer der 

—* 
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Einleitung, fiellte er blos Spanien und die Nieder: 


lande dar.) 
Theophil Fr. Ehrmann, Grundriß der europaͤiſchen 
Staatenkunde. Stuttg. 1791. 8. (duͤrftig.) 


*8 
Sortfeßgung. 
Bon Meunfel bis jet. 


Der neuefte Zeitabfehnitt in der wiffenfchaftlichen 
Bearbeitung der Statiftif beginne mit Meufel, weil 
feit diefer Zeit im Ganzen mehr gleichmäßige Haltung 
in die Darftellung derfelben bei akademifchen Vortraͤ— 
gen Fam, und diefe Vorträge über Staatenkunde auf 
allen Hochfchulen Teutfchlands, Die mit dem Geiſte 
der Zeit und mit dem Anbaue der Staatswiſſenſchaften 
fortfchritten, von den Kegierungen angeordnet und 
von den © Studirenden befucht wurden. — Für diefe 
afademifchen Zwede wurden denn zunächft Die an— 
geführten Lehrbücher von Meufel, Mannert, Mils 
biller, und Haffel (vom J. 1822) berechnet, - 


% Georg Meuſel, Lehrbuch der Statiſtik. Leipz. 
1792, & — 4te Aufl. 1817. 8. (Zu den Berdienften 
diefes reichhaltigen Compendiums gehörte, daß es aud) 
Teutfhland, Deftreih und Preußen dar— 
ftellte. — Die vierte Auflage enthielt nicht durchz 
gehends die NWeränderungen der neueften Zeit.) 

Matthias Ehfin. Sprengel, Grundriß der Staats; 
funde der. vornehmften europäifchen Weiche. Ir Theil. 
Halle, 1793. 8. Cmward nicht fortgefeßt, und enthält 
blos Spänien, Dortugal, Großbritannien, Rußland, 
die Niederlande, Dänemark und Schweden.) 

Son. de Luca, practifche Staatsfunde von Europa. 
Wien, 1796. 8. (unbedeutend.) 

J. D. A. Hoͤck, Handbuch der neueſten Erdbeſchrei— 
bung und Statiſtik. 2 Thle. Schweinfurt, 1803. 
8, (größtentheils Compilation aus Fabri.) 
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Chſtn. Adam Müller, neueſte allgemeine Geogras 
phie der gegenwärtigen Zeit, ein neues vollftändiges 
geographifchz ftatiftifches Handbuch. 2 Thle. Cin 4 
Bänden). Hof, 1803 ff. 5 2 

J. Konr. Müller, allgemeines Handbuch def Sta: 
tiftie, enthaltend eine möglichjt volljtändige und prag— 
matifche Ueberſicht des fatiftifchen Gehalts fämmtlicher 
>europäifcher Mächte gegen den Anfang des 19ten Fahr: 
hunderts. 1fte Abtheilung Cin +. Heften). Bremen, 1804, 
4. (Mebr erfchien nicht. Der Verf. ftellte Frankreich, 
Großbritannien, Rußland und Spanien dar.) 

Gottli. Shummel, Kleine Weiltſtatiſtik. Berlin, 
1805. 8. 

Kon, Mannert, Statiftif der europ. Staaten. 
Bamb. 1805. 8. — Dazu gehörte als Ergänzung; 
Statiftif des teutfchen Reiches. Bamb. 1806. 8. 


Sofepd Milbiller, Handbuch der Statiftif der 
eutopäifchen Staaten. 2 Theile. Landsh. 1811. 8. (Er 
befolgte Schlözgers Grundidee: vires unitae agunt,, 
und flellte, außer dem europäifchen, auch das teutfche 
Staatenſyſtem auf.) 

. Sof. Mare Freih. v. Liechtenſtern, Grundlinien 
einer Encyklopädie der Kosmographie und: Statiftif. 
N. A. Wien, 1812, 8. (größtentheils Compilation.) 

Geo. Haffel, vollitändiges Handbuch der neneften 
Erdbefchreibung und Statiftif. Ar Band in 2Abthl, 
Berl. 1816 f. 8. (Mehr erfchien nit. Er behanz 
delte das brittifche Neih, Spanien, Portugal, Frank; 
reich, und die’ Niederlande.) 


Chfin. Gtfr. Dan, Stein, Handbuch der Geogra⸗ 
phie nach den neueften Anfichten. 2 Theile. Lpz. 1808. 
5 — Erſchien (1S11) in der zweiten Auflage mit 
dem erweiterten Titel: Handbuch der Geographie und 
Statiftif, nach den neueften Anfichten, und behielt 
ihn (1S17) in der dritten, (1S19 f.) in der vier 
ten, und (1824 f.) in der fünften Auflage, welche 
fämmtlidy in drei Theilen erfcienen. 

of. Mare Freih. v. Liehtenftern, Lehrbuch der 
Statiſtik aller gegenwärtig beftehenden europäifchen Staa 
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ten, nah Meuſels Plane bearbeitet. ArThl. 
Wien u. Dresen, 1821. 8. Mehr erfchien nicht.) 


Seo. Haffel, Lehrbuch der Statifiif der europaͤi⸗ 
fhen Staaten für höhere. Lehranjtalten, zugleich als 
Handbuch zur Selbftbelehrung. Weimar, 1822, 8, 


5 € _Bifinger, vergleichende Darftelfung der 
Grundmacht oder der Staatskraͤfte aller europaͤiſchen 
Monarchieen und Republiken. Peſth u. Wien, 1828. 4. 


Chſtn. Karl Andre, neueſte Zahlenſtatiſtik der euros 
pällchen und außereuropäifchen Staaten. Erfter Jahr— 
gang, enthält 1) allgemeine Notizen, und 3) Deftreich. 
Stuttg. und Tuͤb. 1823. 8. 


€. %. Freih. v. Malchus, Siatiſtit und Staaten⸗ 
kunde. Ein Beitrag zur Staatenkunde von Europa. 
Stuttg. und Tuͤb. 1826. 8. 


(Zwei größere, noch nicht beendigte, Werke gehoͤ⸗ 
een theilweiſe hieher: 1) die neueſte Laͤnder— 
und Voͤlkerkunde, ein geographiſches Leſebuch fuͤr 
alle Stände. Weimar, ſeit 1806. 8. — [Das Ganze 
it auf 24 Bände berechnet, von welchen 22 erfchie; 
nen, fo wie von einigen derfelden neue Auflagen 
nöthig geworden find. — Die Bearbeitung .der ein; 
zelnen Staaten ift nicht gleihmäßig; manche find 
trefflih, manche gut, manche fehr. oberflächlich und 
mittelmäßig behandelt.] 2) Das vollftändige 
Handbucd, der neuefien Erdbefhreibung 
von Ad. Chſtn. Gaſpari, Seo. Haffel, Cams 
nabic und Guts Muths. Weimar, 1819ff. 8. 
In den erſten drei Abtheilungen dieſes Werkes, welche 
eilf Bände ausmachen, ift Europa beendigt, meis 
fiens von Haffel dargeſtellt. Aſien, welches die 
vierte Abtheilung in vier Baͤnden fuͤllt, iſt ganz 
von Haſſel. Von der fuͤnften Abtheilung, welche 
Amerika umſchließt, find erſt drei Baͤnde und die 
erſte Abtheilung des vierten Bandes, bearbeitet von 

Haſfſel und Cannabich, erſchienen. Cnody unbe 
endigt.) — Die ſechſte Abtheilung Afrika, hat 
Ukert in zwei Bänden bearbeitet. — Die fie 
bente Abtheilung Auftralien ift von Haffel.) 
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14, 


Tabellariſche Behandlung der Staaten- 
Funde, 


Die tabellarifche Behandlung der Staarenkunde, 
gegen welche in neuern Zeiten viele Stimmen fich er— 
hoben haben, darf, weil ihr Zwed nur aufeine rela— 
five und augenblicliche Brauchbarkeit berechnet ift, 
die foftematifche Darftellung der Wiſſenſchaft weder 
beeinträchtigen noch verdrängen; es muß vielmehr bei 
ihr nie vergeffen werden, daß fie im Ganzen nur ein 
verfinnlichendes Bild, eine anſchauliche 
Ueberſicht geben, nur einen der Wahrheit fi 
annäbernden Maasftab enthalten, und Das 
namentlich in Zahlen ausdrüden u was in Zah: 
len ausgedruͤckt und dargeſtellt werden kann. — Zwar 
ward anch im Alterthume, 3. B. von Cecrops, ſchon 
gezählt; Schlözer aber bemerkte fehr wahr (Gott. 
Anz. 1808, ©t. 210, ©. 2092), daß, Die Roͤmer 
ausgenommen, Niemand im ganzen Alterthume regels . 
mäßig gezählt, und daß man eben fo wenig im gan— 
zen Mittelalter daran gedacht habe. Selbſt noch vor 
hundert Jahren gab es Faum zwei Staaten in der 
ganzen cultivirten Welt, die ihre Volksmaffen ans 
ders, als nach einem bloßen (oft fehr unfichern) Ueber- 
fehlage beftinnmten. Pur der große Churfürft Fries 
drih Wilhelm von drandenburg verordnete 
im Sabre 1683 eine allgemeine Volkszählung. Erſt 
um das Sabre 1746 erfchienen, von Schweden 
aus, Modelle von Kirchenliften (won Geburten, 
Todesfällen, Ehen zc.) und Volksliſten. Sie 
liefen, nah Schlözers Ausdrucke, wie ein Sauf: - 
feuer durch Europa. Die fogenannte arirbmetifche 
Politik ward weiter Beau; und auf die Grund⸗ 
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lage derſelben in Teutſchland, Schweden, Frankreich 
und Holland berechnet, was in Zahlen ausgedruͤckt 
werden konnte. Es iſt zwar wahr, Daß man die 
Sache lächerlich machen kann, fobald man bei den 
Angaben von Schafen und Schweinen in einzelnen 
Zahlen ſtehen bleibt; allein Schlözer fraf auch 
bier das Wahre, wenn er fihrieb: „Die Commoda 
einer tabellarifchen Statiſtik hat noch kein Vernuͤnfti— 
ger bezweifelt; aber über ihre Ausartung Durch Igno— 
ranz, ihren Mißbrauch Durch Defpotism, über 
Tabellenfram, und über die armen, oft unnüß 
geplagten, Tabellenknechte wäre ein Work zu 
ſprechen.“ — 


Der erfte Vorläufer der tabellariſchen Darftel= 
fung der Staatenkunde war ein jeßt wenig bekanntes 
Buch: | 

I. Petr, Anchersen, descriptio statuum cul- 

tiorum in tabulis. Hafniae, 1741. Fol. 

(A. €. Gaſpari,) ſtatiſtiſche Tabelle über die 

vornehmjten europälfchen Staaten. Gotha, 1778. Fol. . 
G. R. v. Schmidtburg,) flatifiifhe Tabellen 
in bequemen Weberficht der Größe, Bevölkerung, deg 
eichthums und der Macht der vornehmften europäifchen 
Staaten. Prag, 1781. Fol. Ste Aufl. Leipz. 1785, Fol. 
J. Heinr. Jacobi, geographiſch-ſt atiſt iſch-hiſto— 
riſche Tabellen zum zweckmaͤßigen und nuͤtzlichen Unter⸗ 
richte der Jugend. 3 Theile. Hamburg, 1786 — 94. 4, 
Adolph Fr. Nandel, ftatijtifche Ueberſicht der vorz 
nehmften teutfchen und europäifchen Staaten, in Anz 
fehung ihrer Größe, Bevölkerung, ihres Finanzz und 
Kriegszuftandes, Mit einem Anhange gleichen Inhalts‘ 
über den nordamerifanifchen Freiſtaat. Berl. 1786. Fol. 
(Der Berf. nannte fih nicht, war aber der erfte 
Teutfche, der zwecmäßige ftatiftifche Tabellen lieferte, 
und meijtens die Duellen anführte, aus welchen er 
feine Nachrichten entlehnte.) — Von der neuen Bes 
arbeitung diefes Werkes gab Mandel, unter feinem 
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Namen, vor feinem Tode, de3 erften Theiles erfte 
Abtheilung (Teutſchland im Allgemeinen) un 
ter dem Titel heraus: Annalen der Staatskraͤfte von 
Europa. Berl. 1792. Fol. Die zweite Abtheilung 
(die öftreichifche Monarchie) bearbeitete Fr. Leopold 
Brunn. Berl. 1805. Fol. Diefer fchrieb Schon früher: 

dr. Leop. Brunn, tabellarifches Lehrbuch der neues 
ffen Geographie und Statiſtik. Bafel, 1786. 8. Die 
Tabellen in Fol. i 

Sul. Aug. Kemer, Tabellen zur Aufbewahrung der 
wichtigfien ftatiftifchen Veränderungen in den vornehmften 
europäifchen Staaten. (Diefe Tabellen, wovon jährlic) 
zwei erfchienen, follten Ergänzungen feines Compendiums 
feyn. Es erſchienen 14 Tabellen über die Jahre 1786 
bis 1792.) Braunſchw. 1787 — 94. Fol. 

(Iſaac Stli, Boͤtticher,) featififche Ueberſichts⸗ 
tabellen aller europaͤiſchen Staaten, nebſt deren Muͤn— 
zen, Maaßen und Gewichten. Koͤnigsb. und Leipzig, 
1789. Fol. 

Heinr. de Marees, tabellariſches Handbuch der 
neuern Geographie, Statiſtik und Geſchichte für 
Schulen. Herausgeg. von Funke, mit Charten von 
Sotzmann. 2 Hefte, Berl. 1802. Querfol. (ward 
nicht fortgeſetzt. Es war ein Verſuch, verwandte Wiſſen— 
ſchaften für pädagogifche Zwecke zu verbinden.) 

5. Sr. Ockhart, Europens monarchiſche und vepurz 
blikaniſche Staaten. 4 Theile. Leipz. 1804. Fol. 

Theophil Fr. Ehrmann, geographifc ſtatiſtiſche 
Meberfichtstabellen aller Erdtheile, nebft Speeialtabellen 
von Teutfchland und Frankreich. Erfurt, 1805. Fol. 

J. D. A. Hoͤck, ſtatiſtiſche Darftellung der europälz 
ſchen Staaten nach ihrem neueſten Zuſtande. Amberg, 
1805. Fol. — Hiſtoriſch-ſtatiſtiſche Darſtellung der 
Staatskraͤfte Enropa's in 5 Tabellen. Lpz. 1811. Fol. 

Seo. Haſſel, ſtatiſtiſcher Umriß der ſaͤmmtlichen 
europaͤiſchen Staaten. 2 Theile. Braunſchw. 1805. Fol. 
(enthielt blos die teutfchen Staaten.) — Statiſtiſche 
Vieberfichtstabellen der fammtlichen europälfchen und einiz 
ger aufereuvopäifcher Staaten. - Gött. 1809, Fol. — 
Statijtifcher Umriß der fämmtlichen europäifchen und 
der vornehmſten außereuropaͤiſchen Staaten, in Hinficht 
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ihrer Entwicelung, Größe, Volksmenge, Finanzs und 
Militairverfaſſung; tabellariſch dargejtellt, Erſter Heft. 
(Deftreih. Preußen. Der teutfche Bund.) Weimar, 
1523. Fol. — Heft 2 (das übrige Europa). 1824. — 
Heft 3 (das osmaniſche Reich und die außereuropaͤiſchen 
Staaten). 1824, 

Fr. v. Sydow, gründliche Ueberſicht der europaͤiſchen 
Staaten in 53 geographifch ⸗ſtatiſtiſchen Tabellen. Erfurt, 
1521. $ol. — Gruͤndliche Ueberficht der aufereuropäis 
fhen Staaten in geographifch » jkatiftifchen Tabellen. 
Erfurt, 1822. Fol. 

i 15. 


Lerifograpbifche Behandlung der Staa— 
tenkunde. 


Zwar reicht die lexikographiſche Behandlung der 
Erd- und Staatenkunde weiter zuruͤck, als die tabel— 
lariſche; man darf aber dabei nicht vergeſſen, daß in 
dieſen Woͤrterbuͤchern, ſelbſt in den neueſten und 
vorzuͤglichern, das Rein-Statiſtiſche weder vor— 
herrſcht, noch von dem Geographiſchen und Geſchicht— 
lichen ſtreng geſondert iſt. Die meiſten Werke dieſer 
Art find daher Miſchlinge, und zu naͤch ſt auf 
Brauchbarkeit, nicht auf tiefere Begründung, 
neue Öeftaltung und weitere Verbreitung der eigent- 
lichen Wiffenfchaft, berechnet. 

Viel dahin gehdriges enthält: 

Vollftändiges Univerfalleriton aller Wiffenfchaften und 
Künfte, darin die geographifc) z politifche Befchreibung 
des Erdkreifes ꝛc. 64 Theile und 4 Supplementbände,. 
Halle und Leipz. 1732 ff. Fol. (bei Zebdler.) 
Unmittelbar der Erd; und Staatenkunde gehören an: 


Bruzen la Martiniere, Atlas der ganzen Welt, 
oder geographiſch- und Eritifches Lexikon ꝛc. Aus dem 
Franzoͤſ. uͤberſ. mit Vorrede von Chriftian Wolf. 
13 Thle. Leipz. 1744 ff. Fol. 


Staatenkunde. — 43 


Reales Staats⸗ Zeitungs- und Converſationslexikon. 
Mit Vorrede von J. Hübner. Regensb. 1742. 8. — 
Die neueſte (3ifie) umgearbeitete Auflage von Fr. A. 
Ruͤder. 4 Theile, Leipz. 1824 — 27. 8. 

Wolfe. Jäger, geographifch  hiftorifch ; tatiſtiſches 
Zeitungslexikon. 2 Theile. Nuͤrnb. 1752 u, 84. 8. 2te 
Aufl. 1791 u. 93. 4. — Ste Aufl, von Konr. Mans 
nert. 3 Theile. Nuͤrnb. 1805 — 1811. 8. (Dazu 
Zufäße und Berichtigungen.) 

P. U. Winkopp, neuefties Staats, Zeitungs:, 
Reiſe-, Doft: und Handlungslerifon ; oder geographifch: 
hiſtoriſch — —— ——— Handbuch von allen fünf Theis 
len der Erde. 3 Bände, und An Bandes Ifte und 2te 
Abtheil. Leipz. 1804 ff. 4. Cblieb unvollendet.) 
"Theophil Fr. Ehrmann, allgemeines Hiftorifch 
ft atiftifchzgeograph. ne , Doft: und Zeitungs: 
lexiton. 3 Bände, und An Bamdes Ifte u, 2te Abtheil, 
Erfurt, 1804— 24, 4, (Ehr Nann gab nur den Na? 
men dagu ber. Den erften Theil bearbeitete Hufuadel 
[fchlecht J, die fölgenden Schorch bis Po. [beffer]). 
Sortgefeßt, Gotha, bis In Öndes. 2te Abthl. 1827. 

J. G. A. Galletti, vollſtaͤndiges geographifchee 
Tafchenwoͤrterbuch. Leipz. 1809. 8. 

Chſtn. Gtfr. Dan. Stein, geographiſch⸗ſt at iſt i⸗ 
ſches Zeitungss, Poft: und SR 2 Theile, 
Leipz. 1811. 8. — M. Aufl. 4Theilen (jeder 
Theil in 2 Abtheilungen). We, 1818-1831. 8. — 
Nachtrage dazu, Leipz. 1822 und 24, 8. 

Geo. Haſſel, allgemeines geographiſch-ſta tiſt i⸗ 
ſches Lexicon, aus Quellen und nach den neueſten 
Huͤlfsmitteln bearbeitet. 2 Thle. Weimar, 1817. 8. — 
Nachtraͤge dazu, 1818. 


4 


16. 


Säriften über fpecielle ftatiftifhbe Ge— 
genftände, 


Saoll die Staatenfunvde als felbftftänpige 
Wiſſenſchaft erfcheinen, immer mehr ver Wahr: 


! 
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heit ſich naͤhern, und nach allen zu ihr gehoͤrenden 
Theilen gleichmaäßig und umſchließend ange— 
baͤuet werden; ſo muß in jedem groͤßern Staate 
ein ſtatiſtiſches Bureau beſtehen, als der ge— 
meinſame Mittelpunct theils der geſammten Quel— 
len der ſtatiſtiſchen Nachrichten, theils der zweck— 
maͤßigen wiſſenſchaftlichen Bearbeitung der aus 
den Quellen geſchoͤpften Ergebniſſe, wie Preußen, 
;urtemberg und andere Staaten ſolche Anſtalten 
befisen, deren ausgezeichnete Wirkſamkeit bereits in 
gehaltvollen und zuverläfjigen Schriften über die 
Statiftifen diefer Staaten fich bewährte, 

Sof. Mare v. Liechtenſtern, uͤber ſtatiſtiſche 
Bureau's, ihre noͤthigen Formen und Einrichtungen. 
Wien, 1814 8. 

(Poͤlitz) in d. Leipziger Lit. Zeit. 1817, 
St. 20 ftelfte auch die Bedingungen für die Geftaltung 
eines fatiftifchen Bureau's auf. 

Einen fehr intereffanten fpeciellen Gegenftand der 

Staatenkunde behandeln folgende zwei Werfe: 

Karl Fr. Stäudkin, kirchliche Geographie und 
Statiftit. 2 Theile. Tuͤb. 1804. 8. 

Karl Trgt. Gtli. Schönemann, Grundriß einer 
Statiſtik des teutfchen Neligionsz und Kirchenwefens, 
Gätting. 1797. 8. 

Die befondern Schriften über die Bevoͤlkerung 

[von Suͤßmilch, Malthus ꝛc.]J, und über die fos 

genannte politifche Arichmetif [von Young, 

Buchholz u. a.) find bereits in der Volks: und 

Staatswirthfchaft aufgeführt.) 


17. 
Gedrängte ftatiftifehe Ueberficht über die 
einzelnen europäifchen Staaten. 


Da in diefer Darftellung des gefammten Kreis 
fes der Staatswiffenfchaften in Hinficht der Staaten— 


— 
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kunde ($. 1.) nur eine Ueberſicht über den Inhalt 
derfelben gegeben werden kann; fo ift dieſe, nach der 
gegenwärtigen volitifhen Stellung der 
europäifchen und amerifanifchen Reiche und Staaten 
gegen einander, am zwecmäßigften durchzuführen in 
einer Darftellung dieſer Reiche und Staaten als 
Mächte des erfien, zweiten, dritten und 
vierten politifchen Ranges.— 

Daß bei der Eintheilung der europaͤiſchen und 
amerikaniſchen Staaten in Maͤchte des erſten, zweiten, 
dritten und vierten Ranges nicht die Groͤße oder 
Kleinheit des Umfanges ihrer Geviert— 
meilen entſcheiden kann; daruͤber ſind wohl alle 
neuere Statiſtiker einverftanden, Man bat daher im 
Allgemeinen ven Maasftab der Bevölkerung 
als Grundfaß jener Eintheilung angenommen, und 
diefen Örundfaß auch feit den legten 30 Jahren in den 
meiften Friedensfchlüffen und Verträgen — namentlich 
bei dem Reichsdeputationshanptfchluffe im Jahre 1803, 
bei der Stiftung des Aheinbundes, im 3. 1806, bei 
den Berechnungen auf dem Wiener Congreffe, und bei 
der Seftfeßung des teutſchen Bundesheeres zu Franke 
furt — feftgehalten und im Einzelnen durchgeführt. 

Daß auch diefer Maasftab ver Bevölkerung feine 
Unvollkommenheiten habe, die theils in der täglich eins 
fretenden Veränderung (größtentheils in der Vermeh— 
rung) ‘der Volkszahl, theils in fehlerhaften Zaͤhlun— 
gen, theils in abfichtlich die Bevolferungsfumme vers 
Eleinernden Angaben liegen, wiſſen die Männer vom 
Sache felbft am beften; auch belegt es die Gefchichte 
der legten drei Jahrhunderte hinreichend, Daß nicht 
immer Die fogenannten Mächte des erſten Ranges in 
einzelnen Abfchnitten und bei einzelnen wichtigen Ereig- 
nifjen den Ausschlag gaben (man denke z. B. nur an 
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den fächfifchen Moritz 1552 gegen Karl 5; an Guftav 
Adolph 1631; an den großen Churfürften 1656 zwi- 
fehen Polen und Schweden; an Friedrich 2 in den 
Sabren 1756 — 1762); — . allein deffen ungeachtet 
darf die Staatenfunde eines ſohch en Maasftabes 
nicht ganz ermangeln, weil ein andrer Maasſtab, 
3. B. nach) dem Range der Reiche und Staaten (ob 
Kaiferthümer, Koͤnigreiche, Herzogthuͤmer, Republi⸗ 
ken,) noch zufälliger und willkuͤhrlicher iſt, ſelbſt abge— 
ſehen von der ſtreitigen Rangordnung zwiſchen einzel- 
nen Staaten. | 


Es wird daher auch in der nachftehenden Ueber— 


ficht der ſtatiſtiſche Maasftab der Bevolkerungszahl für 


die Einrheilung der Staaten und Maͤchte beibehalten, 
weil diefer Maasftab zwar in der Angabe einzelner 
Hunderte und Taufende von lebenden Menfchen irren 
fann, im Öanzen aber auf einer unlaugbaren 
gefhichtlihen Thatſache — der größern ober 
geringen Zahl der Gefammebevolferung — 
beruht. | 


Zu den Mächten des erften politifchen Ranges 


koͤnnen, in unfrer Zeit, nur die fünf Mächte geredy- 
net, welche theils durch den Vertrag von Chaumont 
(1, März 1814), theils durch ihre gemeinfamen Ver— 
handlungen, Befchlüffe und Entſcheidungen auf dem 
Wiener Congreffe, teils durch ihren Vertrag 
zu Paris vom 20.Nov. 1815, theils durch ihre Ver⸗ 
handlungen, Befchlüffe und Enrfcheidungen auf den 
Congrefien zu Nachen (1818), zu Troppau-Lay— 
bach (1820 und 1821) und zu Berona (1822) die 
Leitung der europäifchen Angelegenheiten im Großen 
übernommen haben. Es find dies die Staaten: Deft- 
reich, Preußen (welche beide auch zum teutfchen 
- Staatenbunde gehören), Großbritannien, Ruß— 


x 


— 
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land und Frankreich. (Die legte Macht ward 
erft auf dem Aachner Congreffe im Nov. 1818 in den 
Vereiũ jener Hauptmächte aufgenommen.) 

Zu diefen Mächten des erften politifchen Ran— 
ges, mit einer Bevölkerung von 12 und mehr als 
50 Millionen Menfchen, muß auch der feutfche 
Bund in feiner Geſammtheit gerechnet werden, 
wenn gleich Deftreih und Preußen vdemfelben 
mie 17 Millionen angehören. Denn die am 15. Mai 
1820 zu Wien unterzeichnete, und am 8. Juny 1820 
zu Frankfurt am Main bekannt gemachte, und als 
Ergänzung der teutfchen Bundesacte vom 8. Juny 
1815 angenommene, Schlußactederüber Aus: 
bildung und DBefeftigung des feutfchen 
- Bundes zu Wien gehaltenen Minifterial: 
conferenzen enthält für die politifche Geltung und 
fratiftifche Stellung des teutſchen Staatenbundes in 
der Mitte des geſammten enropäifchen Staatenſyſtems 
folgende Beftimmungen: 

„ Der teutfche Bund ift ein voͤlkerrecht— 
liher Bereim*) der teutſchen fouverainen Fürs 
ften und freien Städte. Diefer Verein befteht in 
feinem Innern als eine Gemeinfchaft felbftftandi- 
ger, unter fich unabhängiger Staaten, mit wech- 
felfeitigen gleichen Vertragsrechten und Vertrags— 
pflichten; in feinen Außern DVerhältniffen aber 
als eine in politifcher Einheit verbune 
dene Geſammtmacht. — Nach feiner Stel- 
fung gegen das Ausland hat der teutfche Staaten- 
bund (Art. 35.) als Geſammtmacht das Recht, 
Krieg, Frieden, Bündniffe und andere Verträge 
zu bejchliegen. Doch übt der Bund diefe Rechte 


*) fein Bundesftaat, fondern ein Staatenbund. 


— 
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(nicht offenfiv, fondern) nur zu feiner Selbſtver— 
theidigung, zur Erhaltung der Selbſtſtaͤndigkeit 
und Außern Sicherheit Teutfchlands, und der Un: 
abhängigkeit , und Unverleglichkeit der einzelnen 
Bundesftaaten aus. | 

Zu den europäifchen Mächten des zweiten 
politischen Nanges müffen alle diejenigen gerechnet 
werden, welche nicht unmittelbar zu dem Vereine der 
fünf Kauptmächte gehören, nach ihrer Staatsfraft 
aber eine Bevolferung von 4 bis 12 Millionen Men 
fchen umfchließen. 

Zu den europäifchen Mächten des dritten poli— 
tifchen Ranges werden diejenigen gerechnet, Deren 
Bevölkerung über eine Million Menfchen enthält, 
und bis zu vier Millionen Einwohnern’ fteigt. 

Zu den europäifchen Staaten des vierten poli- 
tifchen Ranges endlich gehören alle diejenigen, deren 
Bevölkerung Feine Million Menfchen erreicht, 


18. 


A. Ueberſicht des europaäifchen Staaten: 
ſyſtems. 


a) Europaͤiſche Maͤchte des erſten politi— 
ſchen Ranges. 


1) Das Kaiſerthum G. M. Einw. 
Deftteich: 12,260 30,000,000 
(Von diefen 30 Mill. gehören über 10 Mil, zum 
teutfchen Staatenbunde.) 
2) Das Konigreid GM. Einw. 
Preußen: 5,014 12,255,000 
(Von dieſen 12 Mill, gehören über 8,000,000 zum 
teutfchen Staatenbunde. ) 
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3) Das Koͤnigreich Groß— 
britannien: G. M. Einw. 
a) in Europa 5,554 24,396,000 
b) in den andern Erdtheilen 178,075 116,000,000 
4) Das Kaifertdfum Ruß— | 
lanp: ‚M. Einw. 
a) in Europa 75,155 47,924,000 
b) in den andern Erdtheilen 300, 000  12,052,000 


5) Das Konigreih Frank— 

reich: G. M. Einw, 

a) in Europa 10,086 30,820,700 

b) inden andern Erdtheilen 657 421,000 
6) Der teutfhe Staa: 
tenbund (ohne die zu 
demfelben gehörenden Laͤnder | 
Deftreichs, Preußens, Nie G. M. Einw. 
derlands und Dänemarks): 4421. 13,230,000 


Man berechnet ven teutſchen Staatenbund, 
nach feiner Öefammtbeit, fürs Jahr 1526 zu 33 Mill, 
- Menfchen; im Einzelnen aber nach den Zählungen: 
G. M. (ohne Bevölkerung (in 
Bruchzahlen.) runden Zahlen). 


1) Oeſtreich 3,480 10,323,700 
2) Preußen 3,307 8,986,500 
3) Bayern 1 ‚499 3,800,300 
4) Sachſen 77 1,400,000 
9) Hannover Rn." 1,434,100 
6) Würtemberg 397 1,517,700 
7) Baden 279 1,090,000 
6) Churbeffen 208 \ 573,400 
I) Großh. Heffen 176° 680,900 
10) Holftein 1 Ye 394,800 


St. W. ꝛte Aufl. IV. 4 
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G. M. (ohne Bevölkerung (in 
— runden Zahlen). 


11) Luxemburg 108 255,600 
12) Sachſen-Weimar 66 205, ‚800 
13) Sachfen = Alten: £ 
burg 24 102,600 
14) Sachfen-Meinin- 
gen 43 128,600 
15) oh Coburg— 
Gotha 45 139,400 
16) Braunfchweig 70 —22000— 
17) Mecklenburg— 
Schwerin 223 430,900 
18) Mecklenburg— 
Strelitz 36 71,700 
19) Oldenburg 117 237,600 
20) Naſſau 90 329,400 
21) Anhalt Deffau 16 92,900 
22) Anhalt = Bären- 
burg 15 38,100 
23) Anbale- Köthen 15 32,400 
24) Schwarzburg-S on- 
dershaufen 16 45,100 
25) Schwarzburg = Ru= 
dolſtadt 19 93,900 
26) Hohenzollern = He: . | 
hingen > 14,900 
27) Hohenzollern ©ig- : 
maringen 18 37,000 \ 
28) tiechtenftein 2. % 9,900 
29) Reuß ältere linie 6 22,200 
30) Reuß jüngere 
linie 21 93,900 


31) tippe: Detmold - 20 69,000 


“ 
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G. M. (ohne Bevölkerung (in 
Bruczahlen.) runden Zahlen). 
32) ippe-Schauen- 


burg 9 23,600 

33) Waldeck 21 51,800 

34) Heffen- Homburg 7 20,300 

35) Frankfurt am M. 4 _ 92,100 
36) Lübed | 2 40,600 . 

37) Bremen 3 - 46,200 

38) Hamburg 7 134,000 

’ 12, 


b) Europäifhe Mächte des zweiten 'poli- 
tiſchen Ranges. 


Zu den Mächten des zweiten politifchen Nan- 
ges gehören theils folche, welche nicht in den nähern 
Derein der fünf europäifchen Hauptmächte aufgenom- 
men wurden; theils diejenigen, welche, obgleich in 
Hinficht der Bevölkerung den Mächten des erften 
Ranges fich) annähernd (wie z. B. das osmanifche 


- Keich und Spanien), doch nach ihrer politifchen 


Ankündigung in der Mitte des europäls- 
fhen Staatenfvyftems weit hinter den fünf euro= 
päifchen Hauptmächten zurücdbleiben; theils folche, 
welche fon nach ihrer Gefammtbevölferung, wenn 
fie gleich über 4 Millionen Menfchen fteigt, mit den 
Hauptmächten nicht auf gleiche Linie der politifchen 
Kraft und Stärfe geftellt werden Fonnen, | 


Hieher gehöret 
1) das osmanifhe Neid. Bei diefem; 
über die fruchtbarften Sander Dreier Erdtheile verbreis 
teten, Reiche find keine beſtimmten ftatiftifchen Anga— 
ben, ſondern blos allgemeine Br og moͤg⸗ 
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lich ; auch Fann, bei dem noch unentfehiedenen Schi: 
fale Griechenlands, vieles nicht als felbftftän- 
diger Staat behandelt werden. — Nach einer neuern 
allgemeinen Ratiftifchen Schäßung werden für die Ge— 
ſammtheit der $änder der Pforte in allen drei Erd— 
theilen 41,544 ©, Meilen und 24,446,100 Menfchen 
angenommen. Davon kommen 1) auf Eur opa 6,546 
G. Meilen und 9,100,000 Einwohner; 2) auf die 
unter türkifchem Schuͤbe ſtehenden Fürſtemhumer 
Walachei und Moldau 1,894 G. Meilen und 
1,500,000 Einw.; 3) auf die aſiatiſchen Statt— 
halterſchoften (doch ohne Memen) 19,943 ©. Meilen 
und 9,846,100 Einw.; und 4) auf Aegypten 
12,960 G. Meilen mit 4,000,000 Einwohnern. 

2) Das Königreich Spanien. Bei der 
großen Umbildung des innern Gtaatslebens in Spa—— 
nien feit den Ereigniffen ver lesten fieben Sabre, und 
bei den fortdauernden Unruhen in diefem Konigreiche, 
ift es fchwer, allgemeine, der Wahrheit ſich annaͤhernde, 
Angaben über dafjelbe aufzuftellen, Es feheint aber 
die Annahme von 8,440 ©. Meilen (nach Antil: 
(on) mit einer Bevölkerung von 11,400,000 Men- 
fehen (welche die Cortes in 51 Provinzen gerheilt hat- 
ten) der Wahrheit am nächften zu kommen. 

Allein noch fchwanfender find die politifch = ftati- 
ftifhen Ergebniffe in Hinficht dee fpanifwen Ko: 
lonieen. Bei der gegenwärtigen Gtelluig 
derfelben zu dem europäifchen Mutterlande Eonnen 
nur Diejenigen gerechnet werden, welche noch in Ver— 
bindung mit demfelben geblieben find. Diefe enthalten 
auf ungefähr 5100 Geviertmeilen eine Bevoͤllerung 
von 3,627,000. Menſchen. 

3) Das Königreich beider Bikitien. 
Man berechnet das Öefammtareal beider Reiche auf 
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1,947 ©. Meilen und ihre Öefammebeoolkerung zu 
7,200,000 Menfchen. 

4) Das Königreich der Niederlande, 
Diefes Königreich, Das aus dem vormaligen Frei: 
ftaate Der vereinigten Niederlande und dem von Deft- 
reich abgetretenen Belgien im Jahre 1815 gebildet 
ward, umfchließt in 17 niederländifchen Provinzen, 
wozu das dem teutſchen Bunde’ einverleibte Groß— 
berzogthbum furemburg als achtzehnte gerechnet 
werden muß, weil es unter demfelben Regenten und 
unter derfelben Verfaſſung vom 24, Aug. 1815 ftebt, 
1,196 ©. M. mit einer Bevolkerung von 5,900,000 
Menfchen. (Huf !uremburg Eommen davon 108 
G. M. und 255,600 Einw.) 

Die außereuropäifchen (in neuerer Zeit 
‚durch Abtrerungen an Großbritannien bedeutend ver= 
minderten) Kolonieen werden zu 4,270 ©, M., 
mit 6,850,000 Menfchen berechnet. 

5) Das Konigreih Sardinien. Es um: 
fehließt, nach der auf dem Wiener Congreffe ihm zu= 
getheilten Vergrößerung und Abründung durch den 
vormaligen Sreiftaat Genua, 1,317 G. M. mit 
einer Bevolferung von 4,315, 000 Einwohnern, | 


20, 
c) te) Staaten des dritten poli- 
tifhen Ranges. 


Zu den europäifchen Staaten des Dritten poli- 
tischen Ranges gehören die, welche eine Bevölkerung 
von mehr als einer Million Menfchen haben, 
die aber nicht bis zu 4 Millionen Einwohnern 
fteigt. (Sobald die vier Rönigreiche des teuf- 
[hen Sraatenbundes: Bayer, Sachfen, 
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Hannoverund Wuͤrtemberg, fo wie das Groß— 
berzogtbum Baden — welche [$.18.] unter der 
Geſammtzahl des teutfohen Staatenbundes einbegriffen 
wurden — als europäifche Staaten betrachtet wer= 
den, gehören fie ebenfalls Hieher. ) 

1) Das Königreich, Portugal. Es um: 
fehließt auf 1,722 ©. Meilen eine Bevolferung von 
3,145,006 Menfthen. - Die noch zu Portugal gehoͤ— 
renden Kolonieen — nach) der auf Braſilien über: 
getragenen Selbfiftändigkeit — werden zu 28,800 
G, M. mit 1,630,000 Menfchen berechnet. 

2) Das Königreich Schweden mit dem 
(ehemals zu Dänemark gehörenden) Königreiche 
Norwegen, welches im Jahre 1814 von Däne- 
mark abgetreten, und mit Schweden unter Einem 
Kegenten, doch mit einer eigenthuͤmlichen Verfaffung, 
vereiniget ward, Man berechnet das Areal beider 
Reiche zu 13,734 ©. Meilen. mit einer Geſammt— 
bevölferung won 3,812,000 Menſchen. 

As Kolonve befißst Schweden blos die Eleine 

Snfel St. Barthelemy in Weftindien mir 23 
©. Meilen und 8000 Einwohnern. 

3) Der Kirchenftaat, Er umfchließt in dem 
Gebiete der Stadt Kom, das zu Feiner Delegation 
gehört, und in 17 Delegationen (Provinzen) 812.6, 
Meilen mit einer Bevoͤlkernng von 2, 450, 000 Ein- 
wohnern. 

4) Das Königreich Dänemark, Diefes 
Reich, von welchem im Jahre 1814 Norwegen ge: 
trennt ward, wofür e8 von Schweden Schwedifch- 
Pommern abgetreten erhielt, dieſes aber an Preußen, 
gegen das von Hannover an Preußen überlafjene 
Lauenburg, vertaufchte, umfchließt ein Areal von 
2,465 ©. Meilen mit 2,050,000 Einwohnern. 
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Die außereuropaͤiſchen Kolonieen Daͤ— 
nemarks haben auf 223 ©. Meilen eine Volkszahl 
von 81,700 Menfchen. 

5) Der Freiftaat (oder die Eidsgenoffen- 
ſchaft der Schweiz, feit 1814 beftehend aus 22 
felbftftändigen Cantonen, deren jeder feine befondere 
Derfaffung, Regierung und Verwaltung bat, vie 
aber durch den Bundeevertrag vom 7, Aug. 1815 zu 
Einem politifchen Ganzen mit einer gemeinfchaftlichen 
Regierung (der Tagſatzung) verbunden find, Die 
Geſammtheit des Staates umfchliegt auf einem Areale 
von 696 ©. Meilen, 1,880,000 Einwohner. 

6) Das Großherzogtbum Toffana, 
gerheilt in die drei Provinzen ‘Florenz, Siena und 
Pifa, bat (nah Balbi) 383 ©. Meilen (nach 
Andern 395) mit einer Bevolferung von 1,290,000 
Menfchen, | 


—— 
d) Europaͤiſche Staaten des vierten poli— 
tiſchen Nanges, 


Zu den europäifchen Staaten des vierten poli- 
tifchen Ranges werden Die gerechnet, deren Bevoͤlke— 
rung nicht bis zu einer Million Einwohner 
ſteigt. (Dabin gehören die meiften der teutfchen 
- Bundesftaaten mit Einſchluß der vier freien Staͤdte 
Teutſchlands [welche $. 18. in die Geſammtzahl des 
teutſchen Staatenbundes eingerechnet worden find.] ) 

1) Das Herzogtbum Parma mit Piacenza 
und Öuaftalla hatauf 103 G. Meilen (nah Balbi 
blos 100) eine Bevölkerung von 440,000 Menfchen. 

2) Das Herzogthum Modena mit Maffa 
und Carrara hat auf 93 ©, Meilen eine Bevoͤlke— 
rung von 380,000 Menfchen. 
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3) Die jonifche Republik, welche 7 In— 
feln umfchließe, und feit 1815 unter dem Schuße 
Großbritanniens ftehet, enthält auf 47 G. M, 
227,000 Einwohner, 

4) Das Herzogtbum Lucca mit 206, Meilen 
und 144,000 Einwohnern, 

9) Der Sreiftaat ©. Marino (innerhalb 
des Kirchenftaates in der Delegation Romagna) auf 
13 Deile mit 7,000 Einwohnern, 

6) Die Freie Stadt Cracan (feit 1815, 
unter dem Schuße Rußlands, Deftreichs und Preu— 
ßens) mit 20 G. Meilen und 108,000 Einwohnern, 


22, 


B. Ueberſicht des amerifanifchen Seit 
tenſyſtems. 


Der nordamerikaniſche Bun— 
desſtaat Geviertm. Bevölkerung. 
(25 Provinzen und 6 Ter—⸗ | 
riforien), 103,434 10,700,000 
Hapti, 1,585 936,000 
Kaiſerthum Brafilien. 134,833 5,310,000 
Der merikanifche Bundesftaar, 46, 297  7,200,000 
Mittelamerika (Öuatemala), "9, ‚600 1,100,000 


Kolumbia, 63, 953 3,500,000 
Deru, 24,461 1,500,000 
Chile, 8,052 500,000 
Bolivia, 15,060 1,100,000 
Vereinigte Provinzen am la 

Plata, 49,916 720,000 
Paraguay, 6,913 600,000 


—en — — 


II. 


Das pofitive Staatsredt 
(Verfaſſungsrecht). | 





Fine ren mh 


.— —— 


Era 
Dorbereitende Begriffe 


Mann das philofophifche, oder öffentliche, 
Staafsrecht (jus publicum universale) die wif- 
fenfchaftlihe Darftellung der unmittelbar aus 
der Bernunft bervorgebenden Örundfäße 
für die Begründung , Die Fortdauer und die Vervoll- 
fommnung einer verfragsmäßigen Verbindung freier 
Weſen in ihrem äußern Wirkungskreife, — d. h. 

die fuftematifche Darftellung ver Grundfäße enthält 
(2b, 1, Staatsredt, 9.5, ©, 155f.), nad 
welchen” die unbedingre Herrfchaft des Rechts, 

oder das Gleichgewicht zwifchen der Außern Freiheit 
aller zur bürgerlichen Gefellfchaft vereinigten Wefen, 

unter der Bedingung des rechtlich geftalteren 
Zwanges innerhalb des Staates begründet, erhal— 
ten und gefichert wird; fo unterfcheidet fich Das poſi— 
tive Staatsrecht von dem philofophifchen (öffent: 
lichen) Staatsrechte theils nach feinem Urfprunge, 
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theils nach ſeinem Umfange, theils nach feiner 
Guͤltigkeit. 


Das poſitive Staatsrecht, ob es gleich dem phi— 
loſophiſchen Staatsrechte nicht widerſprechen 
darf, und auf daſſelbe, als den hoͤchſten und letzten 
Maasſtab ſeiner Wuͤrdigung, zuruͤckgefuͤhrt werden ſoll, 
ſtammt naͤmlich, ſeinem Urſprunge nach, nicht aus 
der Vernunft, ſondern aus der Erfahrung, weil es die, in 
einem in der Wirklichkeit beſtehenden Staate feſtgeſetzten, 
Grundbedingungen ſeines innern oͤffentlichen 
Lebens enthaͤlt; es umſchließt ferner, ſeinem Umfange 
nach, alle in der Mitte ver gefchichtlich beſtehen— 
den Staaten vorhandenen oͤrtlichen und zeitgemäßen 
Derhältniffe und Bedingungen in der Ankündigung ihres 
innern öffentlichen Lebens ; e8 berubt endlich nach feiner 
Gültigkeit theils auf dem hoͤchſten Willen im 
Staate, von welchem diefes pofitive öffentliche Neche 
ausging (e8 mag nun diefer hoͤchſte Wille der Wille 
eines autofratifchen, oder eines an die Mitwirkung 
der Volksvertreter gebundenen Regenten feyn), theils 
auf ver Hochften Gewalt im Staate, nach welcher 
das beftehende pofitive öffentliche Recht in jedem eins 
zelnen Falle felbft durch die Anwendung des 
Zwanges aufrecht erhalten und behauptet werden 
Fann. Durch diefe Behauptung und Geltendmachung 
des öffentlichen Rechts vermittelft des der hochften 
Gewalt zuftehenden Zwanges wird zunächft der 
Charakter des Pofitiven im offentlichen Rechte 
beftinmt. 


So wefentlich nun das pofitive Staatsrecht 
von dem philofophifchen Staatsrechte ſich unters 
ſcheidet; eben fo wefentlich unterſcheidet es fich auch 
von dem in einem Staate geltenden pofitiven Pri— 


J— 
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vatrechte, wenn gleich in jedem gut organiſirten 
Staate das poſitive Privatrecht ganz ſo, wie das poſi— 
tive öffentliche Necht, ein Ausflug des hochften Wil- 
lens im Staate ift, und von der höchften Gewalt 
Durch den Zwang aufrecht erhalten werden Fann 
und muß. Auch darf Das pofitive Privatrecht, nach 
dem für daſſelbe geltenden bürgerlichen und Straf: 
Öefesbuche, nicht mit dem pofitiven öffentlichen Rechte 
im Widerfpruche ftehen, inwiefern nämlich das-legte 
die Grundbeftimmungen des innern öffentlichen 
GStaatslebens in irgend: einem —— Staate 
enthaͤlt. 


Selbſt wenn man, nach der Analogie der Benen— 
nung des practiſchen uropaͤiſchen Voͤlkerrechts, 
dieſes poſitive oͤffentliche Staatsrecht ein „poſitives 
europaͤiſches Staatsrecht“ nennen wollte; ſo 
wuͤrde dieſe Benennung nur einſeitig ſeyn, "weil 
ſchon jeßt die Grundfäße des pofitiven Staatsrechts 
des nordamerifanifchen Bundesftaates und 
der andern, bereits zu feften Staatsverfaffungen 
gelangten ameri£anifchen Staaten (Brafilien, Hapti, 

Mexiko zc.) von dem Gebiete diefer Wilfenfchaft 
nicht ausgefchloffen werden Dürfen. Kin pofitives 
„europäifches‘ Staatsrecht würde daher einen 
zu befchränften Begriff enthalten; fo wie wahr: 
fcheinlich auch die, demfelben verwandte Wiſſenſchaft 

des practiſchen Voͤlkerrechts in Zukunft 
nicht mehr den bisher gewoͤhnlichen Namen des 
„practifchen europäifchen Voͤlkerrechts,“ wegen 
gleicher Ruͤckſicht auf die politifche Stellung der felbft= 
ftändigen amerifanifchen Staaten zu den Keichen 
und Staaten Europa’s, führen wird, 
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—“ 


Begriff und Zweck des poſitiven Staats— 
rechts. 


Das poſitive Staatsrecht iſt die wiſſenſchaft— 
liche Darſtellung des oͤffentlichen geſchrie— 
benen Rechts der felbftftändigen europäi- 
fhen und amerifanifchen Reihe und Staa— 
ten, inwiefern in diefem oͤffentlichen 
Rechte die urfundlich beftebenden und 
gegenwärtig geltenden Grundbedingun— 
gen des innern Gtaatslebens diefer 
Keihe und Staaten enthalten find. 

Aus diefem Grundbegriffe folgt: 1) daß jeder in 
der Wirklichkeit beftehende Staat in das Gebiet die= 
fer Wiffenfchaft gehört, der ein pofitives öffent- 
lihes Recht beſitzt; 2) daß diefes pofitive oͤffent— 
liche Recht nicht blos auf dem Herfommen und der Öe= 
wohnheit beruhen darf, fondern in gewilfen, als Ur= 
Funden geltenden, Grundgeſetzen ſchriftlich 
enthalten fenn muß, deren beftimmter Sinn angegeben, 
erflärt und angewandt werden kann; 3) daß folglich 
zunächft nur die neuen, ins öffentliche leben der euro- 
päifchen und amerikanifchen Staaten feit 40 Jahren 
eingetretenen, Berfaffungen nach ihrem Inhalte 
hieher gehören; 4) daß aber auch nur Diejenigen 
Grundgeſetze, als pofitives Staatsrecht, aufge= 
ftelle werden dürfen, welche noch gegenwärtig 
gelten; und 5) daß, bei ihrer Darftellung, haupt⸗ 
fählih diejenigen Beftimmungen derfelben 
hervorgehoben und fuftematifch geordnet werden müffen, 
welche wirklich die gegenwärtigen Grundbedin— 
gungendesinnernÖtaatslebens der genann= 
ten Keiche und Staaten in fi) enthalten, 
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Aus dieſer Zergliederung des Grundbegriffs der 
Wiſſenſchaft erhellt zugleich der Zweck derſelben. Es 
foll namlich eine ftreng fyftemarifche und gleiche 
mäßig durchgeführte Darfiellung des gegen- 


-, wärtig geltenden offentlihen Rechts von 


allen ven Reichen und Staaten verfucht werden, welche 
in geſchriebenen Grundgeſetzen ein anerfanı- 
tes öffentliches Necht — verfihieden von ihrem Privat: 
rechte, und von allen in ihren Öefesbüchern vorhan— 
denen privafrechtlichen Beftimmungen — befißen, 

Es koͤnnte ſcheinen, als ob in den Begriff der 
Wiſſenſchaft auch die Küdficht auf das außere 
Gtaatsleben aufgenommen werden müßte. Allein 
zugeftanden, daß, bei dem genauen Zufammens 
hange zwifchen dem innern und Außern Staats— 
‚leben, und bei der (in der Staatsfunft Th. 1. 
wifjenfchaftlich durchgeführten) Wechfelwirkfung zwi: 
fihen beiden, fehr viele in dem pofitiven öffent= 
lichen Rechte eines Staates enthaltene Grundbe— 
dingungen für das innere Gtaatsleben nicht 
ohne Ruͤckwirkung auf das aͤußere Staats— 
leben bleiben koͤnnen; ſo duͤrfen doch dieſe mittel— 
baren und zufaͤlligen Folgen und Wirkungen nicht 
den Ausſchlag bei der Begriffsbeſtimmung der Wiſ— 
ſenſchaft ſelbſt geben. Denn ſo wie jedes fuͤr einen 
in der Wirklichkeit beſtehenden Staat gegebene 
Privatrecht nur zunaͤchſt auf die ſen Staat 
und deſſen Buͤrger berechnet iſt, ſo oft auch Aus— 
laͤnder bei den Beſtimmungen und Entſcheidungen 

dieſes Privatrechts intereſſirt ſeyn koͤnnen; ſo iſt 
auch jedes Grundgeſetz, als Unterlage des 
poſitiven oͤffentlichen Rechts, zunaͤchſt nur 
für das innere Leben eines einzelnen in der Wirk— 
lichkeit beſtehenden Staates, und nicht für deſſen 
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äußere Ankündigung, beftimmt, fo wichtig auch 
die in einem folchen Grundgefege enthaltenen ein- 
zelnen Beftimmungen in der Wechſelwirkung des 
gegebenen Staates mit andern Staaten werden 
konnen. — 

Es find, in den Benrtheilungen-der erften Auf: 
lage diefes Werks, theils Ausftellungen gegen 
den von mir aufgeftellten Begriff diefer neuen Staats— 
wijlenfchaft, theil gegen ven Umfang ihres Ge— 
biets, theils gegen die Art und Weife der Aus— 
führung gemacht worden ; doch haben die wichtigften 
Eritifchen Stimmen darüber (in der Hall. kit. Zeit., 
in der Jen, dit. Zeit., in den Heidelb. Jahrb. und 
in dem Converfationsbl.) nicht blos die Neuheit und 
Norhwendigkeit der hier aufgeftellten Wiſſenſchaft, 
fondern auch das für diefelbe in gefehichtlicher 
Hinficht Öeleiftere anerkannt. — Gegen die 
gemachten Haupteinwendungen hier nureinige Worte, 
Wenn zwei geachtete Necenfenten Anftoß an der, in 
der erſten Auflage gewählten, Benennung für diefe 
neue Wiflenfchaft: „poſitives öffentliches 
Staatsrecht” nahmen, und der eine, ftatt derfel- 
ben ‚* blos das Wort: „Verfafſungsrecht“ 
vorfchlug; fo habe ich mich von der Wahrheit diefer 
Bemerkung ſo überzeugt, daß ich, im dieſer zweiten 
Auflage, das pleonaftifche Adjectiv „offentlich” 
in der Benennung der Wiljenfchaft wegließ, und 
die Benennung „Berfaffungsrechr”, die frei— 
lich noch zu wenig gangbar ift, in Parenthefe bei- 
brachte. — In Betreff des Umfanges der von 
mir aufgeftellten Wiſſenſchaft tadelte es der Rec. in 
den Heidelb. Jahrb., „daß ich mich blos 
auf die wirklich befiebenden Berfaffuns 
gen beſchraͤnkt hätte,” Nach feiner Anfiche 
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hätten die DVerfaffungen, „wie die des feurfchen 
Keiches, der fehweizerifchen Eidsgenoffenfchaft, der 
Kepublif Venedig, der Königreiche Polen, Schwe— 
den u. a.“ ebenfalls aufgenommen werden follen, 
Er fagt dabei: „Ein Band würde zu dem Werke, 
wie der Rec. e8 fich denkt, freilich nicht Hinreichen ; 
es würden wenigftens deren zwei nöthig ſeyn; 
auch der Titel müßte dann mit einem andern, etwa: 
Darftellung der Derfaffungen älterer 
und neuerer Zeit vertaufcht ‚werden,‘ — 
Gern geftebe ich zu, daß ein folches, von dem Rec. 
vorgefchlagenes, Werk zweckmaͤßig und nüßlich fen, 
auch daß ein folches noch in unferer Literatur fehle; 
allein ich habe in dem meinigen nicht das geben 
wollen, was der Rec. fich dachte, Denn ich wollte 
nicht das Erlofchene und Untergegangene aufnehmen 
und darftellen, fondern blos das thatſachlich 
iminnern Staatsleben Beſtehende. Hätte 
mirder Rec. darin Luͤcken oder Unrichtigfeiten nach— 
gewieſen; fo wäre fein Tadel gegründet gewefen. 
So aber trifft er mich eben fo wenig, als wenn man 
von einem, der eine Neife durch Frankreich heraus- 
giebt, verlangte, er hätte auch ‚damit eine Reiſe 
durch Spanien verbinden follen, wenn auch dann, 
ftatt eines Bandes, zwei nöthig geworden wären, — 
Doch wünfche ich felbft, Daß ein dem Öegenftanvde 
gewachfener, Mann ein Werk über die erlofche- 
nen und unfergegangenen Berfaffungen 
in Europa feit dem Mittelalter in dem 
Geiſte fehreibe, wie Tittmann fein Meifterwerf 
über die griechifchen Staatsverfaffun- 
gen. — Gelbft ver Einwurf, daß die Aufnahme 
der erlofchenen und untergegangenen Verfaſſungen 
in meine Staatswiffenfchaften gehört hätte, 


64 Pofitives Staatsrecht. 


ift ungegruͤndet, weil ich abfichtlich die von mir 
verfuchte Darftellung der Staatswiffenfchaften als 
„im dichte unferer Zeit” bezeichne, worin 
nicht nur eine Behandlung der Staatswiffenfchaften 
aus dem Standpuncte gemeint ift, auf welchem 
fie gegenwärtig fleden, fondern auch nach dem, 
was gegenwärtig gilt und beftebt. Ganz 
auf dviefelbe Weife habe ich im fünfren Theile 
das practifche Volkerreche behandelt, das, 
feit dem Wiener Congreffe, eine ganz andere Ge- 
ſtalt erhalten mußte, als in den Zeiten Mofers 
und in den erften Auflagen des befannten Werkes 
von Martens, und fein Rec. hat es getadelt, daß 
ich ven gegenwärtigen Standpunct diefer Wiſ— 
fenfchaft fefibiele und nicht auch den vom Jahre 
1770, oder 1790, oder auch noch den von 1805 
zugleich mit aufnahm, — Was endlich die Dritte 
Ausftellung — über die Art und Weife der: 
Ausführung des von mir für dieſe neue Wiſ— 
fenfchaft entworfenen Planes — betrifft; fo glaube 
ih, im 9. 4. die Gründe hinreichend entwicelt zu 
haben, weshalb ich nicht den dogmatifchen, 
fondern den gefhichtlichen Standpunct wählte, 
Diefer Anficht ftimmte auch der verewigte v. Jakob 
in f. Recenſion diefes Theiles (Hallefche fir. Zeit. 
1824. Erganzbl. St. 103) bei. Er fagte: ‚Eis 
gentlich ift wohl das, was der Verf. pofitives Staats- 
recht nennt, nur ein Aggregat von hiftorifchen Kennt: 
niffen des Staatsrechts verfchiedener Staaten. Eine 
wiffenfchaftlihe Form deſſelben würde erft 
entftehen, wenn das pofitive Recht irgend eines 
Staates eine folche Autorität erhalten häfte, daß 
deſſen pofitive Einrichtung die Grundlage in allen 
übrigen Staaten (? 7) ausmachte, fo wie dieſes in 
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Anfehung des — poſitiven Rechts der Fall 
geweſen und zum Theil noch iſt. Bisher ſcheint 
das poſitive Recht eines jeden Staates ein fuͤr 
ſich beſteheundes Recht zu ſeyn. Eine allge— 
mein poſitive Staatsrechtswiſſenſchaft wuͤrde nur die 
allgemeinen poſitiven Grundſaͤtze aufſtellen muͤſſen, 
über welche alle Staaten bei- Beftimmung. der 
Nechtsverhältniffe ihrer Berfaffungen einig wären, 
(Diefe Einigkeit dürfte aber eben fo unmoglich feyn, 
wie der ewige Friede!) Indeſſen ift der Weg, den 
der Derf. gewählt hat, und die Erkenntniß von 
dem Staatsrechte, welches in den verfchiedenen 
Staaten gültig ift, allerdings der einzige, um ders 
einft zu einer Staatsrechtswiffenfchaft zu gelangen; 
fo wie die ausgebreitetere Kenntniß der verfchie: 
denen Privarrechte ‚ver verfchiedenen Völker 
nach den vom Verf. (in der Note zum $. 9.) davon 
gegebenen Ideen, der pofitiven Privat 
rechtswiffenfchaft eine ganz andere Ge— 
ftalt geben würde. Denn da bisher römifches 
Hecht allein für pofitive Rechtswiffenfchaft gilt; fo 
würde man fchon aus einer folchen Sammlung, als 
der Verf. an der citirten Stelle vorfchlägt, erkennen 
lernen, daß, was bisher als Axiom des pofitiven 
Drivarrechts angenommen ward, oft durch fehr ein- 
ſeitige Anfichten dazu erhoben ift. — Was indeffen 
der Derf. unter dem Titel einer pofitfiven©taats: 
rechtswiffenfchaft liefert, ift mit Dank anzu— 
nehmen. Es ift eine biftorifche Darftellung aller 
befannten Staatsverfafjungen unfrer 
Zeit, woraus in der Folge einmal ein allgemeines 
pofitines Staatsrecht erwachſen mag, zu deſſen Ab— 
faſſung es jetzt gewiß noch nicht Zeit iſt.“ — An— 
ders war die Anſicht des Jenaiſ hen Recenfenten 
St. W. ate Aufl. IV. 5 
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(Sen. it. Seit. 1824. St. 187). Erfagt: „Der 
hiftorifche Weg, den der Verf. eingefchlagen hat, 
gewährt zwar das Gute, daß man dabei die Ver— 
faffung der einzelnen Staaten keunen lernt; allein 
es ift Feine Frage, daß er dem dogmatifch en 
Wege bei weitem nachſteht.“ Da ich ſelbſt in den 
nachfolgenden . das Wünfchenswerthe und fogar 
Nothwendige einer folchen Dogmatifchen Be— 
handlung — doch ohne die gefchichtliche Be— 
handlung ganz zu verwerfen, oder auch nur zu ver= 
nachläffigen — ausgefprochen habe, und gleichzeitig 
mit meiner Schrift das „Staatsrecht der con 
ftirurionellen Monarchie” von Aretin er 


ſchien; fo ſcheint, für den Augenblick, bis vollen= 


detere Werke für die Yortbildung beider Stand— 
puncte erfcheinen, doch durch Die von Aretin und 
mir das Bedürfniß dafiir geweckt worden zu ſeyn. — 
Die folgende Bemerkung veflelben Rec. (S. 43) ift 
aber fehr gegruͤndet. „So ſchaͤtzbar gefchriebene 
Grundgefege für die Sefiftellung der vffentlichen 
Kechtsverhältniffe in jedem Staate find; fo wenig 
läßt es fih wohl mit Grund behaupten, folche 
Grundgeſetze feyen die alleinigen und ausfehließlichen 
Normen für das pofitive Staatsrecht unfrer Staa— 
ten.” Co wahr dies ift; fo fehwierig ift Doch die 
Ausmittelung des wirklich gültigen pofitis 
ven Staatsrechts in allen europäifchen Staa— 
ten, die der fehriftlichen Verfaſſungsurkunden er— 
mangeln, Sch erinnere nur, wie fehwierig die nach= 
ftehende Entwidelung der Berfaffung Groß: 
britanniens war, obgleich gerade über diefe fehr 
ſchaͤtzbare Werke brirtifcher Publiciften benußt wer: 
den konnten. Wer wollte aber einen ähnlichen Erz 
folg fich verfprechen, wenn er z. B. in dem jeßigen 
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Zeitabfchnitte das pofitfive Staatsrecht Spaniens, 
Portugals, Sardiniens, Neapels, —ja 
felbft Dänemarks und Preußens, nur mit 
einiger Vollftändigkeit aufftellen wollte? — Mit 
einem Worte: Bevor das pofitive Staatsrecht der 
Staaten ohne gefchriebene Verfaffungen in dieſe 
Wiſſenſchaft aufgenommen werden Fann, muͤſſen 
die einheimiſchen Publiciften in ſolchen 
Staaten ein ortliches Staatsrecht bearbeitet haben, 
Nie kann der Ausländer dabei den Anfang machen, 


ö; 


Quellen und Hülfsmittel des pofitiven 
Staatsrechts. 


Aus dem ($. 2.) aufgeſtellten Begriffe und Zwecke 
des pofitiven Staatsrechts erhellt von felbft, daß die 
Quellen diefer Wiffenfchaft zunächft nur die ſchrift— 
lihben Grundverträge und Grundgeſetze 
feyn koönnen, welche wirklich die wefentlichen Grund— 
bedingungen des öffentlichen Staatslebens enthalten, 
Alles, was in der Verfaffung auf dem Staates: 
herfommen beruht, kann daher blos in Ermange- 
lung fchriftlicher Grundgefeße als Duelle, bei dem 
Vorhandenſeyn derfelben aber nur als Hülfsmit- 
tel zur Aufftellung des öffentlichen Rechts eines gege- 
benen Staates behandelt werden. Zu diefen Hülfs- 
mitteln gehören denn auch theils die Staatsver- 
träge mit dem YAuslande, fo weit fie auf die 
Derfaffung und das innere Staatsleben in einzelnen 
Faͤllen fich beziehen koͤnnen, theils die Verhand— 
lungen und Befchlüffe der rechelich beftehenden 
" repräfentativen oder ftändifchen Verfammlungen der 
Volksvertreter, inwiefern Regierung und Stände ge= 
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meinfchaftlich über Gefege fich vereinigen , Durch 
welche einzelne Gegenftände des oͤffentlichen Staats— 
lebens, in Ungemeffenbeit (nicht im Wivderfpruche 
und Gegenfaße) zu der Verfaffung des Staates, näher 
beftimme werden, 


4. 


Doppelter Standpunck für die wiffen- 
ſchaftliche Behandlung des pofitiven 
Staatsrechts. 


Fuͤr die wiffenfchaftliche Behandlung des 
pofitiven Staatgrechts giebt es zwei verſchiedene 
Standpunete, die man, der Kürze wegen, den do g⸗ 
matiſchen (publicififehen), und den geſchicht— 
lichen nennen kann. 

Halt man den dogmatiſchen (publiciftifchen) 
Standpunct bei der Begründung, Eintheilung und 
Durchführung der Wiſſenſchaft feſt; fo werden unter 
die, aus dem philoſophiſchen Staatsrechte ſtammen— 
den, Grundbegriffe vom Staate und von dem Staats» 
organismus nach DVerfaffung, Regierung ımd Ber: 
waltung, die einzelnen Beftimmungen aller gegen— 
wärtig in den europäifchen und amerifanifchen Staa— 
ten geltenden Derfaffungen und Grundgefeße unters 
geordnet, fo daß man z. B. bei dem Begriffe der 
Volksvertreter aus allen einzelnen Verfaſſungen nach: 
weifet, ob fie nach dem repräfentativen oder ftändi- 
ſchen Grundfage ſich verfammeln , ob fie in einer oder 
in zwei Kammern zufammentreten, ob und. welchen 
Antheil fie an der gefeßgebenden Gewalt haben u. f. w. 
Eben fo wird unter dem Begriffe der Regierung wach: 
gewiefen, wie diefe in conftirutionellen. Monarchieen 
und in conftitutionellen Republiken ſich ankuͤndige, 
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welche Rechte und Pflichten dem Regenten zukommen, 
ob und wie die Thronfolge, Die Initiative der Geſetze, 
die Civillifte, Das Recht Des Krieges und Friedens, 
das Begnadigungsrecht ir. f. w. beftimmt fey. End— 
li) muß unter den vier Hauptzweigen der Ver— 
waltung: der Öerechtigfeitspflege, der Volizei, dem 
Sinanzwefen und der Geftaltung der bewaffneten 
Macht, aus allen gültigen Verfaffungen gezeigt wer: 
den, was jede derfelben darüber beftimme (z. B. ob 
in der Gerechtigkeitspflege das mündliche oder fehrift: 
liche, das öffentliche oder geheime Verfahren gilt, 
ob Gefshwornengerichte, Friedensrichter, Caſſations— 
hoͤfe u. ſ. w. befteben). 

Der zweite Standpunct iſt der geſchichtliche. 
Bei Feſthaltung deſſelben enthält das poſitive Staats— 
recht (n ach der Aehnlichkeit der wiſſenſchaft— 
lichen Behandlung der Staatengeſchichte,) 
eine ſyſtematiſch geordnete, und zur wilfenfchaftlichen 
Einheit verbundene Ueberficht über. alle wefentliche 
Beftimmungen der gegenwärtig in ben beftehenden 
Keichen und Staaten geltenden Grundgeſetze, doch fo, 


Daß jeder einzelne Staat, nach diefen Grund— 


bedingungen feines innern Lebens, als ein in ſich 
abgefchloffenespolitifches Öanzes erfcheint, 
und die einzelnen Staaten auf einander folgen, 
ohne Daß, wie bei der Dogmatifchen Behandlung, 
der einzelne Staat nach feinen ihm eigenthümlichen 
Derfaffungsbeftimmungen den an die Sriße geftellten 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Begriffenuntergeordner wird, 
Der erfte Standpunct ift in dem Werke Des 
verewigten v. Aretin feftgebalten, Das unter der 
Literatur der Wiffenfchaft aufgeführt wird. Co 
handelte z. B. der erfte Theil viefes Werkes, in 
acht einzelnen Abfchnitten: 1) vom Sande; 2) 
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vom Volke; 3) von der conftitutionellen 
Monarchie; 4) von dem conftitutionellen 
Monarchen; 5) von der fogenannten Präros 
gativedes conftitutionellen Monarchen; 
6) vom Thronfolger; 7) von den Staats— 
bürgern und Untertbanen überhaupt; 8) 
von Einführung und Abänderung der Re— 
präfentativverfaffung n.f.w. — Abgefehen 
davon, was fich vielleicht gegen diefe Aufeinanders 
folge der Begriffe, mit ihren Cubpartibus , eins 
wenden ließe, ift Doch durch dieſes Werk zuerft 
eine Darftellung des pofitiven Staatsrechts aus 
dem dogmatifchen (publiciftifchen) Standpuncte 
verfucht worden. 

Der zweite Standpunet, der gefchichtliche, 
wird von mir in der nachfolgenden Darftellung diefer 
Wiſſenſchaft feftgebalten. Schon, an fich betrach= 
tet, ift es einer neuentſtehenden Wiffenfchaft 
felbft fordernd, Daß fie aus zwei von einander 
abweichenden Standpuncten bearbeitet wird, 
weil die Urtheile der Männer vom Fache fich noch 
nicht für den einen, oder den andern Standpunck 
erklärt haben; dann aber gehört, nach meiner 
individuellen Ueberzeugung, die Darftellung diefer 
MWiffenfchaft aus dem gefhichtlichen Stand» 
puncte namentlich in den Kreis der Staats— 
wiffenfchaften, wie verfelbe, in dem vorlies 
genden Werke, als ein in fich zufammenhängendes 
Ganzes behandelt wird, wo bereits in der Ein— 
leitung zum erften Theile, bei der Ueberficht über 
alle zwölf aufzuftellende Staatswiffenfchaften, das 
pofitive Staatsrecht, aus den angegebenen Gruͤn— 
den, zu den gefcehichrlichen Staatswiſſenſchaf— 
ten gerechnet ward. — Mag daher auch dem 
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firengen Suriften der dogmatiſche Erandpunct 
für Diefe nene Wiſſenſchaft mehr zufagen,, als der 

geſchichtliche; fo dürfte Doch vielleicht die Darftel- 
lung im Öeifte des legtern dem Staatsmanne und 
Diplomaten, ‚wegen der erleichterten Ueberficht ber 
jeden einzelnen Staat, als ein in fich abgeſchloſſenes 
politifnes Ganzes, will lkommen fenn. Uebrigens 
habe ich faſt bei keiner andern Staatswiſſenſchaft, 
wie bei dieſer, die engen Grenzen ſo lebhaft gefuͤhlt, 
die ich mir für dieDarftellung des Umfanges 
der Staatswiffenfchaften vorzeichnete, weil allerdings 
bei einer Durchführung dieſer Wiffenfchaft in einem 
befondern Werfe, ohne Befchränfung auf eine 
beftimmte serhältnißmnäßige Bogenzahl in Beziehung 
auf Die übrigen Staatswiſſenſchaften, vieles im 
Einzelnen weit ausführlicher zu behandeln ges 
wejen wäre, was entweber bier ganz übergangen 
ward, oder nur angedeutet werden konnte. 


- 


I 


Die Stellung des pofitiven Staatsrechts 
in der Reihe der Staatswiffenfhaften 
überhaupt. 


Aus dem aufgeftellten Grundbegriffe des pofitiven 
Staatsrechts geht hervor, Daß daffelbe nicht aus reiner 
Dernunft, fondern aus der Erfahrung ſtammt, 
daß es alfo nicht in die Reihe der philoſophiſchen, fon= 
dern in Die Reihe der gefchichtlichen Staatswiſſen— 
fohaften gebort, ja daß es, weil in demfelben blos 
die in der Wirklichkeit beſtehenden und 
gültigen Beftimmungen vorberrfihen, nicht ein= 
mal zu den gemifchten Gtaatswiljenfihaften ges 
rechnet werden kann. 
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Allein für die Selbſtſtaͤndigkeit dieſer Wiſ— 
fenfchaft entſcheidet Eheils die Eelbftftändigfeit des 
Beariffs Des pofitiven öffentlichen Rechts; theils 
die Wichtigkeit der hieher gehörenden Grundgeſetze; 
theils der in neuefter Zeit bedeutend erweiterte Ums 
fang des Gebiets der in diefe Wiffenfchaft aufzuneh: 
menden Öegenftände, Denn wenn fihon an fich, wie 
aus dem Vorbergebenden erhellte, der Begriff des 
pofitiven Staatsrechts eben fo wefentlich ver- 
fehieden ift von dem philofophifchen Staatsrechte, wie 
yon dem pofitiven Privatrechte; fo muß auch der 
Wiſſenſchaft, welche das pofitive offentliche Necht leh— 
vet, der Charakter der Selbftftändigfeit zukom— 
men; d. b. fie muß ohne Ableitung aus einer andern 
Wiſſenſchaft und ohne Abhängigkeit von derfelben 
befteben; fie muß, nach ihrer Eigenthümlichfeit, von 
jeder andern, ihr feheinbar verwandten, Wifjenfchaft 
ſich unterfeheiden; fie muß endlich, nach allen ihren 
Theilen und nach ihrer ganzen innern Anordnung, aus 
ihrem aufgeftellten Grundbegriffe mit Nothwendigkeit 
hervorgehen. | 

Fur die wifjenfchaftlihe Selbftftändigfeit des 
pofifiven Staatsrechts entfcheidet aber nicht blos bie 
Gelbftftändigkeit des Begriffes diefer Wiſſenſchaft; es 
fpricht auch für Die befondere Durchfuͤhrung 
und Durkhbildung ihres Gebiets die Wichtig: 
Feit der in ihr zu behandelnden Grundgeſetze. Denn 
für fehr viele Millionen Europäer und Amerikaner, bes 
ſonders feit den ins offentliche Staatsleben gefretenen 
neuen Berfaffungen in den legten 40 Jahren, enthals 
ten Diefe Grundgefeße die Hochften Bedingungen 
ihres gefammten bürgerlihen Seyns und 
Wirfens, woraus die Wichtigkeit der in den 
Kreis diefer Wiffenfchaft gehörenden Gegenftände von 
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felbft einleuchter. Dazu kommt endlich, daß durch) 
die vielen feit 40 Jahren gegebenen Verfaffungen der 
Umfang des Öebietes diefer Wiffenfchaft fo er= 
weitere worden ift, Daß der Verfuch gewagt werden 
mußte, fie als eine befondere und felbftftändige 
Wiſſenſchaft aufzuftellen, und fie auf immer von 
der Staatenkunde zu trennen, wohin für die 
Zukunft nur eine Eurze Ueberſicht der für jeden 
einzelnen Staat in ihr entfaltenen wichtigften Beftim: 
mungen gehören kann. 

So wenig, nach) den aufgeftellten Grundſaͤtzen, 
irgend etwas aus den in einzelnen Staaten beftehen- 
den Gefesbüchern für das bürgerliche oder Straf: 
Recht, oder aus den Handelsgefesbüchern und den 
Gefegbüchern für das gerichtliche Verfahren, in das 
pofitive öffentliche Recht aufgenommen wer— 
den darf; fo lehrreich würde doch eine gefchich t: 
lich erfchöpfende Aufftellung und philoſophi— 
fche Vergleichung Des geſammten in den einzelnen 
Reichen und Staaten beftehenden Privatrechts 
ſeyn, in fo weit dafjelbe auf vorhandenen Gefeß- 
büchern (und nicht auf dem bloßen Herfommen, oder 
auf einer Mifchung fremdher entlehnter Geſetze) be= 
ruht. Beſonders würde eine vergleichende Zufam= 
menftellung der privatrechtlichen Hauptbe— 
ſtimmungen im Napoleoniſchen Öefeßbuche, 
im preußifchen Landrechte, im allgemei- 
nen bürgerlichen Geſetzbuche für die ge- 
fanımten teutfhen Erbländer der öftrei- 
Hifhen Monarchie, im englifchen Pri- 
vatrechte,, wie 68 Bladftone *) wifjenfchaft- 
*) Sn Großbritannien befteht Eein gefchriebenes Geſetzbuch des 

Privatrechts. Denn feine Gefege find eine Mifchung aus 
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lich zuſammenſtellte, u. f. w. von großem Einfluſſe 
auf die Fortſchritte der Gefeßgebungswiffenfchaft, 
und felbft von bedeutendem Nutzen für die Staates 
wiſſenſchaften feyn, wenn gleich diefe — an ſich — 
weil fie zunächft dem allgemeinen öffent: 
lichen Staatsleben beftimmt find, alle privatrecht: 
lihe Beftimmungen von fich ausfchliegen müffen. 
(Man vergl. damit Jakobs Urtheil in der zweiten 
Note des 9. 3. aus feiner Rec. in der Hallefchen 
tit. Zeit.) 
5 


6. 


Verhaͤltniß des pofitiven Sfaatsrechts 
zu den uͤbrigen Staatswiffenfchaften. 


Schon daraus, daß das pofitive Staatsrecht in 
die Reihe der gefchichtlichen Staatswifjenfchaften 
($. 3.) gehört, ergiebt fich, daß dafjelbe den gefchicht- 
lichen Staatswiflenfchaften näher verwandt ift,. 
ale den philoſophiſchen und den gemifchten Gtaats- 
wifienfchaften. Demungeachtet ſteht es auch mit den 
pbilofophifchen und gemifchten Staatswifjenfchaften in 





gefeßlich, gewordenen Gewohnheiten, aus Parlamentss 
befhläffen, aus Ausſpruͤchen dev Gerichtshöfe und aus 
aufgenommenen fremden Rechtsbeſtimmungen. Das volls 
ftändinfte Werk darüber ift von W. Blackstone, 
commentaries on Ihe laws of England. 3 Voll. 
Oxford, 1764 — 1768. 4. — Die eilfte, febr 
vermehrte Auflage in 4 Theilen. 8. 1791. Einen gedies 
genen Auszug daraus für Teutfchland enthält: W. 
Blackſtone's Handbuch des englifchen Nechts, im 
Auszuge und mit Hinzufügung der neuern Gefeke und 
Entfceidungen von Sohn Gifford. Aus dem Engl. 
von H. F. €. v. Eolditz. Mit Vorrede von N. Fald. 
2 Bde. Schleswig, 1822|. &% 
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Verbindung. Denn, was in dem pofitiven Staats— 
rechte für einen gegebenen Staat als gültiges oͤf— 
fentliches Recht ausgefprochen wird ,. muß rüd- 
wärts auf das philofopbifche Staatsrecht in- 
fofern fich fügen, als zwar manches in der Wirklich- 
feit angeordnet werden kann, was nicht unmittelbar 
aus Vernunftgrundfägen entfpringt (3.8. daß ein 
Staat in 10 oder 50 Provinzen gerheilt wird; daß für 
die Volksvertreter zwei Kammern beftehen follen; daß 
das Örundeigenthum als das Princip der Standfchaft 
gilt u.f.w.), nichts aber in dem pofitiven Staatsrechte 
enthalten feyn Darf, was der Bernunft geradezu w is 
derſpricht. Weil nun das philofophifche Staats— 
recht wieder rikwarts auf das Natur: und Voͤl— 
kerrecht fich ftüßt,; fo ift auch Damit das, Durch 
das philofophifche Staatsrecht vermittelte, Verhaͤltniß 
des pofitiven Staatsrechts zu dem Naturrechte bes 
zeichnet. | 
Der Staatsfunft ift das pofitive Staatsrecht 
ſchon deshalb näher, als dem philofophifchen Staats— 
rechte, verwandt, weil in derfelben, neben den un— 
mittelbar aus der Vernunft hervorgehenden Örundfäßen, 
auch die Gefchichte, in- Beziehung auf die Beifpiele 
und Belege fir die theoretifch ausgefprochenen Grund— 
faße des Rechts und. der Klugheit, berhdfichtigt wird. 
Denn, wenn gleich in dem pofitiven Staatgrechte, wie 
in der Staatskunft, die unbedingte Herrfchaft des 
Rechts der höchfte Maasftab für alle Verhältniffe des 
innern Staatslebens bleibt; fo muß doch in beiden 
Wiſſenſchaften die Rückficht auf die Wohlfahrt und 
Gluͤckſeligkeit ver Staatsbürger mit dem legten 
Zwede alles Staatslebens , der Herrfchaft des Rechts, 
verbunden, und deshalb in jeder zeitgemäßen Ber: 
faffung das innere Verhaͤltniß der vier Hauptzweige der 
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Verwaltung gegen einander (der Gerechtigkeitspflege, 
der Polizei, des Finanzweſens, und der Geftaltung 
der bewaffneten Macht) ausgefprochen werben.- 
Diefelbe Verbindung des Kechts und der Wohl- 
fahrt in den Beftimmungen des pofitiven Staatsrechts 
entjcheidet auch über das Verhaͤltniß diefer Wiffenfchaft. 
zu der Volks— und Staatswirthſchaftslehre, 
zur Finanz- und Polizeiwiſſenſchaft. Jede 
Verfaſſung eines gegebenen Staates muß naͤmlich 
die allgemeinen Grundſaͤtze aufſtellen, wie aus 
dem Volksvermoͤgen der Staatsbedarf aufgebracht, ge— 
deckt und im Einzelnen vertheilt und verwendet werden 
ſolle; ob in Hinſicht des Budgets den Volksvertretern 
nur eine berathende, oder eine entſcheidende Stimme 
zuſtehe; ob und welche Controlle uͤber Aufbringung, 
Vertheilung und Verwendung des bewilligten Staats— 
bedarfs ihnen ertheilt worden ſey, und auf welche 
Weiſe die Verfaſſung, als Grundgeſetz, uͤber Sicher— 
heits- und Ordnungs-, uͤber Sultur- und Wohl⸗ 
fahrtspolizei ſich erklaͤre. | 


| I. 
Sortfesgung. 


So wichtig und folgenreich in allen diefen Be— 
ziehungen das Verhälmiß des pofitiven Staatsrechte 
zu den pbilofophifchen und "gemifchten Staatswiflen- 
ſchaften tft; fo kuͤndigt fich doch die Wichtigkeit dieſes 
Derhältniffes in Beziehung auf die gefhichtlichen 
Staatswiffenfchaften noch beftimmter an, 
Denn fo wie fchon an fich jede Verfaffung und jedes 
Grundgeſetz eines gegebenen Staates, als That: 
ſache, in den Kreis der Gefchichte des euro 
päifchen Staatenfpftems aus dem Stand: 
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puncfe der Politik gehört; fo kann auch nur ang 
Diefer Geſchichte die Entftebung und Begruͤndung 
einer Verfaſſung, ſo wie ihr Eintritt ins oͤffentliche 
Staatsleben, ſowohl nach der Zeit, in welcher dieſer 
Eintritt erfolgte, als nach den Unftänden und Ver— 
haͤltniſſen angegeben werden, welche diefen Eintritt 
begleiteten, wobei befonbers die fogenannte gefchich t- 
liche Unterlage einer Verfaſſung, d. b. die Art 
und Weife berudfichtige werden muß, wie die neue Ders 
faſſung an Die bis dahin beftehenden Örundbedingungen 
des innern Staatslebens fish anſchloß. 

Naͤchſt der Öefihichte des enropäifchen. Staaten 
fuftems aus dem Standpuncte der Politik, ift aber die 
Staatenfunde dem pofitiven Staatsrechre am meis 
ften verwandt; denn bis auf die neueften Zeiten ward 
das, was num in Dem pofitiven Staatsrechfe zu dem 

Charakter einer ſelbſtſtaͤndigen Wiſſenſchaft ausgepraͤgt 
werden muß, als ein einzelner Theil der. 
Staatenfunde berrachter, inwiefern in demjenigen 
Abſchnitte der Statiſtik, welcher von der. Verfaſſung 
des einzelnen Staates handelt, der Örundgefeße 
gedacht ward, welche fich deshalb vorfanden. Dies 
mochte für diejenige Zeit ausreichen, wo nur Öroß- 
britannien im europäifchen Staatenfnftene eine 
repräfentafive Derfaft jung hatte, und ber Umfang der 
wenigen Grundgefeße in den übrigen europäifchen 
Staaten: leicht überfehen werden Eonnte, Allein feit 
eine bedeutende Anzahl europäifcher und ameriEanifcher 
Staaten in beſtimmten Verfaſſungsurkunden eine feſte 
Grundlage ihres innern Staatslebens erhalten haben, 
kann in der Staatenkunde der Verfaſſung des einzelnen 
Staates nur in kurzen Umriſſen gedacht werden, 
weil die Geſammtheit aller dieſer Verfaſ— 
ſungen in der ſelbſtſtaͤndigen Wiſſenſchaft des poſiti— 
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ven Staatsrechts zu einem in fich zufammenhängenden 
politifchen Ganzen verbunden wird. 

Für das practifche (europaͤiſche) Voͤl— 
ferrecht und die Diplomatie ift das pofitive 
Staatsrecht infofern von großer politifcher Wichtigkeit, 
inwiefern, bei dem nothwendigen Zufammenhange 
zwifchen dem innern und Außern Staatsleben, ver 
Eintritt einer neuen DVerfaffung ins innere Staats— 
leben nicht ohne wichtige Folgen auf die außere 
Ankimdigung eines folchen Staats, fo wie auf feine 
Verbindung und Wechfelwirfung mit andern Staaten, 
und auf die diplomatifchen gegenfeitigen 
Unterbandlungen bleiben Fann, 


Gelbft der Kreis der Staatspraris hat 
durch die Einführung neuer VBerfaffungen ins innere 
Staatsleben eine bedeutende Erweiterung erhalten, 
weil theils die Entwerfung folcher Grundgeſetze zu 
den ſchwierigſten Aufgaben der Staatspraris gehört, 
theils die Ausführung diefer DBerfaffungen in der 
Wirklichkeit, nach neuen Geſetzbuͤchern, ftändifchen 
Verhandlungen, Ausfertigungen, Decreten u. f. w., 
die früher gewohnlichen Formen der Staatspraxis 
nothwendig erfchüttern und vollig umbilden mußte. 


8. 
Eintheilung des pofitiven Staatsrechts. 
Das pofitive Staatsrecht zerfällt, nach feiner 
wiffenfchaftlihen Behandlung,. in zwei Theile: 
Der erfte Theil giebt in drei Abfchnitten: 
zuerft eine allgemeine gefhichtliche 
Ueberficht über die in Europa und Amerika feit 
40 Jahren ins öffentliche Staatsleben eingetretenen, 
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theils noch beftehenden, theils wieder erlofchenen, 
Verfaſſungen; 

ſodann eine chronologiſch tabellari— 
ſche Ueberſicht der im europaͤiſchen und ameri— 
kaniſchen Staatenſyſteme theils beſtehenden, theils 
bereits wieder erloſchenen, ſchriftlichen Verfaſſungs— 
urkunden, mit Nachweiſung ſaͤmmtlicher Quellen 
und Sammlungen, wo dieſe Verfaſſungsurkunden 
ſtehen; und 

endlich eine kurze Ueberſicht der politifchen 
Grundſaͤtze, nach welchen ver Inhalt, Charak— 
fer und Geift, fo wie der ftaatsrechtliche Zwed und 
die Außere Form diefer Derfaffungen geprüft und 
beurtheilt werden muß. 


Darauf folgt 

im zweiten Theile die ſyſte mat iſche Dar: 

ftellung der wesentlichen Beftimmungen 

‚ der im öffentlichen Leben der einzelnen europaifchen 

und amerikanifchen Staaten gegenwärtig gel: 

tenden fehriftlichen DVerfaffungsurfunden, mit 

vorausgehenden gefchichtlichen Einleitungen in die 
felben. 


9, 
Literatur der Wiffenfchaft. 


Da das pofitive Staatsrecht zu den entftehen- 
den Wiffenfchaften gehört; fo kann es noch Feine 
literatur Deffelben, im firengen Sinne des Wortes, 
geben. Es muß aber doch derjenigen Schriften ge= 
dacht werden, welche theils, als Sammlırngen, 
mehrere ber wichtigften Örundgefese und Berfaffungen 
in fich enthalten, theils eine wiffenfchaftliche 
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Darſtellung einzelner ins poſitive Staatsrecht 


gehoͤrender Gegenſtaͤnde, oder Des Ganzen ſelbſt ver— 


ſuchten. 
Sammlungen: 


— — 


Pierre Firmin de la Croix, constitutions 
des prineipaux états de l’Europe et des états- 
unis de l’Amerique. Seconde edition. 6 Voll. 
a Paris, 1791 sqq. 8. — Ed. 3. 180%. Teutfd: 
Verfaffung der vornehmften europäifchen und der vers 
einigten amerifanifchen Staaten. Aus dem Franz. mit 
Derihtigungen des. Ueberſetzers. 6 Theile. 
Leipz. 1792. 8. | 

Ebenezer Hazard, historical collection of 
state-papers for an history of the united states 
of N. America. 2 T. Philadelph. 1794 sqq. 4. 

Georg. Fr. v. Martens, Sammlung der wichtigften 
Neichsgrundgefege, Erbvereinigungen, Kapitulationen, 
Samilienvertväge, auch Gefege, Verordnungen, Privis 
legien u. f. w., welche zur Erläuterung des Staatsrechts 
und der pragmatifchen Gefchichte der vornehmften europaͤi— 
fhen Staaten dienen. Erfter Thl. (Dänemark, Schwer: 
den. Großbritannien.) Gött. 1794 8. (mehr ifE nicht 
erfchienen.) 

Pölitz,) Die Chnfitutionen der euro 
päifchen Staaten feit den legten 25 Jahren. 
4 Theile, Leipzig und Altenburg, 1817— 1825. 8. *) 

Ludw. Luͤders, diplomatiſches Archiv für Europa. 
Eine Urkundenfammlung mit biftorifchen Einleitungen. 
3 Bände; jeder Band in zwei Abtheilungen. (Der 
dritte Band, nad) des Ds. Tode, fortgefeßt von 
Poͤlit z) Leipz. 1819—1823, 8. 

P. A. Dufau, J. B. Duvergier, -et J. 
Guadet, collection des constilutions, chartes 
et lois fondamentales des peuples de l’Europe et 


*) Leber diefe drei Sammlungen von v. Martens, de 


la Croix, europ. Conftitut., und die fpäter ge; 
nannte Schrift von Bifinger vergl. man die lehrveiche 
Beurtheilung im Hermes, N. x. S.1fi. 
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des deux Amériques; avec des précis offrant 
Phistoire des libertes et des institutions politi- 
ques chez les nations modernes; 6 Vol. :a Paris, 
4821— 23.8 Wi. 

Der Pair Franfreihs, Graf Lanjuinmais gab zwar 
feinen: constitutions de la nation francaise (2T. 
Paris, 1819. 8.) den allgemeinen zweiten Titel: 
Lesconstitutions destouslespeuples, 
hat aber das Werk nicht weiter fortgefeßt: 

Archives diplomatiques pour l’histoire dutems 
et des Etats. (Auch-mit teutfchem Titel: diploma: 
tifches Archiv für die Zeitz und Staatengefchichte, und 
mit der teutfchen Ueberſetzung der ausländifchen Urkun— 
den.) Stuttg. und Tüb, 1821 ff. 8. 6 Bände. (Die 
beiden erften Bände enthielten alle Urkunden teutfch 
und franzöfifch. Th. 3—6 zunaͤchſt franzöfifch.) 
Die Fortfegung erfchien blos teutfch unter dem 
Titel: Neuefte Staatsgeten. S Theile. Cwird 
fortgefegt.) Stuttg. und Tüb. 1825 ff. 8. 

Isambert, annales politiques et diplomati- 
ques, ou manuel du publiciste et de ’homme 
d’etat, contenant les chartes et lois fondamen- 
tales, les traitds etc. 4 T. Paris, 1823 sqgq. 8. 

Ufteri, Handbuch des fchweizerifchen Staatsrechts. 
2te Aufl. Aarau, 1821. 5, 

Theilweife gehört auch hieher: 

Geo. Fr. de Martens, recueil des principaux 
traites d’alliance, de paix etc. 7 Voll. à Gött. 
4791 sgg. 8. (Bon den vier erftien Theilen N. A. 
1817.) , Dazu gehören 10 .Theile Supplemente, 
wovon aber die Theile vom Öten an auch mit dem bez 
fondern Titel: Nouveau recueil etc, erfchienen. 

* * 


* 
Wiſſenſchaftliche Schriften: 

Geo. Fr. v. Martens, Abriß des Staatsrechts der 
vornehmſten europaͤiſchen Staaten, Ir Theil, Ifte Abthl. 
&ött: 1794. S. (Von diefem fleißig gearbeiteten Buche, 

deſſen Fortfegung und Beendigung eine wefentliche Lücke 
in der politifchen Literatur ausgefüllt haben würde, iſt 
St. W. ate Aufl. IV. 6 
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blos dieſe einzige Abtheilung erfchienen, « welche das 
Staatsreht Dänemarts, Schwedens und Groß 
bréitanniens umfchließt. Es enthält theils mehr, 
theils weniger, als das, was von mir unter dem 
Namen: pofitives Staatsrecht zur wiffenfchaftlichen 
Seftaltung gebracht werden foll; mehr, weil es die 
Grundzüge des gefammten pojitiven Staatsrechts der 
genannten europälfchen Reiche [nicht blos das Verfaſ— 
fungsrecht] enthält; weniger, weil es nicht die, durch 
das vofitive öffentliche Recht begründete, neue Geſtal— 
tung des innern Staatslebens zur Anfchauung erhebt. — 

dit diefem Kompendium brachte der Verf. die bereits 
angeführte Sammlung der wichtigften Reich 
grundgefeße:e. [deren erjter Theil auch nur die 
drei 5 Reiche umſchloß,J in genaue Verbin— 
dung.) 

Theod. Schmalz, Plan zu VBorlefungen über allge: 
meines pofitives europäifches Staatsrecht. Berl. 1815. & 
(geiftvolle Skizze; nur daß in derfelben der genannten 
Wiffenfchaft ein weiterer Umfang angemwiefen wird, als 
in der vom mir verfuchten Darftellung.) 

Sebald Brendel, die Geſchichte, das Wefen und 
der Werth der Nationalvepräfentation, oder vergleichende 
hiftorifch » pragmatifche Darftellung der alten. und neuen 
Melt, befonders der teutfchen, in Beziehung auf die 
Entitehung, Ausbildung, Scicfale und Vorzüge der 
Molfsvertretung, oder ber öffentlichen Theilnahme an der 
hoͤchſten Staatsgewalt. 2 Theile. Bambe und Lpz. 1817, 
8: (enthält viele richtige politifch z gefchichtliche Urtheile 
und Zufammenftellungen; doc, ift das Werk nad) feinem 
feiten Plane bearbeitet, befonders in Hinficht des Ver— 
hältniffes der Welt des Alterthums zur gegenwärtigen 
Zeit; auch enthält es die neuen Verfaſſungen bis 1817 
nur in Andeutungen und Auszügen.) 

Joſeph Konftant.Bifinger, vergleichende Darftellung 
der Staatsverfaffung der europäifchen Monarchieen und 
Republiken. Wien, 1818, 8, 

Han. Rudhart, Ueberſicht der vorzüglichiten Bes 
ftimmungen verfchiedener Staatsverfaffungen über Volks; 
vertretung. München, 1818, F (vergl. die Beurthei⸗ 


Jung im Hermes, N. IV. ©. 78 f.) 
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Dergleichende Darftellung der Nepräfentativverfaffungen 
verfchiedener europaͤiſcher Staaten in ihren Grundzügen. 
Karlsruhe, 1823. 2 Tabellen in Fol. | 

Vergleichende Darftellung der ftändifchen Verfaſſungen 
mehrerer teutfchen Bundesftaaten in ihren Grundzügen. 
Karlsruhe, 1823. 2 Tabellen in Sol. 

Theilweife gehört auch folgende ältere Schrift hieher: 

Chfin. Dan. Voß, hiſtoriſch-ſtatiſtiſche Ueberſicht der 
merfwürdigften zuvopäifchen Staaten, ausdem Ge 
fihtspunctedesallgemeinen Staatszweckes. 
Halle, 1795. 8. (Obgleich in diefem Werke Gefchichte 
und Statiftif verbunden werden; fo iſt doch die Anlage 
des Ganzen aus dem politifch ; publiciftifchen Stand; 
puncte. Der-Verf. ſtellt nämlid) die Staaten dar: 1) 
als uneingefhränftzmonardhifhe Staaten. 
(Preußen, Rußland, Dänemark, Spanien, Portugal, 
Sardinien, beide Sicilien, SKirchenflaat, osmanifches 
Reich); 2) als republifanifhe Staaten a) 
ariftofratifch: Venedig, Genua; b) demofratifch: Frank 
veih (damals); SI Staaten mit gemifchten 
KRegierungsformen (das teutfche Reich als Staats; 
körper, Schweden, England, Dolen); H verbündete 
Staaten (Eidgenoffenfchaft, das teutiche eich.) 


Als Verſuche, das poſitive Öffentliche Staatsrecht 

wiſſenſchaftlich zu begründen, gehören hieher: 

Alb. Fritot (avocat), science du publiciste, 
ou trait& des principes Elementaires du droit, 
considere& dans ses principales divisions. 11 Voll. 
a Paris, chez Bossange, 1820 — 1823. 8. (Dies 
fes, dem Könige Ludwig 18 und dem Herzoge de Cazes 
gewidmete, Werk ift gründlich und freimuͤthig, aber fehr 
weitfchweifig. — Die erfte Abtheilung enthält: droit 
philosophique, ou principes élé mentaires du 
droit public, du droit politique, et du droit des 
gens, und zwar im erftien Bande: droit public; 
im zweiten Bande: droit politique; und in dem; 
felben Bande von ©. 321 an: (und im ganzen fol: 
genden dritten Bande) droit des gens. — Die 
zweite Abtheilung enthält vom vierten Bande an: 

— 
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droit constitſtionel, constitutif ou organique, 
und zwar nach den drei Rubriken: 1) des gouver- 
nemens divers, de leurs inconvéniens, de leurs 
avantages (davon im ganzen vierten Theile und im 
fünften bis ©. 445); 2) de la monarchie con- 
stitutionnelle ou representative (davon im fünf: 
ten Theile von S. 449 an, und im ganzen ſechſten 
bis eilften Band); 3) dispositions et moyens 
de transition. — Zu der Wiffenfchaft des poſitiven 
Staatsrechts gehört diefes Werk erſt vom vierten 
Bande an, mo der Verf. mit der Lehre von den 
Kegierungsarten überhaupt beginnt, die fogenannten drei 
Gewalten im Staate, die Eintheilung in einfache und 
vermifchte Regierungen (je nachdem die drei Gewalten 
vereinigt oder getheilt find) erörtert, gegen die unbe; 
fehränfte Monarchie ſich erklärt, die dermalige franzöfifche 
Derfaffung als ariftokratifch zdemokratifch zmonarchifch aus— 
fpricht,, die Wirkungen der Mepräfentation, der Föderaz 
tion, der Wahl und der Erblicykeit prüft, und zum 
Weſen der innern Gejtaltung der conftitutionellen Mo— 
narchie a) einen Erbmonarchen (dem die Sanetion, Vers 
fündigung und Vollziehung der Geſetze aufteht), b) zwei 
Kammern (welcye mit dem Regenten die Ssnitiative der 
Geſetze theilen), und c) Gerichtshoͤfe verlangt, welche 
nur vom Geſetze abhängen. 

J. Chrift. Freih. v. Aretin, Staatsrecht der con: 
ftitutionellen Monarchie. Ein Handbucd, für Gefchäftg: 
männer, ſtudirende Sünglinge und gebildete Bürger, 
Erſter Band. Altenb. 1524, 8. Zweiten Bandes 
erfte Abtheilung. 1827. (Ungefaͤhr die erjte Hälfte 
diefer Abthl. ward noch von Aretin gefchrieben, nach 
deffen Tode Karl v. Rotteck das Werk fortſetzt. — 
Ueber den wiffenfchaftlichen Charakter deffelben vgl. $.4.) 


Als befondere, dem DVerfaffungswefen gewidmete, 


Zeitfchriften begannen: | 


(Luden), Allgemeines Staatsverfaffungs 
archiv. Zeitfehrift für Theorie und Praris gemäfigter 
Degierungsformen. 2 Bände (jeder in + Stücfen) und 
In Bdes. 15 Stüf, Weimar, 1816 f, 8. 
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Allgemeine politifche Annalen. Stutteart u. Tübingen, 
25 Bände feit 1521. 8. (enthalten viele Verhandlungen 
über das Verfaffungswefen.) 

(v. Aretin), conſtitutionelle Zeitſchrift. Cerfchien 
blos ein Halbjahr vom San. — sun. jeder Monat in 
2 Heften.) Stuttg. 1823. 8. 
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A) Allgemeine gefhichtlihe Ueberſicht 
über die in Europa und Amerika feit 40 
Jahren ins.öffentliche Staatsleben ein: 
gerretenen, fheils noch beſtehenden, theils 
wieder erlofchenen, Berfaffungen, 


| 10, 
Großbritannien und Nordamerika, 


Wenn gleich in Eeinem gefitteten europäifchen 
Staate feit den Zeiten des ausgehenden Mittelalters 
gewiſſe Grundgeſetze fehlten, durch welche bald eine 
regierende Dynaftie auf den Thron erhoben, bald die 
Thronfolgeordnung feftgefest, bald das Verhaͤltniß 
des Negenten zu den Keichs = oder Landſtaͤnden näher 
beſtimmt, bald im innern Staatsleben über die bür= 
gerliche und Strafgefeßgebung , fo wie über die Bes 
fteuerung, oder über die Öeftaltung der Eriegerifchen 
Macht ein allgemeiner Maasftab aufgeftellt worden 
war; fo hatten doch in den meiften Reichen und Staa: 
fen diefe Formen theils nur zufällig und in fehr ver- 
ſchiedenen Zeitaltern fich ausgebildet, theils fehlte der 
innere Zufammenhang zwifchen denſelben, weil jedeg- 
mal, nach dem eingetretenen Bedürfniffe, nur. einzelne 
Gegenftände der Verfaffung oder Verwaltung durch 
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befondere Gefeße geordnet worden waren, Daher auch 
in fo vielen Staaten der unverfennbare Widerfpruch 
zwifchen dem öffentlichen und dem Privatrechte, ja 
felbft zwifchen den einzelnen Theilen und Abfihnitten 
der Geſetzgebung felbft, je nachdem fie aus fremden 
oder einheimifchen Rechten, aus dem zwölften oder 
achtzehnten Jahrhunderte ftammten. Blos in Eng- 
land beftand, im jüngern Europa, eine auf einzelnen 
ſchriftlichen Urkunden berubende, obgleich im 
Laufe der Jahrhunderte bedeutend veränderte, und 
erft feit der Ihronbefteigung Wilhelms des Draniers 
(1689) zu einem beftimmten Charakter ausgeprägte, 
Derfaffung, Seit diefer Zeit ward in dem freien, 
in zwei Kammern getheilten, brittifchen Parlamente. 
manches Fräftige Wort über die wichtigften Angele— 
genheiten des innern und aͤußern Staatslebens aus— 
gefprochen, das für das übrige, in feiner politifchen 
Bildung fortfchreitende weftlihe, Europa um fo weni= 
ger verloren ging, je länger in mehren großen Rei— 
chen die Berfammlung der Keichsftände entweder ganz 
geruht hatte (wie 3. B. in Frankreich feit 1626, in 
Portugal feit 1697), oder, wie in Spanien, zu einer 
bloßen Formalität herabgefunfen war. Befonders aber 
wirfte das Vorbild Großbritanniens auf das übrige 
Europa mächtig, theils in Hinficht der dafelbft in der 
Verfaffung begründeten Herrfchaft des Nechts und 
Geſetzes im Gegenfage gegen die Willführherrfchaft 
der Premierminifter und Maitreffen in andern Reichen; 
theils- in Hinficht des fteigenden Wohlftandes und 
Reichthums Großbritanniens im Öegenfaße gegen die 
Verarmung, die Schuldenlaft und die ungleiche Be— 
fteuerung in andern Staaten *). 





— — —— 


*) Sin demſelben Sinne ſprach ein Rec. im Hermes (N.X. 
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Nur unter diefen Verhaͤltniſſen vermochten die 
gewichtvollen, die brirtifche Verfaſſung als Vorbild 


S. 4): ,,Der Zunftgeift, der Briefadel, die Verbin: 
dungen der Städte unter einander und des Adels gegen 
die Städte, aber auch zuweilen mit ihnen gegen die 
willkuͤhrliche Herrſchaft; die Gründung ſtehender Ge 
‚richte; die erften rohen Berfuche des Banernftandeg, 
ſich zur bürgerlichen Freiheit zu erheben, oder dabei zu 
behaupten; die Bildung der Landjtande aus Geiftlichkeit, 
Adel und Städten, ihr Wachsthum und ihr Verfall; 
die eigene neue Geſetzgebung und die Regierung der 
. Staaten von oben herab, welche im fechszehnten Jahr— 
hunderte mit verdoppelter Thätigkeit fich erhob; — alle 
diefe Elemente des innern Lebens der Bölfer haben 
ſich in den verfchiedenen europaͤiſchen Staaten nach einer; 
lei: Regel und mit fehr fichtbarem Einfluffe des einen 
‚auf die andern entwickelt. Nur England behaup— 
tet dabei wesentliche Eigenthuͤmlichkeiten 
in Rechts- und Staatsverfaffung, weil es 
ihm gelang, die’alten einheimifchen Einridy 
. tungen, welche in den meiften andern Laͤn— 
dern durch alte und neue römifche Begriffe 
und Inſtitute verdrängt wurden, feftzubals 
ten und feldbfiftändig fortzubilden Allein 
eben dadurch ift England von der Zeit an, wo die 
willkuͤhrliche Herrſchaft im übrigen Europa durch 
Karl 5, durd Philipp 2, durch Ludwig 11, Richelieu 
und Ludwig 14 faſt allgemein geworden war, der 
Duncet geworden, von welchem die innere 
Dewegung Europa’s ausging, und fid den 
übrigen Völkern deffelben mittheilte. Nicht 
Montesquieu’s —28— der engliſchen Verfaſſung 
haben dieſe hervorgebracht, ſondern wer im ganzen vori— 
gen Jahrhunderte den wachſenden Wohlſtand Englands 
gewahr ward; wer es ſah, wie Geſetz und Recht auch 
uͤber die Groͤßen herrſchte; wie geachtet auch der ein— 
fache Buͤrger war; wie ein jedes Verdienſt eine freie 
Dahn zu Wirkſamkeit und Belohnung fand; ver mußte 
wohl das Verlangen empfinden, daß auch in feiner 
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und Mufter preifenden, Stimmen eines Montes- 
quieu und vieler andrer bedeutend zu wirken, welche 
feit der Mitte. des achtzehnten Jahrhunderts das Bes 
duͤrfniß einer neuen zeitgemäßen ‚Öeftaltung des in— 
nern Gtaatslebens und einer feften Begründung 
des Rechtszuftandes in mehrern europäifchen Neichen 
und Staaten theils felbft fühlten, theils bei Andern 
anregten. 

Allein ein außerhalb des europäifchen 
Staatenfyftems eintretendes höchft folgenreiches 
Ereigniß ward die nächfte Weranlaffung der weitern 
und fchnellern Verbreitung der fogenannten repräs 
fentativen Örundfäge: Die Trennung eines Theis 
les der nordamerifanifchen Kolonieen Groß— 
britanniens von ihrem europäifchen Stammlande, 
und die Erfampfung und Anerkennung ihrer Unab: 
bängigfeit und Selbftftändigfeit im Parifer 
Frieden am 3. Sept. 1783 *). AR | 

Verjaͤhrte Eiferſucht ftellte, während dieſes 
Kampfes zwiſchen Großbritannien und ſeinen Kolo— 
nieen, Frankreich und Spanien auf die Seite der 
letztern; namentlich fochten viele franzofifche Officiere, 
dazu berechtigte von ihrer Regierung, auf amerifani= 
fhem Boden unter Washingtons Befehlen für 
die Sache der bürgerlichen und politifchen Freiheit. _ 
Grundfäge, die fie im transatlantifchen Erdtheile ken— 
nen gelernt und mit ihrem Blue verfiegelt hatten, 
folgten ihnen, nach dem Parifer Frieden, in die euro- 


Heimath ein fo frifches, freies und Eräftiges Leben aufs 
blühen möchte. 

*) Man vergleiche darüber meine Staatenfyftieme Euros 
pa’s und Amerika's feit dem Jahre 1785. 
(Leipz. 1826. 8.) Th. 1. 
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päifche Heimath zurück, und wurden von ihnen deſto 
fefter gehalten, je mehr, namentlich in Frankreich ‚ die 
Unvollfommenbeiten der Berfaffung und Verwaltung 
diefes Reiches, hauptfächlich wegen der ungeheuer ges 
fteigerten Schulvenlaft , von den mittlern und untern 
Ständen gefühlt wurden, j 
Gleichzeitig bildeten die felbftftändigen norbe 
amerifanifchen Staaten in ihrer Mitte vie 
Berfaffung eines Sreiftaates (1787) aus, 
in deren Grundzuͤgen eben fo wenig das Borbild | 
der brittifchen Verfaſſung — nur übergetragen von 
einer befchrankten Monarchie auf einen neuentftandenen 
Bundesſtaat — wie der Einfluß Washingtons 
zu verfenuen war, eines Mannes, in welchem Nord: 
amerifa früher feinen Helden und Retter , und fpäter 
- feinen Geſetzgeber und Regenten fand. 
Je mehr die neue Verfaſſung Nordamerika's, ſo 
wie die beſondere Verfaſſung jeder ſeiner einz el— 
nen (damals 13) Staaten, die Farbe und den Cha— 
rakter des achtzehnten Jahrhunderts an ſich trug; deſto 
weiter wich ſie von den veralteten, republikaniſchen 
Formen ab, die in den europaͤiſchen Freiſtaaten Ber 
nedig, Öenua, Lucca, Schweiz und Nies 
derland ftatt fanden, 
11. | 
Neue Berfaffung in Frankreich und Polen, 
Bevor aber auf enropäifchem Boden eine Nach- 
bildung des brittiſchen und der nordamerikanifchen 
Derfaffung , verfucht ward, gab bie franzöfifche 
Kevolution im Jahre 1789 ven Ausfchlag über 
die vollige Umbildung des innern Staatslebens in dem 
älteften chriftlichen Reiche des jüngern Europa, Denn 
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kaum hatte, aus der Mehrheit der von Necker nach 
Verſailles zuſammenberufenen 1200 Deputirten des 
Reiches, die erſte Nationalverfammlung 
(17. Sun. 1789) fich gebildet, als dieſe (4K. Aug.) die 
vollige Abfebaffung des Lehnsſyſtems aus— 
ſprach, und, nach zweijährigen Verhandlungen, (3. 
Sept. 1791) dieneuefchriftliche Berfaffungs: 
urk unde beendigte, welche (14. Sept.) ludwig 16 
in der Mitte der Nationalverfammlung als Reiche 
grundgeſetz beſchwor. 
Gleichzeitig Dachte der edlere Theil der Polen, 
der die erfte Theilung des Neiches vom Jahre 1772 
noch nicht verfchmerzt hatte, an eine Derbefferung der 
fehlerhaften Reichsverfaſſung und an eine Verjüngung 
Des innern Staatslebens. Bereits am 6. Oct. 1788 
ward der polnifche Keichstag eröffnet, auf welchem 
fogleich das fogenannte freie Veto aufgehoben, und, 
nach der Abfchließung eines Bundes mit Preußen 
(29. März 1790), von der großen Stimmenmehrheit 
(3. Mai 1791) eine neue VBerfaffung angenom- 
men, fo wie Diefelbe vom Konige Stanislaus Augus 
ſtüs befchworen ward. Dieſe Verfaffung ſchloß fich 
mehr, als die framzofifche, an die bis dahin in Polen 
beftandenen Nechtsverhältniffe an; Demungeachter bil- 
dere fih, unter Rußlands Einfluffe, gegen fie der 
Targowiger Bund (1792), worauf — mit Zus 
ftimmung. des Königs — die neue Derfaffung auf 
dem Keichstage zu Grodno (29. Sept. 1792) ver- 
worfen, und in Sabre 1795 Polen zum zweitens 
male gerheilt ward. 

Allein auch die erfte Verfaffung Franfreichs vom 
Sahre 1791 ging nur theilweife ins offentliche Staats— 
leben über, weil, bereits nach dem Zufammentreren 
der zweiten Nationalverfammlung (1. Det. 1791), 
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ein heftiges Partheiengewuͤhl in derſelben ſich zeigte, 
das, nach der Eröffnung des ſogenannten National: 
convents (21. Sept. 1792), in der Abfehaffung des 
Koͤnigthums, in der Verwandlung Frankreichs‘ in 
eine Republik, und in dem Prozefje und der Hinrich: 
fung Ludwigs 16, zu dem völligen Umſturze aller 
frühern Staatsformen im Innern Frankreichs führte, 
worauf für die Republik Frankreich am 24. 
Juny 1793 eine zweite DVerfaffung gegeben ward, 
die aber nicht ins wirkliche Leben trat, weil bei der 
Eröffnung des Krieges gegen das Ausland die furchtz . 
bare Dictatur des Wohlfahrtsausfchuffes, mit Suſpen— 
fion der Berfaffung, die Kegierung an fich riß. 

Nach dem Sturze der Schredensregierung ward 
für die Republik Frankreich die dritte Ver: 
faſſung im Sabre 1795 aufgeftellt, mit einem Direc- 
forium von fünf Perfonen an der Spitze der voll: 
ziehenden Gewalt. 

Diefer folgte im Sabre 1799 die vierte Ver— 
faffung, welche ven General Bonaparte, unter 
deffen Einfluffe fie gegeben ward, zum erften Con: 
ful ernannte, In diefer Derfaffung gingen die frühern 
republifanifch = demofratifchen Beftimmungen bereits in 
folche über, vie fih der monarchifchen Staatsform . 
näherten. Dies trat noch beftimmter durch die Sena— 
fusconfulta vom Jahre 1502 und 150% hervor, welche 
den erſten Conful Anfangs zum Conful auf Lebens— 
zeit, und dann zum erblichen Kaifer der Fran— 

zofen ernannten. 
| Nachdem er aber (1814) auf den Thron Frank⸗ 
reichs verzichtet hatte, gab der Senat, unter Talleyrands 
Leitung, dem Reiche eine neue Verfaſſung (6, Apr. 
1814), in welcher Ludwig (18) durch den. Willen 
des Volkes auf den Thron: berufen ward, Allein 
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Ludwig 18 erkannte dieſe Verfaſſung nicht an, ſondern 
ertheilte, aus koͤniglicher Mahhtvollkommenheit, (4, 
Kun. 1814) die conſtitutionelle' Charte, die 
noch jeßt als Grundgeſetz des Königreiches gilt, wenn 
gleih Napoleon, nach feiner Ruͤckkehr von Elba j 
während der hundert Tage, (22. Apr. 1815) eine 
Zufaßacte zu der vierten Verfaſſung bekannt 
machen ließ, 


12, 
— Wa <a Ran Tea pe ei - 


Mit den Siegen der Franzofen überfchritt auch 
das repräfentative Staatsſyſtem die Grenzen Frank— 
reichs: fo in den Niederlanden; fo in Stalien, 
Ward gleich die ältere Staatsform des Freiftaates der 
vereinigten Niederlande, unmittelbar nach Pichegru’g 
Vordringen über die zugefrornen Grenzfluͤſſe, aufges 
hoben, und das demofratifche Princip für Die neue 
Derfaffung Der Niederlande ausgefprochen; fo dauerte 
es doch in der fogenannten batavifchen Republik bis 
zum Sabre 1795, bevor die erfte neue Verfaſſung 
angenommen ward. 

Kafcher erfolgten die politifchen Umbildungen in _ 
Italien, wo Bonaparte im Fruͤhjahre 1796 feine 
glänzende Friegerifche Laufbahn begonnen hatte. Co 
wie er, bereits nach dem kuͤhnen Uebergange über die 
Ada = Brücde bei Lodi (20. Mai 1796), die Freiheit 
der tombarbei ausfprad) ; fo ward auch, unter feiner 
Mitwirkung, in der Zwifchenzeit zwifchen den Frie— 
denspräliminarien zu Leoben und dem wirklichen Fries 
densabſchluſſe zu Campio Formio mit Oeſtreich, am 29. 
Jun. 1797 ver neuen cisalpinifchen Republik 
eine Verfaſſung gegeben, die, bei vielen eigenthuͤmli— 
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chen Schattirungen, doch im Ganzen eine Nachbildung 
der dritten Verfaſſung Frankreichs war. Während 
aber Bonaparte in Aegypten ſich befand, erfuhr dieſe 
Verfaſſung (1798) durch den franzoͤſiſchen Geſandten 
Trouve und durch den General Brune weſentliche 
Veränderungen, und bei den Siegen der Deftreicher 
und Ruſſen in Oberitalien im Sabre 1799 theilte fie, 
mit der cisalpinifchen Republik felbft, das Schickſal 
der Auflöfung. Er 

Kaum hatte aber der damalige erfte Conſul Bo— 
naparte in der Schlacht bei Marengo (14, Sun, 1800). 
von neuem das Uebergewicht der Waffen Frankreichs 
behauptet; fo ward auch von ihm die cisalpinifche 
Kepublif (15. Jun.) mit einer einftweiligen Regierung 
hergeftelle, und, nach dem Lüneviller Frieden, Diefer 
Republik, welche zu Won den Namen der italieni- 
fhen annahm, (28. Jan. 1802) eine neue Ber: 
faffung gegeben, die in manchen wefentlichen Punc— 
fen von der vierten franzofifchen abwich. Durch 
conftitutionelle Statute im Jahre 1805 ward Napo— 
leon zum Könige von Stalien ernannt, und 
dasjenige in der Verfaſſung verändert, was bei dem. 
Uebergange aus der republikanifchen in die mönarchie 
ſche Staatsform umgewandelt werden mußte, — 
Nach der Dernichtung der Macht Frankreichs. in 
Italien, und nach der Ruͤckkehr der Lombardei und 
Denedigs unter oftreichifche Herrfchaft, gab der Kai— 
fer Franz (24 Apr, 1815) dem lombardiſch— 
venetianifchen Königreiche eine neue, Vers 
faffungsform, | / Ä 

Gleichzeitig mit den Folgen der frangofifchen 
Siege durch Bonaparte in Stalien ftürzte der ältefte 
italifche Sreiftaat, Benedig, zufammen; das Eleis 
nere Genua hingegen. rettete ſich, ward (1797) als 
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ligurifhe Republik demokratiſirt, und era 
biele (2. Dec. 1797 und 26. Sun. 1802) zwei ein- 
ander schnell ‚folgende Verfaffungen unter Frankreichs 
Einfluffe, bis 1805 Genua Frankreich felbft einver- 
leibt, nach Napoleons Sturze aber, auf vem Wiener 
Congreffe, dem Konige von Sardinien zugerheilt 
ward. 
Eben fo erhielt auch der Eleine SFreiftaat Lucca 
im Jahre 1799 und im Jahre 1501 zwei Berfaf- 
fungen , die, im verjuͤngten Maasftabe, den in Frank: 
reich wechfelnden Derfaffungen nachgebildee waren. — 
Selbſt vem Kirchenftaare, welchen das franzöfis 
ſche Directorium (1795) in eine romifcheRepublif 
verwandelte, ward (20. März; 1795) eine demokratiſche 
Verfaſſung gegeben, die aber bei der Erneuerung des 
Krieges ſchnell wieder aufgelöfet ward. 

Neapel, obgleich, nach Championets fiegreis 
chen Vordringen bis in die Hauptftadt des Neiches, 
als partbenopeifche Republik (1799) ausge— 
fprochen,, erhielt damals, bei dem fihnellen Wechſel— 
des Kriegsgluͤckes, Doch Feine eigene Verfaſſung. Als 
aber fpäter Napoleon feinen Bruder Joſeph (1806) 
zum Könige beider Sicilien, und zwei Jahre darauf 
zum Konige von Spanien ernannte, welchem Noachim 
. Murat auf dem Throne Neapels folgte, gab Joſeph, 
bei feinent Abgange nach Spanien, vem Königreiche 
Neapel (20. Jun, 1805) eine Berfaffung, die 
Napoleon beftätigte, Doch band fih Murat an dies 
felbe nicht; fie trat nicht ins öffentliche Leben. | 

Dagegen ward, unter brittifchem Einfluffe, von _ 
dem Lord Bentind im Koönigreiche Sicilien, wels 
ches vie aus Neapel verdrängte Dynaſtie Bourbon 
gegen Frankreichs Waffen behauptete, (1812) eine 
der englifchen Konftitution nachgebildere Verfaſſung 
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gegeben, die aber von dem bourboniſchen Regenten— 
hauſe bald wieder aufgehoben ward. 

Selbft nach der Ruͤckkehr dieſer Dynaftie nach 
Neapel (1815), ward der Verſuch, die fpanifche 
Derfaffung in Neapel mit ortlichen Modiftcatios 
nen (1820) einzuführen, durch Die fiegreichen Waffen 
Deftreichs vereitelt. 

Den jonifchen Inſeln, früher ver Republik 
Venedig gehoͤrend, ward bereits i im Jahre 1803 eine 
unter Rußlands Einfluffe vermittelte Verfaſſung er— 
fheilt. Als aber, nach ſchnell wechfelnden Schickſalen 
Diefes Freiftaates, derfelbe (1815) unter die Schuße 
hoheit Großbritanniens geftelle ward, erhielt‘ er am 
28. Dec. 1817 eine in london entworfene und von 
dem damaligen Prinzen = Negenten beftätigte, Ders 


faſſung. 


13. 
Die Shwei;. 

Veraltet war die politifche Form der’ f m weize⸗ 
riſchen Eidsgenoſſenſchaft beim Ausbruche 
der franzoͤſiſchen Revolution; auch fehlte in den Can— 
tonen die Einigkeit, die in den Tagen der Gefahr das 
Beſtehende zu retten vermag; allein Europa ſah mit 
Mißbilligung, wie das franzoͤſiſche Directorium mit 
der friedlichen Schweiz verfuhr. Nach Ueberwaͤlti— 
gung derſelben durch franzoͤſiſche Heere ward (12. Apr, 
1798) zu Aarau der Entwurf einer neuen’ Ver: 
faffung der einen und untheilbaren helvetifchen. Res 
publif angenommen; doch hatte das alte Syſtem viele 
Anhänger und rüftige Vertheidiger, und die Erfolge 
Deftreihs im Kanıpfe des Jahres 1799 brachten beive 
Partheien gegen einander in mächtige Gaͤhrung, bis 


N 
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Maffena’s Sieg (Sept. 1799) bei Zurich den Aus- 
fchlag für das neue Syſtem gab. Eine neue, zu 
Paris entworfene, Verfaſſung ward zwar.am 29, 
Mai 1801 angenommen, von den Freunden des alten 
Syſtems aber durch die Auffiellung einer Verfaſſung 
der fogenannten allgemeinen belvetifchen Tagſatzung 
(24. Oct. 1801) befeitigt. Doch auch dieſer Ver— 
faffungsentwurf mußte einem neuen vom 27. Febr. 
1802 weichen , der aber. ebenfalls weder die öffentliche 
Stimmung in der Schweiz, noch den Beifall des 
erften Conſuls von Grankreich für fich hatte, Die zu 
Bern verfammelten belverifchen Notabeln gaben vie _ 
Derfaffung vom 20. Mai 1802, Sie ward Anfangs 
von den. meiften Cantonen angenommen ; allein bald 
wogte, nach dem Zurüdziehen der franzofifchen Trup— 
pen, die innere Gährung in dem ganzen Freiftaate auf. 
Dies bewog den erften Conſul Bonaparte, nach ers 
neuerter Befeßung des Sandes von franzofifchen Trup— 
pen, Männer aus beiden Spyftemen nach Paris zu 
berufen, mit welchen er die ſogenannte Bermittes 
lungsacte-(19. Febr. 1803) verabredere, welche bis 
zum Jahre 1813 als Staatsgrundgefeß der Schweiz 
galt, und auf eine im Ganzen ſchonende Weiſe das 
Alte und Neue verband. 

Nachdem aber die Voͤlkerſchlacht bei Leipzig fiber 
Napoleons Schiefal in Teutfchland entfchieden hatte, 
fprachen die verbuͤndeten Mächte die Auflofung der 
Dermittelungsacte aus, und ließen durch ihre Abge— 
fandten mit den Abgeordneten der Schweiz unterhans 
deln, worauf (8; Sept, 1814) ein neuer. Bundesvers 
trag der 19 Gantone, und, nach den Beftimmungen 
des Wiener Songreifes in Hinficht der Schweiz, bie 
Aufnahme der drei neuen Cantone, Wallis, Genf und 
Neuenburg, die Entwerfung befonderet Berfaffungen 
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für jeden einzelnen Canton, fo wie (7. Aug. 1815) 
die feierliche Annahme der neuen Bundesacte 
der gefammten 22 Cantone erfolgte, 


14, 
Die Nieverlande 


In den Niederlanden, die, nach der Eroberung 
von den Franzofen, in der damaligen Staatsgeogra= 
pbie als batavifche Republik aufgeführt wur: 
den, war, unter dem Einfluffe des franzöfifshen Ge— 
fandten Lacroix, (23. Apr. 1798) eine Berfaffung 
gegeben und angenommen worden, welche man der 
dritten franzofifchen (vom Sabre 1795) nachgebilvee 
hatte, Kaum war aber, in den tondoner Prälimis 
narien zum Frieden zwifchen Frankreich, Großbri— 
tannien, Spanien und Batavien, die Selbftftändig- 
feit der neuen republifanifchen Sorm der leßtern aner= 
fannt worden, als (16. Det. 1801) die batavie 
ſche Republik eine zweite Verfaſſung, und. — 
nach der Begründung der Eaiferlichen Macht in Frank— 
reich — (15. März 1805) eine Dritte Verfaffung 
erhielt, die einen Rathspenſionair an die Spiße der 
Kegierung ftellte, und in vielfacher Hinficht den mo— 
narchifchen Formen fich näherte, Doch ſchon im fol— 
genden Jahre ward, durch organifche Öefeße, (5. Jun, 
1806) die Republik für Napoleons Bruder, Ludwig, 
in das Königreich Holland verwandelt, und 
demfelben (7. Aug. 1806) eine neue Berfaffung 
gegeben, Allein dieſes neugefchaffene Königreich er= 
loſch bereits im Sul. 1810, wo es Napoleon dem 
mächtigen Frankreich, felbft einverleibte, bis, nach den 
Erfolgen ver Leipziger Schlacht, Die Sranzofen aus 
Holland verdrängt wurden, eine einftweilige aus Hol: 

St. W. ate Auf; IV. T 
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ändern gebildete Regierungscommiffion den Fürften 
Wilhelm von Oranien zum fouverainen Fürften der 
Niederlande ernannte, diefer aus England zurückkehrte, 
und, nach der Bereinigung Delgiens mit Batavien 
zum Koͤnigreiche der Niederlande, dem nun 
vereinigten Staate in der Verfaſſung vom 24. 
Aug. 1815 ein bleibendes Grundgeſetz gab. 


15. 
Der Rheinbund. Warfhau Spanien, 
Schweden, 


Mit der weiter Verbreitung der Siege und des 
pofitifchen Einfluffes Napoleons auf das Ausland, 
gewann auch Das Syſtem neuer Verfaffungen eine 
weitere Ausdehnung. Kine Folge des Kampfes zwis 
fehen Frankreich, Deftreich und Rußland im Spät: 
jahre 1805, und des für Deftreich nachtheiligen Fries 
dens von Preßburg (26. Dec. 1805), war die Stifz 
tung des Rheinbundes im der (12, Sul. 1806) 
zu Paris unterzeichneten Conföderationsacte, 
Sie ward, nach der Befiegung der Preußen in den 
ändern zwifchen der Saale, Elbe, Oper und Weich: 
fel, und nach dem Beitritte der nordteutſchen Fürften 
zum Nheinbunde, bald das allgemeine politifche Ge— 
feß des vormaligen Teutſchlands, mit alleiniger Ang: 
nahme der ehemals zu Teuſchlaud gehoͤrenden oͤſtrei⸗ 
chiſchen und preußiſchen Länder. Dem im Tilfiter 


Frieden nengeftifteren Herzogtbume Warfchau gab 


Napoleon (22, Aul. 1807) eine nene Berfaffung, 
die bis zu deſſen Auflofung galt. Wie er aber in der 
Mitte des Rheinbundes felbft die Begründung neuer 
Verfaffungen meinte, erhellte aus der (15. Nov. 
1807) ven Königreiche Weftphalen gegebenen 
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neuen Verfaſſung. Theilweiſe ward dieſelbe 
nachgebildet in der Verfaſſung Bayerns vom 
1. Mai 1808, vie aber nicht ins oͤffentliche Leben 
frat; in den Irganifationsdecreren des Großherzog: 
ehums Berg (12. Dec, 1808 und 31. März 1809), 
in der Verfaſſung des Großherzogthums Frank 
furt (16. Aug. 1810), und in der vom Herzoge von 
Anhalt» Köthen (28. Dec. 1810) feinem kleinen 
Lande gegebenen Verfaffung. Die leßtere ward bereits 
im’ Sabre 1812, nad) des Herzogs Tode, unter der 
vormundfchaftlichen Regierung des Herzogs von Anz 
halt: Deffau aufgehoben; vie übrigen erlofeyen nach 
ven Schlachttagen bei Leipzig. 

Eben fo beftand die, von Joſeph Napoleon 
(6. Sul, 1508). dem Königreiche Spanien mit Zn: 
flimmung des Kaifers gegebene, Berfaffung nur 
fo lange, als er felbft in Spanien, unter der Macht 
der franzofifchen Waffen, fich behauptete; denn, noch 
vor feiner völligen Ruͤckkehr nach Srankreich, fprachen 
die auf ver Inſel Leon verfammelten Cortes Spaniens, 
im Namen des abwefenden Ferdinands7, (19. März 
1812) eine neue Berfaffung als Srundgefeg der 
Monarchie aus, die Ferdinand, nad) feiner Ankunft 
in Spanien, (Mai 1814) aufbob, und fpäter zwar ' 
im Drange der Verhältniffe (7. März 1820) annahm, 
fie aber, nach dem Vordringen der franzöfifch = bour= 
bonifchen Heere bis Cadix, (Der, 1823) für. immer 
vernichtete. 

Verſchieden von dieſen Verfaſſungen nach ihren 
Grundzuͤgen und nach ihrem weſentlichen Charakter, 
war Die neue Verfaſſung Schwedens (7. Sun, 
1809), nachdem Guftav 4 auf den Thron verzichte, 
und. ihn fein Oheim, Karl 13, nah Annahme 
diefer Berfaffung, beftiegen hatte. s 


or 
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16. 


Neue DBerfaffungen feit Napoleons 
Sturze. 


Die maͤchtige Veraͤnderung aller politiſchen Ver— 
haͤltniſſe, welche Napoleons Beſiegung und Verzicht⸗ 
leiſtung auf die Regierung (11, Apr, 1814) bewirkte, 
zeigte ſich in den verſchiedenen Staaten und Laͤndern 
auf ſehr verſchiedenartige Weiſe. In Frankreich 
ſelbſt gab Ludwig 18 (4. Sun, 1814) die conftitus 
tionelle Charte, die auch, nach Napoleons zwei— 
ter Beſiegung im Jahre 1815, das Grundgeſetz des 
Koͤnigreichs blieb. In dem Koͤnigreiche der Nie— 
derlande erklärte Wilhelm 1 die den Notablen vor— 
gelegte neue Verfaſſung (24. Aug. 1815) fuͤr das 
Grundgeſetz des geſammten (aus Batavien und Bel— 
gien gebildeten) Koͤnigreiches. 

Dem, an Deftreich gekommenen, lombard iſch— 
venetianiſchen Koͤnigreiche gab der Kaiſer 
Franz 1 (24, Apr. 1815) eine neue Verfaſſung; eben 
fo der Kaifer Alerander 1 (27, Nov. 1815) dem mit 
Rußland vereinigten Konigreiche Polen. Unter Ruß: 
Sands, Deftreihs und Preußens Vermittelung erhielt 
(3. Mai 1815) die, durch den Wiener Congreß als 
frei er£lärte, Stadt Cracau eine befondere 
Derfaffung; fpäter führte auch Deftreich in dem 
Konigreiche Öalizien (13. Apr, 1817) ftändi- 
fche Verhältniffe ein, Norwegen, von Dänemarf 
an Schweden abgetreten, erbielt vom Konige Karl 13 
(4. Nov. 1814) die DBeftätigung der von dem 
Storthing entworfenen DVerfaffung mit wenigen Ab» 
änderungen. Für Preußen fprach der Konig (22, 
Mai 1815) die künftige Einführung einer Berfaffung 
aus, und erließ fpater (5, Jun, 1825) das Geſetz für 
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die Bildung der Provinzialftände, welchem 
die Decrete für die Bildung der Stände in den ein— 
zelnen Provinzen folgten. Gelbft ver Papft Pius 7 
fand es gerathen, dem Kirchenftaate (6. Jul. 
1816) eine. neue Verfaffung zu geben. Die joni- 
fhen Infeln erbielten (25. Dec. 1817) eine folche 
von England; für das Konigreich beider Gici- 
lien verfündigte das Decret vom 12 Dec. 1816 eine 
neue Ordnung der Dinge. Selbſt das nach politifcher 
Selbſtſtaͤndigkeit ſtrebende Griechenland gab fich- 
(1, San. 1822) eine proviforifche VBerfaffung, 
die aber (17. Mai 1827) einer feftern Staatsform 
weichen mußte. Die Berfaffung der Gortes in 
Portugal (23. Sept. 1822) beftand blos bis zum 
Juny 1823; doch erhielt Portugal (29. Apr. 1826) 
vom Kaifer Pedro in Brafilien eine neue Verfaſſung. 

Allein am folgereichften ward die neue Geſtal— 
tung und Einführung frandifcher Verfaſſungen fuͤr 
den, durch die teutſche Bundesacte (8. Jun. 
1815) zu einem verjüngten politifchen eben wieder- 
gebohrnen, teutfhen Staatenbund, der in der 
Schlußacte der Wiener M inifterialcon 
ferenzen, welche am 8. Jun. 1820 zu Frankfurt 
als angenommen befannt gemacht ward, eine Er— 
gäanzung der in der Bundesacte nur Eurz enthalte- 
nen Grundzüge feiner gemeinfamen Verfaſſung erhielt, 
Nach dem dreizehnten Artikel der Bundesacte follten 
in allen teutfchen Bunvesftaaten ftandifche Verfaſſun— 
gen beftehen; nur daß man zu Wien über die nähern 
Beſtimmungen deshalb fic) nicht vereinigen Eonnte, 
Dies hatte die Folge, daß die feit der Zeit ins innere 
leben der einzelnen teutſchen Staaten eingetretenen 
neuen DBerfaffungen durch die Eigenthümlicheit ihrer 
Grundſaͤtze ſich wefentlich von einander unterfchieden. 
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Noch vor der Eröffnung des Wiener Congreffes 
erbiele (2. Sept. 1814) das Herzogthum Naffau 
eine neue Derfaffung. Der Fürft von Schwarz: 
burg-Rudolſtadt erließ (8. Jan. 1816) eine Ber: 
ordnung wegen neuer Einrichtung der Stände; eine 
ähniiche (15. San. 1816) der Fürft von Lippe: 
Schaumburg. In Tyrol ftellte der Kaifer Franz 
(24. März 1816) die vormaligen ftändifchen Ver: 
hältniffe ber. Der Fürft von Walde ſchloß (19, 
Apr. 1816) mit den Ständen von Walde und Pyrs 
mont einen. formlichen Landesvertrag. Der Groß: 
berzog von Weimar gab (5. Mai 1816) feinem 
Staate eine neue Verfaſſung als Grundgeſetz. 
Die freie Stadt Frankfurt am Main nahm (18. 
Sul, 1816) eine Ergäanzungsacte ihrer frühern 
Stadtverfaffung an. Darauf erbielten neue Ver— 
- faffungen: das Herzogthbum Sachſen-Hildburg— 
haufen (19, März 1818); das Konigreih Bayern 
(26. Mai 1818); das Großherzogthum Baden (22, 
Aug. 1818); das Fuͤrſtenthum tiechtenftein (9. 
Nov. 1818); das Fürftenthum Lippe⸗Detmold 
(8. Sun. 1819, nur daß die Einführung derfelben 
Schwierigkeiten farb); das Konigreih Würtem- 
berg (25. Sept. 1819); das Großherzogthum He fr 
fen (17. Dec. 1820), das Herzogthum Sachfen- 
Soburg (8. Aug. 1821), und das Herzogehum 
Sabfen- Meiningen (4 Sept. 1824). Zeit: 
gemaͤße Veränderungen in den frübern ftändifchen Ver: 
haͤltniſſen bewirkten im Königreihe Hannover das 
Ponigliche Patent (7. Dec. 1819), und im ‚Herzog: 
thume Braunfehweig das Decret Georges #, als 
Bormund des Herzogs (25. Apr. 1820). Fuͤr das 
Grofherzogthum Luxemburg gilt die Verfaffung des 
Königreiches der Niederlande, In Churheſſen 
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erfchien (29. Sun. 1821) ein Organifationsdecrer. 
In andern teutſchen Staaten (im Konigreiche Sach: 
fen, in den beiden Medlenburgifchen Laͤndern, 
in Gorba= Altenburg) wurden die früher vorhan— 
denen ftändifchen Verfaffungen mit wenigen Veraͤnde— 
rungen beibehalten; eben fo dauerten die altern Ver— 
halmiffe in den drei freien Danfeftädten fort, 
Noch fehlt aber die Öeftaltung der ftändifchen Verhaͤlt— 
niffe im Herzogthume Holftein mit dem Dazu ges 
fchlagenen Sauenburg; im Churſtaate Heffen, 
und in den Ländern Des Herzogs von Oldenburg, 


der Drei Herzoge von Anhalt, ver beiden Häufer 


Hohenzollern, ver beiden Linien des Haufes 
Reuß, des Sandgrafen von Heffen- Homburg, 
fo wie im Fuͤrſtenthume Schwarzburg: Sonders- 
haufen. | 
17; 
Neue DBerfaffungen in Amerika. 


Das durch den Parifer Frieden (1783) zur polis 


tifchen Selbftftändigfeit gelangte Nordamerifa 
gab fich im Jahre 1787, als Staatenbund, eine 
Öefammtverfaffung, zu welcher im Jahre 1789 


in einem Erganzungsfiatut mehrere nähere DBeftim- 


mungen binzufamen. Allein fihon vorher hatten die 
meiften der einzelnen 13 Staaten befondere Ver— 
faffungen fich gegeben, und die feit 1783 in ven 
- Staatenbund aufgenommenen folgten diefem Beifpiele, 


Wenn in den beiden einzelnen Staaten Rhode-Is— 
3 


land und Connecticut die Altern Eoniglichen Frei— 
briefe von den Jahren 1663 und 1674 die Unterlage 
der neuen Verfaſſungen, mit wenigen. zeitgemäßen 
Modificationen, bildeten; fo berietben fich Die Abge— 


+ 


104 Pofitives Staatsrecht. 


ordneten der uͤbrigen Provinzen, ſeit dem Jahre 1776, 
über ihre befondern Verfafjungen. Mehrere dieſer 
Derfaflungen der einzelnen amerifanifchen Staaten 
find in neuerer Zeit nach wesentlichen Beftimmungen 
theils verändert, theils fortgebildet worden; auch wird 
fein neuer Staat in den Bund aufgenommen, der 
nicht eine Verfaſſung fich gegeben, und dieſe dem 
Gongreffe zur Anerkennung und Beftätigung vörgex 
legt bat. 

Unter furchtbaren Blutſcenen frennte fich die In— 
fel S. Domingo — von welcher der fpanifche Ans 
tbeil 1795 an Frankreich gekommen war — von 
Frankreich. Schon der Mulatte Touffaint, wel: 
cher den Aufftand der Neger gegen die Europäer lei— 
tete, gab am 20. Aug. 1801 für Domingo eine cons 
ftirutionelle Acte. Er ward nach Frankreich 
abgeführt und ftarb dafelbft. Der Neger Deffali- 
nes frat an die Spitze der Schwarzen und der Far— 
bigen; die Europäer wurden vollig von der Inſel 
vertrieben; er aber, im Jahre 1804 zum Kaifer 
(Jacob 1) erhoben, fiel (16. Oct. 1806) als Opfer 
einer Verſchwoͤrung. Ihm folgte (7. Febr. 1807) 
als Präfident, und fpäter (4. Apr. 1811) als 
König (Heinrich 1) von Hayti der Neger Chri— 
ſtophe, gegen welchen ſich aber Pethion als Praͤ— 
ſident eines Freiſtaates im ſuͤdweſtlichen Theile (zu 
Port au Prince) behauptete. Nach Pethions Tode 
folgte ihm. (27. Maͤrz 1818) Boyer als Praͤſident. — 
Dem nordweſtlichen Theile gab Chriſtophe (28. März 
1811) eine VBerfaffung, welche der franzofifchen 
vom Jahre 1799 und 1804 nachgebildet war. Nach: 
dem aber Chriftophe, während eines ausgebrochenen 
Aufftandes unter feinen Soldaten, (8. Det, 1820) 
ſich erfchoffen, und auch der fpanifche Theil der Inſel 
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(21. Nov. 1820) fich unterworfen hatte, ward Boyer 
Präfident von ganz Hayti, worauf die, im republi= 
Fanifchen Theile der Inſel bereits am 27. Dec, 1806 
eingeführte und am 2. Juny 1816 vevidirte, Ver: 
faffung die allgemeine PVerfaffung für Hayti 
ward, — 


18. 
OT II EEH um 


Die fpanifhen Provinzen des Feftlandes 
von Amerifa fprachen feit vem Sabre 1810, wo im 
europaifchen Stammlande der Kampf gegen die Na- 
poleonifche Dynaftie fortbraufete, ihre Unabhängigkeit 
von dem Mutterlande aus, und wurden, nach ber 
Vertreibung der fpanifchen Statthalter und Heeres— 
anführer aus den meiften Provinzen, zuerft von 
Nordamerika, und am 1. San. 1825 auch von Eng— 
land, als felbfiftändige Staaten anerkannt. Gieben 
einzelne Staaten bildeten fich auf diefe Weife: 1) 
Mexiko, wo, nach dem Sturze und der Hinrichtung 
des ephemeren Kaifers Sturbive, die Form eines 
- Bundesftaates, nach dem Vorgange Nordameris 
fa’s, angenommen und (4. Det. 1824) eine Vers 
faffung gegeben ward; 2) ver SFreiftaat Colum— 
bia (feit vem 17. Dec. 1819 aus den vereinigten 
Provinzen Venezuela und Neu = Granada gebildet), 
der fi) am 30. Aug. 1821 eine, in’neuerer Zeit fehr 
angefeindete, Berfaffung gab; 3) der Freiftaat 
der vereinigten Provinzen am la Plata 
Strome, der mehrmals (3, Dec. 1817. — 20. 
Apr, 1819, — 23. San, 1825) mit neuen Ver: 
fafjungen erperimentirte, ohne daß, bei dem innern 
Kampfe der Partheien, eine derfelben zur Feftigkeit 


\ 
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und Haltunggelangte; 4) der Freiftaat Chile, der 
im September 1820 vom Mutterlande fich trennte; 
5) der Freiftaat Peru, der, nach der Befiegung des 
DVicekonigs von dem republikfanifchen Generale San 
Martin, im July 1821 demfelben Beifpiele folgte, 
und am 9. Nov. 1822 einen DVerfaffungsentwurf 
aufftellte, der aber nicht ins wirkliche Staatsleben 
eintrat; 6) der SFreiftaat von Central Amerika 
(Öuatemala), welcher fih von Merifo, mit deſſen 
Zuftimmung, frennte, und fich (22. Nov. 1824) eine 
befondere Verfaſſung gab, die aber nicht verwirklicht 
ward; und 7) der, von Peru getrennte neue, Frei— 
ftaat Bolivia, welchem (25. Mai 1826) fein Be: 
gründer, DBolivar, eine neue DVerfaffung vorfchrieb, 
die aber fo großen Widerfpruch fand, Daß fie im 
Jahre 1827 verworfen ward. 

Selbft auf Brafilien blieben die Vorgänge 
im fpanifchen Südamerifa feit der Verbreitung der 
Napoleoniſchen Herrfchaft über Spanien nicht ohne 
Ruͤckwirkung, obgleich der damalige Prinz = Regent 
(nachmalige Ronig Sobann 6) von Portugal am 
29. Nov. 1807 — bei dem Vordringen eines frans 
zöfifchen Heeres gegen fein europäifches Stammland — 
nach Brafilien fich einfchiffte, und diefe portugiefifche 
Kolonie am 16. Dec. 1815 zum Koͤnigreiche er- 
hob. Unter ven einzelnen, zu Brafilien gehörenden, 
Provinzen regte (1817) zuerft in Pernambuco fi 
das Streben nach Unabhängigkeit; andere Provinzen, 
nachdem fie Runde von dem Zufammentreten der por= 
tugiefifchen Cortes zu Liſſabon (1820) erhalten hatten, 
verlangten eine Berfaffung; fo (1821) die Pro— 
vinz Para, fo Babia, und au Pernambuco. 
Der Konig fah fich genöthigt, für ganz Brafilien die 
damals noch im Werden begriffene Verfaſſung ver 
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Cortes in Portugal anzunehmen, welche der Kron- 
prinz Pedro in feinem und feines Vaters Namen 
befehwor. Bald darauf fchiffte der König (26. Apr, 
1821) nach Europa- fih ein, worauf Brafilien 
die Trennung vom Mutterlande, die Selbftftändigfeit 
Des Staates und die Begründung einer neuen Vers 
faffung (30. Aug. 1822) ausfprah. Der Kron— 
prinz nahm (12. Det. 1822) den Titel eines con 
- ftitutionellen Kaifers und immermwähren- 
den Protectors von Brafilien an, und er: 
Elärte (1823) in Hinfiche der neuen Verfaſſung 
des Kaifertbums, daß durch diefelbe eben fo ven 
Defpotismus, wie der Demokratie vorgebeugt werden 
folle. Er verwarf aber ven Verfaffungsentwurf der 
brafilifchen Abgeordneten vom Aug. 1822, beftätigte 
Dagegen (25. März 1824) die neue Verfaffung Bra: 
ſiliens, und ertheilte felbft (1826) dem Königreiche 
Portugal, nach feines Vaters Tode, eine neue Ver— 
faffung. - 

Daraguay wid, ohne Perfaffung, vom 
D. Srancia regiert, 


| J— X 
B) Chronologiſch-tabellariſche Ueberſicht 


der im europaͤiſchen und amerikaniſchen 
Staatenſyſteme theils beſtehenden, theils 
bereits wieder erloſchenen, ſchriftlichen 
Verfaſſungsurkunden, mit Nachweiſung 
ſaͤmmtlicher Quellen und Sammlungen, wo dieſe 
Verfaſſungsurkunden ſtehen. 
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Jahr und Tag ber | 
Bekanntmachung oder 
Einführung. 


Englano. 


magna charta 15, Sun. 1215. 


Staaten. 


Virginien. 
d. koͤn. Freiheitsbriefe 1) 10. Apr. 1606. 
2) 233. Mai 1609. 
3) 2. März 1611. 


Maſſachuſets. 
d. koͤn. Freiheitsbrief 4. Maͤrz 1628 
Maryland. 
d. koͤn. Freiheitsbrief 20. Sun, 1632. 
New— 2) ork. DER | 
d. beiden koͤn. Freiheitsbriefe 10. Apr. 1641. 
Connecticut. 
d. kön. Freiheitsbrief 23. Apr. 1662. 
Rhode-Island. 
d. koͤn. Freiheitsbrief 8. Sul. 1663. 
Dänemarf, 
Königsgefeß Friedrichs 3. 14. Nov, 1665. 
Schwede n. 


Guſtavs 3 Conſtit. 21. Aug. 1772. 


Chronologifche Ueberficht. 109 


in wel⸗ſob nod gültig 

Sammlungen, wo die Urkunde] cher Joder erlofchen. 
fteht. Spras 
che. 


v. Martens, Samml. Th. 1. S.713. Tat. 

Dufau, T. 1. p. 362. franz. gilt. 
Woltmanns Geſch. Großbr. Th. 1. Tat. ig 
©. 510, 


Hazard, T. 1. p. 50.\ Grundlage der 
Hazard, T. 4. p. 58. ? engl. Derf. diefes 
Hazard, T. 1. p. 72. J Staates, 
Hazard, T. 1. P- 239. engl. Grundlage der 
Verf. dieſes 
Staates, 
Hazard, 'T. 1. p. 327. engl. Grundlage der 


Verfaſſ. dies 
fes Staates, 


Hazard, T. 1. p. 470. 480. engl. |Srundlage ber 
- Verf, diefes 
Staates, 
Hazard, T.2. p. 597. engl. Grundlage der 
Dufau, "T. 5. p. 368. franz. | Verf. diefes 
Seidel, ©. 122, (geſchichtlich.) Staates, 
Hazard, T. 2. p. 612. engl. Grundlage der 
Dufau, ge p- 350 franz. | Derf. diefes 
Seidel, ©, 111, Coefehichtlic.) Staates, 


v.Martens, Samml. Th, 1. S. 129, | teutfch. gilt, 
Dufau, T. 3. p. 226. franz. 


v.Mattens, Samml. Th.1. S. 593. teutſch. _ erlofchen, 
Dufau, T. 3. p. 280. franz. 
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| Ir und Tag der 
taaten. efanntmachung oder 
ram Einführung. 





New-Jerſey. 


Verfaſſung 2. Sul. 1776. 
Virginien. | 

Verfaſſung 5. Sul. 1776. 
Mamland. \ 

Verfaſſung 14. Xug. 1776. 
Dennfplvanien. 


28. evt. 1776. 
Cverbeffert im Jahr 
1790.) 


Verfaſſung 


Nord-Carolina. 


Verfaſſung/ 18. Dee. 1776. 
Delaware. 
Verfaſſung v. 5..1776. 
(verb. 12. Jun. 1792.) 
Georgien, 
Derfaffung 5. $ebr. 1777. 
(verbeffert 1798.) 
New = Dorf, 
Berfaffung 20. Apr. 1777, 
(verbeffert im 5.1801.) 
Suͤd-Carolina. 
Baia, Berfaffung | 19. März 1778, 
(verbeffert im 3.1790.) 
Maſſachuſets. 


Verfaſſung/ 2Maͤrz 1780. 


New-Hampſſire. 
b 2. Jun. 1784. 
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| in wel⸗ ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde | cher. joder erlofchen. 





ſteht Spra⸗ 
che. 

Dufau, T. 5. p. 388. franz. gilt, 
Seidel, ©. 140. Auszug.) teutſch. 
Dufau, T. 5. p. 455. franz. gilt, 
Seidel, ©. 185. (Auszug.) teutfch. | 
Dufau, T.3. 9.429. - frang.| gilt. 
Seidel, ©. 170. (Auszug.) teutfch. | 


Dufiü, T. 5. p. 396. (ohne die | franz. gilt. 


Verbeſſ.) 

Seidel, S. 145. (Auszug.) teutſch. 

Dufau, T. 5. p. 469. franz. gilt. 
Seidel, ©. 192. (Auszug.) teutſch. 

Dufau, T.5.p.415. (ohne d. Verb.) franz. gilt. 
Seidel, ©. 161. (Auszug.) teutfch. ı 
Dufau, T.5. p:498. (ohne d. Verb.) franz. | gilt. 
Seidel, ©. 217. (Auszug.) teutfch. 

Dufau, T.5. p.373. (ohne d.%erb.) | franz. gilt 
Seidel, ©. 127. Auszug.) teutfch. 

Dufau, T.5. p.481. (ohne d. Verb.) franz. gilt. 
Seidel, ©. 202, (Auszug.) teutfch. 

Dufau, T. 5. p. 313. franz. gilt. 
Seidel, S. 69. teutſch. 

Dufau, T. 5. p. 309. franz. gilt. 


Seidel ‚ ©. 105, teutfch, 


ES 
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Jahr und Tag der 
Bekanntmachung ‚oder 


er. Einführung. 
Nordamerifanifche Staa: | 
ten, | 
Allgem. Verfaffung | 17. Sept. 1787. 
Zehn Zuſatzartikel dazu im 5. 1789. . 
(von dem am 4. März 
eröffneten Congreffe 
angenommen.) 
Schweven. 
Suftavs 3 Unionss und Sicher; 
heitsacte 21. Sebr. 1789, 
Polen. 
Verfaſſung 3. Mai 1791. 
Erſte Verfaſſung 3. Sept. 1791. 
(13. Sept. von Luds 
wig 16 unterzeichnet, 
14,Sept. befchworen.) 
Frankreich. 
Zweite Verf. 24. Sum, 1799. 
Dermont, 
Verfaſſung 4. Jul. 1793. 
F rankrei ch. 
Dritte Verf.. 292. Aug. 1795. 
(23.Spt.angenommen.) 
Zenneffee. 


Verfaſſung 6. Febr. 1796, 
tigurifche Republik. 
Conv. v. Montebello 6. Jun. 1797. 
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in‘ wel⸗ ob noch guͤltig 
Sammlungen, wo die Urkunde cher oder erloſchen. 


ſteht. Spra⸗ 
che. 
Europ. Conſt. Th. l. S. 32. teutſch. gilt. 
Seidel, Staatsverf. S. 235, teutſch. 
Seidel, S. 255. teutſch. gelten. 


v. Martens, Samml. Th. 1. S. 655. teutfch. | erloſchen. 


Dufau, T. 3. P- 297. franz. 

de la Croix, T. ir p. 287: franz. | erloſchen. 
WDufau, T.4. p.5 franz. 

Europ. Conſt. Th. 2. ge 16. teutfch. 

de la Croix, T. 3. p. 346: franz. | erloſchen. 
Dufau, T. 1. p. 97. franz. 2 
Europ. Conft. Th. 1. S. 58. teutſch. 

Luͤders Archiv, Th. 2. S. 184. teutſch. 

de la Croix, T. 5. p. 327. franz. |  erlofchen. 
Dufau, T. 1. p. 134. franz. 

Europ. Conſt. 3, 1. ©. 114 teutſch. 
Dufau, T. 6. p.5 franz. gilt. 
Seidel, ©. 111. Auszug.) teutſch. 

Dufau, T. 1. p. 149. franz. |  erlofchen. 


Europ. Eonft. J. —— —— teutſch. 


Dufau, T. 6. p. 20. kfranz. gilt. 


— 


Dufau, T.4. p. 335. franz. | _ erlofchen, 
Europ. Conſt. x. 3. ©. 453. teutfch. 
St. W. ꝛte Aufl. IV- 8 


114 Pofitives Staatsrecht. 


ar und Tag ber 
efanntmachung oder 
Staaten, Einführung. 


Cisalpinifche Republik, 
Derfaff.| 30. Sun. 1797, 


Komifche Republik, 
Grundzüge d. Verf.| 20. März 1798. 
Schweiz. 


Derfaffungsentwurf] 15. März 1798. 
Aarauer DVerfaffung| 12. Apr. 1798, 


Batavifche Republik, 
Erſte Veaf.| 2%. Apr. 1798. 


Kentucky. 

Verfaſſ.. 17. Aug. 1799. 

Frankreich. 
Verfaſſungsentwurf/ Nov. 1799. 
von Sieyes 
Frankreich. 
| Vierte Verf,| 13. Dee. 1799. 
Ceingef. 25. Dee.) 

Schweiz. 


Grundzüge d. Verf. 29. Mai 1801, 


Batavifche Republik. 
Zweite Verf.| 16. Det. 1801, 


Schweiz. 
Verf. d. allgem. helv. Taafakung. | 24 Det. 1801. 
Kepublik Lucca. 
Verfaſſ. 26. Der. 1801, 
Italieniſche Republik. 
x Derf.| 28. San. 1802. 


’ 
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in wel⸗ob noch gültig 


Sammlungen, wo die Urkunde cher oder erlofchen. 





ſteht. Spra⸗ 
che. | 
Dufau, T.4. p. 243. franz. |  erlofchen, 
Europ. Conſt. 4 ©. 813. lteutſch. 
Europ. Conſt. Th. 3. ©. 530. teutfch. | ‚ erlofchen. 


Ehrmanns Staatsanz. Th.3. S. 442. | teutfch. |  erlofchen. 

Europ. Conft. Th. 4 ©. 365. teutfch. | erloſchen. 
fehle in allen Sammlungen, 

Europ. Conſt. Th 1. ©. 325. teutſch. erloſchen. 


Dufau, T. 6. p. 37. franz. gilt, 
Seidel, S. 229. (eſchichtlich.) teutſch. 


Mignet Geſch. der franz. Revolu⸗teutſch. ward nicht ein; 


tion. (Wiesbadener VEnCEh NER, geführt. 
©: 508. . 
Dufau, T. 1. p. 193. franz. erlofchen. 
Europ. Eonft. Th.1.©. 909, teutfch. 
Luͤders Archiv, Ih. 2. ©. 249, teutſch. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 387. teutſch. erloſchen. 
Dufau, T. 3. p. 122. franz. | erloſchen. 
Europ. Eonft. Th. 1. ©. 438 teutfch. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 395. teutfch. | erloſchen. 


Europ. Conſt. Th. 3. ©. 515. teutſch.  erlofchen. 


Dufau, T. 5. p. 288 franz. erlofehen, 
Europ. Eonft. zh. 3. ©. 469, teutfch, j 
8 * 
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Jahr und Tag der 
Staaten. Bekanntmachung oder 
Einfuͤhrung. 





Schweiz. 


Schweiz. 
Verf. d. Notablen. 20. Mai 1802, 
Liguriſche Republik. 
Verf. - 26. Jun. 1802, 


Derfaffung | 27. Febr. 1802, 


Frankreich. 
Organ. Senatusconſ. v. 2.u. 4. Aug. 1802. 
Ohio. 
Verf. 1. Nov. 1802. 
Schweiz. 


dediationsacte 19. Febr. 1803. 


Joniſche Inſeln. | | 
Grundz. d. Verf. 6. Dec. 1803. 
Frankreich. | 


Organ. Senatusconf. | 18. Mai 1804, 


Batavifche Republik. 
e Dritte Verf. 15 März 1805, 

Königreich Italien. 

Conftit. Statue] 27. März 1805. 

Conſtit. Statut 5, Sun. 1805. 
Kepublif Lucca. 

Eonftit. Statut | 23% Sun. 1805. 
Konigreih Holland, 

Stäatvertr. zwifchen | 24. Mai 1806, 
Frankr. u. Holland 


Conſtit. Statut | 10. Sun, 1806. 
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in welslob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde | cher ‚jeder erlofchen. 





fteht. Spra⸗ 
che. 

Europ. Conſt. Th. 4. S. 409. teutfch.| erloſchen. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 493, teutfch. |  erlofchen. 
Dafau, T. 4. p franz. | . erlofchen. 
Europ. Conſt. x. Er © 457, teutfch. 

Dufau, T. 4. p.205 | franz. I erloſchen. 
Europ. Conſt. &. % ©. 235. teutſch. 

Dufau, SR, 6. P. 68. franz. gilt, 
Dufau, T. 2. franz. | erloſchen. 
Europ. Eonft. %. 7 » 438, teutſch . 
Europ. Conſt. Th. 3. ©. 570. teutfch. | erloſchen. 
Dufau, T. 1. p. 217. franz. | erloſchen. 


Europ. Conſt. Th. 1. S. 237. teutſch. 
Luͤders Archiv, Ih. 2. ©. 279, teutſch. 


Europ. Conſt. Th. 1. S. 469. teutſch. erloſchen. 


Europ. Conſt. Th. 3. S. 488. teutſch. erloſchen. 


Europ. Conſt. Th. 3. ©. 493. teutfch. | erloſchen. 
Europ. Conſt. Th. 3. ©. 521. teutſch. erloſchen. 
Dufau Aa 145. franz. | erloſchen. 


Europ. Conſt. Th. 1. ©. 491. teutfch. 
Europ. Conſt. Th. 1. ©. 496, teutſch.! erloſchen. 
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Jahr und Tag ber 
Staaten, Bekanntmachung oder 
Einführung. 





Teutſchland. 
Arte d. Rheinbundes 12. Zul, 1806, 


Koͤnigreich Holland. | | 
1% Derfaffung 7. Aug. 1806, 
Republik Hapyti, 
Derfaff. | : 27. Der. 1806. 
Crevid. 2. Sun, 1816.) 


Herzogthum Warſchau. 
Derf.| 22. Zul, 1807, 


Koͤnigreich Weftpbalen. 
— Verf. 15. Nov. 1807, 
Ergänzungsftatut derfelben | 23. Dec. 1808, 


Bayern, 
Verfaſſung 1. Mai 1808. 


Neapel. 

Verf. (v. Joſeph gegeben) | 20. Sun. 1808, 
Spanien, | 
Joſephs Verfaſſung 6. Jul. 1808. 


Großherzogthum Berg. 
Napoleons Organiſ. Decrete | 12. Dee. 1808. 
31. März 1809. 
Schweden, | 
Verfaſſung 7. Sun. 1809, 
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in welzlob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde cher oder erlofchen. 





ſteht. Spra⸗ 

che. 

Martens, Suppl. T. 4. p. 313. | franz. 
Dufau, T. 2. p. 85. franz. erlofchen 
Europ. Conft. Th. 2. ©. 78. teutfch. ; 


CWinfopp, die rhein. Konfödera; 
tionsacte. Frankf. 1808. 8.) 


fehlt in allen Sammlungen. hollaͤnd. erloſchen. 
Dufau, T. 5. p. 2 franz. gilt. 
Murhards polit. ——— Th. 7. teutſch. 

S. 273. 
Dufau, T.4. p. 73. franz. 
Europ. Eonfl; Th. 2. ©, 34. â— — 
Dufau, T. 2. p. 210. franz. | erloſchen. 


Europ. Conſt. Th. 2. ©. 117. | teutfch. 
Europ. Eonft. Th. 2. ©. 127, teutſch. erlofchen, 


Dufau, T. 2. p. 228. (nur aus | franz. | erloſchen. 
zugsweife.) 
Europ. Eonft. Th. 2. ©. 152. teutfch. 


Europ. Conft. Th. 3. ©. 535. teutfch. | erloſchen. 
Dufau, T. 5. Et franz. erlofchen. 
Europ. Conſt. &, N teutfch. | 
Isambert, T. 2. p.1 Be franz. 

Dufau, IT. 2249. franz. | erloſchen. 
Dufau; T. 3. franz. gilt. 


Europ. Eonft &. 2 gi 432. teutfch, 
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Staaten. 


Herzogth. Weimar-Eiſenach. 

| Berfafl. 
Großherzogthum Frankfurt. 

Verfaſſung 

Nachtrag dazu 


Herzogth. Anhalt-Koͤthen. 


Verfaſſung 


Venezuela (ſpaͤter Beſtand— 
theil d. Republik Columbia.) 


Verfaſſungsentwurf 
Louiſiana. 
Verfaſſung 
Spanien. 
Verf. der Cortes 
Sicilien. 


Grundzuͤge der (Bentinckſchen) 
Verfaſſung *) 
Canton Bafel, 
Verf. 


Canton Lucern. 


Verf. 


Frankreich. 
Fuͤnfte Verf. (des Senats) 


Ludwigs 18 Decret aus Ouen. 


*) vollſtaͤndig iſt dieſe, der brittiſchen nachgebildete, Verfaſſung nir⸗ 


gends Ki 


Jahr 


Poſitives Staatsrecht. 


Einfuͤhrung. 


20. Sept. 1809, 


16. Aug. 1810, 
10, Sort 1810, 


28, Der. 1810. 


93, Der, 1811. 
22, Jan. 1812, 


19. März 1812. 


1. Sul. 1812, 


4, März 1814, 


29, März 1814, 


6. Apr. 1814, 
2. Mai 1814, 


und Tag der 
Bekanntmachung oder 
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| in wel⸗ ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde) cher oder erlofchen. 
ſteht. Spra⸗ 
che. | 





Europ. Eonft. Th. 2. ©. 312. teutſch.  erlofchen. 


Europ. Conſt. Th. 2. ©. 235. teutfch. erlofchen. 
Europ. Conſt. Th. 2. ©. 245. teutſch.  erlofchen. 


Europ, Conſt. Th. 2. ©. 260, teutſch. erloſchen. 


Dufau, T. 6. p. 264. franz. erloſchen. 
Dufau, T. 6. p. 76. franz. gilt. 
Archives dipl. E 3. p- 1. franz. | erloſchen. 
Dufau, T.5. p. 84. franz. | 
Europ. Conſt. Ih. 3. ©. 35. teutfch. 

Liders Archiv, Ih. 3. ©, 104, teutfch. 

Isambert, T. 2. p. 222. franz. 

Dufau, T.4. franz. | erloſchen. 
Europ. Conft. x. Er ©. 949. teutſch. 
Uſteri, S. 321. teutſch. gilt. 


Europ. Conſt. Th. 4. S. 532. teutſch. 


Uſteri, ©. 24. teutfch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4 ©. 537. teutfch. ” 


Europ, Eonft. Th. 1. ©. 283. teutfch. | erloſchen. 
Lüders Archiv, Th. 2. ©, 316. teutſch. | 
Dufau, T. 1. p. 253. franz. 


N 
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Jahr und Tag der 
Defanntmachung oder 


Staaten. Einführung. 





Kanton Freyburg. | 
| Verf. 10. Mai 1814 


Frankreich. 
Sechſte Verf. (charte) 4. Inn. 1814, 


Canton Zürich. 
Verf. 11. Sun. 1814, 


Fürftenth. u, Canton Neuenburg. | 
Derf.| 18. Zun. 1814, 


Canton Appenzell. 
Verf. der äußern Nhoden | 28, Sun, 1814, 
Verf. der innern Rhoden | 30. Sun, 1814, 


Canton Ölarus. 


90 


Verf. . Sul. 1814, 


Canton Yargan. | 
Verf. 4. Sul. 1814, 


Canton Schafhaufen. 
Derf.] 12. Zul. 1814. 


Canton Thurgau, 
' Verf. 28. Zul. 1814. 


Canton Waadt, Verf. 4 Aug. 1814. 
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| in wel⸗ ob noch gültig 
Sammlungen, mo bie Urkunde | cher joder verlofchen. 


fteht. Spra; 
che. 

Uferi, ©. 296. teutfch. | gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 544, teutfch. 
Dufau, T. 1. p. 254. franz. gilt. 
Archives dipl. T. 5. p- 4. franz. 
Europ. Conſt. Th. 1. ©, 29. teutſch. 
Luͤders Archiv, Th. 2. S. 328. fr.u. t. 
Ufteri, S. 215. teutfch. gilt. 
Europ. Conft. Th. 4 ©. 554, teutſch. 
Uſteri, ©. 460. teutfch. gilt, 
Europ. Conſt. Th. 4 ©. 562, *) lteutſch. | 
Ufteri, ©. 335. teutfch. gilt. 
Europ. Eonft. Th. 4 ©. 572. teutſch. 
Uſteri, S. 338. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 577. teutſch. 
Uſteri, S. 276. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 584. teutſch. 5 
Uſteri, S. 394. teutfch. | =. gilt. 
Europ. Conſt. Th, 4. ©. 586. teutfch. 
Uferi, ©. 327. teutfch. gilt. 
Europ. Conft. Th. 4. ©. 594, teutfch. | 
Uferi, ©. 405. teutfch. gilt, 
Europ. Conft. Th. 4. ©. 602. teutfch. 
Uſteri, ©. 40. teutfch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4 ©. 611. teutſch. 


*) Ebend. ©. 567 das fon, Organiſationsdecret für die eSanbflände 
des Fuͤrſteuthums. 
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Jahr und Tag der 
Staaten. Bekanntmachung oder 
Einfuͤhrung. 





Canton Solothurn. | | | 
Verf. 17. Aug. 1814, 


Republik u. Kanton Genf. 
Verf. | 24 Aug. 1814, 


Santon St. Gallen. Verf. SL. Aug. 1814. 


Herzogtdum Naffan. 
Verf. 2. Sept. 1814. 


Zwei fpätere Patente dazu 3. Nov. 1815. 
Canton Zug. Verf. 5. Sept. 1814. 


Schweiz. 
Bundesvertr. d. 19 Cantone 8. Sept. 1814. 


Norwegen. 
Verf. *) 4. Nov. 1814. 


Canton Graubuͤndten. Verf. 11. Nov. 1814. 
— Cu. 19. Sun: 1820.) 
Canton Teffin, 
Darf.) 17. Dee, 1814, 


Schweiz. | 
Erkl. d. Wien. Congr. über die | 
Schweiz | 20. März 1815. 
Beitritt der Schweiz zu diefen 
Befchlüffen) 27. Mai 1815. 


*) Die vom Könige beabfichtigten, und dem Storthing vorgelegten, 
— in der Verfaſſung: in den neueſten Staatsacten, 
⸗ 7. — 
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in wel⸗ ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde | cher oder erlofchen, 


ſteht. Spra⸗ 
che. 

Uſteri, S. 312. teutfeh.) gilt. 
Europ. Eonft. Th. 4. ©. 621. teutfch. 
Uferi, ©. 479. teutfch. gilt. 
Europ. Conft. Th. 4. ©. 628, *) teutfch. | | 
Uſteri, ©. 346. teutfch. gilt. 
Europ. Ent. —h. + ©. 670. teutfch. 
Europ. Conft. Th. 2. ©. 295. teutfch. gilt, 
Luͤders Archiv, Th. 3. & 499, teutfch. 
Europ. Conft. Th. 3. ©. 514 teutfch. gelten; 
Ufteri, ©. 255. teutfch. gilt. 
Europ., Conft. Th. 4. ©. 681. teutſch. 


Luͤders Archiv, Th. 1. S. 510. teutſch. (vergl. 7. Aug. 
| 1815.) 


Dufau, T. 3. p. 3%. franz. gilt. 


Europ. Eonft. x, 2. ©. 469; teutich. 
Luͤders Archiv, Ih. 3. ©. 608. teutfch. 
Uſteri, ©. 383. -  Pteutfc). gilt: 
Europ; Conſt. Th. 4 ©. 694 teutfch: 

| italien. : 
Ufteri, ©. 425. und gilt; 

teutfch. a 

Europ. Conſt. Ih. 4 ©. 703; teutfch. 
Ufteri, ©. 32. | teutfch. gilt. 
Luͤders Archiv, Th. 1. S. 517. teutſch. 


Uſteri, ©. 39. teutfch. gilt. 
Lüders Archiv, IH.1. ©. 535. teutfc). | 








*) * fahtraͤglichen Geſetze dazu vom Jahre 1816, Ebendaf, 
28990. 
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Jahr und Tag der 
Befanntmachung oder 


Staaten. 
* Einfuͤhrung. 
Frankreich. 
Zuſatzartikel zur 4ben Verf. 22. Apr. 1815. 


Lombardiſch-venet. Koͤ— 
nigreich. —X 
Verf. 24 Apr. 1815. 


Freie Stadt Cracan, 
. Berf. 3. Mai 1815. 


Republik und Canton Wallis. 
Verf. 12. Mai 1815. 
Sicilien, 
Verfaſſungsentwurf des Königs | 16 Mai 1815 


Ferdinand 4. 
Preußen, 
Königl. Derret | 22. Mai 1815. 


Teutſchland. 
Die teutſche Bundesacte 8. Jun. 1815. 


Schweiz. 
Bundesacte der 22 Cantone 7. Aug. 1815. 
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in wel:lob nod, gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde & oder erlofchen. 


fteht. Spra⸗ 
che. 
Dufau, T. 1. p. 240. | franz. | erlofchen. 
- Europ. Eonft. ah 1. ©. 307, teutfch. | 

Liders Archiv, Ih. 2. ©. 369. , teutſch. 
Dufau, T. 4. p. 321. franz. gilt, 
Eur. Conſt. Th. 3. ©. 506. teutfch. 
Archives dipl. T. 2. p. 278. EULTE _ 
Dufau, T. 4. p. 104. franz. gilt, 
Europ. Conſt. J. 2.8.70. teutfch. | 
Ufteri, ©. 451. | teutfch, gilt. 


Europ. Conſt. Th. 4 ©. 712. teutfch. 


ward nicht einz 


Europ. Conſt. Ih. 3. ©. 560. teutfch. geführt, 


Preuß. Geſetzſamml. 1815. St. 9. |teutfch. gilt, 
Ban Conſt. Th. 2. ©, 114. teutfch. 


Martens, Suppl. T. 5. p.353. | franz. gilt. 


Europ. Conſt. Th. 2. ©. 95. *) teutfch. 
Dufau, T. 2. p. 108. franz. 
Archives dipl. T. 4. p. 2. t. u. fr. 
Uferi, ©. 5. teutfch. gilt. 
Europ. Eonft. Th. 4. ©. 519, teutſch. 
Dufau, T. 2. p. 459. franz. 


Luͤders Archiv, Th. 1. S. 542, teutſch. 








*) Die teutfche Bundesacte, zuſammen mit der Wiener Congreß— 
acte, gab J. Ludw. Kluͤber heraus: „Schlußacte des Wiener 
Congreifee und Grundvertrag des teutfchen Bundes.” Franff. 

816, 8, — WM. A. 1318, 
I 
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—* und Tag der 
Staaten. ekanntmachung oder 
Einfuͤhrung. 





Koͤnigr. der Niederlande. 
Verf. 24. Aug. 1815. 


Canton Bern, 
Verf. 21. Sept. 1815. 
(nebſt Nachtrag v. 26. 
Aug. 1816.) 
Königreih Polen. 
Verfaſſung 27. Nov. 1815. 


Schwarzburg-Rupdolftadt 
Verordn, wegen d. Stände 8. Jan. 1816; 


Sippe-Schaumburg. | 
sgerordn, wegen d. Stände | 15. San, 1816, 


Tyrol, 
kaiſ. Decret wegen d. Standeverf. 24, März 1816 


Fuͤrſtenthum Waldeck. 
Landesvertrag 19. Apr: 1816, 


Canton Unterwalden. 
a) ob dem Wald | 28. Apr. 1816. 


-b) nid dem — 42. Aug. 1816, 


Sroßherzagth Weimar. J 
Verfaſſung 5. Mai 1816. 
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| Jin wels'ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde | cher joder erlofchen. 
fteht. ; Spra⸗ 

che. 








franz. gilt. 
teutſch. 
teutſch. 


teu tſch. gi ſt. 
teutſch. 


Dufau, T. 3. p. 166- 
Europ. Conſt. Th. 2. ©. 494, *) 
Lüders Archiv, Ih. 3. ©. 1%. 


Uferi, ©. 226. | 
Euroy. Eonft. Th. 4. ©. 721; 


Dufau, T. 4. p. 85. 
Europ. Conſt. Th. 2. ©. 48; 
Lüders Archiv, Ih. 3. ©. 243. 


I franz. gilt: 
teutfch, 
teutfch. 


Europ. Conft. Th. 2. ©. 364. teutſch. gilt. 


Europ. Conſt. Th. 3. S. 410. 
Luͤders Archiv, Th. 2. S. 410. 


teutſch. gilt. 
teutſch. 


teutſch. gilt. 
mu. f, 


Europ, Conft. TE. 2. ©. 105. 
Archives dipl. T. 2. p. 284. 


Europ. Conſt. Th. 3. ©. 368, 


teutfch. gilt; 
Lüders Archiv, Ih. 2. ©. 3. | 


teutſch. 


teutſch. gilt. 
teutfch. 
teutfch. gilt; 
teutfch. 


teutfch. gilt. 
teutſch. 


Uſteri, S. 264. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 736. 
Uſteri, S. 268. 

Europ. Conſt. Th. 4. S. 741. 


Europ. Conſt. Th. 2. S. 330. 
Luͤders Archiv, Th. 1. ©; 48. 


— 


*) Der erfte Entwurf zur niederlandifhen Verfaſſung vom Marz 
1814 (bevor noch die Vereinigung Belgiens mit Batavien aus— 
geiprohen war) feht in den Europ. Conft. Th. 4. ©, 1029, 

St. W. ate Aufl. IV. 9 


⸗ 
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Staaten. 


Jahr und Tag ber 
Bekanntmachung oder 
Einführung. 


—— SEEN EIER. —— 
Hayti. Berfafung | 2. Sun. 1816. 


Nordamerik. Freiftaat Indiana. 


Verf. 
Kirhenftaat. 
j Pius7 Verf. 


Freie Stadt Frankfurt am Main. 
Ergänzungsacte der Franff. 
Stadtverf. 
Koͤnigr. beider Sicilien. 
koͤn. Decret 

Koͤnigreich Galizien. 
k. k. Verordn. wegen d. Stände 


Nordamerik. Staat Miſſiſſipi. 
Verf. 

Vereinigte Provinzen am laPlata. 
Einſtweilige Verf. 


Joniſche Inſeln. 


Herzogthum Sachſen-Hild— 
burgbaufen, 
Verf. 


29. Jun. 1816. 


6. Jul. 1816. 


18. Jul. 1816. 
12. Dec. 1816. 


13. Apr. 1817. 
15. Aug. 1817. 


3. Dec. 1817. 


28. Dec, 1817. 
(1. San. 1818 publis 
cirt.) 


19. Maͤrz 1818. 


— 
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R in wel'ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde cher |oder erlofchen, 
ſteht. Spra⸗ 


che. 











Dufau, 'l. 5. p. 239. franz, | gilt, 


Murhards pol. Annalen, Th.7. ©.273. | teutfch. 


Dufau, T.6. p. 92. franz. gilt. 

Dufau, T. 4. p. 391. franz. gilt. 

Europ. Eonft. Ih. 4. ©. 867. teutfch. 

Lüders Arhiv, Ih. I. ©. 64, franz. 

Europ. Conſt. Th. 2. ©. 385. teutfch. gilt. 

Lüders Archiv, Ih. 3. S. 548. teutfch. 

Europ. Conft. Th. 3. ©. 366. teutfch. gilt. 

Europ. Conſt. Th. 3. ©. 444. teutſch. gilt. 

Archives dipl. T. 2. p. 292. tu. ft. 

Dufau, T. 6. p. 115. franz. gilt. 

Die fpan.Conftit. der Cortes und die pros | teutſch. erloſchen. 

vif. Conft. d. vereinigten Staaten von — 
Südamerika, Lpz. 1820. 8. S. 177. 

Dufau, T. 4. p. 472. franz. gilt. 

Luͤders Archiv, Th. 3. S. 719. franz. 

Europ. Conſt. Th. 4. ©. 919, teutfch. 

Archives dipl. T. 6. p. 169. franz. 

Isambert, 'T. 1. p. 216. franz. 

Europ. Conſt. Th. 3. ©. 388, teutſch. unentfchieden, 

Lüders Archiv, Th. 2. ©. 69. teutich.| ob fie nach der 
Verbindung 
mitMeiningen 
fortdauert. 

9% 
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Infe und Tag der 
Staaten. efanntmachung oder 
I Einführung. 


| | 
Bayern. Berl 26. Mai 1818. 


Großherzogtum Baden. 
| Def.| 22. Aug. 1818. 


Nordamerik. Staat Illinois. 26, Aug. 1818. 
Fuͤrſtenthum Liechtenftein, 9, Nov. 1818, 


Bereinigfe Provinzen am 
la Plata ä 20. Apr. 1819, 
(25. Mai angenommen.) 
Fuͤrſtenth. Lippe-Detmold. 
Verf. 8. Sun. 1819. 


Nordamerik. Staat Maine. 29, Set. 1819. 
Würtemberg. | Berf.| 25. Sept, 1819. 


Nordamerik. Staat Alabama. J. 1819. 
Hannover. 
koͤn. Patent wegen Staͤndeverſ. 7; Der. 1819, 


Herzogth. Braunfchweig. 
Decret wegen Ständeverf.| 25. Apr. 180. 
Canton Uri *), Bef.! 7 Mai 1820, 


*) von allen Gantonen der Eldögenoffenfchaft fehlt blos der Canton 
Schwyz beim Uſteri mit einer befondern Verfafung. Die, 
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Sammlungen, wo die Urkunde 


ſteht. 


ẽnmop Conft. Th. 3. ©. 112. 
Lüders Archiv, Th. 1. ©. 99, 
Dufau, T. 2. p. 232. 


Europ. Conſt. Th.3. ©. 3: 
Lüders Archiv, Th.1. ©. 3 
Dufau, T. 2. p. 311. 
Dufau, T. 6. p. 139. 


Europ. Conſt. TH. 3. ©. 433, 


Lüders Archiv, Th. 2. ©. 587. 
Dufau, T. 2. p. 354. 


' Dufau, T. 6. p. 241. 


Euroy. Conſt. Th..3. S. 416, 
Lüders Archiv, Th. 2. ©. 45. 
Dufau, T. 6. p. 157. 

Europ. Conſt. Th. 3. ©. 291. 


füders Archiv, Th. 2. ©. 101. 


. Dutau, T. 2. p. 275. 
fehlt noch in den Sammlungen, 


. Europ. Conft. Th. 3. ©. 340. 
Lüders Archiv, Ih. 2. ©. 575. 
Dufau, T.2. p. 259. 


Europ. Eonft. Th. 4. ©. 117. 
Lüders Archiv, Th. 2. S. 679, 
Uſteri, ©. 252, 

Europ. Conſt. Th. 4. ©. 747. 





Fteufa.] 





franz. } 


in wels'ob nody gültig 


cher oder erlofchen. 
Spras 
che. 





gilt. 





teutfch. 


franz. 


teutfch. 
teutſch. 
franz. 
franz. 
teutſch. 
teutſch. 
franz. 


gilt. 


gilt. 
gilt. 


erloſchen. 


teutſch. noch nicht ein⸗ 
teutſch. gefuͤhrt. 
franz. gilt. 
teutſch. gilt. 
teutſch. 

franz. 

teutſch. gilt. 
teutfch. 

franz. 

teutfch. gilt. 
teutfch. 

teutfch. gilt. 
teutfch. 


Grundzüge der Verfaſſungseinrichtungen dieſes Cantons 


ſtehen Europ, Conſt. Th. 4. ©. 749. 
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Jahr und Tag der 
Staaten. Bekanntmachung oder 
| Einführung. 


Teutſchland. 
Schlußacte der Wiener 15. Mai 1820. 
Miniſterialconferenzen (8. Sun. publicirt.) 


Nordamerik. Staat Miſſouri. 12. Jun. 1820. 


Großherzogth. Heſſe n. 
Verf. 17. Dee, 1820, 


Koͤnigr. beider Sicilien. 
Decret des Königs | 26. Mai 1821, 
Chur-Heffen. 


 Drganifationsdeeret | 29. Jun. 1821. 


Herzogtb, Sahfen=- Coburg. | 
; Derf. 8. Aug. 1821. 


Kepublit Columb ia. | 30. Aug. 1821. 
Griechenland *). 
provif. Verf. | 19, San. 1822, 


*).Diefer proviſoriſchen Verfaſſung des Congreffes der Griechen zu 
Epidauros, gingen die einzelnen, nicht ind Leben getretenen, 
Berfaffungen voraus: für das weltliche Feftland von Hellas am 
4. Nov. 182135; für das öftliche Feitland von Hellas am 16. Nov. 
1821, und für den Peloponnes am 1. Dec. 1821. Diefe Ents 
wuͤrſe ftehen in v. Orelli’s8 Sammlung der Verfafungsurkuns 
den bes befreiten Griechenlands. Zürich, 1822, 8. 
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in wel; ob noch gültig 
cher oder erlofchen. 
Spra⸗ 
che. 


Sammlungen, wo die Urkunde 
ſteht. 








* 





- Martens, recueil, Suppl. T. 9. fr. u. t. gilt, 


Pp. 467. 

Liders Archiv, Ih. 2. 2 — teutſch. 
Europ. Conſt. Th. 4. teutſch. 
Archives dipl. T. Pi a 28. fen. 
Dufau, T.2. p. 123. franz. 


fehlt. u in den Sammlungen. 


Europ. Conſt. Th.4 ©. 94.*)  |teutfch. | gilt. 
Luͤders Archiv, Ih. 2. ©. 379.. teutfch. 
Dufau, T. 2. p. 331. | franz. 


Europ. Eonft. Th. 4. ©. 982, | teutfch. gilt, 


Europ. Eonft. Th. 4. ©. 150. teutſch. gilt. 
Luͤders Archiv, Th. 2. ©. 480. teutſch. 


Europ. Conſt. Th. 4. S. —— teutſch. gilt. 
Luͤdere Archiv, Th. 2. ©. 441. teutſch. 
(Ergaͤnzungsdecrete dazu: Th. 3 

S. 520.) 
Dufau, T. 6. p. 282. **) franz. gilt. 


Luͤders Archiy, Ih. 3. ©. 296. teutfch. ; erlofchen. 
Europ. Conſt. Ih. 4 ©. 989. teutſch. | 
Isambert, T. 1. p. 97. franz. 


*) Dafelbft ſteht auch ©. 82 das Edict des Großherzogs vom 18. 
März ı820 mit einem Verfaffungsentwurfe, der von den Stans 
den nicht angenommen ward. 


**) ee fteht fie in Schoͤlls — von Molliens 
Reiſe nah Columbia. (Berl. 1826. 8.) €. 267 ff, 
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Jahr und Tag ber 


Bekanntmachung oder | 
sc Einführung. 
Brafilien, ’ / 
Verfaffungsentwurf | 30. Aug. 1822. 
Portugal, Verf. 23. Sept. 1822, 
Peru 


Berfaffungsentwurf.) 9. Nov. 1822. 
Dreußen. 

f, —* wegen Errichtung der 
Provinzialſtaͤnde 5. Sun. 1823. 


Preußen. 
k. Edicte fuͤr die Einfuͤhrung der 
Provinzialſtaͤnde 
1) in der Mark Brandenburg und 
Niederlauſitz 1. Jul. 1823. 
2) im Königreich Preußen 1. Sul. 1823. 
3) in Pommern und Nügen 1. Zul. 1823. 
4) in Schlefien 17. März 184. 
5) in dem Herzogthume Sachſen 17. Mär; 1824, 
6) in den Rheinprovinzen 27. März 1824, 
7) in der Provinz Weftphalen 27. März 1824. 
8) im Großherzogtum Pofen 27. März 1824, 
DBrafilien, 


Deaf.| 2. ana 1824, 
(25. März 1826 neue 
Publication derfelben.) 
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| | in welslob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde! cher oder erlofchen. 


ſteht. Spra⸗ 
che. 
—ñ ——f —— — — —r— —— eern ——— —— ⸗ 
Isambert, T. 4. p. 454. franz. vom Kaiſer Pe: 
v. Schäffer, Braſilien. ©. 221. teutſch. dro nicht anges 
genommen, 

Dufau, T. 5. p. 148. franz. erloſchen. 
Europ. Conſt. 4. ©. 759. teutſch. 
Isambert, T. 3. p. 465. franz. |  erlofchen, 
Preuß. Geſetzſamml. 1823, St. 13. | teutfch). gilt. 
Europ, Conſt. Th. 4. ©. 297. tentfch. 
Archives dipl. T. 4. p. 540. & 6, 
Isambert, T. 4. p. 303. franz. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 299, teutfch. gilt. 
Archives u T. 4. p. 544. t. m fr.’ 
Isambert, T. 4, p. 309. franz. 


Europ. Conſt. Th. 4. ©. 310. teutſch.“ gilt, 
Archives ae T. 4. p. 565. t. 3. Tr, 
Isambert, T. 4. p. 308. franz. 


Europ. Conſt. Th. 4. ©. 320, teutſch. gilt. 
Archives dipl. T. 4. p. 578. — 


Preuß. Staatsz. 1824. St. 90. teutſch. gilt. 
Preuß. Staatsz. 1824. St. 90. teutſch. gilt. 


Europ. Conſt. Th. 4. S. 300. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 340. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 350. teutſch. gilt. 


Neueſte Staatsacten. Th.2. S. 102. teutſch. gilt. 
v. Schäfer, Braſilien, ©. 224. teutſch. 
Hamb. Correſp. 1826. St. 106 f. teutſch. 


% 
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der Jahr und Tag ber 
Defanntmachung oder 
Staaten, | Einführung. 


Herzogtbum Sahfen-Meis| 
ningen, 
Derf.]| 4 Sept. 1824. 


Mexiko. 
Verf. 4. Oct. 1824, 


Republik von Central-Ame— 


rika (Guatemala). 
Grundzüge der Verf. 22. Nov. 1824. 


Vereinigte Provinzenam 


la Plata, 
Verf. 23. San. 1825. 


Portugal. 
Derf. des Kaifers Dedro | 29. Apr. 1826. 


Kepublif Bolivia, : 
Def. 25 Mai 1826. 


Vereinigte Provinzen am 
la Plata, 
Def.| 24 Der. 1826. 


Griechenland. 
Verf. 17. Mai 1827, 
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in wel⸗ ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde cher oder erlofchen. 
ſteht. Spra⸗ 
che. 


1 


- 


Europ. Conft. Th. 4. S. 1005. teutſch. gilt. 


ſteht noch in keiner Sammlung . teutſch gi. > 
Pol. Journ. 1825. Th. 2. S. 905. | teutfh.) erloſchen. 


Neueſte Staatsacten. Th. 1. S. 45. teutſch. erloſchen. 


Pol. Journ. Aug. 1826. teutſch. gilt. 


Neueſte Staatsacten. Th.7. S. 287.teutſch. noch nicht guͤl⸗ 


tig. 

Die Grundzuͤge derſelben Hamb. Cor; nicht kangenom⸗ 
reſp. 1827. St. 107. teutſch. men. 
Pol. Journ. Sept. 1827. teuutſch.gilt. 


*) Sie erſchien ind Franzoͤſiſche uͤberſetzt: constitution federative 
des états unis Mexicaius etc. à Paris, 1825. 12. 


140 Poſitibes Staatsrecht. 


20. 


C) Kurze Ueberſicht der politiſchen 

Grundfäse, nah welden der Inhalt, 

Charakter und Geift, fo wie der ſtaats— 

rechtliche Zwed und die äußere Form die— 

fer Verfaſſungen geprüft und beurtheilt 
werden muß. 


Bei einem nur flüchtigen Blide auf die vor- 
ſtehende chronologiſch-tabellariſche Ueberſicht Dringe 
ſich die bedeutende Verſchiedenheit der aufge: 
fuͤhrten Verfaſſungsurkunden von ſelbſt auf. | 

So giebt es Verfaſſungsurkunden für monarchi— 
ſche Staaten, für republifanifche Staaten (Columbia, 
Griechenland, Jonien), für Bundesftaaten (Nord—⸗ 
amerika, die Schweiz), für einen Staatenbund (Teutſch⸗ 
(and), und für freie Städte (die vier freien Städte 
Teutſchlands und Cracau). Es giebt allgemeine Ver⸗ 
faſſungsurkunden für Staaten, deren einzelne Pro— 
yinzen befondere ſelbſtſtaͤndige Verfaffungen haben 
(fo die 25 nordamerifanifchen Staaten, und 
die 22 fhweizerifhen Cantone). Es giebt 
eine DVerfaffungsurkunde, welche beſondere Pro= 
vinzialftände mit nicht unbedeutenden Rechten 
vorausfeßt (die des Königreiches der Niederlande); 
es giebt aber auch Verfaſſungsurkunden für Provin— 
zialftände, wo die allgemeine Keichsverfaffung noch - 
nicht erfchienen ift (im Konigreihe Preußen). Es 
giebt Verfaffungsurkunden nach dem rein monarchi=- 
ſchen Princip; fo die meiften jest beftehenden im 
europäifchen Staatenfpfteme. Es giebt aber auch eine 
Derfaffungsurfunde im europäifchen Staatenfnfteme 
fire eine fogenannte demokratifche Monarchie (die des 
Königreiches Norwegen), Es giebt Verfaffungsur- 
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kunden nach dem republikaniſchen Princip, 
nach dem Grundſatze: majestatem esse penes popu- 
lum, over nach Rouſſean's Lehre im contrat so- 
cial, wornach der Regent blos die vollziehende 
Gewalt übe, ohne Antheil an der geſetzgebenden Ge— 
walt, und nur auf eine gewiffe Zeit gewählt wird, 

worauf er ins Privatleben zuruͤcktritt, und fogar für 
feine Regierungszeit verantwortlich bleibt. Go ver 
Präfivent des nordamerifanifchen, und der Landam— 
mann des helvetifchen Bundesftaates, und die meiften 
Präfidenten der neugebildeten mittel= und füdamerifas 
nifchen Staaten. Es giebt Verfaſſungsurkunden ‚in 
welchen die früher beftandenen ftändifchen Formen in 
einzelnen Staaten beibehalten und beftätige, mit den— 
‚felben aber die neuen zeitgemäßen Bedingungen für die 
zweckmaͤßige Öeftaltung|des Srändewefens verbunden 
worden find. Go im Königreihe Hannover, im 
Herzogtbume Braunfchweign.a. Es giebt Ber: 
fafjungsurkunden, welche als unmittelbare Ausfüffe 
der Kegentenfonverainetät gegeben und o hne Mitbes 
rathung der Volksvertreter oder Staͤnde eingefuͤhrt 
wurden (z3. B. die Charte in Frankreich, die Ver: 
fafjungen von Dolen, Raſſau, Bayern, Bas 
den u. a.); e8 giebt andere Berfaflungsurfunden, deren 
Entwurf der Regent den zufammenberufenen Ständen 
zur Berathung, Begutachtung und Annahme vorlegen 
ließ (fo die von Hiederland, Weimar, Wuͤr— 
temberg, Darmftadt, Waldedn.a.); es giebt 
wieder andere Berfaffungsurfunvden, welche die Stänve 
oder Volksvertreter entwarfen,, und dem Negenten zur 
Annahme und Beftätigung vorlegten (fo die von, 
Schweden und die von Norwegen, und die er: 
lofchenen von Spanien, die von Portugal vom 
Sabre 1823 u. a.). Es giebt Berfaffungsurkunden, 
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wornach dem Regenten ausfchließend die Initia— 
tive der Gefeße, andere wo diefe zunächft den 
Ständen (z.B. in Norwegen dem Storthing), 
wieder andere, wo die Initiative dem Regenten und 
den Ständen vollig gleichmäßig, wie z. B. in 
Großbritannien, zuftehen, wo die Bills (Entwürfe 
zu Gefegen) bald von dem Konige ausgehen und von 
dem Parlamente angenommen oder verworfen werden 
koͤnnen, bald aber auch von dem Parlamente vorge= 
fchlagen, und von dem Könige angenommen oder ver= 
worfen werden. Es giebt Berfaffungen, die in Staa— 
ten gegeben wurden, wo das früher beftandene Lehns— 
foftem, fo wie die aus dem Mittelalter ſtammenden 
Corporationen, Gilden und Zünfte vollig untergegans- 
gen waren, wo folglich die Mitglieder der Kammern 
oder Volksvertreter nicht nach den Ständen in der 
bürgerlichen Gefellfchaft, fondern aus der numeri— 
ſchen Geſammtheit der Nation gewähle werben 
(3. B. in Frankreich); e8 giebt aber auch andere Ver— 
faffungen — und zwar die meiften —, wo die Volfs- 
vertreter zunächft mach Ständen (bald nach dem 
Adel, der Geiftlichkeit, den Städten — bald aus den 
Grundbefißern, Gewerbtreibenden, Gelehrten) gewählt 
werden. Man kann nur die erften, genau genom— 
men, repräfentative Verfaffungen, die zweiten 
aber ftändifche Verfaffungen nennen. — Es giebt 
wieder Derfaffungen, nach welchen vie Volfsvertreter 
oder Stände fich in zwei Kammern theilen, und wie— 
der andere, wo fie blos in Einer Kammer zufammen= 
treten (fo in den meiften Eleinern Staaten, deren Ge— 
famnıtbevolferung Feine halbe Million Menfchen er= 
reicht; 3. B. im Großherzogthume Weimar u. a.). 
Es giebt Derfaffungen, nach welchen die Verhältniffe 
der beiden Kammern gegen einander beinahe vollig 
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gleihgeordner find, und wieder andere, wo die 
einzelnen Beftimmungen der Derfaffung bald der er- 
ften, bald der zweiten eine Art von Uebergewicht 
zutheilen. Es giebt Verfaffungen, wo die Wahl 
der Volksvertreter an wefentliche Befchränfungen (z. B. 
des großen Örundbefiges, der jährlichen Steuerquote 
u.f. w.) geknüpft ift; und wieder andere, wo dieſe 
Befchränfungen weniger berüdfichtigt werden. Es 
giebt Verfaffungen, wo die Form und Art der Wahl - 
größtentheils von der leitung der angeftellten Staats— 
beamten abhängt, und andere, wo diefer Einfluß ver 
Kegierung auf die Wahlen weniger gebe werden kann. 
Es giebt Derfaffungsurfunden, wo. ausdrücklich der 
Bauernftand, nach einer gewiffen Zahl aus feiner 
Mitte, zur Vertretung berufen ift (z.B. in Schwe— 
den, Weimar. a.), und wieder andere, wo ent- 
weder der Banernftand ganz ausgefchloffen, oder un: 
fer den gewählten Mitgliedern aus den Grundbefißern 
eingerechnet wird. Es giebt endlich Verfaſſungsurkun— 
den, in welchen die den Ständen oder Volksvertretern 
zugeficherten Rechte von großem Umfange und hoher 
politifchen Bedeutung ſind, und wieder andere, wo ſich 
diefe Rechte auf ein Minimum befchränfen, 


R 24, 
Sortfeßung. 


Wird alfo nach dem Inhalte, nach dem poli= 
tifhen Charafter und "Seife, jo wie nach dem 
ftaatsrechtlichen Zwede und nach der Außgern 
Form der neuen, entweder bereits wieder erlofchenen, 
oder gegenwärtig beftehenden Verfaſſungen gefragt; fo 
müffen bei jeder einzelnen Berfaffung folgende 


Puncte aus dem Inhalte derfelben hervorgehoben 
werden: 
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) Gilt die Verfaſſung für eine Monarchie, oder 
fuͤr eine Republik? 

2) Gilt fie für eine Monarchie, wo das Lehns— 
foftem völlig erloſch; oder wo dafjelbe noch in feiner 
vorigen Geftalt befteht; oder wo es nach den Bedürf- 
niffen der Zeit verändert und gemildert ift? 

3) Aft die Verfaffung in der Monarchie von den 
Kegenten allein gegeben (octroyirte Verfaf- 
fungen); oder von den Volksvertretern und 
Ständen allein; oder gemeinfchaftlich von 
beiden, fo daß der Berfaffungsentwurf, vor feiner 
gefeßlichen Kraft als Grundvertrag des Staates, von 
dem Kegenten den verfammelten Ständen zur Bera— 
thung und Begutachtung vorgelegt ward ? 

4) Trage die Verfaſſung in den Republiken den 
rein demofratifchen Charakter; oder ift fie auf 
einen Bunvdesftaat berechnet? 

5) Wie unterfcheidet ſich die Verfaffung eines 
Bundesftaates von den monarchifchen Berfaffungen, 
und von der Verfaffung eines Etaatenbundes ? 


6) Welches ift der unterfcheidende politifche Cha: 
rakter der Verfaffung eines Staatenbundes? 

7) Beftehen neben den allgemeinen Reichsftänden 
noch befondere Provinzialftände? und nach wel— 
chen Verhältniffen? mit welchen Rechten ?-— Liegt 
der Staatsverfaffung eine befondere Gemeinde-Kreis⸗ 
Berfaffung (wie z. B. in Bayern, Würtemberg ꝛc.) 
zum runde? | 

8) Wie verhält fih in einem Bundesftaate, 
oder in einem Staatenbunde die befondere Ber: 
faſſung ver einzelnen Mitglieder des Bundes zu Der 
allgemeinen Verfaſſung deffelben ? | 
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9) Worin befteht der polififche Unterfchied zwi— 
fehen vein monarchifchen, reinrepublifani- 
fhen und gemiſchten Berfaffungen? 

10) Beruht die neue DVerfaffungsurkunde, ihren 
Hauptbeſtimmungen nach, auf der ſchon früher vorhan- 
den gewefenen ftändifchen Derfaffung, oder ift fie, nach 
ihrem Inhalte und politiſchen Charakter, eine vollig 
neue Urkunde? 

11) Wen legt die Verfaſſ angsurkunde die In i⸗ 
tiative der Geſetze bei? und in welchem Sinne 
und Umfange? 
| 12) Auf welche Weile beftimmt die Verfaffung 
das Derhältniß zwifchen der gefeßgebenvden 
and vollziehenden Öewalt? 

13) Welchen Grundfag flelle die Verfaffung für 
die Ernennung der Volksvertreter auf? aus 
der numerifchen Geſammtheit des Volkes, oder nad) 
Ständen ? 

18) Un welche Bedingungen ift das Recht zu 
wählen, und das Recht gewählt zu werden 
gebunden ? 

15) Welchen Einfluß übe die Regierung 
verfaffungsmäßig auf die Wahlen? 

16) Werden die Volksvertreter oder Stände in 
eine oder in zwei Kammern vertbeilt? 

17) Sn welchem Verhältniffe ſteht die Zahl der 
Mitglieder der beiden Kammern zu der Öefa mm 
bevolferung des Staates? 

18). In welchem Berhältniffe ſteht die Zahl der 
Mitglieder der erften Kammer zu der Zahl der Mit: 
glieder der zweiten Kammer?! 

19) Welche find die ausſchließenden 


Rechte der erften, und welche die der zweiten 
St. W. afe Aufl. IV- 10 
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Kammer? — Muß namentlich das Budget zuerft 
vor die zweite Kammer gebracht werden? 
20) An welchem DVerbältniffe fteht, in ftändi- 
fchen Verſammlungen, die Zahl der gewählten Grund- 
befißer, Gewerb = und Handeltreibenden, und der Ge— 
lehrten — oder der aus dem Adel, der Geiſtlichkeit, 
den Beamten, dem Militair, den Gelehrten, den 
Stadträrben, aus den Bürger= und aus dem Baucıs- 
ftande Gewählten zu einander? 
21) Wie oft verfammeln fich die Stände? — 
jaͤhrlich? dreijaͤhrig? oder noch ſpaͤter? 
22) Dauert eine geſchehene Wahl für mehrere 
(3.8. 7) Jahre und mehrere Zufammenfünfte der 
Stände? oder wird jedesmal neu gewählt? 
23) An welche Bedingungen ift die Auflofung, 
oder Suſpenſion der Kammern von dem Negenten ges 
knuͤpft? 
24) Befteht in der Zwiſchenzeit zwifchen ven ſtaͤn⸗ 
difchen Berfammlungen ein ftändifcher Ausſchuß? 
und zwar als thätig und mit gewiffen Nechten, na= 
mentlich bei der Mirwirfung in Betreff der Verwendung 
der bewilligten Steuern? 
25) Don wem hängt die Wahl und Ernennung 
der Präfidenten und der GSecretgire der Kam— 
mern ab? 
26) Welche Rechte find den Ständen in der 
Verfaſſungsurkunde ausdrüdlich beftimmt? 3. B. 
a) ob Antheil an ver Geſetzgebung? und in 
welchem Sinne, in welcher Ausdehnung ? 

b) ob Zuftimmung zu allen feftzufegenden Direc= 
ten und indirecten Steuern? 

c) ob das Kecht der Theilnahme an der Erbes 
bung, der gleichmäßigen Vertheilung auf die 
Plihtigen, und der Berwendung der Steuern, 
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fo wie der Controlle über das geſammte Staats— 
rechnungswefen ? 

d) ob das Peritionsrecht in feinem ganzen 
Umfange für alle Corporationen und Individuen im 
Staate, oder blos ſolidariſch für die Kammern? 


e) ob das Recht ver Befchwerdeführung 
nnd Anlagen in Hinficht aller wahrgenomme— 
nen Mißbräuche der richterlichen und vollziehenden 
Öewalt? 

f) ob das Recht, daß den Ständen alle mit 
dem Auslande abzufchließende oder abgefchloffene 
Vertraͤge, vor oder nach dem Abfehluffe, vorge— 
legt werden müffen? und ob fie von den Ständen 
verworfen werden Eonnen ? 


g) ob das Recht der Oeffentlichkeit ver 
ftandifchen Berfammlungen ? oder blos beider zwei— 
ten Kammer? 

h) ob das Recht der perfonlichen Unver— 
letzl ich keit während der Zeit ihrer DVerfammlung, 
und der Unverantwortlich£eit für alle ihre 
verfaffungsmäßigen Anträge und Befchlüffe ? 


7) Ob die Berfaffung die Freiheit der Preffe, 
mif einem die Preßvergeben genau bezeichnenden Preß— 
gefeße, oder die Cenfur der Drudfchriften ausfpricht ? 
28) Welche äußere Form und Ordnung für 
den Gefchäftsgang in den ftändifchen Verſammlungen 
feftgefegt ward in der Verfaffung, um Freimuͤthigkeit 
und Unpartbeilichfeit ohne leidenfchaftliche Ausbrüche, 
Befchleunigung der Gefchäfte ohne Uebereilung, und 
den Geift vaterländifcher Gefinnung und bürgerlicher 
Tugend in den einzelnen ftändifchen Sitzungen und 
Berathungen zu befördern und aufrecht zu erhalten ? 





10 * 
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3mwmeiter Theil 


D) Spftematifche Darftellung der wefent- 
lichen Beſtimmungen der im öffentlichen. 
Seben der einzelnen europäifchen und 
amerifanifchen. Staaten gegenwärtig 
geltenden fohriftlihen Verfaſſungsur— 
Funden, mitvorausgebenden gefhichtlichen 
Einleitungen in diefelben, 


Ä 22, 
1) Großbritannien. 


a) Sefhichtliche Einleitung in die Ent - 
ſtehung und Fortbildung der brittiſchen 
Verfaſſung. 


Der ſuͤdliche Theil Britanniens, zuerſt von 
Stämmen der Galen und Belgen bewohnt, dann 
von den Roͤmern (43 v. C.) erobert, von diefen, unter 
den drohenden Stürmen der Völkerwanderung (426), 
aufgegeben, und bald darauf (449) von ven Sachfen 
und Angeln befesf, ward von diefen in fieben ein— 
zelne Reiche getheilt, die aber (828) von Egbert 
unter Einem Regenten vereiniget und England 
genannt wurden. Allein bald erfchienen die Dänen, 
und fpäter (1066) die Normänner, nnter Wil: 
helm, Herzog der Normandie, als Eroberer des Lan— 
des, Unter ihm verbreitete fich das Lehnsſyſtem 
in feiner ganzen Strenge über das eroberte Neich, 
welchem fpäter (1254) das Fuͤrſtenthum Wallis 
unterworfen, und (1536) vollig einverleibt ward. — 
Der nördliche Theil Britanniens, Anfangs von den 
Galedoniern, dann von den Picten und Scoten be= 
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wohnt und Schoftland genannt, warb in ber 
Roͤmerzeit vom füdlichen Theile durch Wall und 
Mauer getrennt, und Jahrhunderte hindurch von 
eigenen Koͤnigen regiert, bis deſſen Koͤnig Jacob 
aus dem Hauſe Stuart (1603) der Eliſabeth auf 
dem Throne Englands folgte, und ſeit dieſer Zeit 
beide Reiche unter dem Namen Großbritannien 
unter Einem Regenten, im Jabre, 1707 aber auch 
zu Einer Berfaffung verbunden wurden, — Ir—⸗ 
land, ſeit 1172 den Koͤnigen Englands unterworfen 
und als Rebenland behandelt, ward erft im Sabre 
1782 für unabhängig von dem brittifchen ‘Parlamente 
erklärt, am 22. San. 1801 aber mit Öroßbritannien 
zu Einem Parlamente, wie frühberbin Schottland, 
verbunden. . Die Bedingungen dieſer Vereinigung 


waren für Irland vortheilhafter, als früher für Schotte 


land; nur daß die Emancipation der irländifchen Ka— 
tholifen mehrmals an zu ftarfem Wiverfpruche des 
Parlaments feheiterte, Irland fender feit Diefer Zeit 
ins brittifiche Oberhaus 4 Bifchöffe, neugewäßlt 
zu jedem neuen Parlament, und 25 weltliche Lords 
auf lebenszeit, ins Unterhaus aber hundert Abge- 
ordnete der Öraffchaften und Städte. Die Landes— 
ſchuld Irlands ward nicht mit der brittiſchen — 
nalſchuld verſchmolzen, dagegen aber ein freier Ver— 
kehr zwiſchen Großbritannien und Irland feſtgeſetzt, 
ſo weit derſelbe bei den verſchiedenen Steuerſyſtemen 
in beiden Laͤndern moͤglich war. 

Bereits zur Zeit der angelſaͤchſiſchen Könige hat 
ten in England Volksverſammlungen beftan- 
den. Mochte alfo auch der Normannı Wilhelm 
das land als eine Eroberung betrachten, ale U Ar 
monarchie regieren, und, nach dem Lehnsſyſteme, 
60,215 große Baronenle eben vertheilen, von ** 
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er 1400 für fich felbft als Kammergut behielt; fo 
regten fich doch bald nach feinem Tode der Adel und 
die Oeiftlichfeit gegen diefen Drud von oben. Wil: 
helm batte feinen zweiten Cohn Wilhelm? zum Nach- 
folger beftimmt. Als diefer auf der Jagd erfchoffen 
ward, erhoben Robert, der ältefte Sohn und Herzog 
der Normandie, und Heinrich, der dritte Sohn Wil- 
helms 1, Anfprüche auf den Thron, Heinrich 1 
behauptete fih, indem er die Lehns- und Militair 
defpotie des Waters Durch den von ihm gegebenen 
Sreiheitsbrief (the great charte) im Jahre 
1101 milderte. Doch befchränfte fich dieſe charta 
libertatum zunächft auf die Derminderung der 
druͤckenden Bafallenverhälmmiffe; für den Bürger 
und Jandmann, felbft für den niedern Vafallen, ward 
in derfelben nichts feftgefeßt; nur gewannen die Be— 
wohner Londons einige Dorrechte, 

Als aber die folgenden Konige, namentlich Jo— 
hann (ohne fand), fich Eingriffe in diefen Sreiheits- 
brief erlaubten, und Johann durch feine Grauſamkeit 
die ganze Nation, fo wie durch feine Härte befonders 
die hohe Geiſtlichkeit gegen fich erbitterte; da ward er, 
durch einen allgemeinen Aufftand, genöthige, (15. 
Sun. 1215) die magna charta*) zu unterzeich- 
nen, welche, in Verbindung mit den Zufäßen fpa= 
terer Zeiten, die Grundlage der brittifchen Volks— 
freiheit ward. Zwar gewannen die Geiftlichen in der= 
felben am meiften (denn der Erzbifchoff Langton hatte 
den Aufftand geleitet); weniger Die Barone, noch 
weniger der Bürgerftand; des landmannes ward gar 








*) v. Martens, Samml., Th.1. ©. 713. — Dufau, 
T.4. p. 362; und Woltmanns Gef. Großbritan: 
niens (Berl. 1799. 8.) Th. 1. ©. 510. f. 


Großbritannien. | 151 


nicht gedacht. Allein ſchon das war großer Vortheil, 
daß diefelben großen Kechte, welche der Baron gegen 
den König erhielt, auch Rechte des Untervafallen 
gegen den Baron wurden, — daß dem Bürgerftande 
der freie Handel, felbft mit dem Auslande verftattet, 
und dag im Allgemeinen die Freiheit der Perfon und 
des Eigenthums rechtlich ausgefprochen ward; denn 
Niemand follte verhaftet, gefangen gefeßt, und feines 
Vermögens, oder fogar des Lebens beraubt werden, 
als nach einem ausgefprochenen Urtheile von feines 
Gleichen (durch ein Gefchwornengericht) nach den 
alten (angelfächfifchen) Geſetzen (welche Wilhelm 1 - 
abgefchafft hatte). In den Jahren 1225 und 1297 
ward diefes Grundgeſetz von Heinrich 3 und Eduard 1 
beftätige und erweitert; befonders erhielt es im Jahre 
1297 den wichtigen Zufaß: daß ohne die Ein- 
willigung der Abgeordneten der Städte 
(welche 1265 vom Ufurpator, dem Grafen von Lei— 
ceſter, zum erftenmale, feit 1283 aber öfter zum Par: 
lament berufen worden waren) Feine Steuern er— 
hoben werden durften. Seit diefer Beſtimmung 
wirkten befonders die Kriege, welche Eduard 3 in 
Schottland und in Frankreich führte, nach dem Geld— 
bevürfniffe, das fie veranlaßten, bedeutend auf vie 
weitere Ausbildung der englifchen Verfaſſung. Wäh- 
rend feiner funfzigjährigen Regierung gefchah es (im 
Sahre 1343), daß das verfammelte Parlament fich 
in das Ober- und Unterhaus tbeilte, fo daß im 
Dberbaufe die hohe Geiftlichkeit mit dem hohen 
Neichsadel, im Unterhauſe aber der niedere Land— 
adel mit den Abgeordneten der Städte zufammen- 
frat. — So wie aber jeder Bürgerkrieg auf die Ent- 
wicdelung des innern Volkslebens nachtheilig einwirkt; 
fo auch) in England der vier und fechszigjährige blutige 
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Kampf zwifchen der weißen und rothen Rofe (den 
Haͤuſern Dorf und tancafter), Nur der Bauern: 
ftand gewann in demfelben, weil, bei der häufig 
eintretenden Bewaffnung der fandleute durch den am 
Kampfe theilnehmenden Adel, allmäblig die Leib: 
eigenfchaft erlofch, 


23. 
ie ser 


Die- Kirchenverbeſſerung hatte zwar für 
die veränderte Geftaltung der brittifchen Verfaffung 
Feine unmittelbaren wichtigen Folgen ; deſto bedeuten— 
der waren aber die mittelbaren, welche in dem maͤch— 
tig beginnenden Meinungskampfe unter Eduard 6, 
Maria und Elifaberh hervortraten, und, ‚nach der 
feften Ausbildung der englifchen Epiffopalfirche, zu 
den innern Kämpfen führten, feit das auf den Thron 
Großbritanniens erhobene Haus Stuart nicht. 
nur mach unumfchränfter Negentengewalt 
ſtrebte, fondern auch unverkennbar: zum Katho: 
licismus fich hinneigte. Im Oeifte des vom Koͤ— 
nige Jacob 1 behaupteten Grundſatzes, daß feine 
Gewalt unmittelbar von Gott, und unum— 
ſchraͤnkt fey, erlaubte fein Sohn Karl fich vie 
willkuͤhrlichſten Eingriffe in die Verfaſſung. Allein 
das Parlament hielt ihm (1629) in der fogenannten 
petition of rights *) alle dieſe Eingriffe vor, und 
nothigte den König, dieſe Beftätigung der 'magna 
charta zu unterzeichnen. In vdiefer neuen Urkunde 
wurden Die Altern Beftimmungen in Hinſicht der 
Eicyerheit der Perfonen und des Eigenthums feier- 


+) v. Martens, Sammlung, ©. 790. 
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fich wiederholt; Die erzwungenen Gelverhebungen und 
willführlichen Verhaftungen follten aufhören; auch 
ward darin die Umverantwortlichkeit für alles, was 
in beiden Häufern des Parlaments gefprochen worden 
war, beſtimmt feſtgeſetzt. — Demungeachtet vers 
legte die Eigenmacht Karls 1 die von ihm befchworne 
und neu beftätigte Berfaffung. Vier von ihm in 
feinen ©elvverlegenbeiten zufammenberufene Parla= 
mente loͤſete er jedesmal plößlich auf, fobald fie die 
Rechte ver Verfaffung zur Sprache brachten. Da 
begann endlich ver wilde Sturm, welcher Karls 1 
Haupt unter das Blutbeil (1649), und den finftern , 
Cromwell als Protector an die Spiße der britti- 
fihen Republik brachte, Die aber, anderthalb Jahre . 
nach feinem Tode, wieder in das Koͤnigthum ver- 
wandelt ward, als Karl, eingeführt durch ven 
General Monk, den hergeftellten Thron (1660) beftieg. 

Allein weder Karl 2, noch fein Bruder und 
Nachfolger Jacob 2, hatten aus dem traurigen 
Schidfale ihres Vaters die Erfahrungen gezogen, 
unter welchen es möglich war, den wiederhergeftellten 
Thron zu behaupten. in unbegrenzter Hang zur 
willkuͤhrlichen Herrſchaft, ein unverfennbares Hin: 
neigen zum Katholicismus, unvereinbar mit der vom 
brittiſchen Volke angenommenen und mit Wärme feft- 
gehaltenen Kirchenverbefierung, war der allgemeine 
Charakterzug dieſer beiden Regenten aus der Dynaftie 
Stuart. Zur Rettung der Verfaffung ward Daher 
Karl? vom Parlamente genöthigt, zuerft (1673): in 
der Zeftacte vie religioͤſe und die Firchliche 
Sreiheit, und dann (1679) in ver Habeas- 
Corpus-Xcte*) vie perfönliche und bürger- 





*) v.Marte ns, Samml. S. 823. u. Dufau, T.1. P. 380. 
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liche Freiheit zu beftätigen. Die leßte Urkunde 
vernichtete in Großbritannien auf immer alle lettres 
de cachet, indem fie feftfeßte, daß jeder Verhaftete 
die Urfache feiner Verhaftung fogleich erfahren, oder 
wieder in Freiheit gefeßt, und daß das Verhoͤr des 
Verhafteten binnen 24 Stunden gefcheben muß. 
Wird er bei dem Verbore unfchuldig gefunden; fo er 
folgt unmittelbar darauf feine Befreiung. ft er aber 
ſchuldig — doch ohne Staatsverbrecher zu feyn —; 
fo kann er auch in diefem Falle, gegen Stellung eines 
Buͤrgen, freigelaffen werben. 

Als aber Jacob 2 die Teftacte eigenmächtig auf: 
hob, und dadurch feinen Plan verrieth, den Katho- 
licismus in ©roßbritannien berzuftellen, da wogte 
der Sinn für Firchliche und bürgerliche Freiheit von 
neuem mächtig im Parlamente und im Reiche auf, 
Eingeladen von den Whigs, landete (6. Nov. 1688) 
der Schwiegerfohn des Konigs, der Prinz Wilhelm 
von Dranien, begleitet von einem niederländifchen 
Heere, welchen fich die brittifchen Truppen anfıhlof- 
fen, in England. Wilhelm verfprach, den Prote- 
ftantismus im Reiche zu beſchuͤtzen; Sacob 2 aber, 
dem feines Vaters Schickſal vorſchwebte, entfloh nach 
Frankreich.“ Da erklärten die Engländer und Schot— 
ten (13. Febr. 1689) ihren Thron für erledigt, und 
übertrugen Wilhelm und feiner Gemahlin Maria die 
Regierung, wogegen diefe die declaration oder 
billofrights*) anerkannten, in welchem Grund— 
gefeße die Difpenfationen von den Geſetzen, die eigen= 
mächtigen Gelverhebungen, die Unterhaltung eines 
ſtehenden Heeres in Friedenszeiten, die Verhaftungen 
oder Anklagen derer, welche dem Könige Bitrfchriften 


*)v. Martens, Samml. S. 840, 
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überreichen würden, die Unternehmungen gegen die 
freien Parlamentswahlen, fo wie gegen die Sprech— 
freiheit im Parlamente, für verfaffungswidrig 
erklärt wurden. Diefe Bill betrachtete man aber 
nicht als eine Veränderung der brittifchen Verfaſſung, 
fondern Mur als die deutlichere und fehriftliche Feſt— 
feßung der längft ſchon beftandenen Volksrechte. 

So ward feit den Zeiten Heinrichs 1 bis zum 
Kegierungsantritte Wilhelms des Draniers die Ver— 
faffung Großbritanniens weiter entwidelt und fortge— 
bilder, und fo beruht fie bereits ſeit länger als 700 
Sabren auf fchriftlichen Verträgen zwifchen 
dem Negenten und dem Volke, — Zu diefen Grund: 
vertragen Famen fpäter noch hinzu: der Act of sett- 
lement (das Succeffionsgefeß) vom 12, un, 
1701 *), wodurch die Dynaftie der Stuarte für im— 
mer vom brittifehen Throne ausgefchloffen, und das 
Kecht der Thronfolge auf das Haus Hannover über: 
fragen ward, und 1707 **) und 1800 ***) vie 
Unionsurfunden, durch welche das fchortifche 
und das irländifche Parlament mit dem englifchen 
zu Einem Öanzen verbunden wurden. 


24, 


b) Grundbedingungen ver brittifhen 
Berfaffung. 


Die Verfaffung Großbritanniens und Irlands 
ift repräfentativ. Das Volk in feiner Öefanmt- 


) v. Martens, Sammlung. ©. 874. und Dufau, 
T. 1. p. 396. . 

**) v. Martens, ©. 938, Dufau, T. 1. p. 401. 

—) Dufau, T.1. p. 414. 
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heit wied vertreten durch das Parlament, und bie 
Fönigliche Gewalt ausgehbt durch Uebertragung, 
Eie ift durch die fchriftlichen Verfaffungsurkunden in 
ihrem Umfange befchränft. 


DasParlament befteht aus dem Oberhauſe 
und, vem Unterhaufe. r 44 


1) Zum Oberhauſe (dem Hauſe der Lords 
oder Peers), deſſen politiſcher Schwerpunct nicht, 
wie in andern Staaten, blos auf dem großen Grund— 
beſitze beruht, und Das gegenwärtig aus 374 Mitglie— 
dern beſteht, gehoͤren: die volljaͤhrigen Prinzen des 
koͤniglichen Hauſes; die ſaͤmmtlichen Reichs ba— 
rone *) von England und Wales, nah er⸗— 


*) Schon in dem fächfifchen und dänifchen Zeitraume ber 
Geſchichte Englands ‚wird, wie bei allen germanifchen 
Voͤlkerſchaften feit der Zeit des Lehnsſyſtems, der Adel 
vom Volke unterfchieden. Der, aus der Mormandie 
mit Wilhelm dem Eroberer gefommene, Adel erhielt 
das eroberte Land ald Baronenlehen, Die Befiker 
dieſer Kronlehen waren die barones, pairs des Reis 
ches. Später wurden unter diefem hohen brittifchen 
Adel die erblichen Titel der Grafen, "der Herzoge (feit 
1335), der Marquis (feit 1385), und der Viscounts 
Cfeit 1454) gewöhnlich. Diefe zufammen genommen 
bilden den hohen Adel des Reiches. Zu dem nies 
dern Adel hingegen gehören die Knights bannerets, 
Baronets, Knights Batchelours und die Esquires. 
Dei den Corporationen werden die größern Städte 
(Cities), die kleinern (Towns), und die Fleden 
(Boroughs) unterfchieden. — Die bürgerliche Freis 
heit ift auf den brittifchen Inſeln fo feſt begründet, 
daß felbit jeder fremde Sklave fo fange frei it, als 
er den Doden Großbritanniens und Irlands betritt. — 
Die firengern Lehnsverhältniffe, ſchon durch die 
magna charta gemildert, wurden (1660) unter Karl? 
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— 


langter Volljaͤhrigkeit (mit 21 Jahren), doch nur 
jedesmal die Aelteſten ihrer Häufer (mithin nach 
‚ dem Nechte der Erfigeburt); ein Ausſchuß des fh o = 
tifchen (16) und irländifchen (25) Adels (in 
diefen beiden Reichen gewählt von ihres Gleichen) ; 
die ſaͤmmtlichen (2) Erzbifchöffe und (24) 
Bifhöffe Englands (mit Ausnahme des Bi— 
fchoffs von Man) *), und vier irlänpifche Bis 
fchöffe Der König bat das Recht, die Peer 
ſchaft zu ertheilen, d. h. neue Ölieder in das Ober- 
haus zu ernennen; doch ſo, daß, nach dem Eintritte 
einer neuen Familie, dieſelbe dieſes Rechts nicht wie— 
der beraubt werden kann. Durch dieſes Recht kann 
ſich die Krone der Stimmenmehrheit im Oberhauſe 


* 
völlig aufgehoben, und alle Ritterlehen in 
free soccage verwandelt, welche zwar einen Lehns⸗ 
und Gutsheren anerkennen, aber nur zum Theile eine 
jährliche Coft fehr unbedeutende) Seldfumme dem Lehns⸗ 
herrn bezahlen. Solche Guͤter koͤnnen frei veraͤußert 
werden; doch fallen ſie bei ihrer Eroͤffnung oder Ver— 
wirkung dem Lehnsherrn anheim. — Ueberhaupt iſt 
dir Stellung des Adels zu dem Staate in der 
brittiſchen Verfaſſung ein großer Vorz zug derſelben. Denn 

bei dieſer politiſchen Stellung ſucht der Adel die uͤbrigen 
Stände nicht zu verdunkeln, und die nahhgebohrnen‘ 
Söhne des Adels verfchmelzen theilg im Civil und Mis 
litair, theils im Handel und bei den Gewerben, mit der 
übrigen bürgerlichen Geſellſchaft. Daher aud) die Ehre, 
welche in Großbritannien auf allen bürgerlichen * 
ten ruht. 

*) Von den 26 Biſchoͤffen Englands ſtehen 21 unter 
dem Erzbiſchoffe von Canterbury, und 4 unter dem 
Erzbiſchoffe von York. Sn Schottland wird, ſeit 
der Aufhebung des Epiffopats, das Regiment der Kirche 
durch die Presbyters und die Aeltefien der Gemeinden 
verwaltet, 
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verfichern. — Das Oberhaus befteht daher aus Mit: 
gliedern, welche theils durch Geburt, theils durch 
Wahl, theils durch Eonigliche Ernennung ihre Stellen 
erhalten. Der Sprecher, ‚oder der Vorfißende des 
Dberhaufes, ift ver Lord Großfanzler, den der 
König ernennt, der aber, als folcher, Feine Stimme 
bat. Als berathende Beifiser, doch ohne entfcheidende 
Stimme, erfcheinen im Oberhauſe die zwolf Ober 
richter von England, die Staatsräthe des Königs, 
und die Affefforen des Großfanzlers. Die Gleichheit 
der Stimmen im Oberhaufe gilt für die Verwerfung 
des gemachten Antrags. Bei diefer Einrichtung und 
Zufammenfeßung des Oberhaufes kann man die Lords 
und Bifchoffe in demfelben, ftreng genommen, nicht 
als Vertreter des Volkes, fondern als erb— 
liche Raͤthe des Konigs betrachten, wie ſchon 
aus dem Berufungsfchreiben an fie hervorgehet. Sie 
werden zufammenberufen, „dem Könige in einigen 
wichtigen und fhwierigen Sachen Rath zu geben.‘ 
Man kann daher auch nicht fagen, daß das Oberhaus 
darauf fehe, daß die Eönigliche und minifterielle Ge— 
walt nicht ihre verfaffungsmäßig gezogenen Grenzen 
überfchreite ; es zeigt vielmehr feine Wachfamfeit in 
Beziehung auf das Unterhaus, und diefes controllire 
die Minifter des Konigs. Bei der Abftimmung über 
eingebrachte Bills im Oberhaufe wird vom unterften 
Mitgliede zuerft bis zum oberften votirt, | 

2) Das Unterhaus (oder das Haus der 
Öemeinen — the house of Commons) befteht 
aus dem niedern Adel (Gentry) und dem dritten 
Stande, und umfchließt gegenwärtig 698 Abgeord— 
nete der englifchen, ſchottiſchen und irländifchen 
Grafſchaften, Städte und Marktflecken. Es fenden 
die 4) Grafſchaften Englands jede 2 Abgeorbnete 


Großbritannien. 159 


(zuſammen 80); die 12 Sraffchaften in Wales jede 
einen Abgeordneten; die 33 fehottifchen Graffchaften 
zufammen 30 Repräfentanten, und die 32 Grafſchaf— 
ten in Irland jede 2 Abgeordnete (zufammen 64). 
Bon den 24 großen Städten mit Bifchoffsfisen 
ſendet jede zwei, London aber vier Abgeordnete 
(zufammen 50); von den 167 englifchen Lanpftädten 
und Marktflecken erfcheinen 334 (von jedem Orte 2) 
Kepräfentanten; 5 Eleinere englifche Marktflecken fen: 
den jeder nur einen Deputirten; die beiden englifchen 
Univerfiräten (DOrford und Cambridge) fenden 
jede zwei Abgeordnete; von jedem der acht privilegirten 
Seehäfen (Dover, Sandwich, Rumney, Winchel- 
fea, Rye, Hythe, Haftings, Seaford) erfcheinen zwei 
Barone; jede der zwolf Städte in Wales fenver ei- 
nen Deputirten; die fchottifche Hauprftadt Edinburg 
fendet einen Abgeordneten; die übrigen 64 ſchott i— 
ſchen Städte und Marktflecken zufammen fenden nur 
14 Repräfentanten ; dagegen ſchickt jede der 36 irläne 
diſchen Städte einen befondern Abgeordneten. Unter 
der Gefammtmaffe der 658 Mitglieder des brittifchen 
Unterhaufes find daher 489 Abgeordnete von Eng— 
land, 24 von Wales, 45 von Schottland, und 100 
von Irland. Diefe Repräfentanten werden in den 
MWahlverfammlungen der Graffchaften, Städte und 
Flecken zu jedem (feit 1716 aller 7 Sabre) erneuerten 
- Parlamente frei gewählt, 


DU een, 
Fortſetzung. 

Zum Waͤhlen iſt in den Grafſchaften jeder 
Grundbeſitzer eines zinsfreien Gutes (freeholder), 
das wenigſtens 40 Schillinge jährliche reine Einkuͤnfte 
bat, und in den Städten und Fleden jeder Haus: 
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beſitzer (zum Theile auch jeder aufgenommene Bürger) 
berechtigt. Die Erneuerung der Wahl muß aller 
fieben Jahre vom Konige angeordnet werden. Wahls 
fähig ift jeder, vom hohen Adel an, der noch Feine 
Stelle im Oberhaufe hat, bis zum Künftler und Kauf: 
manne, der feinen offenen Laden hält, wenn er, als 
adlicher Repräfentant, 600 (in Schottland nur 
400), und als bürgerlicher Deputitter der Städte 
und Flecken 300 Pfund Sterling reine Einkünfte be= 
zieht, volljährig (21 Jahre alt), tandeseingebohrner, 
weder Geiftlicher, noch Richter, noch von ders Krone 
angeftelle, oder Penfionair derfelben, und nicht Ka— 
tholik ift. — Die Freiheit der Wahlen ift Dadurch 
gefichert, daß am Wahltage Feine Truppen in der Nähe 
von zwei Meilen vom Wahlorte ſtehen pürfen, Die 
Beftechungen bei ven Wahlen find mit Geldſtrafen 
und mit dem DVerlufte der Amtsfähigkeit bedroht; fie 
find demungeachtet nicht felten. Zudem liege eine 
unverfennbare Unvollfommenbeit des brittifihen Re— 
präfentatiofpftems darin, theils daß der Bauern: 
ftand, als folcher, gar nicht, ſondern blos. durch 
die reichern Grundeigenthümer aus den Öraffchaften 
mit vertreten wird; theils daß 70 Depufirte von 
35 Marktflecken gewählt werden, die im Laufe der 
Zeit an Häuferzahl und Bevolkerung ſehr geſunken 
find *), während mehrere, erft in den letzten Jahr⸗— 
hunderten emporgeblühte, Handelsftädte (z.B. Manz 
cheſter, Birmingham u. a.) nicht das Wahlrecht 

befaßen, | 


* 


) So wählen in Graͤmpo YPerſonen 2 Deputirte, in 
Newton1 Perſon 2 Deputirte, in Marlbourough 
3 Perſonen 2 Deputirte, in Old Sarum 1 Perfon 
2 Deputirte u. f. w. 
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Die Wähler Dürfen den Gemwählten Feine befon- 
dere Inſtruction geben; es betrachten fich überhaupt 
die, Abgeordneten als Vertreter des ganzen Volkes, 
nicht der befondern Provinzen und Derter, Die ſchot⸗ 
tiſchen und irlaͤndiſchen Abgeordneten erhalten Diaͤ— 
ten, die englifchen nicht, — Der Sprecher des 
Unterhaufes, vom Haufe felbft gewählt und vom 
Könige beftätige, ift der Praͤſident veffelben; doch 
bat er nur in dem einzigen Falle eine Stimme, wenn 
Öleichheit der Stimmen eintritt. — Die Minifter 
find. Mitglieder des Parlaments, Zwar verlieren fie, 
bei ihrer Ernennung zu den Minifterftellen, die durch 
frühere Wahl bekleidete Würde eines Abgeordneten; 
fie lajjen fich aber fogleich wieder wählen, weil ihre 
Anweſenheit im Parlamente, fihon wegen der in dem— 
felben beftebenden rechtlichen Form der Oppofition 
gegen ihre Verwaltung, noͤthig iſt. 

Die Mirgliever des Dber= und Unterhaufes leiz - 


ſten dem Könige den doppelten Eid als Oberhaupt 


des Staates und der Kirche, und den Tefteid, daß 
fie nicht zur Eatholifchen Kirche gehören. Alle Par— 
lamentsglieder aus England und Irland müffen Bes 
kenner der anglikanifchen, ‘und vie aus Schottland 


Bekenner der presbpterianifchen Kirche ſeyn; Die Ka— 


tholifen und Diffenters find vollig ausgefchloffen. — 
Kein Mitglied des Parlaments ift für das verantwort— 
lih, was es als folches gejprochen hat, und Fann 
blos wegen Hochverraths verhaftee werden, Die 
weltlihen Mitglieder des Oberbaufes (nicht 
aber vie Bifchoffe) fonnen ihre Stimme einem andern 
Lord übertragen; im Unterhanfe F es nicht ver: 
ftattet. - 

Der König eröffnet das Parlament mit großer 
Beierlichkeit und Durch eine Rede, in welcher er den 

St. W. 2fe Aufl, IV. 11 
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Zuftand des Neiches nach deffen innern und auswärs 
tigen DVerhältniffen fchildert, und dem Parlamente 
feine Forderungen und Erwartungen mittheilt. Die 
beiden Antworten der beiden Häufer des Parlaments 
in einzelnen Adreſſen tragen das Öepräge der oͤffent— 
fihen Meinung über die vom Konige mitgetheilten 
Eröffnungen und Forderungen. 

Jedes Haus des Parlaments Fann theils felbft 
feine Verſammlungen, theils auf Begehren des Koͤ— 
nigs, eine kurze Zeit (auf einige Tage oder Wochen) 
ausfeßen (fi) vertagen — ajourniren ), wodurch 
die Sißung deffelben nicht beendige wird; allein dem 
Könige fteht es zu, beide Häufer zu prorogiren 
(die Deko derfelben auf längere Zeit auszu— 
feßen, und dadurch die Sißungen zu beendigen, 
und die unvollendeten Bills unwirkfam zu machen), 
und zu Diffolviren, indem er dem Parlamente 
ankündigen läßt, daß es gefchloffen fey, und daß - 
deffen Mitglieder in ihre Heimath zurüdkehren koͤnnen. 
Dies Eann gefcheben, bevor die Zeit von 7 Jahren 
abgelaufen ift, über welche hinaus Fein Parlament 
dauern darf; allein ver Konig wird felten von diefem 
Kechte Gebrauch machen, weil alle Gelver nur auf 
Ein Jahr bewilliget werden, und weil diefelben 
Andividuen zumneuen Parlamente wieder 
gewählt werden koͤnnen, welhe Mitglieder des 
aufgelöfeten waren. Nach der Verfaffung muß das 
Parlament wenigftens aller drei Jahre verfanmelt, 
oder Das prorogirte wieder fortgefeßt werben, 

Uebrigens hat das Oberhaus das ausfchlies 
ende Recht, Gericht zu halten über alle feine Mit— 
glieder, und über die Mitglieder des Unterhaufes, fo 
wie ber die, welche das Unterhaus in Anklageftand 
verfeßt. Dagegen Fann jedes einzelne — des 
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Parlaments von Dem Haufe beftraft werden, in wel- 
chem: es etwas Gtrafbares gefagt oder. gethan hat. 
Die Strafe felbft befteht entweder in einem Verweiſe, 
oder im Gefaͤngniſſe, oder in voͤlliger Ausſtoßung aus 
dem Hauſe; doch iſt jedes Mitglied des Parlaments 
blos fuͤr das dem Parlamente verantwortlich, 
was es in der Mitte des Hauſes geſagt oder ge— 
than hat. 

Die Redner in beiden Haͤuſern reden blos 
den Sprecher an, und bezeichnen die Perſonen, denen 
ſie antworten, oder die ſie angreifen, nie nament— 
lich; ſelbſt de Name des Koͤnigs wird nie von 
einem Parlamentsgliede genannt *). Kein Redner 
darf unterbrochen werden; Doch wird er von ‘dem 
Sprecher, oder auch von andern Mitgliedern zur 
Drdnung gerufen, wenn er entweder von dem 
Haupfgegenftande fich entfernt, oder Perfonlichkeiten 
fich erlaubt, oder ven König, das Parlament und die 
Staatsverfaffung angreift. Bei größern Vergehen 
diefer Art Fann der Sprecher dem Schuldigen befeh: 
len, fußfällig um Verzeihung zu bitten; auch darf er 
ihn. nach dem Tower ſenden. Bei der Ausflogung 
aus der Verfammlung aber muß das ganze Haus 
entfcheiden. 

Die Sitzungen des Parlaments waren, nach 
den altern Geſetzen, geheim; fie find aber, nach einem 
langen Herkommen, öffentlich, fo wie alle Stim— 
men oͤffenthich abgegeben werden. Don den Gal— 
lerieen ift Das weibliche Gefchlecht ausgefchloffen; auch 
fonnen, unter dringenden Umftänden, alle Zuhörer 
entfernt, und die Sigungen in gefchloffene ver: 
wandelt ‚werden, Die Verhandlungen des Parlas 


*) de Lolme, ©. 253. 
18 
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ments ſollen, nach den alten Geſetzen, nicht gedruckt 
werden; allein dieſe Geſetze ruhen bereits ſeit der 
Regierung Georgs des erſten. 


26. 
Sortfeßung. 


Der König ift Repräfentant ver vollziehen: 
den Gewalt, doch mit einem beftimmten und we: 
fentlichen Antheile an der gefeßgebenden Ge— 
walt. Er übt gemeinfchaftlich mit den beiden 
Häufern des Parlaments das Recht der Öefeßgebung ; 
denn Fein Befchluß des. Parlaments hat Guͤltigkeit 
ohne Einwilligung und Beftätigung des Koͤnigs. 
Das Recht aber, auf etwas anzutragen (eine Bill 
— dh. einen Gefeßentwurf — einzubringen), 
fteht nicht nur dem Konige und beiden Haͤuſern des 
Parlaments, fondern felbft jedem einzelnen Mit 
gliede beider Häufer zu. Die Bills find offen t- 
liche, wenn ihr Öegenftand den ganzen Staat, und 
Privarbills, wenn ihr Gegenftand nur Indivi— 
duen betrifft. Jeder auf diefe Weiſe gemachte Anz 
frag darf nicht blos mündlich, fondern er muß durch 
einen fchriftlichen Aufſatz geſchehen, in welchem 
der Antrag nach feinen Gründen motivirt wird. Nach 
der erften DVerlefung deſſelben, wird er, fofern er 
nicht fogleich verworfen wird, nach einigen Tagen 
zum zweifen= und zum dristenmale verlefen, und 
dann darüber abgeftimmt. Erſt nach dem | zweiten 
Derlefen darf darüber verhandelt werben, fo daß 
einzelne Mitglieder als Redner fiir und wider den- 
felben auftreten, Die, von ihrem Sitze aus, ans 
dem Stegreif e fprechen, weil das Ablefen nieder: 
gefchriebener Reden unterfage iſt. Bei wichtigen 
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Bills wird ein Ausſchuß von folhen Mitgliedern 
ernannt ‚welche von dem vorgetragenen Gegenftande 
nähere Kenntniffe haben. Gie erftatten Bericht 
barüber, bevor die. Abftimmung erfolge, — Ent⸗ 
ſcheidet die Mehrheit der, Stimmen im Unferhaufe 
für ven Antrag, entweder nach: feinem "ganzen In— 
halte, oder mit einigen aufzunehmenden Abanderuns 
gen; fo geht die Bill an das Oberhaus. Paflirf 
fie bier nicht; fo wird fie entweder unbedingt verwor: 
fen, oder man beabfichtigt Die Abänderung einzelner 
Steffen. Im erſten Falle ift die Bill verloren ;; im 
zweiten verfucht man einen fogenannten Zufammen: 
feite durch Ausfchüffe von beiden Häufern in 
einem befondern Zimmer, um mit dem Unuterhauſe 
eine Lebereinkunft zu: treffen. 

Allein der erfte Antrag kann eben fo gut im 
Dberhaufe gefchehen, worauf dann die Bill auf Die 
felbe Weife dem Unterhaufe mitgerheilt wird. . Nur 
die Bills in Betreff der Peerſchaft müffen zuerft dem 
Oberhauſe, Dagegen Die Bills für Die Geldbewilli— 
gungen (die fogenannten Subſidienbills) müffen 
zunächft dem Unterhauſe vorgelegt werden, nach 
deren Genehmigung "von demfelben das Oberhaus 
diefe Bill entweder unbedingt verwerfen, oder 
ohne Abänderung annehmen muß, Darin, und 
daß das Unterhaus die Steuern felbft auf Koften ver 
großen Majvratsbefiger bewilligt, liegt das poli- 
tifhe Öewicht des Haufes der Gemeinen *). — 
—* —— zu Geſetzen, welche der Koͤnig dem 





Das Oberhaus kann die vom Unterhauſe angenommenen. 
‚Sinanzvorfchläge verwerfen, nicht aber verändern; da— 
gegen ift eine vom te verworfene Finanzbill fuͤr 
immer verworfen. 
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Parlamente vorlegen läßt, gefchebeu durch einen der 
Minifter. — Hat, nach dem Ausdrude des Parla- 
ments, eine Bill beide Häufer paſſirt; ſo wird der 
König um Die Beſtaͤtigung derfelben erſucht Nur 
in hoͤchſt ſeltenen Faͤllen verweigert er dieſelbe mit 
dem jchonenden } Ausdrude: der König wird fich wei- 
ter bedenken. An den meiften Fällen erfolgt die Ber 
ftätigung, ‚gewöhnlich von mehrern Bills zugleich , bei 
einer foͤrmlichen Erfcheinung des Königs im Iber: 
hauſe. Nach diefer Beftätigung heißt die Bil-P ars 
lamentsfchluß (Act of Parliament), und erhält 
gefegliche Kraft. Zu den Eigenthümlichkeiten ver 
koͤniglichen Beſtaͤtigung oder Verweigerung gehoͤrt es, 
daß fie in franzoͤſiſcher Sprachergefchieht, eine 
Sitte, die aus der Zeit ber normännifchen Könige 
berftanımt * 

m ——* des Königs werden alle Gefeße be⸗ 
kannt gemacht und vollzogen. Erı hat Das Recht, 
Berordnungen zu erlaffen , die entweder ihren 
Grund in den ſchon vorhandenen Gefegen haben, oder 
als eine Folge der in feinen Händen ruhenden voll- 
ziehenden Gewalt anzufehen find; allein in Hinficht 
der Ertheilung von Privilegien iſt die Macht des 
Königs fehr beſchraͤnkt. Erernenntaberzu allen Hofz, 
Staats=, Civil- und Militairämtern; ihm fteht das 
Kecht der Standeserhöhungen zin — Seine Würbe 
ift erblich, ſelbſt in der * er ee 





*) Die eönigliche Befätigun g einer öffentlichen Sit * 
le xoi le veut; einer Privatbill: soit fait comme 
il est desir&s einer -Subfidienbill: le roilremercie 
ses loyaux sujets, accepte leur, benevolence, 
et aussı le veut. Die Veweigeru ng lautet: le 
rol s’avisera. $ an 
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fchaft: Er befigt die Majeftät, und ift heilig, uns 
verleßlich, unverantwortlich. Eine Verlegung 
der Verfaffung von ihm ift niche denkbar, fondern 
kommt auf die Rechnung der von ihm ernannten ver: 
antwortlichen Minifter, neben welchen auch alle 
übrige Staatsbeamte verantwortlich find, ohne 
mit den Vorwande höherer Befehle fich decken zu 
dürfen. Des Konigs Jahreseinfünfte werden, bei 
der Unbedeutenheit der Domainen, durch eine Civil: 
Lifte beſtimmt. Ihm fieht das Neche zu, alle Ge— 
fandtfchaften im Auslande zu ernennen, mit den 
auswärtigen Mächten zu unterbandeln, Krieg 
anzufündigen und Frieden zu ſchließen. 
Doc ift er in allen diefen Beziehungen von den 
Öeldvbewilligungen des Parlaments ab- 


haͤngig. 
27. 
co) Ergebniffe 


Aus dieſen Grundbeftimmungen des politifchen 
Charakters der brittiſchen Verfaſſung gehen folgende 
Ergebniſſe hervor: 

daß dieſe Verfaſſung zwar auf ſchriftlichen Ur— 
kunden, mithin auf einem Vertrage zwiſchen dem Re— 
genten und dem Volke, nicht aber auf einer einzigen, 
alle Regenten= und Bolksrechte gleichmäßig beſtim⸗ 
menden, Urkunde beruht; 
daß vielmehr die brittiſche Berfaffung all- 

maͤhlig durch vie Praris fortgebildet, und 

erft feit der Thronbefteigung Wilhelms des Draniers 
zu ihrer gegenwärtigen politischen Geſtalt ausgeprägt 
‚worden iſt; 

daß, nach derſelben, die Perſon des Koͤnigs 
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heilig und umverleglich, feine Macht ı * be: 
fchränft, und daß nicht blos das Minifterium, 
fondern jeder Staatsbeamte für feine MWirkfankeit 
verantwortlich ift; 

daß der politifche Schwerpunet der Volksver⸗ 
tretung zunaͤchſt im Unterbaufe wubt; theils nach 
dem ihm, wie dem Oberhauſe, gemeinschaftlich mit 
dem Könige zuftehenden Antheite am der Geſetz— 
gebung; theils nach dem ihm awsfchließend zus 
kommenden Kechte, Die Beftenerung der geſamm— 
ten Nation zu bewilligen, und zwar, daß diefe Ber 
willigung jedesmal nur auf Ein Jahr gefchieht; 

daß dem Volke das Recht der Verſamm— 
lungen, und felbft das Recht des Widerftandes 
zuftehe *); und 

daß, obgleich die Leibeigenſchaft fihon 
längft in Großbritannien aufgehoben, und der Ueber- 
veft des Lehnsſyſtems, nach Frohnen und perfünlichen 
Dienftleiftungen, , ſehr gemilvert ift, dennoch das 
Lehnsſyſtem in mehrern Beziehungen fortdauert; 
daß die Volfsvertretung nicht eigentlich repräfentativ, 
“fondern zunächft ſtaͤnd iſch iftz daß der Bawern- 
ftand aus feiner eigenen Mitte garvnicht: vertreten 
wird; daß die drei vereinigten Konigreiche und Wales 
‚nicht nach. einem gemeinfchaftlichen und gleichmäßigen 
Örundfaße die Zahl ihrer Vertreter wählen, wenn 
gleich durchgehends dieſelbe Wahlform ſtatt finder; 
fo wie die Unvollfommenheiten der Berfaffung 
befonders in dem. fortdauernden Wahlrechte Eleiner 
und verfallener Marktfleden, in“ der: Beftechlichkeie 


*) Vergl. über die brittifhen Wolksverfammlungen, de 
Lolme, ©. 232 ff. — und über das Recht be Wider⸗ 
ſtandes, ebendaf. ©. 291 fl. 
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vieler Wähler , und in der fehlenden Vertretung meh- 
verer ‚großer und blübender Städte befteben, welche 
bei der ehemaligen Feftfeßung der wahlberechtigten 
Staͤdte und Flecken noch nicht beftanden. — Da 
uͤbrigens die brittiſche Verfaſſung, nach ihren An— 
faͤngen mit der magna charta, aus dem Mittelalter 
ſtammt; ſo iſt auch Die alte geographiſche Ein— 
theilung des Landes in Grafſchaften ugveraͤndent 
beibehalten worden. | 


28, 
Sortfegung. 


Die Freiheit der Preffe iſt ein Grund: 
gefeß Großbritanniens, und beruht: theils darauf, 
daß fein Richter und ‚Gerichtshof im Voraus von 
Schriften Kenatniß nehmen darf, welche zum Drucke 
beſtimmt ſind; theils daß alle Klagen uͤber Ver— 
letzung der Preßfreiheit nur durch Geſchworne entſchie— 
den werden koͤnnen. Durch dieſe Preßfreiheit ward in 
Großbritannien die oͤffentliche Meinung uͤber alle An— 
gelegenheiten des Volkslebens gebildet, die unver— 
meidliche Unzulaͤnglichkeit der Geſetze erſetzt, und 
jeder, welcher einen Be an der öffentlichen Macht 
‘hat, innerhalb der Schranken verfelben gehalten *). ı 
In Hinſicht der Eirchlichen Freiheit und der 
gleihen Berechtigung der Mitglieder aller chrift- 
lichen Bekenntniſſe zu den hoͤhern Staatsämtern und 
zudem Eintritte ins Parlament, enthaͤlt die brittifche 
Verfaſſung Befchränfungen ; welche in den neuenro= 
paͤiſchen Verfaſſungen der letzten dreißig Jahre bei— 
nahe durchgehends beſeitigt worden ſind. Allein dieſe 





*) So de Lolme, ©. 279 fi. 
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Erſcheinung hat ihren Grund in Den langen Reli⸗ 
gionskämpfen in England während des fechszehnten 
and ſiebenzehnten Jahrhunderts, in den Aumaßungen 
der damaligen roͤmiſchen Biſchoͤffe gegen die Regenten 
Englands, und in der entſchiedenen Hinneigung der 
Stuartiſchen Dynaſtie zum’ Katholicismng und zur 
willkührlichen Gewalt. Nur daraus läßt ſich das 
mehrmalige Mißlingen der verſuchten Emancipa— 
tion der Katholiken erklären; welche ſelbſt eine 
bedeutende Zahl ver Parlamentsglieder wiederhohle 
beabfichtigte. 

Dagegen, ift die Theilung den Gewalten 
eine beftinunte Eigenthuͤmlichkeit der brittijchen Vers 
faſſung. Die gefeggebende Gewalt fiehet dem 
Könige und Den beiden Häufern des Parlaments ges 
meinfchaftlich zu; die vollziehende Gewalt gehet 
unmittelbar von dem Konige ans, ohne irgend einen 
Antheil des Parlaments an derfelben ; "die richt er⸗ 
liche Gewalt endlich iſt vollig unabhaͤngig von dem 
Koͤnige und dem Parlamente, ob ſie vr. in dem 
Namen des Königs geuͤbt wird *). 

— Die Ordnungder Er bfetge: * * 
Throne ſtehet beiden Geſchlechtern zu, doch fo, daß, 
in der zur Regierung gelangten Linie, der‘ Manus⸗ 
ſtamm dem weiblichen, fo wie ber‘ weibliche Stamm 
der Altern Linie dem Mannsfamme der: jüngern vor⸗ 
gehet, in beiden Stämmen ‚aber das Recht der Erft- 
geburt entſcheidet. Außerdem. muß der, mit dem 
achtzehnten Jahre volljährige, Regent zur engliſchen 
Kirche gehören, und darf nicht an einer katholiſche 
-Öattin vermählt ſeyn. Doch koͤnnen der König und 
das Parlament ' gemeinschaftlich die. Succeſſionsord⸗ 


) de Lolme, ©. 34 ff. 
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nung verändern, und in zweifelhaften Fällen: 
entfcheiden. | 


29; « 
Pre u I. 


"Großbritannien hat fein allgemeines, das ganze 
birgerliche Leben umfihliegendes, Gefes bu ch. Es 
gelten aber: 1) ein ungefchriebenes oder ge: 
meines Recht (unwritten or common-law), 
gegründer auf uralte Gewohnheiten, welche zum 
Theile Ueberrefte der alten fachfifchen Geſetze find, 
und auf alte Parlamentsfihlüffe, "bald nach ven Zei: 
ten der normännifchen Eroberung; — 2 dasromi 
ſche Recht *), Doch nur in einigen Gerichtshofen 
und in einzelnen Fällen; auch wird e8 unten dem 
ungefchriebenen: Rechte, mit begriffen, weil es nut 
fo weit Gültigkeit hat, als es feit vielen Jahrhun— 
derten bereits im Gebrauche ift; — 3) das geſchrie— 
bene Recht (written or statute -Jaw) ‚oder: die 
Sammlungen ber verſchiedenen — — 


— Heben den großen Widerwillen des brittiſchen Abels und 
Volkes gegen die Einfuͤhrung des roͤmiſchen Rechts, 
ſelbſt zu der Zeit, wo die brittiſchen Geſetze noch in « 
ihrer Kindheit waren, vergl. de Lolme, ©. 86 ff. 
Dadurch gefchah es, daß das roͤmiſche Recht, auf die 
Hochſchulen und Kloͤſter ſich befchränfen mußte, und 
nur in fehr wenigen einzelnen Fällen angewandt wird. 
„Noch jest Schreiben die engliſchen Rechts— 
lehver die Freiheit, deven die Engländer 
fi erfreuen, und welche andere Nationen 
niht kennen, dem Umftande zu, daß fie 
das von diefen angenommene vrömifde 
Recht verworfen haben.” Go wörtlih de 
Lolme, ©. 198. ar rd 
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(Stätuten), deren Urſchriften, beſonders ſeit der 
Regierungszeit Eduards 3, ſorgfaͤltig aufbewahrt wer— 
den. — In Hinſicht der Gerechtigkeitspflege 
gilt die woͤrtliche e Auslegung der Geſetze in den | 
verfchiedenen Öerichten und Inſtanzen. Die meiften 
unbedeutenden und Eleinern Kechtsftreite werden ent= 
weder won den Friedensrichtern, oder von den 
Sheriffg, den Friedensrichtern ganzer Provinzen, 
mit Zuziehung der Friedensrichter, und imden Staͤd⸗ 
fen von dem Mayor, welcher in denfelben die Stelle 
eines Sheriffs vertritt, geſchlichtet. Selbſt die zwolf 
Dberrichter des Reiches find zugleich obetfte Frie: 
dengrichter für das ganze fand. Die Tortur ift 
laͤngſt abgefchaffe: Die Geſchwornen entſcheiden 
ſowohl uͤber die Thatſache, als auch uͤber die Straf: 
barkeit des Vergehens. Sie ſind der Stuͤtzpunct der 
buͤrgerlichen Freiheit in der oͤffentlichen Meinung des 
Volkes *). — Der König uͤbt das Begna di— 
gungsrecht, oft ſelbſt auf die Fuͤrſprache der Ge: 
ſchwornen; doch kann es nie angewandt werden, umt . 
eine angebrachte Klage aufzuheben. 

Die Polizei wird in den einzelnen Orten, * 
ſonders auf dem Lande, durch die Friedensrichter, in 
ven: Städten. durch den Mayor, und in den Graf: 
ſchaften durch den Sheriff, mit Zuziehung der Con— 
ftabfen, ‚verwaltet; doch beftehen für beſondere Poli- 
geigegenftänne auch befondere Einrichtungen. 

Dis auf wenige Handelszweige, welche durch 
"Parlamentsacten. gewiffen Sefellfchaften ansschliegend 
überlaffen worden find, ift ver’ Handel allen brit- 
tiſchen Staatsbürgern, auf dem Sande und in ven 
Staͤdten, frei gegeben. Die Stuͤtzpuncte deffelben 








*) Berl. de Lolme, ©. 159 ff. 
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find: die Navigationsacte, nach welcher Fein 
fremdes Schiff Erzeugniffe und Manufacturgegen- 
ftände andrer Staaten nach England bringen, und 
von da NRückfracht nehmen darf; und das Geſetz, 
nach welchem jeder Fremde, ver nicht in England 
naturaliſirt ift, das Doppelte aller fir den Einge— 
bohrnen feftgefegten Handelsabgaben entrichten muß. 

In Hinfiche des Finanzwefens hat zwar dag 
Unterhaus des Parlaments. das Steuerbewilligungs: 
recht, und alfo das Recht, die. Nothwendigkeit ver 
von den Miniftern verlangten Summen und das 
Budger zu prüfen, die fehon beftehenden Steuern 
von neuem zu bewilligen, oder zu erhöhen, oder neue 
Abgaben zu fliften, fo wie das Recht der Auffiche 
über die bewilligten Summen und über alle Staats 
rechnungen (mit alleiniger Ausnahme der Civilliſte), 


welche ihm (feit 1689) durch den Lordkanzler vorges 
legt werden müffen; das Parlament führt aber nicht, 


felbft vie Kaffenverwaltung. Es werden vielmehr 
die von beiden Häufern bewilligten Steuern durch die 
angeftellten Sinanzbeamten erhoben, und von dieſen 
an die Fonigliche Schatzkammer eingefande, welche, 
unter dem Vorſitze des Sordfanzlers, von Commiffa- 
rien verwaltet, und aus welcyer jede einzelne Zahlung 
geleiſtet wird. 

An Beziehung auf die bewaffnete Made 


betrachten es vie Britten als eine Hauptftüße ihrer 


öffentlichen Freiheit, daß der König, ohne Zuſtim— 
mung des Parlaments, außer zwei leibcompagnieen, 
in Sriedengzeiten kein ſtehendes Heer halten 
darf. Deshalb wird ihm auch nur jedesmal auf ein 
Jahr, durch Die mutiny bill, das Halten und die 
Befoldung einer ftehenden Heeresmafje zugeftanven ; 
denn ohne die jedesmalige jährliche Erneuerung diefer 


— 
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Bill würden die geworbenen Truppen factifch ihres 
Dienftes entlaffen feyn *). In Großbritannien beruht 
nämlich die Vertheidigung des Landes und die Auf: 
rechthaltung der Ordnung und Sicherheit im Innern 
auf der Tandmiliz, welche (feit 1757) fo geftaltet 
ift, daß in jeder Öraffchaft eine beftimmte Anzahl 
Einwohner auf fünf Jahre zum Dienfte durchs Loos 
erwählt, zu gewiſſen Zeiten in den Waffen geübt, 
und von dem Lordlieutenant der Öraffchaft, welchen 
der König ernennt, befehlige wird, Diefe Sand» 
miliz wird aber in der Kegel nur innerhalb ihrer 
Sraffchaft, und blos bei einem entftandenen Auf: 
ruhre im, ganzen Konigreiche, nie aber außerhalb des 
Keiches gebraucht; auch wird fie blos, wenn: fie 
wirklich im Dienfte ift, befolder und nach den Kriegs— 
gefeßen behandelt, | 

Zur Würdigung der brittifchen DBerfaffung ge: 

hören folgende Schriften: \. Ä | 

Montesquieu, espritdesloix, L.XI. Chap. 6. 
de la constitution d’Angleterre. 

(Ramsay,) an essay on the constitution of 
England. Ed.2. London, 41766. 8. — Teutfd: 
Verſuch über die Conftitution von England. Aus dem 
Engl. des Herru Namfay überfest. Frankf. und Leipz. 
1767. 8 | 

J. L.de Lolme, the constitution ofEngland; 
or an account of the english Government; in 
which it is compared both with the republican 
form of Government, and the other monarchies 
in Europa. A new edition, with supplemental 
notes, and a preface biographical and critical. 
Lond. 1816. 8. — (Diefes Wert eines Genfer 
Nechtsgelehrten erfchien zuerft 1771 in franzöfifcher 
Sprache; dann feit 1775 in mehren Auflagen in 





*) be Lolme, ©. 853 ff. 
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venglifher Sprache, und fand in Großbritannien eine 
hoͤchſt günftige Aufnahme „ felbft vom Lord Cheſterfield, 
Camden, Chatam ꝛc.). — Zeutf ch: Die Staats; 
verfaſſung von England, von J. L. de Lolme. Aus 
dem Engl. mit einigen Anmerkungen begleitet. Leipzig, 
1776. 8. und, nach der neueſten engliſchen Ausgabe 
vom J. 1816, in einer zweiten teutſchen Ueber— 
fegung, unter dem Titel?! Die Verfaſſung von England, | 
dargeftellt, und mit der republikaniſchen Form und mit 
andern europälfchen Monarchieen verglichen, von 5. L. 
de Lolme. Mit Vorrede von 5. C. Dahamann. 
Altona, 1819. 8. 

Heinr. Chſtph. Albrecht, Unterſuchungen über die 
englifhe Staatsverfaffung. 2 Theile. Lübeck und Leipz. 
rg 

v. Martens, Abriß des Staatsrechts der vors 
—** europaͤiſchen Stagten. Ir Thl. Aſte Abtheil. 
©. 138 ff.; — womit, in Hinſicht der großbritannis 
ſchen Reichsgrundgeſetze, deſſelben Sammlung der 
wichtigſten Reichsgrundgeſetze, Th. 4, ©. 707 ff. zu 
vergleichen iſt. 

Theod. —— Staatsverfaſſung Großbritanniens. 
Halle, 1806. 8. 

8. Freih, v. Binde, Darftellung der innern Vers 
waltung Großbritanniens. Herausgegeben von B. ©. 
Si Berl. 1816. 8. 

.Millar, hiſtoriſche Entwicelung der englifchen 
— Aus dem Engliſchen (von K. Ernſt 

Schmid). 3 Theile. Jena, 1819 f. 8. | 

Ueber die Verfaffung von England, und die haupts 
fächligten Veränderungen, welche fie, dem Wefen und 
der Form nach, feit ihrem Urfprunge bis auf unfte 
Tage erlitten hat. Mit einigen Bemerkungen über bie 
alte Verfaffung von Franfreih. Aus dem Franz. von 
% Srafen von Voß. Berl. 1821. & 

Beſchorner, Grundzüge eines Gemeinweſens; Be⸗ 
leuchtung der engliſchen Staatsverfaſſung, und allges 
meine Bemerkungen uͤber England und die Englaͤnder. 
1r Band in 2 Theilen. In Bds. erſter Theil. Leipz. 
1821. 8. (Falk ſagt darüber in der Vorrede zu 
Th.-1 von der Ueberſetzung des Bladfione’s Handb. 
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des enal. Rechts, S. V: „Das Buch feheint nur in 
der Abficht gefchrieben zu. feyn, damit, wenn die Heilig: 
fpredyung Englands verfucht. werden follte, ber. advoca- 
tus diaboli nicht. fehlen moͤge.“) 

Sohn Ruffel, Geſchichte der engliſchen ng 
und Verfaſſung von Heinrichs 7 Regierung an bis 
auf die neuefte Zeit. Aus dem Engl. nad) der zweiten 
bedeutend vermehrten Ausgabe. überfeßt von D. P. L. 
Kris. Leipz. 18%. 8, | 

v. Stael; Holfein, über die Verfaffung, 
Verwaltung und den politifchen Gemeingeift Englands, | 
Aus dem Franz. von D. K. Herm. Scheidler. , Sena, 
1825. 8. 

Geo. Philipps, englifche Reichs- und Rechtsge— 
fchichte feit der Ankunft der Normannen im J. 1066 
nad, Ehrifti Geburt. IH. 1. Berlin, 1827, 8. 

Seo. Cuſtance, gedrängte Darftellung der englifchen 
Staatsverfafung. Aus dem Engl. nad) der dritten Auss 
gabe in das Teurfche uͤberſetzt. Braunfchw. 1827, 8. 

Außerdem: Budyholz, über die englifche Berk: 
faffung, im Sournale Teutſchland, 1819. July, 

— Euro» Annalen, 1815, Th. 1. ©. 391. — 

Hermes, St. XII. S. 17 f. — Murhards 

polit. Annalen, Sr Br 48 Heft. — Onpofi tions⸗ 

blatt, 1818, N. 40. ©. 316. — befonders aber 
die beiden bereits Cin der Staatsfunft, Th.1, 
©. 412) angeführten Werke von Bentham (Taktik, 
oder Theorie des Gefchäftsganges in. deliberirenden 

DVolksftändeverfammlungen, Erlangen, 1817, 8) und 

Sefferfon (Handb. des Parlamentarrechts, Berl. 

1819, 8.) 


30, | 
2) Nordamerikanifcher Bundesſtaat. 
a) Gefchichtlihe Einleitung in die Entftehung und 
Fortbildung der nordamerifanifchen Verfaffung. 


- Bald nach Coloms Landung auf den Antillen im 
Sahre 1492 wurden die Küftenländer Nordamerika’s, 
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namentlih Newfoundland von Dritten, lo: 
vida von Spaniern, und Canada von Franzofen 
entdeckt; allein ext feit der Negierung der Konigin 
Elifaberh von England ward, als Kolonie, Vir— 
ginien, und unter ihrem Nachfolger Sacob 1 
Pennfplvanien von Dritten, fo wie (1608) 
Duebed von Franzofen begründet, Selbft Nie: 
derländer fiedelten fich (1615) an der Mündung 
des Hudfonsfluffes an. Sie vertrieben in der Folge 
die Schweden (1655) von da, die mit derfelben 
Abfiche der Anfiedelung an den nordamerifanifchen 
Küften erfchienen, wurden aber bald darauf (1664) 
felbft aus Neubelgien von den Dritten verdrängt, 
welche dieſe Kolonieen (Hort Amfterdam und Fort 
Drange) in die Provinzen New- 2) or£ und New— 
Jerſey umwandelten. 

Wenn alſo auch die Bewohner der nordameri— 
kaniſchen Kolonieen aus mehrern europaͤiſchen Voͤl— 
kern zuſammenſchmolzen; ſo behaupteten doch bald die 
Britten das politiſche Uebergewicht in jenen Gegen— 
den. Beſonders ſchmaͤlerte der Friede zu Utrecht 
vom Jahre 1713 durch die Abtretung Akadiens 
(Neuſchottlands), noch mehr aber der Friede zu 
Verſailles vom Jahre 1763 die franzoͤſiſchen und 
ſpaniſchen Beſitzungen in Nordamerika, ſeit Canada, 
Cap Breton und Florida an England uͤberlaſſen 
worden waren. 

Obgleich alle dieſe Kolonieen ſeit der Zeit ihrer 
Begruͤndung im Ganzen bedeutende Freiheiten und 
Vorrechte Durch ſogenannte Charten genoffen, 
deren ſie auch zu ihrem Aufbluͤhen bedurften; ſo hat⸗ 
ten doch durch koͤnigliche Sreiheitshriefe (von 
Karl?) Rhode-Island (1663) und Connecti- 
cut (167%) unter Auen brittifchen Kolonieen die groͤß— 

St. W. ꝛie Aufl. 12 
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ten Vorrechte, weshalb auch beide, nach der errunge— 
nen Selbſtſtaͤndigkeit im Jahre 1783, auf dieſe Frei— 
heitsbriefe ihre neue Staatsverfaſſung gruͤndeten. 
Uebrigens ward der Druck der brittiſchen Naviga— 
tionsacte in Nordamerika fo lange weniger gefühlt, 
als die eigenen Erzeugniffe der Kolonieen noch nicht 
fo bedeutend fich vermehrten, daß fie in Großbritan- 
nien allein nicht mehr abgeſetzt werden Fonnten, über: 
haupt fo lange die mildern Örundfäße von Seiten der 
brittifchen Regierung beibehalten wurden, welche der 
in einem Handelsftaate erzogene und gebildete Wil— 
beim 3 (1689) in Hinficht der Kolonieen auf den 
brittifchen Thron mitgebracht hatte. | 

Als aber Großbritannien, nach dem PVerfailler 
Frieden, feit 1765, um die<altbrittifchen und die neu⸗ 
erworbenen Kolonieen beſſer für das Mutterland zu 
benutzen, ein höheres Beſteuerungsſyſtem in denfelben 
verfuchte; da regte fich der Geift der Unzufriedenheit 
in den Kolonieen, der, bei der wechfelnden Politik der 
brittifchen Minifter in Hinficht der Kolonieen, und 
bei der Bejchränfung ihres Handels mit dem Aus— 
Lande, immer höher gefteigert, und felbft von der Oppo= 
fifion im brittifchen Parlamente gebillige ward, 

Die mehrjährigen Zwifte der Kolonieen mit dem 
Mutterlande gingen im Jahre 1774 in Thätlichkeiten 
über, und bewirkten, daß (4. Sul. 1776) dreizehn 
Provinzen — Newbampfhire, Maflachufetts, 
Rhode = Island, Komnecticut, New = Vorf, New: 
Serfen, Pennfplvanien, Delaware, Maryland, Vir— 
ginien, Georgien, Nordcarolina und Südcarolina — 
für unabhängig fich erflärten. Auch gaben diefe 
Provinzen fich allmählig, auf die Unterlagen ihrer bis— 
berigen Verfaffungs= und DBerwaltungsformen, be= 
fondere Verfaffungen, | 


— 
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Der Eräftige Geift der nach vepublifanifcher 
Gelbfiftändigkeit ftrebenden Kolonieen ; die befonnene 
und unfichtige Seitung ihres Kampfes Durch den gro= 
Gen Washington; die Unterftüßung, welche fie 
von Frankreich und Spanien — aus verjährter Eifer: 
fucht auf Großbritannien — erhielten, nachdem beide 
Mächte (ohne Ahnung der Folgen diefes Schrirtes für 
ihre eigenen amerifanifchen Kolonieen) bereits im J. 
1778 die Unabhängigkeit der vereinigten Staaten an— 

erkannt hatten; die Fehler der brittifchen, nach Ame— 
rika gefandten, Öenerale, fo wie die politifchen Miß- 
griffe der brittiſchen Minifter während des fiebenjähri- 
gen Kampfes, bewirften (1783) im Frieden zu Paris 
die Anerkennung der Unabhängigkeit der 
13-vereinigten Provinzen von Seiten 
Öroßbritanniens. 


31. 
Seattle s un. 


Mach Diefer errungenen Selbſtſtaͤndigkeit be— 
durfte der nordamerifanifche Bundesftaat einer 
gemeinfamen Derfaffung, weilder Congreß 
bis dahin nur der Mittelpunct für die diplomatifchen 
DVerhältniffe mit dem Auslande gewefen, die politi= 
fche Einheit des gefammten Bundesftaates aber noch 
nicht geftaltet, fondern blos von jedem einzelnen 
Staate feine innere Form verfaffungsmäßig begrün- 
Det und ausgeprägt worden war, — 

Derichieden von dieſen befondern DBerfaf- 
fungsurfunden der einzelnen Staaten, erfchien daher 
am 17. Sept. 1787 vie allgemeine Verfaffung 

der norbamerifanifchen Staaten,’ durch welche vie 


einzelnen Staaten ihrer Oouverainetät in allen 
: 127 
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den Fällen entfagten, welche die Außer politi- 
ſchen Verhältniffe betrafen, und Diefelbe auch in meh— 
rern wichtigen Öegenftänden der innern Regierung 
beſchraͤukten, indem fie die leitung des Ganzen einer 
Unionsregierung in zweien Kammern, mit 
einem, auf vier Jahre gewählten und mit der voll 
ziehenden Gewalt bekleideten, Praͤſidenten über: 
trugen. 


Viel war in diefer allgemeinen Verfaffung des 
neuen Bundesftaates der brittifchen Verfaſſung nachge— 
bildet, befonders in Beziehung auf die Theilung der 
gefeßgebenden, vollziehenden und richterlichen. Ge— 
walt; allein Mebreres geftaltete fich auch auf ameri- 
Fanifchem Boden unter ortlichen und zeitgemäßen 
neuen Formen, Vieles mußte, wegen des repu— 
blikanifchen und wegen des foderativen Cha— 
rafters der vereinigten Staaten, ein ganz anderes Ge— 
präge erhalten, als auf den brittifchen Inſeln. Nicht 
richtig wird der politifche Charakter der Bundesver- 
fafjung als demokratiſch bezeichnet, er iſt viel- 
mehr repräfentativ. Dies gilt eben fo von der 
Foderalregierung des Ganzen, wie von den Special- 
regierungen der einzelnen Provinzen, weil die ſou— 
veraine Gewalt zwar dem Volke beigelegt, nicht 
aber durch dafjelbe unmittelbar, fondern Durch 
Uebertragung ausgeübt wird. Als nachtheilig 
ward es in neuerer Zeit betrachtet, daß theils die 
‚zweite Kammer des Congreſſes zu drei DViertheilen 
aus Advocaten beftand, theils auch in der Gefeßge- 
bungsbehörde der einzelnen Staaten meiftens Advoca— 
ten fißen, 


Entfchieden war es von großem Einfluffe auf die 
DBefeftigung des neuen politifchen Charakters des nord⸗ 


s 
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amerifanifchen Bundesftaates, Daß der Begrinder, 
Vertheidiger und Netter dieſes Freiftaates, Wa s- 
hington, zwoͤlf Sabre hindurch nach erfämpfter 
Unabhängigkeit und Gelbftftändigkeit, alg Dreimal 
auf vier Jahre gewaͤhlter Prafivent an der Spiße def- 
felben ftand, bis er im hoͤhern Alter (1797) ins Pri- 
vatleben ſich zuruͤckzog, und mit der Achtung zweier 


Erdtheile (4799) ſtarb. 


Da uͤbrigens in der Geſammtverfaſſung des 
Bundesſtaates keine beſtimmte Zahl der einzel— 
nen, zu ihm gehoͤrenden, Staaten feſtgeſetzt worden 
iſt; ſo hat der Congreß das Recht, diejenigen einzel— 
nen Gebiete als ſelbſtſtaͤndige Staaten in die Mitte 


der bereits beſtehenden aufzunehmen, welche die des— 
halb feſtgeſetzte Bevoͤlkerungszahl erreicht haben. Es 


giebt naͤmlich drei Abſtufungen, nach welchen die ſo— 
genannten Territoria allmaͤhlig zur Selbſtſtaͤndig— 
keit eines beſondern Staates in der Union gelangen. 
Der erſte Schritt dazu iſt die Errichtung einer 
Landregierung (territorial government); ver 
zweite, fobald dem von Congreffe ernannten Gou— 
verneur des Gebietes eine Bolfsverfammlung 
zur Ceite trift. Bis dies geſchieht, hat der Statt— 
halter, nebft den Richtern des oberften Gerichtshofes, 
die gefeßgebende Macht; dann aber geht vdiefe 
auf Die Volfsverfammlung über, welche, wenn der wer- 
dende Staat bis auf 5000 weiße freie Männer ange— 
wachen ift, hochftens aus neun gewählten Repraͤſen— 
tanten beftehen kann. Der dritte Schritt ift erft möge 
lich, wenn Die Zahl der freien Männer, über 25 Sahre 
alt, bis auf 60,000 geftiegen ift. Diefe Bevoͤlke— 
rungszahl berechtigt theils zur Aufnahme in die Union 
als befonderer Staat; theils ſich, als folchen, 
eine eigene Verfaffung zu geben, und in der 
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Mitte des Staates eine felbftftändige Regierung def- 
felben (state government) zu bilden, 

Unter diefen Bedingungen find bereits feit 1783 
zwölf neue Staaten in den allgemeinen Bund aufges 
nommen worden: Vermont, Zenneffee, Ken: 
tun, Ohio, lonifiana, Indiana, Miſſi— 
fippi, Illinois, Maine, Alabama, Mif- 
fouri und Michigan. Außerdem beftehen noch 
fünf Territoria: das Nordweft-Gebiet, Ars 
Fanfas, Miffouri, Dregan und Florida, 
welche, bei höher fteigender Bevölkerung, das Recht - 
der Selbfiftändigkeit ebenfalls geltend machen wer= 
den. Der Diftriet Columbia, mit der Kongreß: 
ſtadt Washington, gerheilt in zwei Grafſchaften, ges 
hört zu Eeinem einzelnen Staate, fteht aber unter 
dem befondern Schuße der Union, — Kein Staat 
der neuern Zeit hat verhältnißmäßig fo fehnell feine 
Gefammtbevölferung fteigen ſehen, wie der nordame— 
rifanifche Bundesftaat, welche im Jahre 1783 etwas 
über 2 Millionen Menfchen betrug, und jetzt, mit 
Einſchluß von ungefähr 400,000 Indianern, auf 
mehr als 10 Millionen Einwohner angewachfen ift. 
Diefe wichtige politifche Erſcheinung wird erflärbar, 
theils aus der großen Fruchtbarkeit des früher noch 
wenig angebauten Bodens; theils aus der Einwan— 
derung vieler faufend Europäer; theils aus dem ſeit 
den Zeiten des franzofifchen Nevolutionsfrieges bes 
deufend erweiterten auswärtigen Handel; theils aus 
der zweckmaͤßigen Geftaltung der DVerfaffungs= und 
Verwaltungsformen ver einzelnen Staaten, fo wie 
des gefammten Bundesftaates: theils aus ver 
glücklichen Wahl ausgezeichneter, umfichtiger, uns 
eigennüßiger und Eräftiger Männer zur Würde’ des 
Praͤſidenten. 


On 
wo 
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39, 


Berhältniß der VBerfaffungen der einzel: 
nen Staaten zu der Öefammtverfaffung 
des Dundes, 


— - A 

Jeder einzelne Staat hat feine befondere gefeß- 
gebende, vollziehende und richterliche Gewalt, wovon 
die beiden erften in einzelnen Staaten nach verfchie- 
denen Anfichten und Grundſaͤtzen geftaltet worden 
find. Jeder Staat ordnete feine innere Regierung 
und Polizei nach ortlihen DVerhältniffen, wozu von 
den Kepräfentanten die nöthigen Steuern bewilliget 
werden, Die aber nur auf eine Weife erhoben werden 
dürfen, wodurch Fein andrer Staat indirect mitbe- 
ſteuert wird, Deshalb darf fein Staat, ohne Zus 
ftimmung des Congreffes, die Aus = und Einfuhr mit. 
Abgaben und Zöllen belegen. Er darf Fein Geld 
münzen, Fein Papiergeld ausgeben, Feine befondern 
Unterhandlungen mit andern Staaten eingehen u. ſ. w. 
Die allgemeine Befhagung aller Staaten geht vom. 
Congreſſe aus, welcher gleichfalls über Handel, Münze, 
Maaße, Gewicht, über Einwanderung und Einbür: 
gerung ver Ausländer allgemeine Beftimmungen er- 
läßt. Zwar beſitzt jeder einzelne Staat die höchfte 
Gerichtsbarkeit in bürgerlichen und Straffachen ; allein 
die richterliche Gewalt der Untonsregierung entfcheidet 
nicht nur über die Streitigkeiten der einzelnen Staa— 
ten, fondern auch der Bürger verfchiedener Staaten, 
über alle Admiralitaͤts- und Seehändel, und über alle 
Vergehungen gegen die vereinigten Staaten. Ein jeder 
einzelner Staat ift daher ein abbängiger Theil 
des Bundesftaates, welcher laber eine befondere ge= 
feßgebende, vollziehende und richterliche Gewalt beſitzt, 
die zufammen nur fo viel Mache in fich vereiniger, als 
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‘ erfordert wird, die Orditung, Eicherheit, Ruhe und 
Wohlfahrt des einzelnen Staates zu erhalten und zu 
befördern, ohne dadurch Die Nechte des gefammten 
Bundes zu beeinträchtigen *). 

. 


*) Die Verfaffungen der erften 13, und der beiden zunächft 
darauf in den Bund aufgenommenen Staaten (Ber: 
mont und Kentucy) ſtehen im vierten Theile 
der Leberfekung von Dav. Ramſay's Gefdichte der 
amerifanifchen evolution nach den Arten des Congreffes 
der vereinigten Staaten, von G. 8. 5. Seidel (Berl. 
1795. 8.), welcher Iheil auch den befondern Titel 
führt: Die Staatsverfaffung der vereinig 
ten Staaten von Nordamerika — Vergl. 
Recueil des lois constitutives des colonies angloi- 
ses, confederces sous la d&enomination d’elats- 
unis de l’Amerique septentrionale. a Philad. 
1778. 8 — The constitutions of the several 
independent states of America, by William 
Jackson. Lond. 1783. 8. — The constitutions 
of the several united states, with the Federal 
Constitution, by Mathew Carey. Philadel- 
phia, 179%. — Constitutions des treize £lats- 
unis de ’Amerique. 2 Voll. Paris, 1792. 8.— 
The constitutions of ihe united: state$ of Ame- 
rica. Philadelphia, 1818. (ein Werk, das, wie das 
folgende, im europäifchen Buchhandel nicht aufzutreiben 
war.) — Laws of the united states of America 
from the 4 of March 1789 to the 4 March 1815, 
arranged and published under the authority of 
an Act of Congress. 6 Voll. Philad. 1818 — 22. 
8 — Die Berfaffungen von 22 Staaten fiehen im 
ten und Öten Theile der Sammlung von Dufau, 
Duvergier et Guadet. — Die Zeiten ber 
Einführung diefer Verfaffungen und die Angabe der 
Duellenfammlungen, wo fie fiehen, vergleiche 
man $. 19, in der chronologifchen Weberficht. — Rob. 
Mohl, das Bundesjtaatsrecht der vereinigten Staaten. 

‚von Nordamerika. Ih. 1. (Verfaſſungsrecht.) Stuttg. 
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Die Verfaſſungen der meiſten einzelnen Staa— 
ten naͤhern ſich in den Hauptbeſtimmungen einan— 
der, beſonders in Hinſicht der Theilung der gefeß- 
gebenden , vollziehenden und richterlichen Gewalt, fo 
wie in der Uebertragung der gefeßgebenden Gewalt 
an den Senat und an das Haus der Kepräfentanten, 
und in der Uebertragung der vollzicehenden Gewalt an 
einen frei gewählten Öouvernenr; Dagegen finden fich 
viele Abweichungen in einzelnen Beftinnmungen 
(3. B. über die Dauer der Aemter; über die Summe 
des Vermögens, um wahlfäbig zu ſeyn; über die 
Form der Wahl; über die Zahl der Senatoren und 
Kepräfentanten u, f.w.). Einige derfelben haben Vie: 
[es aus der briteifchen Verfaſſung und aus den frühern 
Ginrichtungen beibehalten, bevor fie zur Union zu= 
fammentraten; einige fpäfer entftandene Staaten ha= 
ben dagegen ihre Verfaſſuug vollig neu geftalter, Doch 
mit Rüdficht auf die Gefammtverfaffung des Bun— 
desftaates, und mit Nachahmung, der befondern Ver: 
fafjung diefeg oder jenes Bundesſtaates. So z. B. 
nähert fich die Derfaffung von New-Hampfbire 
der von Maffachuferts, dievon Tenneffee der 
von Kentucky, und die von Louiſiana gleicht im 
Wefentlichen der von Tenneffee und Ohio. Nur 
die beiden Staaten Connecticut und Rhodeis— 
land gaben fich Feine neuen befondern Verfaſſungen, 
fonderw behielten die in den Eöniglichen Freibriefen (für 
Sonnecticutvom %. 1674, für Rhodeis land 
vom Sahre 1663) bei, nach welchen bereits die gefeß- 
gebende, vollziehende und richterliche Öewalt den Pros . 


u. Züb. 1824. 8. Aucy) vergleiche man meine „Staas 
tenfyfieme Euroya’s und Amerika's feit 
dem Jahre 1783. Th.1. ©. 482 fi. 
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vinzen ſelbſt uͤberlaſſen worden war, — was nach der 
Geſtaltung des Bundesſtaates nur weniger Veraͤnde— 
rungen bedurfte. | 

Unter den einzelnen Verfaſſungen ift die von 
Maffachnferts, an welcher der ehemalige Praͤſi— 
dent Adams befondern Antheil hatte, eine der voll- 
ftändiaften und ausgebilderften. An der Spitze des 
Staates ftehet ein Gouverneur mit dem Titel 
Ercellenz, und ein Unter-Öouverneur mit dem 
Titel: his honour. Ihnen zur Geiterftehen neun 
Käthe, aus den Senatoren gewählt durch vereinigtes 
Ballotement der Senatoren und Nepräfentanten. Die 
gefeßgebende Gewalt beruht auf einem Senate von 
40 Mitgliedern, die jährlich in den Diftricten ge— 
wählt werden, und auf dem Haufe der Kepräfentans 
ten, deren jährfihe Wahl nach den Ortsbezirfen fo 
beſtimmt iſt, daß jede Ortſchaft einen Repraͤſentauten 
wählen kann, in welcher wenigſtens 150 ſteuerbare 
Köpfe fich befinden. Die Wähler der Senatoren und 
Kepräfentanten müffen aber ein freies Eigenthum von 
3 Pfund Sterling Einfünften, oder von 60 Pfd. 
Sterl. Werth befigen. | 

Am Staate Birginien übt ein jährlich er 
wählter Gouverneur die vollziehende Gewalt, 
Ihm zur Seite ſteht ein Rath von acht Perfonen. 
Die gefesgebende Gewalt ruht auf einem Senate 
von 24 Mitgliedern, welche aller vier Jahre erwählt 
werden, und einem Haufe der Nepräfentanfen, in 
welchem von jeder der 90 Graffchaften des Staates 
zwei Stellvertreter erfcheinen, welche jährlich von allen 
Bürgern gewählt werden, die wenigftens 25 Morgen 
land mit Haus und Hof, oder ein Haus in einer 
Stadt befigen, | 

Dagegen beruht in dem Staate Vermont, 
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deffen jeßige Verfaffung im Jahre 1793 entſtand, die 
gefeßgebende Macht, ohne Senat, blos auf 
Einer Kepräfentantenverfammlung, deren 
Mitglieder jährlih von allen freien männlichen Ein— 
wohnen, welche 21 Jahr alt find, gewählt werden, 
Die vollziehende Gewalt leitet ein Gouverneur, 
ein Untergouverneur und ein Rath von 12 Mitglier 
dern. Dabei hat die Verfaſſung Vermonts noch“ 
zwei Eigenthümlichkeiten: 1) daß feine im ande ge— 
bohrne oder eingeführte männliche Perfon länger als 
bis zum erreichten 2iften Jahre, und Feine weibliche 
Perſon nach dem 1Sten Fahre in Sklaverei oder Leib— 
eigenfchaft gehalten werden darf; und 2) daß aller 
fieben Jahre ein Rath von 13 Cenforen gemähle 
wird, welche unterfuchen muͤſſen, ob die Verfaſſung 
unverleßt geblieben ift; ob die Abgaben bezahlt und 
» die öffentlichen Gelder zweckmaͤßig verwaltet worden 
find; ob die Staatsbeamten ihre Pflicht erfülle Haben, 
ımd die Geſetze gehörig in Ausübung gebracht werden, 
Diefe Cenſoren find ermächtigt, nach ihrem Ermeſſen 
eine Derfammlung nach zwei Jahren zuſammen zu 
berufen, um die Verfaffung durchzuſehen und zu ver 
befjern. Ihre eigene Gewalt beſteht aber nur Ein 
Jahr. | 
Der Staat Pennfylvanien gab ſich im 
Jahre 1776 eine Verfaſſung, nach welcher, wie in 
der von Vermont, Die gefeßgebende Gewalt. nur auf 
Einer Kammer beruhte; allein bei der neuen Geſtal— 
tung dieſer Verfaffung im Jahre 1790 ward die gefeß- 
gebende Gewalt zweien Kammern, einem Genate 
und einer Kammer der Repräfentanten, zugetheilt, deren 
Mitglieder durch jährliche Wahl erneuert werden. — — 
Auf ähnliche Weife, nur mit einzelnen Abweichungen 
in Hinficht der Wahlform und der Dauer ihres amt: 
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lichen Berufs, beruht Die gefeßgebende Gewalt auf 
zwei Kammern: in New- Hampfbire, Con- 
necticut, Rhodeisland, New: Mork, New: 
Jerſey, Maryland, Delaware, Öeorgien, 
Mord» und Güd- Qarolina, Kentudpy, 
Tenneffee, Ohio, Lonifiana, Indiana, 
Miffifippi, Illinois, Maine, Alabama 
und Miffouri. 
Am Gegenfage der Verfaffungen der einzelnen 
Staaten, berubt die Schwerkraft Des ganzen Bundes— 
ftaates auf der Unionsregierung, welche aus 
einem gefeßgebenden Congreſſe, aus einem’ Prä= 
fidenten mit der ihm übertragenen vollziebenden 
Gewalt, und aus einer, von beiden Ögwalten ange: 
ordneten, richterlihen Macht: befteher. Zwar | 
wird der Congreß aus zwei Kammern gebildet: dem 
Senate (mit zwei Mitgliedern aus jedem beſon— 
dern Staate), und der Kepräfentantenfams 
mer; allein diefe Einrichtung ift weniger eine Nach= 
bildung des brittifchen Parlaments, als eine noth— 
wendige Bedingung jeder republifani- 
ſchen Staatsform, Denn der Senat (die 
erfte Kammer) leitet mit dem Präfidenten 
gemeinfchaftlih die vollziehende Gewalt, 
Es bedarf nämlich der repräfentative Freiftaat eben 
fo, wie Die repräfentative Monarchie, einer Fräftigen 
vollziehenden Macht. Weil aber der nordamerikani= 
ſche Bundesftaat Feinen erblichen Prafidenten bat; 
fo koͤnnte derfelbe feine Macht, ohne verfaffungsmäßige 
Gontrolfe, leicht bald aus Ehrbegierde, bald aus Leis 
denfchaftlichfeit nach den ihr gezogenen, Grenzen über= 
fchreiten. Deshalb ift in der Verfaffung beftimme, 
daß der Präfident eine große Zahl der Gefchäfte der 
vollziehenden Macht. nur mit Zuftimmung der 
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Mehrheit im Senate ausuͤben kann. Der ameri— 
kaniſche Senat repraͤſentirt daher nur inſoweit das 
Volk, als er den Praͤſidenten controllirt, und 
mit demfelben vie vollziehende Gewalt bilver. 
Nach dieſer ihm eigenthümlichen Beftimmung hat der 
Genat des nordamerifanifchen Bundesftaates durch⸗ 
aus Feine Aehnlichkeit mit den in Europa beftehenden 
erften Kammern, Oberhäufern, Reichsraͤthen und 
Herrenbänken, 


33. 


b) Politifher Charafter der allgemeinen 
Derfaffung des nordamerikanifchen Bun: 
Desftaates, 


Es gehört zu den befrenidenden politifchen Erz 
feheinungen, daß, bald nad) der von Europa (1783) 
anerkannten Selbfiftändigfeit und Unabhängigkeit des 
neuen fransatlantifchen Freiftaates, die Gaͤhrungen 
und Keibungen in feinem Innern felbft dem jungen 
Staate die Auflofung drobten. Denn jeder einzelne 
Staat glaubte, bei der während des fiebenjährigen 
Kampfes fich gegebenen Verfaſſung, ſelbſtſtaͤndig be⸗ 
ſtehen zu koͤnnen, ohne daß es einer allgemeinen 
Regierung des gefammten Bundesſtaates bedürfe, wie 
fie, in der Zeit des Krieges, von dem aus Einer 
Kammer beftehenden Congreffe geführt worden war. 

Endlich bewirkten, bei der immer höher ſteigenden 
Unordnung, Swietracht und bei der ungedeckten Schul: 
denlaft, mehrere Männer der amerikanifchen Freiheit 
— Madpifon, Franklin, King, Hamilton 
u.a. —, daß am 25. Mai 1787 zu Philadelphia, 
unter Washingtons Praͤſidium, ein Konvent zu: 
fammen trat, an welchem 12 Staaten (Anfangs mit 
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Weigerung Nhodeislands) Theil nahmen. Diefe 
Berfammlung vereinigte ſich über eine Verfaſſung, 
welche am 17. Sept. 1787 den vereinigten Staaten 
vorgelegt, allein Anfangs nur von neun Staaten ans 
genommen ward. Dieſe Verfaſſung lofete die ſchwie— 
eige Aufgabe, daß, unbefchadet der befondern Ver— 
faffung der einzelnen Staaten, eine gemeinfame 
Geſetzgebung, und eine gemeinfame voll- 
ziebende und richterliche Öewalt für den 
ganzen Bundesftaat gelten ſollte. Dadurch 
ward der Congreß, gebildet aus den Abgeordneten 
aller Staaten, der Mittelpunet des innern und 
Außern Staatslebens, indem er eben fo über 
die höchften Angelegenheiten des Bundesftaates im 
Innern entfchied, wie er dem Öanzen eine poli= 
tifche Stellung na) außen gab, daß es dem 
Auslande nun möglich ward, mit einem feften ame: 
rifanifchen Staatsforper zu unterhandeln. Zugleich 
ward der Congreß, der bis dahin nur aus Einer 
Kammer beftanden hatte, durch die Weisheit der 
amerifanifchen Gefeßgeber, in zwei Kammern — 
in die Des Senats und die der Abgeordneten — ge: 
theilt, und an die Epiße der vollziehenden Ge- 
walt ein auf vier Jahre gewählter Präfident geftelle. 

So zweckmaͤßig und mit hoher Umficht berechnet 
diefe Derfafjung war; fo traten doch die einzelnen 
Staaten nur allmählig, und manche nicht ohne hart: 
nädigen Widerfpruch, der Bundesverfaffung bei,welche 
der Congreß (13. Sept. 1785) für angenommen von 
der Mehrheit der Staaten erklärte, worauf am 4 
März 1789 der neue Kongreß eröffnet ward und bie 
neue Verfaſſung ins öffentliche Seben trat, Doch er= 
hielt die Berfaffungsurfunde, mit Beruͤckſichtigung der 
Wuͤnſche und Forderungen der einzelnen Staaten, noch 
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(1789) zehn Zufaßartifel, welche von dem 
Congreſſe fpäter (1794 und 1800) noch‘ durch zwei 
vermehrt wurden. — Die Bundesverfaffung 
ift, nach ihren Grundbeftimmungen, ein Vertrag, 
welchen die damals beftehenden 13 felbftftändigen 
Staaten, im Namen des Volkes der ver- 
einigten. Staaten, abfchloffen und einführten, 


) Geſetzgebende Gewalt. 
(Allgemeine Beſtimmungen.) 


Die geſetzgebende Gewalt iſt einem Con— 
greſſe der vereinigten Staaten anvertraut, der aus 
einem Senate und einem Haufe der Kepräfen- 
tanten befteht. 

A) Die Mitglieder des Haufes der Neprä- 
fentanten werden aller zwei Jahre von dem Volke 
der verfchiedenen Staaten gewählt, Cie müfjen 25 
Jahre alt, 7 Jahre bereits Bürger der vereinigten 
Staaten, und Einwohner des Staates feyn, in 
welchem fie gewählt, werden. Die Zahl der Repraͤ— 
fentanten und die directen Steuern der einzelnen Staa— 
ten werden nach der Bevolferung verfelben be= 
ſtimmt, fo, daß ein Nepräfentant auf 30,000 Ein 
wohner gewählt wird, bis die Zahl der Repraͤſentan— 
ten auf hundert fieigt **), Hierauf foll der Kongreß 


%) So heißt es im Eingange: „Um eine vollfommene Union 
zu Schließen; um Gerechtigkeit und innere Ruhe zu be 
feſtigen; für die gemeinfame Bertheidigung zu forgen : 
die allgemeine Wohlfahrt zu fördern, und ung, fo wie 
unfern Nachkommen den Segen der Freiheit zu erhalten, 
haben Wir, das Volk der vereinigten Staa— 
ten von Amerika, verordnet und eingeführt u.f. w.“ 


+) Die folgende Beftimmung ift aus den Zuſatzartikeln 
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das Verhaͤltniß alfo anordnen, daß nicht weniger als 
hundert Nepräfentanten, und nicht weniger als Einer 
auf 40,000 gewählt werde, bis die Zahl der Kepräs 
fentanfen auf 200 fteigt. Alsdanı ſoll der Kongreß 
das Verhaͤltniß alfo beftimmen, daß nicht weniger 
als 200 Kepräfentanten, und nicht mehr als Ein 
Kepräfentant auf 50,000 Perfonen gewählt werde, 

Das Haus der Kepräfentanten wählt feinen 
Sprecher und feine übrigen Beamten. Es ſteht 
ihm ausfipließend das Recht der Anklage gegen 
unfreue Staatsdiener zu. 

B) Der Senat wird gebildet aus zwei Se— 
natoren von jedem Staate (jebt aus 48 Indi— 
viduen), welche die gefeßgebende Verſammlung jedes 
einzelnen Staates auf fechs Jahre wählt. Es wird 
aller zwei Jahre ein Drittheil des Senats durch Wahl 
erneuert. Jeder Senator muß 30 Jahre alt, I Jahre 
Bürger der vereinigten Staaten, und Einwohner 
des Staates feyn, von welchem er gewählt wird. — 
Der VBicepräfident der vereinigten Staaten ift 
Präfident des Senats, hat aber Feine Stimme, außer 
wenn die Stimmen im Senate gleich find. 

Dem Senate fieht das ausſchließende Necht zu, 
jede Anklage gegen untreue Staatsdiener zu unters 
fuchen. — Keiner kann verurrheilt werden, wenn 
nicht zwei Drittheile der gegenwärtigen Mitglies 
der für dag Urtheil geftimmt haben, — 

(Befondere Beftimmungen,) 


Jeder einzelne Staat kann Zeit, Dre und Art 
ber Wahl der Senatoren und Kepräfentanten beftim= 





zur DVerfaffung. Seit dem J. 1822 Wird auf 
40,000 Einw. Ein Nepräfentant gewählt, Es giebt 
jest 212 Repraäfentanten, 


ee | 
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men; doch fteht dem Congreſſe das Necht zu, Der: 
fügungen deshalb durch ein Geſetz zu machen und zu 
verändern, mit alleiniger Ausnahme der Beftimmung 
Des Ortes, wo die Senatoren gewählt werden, 

Wer irgend ein Amt in den vereinig- 
ten Staaten befleider, kann, - während 
diefer Dienftzeit, in Feins der beiden 
Häufer gewählt werden, | | 

Der Kongreß foll fich wenigftens einmal in jedem 
Sabre verfammeln, und zwar am erften Montage im 
December, | . 

Jedes der beiden Käufer richtet über die Wahl 
und die Eigenfchaften feiner Glieder. — Zur Aus— 
ftoßung eines verfelben gehören zwei Drittheile der 
Stimmen. — 

Jedes Haus führt ein Tagebuch feiner Verhand- 
lungen, und publicirt daſſelbe von Zeit zu Zeit, aug- 
genommen, was nach feiner Beurtheilung geheim 
gehalten werden muß. ' | 

Keins der beiden Häufer darf, ohne Zuſtim— 
mung des andern, fich während der Sißung des Con— 
greſſes länger als Drei Tage verfagen, 

Senatoren und Kepräfentanten erhalten Diäten 
aus der Schaßfammer der vereinigten Staaten. 

Kein Mitglied beider Häufer kann während ver 


Sitzungszeit des Congreſſes und während der Hin= 


und Herreife zu und von demfelben — Verrätherei, 


Felonie, oder Brechung des Friedens ausgenommen — 


verhafter, oder je wegen feiner Reden und 
Streitigkeiten in beiden Häufern belangt 
werden. 
Ale Abgabenbills geben von dem Haufe 
der Kepräfentanten aus; der Senat kann aber 
St. W. ꝛte Aufl. IV. 13 
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Verbeſſerungen vorſchlagen, und wirkt dabei auf aͤhn— 
liche Weiſe mit, wie bei andern Bills. 

Jede Bill, welche von beiden Haͤuſern angenom— 
men ward, foll dem Präfidenten vorgelegt werden, bes 
vor fie Gefeßeskraft erlangt, Billige er fie; fo foll er 
fie unterfchreiben; wo nicht, fo foll er fie, mit feinen 
Finwendungen, Dem Haufe uruckſchicken, von wel- 
chem fie ausging. Diefes foll die Bill noch einmal 
erwägen. Stimmen, nach diefer zweiten Berathung, 
zwei Drittheile dafür: fo geht fie, mit den Einwendun— 
gen, an das zweite Haus, um noch einmal erwogen 
zu werden. Wird fie hier von zwei Drittheilen gebilli= 
get; fo erhält fie Gefegeskraft. Wenn der Präfident 
“eine ihm vorgelegte Bill nicht binnen zehn Tagen zu= 
ruͤckſendet; fo erhält fie Geſetzeskraft. 

Die Mitglieder beider Häufer ftimmen blos durch 
Ka und Nein; ihre Srimme wird in das Tagebuch 
jedes Haufes eingetragen, 

Der Congreß hat das Necht, Taren, Abgaben, 
Impoſten und Acciſe aufzulegen, Schulden zu bezah— 
len, und für die gemeinfame Vertheidigung und Wohl- 
fahrt der vereinigten Staaten zu forgen; es müffen 
aber alle Abgaben, Impoſten und die Ac- 
cife in den gefammten Staaten gleich foͤr— 
mig ſeyn. Der Congreß kann Anleihen machen; 
den Handel mit auswaͤrtigen Voͤlkern, unter den ver— 
ſchiedenen Staaten, und mit den indiſchen Staͤmmen 
anordnen; Regeln fuͤr die Aufnahme von Fremden, und 
Geſetze über Bankerotte vorschreiben; den Werth der 
in= und ausländifchen Geldmünzen, und Maas und 
Gewicht feftfegen ; Poftämter * Poftftraßen anlegen; 
Schriftſtellern und Künftlern für ihre Schriften und 
Erfindungen aufmunternde Privilegia auf gewiffe 
Zeit ertheilen; Tribunale errichten; Krieg erkläs 
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ren; Erlaubniß zu Kepreffalien ertheilen; über Kape- 
reien verfügen; Heere errichten und unterhalten (doch 
werden die Summen dazu nur auf zwei Jahre ange- 
wieſen); Flotten anlegen und unterhalten; die Ge— 
feße über Errichtung einer land» und Seemacht 
geben; die Miliz organifiren, verſammeln, bewaff- 
nen und deren Difciplin anordnen u. f. w. 

(Das Einbringen von Sklaven ward in der 
Derfafjung nur bis zum Sabre 18058 verftatter, 
aber eine Tare für jede eingebrachte Perfon — bis 
10 Dollars — darauf gelegt.) 

Die Habeas-Corpus- Xcte wird blos im Falle 
einer Rebellion, over eines Angriffes auf die oͤffent— 
liche Sicherheit fufpendirt, 

Die vereinigten Staaten verleihen feinen 
Adelstitel. Es giebe keinen Unterſchied der Stände 
durch die Geburt. Kein Beamter der Staaten darf, 
ohne Einwilligung des Congreffes, ein Geſchenk, 
eine Begünftigung, ein Amt, oder einen 
Titel von irgend einem Könige, Fuͤrſten, oder aus— 
wärfigen Staate annehmen, 

Kein Staat darf für fih in Buͤndniſſe oder 
Verbindungen treten, Patente, Geldmünzen, Cre— 
ditbills austheilen, und, ohne Finwilligung des Con— 
grefies, Abgaben auf Einfuhr, oder Ausfuhr legen, 
außer was für die Ausübung feiner Auffiche darüber 
nöthig ift. Kein Staat darf Krieg anfangen, wenn 
er nicht wirklich angegriffen wird. Der reine Ertrag 
aller Abgaben von Einfuhr und Ausfuhr fließt in die 
Schatzkammer der vereinigten Staaten, 


0) Vollziehende Gewalt. 


Die vollziehende Gewalt iſt einem Praͤſiden— 


ten uͤbertragen, der, wie der Vicexpraͤſident, 
13* 
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auf vier Jahre gewählt wird, — Die Wahl 
aefchieht in den einzelnen Staaten nicht vom Volke 
felbft, fondern durch fo viele Wähler, als der Staat 
Senatoren und Kepräfentanten zum Congreffe ſchickt; 
doch fo, daß unter den Wählern felbft Fein Sena— 
tor, Eein Reprafentant und Fein Beamter der ver- 
einigten Staaten fich befinden darf. Die Verzeich— 
niffe der gewählten Perfonen werden dem Congreffe 
zugefande und vom Präfidenten, in Gegenwart des 
Senats und der Kepräfentanten, eröffnet. Wer vie 
meiften Stimmen erhalten hat, wird Präfident; 
wer nach ihm vie größte Anzahl der Stimmen be= 
fommt, Bicepräfidene. — Der Präfident muß 
35 Jahre alt, und 14 Jahre hindurch Bürger der vers 
einigten Staaten gewefen fenn. 

Penn der Präfident von feinem Amte entfernt 
wird, ſtirbt, es niederlegt, oder unfähig wird, es 
zu verwalten; fo übernimmt der Vicepräfident deſſen 
Geſchaͤfte. Sollte aber auch einer dieſer Faͤlle bei 
dem DVicepräfiventen fich ereiguen ; fo erklärt der Kon: 
greß Durch ein Gefeß, welcher Beamte die Stelle des 
Präfiventen vertreten fol, Er verwaltet diefes Amt, 
bis der Eigentliche des Amtes wieder fähig geworden, 
oder ein neuer gewählt ift. f 

Der Jahresgehalt des Prafiventen beträgt 25,000 
Dollars, des Vicepräfidenten 5000 Dollars. 

Der Präfivent ift Oberbefehlshaber des 
Heeres und der Flotte der vereinigten Staaten, 
und der Miliz der einzelnen Staaten. — Er kann 
die Strafen für Vergehungen gegen Die vereinigten 
Staaten mildern oder erlaffen, nur nicht im Falle 
der Anklage gegen die Staatsverwaltung. — Er 
hat das Recht, mit Kath und Einwilligung 
des Senats, Derträge und Buͤndniſſe zu 
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ſchließen, Geſandte, Conſuln, die Richter 
des Obergerichts, und alle uͤbrige Civil— 
und Militair-Beamte der vereinigten Staaten 
zu ernennen. Der Praͤſident empfaͤngt Geſandte und 
andere oͤffentliche Miniſter; auch ruft er den Congreß 
jaͤhrlich zuſammen. Alle öffentliche und Staatsacten 
muͤſſen von dem Praͤſidenten und dem Staatsſecretair 
unterzeichnet ſeyn. 

Der Praͤſident, Vicepraͤſident und alle Civil⸗ 
beamte der vereinigten Staaten koͤnnen auf Anklage 
und Ueberfuͤhrung der Verraͤtherei, Beſtechung, oder 
andrer großer Verbrechen, ihres Amtes entſetzt 
werden. 


V Richterliche Gewalt, 


Die richterliche Gewalt iſt einem Oberge— 
richte, und den niedern Gerichten uͤbertragen, 
die der Congreß von Zeit zu Zeit anordnen wird. Alle 
Richter behalten ihr Amt, ſo lange ſie es gut ver— 
walten. 

In allen Faͤllen, welche Geſandte, oder offent⸗ 
liche Miniſter und Couſuln angehen, oder woran ein 
ganzer Staat Antheil hat, foll Das Obergericht die 
Serechtfame ausüben. 

Alle Procefje-gegen alle Arten von Verbrechen, 
mit Ausnahme der gegen die Staatsverwaltung, wer— 
den durch Gefhworne entſchieden. Der Proceß 
muß in dem Staate geführt werden, wo das Ver— 
brechen begangen worden ift. 

(VBerrätherei gegen die vereinigten Staaten 
befteht darin, wenn Jemand Krieg gegen fie erhebt, 
oder fich mit ihren Feinden verbinder, oder die— 
fen Hülfe leiſtet. Nur durch eignes Eingeſtaͤnd— 
niß im offenen Öerichtshofe, oder Durch zwei Zeu— 


* 
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gen der offenbaren That, kann jemand der Ver: 
raͤtherei überführt werden. — Bei Strafen gegen 
Verrath, welche der Congreß beftimmt, kann 
Öürterconfifcation nur auf Sebengzeit des 
Verurtheilten verfügt werden.) 


d) Allgemeine Beftimmungen. 


Die Bürger eines jeden einzelnen Staates find 
zu allen Privilegien und Rechten der Bürger der übri= 
gen Staaten berechtigr. 

Der Kongreß kann neue Staaten in bie 
Union aufnehmen. Es kann aber Eein neuer Staat 
innerhalb der Gerechtfame eines andern Staates er- 
richtet werden; fo auch nicht Durch Vereinigung zweier 
oder mehrerer Staaten, oder einzelner Theile einiger 
Staaten, ohne Einwilligung der gefeßgebenden Ge— 
walt der dabei betheiligten Staaten, fo wie des 
Congrefles. 


Die vereinigten Staaten garanfiren jedem. 


Staate des Bundes eine republifanifche 
NKegierungsform. Sie ſchuͤtzen jeden derfelben 
gegen Angriffe, und auf Anfuchen feiner Gefeßgebung, 
oder, wenn dieſe nicht zufammenberufen werden koͤnnte, 
der ausuͤbenden Gewalt, gegen einheimiſche Gewalt— 
thaͤtigkeit. 

Wenn zwei Drittheile beider Haͤuſer es für 
noͤthig finden, ſoll der Congreß Verbeſſerun— 
gen dieſer Verfaſſung vorſchlagen. 

Der Praͤſident und Vicepraͤſident, alle Sena- 
foren und Repräfentanten, vie Mitglieder der ver 
fhiedenen Gefeßgebungen der Staaten, und alle aus— 
übende und vichterliche Beamte fowohl der vereinigten 


als der einzelnen Staaten, leiften ven Berfaffungs- 


— 
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eid; nie aber foll ein Religions eid zur Fähigkeit 
zu irgend einem Amte gefordert werden, 

Der Congreß foll nie ein Geſetz geben *), wo— 
durch eine Religion zur berrfchenden erklärt, 
oder die freie Ausuͤbung einer andern verboten, oder 
wodurch Die Freiheit im Reden und die Preß- 
freiheit, oder das Necht des Volkes, fich, friedlich 
au verfammeln, und der Negierung Petitionen wegen 

stellung von Mißbraͤuchen zu überreichen, ver— 
‚mindert würde, 

Da eine gut geordnete Miliz zur Sicherheit eines 
Sreiftaates nothwendig ift; fo muß Das Recht des 
Volkes, Waffen zu haben, und fie zu tra— 
gen, umverlegt bleiben, 

Nie foll in Feiedenszeiten ein Soldat in irgend 
ein Haus, ohne Einwilligung des Eigenthümers, ein 
quartirt werden; im Kriege aber auf die im Ge— 
feße vorgefchriebene Art. 

Das Necht des Volkes, feine a fein 
Haus, feine Papiere nnd fein Eigenthum 
gegen jedes ungerechte Einziehen und 
Durhfuchen gefichert zu wiffen, foll nicht verlegt 
werden. Nur dann Fann ein Befehl dazu ertheilt 
werden, wenn fich die DBeranlaffung dazu auf einen 
Eid, oder eine Verſicherung an deſſen Statt grüns 
det; auch muß ein folcher Befehl den zu durchfuchen- 
den Ort und Die einzuziehenden Perſonen genau 
bezeichnen. 

Es ſoll Niemand verpflichtet ſeyn, gegen eine 
Capitalbeſchuldigung, oder jede entehrende Anſchul— 
digung ſich zu vertheidigen, wenn er nicht vor dem 


*) Von hier an fü nd die folgenden Beſtimmungen aus dem 
ſpaͤtern Anhange zur Verfaſſung. 
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großen Gefhwornengericht angegeben oder 
angeklagt worden ift; ausgenommen die Zeit öffent: 
licher Gefahren, oder die Kriegszeit für die land = und 
Seetruppen und für die Miliz. 

Bei jedem peinlichen Proceffe foll der Angeklagte 
fowohl das Necht haben, ſchnell und öffentlich durch 
unpartheiifche Gefchworne aus dem Staate und dem 
Diftricte, wo das Verbrechen begangen worden ift, 
gerichtet zu werden; als auch von der Befchaffen- 
heit und der Urfache der Klage unterrichret, mit 
den Zeugen gegen ihn zugleich verhört zu werden, und 
einen Befehl zu erhalten, Zeugen für fich vorzuladen, 
und einen Advocaten zu haben. 

Die Rechte, welche die Verfaffung den vereinig= 
ten Staaten nicht überträgt, oder die fie den Staa— 
fen nicht unterfagt, find den einzelnen Staa— 
ten oder dem Volke vorbehalten, 


34. 
3) Franfreid. 


a) Gefchichtliche Einleitung in die Entftehung und 
Fortbildung der Verfaffung Frankreichs, 


a) Die VBerfaffung von 1791. 


Noch nie fah die Gefchichte das Schaufpiel, 
dag Einem Staate binnen 23 Jahren ſechs ver- 
fhiedene Verfaffungen, als Örundgefeße ſei— 
nes innern Lebens, gegeben wurden. Dies war 
der Fall in Frankreich in ven Jahren 1791 — 
1814, Die Gefchichte des europäifchen Staaten: 
foftems hat die Aufgabe, die Verhaͤltniſſe nad. 
zuweifen, unter welchen diefe verfchiedenen Verfaſſun— 
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gen gegeben wurden; Das pofitive Staatsrecht aber 
gedenft der frübern, bereits wieder erlofchenen, 
‚ Berfaffungen Frankreichs nur in Eurzen Umriffen, 
um die gegenwärtig als Grundgeſetz beftehende 
nach ihrem Inhalte und politifchen Charakter auf- 
zuftellen. 

Die erfte Verfaffung Frankreichs ward von der 
erfien Nationalverfammlung, nach dem Umfturze des 
Lehnsſyſtems am 4. Aug. 1789, bearbeitet, am 3. 
Sept. 1791 dem Könige $udwig 16 vorgelegt, und 
von diefem ar; 14. Sept, in der Mitte der National= 
verfammlung befehworen. Hatte man gleich bereits 
früher in Sranfreich die Verfaffung Großbritanniens, 
nah Montesquien’s Vorgange, hoch gefeiert, und 
beabfichtigten namentlich mehrere einfichtsvolle Mitglie= 
der der. erfien Nationalverfammlung eine Verfaffung 
mit zwei Kammern; fo hatte Doch die erfte Verfaſſung 
Frankreichs mit der brittifchen nur eheilweife Aehn- 
lichkeit, und namentlich unterfchied fich die franzöfifche 
Dadurch wefentlich von der brittifchen, daß fie Die — 
durch Rouſſeau's Schriften beftimmter ausgeprägte, 
und in dem amerifanifchen Bundesftaate im öffentlichen 
> Gtaatsleben verwirklichte — Lehre von der Volks— 
fouverainerät an die Spitze ſtellte; daß ſie die 
Theilung der Repraͤſentation in zwei Kammern vermied, 
und daß ſie den Koͤnig von der Initiative der Geſetze 
voͤllig ausſchloß. Nach der ſtrengen Theorie von der 
Theilung der drei Gewalten, ging dieſe erſte Verfaſ— 
ſung Frankreichs von dem Grundſatze aus, daß die 
Volksſouverainetaͤt durch Uebertragung ausgeuͤbt 
werde, daß aber auch die in der Souverainetaͤt ent— 
haltenen Rechte ſcharf von einander getrennt, und 
deshalb die geſetzgebende, vollziehende und 
richterliche Gewalt genau unterfchieden werden 
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muͤßten. Daher beruhte, nach dieſer Verfaſſung, die 
geſetzgebende Gewalt auf der, aus der Mitte des 
ganzen Volkes auf zwei Jahre in den Urverſammlun— 
gen gewählten, Nationalverfammlung (745 
Volksvertreter, nach der Eintheilung des Reiches in 
83 Departemente), die in Einer Kammer zufams 
mentrat; die vollziehende Gewalt aber auf dem 
Könige, doch nur mit einem fufpenfiven Veto, 
fo daß er einem Befchluffe der Keprafentanten in zwei 
Verfanmlungen derfelben feine Zuftimmung verfagen 
Fonnte, daß aber bei der Wiederholung vefjelben 
Beſchluſſes in der dritten, dieſer, auch ohne feine 
Finwilligung, Geſetzeskraft erhielt. Der König war 
Oberhaupt der Sand - und Seemacht; von ihm follten 
die Gefandten im Auslande, die Befehlshaber ver 
Heere und Flotten ernannt, und die gefammten aus— 
wärtigen Verhaͤltniſſe geleitet werden. eine Perfon 
ward für heilig und unverleglich und die Krone 
fie erblich im männlichen Stamme des regierenden 
Hanfes, nach dem Kechte der Erſtgeburt, erflärtz 
alle Verantwortlichkeit fiel auf die Minifter, 
Die Freiheit der Preffe ward ausgefprochen ; doch mit 
Vorbehalt der Verantwortung für den Mißbrauch 
diefer Freiheit in den durch Das Geſetz beftimmten 
Fällen. Die Beſteuerung follte, nach dem Verhaͤlt— 
niffe ihrer Dermögensumftände, für alle Bürger 
gleich feyn. Kein Bürger durfte angeklagt, in Ver: 
haft genommen, und gefangen gehalten werden, als 
in den durch Das Geſetz beftimmten Fällen. Zu 
Staatsämtern eigneten nur Tugenden und Talente, 
Die Staatsbürger wurden berechtigt, die Diener ihres 
religiöfen Cultus felbft zu wählen. Es follten Na— 
tionalfefte eingeführt, Anftalten für Kranfe, Ver: 
armte, und für verlaffene Kinder errichtet, und eine 
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öffentliche Erziehung. organifirt werden. Die Richter 
wurden für nnabbängig und unabſetzbar erklärt; fie 
follten von Volke erwählt, vom Könige durch. offene 
Briefe eingefegt werden, und das Necht umfonft 
fprechen. Es wurden Friedensrichter, für Cri— 
minalfälle Gefchwornengerichte, und ein Caf- 
fationshof feftgefeßt, fo wie Nationalgarvden 
errichtet. Alle Verhandlungen ver Nationalverfamm: 
lung und der Gerichte follten öffentlich feyn, — 


35. 
B) Die Verfaffung von 1793. 


| Diefe erfte Berfaffung Frankreichs ward erſchuͤt— 

tert, als nach dem Angriffe auf die Tuillerien (10, 
Aug. 1792) vie koͤnigliche Gewalt fufpendirt 
ward. Kaum war die dritte Nationalverfammlung 
im fogenannten Nationalconvente (21, Sept. 
1792) zufammengerreten; fo ward von ihm Frank— 
reich für eine Republik erklärt, und die ewige Ab— 
ſchaffung des Koͤnigthums ausgefprochen. Des Koͤ— 
nigs Haupt fiel (21. San. 1793) unter der Öuillotine, 
Eine neue, die zweite, VBerfaffung, entworfen 
von Herault de Sechelles, und unterzeichnet von 
Collot d' Herbois als Präfivent des Nationalcon= 
vents, ward am 24, Sun, 1793 angenommen. Gie 
ging, wie Die erfte, vonder Souverainetät des 
Bolfes aus, und war vollig demofratifch, mit 
Ausfchließung jeder monarchiſchen Form, und mit 
der Aufftellung der Lehre, daß das Volk, und jeder 
Theil des Volkes, zur Infurrection verpflichtet 
wäre, fobald die Regierung die Rechte des Volkes 
verlegte. Das fouveraine Volk follte in den Urver— 
fammlungen feine Kepräfentanten, auf 40,000 
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Einwohner Einen, wählen. Die Zahl der National: 
repräfentation richtete fi) daher nach der Bevoͤlke— 
rung des Staates. Meben der gefeßgebenden Ver: 
fanımlung , beſtimmt, Gefege und Decrete zu erlaffen, 
und alles öffentlich zu verhandeln, follte ein Voll: 
ziehungsrath von 24 Mitgliedern befteben, 
gewählt von der gefeßgebenden Berfammlung aus den 
Sandidaten, von welchen aus jedem Departement 
durch Wahl Einer vorgefchlagen ward. Der Voll: 
ziehungsrath follte die Aufficht und leitung der Staats- 
verwaltung führen, die Minifter und auswärtigen 
Sefandten ernennen, die Derträge unterhandeln, 
zugleich aber verantwortlich für die. Nichtvoll- 
ziehung der Gefeße und Decrere der Nationalver- 
fammlung, und für die Mißbräuche feyn, die er nicht 
anzeige. Für die ganze Republik follten gleichformige 
bürgerliche und Straf = Gefeßbücher gegeben, und 
Friedensrichter, efchwornengerichte, fo wie ein 
Caffationshof errichter werden. 

Allein bereits am 13. Aug. 1793 ward viefe 
dritte Verfaſſung — bis zur allgemeinen Anerkennung 
der Unabhängigkeit der Republik — fufpendirt, 
und eine revolutionaire Regierung in der Errichtung 
der beiden Ausſchuͤſſe des öffentlichen Wohls und der 
allgemeinen Gicherheit geftaltet, weil der Kampf mit 
faft allen europäifchen Mächten, gleichzeitig mit dem 
Bürgerkriege im Innern, geführt werden mußte, 


36, 
y) Die Verfaffung von 1795. 
Nach den von den republifanifchen Heeren er: 


rungenen Siegen, und nach dem Sturze des blut— 
dürftigen Robespierre, dachte man an eine neue Der: 


* 
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faſſung. Eilf Deputirte erhielten den Auftrag, ſie 
zu entwerfen; den Vortrag dieſes Entwurfes hielt 
(23. Sun. 1795) Boiſſy d' Anglas in der Mitte 
des Nationalconvents. : Die neue Dritte DVerfaffung 
ward am 22. Aug. 1795 beendigt, am 23, Sept. 
als_von den Volke angenommen erklärt, und im 
Dctober eingeführt. Sie beftand, als Grundgeſetz 
der Republik Frankreich, vom October 1795 bis-zum 
9, Nov. 1799. | | 
| Cie trug, da fie, wle die beiden vorhergehenden 
Verfafjungen, von der Volksfouverainetät 
ausging, den demofratifchen Charakter, doch 
mit einigen Schattirungen von Ariftofratismus. Ihre 
Hauptfehler beftanden in der Wahl der DVolfsver- 
freter in den fogenannten Urverfammlungen, in 
dem Diangel eines bleibenden Körpers unter den 
höchften Staatsbehörden, und in der völligen Aus— 
fihließung des Directoriums, als des Mittel- 
punects der vollzichenden Gewalt, von dem Antheile 
an der Initiative der Geſetze. | 

Nach dieſer Verfaſſung batten alle franzofifche 
Bürger Das Necht, an den Urverfammlungen 
Theil zunehmen. Sn diefenÜrverfammlungen ver 
Cantone wurden die Glieder der Wahlverfammlungen, 
die Friedensrichter und deren Beifiger, und die Praͤſi— 
denten der Dlunicipalverwaltung jedes Cantons und 
jeder Gemeinde über 5000 Einwohner, ſo wie in den 
Wahlverfammlungen die Glieder des gefeb- 
gebenden Körpers, des Kaffationshofes, Die Ge— 
fhwornen, die Departementsverwalter, die Praͤſi— 
denten, die öffentlichen Ankläger und Schreiber des 
peinlichen Gerichts, und die Richter der bürgerlichen 
Öerichte gewählt. Der gefesgebende Körper. 
beftand aus 750 Perfonen, getheilt in den Kath 
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der Fuͤnfhundert, und inden Kath der Alten 
von 250 Mitgliedern, Beide Raͤthe wurden in jedem 
Sabre durch die Wahlverfammlungen zu einem Drit: 
theile erneuert; doch Fonnten die nach drei Jahren 
abgehenden Mitglieder unmittelbar wieder für die drei 
folgenden Jahre gewählt werden. Im Rathe der 
Fuͤnfhundert wurden alle Geſetze in Borfchlag gebracht, 
und Befchlüffe darüber gefaßt; der Nath ver Alten 
aber follte dieſe Befchlüffe prüfen, und fie entweder 
annehmen, oder verwerfen. Nahm er diefelben an; 
fo biegen fie Geſetze. Die Eißungen beider Raͤthe 
waren öffentlich. Der gefeßgebende Korper ver— 
handelte und beftimmte jährlich die öffentlichen 
Steuern, deren Grundlage die Grundſteuer und die 
Derfonenfteuer bildeten. Die Preffe follte frei 
fenn, doch mit Verantwortlichkeit in den Durchs 
Geſetz beftimmten Fallen. Die beftebenden 
Zuͤnfte wurden aufgehoben. | 
Die vollziebende Gewalt ward einem Dis 
rectoriulm von fünf Perfonen übertragen, gewählt 
auf den Vorfchlag des Raths der Fuͤnfhundert, und 
ernannt nach einer geheimen Etimmenfammlung im 
Kathe der Alten. Das Directorium ward tbeil- 
weife, durch die Wahl eines neuen Mitgliedes in 
jedem Jahre, erneuert. Das Directorium follte für 
die innere und äußere Sicherheit der Republik forgen, 
zu den Staatsämtern ernennen, über die bewaffnete 
Macht verfügen, wenn ein Krieg auf den Borfchlag 
des Directoriums durch ein Decret des gefeßgebenden 
Körpers befchloffen würde, die politifchen Verhältniffe 
mit dem Auslande leiten, und Friedens, Buͤndniß-, 
Waffenſtillſtands-⸗, Meutralitäts» und Handelsver— 
träge abfchliegen, die aber erft nach Unterfuchung und 
Genehmigung des gefeßgebenden Körpers Gültigkeit 
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erhielten. Die Miniſter wurden fuͤr verantwort— 
Lich erklärt, ja ſelbſt die Directoren wegen Verraͤthe— 
rei, wegen Dilapidation, ſo wie wegen Verſuche 
gegen die innere Sccherheit der Republik und gegen 
die Verfaſſung. 

| Die richterliche Gewalt beftand als unab- 
hängig von der gefeßgebenden und vollziehenden, ob= 
gleich fireng an die Geſetze in ihren Erfenntniffen ge= 
bunden. Die Sißungen der Öerichte waren dffent- 
lich; ihre Ausſpruͤche geſchahen unentgeldlich. 
In jedem Bezirke ward ein Friedensgericht, in jedem 
Departement ein Civil-, ein Handels- und ein Cri- 
minal= Gericht begründet; für peinliche Fälle, welche 
Leibes- oder Ehrenftrafen nach fich zogen, beftanden 
Gefhwornengerichte, und für die ganze Republik ein 
Saffationsgericht. Die bewaffnete Macht ward ge— 
theilt in die ftillliegende und in die dienftlei- 
fiende Nationalgarde. Zur erften gehörten alle 
waffenfähige Bürger und Bürgersfohne; zur zweiten 
das befoldere fand = und Seeheer. 


37, 
6) Die VBerfaffnng von 1799, 


Eine Erfahrung von vier Jahren, abgefehen 
von der Individualitaͤt der Directoren und dem mehr: 
maligen gewaltfamen Wechfel verfelben, beurfundere 
die Unvollfommenbeiten diefer Verfaffung. Im Aus: 
lande hatte das, Directorium durch die Revolutioni— 
rung der Schweiz, des Kirchenftaates, Neapels, 
durch die Wegnahme Piemonts, und durch die Erpe- 
Dition nach Aegypten fih verhaßt gemacht; der er— 
neuerfe Krieg der europäifchen Hauptmächte geaen 
Srankreich ward von der Republik im Jahre 1799 
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im Ganzen unglüdlich geführt. Selbſt der Eintritt 
des Sieyes (Mai 1799) ins Digectorium vermochte 
den Staat fo wenig zu retten, als früher Neder an 
der Spiße der Finanzen. — Da flürzfe der aus _ 
Aegypten zuruͤckgekehrte und in Frankreich (15. Det, 
1799) gelandete Bonaparte am I. Nov. (18. Bru— 
maire) die dritte Verfaſſung. — Die vierte 
Berfaffung, die ihn als erften Conful an die Spiße 
des Staates ftellte, ward am 13. Dec. 1799 bekannt 
gemacht, trat am 25. Dec, in Wirffamfeit, und ward 
am 18, Febr. 1800 für angenommen erklärt, Diefe 
vierte Verfaffung, welche den Uebergang von den 
republifanifchen DVerhältniffen zu den monarchifchen 
Staatsformen vermittelte, und durch organifche Se— 
natusconfulta in den Jahren 1802 und 1804 Ergänz 
zungen erhielt, galt von 1799 bis zu Napoleons 
Thromverzichtung im Jahre 1814 Nach derfelben 
blieb zwar Frankreich eine repräfentative Re— 
publif; doch ward die Macht ver vollziehbenden 
Gewalt, theils an fich, theils durch die ihr übertra- 
gene Initiative der Öefeße, bedeutend gefteigert, und 
Durch Die Begründung eines Senatg und eines 
Staatsraths, ſo wie durch die Errichtung einer 
gefeglichen Dppofition im Tribunate, der ganzen 
Geftaltung des Staates mehr Feftigkeit und Haltung 
gegeben. Denn daß in der Folge der Senat als ein 
folgfames Werkzeug des Eaiferlichen Willens erfchien, 
und daß der Kaifer im Jahre 1807 das ihm läftige 
Tribunat ganz auflofere, lag nicht im urfprünglichen 
Charakter der Verfaffung. 

Der Erhbaltungsfenat (senat conser- 
vateur) beftand, bei dem damaligen Umfange 
Frankreichs, aus SO Mitgliedern, welche 40 Jahre 
alt feyn mußten, und ihre Würden lebensläng- 
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lich bekleideten. Zu den in ſeiner Mitte erledigten 
Stellen ernannte der Senat aus drei Individuen, 
von welchen das eine von dem geſetzgebenden Koͤrper, 
das andere von dem Tribunat, das dritte von dem 
erſten Conſul vorgeſchlagen ward. Der Senat waͤhlte, 
aus den von den Departementen eingeſandten Ver— 
zeichniſſen, die Mitglieder des geſetzgebenden Koͤrpers, 
des Tribunats, des Caſſationsgerichts, die Conſuln 
und die Rechnungscommiſſarien. Seine Sitzungen 
waren nicht öffentlich. Er beftätigte oder vers 
nichtete alle Verhandlungen, die ihm als verfaf- 
fungswidrig ‚von dem Tribunate oder der Negierung 
angezeige wurden, mit Einfchluß der Verzeichniffe 
der Wahlbaren. — Kein Senator konnte zu eis 
nem andern Staatsamte erwählt werden. - Die Ein- 
fünfte des Senats wurden auf Nationaldomainen 
angewiefen. 

Der gefesgebende Korper beftand aus 300 
Individuen, die das dreißigfte Lebensjahr zurückgelegt 
haben mußten. Er ward jährlich zu einem Fuͤnftheile 
erneuert; ein ausfretendes Mitglied Eonnte nicht eher, 
als nach dem Ablaufe eines Jahres wieder. eintreten, 
Aus jeden Departemente mußte wenigftens ein Buͤr— 
ger in demſelben fich befinden. Die Verſammlung 
des gefeßgebenden Körpers dauerte jährlich vier Mo— 
nate; doch Eonnte er von der Negierung zu einer 
außerordentlichen Sitzung berufen werden... eine 
Sitzungen waren offentlich. Ihm ftand zu, in 
geheimer Stimmenfammlung über die Öefeßesvor: 
fchläage zu entfcheiden , welche die Eprecher der Ne: 
gierung und des Tribunats ihm vorgelegt hatten, 
Zehn Tage nach der Annahme eines Öefeges von dem 
gefeßgebenden Korper follte der erfte Conſul daſſelbe 
bekannt machen, 
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Bevor aber der gefeßgebende Körper uͤber ein 
ihm vorgelegtes Geſetz entfcheiden Fonnte, mußte der 
Vorſchlag zu demſelben von der Regierung, welcher 
ausfchließend die Initiative aller Öefege zuftand, 
durch einen Staatsrat) dem Tribunate vorgelegt 
werden, welches aus Hundert Mirgliedern gebilver 
ward. Die Tribunen mußten 25 Jahr alt fern, 
wurden jährlich zum fünften Theile ernenert, und 
waren wieder wählbar. Die Beftimmung des Tei- 
bunats war, über die Vorfchläge zu den Öefegen zu 
berathfehlagen , und über deren Annahme oder Ver: 
werfung zu entfcheiden. Seine Sitzungen waren 
oͤffentlich. Es ſchickte, nach feinen Berathſchla— 
gungen, drei Sprecher aus feiner Mitte an den gefeß- 
gebenden Korper, welche viefem die Beweggründe 
feines ber die Gefeßesentwürfe gefaßten Befchluffes 
vorlegten und vertheidigten. Es war berechtigt, feine 
Wuͤnſche wegen gemachter oder zu machender Geſetze, 
wegen abzuftellender Mißbräuche, und wegen Ver: 
befjerungen in allen Theilen der Staatsverwaltung, 
wie aber in bürgerlichen und peinlichen vor den Ge: 
richtshofen anhängigen Rechtsfaͤllen, der Regierung 
mitzuteilen; auch zeigte es dem Senate, doch blos 
wegen Verlegung der Verfaſſung, die Berzeichniffe 
der Wahlbaren und die Verhandlungen des gefeß- 
gebenden Körpers, fo wie Die der "ogering ‚ Ela: 
gend an. 

Die Regierung ward aus orten, auf 10 Nahre 
ernannten, Conſuln gebildet, welche aber unbe— 
ſchraͤnkt ioieder wählbar waren. ' Der erfte Conful 
verfündigte die Geſetze. Er ernannte und entfeßte ' 
nach Willkuͤhr die Mitglieder des Staatsraths, die 
Miniſter, vie diplomatischen Perfonen im Anslande, 
alle Öfficiere der Land- und Seemacht, die Mitglieder 
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der örtlichen Verwaltungen, und die Commiſſarien 
der Kegierung bei den Gerichtehofen. Er ernannte 
alle Civil- und Criminalvichter, (mit Ausnahme der 
Friedens- und der Gaffationsrichter,) doch ohne. fie 
abfesen zu koͤnnen. In allen übrigen Regierungs— 
verhandlungen hatten der zweite und dritte Konful 
berathbende Stimmen. Gie unterzeichneten Die 
Protocolle diefer Verhandlungen, um ihre Gegenwart 
zu beweifen, und Fonnten ihre Meinung darin ein- 
fragen, worauf aber die Entfcheidung des erften Con— 
fuls Hinreichend war. — Die Regierung ſchlug alle 
Geſetze vor, und erließ die Verordnungen, ihre Voll: 
ziehung zu fichern. Sie leitete die Einnahmen 
und Ausgaben des Staates nach der Vorſchrift 
des angenommenen Budgets. Cie beforgte Die po= 
litifchen DVerhältniffe mit dem Auslande, leitete die 
Unterhandlungen, und fihloß alle Sriedensverträge, 
Buͤndniſſe, Waffenſtillſtaͤnde, Neutralitäts-, Han 
dels- und andere Verträge. Die Kriegserklärungen, 
Friedensfchlüffe, Buͤndniß- und Handelsverträge foll- 
ten, gleich Gefegen, vorgefchlagen, verhandelt, be— 
fchloffen und verfündigt werden. 


Der Staatsrath befchäftigte ſich, unter Lei— 
fung der Confuln, mit Abfaffung der Vorſchlaͤge zu 
Geſetzen und Verordnungen der offentlichen Verwal— 
tung, und mit Yuflofung der in der Staatsverwaltung 
entftehenden Schwierigkeiten. Aus feiner Mitte wur 
den die Sprecher im Namen der Regierung genom— 
men. — Die Minifter leiteten die Voliziehung 
der Geſetze und ‚Die öffentliche Verwaltung. Kein 
Act der Regierung hatte Kraft, der nicht von einem 
Minifter unterzeichnet war. Alle ortliche Berwal- 
fungen, fowohl für jeden Gemeindebezirk, als auch 

14 * 


212 Pofitives Staatsrecht. 


für ausgedehntere Theile des Staatsgebieres, ftanden 
unter den Miniftern. 


Es beftanden Friedensrichter; fir Civilfachen 
Gerichtshofe erfter Anftanz und Appellationsgerichte ; 
fo wie für peinliche Fälle Gefchwornengerichte. Die 
Verrichtungen eines vuffentlichen Anklägers verſahen 
die Negierungscommiffaire. Fuͤr die ganze Republik 
beftand ein Caffationsgericht, und ein hoher Gerichte: 
hof, gebildet aus Mitgliedern des Caſſationsgerichts 
und aus Gefchwornen, um angeflagte Minifter zu 
richten. Die Minifter waren verantwortlid; 
unverantwortlich aber die Mitglieder des Ge: 
nats, Des gefeßgebenden Körpers, des Tribunats, des 
Conſulats und des Staatsraths. 


| 38. 
> s) Ergänzungen derfelben, 


Mit richtiger Windigung der Ändividuen und 
Verhaͤltniſſe erklärte Sieyes bereits im Sabre 1799: 
„dieſe Berfaffung ſey noch nicht Die rechte!” *) MWefent: 
liche Veränderungen erhielt fie durch das organifche 
Senatusconfultum von # Auguft 1502, nach= 
dem zwei Tage früher (2. Auguſt) Bonaparte zum 
lebenslänglichen Conful, gleichfalls durch organi— 
fches Senatusconfultum, ernannt worden war, "Die 
Veränderungen in der Derfaffung von 1799 betrafen 
theils die Bezirks- und Departementswahlcollegia, 





*) Freilich beabfichtigte Sie yes felbft, flatt diefer vierten 
Verfafung, eine hoͤchſt fonderbare Verfaſſung, mit des 
mofratifhen Zufchnitte. Den Inhalt. derfelden hat erft 
neuerlih Mignet in f. Geſch. der Revolution, Th. 2. 
©. 506 (Wiesbadener Ueberſetzung) mitgetheilt. 
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wodurch Das bisherige Syſtem der Volfswahlen auf: 
gehoben ward; theils vie (ebenslängliche Würde 
alter drei Sonfuln: theils das Recht des erſten Con— 
ſuls, ſeinen Nachfolger entweder oͤffentlich zu ernen— 
nen, oder deſſen Namen im Archive der Regierung 
niederzulegen; theils das ihm uͤbertragene Begna— 
digungsrecht; theil s die Erweiterung Der Rechte Des 
Senats, der — freilich an die Initiative Der Negies 
rung zu Genatusconfultis gebunden — Durch organis 
ſche Confulta die Verfaſſung der Kolonieen, fo wie 
alles, was die Verfaſſung nicht vorauseſehen hatte, 
und bei den verſchiedenen Auslegungen einzelner Ürtikel 
der Derfaffung entſcheiden ſollte; theils Modifi— 
cationen, welche in Hinſicht des Staatsrache (deffen 
Zahl nie uͤber 50 fleigen —* des sefeßgebenden 
Körpers (der Ernenerung nach fünf Serien), und des 
Tribunats (das auf 50 Miitglieder reducire ward), 
feſtgeſetzt wurden, 

Schon war durch dieſes —* Senatuscon— 
ſultum ein Schritt weiter in der Steigerung der Macht 
des erſten Conſuls gefiheben; noch durchgreifender 
entfchied Darüber das organifche Senatuscon— 
fultum vom 18. Mai 1804, durch welches der 
erfie Conſul zum erblichen Kaifer der Frans 
zofen, mit dem Rechte ernannt ward, im Faͤlle der 
Ermangelung eigner männlicher Nackonmenfchaft, 
Kinder oder Enkel feiner, zu Prinzen erhobenen, 
Brüder Joſeph und Ludwig zu adoptiren. Ceine 
Civillifte ward auf 25 Mill. Franken beſtimmt. Zu⸗ 
gleich begruͤndete dieſes Senatusconſultum zwei beſon— 
dere Commiſſionen für Die perſoͤnliche Freiheit 
und fuͤr die Preßfreiheit im Senate, wobei der 
Senat berechtigt ward, uͤber die Verfaſſung zu 
wachen. 
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39, 
.g) Die Verfaffungen von Jahre 1814, 


Menn gleich Napoleon, als Kaifer,  eigenmäch: 
tig (49. Aug. 1807) das, Tribunat aufheb, . und 
manche „Derfügung ſich erlaubte , wobei kaum die 
** Form der Verfaſſung beobachtet ward; ſo galt 
dieſe Verfaſſung doch im Ganzen bis zu feiner Thron⸗ 
verzichtung am 11. April 1814. Allein ſchon einige 
Zage vorher (2. April) verfammelte Talleyrand 
den Senat, der die Entfeßung Napoleons und Die 
Aufl hebung Des Erbrechts in feiner Familie ausfprach, 
jo wie er das franzofifche Volk und Heer des, dem 
Kaifer geleifteren, Eides entband, Am 6. April 
machte ver Senat eine neue VBerfaffung befannt, 
nach welcher „das franzofifche Vol Ludwig Sta— 
nislaus Xaver von Frankreich, Bruder des letz— 
ter Königs, und nach ihm die andern lieder Des 
Bonrbonifhen Haufes, nach alter Ordnung, frei 
auf den Thron Frankreichs berief,‘ der alte Adel 
feine Titel wieder annehmen, und der nene die feis 
nigen erblich beibehalten follte. Die vollziehende 
Gewalt ſollte dem Könige allein, die gefeßgebende 
dem Könige, dem Genate und dem gefeßgebenden 
Korper gemeinschaftlich zuſtehen, ſo daß die 
Geſetzesentwuͤrfe in dem Senate und in dem gefeß- 
gebenden Korper vorgetragen werden Fonnten, bie 
auf das Budget, welches ausfchliegend vor den ges 
jeßgebenden Korper gehören follte. Doch Eonnte der 
Konig die beiden Korper einladen, mit den Öegen- 
ftänden, die er für angemefjen hielt, fich zu befchäf: 
tigen. Es follte 150 Senatoren zum mindeften, 
200 zum höchften geben, ihre Wuͤrde bleibend und 
in der Erftgeburt des männlichen Stammes 
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alle‘ bisherige Senatoren. beibehalten, die nicht freis 
willig auf die Eigenfchaft Franzöfifcher Bürger vers 
zichten würden. — — Zum gefesgebenden Korper 
follte jenes Departement fo-viele Mitglieder, wie bis- 
. ber, ſenden, und die Wahl derfelben durch die Wahl— 
collegien gefcheben. Die Dauer ihrer Function ward 
auf fuͤnf Jahre beſtimmt; doch ſollte der Koͤnig den 
geſetzgebenden Koͤrper vertagen und aufloͤſen, ſo wie 
außerordentlich zuſammen berufen koͤnnen. 

Dem geſetzgebenden Koͤrper ward das Recht, 
zu diſcutiren, beigelegt; ſeine Sitzungen ſollten 
öffentlich ſeyn, außer wenn er für gut faͤnde, ſich 
in ein Generalcommits zu bilden, — Alle Auflagen 
follten nach dem Grundfaße der Gleichmaͤßigkeit vers 
theilt, Religions-, Gewiſſens- und Preß— 
freiheit beſtaͤtigt, die oͤffentliche Schuld und die 
Käufe der Nationaldomainen anerkannt, die Unab— 
hängigkeit der richferlichen Gewalt garantirt, Die 
Geſchwornen, fo wie die Oeffentlichkeit der Verhand— 
lungen in Criminalfaͤllen, das buͤrgerliche Geſetzbuch, 
und Das Begnadigungsrecht des Königs beibehalten, 
jede Guͤterconfiſcation aber, und alle außerordentliche 
Sommiffionen und Tribunale aufgehoben werden, — 
Allein Ludwig 15 erklärte bereits im feiner Pro— 

clamation vom 2. Mai aus Duen, daß er diefen 
Berfaffungsentwurf nicht genehmigen fonne, weil 
eine große Menge Artikel den ‚, Stempel der Eile‘ 
truͤgen; daß er aber felbft eine liberale Verfaſſung 
geben wolle, weshalb er zum 10. Juny den Senat 
und den gefeßgebenden Körper zufammenrufe, um 
beiden Die Arbeit vorzulegen, welche er mit einer, 
‚aus der Mitte beider Corps gewählten, Sommiffion 
verfertigen werde. | 
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Doch ſchon am 4 Jun. 1814 ließ der König 
fubwig 18 die conftitntionelle Charte dem 
Senate und den Departementsdeputirten in 'einer 
öffentlihen Sitzung vorlegen, nachdem er am 30, 
Mai den Frieden mit den auswärtigen Mächten unter 
zeichnet harte. Nach einer Eurzen Anrede des Konigs 
folgte die Einleitung des Kanzlers d'Ambray, 
welche dem VBorlefen der Berfaffung vorausging. So 
wie Die DBerfaffung vom neunzehnten Regie: 
rungsjahre des Königs datirt warz fo erflärte auch 
der Kanzler, daß der Konig fehon damals (nach des 
Dauphins Tode im Jahre 1795) den Thron beftiegen 
habe, und Frankreich jest, durch die Schwere der auf 
ihm laftenden Leiden, zu jener Regierungsform zus 
ruͤckgekommen wäre, welche vierzehn Jahrhun— 
derte hindurch feinen Ruhm umd fein Glück bes 
fordert hätten. Frankreich habe nun Die unerſch uͤt— 
terlichen Pfeiler feiner alten Monardie 
wiedergefunden; auf diefe gebeiligte Grund— 
lage muͤſſe jest ein dauerhaftes Staatsgebäude her— 
aeftellt werden, Allein der König „in dem vollen 
Beſitze aller ihm auf diefes Königreich angeftamnıten 
Rechte‘ wolle „der ibm von Öort und feinen 
Dätern verliehenen Macht felbft Örenzen 
ſetzen.“ Deshalb gebe er ven Franzofen eine Staats- 
verfaffung, welche ihren Wünfchen und ihren Be— 
duͤrfniſſen anpaſſe. An Beziehung auf den‘ Senat 
und den gefeßgebenden Korper erklärte der Kanzler 
fehr beftimmt: „Hat auch der Senat mit jener 
Macht, welche ihn gründete, zugleich feine Eriftenz 
verloren; Fann auch der gefeßgebende Körper 
in Zufunft ohne außerordentliche Autorifation des 
Koͤnigs nur noch ſchwankende Befugniffe befisen; fo 
fahren dieſe beiden Behörden demungeachtet fort, zu 
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dem geſetzlichen Ausſchuſſe der Notablen des Koͤnig— 
reiches zu gehoͤren. Auch hat der Koͤnig dieſe beiden 
Behörden zu Rathe gezogen, indem er aus deren 
Mitte Diejenigen lieder aushob, welche das in 
fie gefeßte Vertrauen verdienten. Durch diefe Mit: 
glieder hat der König fo zu fagen fein Konfeil 
vermehrt, und verdankt ihren Bemerfungen man— 
hen:nüglichen Zufaß, und manche nüßliche Ein— 
ſchraͤnkungen in der neuen Berfaffungsurfunde. Was 
ich Ihnen nunmehr vorlegen werde, befteht in ver 
einmüthigen Arbeit einer Commiſſion an welcher 
auch Mitglieder des Senats und Dr Mappe bükbenben 
Körpers Theil hatten.“ 


40. 


b) Dolitifher Charafter der conftifutios 
nellen Charte *). 


In der Einleitung zur Charfe erklärt der 
König, „Daß, obaleich in Frankreich alle öffentliche 
Gewalt auf ver Perfon des Konigs ruhe, er, nach 
dem PVorgange feiner Vorfahren, keinen Anftand 
nehme, deren Ausübung nach den Zeitbedürfniffen zur 
modiftciren; daß er aber die Grundlagen der neuen 
Derfaffungsurfunde in dem franzöfifchen Charakter, 
fo wie in den ehrwürdigen Denfmälern der 
vergangenen Jahrhunderte aufgefucht, und 
deshalb in der Wiederherftellung der Pairs— 


*) Die Sammlungen, wo biefe Urkunde fteht, f. $. 19. — 
Außer denfelben gehört hieher: Oonstitutions de la 
nalion francaise, avec un essai de traite histo- 
rique et politique sur la charte, ei un recueil 
de pieces correlatives; v le Comte-Lanjui- 

' naıs, Pair de Frauce etc, 2 T. Paris, 1819. 8. 
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wuͤr de eine wahrhafte Nationaleinrichtung erblickt 
babe, Zugleich habe er durch die Kammer der 
Deputirten die alten Verſammlungen des Maͤrz— 
und Maifeldes, fo wie die Kammerdes **— 
Standes erſetzen wollen.“ 


1) Die Staatsrech te ber Franzoſen | 

Die Franzofen find vor dem Geſetze gleich; 
ihre Titel und ihr Rang feyen übrigens, welche fie 
wollen. 

Eie tragen, ohne Unterſchied, nach dem 
Berhälcwiffe ihres Vermögens zu den 
Saften des Staates bei. 

Cie koͤnnen alle, ohne Unterfihied, zu Civil: 
und Militairämt ern gelangen. 

Ihre individnelle Freiheit wird garan- 
tirt. Niemand Eanıı verfolgt oder verhaftet werden, 
außer in. den von deu Gefeßen vorgefehriebenen Fällen, 
und nur. nach, der gefeglichen Form. 

Jeder uͤbt feine Religion mit gleicher Sreibeit 
aus, und erhält für feinen Gottesdienſt den naͤm— 
lichen Schuß. Doc) ift die roͤmiſch-katholiſche 
Keligion Die Religion des Staates. Die Die: 
ner derfelben, und die der andern chriftlichen Gottes— 
verehrungen , erhalten allein ihre Beſoldungen aus 
dem koͤniglichen Schase. 

Die Franzofen haben das Recht, ihre Meis 
nungen vffentlich befannt machen und 
druden zu laffen, wenn fie fich nach den Ge— 
feßen fügen, welche die Mißbraͤuche bie Frei⸗ 
heit verhindern ſollen. 

Alles Eigenthum iſt, ohne Ausnahme von jenem, 
welches man Nationaleigenthum nennt, 


«4 
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unverletzlich, weil das Geſetz zwiſchen ne feinen 
Unterfchied macht. 

Der. Staat kann Die Aufopferung. Eigen⸗ 
thums für ein gefeglich erwiefenes Staatsintereffe ver: 
fangen; doch nur nach vorausgegangener Entſchaͤdi⸗ 


ung. 
Alle Nachforſchungen uber Meinungen und Bora 

bis zur Wiederherſtellung der jetzigen Regierung ſind 
unterſagt. Die naͤmliche Vergeſſenheit wird den Tri— 
bunalen und den —— anbefohlen. | 

Die Konfeription ift abgefchafft. Die Art ver 

Rekrutirung für die Jaud= und Seemacht wird von 
dem Geſetze beftimnit. 


2) Sormen der Kegierung des Konigs. 


Die Perfon des Konigsift unverlesglich 
und heilig. Ihm allein ftehe die vollziehende 
Gewalt zu. | 

Seine Minifter find verantwortlich. 

Der König ift hachftes Oberhaupt des Staates; 
er befehlige Die Land- und Seemacht, erklärt Krieg, 
fehließt Friedens», Bindniß= und Handelsverträge, 
ernennt zu allen Stellen der offentlichen Verwaltung, 
und: erläßt die zur Vollziehung der Gefege und zur 
Sicherheit des Staates nöthigen Verfügungen und 
Derordnungen, 

Die gefeßgebende Gewalt wird gemein: 
fhafrlich von dem Könige, der Kammer der 
Pairs und der Kammer der Deputirten der 
Departemente ausgeübt. 

Der König Schlägt das Gefeß.vor Der 
Vorſchlag eines Geſetzes gefchieht, nach dem Gutbe— 
finden des Koͤnigs, in der Kammer der Pairs, oder 
in der Kammer der Deputirten; mit Ausnahme des 
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Budgets, Das zuerft vor Die Kammer der Depntirten 
‚gebracht werden muß. Jedes Geſetz fordere freie 
Berathung und Zuftimmung von Geiten der 
Mehrheit jeder der beiden Kammern. 

Die Kammern haben das Recht, den König zu 
bitten, über irgend einen Öegenftand ein Geſetz 
vorzufchlagen, und anzugeben, was fie glauben, daß 
das Gefes enthalten ſolle. Ein ſolcher Vorfchlag 
Fann von jeder der beiden Kammern gemacht werden ; 
doch muß er im geheimen Ausſchuſſe berathen werben, 
Er darf von der vorfehlagenden Kammer erſt nach 
dem Berfluffe von zehn Tagen ver andern Kammer 
zugefertigt werden. Wird der VBorfihlag von der 
andern Kammer angenommen; fo wird er dem Koͤ— 
nige vorgelegt. Wird er verworfen; fo Fann er in 
derſelben Sißung nicht wiederhohlt werden. 

Der König allein fanctionire und promul 
girt die Geſetze. | 

Die Civillifte wird Durch die erfte Legislatur 
nach der Thronbefteigung des Königs für die ganze 
Kegierungsdaner fefigefeßt. f 


3) Bon der Kammer der Pairs. 


Die Kammer der Pairs ift ein’ wefentlicher 
Theil‘ der Gefeggebung. Sie wird von dem Könige 
zu gleicher Zeit mit der Kammer der Deputirten zus 
fammenberufen. Die Cißungen beider Kammern 
beginnen und endigen zu gleicher Zeit. — Jede Ber: 
ſammlung; der Kammer der Pairs, die außer der Zeit 
der Eißung der Kammer der Deputirten gebalten, 
oder nicht vom Könige befohlen feyn würde, iſt uner— 
laubt und in fich nichtig. 

Die Ernennung der Pairs ſteht dem 
Könige zu. Ihre Zahl ift unbeſchraͤukt; der 
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König kann nach Willkuͤhr ihre Würden abwechfeln 
(varier), fie auf Vebenszeit ernennen, oder 
erblich maden. | 

Die Pairs haben Zutritt in der, Kanımer mit 
ihrem 2öften, eine deliberative Stimme aber euft mit 
ihrem 3Often Sabre. Prafident der Kammer: ift der 
Kanzler von Srankreich, und in deſſen — — 
ein vom Koͤnige ernannter Pair. 

Die Glieder der koͤniglichen Familie und die 
Prinzen vom Gebluͤte ſind Pairs durch Geburtsrecht; 
ſie haben ihren Sitz unmittelbar nach dem Präfiden- 
ten, eine deliberative Stimme aber erft mit 25 Jah⸗ 
ven. Die Prinzen Eonnen nur Sig in der Kammer 
nehmen -auf Befehl des Konigs, welcher für jede 
Sitzung in einer Botſchaft ausgedruͤckt iſt; bei Strafe 
der Nullitaͤt alles deſſen, was in ihrer Gegenwart 
geſchehen ſeyn durfte. 

Alle Berathſchlagungen der —— der Pairs 
ſind geheim. 

Die Kammer der Pairs erkennt uͤber Die Ver— 
brechen des Hochverraths und der Gefährdung der 
Sicherheit des Staates, werüber das Geſetz Das 
Noͤthige beftimmen wird. Kein Pair Fan in 
Criminalſachen anders, * vermoͤge eines Befehls 
der Kammer, verhaftet und gerichtet werden. 


4) Bon der Kammer der Deputirten der 
Departemente, 


Die Kammer der Deputirten beſteht aus den 
von den Wahlcollegien ernannten Deputirten. Die 
Drganifationder Wah leollegien wird Durch 
‚die Geſetze feftgefeßt werden. Jedes Departement 
behält die Zahl der Deputirten, die es bis jeßt hatte. 

Die :Deputirten werben dann, fünf Jahre ges 
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wählt, und fo, daß die Kammer jedes Jahr zum 
fü nften 2 Theile erneuert wird. 

Jeder Deputirte muß 40 Jahre alt ſeyn, 
und eine directe Steuer von 1000 Franken bezahlen, 
Wenn ſich indeſſen in einem Departement keine 50 
Perſonen finden von dem angegebenen Alter, die nicht 
wenigftens 1000 Franken directe Steuern bezahlen; 
fo wird deren Zahl durch folche ergänzt, welche die 
ſtaͤrkſten Steuern unter 1000 Franken bezahlen, 
die jedoch mit den erften nicht zugleich erwaͤhlt werden 
koͤnnen. | 
Seder Wähler mit Stimmrecht bei der Er: 
nennung der Deputirten muß wenigftens 30 Sabre 
alt ſeyn, und eine directe Steuer von 300 Franken 
bezahlen. 

Die Prafidenten ver Wahlcollegien werden von 
dem Könige ernannt, und find gefeglich Mitglieder 
des Collegiums. — Wenigftens die Hälfte der De— 
putirten. wird aus den Wählbaren ernannt, welche 
ihren politifchen Wohnfis in dem Departement haben, 

Der Präfident der Kammer ver Deputirten wird 
von dem Konige aus einer von der Kammer vorgeleg- 
ten Liſte von fünf Mitgliedern ernannt, 

Die Sitzungen der Kammer find dffenrlich; 
das Begehren von fünf Mirglievern reicht aber Hin, 
zu bewirken, daß fie fich in einen geheimen Ausfchuß 
bildet. Die Kammer theilt fic) in Bureau’s, um die 
ihr von Geiten des Königs vorgelegten Geſetzentwuͤrfe 
zu berathen. 

Keine Abaͤnderung kann in einem Ge— 
ſetze getroffen werden, wenn ſie nicht in einem 
Ausſchuſſe von dem Könige vorgefchlagen, in die 
Bureau's geſchickt und darin berathen worden ift. 

Alle die Steuerwberreffende Vorfchläge kom— 
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men zuerft in die Kammer der Deputirten, und 
koͤnnen nur, wenn fie bier für zuläfjig befunden wor: 
den find, in Die’ Kammer der Pairs gebracht werden, 
— Keine Auflage kann ausgefchrieben und erhoben 
werden, wenn fie nicht von beiden Kammern 
bewilligt und von den Konige beftätigt worden iſt. 
| Die Grundfieuer wird nur für Ein Jahr bewil- 
liget. Die indirecten Auflagen Eonnen 8 mehrere 
Jahre bewilliget werden. 

Der Koͤnig ruft in jedem Jahre beide Kam— 
mern zuſammen; er prorogirt ſie, und kann die der 
Deputirten aufloͤſen; im letztern Falle muß er aber 
binnen drei Monaten eine neue —— Un zu⸗ 
ſammen berufen. 

Es kann keine Verhaftung gegen ein Mitglied 

der Kammer während der Sitzung, und in den vor= 
hergehenden oder folgenden fechs Wochen ftatt haben. 
Kein Mitglied der Kammer kann während der Dauer 
‚ der Sitzung in Criminalfachen, ohne vorgängige Erz 
laubniß der Kammer, verfolgt oder verhaftet werden ; 
den Fall einer Ergreifung auf frifcher That ausge— 
nommen, 
BAT N TERBDE Petition an die eine oder die andere 
Kammer muß fehrifelich gefihehen. Das Gefeg 
verbierer, fie perfonlich und vor den Schranfen zu 
überreichen. 


I) Von den Miniftern. 


Die Minifter koͤnnen Mitglieder der Kammer 
der Pairs und der Deputirten ſeyn. ie haben 
freien Zutritt zu einer oder der andern Kammer, 
und müfjen gehort werden, wenn fie es verlangen, 

Die Kammer ver Deputirten hat das Recht, vie 
Minifter anzuflagen, und fie vor die Kammer der 
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Pairs zu ziehen, die allein das Recht hat, fie zu 
richten. 

Sie koͤnnen nur wegen DVerrärherei oder Ver— 
untreuung angeklagt werden. Beſondere Gefeße wer: 
den diefe Gattung von Verbrechen und das dabei ein= 
tretende Verfahren beftimmen, 


6) Von der a 


Alle Rechtspflege geht vom Könige aus. ie 
wird in feinem Namen durch Kichter verwaltet, 
die er ernennt und einfeßt. Die vom Könige ernann- 
ten Richter find unabfeßbar. 

Beibehalten werden die beftehenden ordentlichen 
Gerichtshoͤfe, Tribunale, Handelsgerichte und Fries 
densgerichte. Die Friedensrichter, obgleicy vont 
Könige ernannt, find nicht unabfebbar, 

Niemand kann feinen natürlichen 
Richtern entzogen werden. Es dürfen dem— 
nah Feine außerordentlichen Commiſſio— 
nen und Tribunale errichfet werden. Doch 
find unter diefer Benennung die Prevoralgerichte 
nicht begriffen, inwiefern deren Wiederherſtellung 
noͤthig erachtet werden ſollte. 

Die Verhandlungen in Criminalfaͤllen ſind oͤf— 
fentlich, inwiefern dieſe Oeffentlichkeit nicht für - 
Ordnung und Sitten gefaͤhrlich iſt, in welchem Falle 
das Tribnual diefes Durch einen Urtheilsfpruch erklärt. 

Die Gefhwornen;werden beibehalten. Die 
Deränderungen, welche eine längere. Erfahrung in 
diefer Einrichtung anrathen Eonnte, dürfen nur vers 
mittelft eines Gefeßes erfolgen, . 

Die Strafe der Güterconfifcation ift ab» 
sefchafft, und kann nicht wieder eingeführt werben. 
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Der Koͤnig hat das Recht, zu begnadigen 
und die Strafen zu mildern. 

Das buͤrgerliche Geſetzbuch und die be— 
ſtehenden Geſetze, welche dieſer Urkunde nicht ent— 
gegen ſind, bleiben in Kraft, bis ſie auf geſetzlichem 
Wege abgeſchafft werden. | 


7) DBefondere. vom Staate garantirte 
Rechte, 


Die oͤffentliche Schuld iff garantirt, Jede 
von Seiten des Staates gegen feine Gläubiger über- 
nommene Verbindlichkeit ift unverleglich. 

Der alte Adel nimmt feine Titel wieder an; 
der neue behält die feinigen. Der König erhebt 
nad Willkuͤhr in den Adelſtand; er verleiht aber Titel 
und Kang ohne irgend eine Befreiung von den Laften 
und Pflichten der Geſellſchaft. 

Die Ehrenlegion wird beibehalten, und der 
Konig ihre innere Einrichtung und Decoration be= 
ftimmen, 

Die Kolonieen follen nach beſondern Geſehen 
und Reglements regiert werden. 

Der Koͤnig und ſeine Nachfolger ſchwoͤren bei 
der Feierlichkeit ihrer Kroͤnung, die gegenwaͤrtige Ver— 
faſſungsurkunde treu zu beobachten. 
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c) Die fpätern Ereigniffe in Hinſicht Dies 
fer Berfaffung. 


Das Wiedererfcheinen Napoleons in Frankreich 
während der fogenannten hundert Tage im Jahre 
4515 wirkte zwar nur vorübergehend auf die Der: 

St. W. ate Aufl. IV. 15 
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faſſung ein; doch darf diefe Einwirkung in gefihicht- 
lich-politifcher Beziehung nicht ganz uͤbergangen 
werden. Er erneuerte, mit Beſeitigung der von 
Ludwig 18 gegebenen conftitutionellen Charte, im 
Ganzen die vierte Verfaflung mit ihren Ergaͤnzun— 
gen in den Senatusconfultis vom Auguft 1802 und 
vom Mai 1804. Er verband aber damit die (von | 
Benjamin Konftant entworfenen and am 22. Apr. 
1815 bekannt gemachten ) Sufaßarrikel, durch 
welche er die vierte Verfaſſung in vielen, wefeutlichen 
Beftimmungen der Charte annäberte. 

Nach dieſen Zufagartiteln ward die gef eb ge— 
bende Gewalt vom Kaifer und zweien Kanı- 
mern ausgehbt. Die erfte Kammer, Pairs kam— 
mer genannt, follte in ihren Wuͤrden erblich feyn, 
und zu Lerfelben vom Kaifer unwiderruflich ers 
nannt werden, Die Zahl der Pairs war unbe: 
fhränft. — Die zweite Kammer, Nepräfen 
tanten kammer gekannt; beſtehend aus 629 Mir— 
gliedern, die wenigftens 25 Jahre alt ſeyn mußten, 
foltte vom Volke erwählt und aller fünf 
Jahre erneuert werden. Ihre Mitglieder konnten 
immer wieder gewählt werden. Die Sitzungen 
beider Kammern follten offentlich, und die Wuͤr— 
den eines Pairs und eines Kepräfentanten mit allen 
öffentlichen Amtsverwaltungen vereinbar feyn.. Die ' 
Regierung - follte die Geſetze vorfchlagen; die 
Kammern Eonnten Zufäaße in Antrag bringen. \ 
Würden aber diefe Veränderungen von der Kegierung 
nicht angenommen; fo foliten die Kammern über. das 
Geſetz ſtimmen, wie es war. Doc hatten beide 
Kammern die Befugniß, die Regierung einzus 
laden, ein Geſetz über einen beffimmten 
Gegenſtand abzufaffen und Das vorzufchlas 
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gen, was ihnen dienlich ſchien, in das Geſetz aufge 
nommen zu werden, Kine folche Abfaffung, von der 
einen Kamnier angenommen, follte in die andere ge— 
bracht, und, von dieſer gufgeheißen, dem Kaifer 
überreicht werden. — Jeder Vorfihlag einer Steuer, 
eines Anleihens, oder eines Mannſchaftsaufgebots 
follte zunäachft in der Repräfentantenfammer gefchehen. 
Dahin ward auch zuerft gebracht 1) das General— 
Staats» Budget, und 2) die Rechnung über die 
Einnahmen und Ausgaben des voppergebenden Jah: 
res. — In Hinſicht der fraarsbürgerlichen Rechte 
ward ausgefprochen: alle Franzoſen find vor dem Ge— 
feße gleich, theils nach dem Beitrage zu den allgemei= 
nen taften, theils nach der Öelangung zu allen bür- 
gerlichen und Militairftellen ; Die Freiheit des Gottes- 
dienftes iſt allen zugefichert; jeder ‘Bürger hat das 
Recht, feine Gedanken, wenn er fie unterzeich- 
net, ohne vorhergehende Cenfur zu druden 
und bekannt zu machen, mit Vorbehalt gefeßlicher 
Derantwortlichkeit nah der Bekanntmachung durch 
Urtheil der Geſchwornen; das Petitionsrecht ift allen 
Bürgern zugeficher. — Der Schluß dieſer Zufaß- 
artikel lautete: „das franzofifche Volk erklärt, Daß 
in der von ihm gefchehenen Delegation feiner Gewal— 
ten es nicht gefonnen ift, Das Recht zu ertheilen, Die 
MWiedereinfeßung der Bourbone, oder irgend 
eines Prinzen diefer Samilie, auf den Thron in Vor— 
fhlag zu bringen, ‚nicht einmal im Falle, daß die 
Eaiferliche Dynaftie ausftürbe,; eben fo wenig das 
Hecht, ven alten Seudaladel, oder die Feu— 
dal- und herrfohaftlichen Rechte, oder die 
Zehnten, oder irgend eine privilegirte 
oder herrſchende Religionsuͤbung, oder 
die Befugniß, die Unwiderruflichkeit des 
| 195% 
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Derfaufes der Nationaldomainen anf 
irgend eine Weife anzutaſten.“ — 

Allen als nach der Schlacht bei Waterloo, 
welche Napoleons Schickſal entfehied, Ludwig 18 nach 
Paris zuruͤckkehrte, trat auch die von ihm ertheilte 
conftitutionelle Charte von neuem in Wirkſamkeit; nur 
daß, wegen der Kämpfe zweier entgegengefeßter Par- 
theien in beiden Kammern, theils gegen einander felbft, 
theils gegen die Minifter, bereits am 5. Sept. 1816 
ein neues Wahlgeſetz *) gegeben, viejes aber 
theilweife fehon Durch das Geſetz vom 5. Febr. 1817, 
und noch wefentlicher am 12. Jun. 1820 verändert 
ward. 

Durch diefes nene Wahlgefeg ward die Zahl der 
Depntirten von 258 bis auf 430 vermehre. Von 
diefer Zahl follten die bis dahin beftandenen 258 Mit— 
glieder auf die bisherige Weiſe, nämlich von den mitt: 
lern Eigenthümern — den Wahlmännern zu 300 
Franken Steuern — in den Kreisverfammlungen 
ernannt werden, Doch fo, Daß ein jeder Bezirk oder 
Kreis einen Deputirten für fich erwäblte. (Blos in 
den Departementen, worin fich nicht 300 Wahlmäns 
ner, oder, wenn fie in fünf Kreife geheilt find, nicht 
400 Wahlmanner zu 400 Franken Steuern fänden, 
oder welche bisher nur einen Deputirten überhaupt zu 
ernennen hätten, blieben die Wahlen des ganzen De— 
partements gemeinschaftlich.) Die binzugefomz= 
menen 172 Deputirten hingegen wurden zunächft von 
den Keichern ausfchließend gewählt, indem in jedem 


— — 





*) Weber die in Frankreich in ältern und neuern Zeiten bes 
ftandenen Wahlformen der ehemaligen Neicysftände und 
der gegenwärtigen Deputirten, vgl. Hermes, N.IX. 
©, 375 fi. 


\ 
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Departement das am meiften beftenerte Viertheil der 
fammelihen Wahlmanner (felbft in den Eleinften 
oder armften Departemente wenigftens die 79 reich— 
ſten Beſitzer) wieder eine beftinnmte Anzahl Deputirte 
in. einer befondern Wahlverſammlung ernennen follte, 
ohne dabei ihr Stimmenrecht bei ven Wahlen der 
Kreife zu verlieren. So gab alfo in Frankreich Die 
Ariftokrarie des Vermögens den Ausfchlag theils in 
der Kammer der Pairs, theils in der augfchließ- 
lihen Wahl eines Drierheils der „Deputirtenfammer 
in den Departementswahlen, theils in der Theils 
nahme an den Bezirfswahlen, wo die Keichern wies 
der ein Viertheil der Zahl nach bilden. — Kine fpa= 
tere Beränderung der Berfaffung geſchah (1524) durch 
das Septennalitätsgefeß, nach welchem vie 
Deputirtenkammer nicht eheilweife, fondern vollig er= 
neuert wird, fo daß diefe Wahl dann 7 Jahre bins 
Durch Dauert, wenn fie nicht während der Zeit vom 
Könige aufgelofet wird (wie am 9. Nov. 1827 ges 
ſchah). — Auf ähnliche Weife ward die politifche 
- Stellung der Pairskammer durch die Eonigliche Er— 
neunung von 76 neuen Pairs (5, Novbr. 
1827) wefentlic) verändert. 





42. 
4) Die Niederlande, 
a) Gefchichtliche Einleitung. in die Entftehung und 
Sortbildung der Verfaſſung der Niederlande, 
&) Die erfte Berfaffung vom %. 1798, 


Die aus der früheren Provinzialeinrichtung herz 
ftammende Verfaſſung des Freiftaates der Nieder: 
lande, zuleßt mit einem allgemeinen Erb ftatthalter an 
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der Spitze der vollzichenden Gewalt, erfihien aller: 
dings im Laufe des achtzehnten Jahrhun derts als ver—⸗ 
altet, und bewirkte, in Verbindung mit mehrern 
andern Urſachen, die bedeutende politifche Ohnmacht 
diefes Freiſtaates der im ſiebenzehnten Jahrhunderte 
und bis zum Frieden von Utrecht (1713) in den euro= 
päifchen Angelegenheiten nicht felten das Wort der 
Enrfcheidung führte. 

Schon lange gährte der Kampf zwiſchen der 
oraniſchen und antioraniſchen Parthei, bevor die 
franzoͤſiſche Revolution die voͤllige Umgeſtaltung des 
innern Staatslebens in den Niederlanden bewirkte. 
Dies geſchah, als die ſiegreichen franzoͤſiſchen Heere 
unter Pichegru am Anfange des Jahres 1795 in die— 
ſem Freiſtaate vordrangen, und am 19. Kan, Amſter— 
dam beſetzten, nachdem am 17. Jan. der Erbſtatt— 
halter nach England abgereiſet war. Der General 
Daͤndels ſchloß ſich, an der Spitze einer Legion 
bataviſcher Patrioten, den Franzoſen an. Die Nie— 
derlande wurden als bataviſche Republik aus— 
geſprochen, und in derſelben die Erbſtatthalterwuͤrde, 
der Adel, und der Religionsunterſchied in Hinſicht 
auf buͤrgerliche Rechte aufgehoben. 

Nach dem damals in der Republik Frankreich 


vorherrſchenden demokratiſchen Syſteme konnte 


in der, durch feierliches Buͤndniß an ſie geknuͤpften, 
bataviſchen Republik die bisherige Foͤderativver— 
faſſung nicht fortdauern. Batavien ſollte eine, der 
dritten Verfaſſung Frankreichs aͤhnliche, Conſti— 
tution erhalten. Deshalb ward zum 1, Mär; 1796 
eine Nationalverfammlung nach) dem Haag berufen, 
und aus derfelben ein Ausſchuß von 21 Individuen 
mit der Entwerfung der neuen Verfaffung beauftragt. 
Allein der von diefem Ausfchuffe gemachte Entwurf 
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warb im Jahre 1797 von den Urverſammlungen des 
bataviichen Bolfes verworfen, worauf im Geptember 
1797 eine zweite Nationalverfammlung, und. in 
Derfeiben. wieder ein Ausfchuß von 21 Diitgliedern 
zur Entwerfung einer neuen Berfaffung zuſammen— 
trat. Bei dem langen Auſtreben dir Demokraten und 
Foderaliften gegen einander, fiegte endlich die Parthei 
Der serfien, nachdem Midderigh, der Praͤſident 
der Nationalverſammlung, alle Mitglieder derſelben 
verhaften ließ, welche vie feierliche Erklärung gegen 
die Statthalterwürde, gegen Den Foͤderalismus, gegen 
die Anarchie und Ariftokratie verweigerten. Der 
franzoͤſiſche Gefandte Lacroir genehmigte Diefe ge— 
waltfame Diaagregel. Sie bewirkte, daß vie neue 
Berfaffung am 17. März 1795 im Haag unterzeich- 
net, und am 23. Apr. 1798 ohne Winerfpruch ange— 
nommen ward. — Diefe neue Verfaffung aing von 
dem Grundfage der Bolksfouverainerät aus, 
fo daß, weil das bataviſche Volk feine Angelegenhei— 
ten nicht in Perſon beforgen koͤnne, eine Volfsregies - 
rung Durch Stellvertretumg gebilver werden 
ſollte. Die wichrigften Folgerungen aus dieſem 
Örundfage waren: „Nur allein in dem Urver— 
fammlungenvwerden alle politifche Rechte Durch 
die Bürger ausgeuͤbt⸗/ — : Hemterifind Auftraͤge der 
Geſellſchaft für eine beftimmete Zeit. Sie find 
weder erblich, noch einer Veräußerung faͤhig, noch 
befondere DBorrechte derer, Die fie verwalten. — 
Jede Art des Gottesdienſtes genießt gleiche 
Sicherheit und gleichen Schuß. — Ale fogenannte 
Herrfihaftsrechte und Titel find, ohne irgend 
eine Ertſchaͤdigung, fo wie alle Zehent-, Zins⸗, 
Nachkaufs-, Tod- und Erkfälle, und alle aus dem 
Lehusſyſteme abftammende Rechte fin immer abge— 
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ſchafft; doch foll der ftellverretende Körper den Fuß 
und die Art der Abkaufung aller folcher Rechte 
beftimmen, welche als Früchte eines wefentlichen 
Eigenthums betrachtet werden konnen. — Niemand 
ann angeklagt oder verhaftet werden, als in Kraft 
der Geſetze. Diejenigen, die ohne Zuthun des Rich— 
ters, in einem dringenden Falle verhaftet werden, 
follen längftens innerhalb 24 Stunden ihrem befugten 
Kichter übergeben werden. — Die Güterconfifcation 
wird aufgehoben. — Alle Gilden, Gorporationen 
und Innungen von Gewerben, Handwerken und 
Sabrifen werden abgefchafft. — Der Beitrag zu 
den nothwendigen Bedürfniffen des Staates ift eine 
geheiligte Schuld für jeden Bürger, um den Schuß 
zu vergüten, den er genießt. Diefer Beitrag wird 
von allen Bürgern nach dem DBerhältniffeibres 
Vermögens geleiftee. — Zur Ausübung des 
Stimmenrechts der Bürger wird Die ganze Nepublif 
in Urverfamlungen, jede zu 500 ©eelen, 
und in Diftrictsverfammlungen :getheilt, 
worin die Wähler aus vierzig Urverfammlungen 
zufammen kommen. — Die drei vornehmften Ge— 
walten der Republik find: die ftellvertrerende, 
die vollziehende und die richterliche Öewalt. 
Der ftellvertretende Körper repräfentirt das 
ganze Volk, und giebt im Namen deffelben Geſetze. 
Er zerfällt in zwei Kammern, die eine von 60, die 
andere von 36 Mitgliedern. (Es ward auf 20,000 
Seelen Ein Repräfentant gerechnet.) — Der Ent: 
wurf und erſte Vortrag aller Geſetze und Befchlüffe 
gehört allein und ausfchlieglich der erften, die Bes 
ſtaͤtigung oder Nichebeftätigung der zweiten Kams 
mer zu. Ale Sißungen beider Kammern find offents 
lich. Die von der zweiten Kammer beftärigten 
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Beſchluͤſſe und Geſetze werden dem Vollziehungsrathe, 
um darnach zu verfahren, und der erſten Kammer in 
Abſchrift zugeſchickt. Der Vollziehungsrath, 
beſtehend aus fuͤnf Individuen, von welchen jaͤhrlich 
eins austritt, ernennt die verantwortlichen Miniſter, 
die Commiſſarien bei den Departementsregierungen, 
bei den Gerichtshoͤfen, bei den Gemeinderegierungen, 
und in Kriegszeiten bei der Kriegsmacht zu Waſſer 
und zu Lande; verkuͤndigt die ihm von dem ſtellver— 
tretenden Koͤrper zugeſandten Geſetze binnen dreien 
Tagen, und ſorgt fuͤr deren Vollſtreckung; er organi— 
ſirt die bewaffnete Macht und ernennt alle hohe Offi— 
ciere; er uͤberſchickt jährlich dem ftellvertretenden Kor: 
per einen Ueberſchlag ver gewöhnlichen und der außer: 
ordentlichen Staatsausgaben, fo wie eine Berechnung 
der im vorigen Sabre bewilligten Summen; er- er= 
nennt alle auswärtige diplomatifche Agenten, und 
leitet Die Unterbandlungen mit dem Auslande; er 
vorbereitet, führt und fihliege die Unterhandlungen 
über Frieden, Buͤndniſſe, Freundfchafts- und Han— 
delsverträge, doch unter nachfolgender Beftätigung 
von dem ftellvertrerenden Korper. In Anfehung der 
Entftehung eines Krieges Fann er in Unterhandlung 
treten, aber feinen Befchluß fallen, er muß deshalb 
dem ftellvertretenden Korper einen mit Gründen unter- 
ftüßten Antrag machen; jedes ausgetretene Mitglied 
des DVollziehungsrathes bleibt zwei Jahre lang nach 
feinem Austritte verantwortlich wegen feiner, in die— 
fer Eigenfchaft verrichteten, Handlungen. — Die 
Departements= und Öemeinderegierungen 
find adminiftrative Behörden, dem VBollziehungsrathe 
untergeordnet und verantwortlich, Jedes Depar— 
tement (es beftanden 8 Departemente nach der Ber: 
fafjung) ‘Bat feine eigene Regierung, beftehend aus 
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ſieben in den Urverſammlungen jährlich gewählten 
Mitgliedern. Ueber jede Gemeinde iſt eine Ge— 
meinderegierung gefeßt, deren Zahl, Wahlfern und 
Sitzungszeit, auf den Antrag des Vollziehungsrathes, 
von dem ftellvertretenden Korper jährlich Durch ein Re— 
glement beſtimmt wird. — Die Richter find un: 
abhängig und unabfegbar. Jede Gemeinde hat einen, 
oder. mehrere, in den Utverfanmlangen gewählte 
Friedensrichter. Jedes Departement hat einen Ges 
richtshof zur Derwaltung der bürgerlichen und peins 
lichen Rechtspflege. Es befteht ein hoher National- 
gerichtshof zum Erkennen uͤber Vergehen der Mitglies 
der Des fteflvertretenden Körpers, des Vollziehungs— 
rathes, der Commiſſarien und der" diplomatifchen 
Agenten.‘ 


m 
B) Die zweite Verfaffung vom J. 1801. 


Maren in dieſer batavifchen Derfaffung der aus 
5 Individunen beftchende Vollziehungsrath (Staatg- 
bewind) Dem damaligen Directorium Frankreichs, 
und die beiven Kammern dem Rathe der Fuͤnfhundert 
und der Alten nachgebilvder, und mußte überhaupt 
in diefer Zeit des Weltfampfes die batavifche Repu— 
blik das Schickſal der mächtigen Schwefterrepublif 
theilen; ſo erhielt auch Batavien, nach der Einfüh: 
rung der vierten (conſulariſchen) Verfaſſung in 
Frankreich, am 16. October 1804 eine neue — die 
zweite — Verfaſſung, mit einem gefeßgebenden 
Korper von 35 Mitgliedern, und einem Staatsbewind 
von 12 Individuen. Dieſe Verfaffung wiederhohlte, 
doch ohne Vorausſchickung des Grundſatzes der Volks— 
fonverainetät, vie meiften ſtaatsrechtlichen Beſtim— 
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mungen der erſten Verfaſſung in Hinſicht der Gleich— 
heit vor dem Geſetze und bei der Beſteuerung, der 
voͤlligen Aufhebung des Lehnsweſens, des gleichen 
Schutzes fuͤr alle Religionsgeſellſchaften, und der 
Beibehaltung der Urverſammlungen "für die 
MWahlivder Mitglieder des gejeßgebenden: Körpers. 
Allein dem Staatsbewind, aus welhem in jedem 
Jahre ein Mitglied ausſcheiden ſollte, ward die 
Initiative der Geſetze zugetheilt, ſo daß er die 
Geſetzesvorſchlaͤge dem geſetzgebenden Koͤrper vortra— 
gen, und die von dieſem genehmigten Geſetze bekannt 
machen follte. Außerdem ftand ihm zu, "alle Ver: 
träge, doch unter Vorbehalt der Genehmigung des 
gefeßgebenden Körpers, abzufchließen; nur durfte er 
in Hinſicht einer Kriegserflärung, ohne den 
Ausspruch des gefeßgebenden Körpers, Feinen Be— 
ſchluß faſſen. Ihm ward die Verwaltung der oͤffent⸗ 
lichen Geldmittel, die Verfügung über die Flotten 
und Kriegsheere, Die DOberaufficht über Die Wolizei, 
und das Recht ertheilt, einen’ Geerath von-7 Perfo- 
nen zu ernennen. — Der geſetzgebende Koͤr— 
per, beftehend aus 35 Mitgliedern, für das erſtemal 
unmittelbar von dem Staatsbewinde ernannt, und 
jährlich zum dritten Theile erneuert, follte aus feiner 
Mitte durch Stimmenmehrheit zwölf Individuen, 
für die Zeit einer jeden Sitzung, ernennen ‚»beftimmit 
für die Prüfung der von der Kegierung vor- 
gefchlagenen Geſetze. Bei ver Abftimmung 
daruͤber follten fich alle 35 Mitglieder mit einem ein— 
fachen Sa oder Nein anfern. Sollte ein Antrag ver: 
‚ worfen werben; fo Fonnte die Regierung drei ihrer 
Mitglieder in den gefeßgebenden Korper abordnen, 

um Denfelben näher zu unterrichten. Ward er aber 
dann von neuem verworfen; fo follte er ganz unter: 
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bleiben; doch mußte der geſetzgebende Koͤrper ſeine 
Verwerfungsgruͤnde der Regierung mittheilen. — 
Die Departementalverwaltungen und Ge— 
meindeverwaltungen, fo wie die Beftimmuns 
gen über die richterliche Gewalt und deren Behoͤr— 
den wurden, mit wenigen Veränderungen, aus der 
erften Derfaffung beibehalten. — 
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y) Die Berfaffungen vom Sabre 1805 
und 1806. 


Nur viertehalb Jahre blieb dieſe Verfaſſung in 
Gültigkeit, und Batavien abhängig von der Dictatur 
des erften Conſuls. Als aber in Frankreich Napoleon 
die Eaiferlihbe Würde angenommen, und Die vierte 
Berfaffung Durch organifche Senatusconfulta der 
monarhbifchen Negierungsform mehr angenäbere 
hatte; fo erhielt auch die bataviſche Republik am 15. 
März 1805, unter Napoleons Einfluffe, eine dritte 
Verfaſſung, in welcher ein Rathspenſionair als 
Regent an die Spiße geftellt, und der gefeßgebende 
Körper auf 19 Mitglieder , jedoch mit der Auffri= 
ſchung der Altern Benennung: hoch moͤgende Re— 
präfentanten, vermindert ward. Die Staats— 
formen ründeten fich bereits in diefer Verfaſſung nach 
dem monarchifchen Princip, fo daß es im Jahre 
1806 , bei der Ernennung Louis Napoleons zun 
erbliben Konige von Holland, Feiner neuen 
Berfaffung, fondern blos einer Ergänzung dieſer 
dritten bedurfte, 

Diefe dritte Verfaſſung beftätigte die Vernich— 
tung des Lehnsweſens, Die ftaatsbürgerlichen Nechte, 
die Eintheilung der Kepublit in acht Departemente 
und der Departemente in Diftricte. Die Sou— 
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verainetät des bataviſchen Volkes ſollte 
durch die Berſammlung der Hochmoͤgenden, 
mit dem Rathspenſionair, repraͤſentirt 
werden. Die 19 Mitglieder der Verſammlung der 
Hochmoͤgenden wurden (nicht in Urverſammlungen, ſon— 
dern) von den Mitgliedern der Departementsverwal— 
tungen auf drei Jahre nad) dem Maasftabe erwählt, 
daß zur Ernennung eines Mitgliedes der Derfamm: 
lung der Hochmogenven die Departementsverfamns 
lung eine !ifte von vier Kandidaten an den Rathspen— 
ſionair ſchickte, der aus diefer Lifte zwei bezeichnete, 
von welchen fodann Die Departementalverfammlung 
einen wählte. Die Verfammlung der Hochmögenvden 
ſollte nur über die Gegenftände berathfchlagen, welche 
ihr von dem NKathspenfionair vorgelegt 

wurden, und diefelben, ohne VBeränderung 
oder Mopvdification, annehmen oder verwerfen, 
Ward das vorgelegte Geſetz angenommen; fo zeigten 
fie es dem Rathspenfionair an, der es befannt machte 
und ausführte. Ward der Geſetzesentwurf verworfen ; 
fo mußten dem Kathspenfionair die Gründe der 
Weigerung vorgelegt werden, worauf derfelbe den 
nämlichen Entwurf, nur anders motivirt oder modi— 
ficirt, von nenem vorlegen Eonnte, — Die Ders 
fammlung der Hochmögenden hatte ausfchließlich 
das Recht, über die allgemeinen Petitionen 
der Staarsbedürfniffe zu beratbfchlagen; vie 
Friedens-, Buͤndniß- und Handelgverträge zu ratis 
ficiren, und, auf den Vorfchlag des Karhspenfionairg, 
ein Decret zur Kriegserklärung zu erlaffen; auch übte 
fie das Begnadigungsrecht, auf den Vorfchlag 
des Kathspenfionairs, und nach vorläufiger Einhoh— 
lung der Meinung des Nationaltribunale, — Der 
Rathspenſionair, durch die abjolute Stimmen» 
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mehrheit der 19 Mitglieder der Verſammlung der 
Hochmogenden auf I Jahre ernannt, und immer 
wieder wählbar, follte die voll; sichende Se: 
walt ausüben im Namen der —— 
der Repraͤſentanten der bataviſchen Republik; doch 
konnte er fein Amt zu jeder Zeit niederlegen. 
Er follte einen Staatsrath ernennen, deſſen Gut— 
achten und Meinung ersüber alle Öegenftände fordern 
konnte, über welche er ihn um Kath fragen wollte, 
Erft nach Anhörung. des Staatsraths follte ‚er einen 
Entfehluß wegen der Entwürfe der Gefeße fallen. 
Ihm ftand es zu, alle diplomatifche Agenten, alle 
Dfficiere der Sand = und Seemacht, alle Beamtete 
des Staates und alle Mitglieder der Tribunale zu 
ernennen, fo wie die Heere und die Flotten zu leiten. — 
Die frübern Beftimmungen über die richterliche 
Gewalt, fo wie über die Departemental- und 
Gemeindeverwaltun gen wurden beibehalten. — 
Dbgleich der Karhspenfionair Schimmelpene 
nink ein rechtlicher, thätiger und umfichtiger Diann 
war; fo fühlten doch bie Piederländer Die druͤckende 
tühmung ihres Handels durch Napoleons Continental- 
ſyſtem, und den Verluft ihrer Kolonien in, dem 
zwoifchen Großbritannien und Frankreich erneuerten 
Kriege. Zunaͤchſt unter dem Vorwande der ſtrengſten 
Aufrechthaltung des Continentalſyſtems mußte eine, 
nach Paris berufene, niederländifche Deputation am 
24, Mai 1806 mit Talleyrand einen Vertrag unters 
zeichnen, in welchem Napoleon für ewige Zeiten 
dem Staate von: Holland die Erhaltung feiner vers 
fafjungsmäßigen Rechte, feine Unabhängigkeit, ven 
unverminderten Umfang feiner Beſitzungen in beiden. 
Erprheilen, und feine politifche, bürgerliche und kirch— 
liche Freiheit garantirte, wogegen, aufden Antrag 
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der — — der Prinz Louis Napo— 
leon zum erblichen und conſtitutionellen Koͤnige 
von Holland ernannt ward; doch ſollte der Koͤnig 
von Holland fuͤr immer der Inhaber einer Großwuͤrde 
des franzoͤſiſchen Reiches, unter dem Titel Conne— 
table, ſeyn. 

Allein Louis Napoleon, der die Krone Hol: 
lands nur ungern annahm, berüdfichtigte das In— 
terefie feines Staates vo fehr daß er dadurch die 
Unzuftievenheit feines Bruders erregte, der ihm, bei 
feiner Abreife von Paris, vffentlich gejagt hatte: 
„, Hören Sie nie auf, Sranzofe zu ſeyn. Die 
Würde des Connetable wird Ihnen die Pflichten, die 
Sie gegen mich zu erfüllen haben und die Wichtig- 
feit vorzeichnen, die ich mit der Ihnen anverfrauten 
Bewachung der feften Plage verbinde, welche den 
Norden meiner Staaten ſichern.“ — Durch) das con: 
ftitutionelle Geſetz des Koͤnigreiches Hol— 
land von 10. Juny 1806 ward die Verfaſſung 
vom Jahre 1505 beibehalten und beftätige, und nur 
in den Puncten verändert, welche Durch die Der: 
wandlung der Republik in ein: Königreich nothig ges 
worden waren. Der Koͤnig erhielt ausſchließlich 
. and ohne Einſchraͤnkung die ganzliche Ausuͤbung 
der Kegierung und alle Macht, die Vollziehung 
der Geſetze zu fihern, und ihren Achtung zu vers 
fchaffen; ihn ward das Begnadigungsrecht beigelegt ; 
ihm zur Seite follte ein Confeilvon Landesein— 
gebohrnen ſtehen; er follte vier Diinifter ernennen, 
und die Kegierung der Kolonieen ausfchließ- 
lich leiten, Der gefeßgebende Korper, be. 
ſtehend aus 35 Mitgliedern; die auf fuͤnf Jahre ers - 
wählt wurden, follte, gemeinfhaftlic mitdem 
Könige, die Geſetze geben, 
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DVergrößerte gleich Napoleon das Königreich 
Holland, nach dem Tilfiter Frieden, durch das Fürs 
ſtenthum Oftfriesland und die Herrfchaft Jever; fo 
mußte daflelbe Doch dagegen Vlieſſingen und 
andere Diftricte fchon im Sabre 1807 an Frankreich 
abtreten, und, im Vertrage vom 16. März 1810, 
zu noch beveutendern Abtretungen und Opfern fich 
verfiehen. Bald darauf. verzichtete (1. Sul. 1810) 
der König Louis auf die Krone Hollands ; angeblich 
zu Gunften feiner Sohne. Allein Napoleon erkannte 
diefe Niederlegung nicht an, und fprach am 9, Jul. 
1810 die Einverleibung des ganzen Königs 
reiches Holland ins franzofifche Neich aus. 


. 45. 
5) Die VBerfaffung vom Jahre 1814 und 
1815. 


Sobald aber, nach der Volferfchlacht bei Leipzig, 
der preußifche Heerestheil unter Bülow der Örenze 
Hollands im Spätjahre 1813 fich näherte, mußten 
die wenigen in Holland gebliebenen Franzoſen diefes 
Land verlaffen. Eine aus Eingebohrnen zufammens 
getretene einftweilige "Negierungscommiffion lud den 
Prinzen Wilhelm Sriedrih von Naffaus 
Dranien zur Ruͤckkehr aus England.ein, und legte 
ihm (1. Dec. 1813) den Titel eines ſouverainen 
Fuͤrſten der Niederlande bei. Der Fürft 
erfchien am 2, Dec. im Haag, nahm diefen Titel 
an, verfprach aber fogleich, Die Kegierung unter 
der Öarantie einer zwedmäßigen, bie 
Freiheiten der Niederländer fihernden, 
Berfaffung zu führen, Deshalb berief er zum 
28. März 1814 die Rotablen der niederländifchen 
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Provinzen zufammen, welche den ihnen: vorgelegten 
Entwurf zur neuen VBerfaffung fo einſtimmig ‚annah: 
men, daß von 600 Notablen blos 25 anf einige Ab⸗ 
änderungen im Einzelnen‘ angetragen hatten. Doc 
verzog ſich Die Einführung diefer Verfaſſung ins 
oͤffentliche Staatsleben, weil die verbuͤndeten Maͤchte, 
nach dem Abſchluſſe des erſten Pariſer Friedens vom 
30. Mai 1814, die Vereinigung Belgiens 
mit Holland ausfprachen; nur daß Suremburg, 
auf den Wiener Congreffe, für ein befonderes, zum 
teutſchen Bunde gehörendes, Großherzogthum, 
und für eine Gecundogenitur des oranifchen Haufes 
erklärt ward, obgleich der Regent des niederländifchen 
Staates die volle Souverainetät darüber üben follte, 
Der lestere unterzeichnete am 21. Jul. 1814 die Be— 
dingungen der Vereinigung Belgiens mit Holland, 
und nahm, mit Zuftimmung der auf dem Wiener 
Congreſſe vereinigten Mächte, am 16, März 1815 
(in derfelben Zeit, als N apoleon von Elba aus in 
Frankreich wieder erfchienen war), die Fönigliche 
Würde, und den Titel: Wilhelm 1, König 
der Niederlande, Prinz von Naſſau⸗ - Dranien 
und Großherzog von Suremburg, ‚an. Die Schlacht 
von Waterloo, aufbelgifchem Boden gekämpft 
(18, Sun.), entfchied über Napoleons Schikfal. Bald 
nach derfelben berief ver König die Notablen der 
belgifchen Provinzen zuſammen, damit fie gleich» 

falls die von den Holiändern bereits anerkannte Ver— 
- faffung mit ven Beränderungen annehmen folls 
ten, welche in derfelben durch die Vergrößerungen des 
Königreiches norhig geworden waren, Allein die ver- 
jahrte Abneigung der Belgier gegen die Bataver und 
die den ıbelgifchen Katholiken unwillfonmene völlige 
Gleichheit aller Staatsbürger ohne * icht auf 

Et. W. 2te Aufl. IV. 
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die Religion bewirkte, daß theils ein Sechstheil der 
berufenen Notablen gar nicht erſchien, theils von den 
verfammelten nur 927 Stimmen für, und 796 Stim: 
men gegen die neue Verfaſſung fich erklärten. Doch 
hatten 126 der letztern ausdrüdlich bemerkt, daß ihr 
Widerſpruch zunächfi nur gegen die in der Berfaffung 
ausgefprochene völlige Freiheit des Firchlichen Kultus 
und. gegen die gleiche Berechtigung ‚aller Bürger zu 
öffentlichen Aemtern, ohne Ruͤckſicht auf Religion, fich 
bezöge. — Der König glaubte in diefem Widerfpruche 
£einen Grund zu finden, die Einführung der neuen Ver— 
faffung zu verzögern. Er fprach alfo am 24, Aug. 
1815 die neue Verfafjung als Grundgefegß des 
Königreiches aus: „theils weil die nördlichen 
Provinzen diefes bereits angenommen hätten; theils 
weil die in. Hinficht der Öleichheit des kirchlichen 
Cultus aufgeftellten Beftimmungen auf Verträge fich 
gründeten, und nach den Örumdfäßen eingerichtet _ 
wären, welche die verbündeten Souveraine in das 
enropäifche Staatenſyſtem eingeführt hätten, ie 
konnten daher aus der niederländifchen Verfaſſung 
nicht weggelaffen werden, ohne vie Eriftenz ver 
Monarchie felbft. in die Wagfchale zu legen. “ 


46. 
b) Politifcher Charakter der niederländi- 
ſchen Berfaffung vom 24 Aug. 1815. 
Diefe Verfaſſung umfchliege in eilf Capiteln 234 
Artikel. Der wefentliche Inhalt derfelben ift folgender: 
1) Von dem Konigreiche und deffen Ein- 
wobnern. 


Das Königreich der Niederlande, deſſen Gren— 
zen Durch Die Wiener Congreßacte beftimme wurden, 
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beſteht aus folgenden Provinzen: Nordbrabant, Suͤd⸗ 
brabant, Limburg, Geldern, Türtich, Sftflandern, 
Meftflandern, Hennegan, Holland, Seeland, Na: 
- mur, Antwerpen, Utrecht, Friesland‘, Oberyſſel, 
Gröningen und. Drenehe. Das Großher z o g⸗ 
thum Luxemburg, ſo wie es durch die Wiener 
Congreßacte begrenzt iſt, ſteht unter Einer Souverai— 
netaͤt mit dem Koͤnigreiche der Niederlande und wird 
nach denifelben Grundgefege regiert; unbefchader fei- 
ner Derhältniffe zu dem teutfchen Bunde, 

Jeder Eingebohrne des Königreiches, fo wie die 
Naturalifirten, find zu allen Aemtern fähig: , Die 
Ausübung der bürgerlichen Kechte ift hd das Geſetz 
beſtimmt. 


2) Von dem Könige 


Die Krone iſt erblich in. den rechtmaͤßigen 
männlichen Deſcendenten des Königs Wilhelm 
nach dem Nechte der Erſtgeburt. In gaͤnzlicher 
Ermangelung der männlichen Defcendenten find Die 
Tochter des Konigs, nach der Primogeniturordnung, 
zur Thronfolge berufen. Hat aber ein Weib die Krone 
auf ein anderes Haus übergetragen; fo trift diefes 
Haus in alle Rechte des jet regierenden Haufes ein. 

Der Konig der Niederlande kann Feine andere 
Krone fragen. Nie kann der Sitz der Regierung 
außerhalb des Königreiches verlegt werden. 

Der Konig hat eine Civillifte von 2,400,000 
Gulden, aus dem vffentlichen Schaße zahlbar. Auf 
den Vorfchlag des Königs Fonnen von Ddiefer Summe 
500,000 Gulden ihm in Domainen zu volligem 
Eigenthume angewiefen werden. Außerdem ‘find 
mehrere Sommer - und Winterpalläfte zur Wohnung 
des Koͤnigs beſtimmt. 

167 
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Der Koͤnig, die Prinzen und Prinzeſſinnen ſei⸗ 
nes Hauſes find von allen perſoͤnlichen und directen 
Auflagen, von der, Örundftener aber nur für die ihnen 
angewiefenen Wohnungen befreiet, übrigens allen 
andern Auflagen unterworfen, J— 

Der aͤlteſte Sohn des Koͤnigs, oder fein maͤnn⸗ 
licher Deſcendent, als präfumtiver Kronerbe, ift der 
erfte Unrertban des Konigs, führt den Titel 
eines Prinzen von Dranien, und genießt, nad) 
zuruͤckgelegtem achtzehnten Jahre, ein Einkommen von 
100,000 Fl. aus dem öffentlichen Schatze, welches 
nach feiner Bermählung verdoppelt wird. 

Der König ift mit erfüllten achtzehuten Sabre 
mündig. Während der Minderjährigkeit des Ko: 
nigs, oder wenn der Konig ſich außer Stande befin— 
det, zu regieren, wird die Fonigliche Macht von einem 
Kegenten geuͤbt. Wenn in dem letztern Falle 
der, Prinz von, Dranien volle 18 Jahre alt ift; fo ift 
er Regent von Rechts wegen. 

Der König wird, beim Antritte der Regierung, 
in einer öffentlihen — im Freien gehaltenen — 
Sitzung der beiden Kammern itangurirt, nachdem 
ihm, in diefer Sitzung, das Fundamentalgeſetz ganz 
vorgelefen, und von ihm der in demſelben vorgeſchrie— 
bene Eid geleiftet worden iſt. gr 

- Der König hat die Leitung der auswärti- 
gen Angelegenheiten; er ernennt alle diploma— 
tiſche Agenten. Er erklärt Krieg, ſchließt 
Frieden, und ſetzt die beiden Kammern der Gene— 
ralftaaten davon in Kenntniß. Ihm gehört das Recht, 
alle andere Verträge und Konventionen 
abzufchliegen und zu vatificiren. Er fest die) beiden 
Kammern davon in Kenntniß, fobald er glaubt, daß 
das ntereffe und Die Gicherheie des Staates es ers 
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lauben. — Der Koͤnig verfuͤgt uͤber die Land- und 
Seemacht, und ernennt die Officiere bei derſelben. — 
Die oberſte Leitnug der Kolonieen gehoͤrt 
ausſchließlich dem Könige. — Er bat bie 
oberſte Leitung der Finanzen; er ordnet und beſtimmt 
die Beſoldungen der Collegien und Staatsbeamten, 
welche aus dem oͤffentlichen Schatze bezahlt werben, 
und fragt fie ein in das Budget der Ausgaben des 
Staates. Die Befoldungen der Staatsbeanten des 
richterlichen Standes find durch Das Geſetz beftimmte. 

- Der König ertheile den Adel. — Er übt das 
Begnadigungsrecht, nach Abfaffung eines Gutach— 
tens von dent Obergerichtshofe, 

Er legt den Öeweralftaaten die Öe- 
feßesentwürfe vor; er beftätigt oder ver- 
wirft die Vorfhläge, welhe ihm die Öe- 
neralfiaaten thun, 

> Es beftcht ein Staatsrath aus höchftens 24 
Mitgliedern, welche der Konig nach) Belieben ernennt 
und entfeßt. Der König hat den Vorfiß im Staats— 
rathe. Im Staatsrathe wird über alle VBorfchläge 
beratbfchlagt, welche der König den Öeneralftaaten 
thut, und von diefen an ihn gelangen; fo wie über 
alle Maasregeln für die innere Verwaltung, und für 
die Befißungen in andern Erprheilen. — Der König 
entfcheiderallein, bringt aber feine Entfiheidungen 
zur Kenntniß des Staatsrathes. — Der Konig 
gründet Minifterialdepartemente, und ernennt und 
entjeßt deren Chefs nach Belieben, 


3) Bon den Öeneralftaaten. 


Die Generalftaaten repräfentiren die Na— 
tion. Gie werden aus zwei Kammern gebilver. 
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Die eine Kammer befteht aus 110 Mitgliedern, 
welche von den Staaten der Provinzen nach folgendem 
Maasftabe ernannt werden: Nordbrabant) ernennt 7,“ 
Suͤdbrabant S, Limburg 4, Geldern 6, Lüttich 6, 
Oſtflandern 10, Weftflandern 8, Hennegau 8, Hols 
land 22, Seeland 3, Namur 2, Antwerpen 5, 
Utrecht 3, Friesland 5, Oberyſſel 4, Groningen 4, 
Drenthe 1, Luxemburg 4. 

Die andere Kammer, welche den Namen der 
erften führt, befteht aus wenigftens 40, hoͤchſtens 
60 Mitgliedern, die volle 40 Jahre alt feyn müffen, 
und von dem Könige auf Lebens zeit aus den Per: 
fonen ernannt werden, welche durch dem Staate 
geleiftere Dienfte, durch ihre Geburt oder ihr Ver— 
mögen am ausgezeichnerften find, 

Waͤhlbar in die zweite Kammer find Perfonen, 
welche in der Provinz, von welcher fie ernannt wer— 
den, wohnhaft und volle 30 Jahre alt find. Land» 
und Geeofficiere find nur wählbar, wenn fie einen 
Rang über den der Capitaine haben, Die Mitglieder 
der Kammer werden auf drei Jahre erwählt; die 
Kammer wird jährlich zum dritten Theile erneuert ; 
doch Fonnen die heraustretenden Mitglieder unmittelz 
bar darauf wieder gewählt werden. Die Mitglieder 
diefer Kammer erhalten Entſchaͤdigung. Ihr Praͤſi— 
dent wird, für die Dauer einer Cißung, von dem 
Könige ernannt aus einer dreifachen, von der Kam— 
mer ihm überreichten, Tifte. \ 

Die Mitglieder der erften Kammer erhalten 
eine Eumme von 3000 1. jährlich, und leiften den, 
für die Mitglieder der zweiten Kammer vorgeſchriebe— 
nen, Eid in Die Hände des Könige. Der Prafident 
diefer Kammer wird von dem Konige erhannt. 

Die Chefs der allgemeinen Verwaltungsdepar— 
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temente haben in beiden Kammern Sitz. Ein Mit- 
glied der Provinzialftaaten, Das zu den 
Generalftaaten ernannt wird, verliert 
feine vorige Eigenſchaft. Jede der beiden 
Kammern führt den Tirel: edle und hochmoͤgende 
Herren. Die Öeneralftaaten verfammeln fich jährlich 
einmal; ihre Sißungen werden abwechfelnd in einer 
- Stadt der nördlichen und der ſuͤdlichen Provinzen 
gehalten. Der König kann fie außerordentlich zu— 
fanmenberufen. Bei dem Ableben des Königs ver: 
ſammeln fich diefelben ohne vorhergegangene Zuſam— 
menberufung. 

Keine der beiden Kanımern Bann einen Befchluß 
faffen, wenn nicht wenigftens die Hälfte ihrer Mit: 
glieder verfammelt ift. Jeder Beſchluß wird durch 
die abfolute Mehrheit der Stimmen gefaßt. 
Blos die Wahlen und Vorſchlaͤge der Candidaten 
gefchehen Durch geheime Stimmenſammlung. 

An den Fallen, wo, nach der Verfaſſung, 
beide Kammern vereinigt find, fißen Die Mitglieder 
ohne Unterfchied der Kammern. Der Praͤſident der 
erfien Kanimer leitet die Beratbfchlagungen. 

Die gefeßgebende Gewalt wird ge 
meinfchaftlih von dem Könige und den 
Generalftaaten geübt. 

Der König richter die Vorfchläge, welche er den 
Generalftaaten thun will, an die zweite Kam— 
mer, durch ein Sendfchreiben, welches Die Be— 
weggruͤnde enthält, oder. durch Commiſſaire. Die 
Kammer beratbfihlagte in allgemeiner Verſammlung 
über Eeinen Vorschlag des Königs eher, als bis fie 
ihn in den verfehiedenen Sectionen geprüft hat. Die 
Sikungen der zweiten Kammer find öffentlich; 
doch bildet fich die Kammer zu einer Conmite, wenn 
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der zehnte Theil der anweſenden Mitglieder, oder der 
Präfident es verlange. — Wenn die zweite Kammer, 
nach Beratbfchlagung über das Gutachten ihrer Sec⸗ 
tionen, ven Öefegesentwurf annimmt; "fo fendet 
fie ihn der erſten Kammer Wenn fie ihn nicht 
annehnen zu Eonnen glaubt; fo benachrichtige. fie den 
König davon. — In ver erften Kammer wird 
über den, vonder zweiten Kammer angenommenen, 
Borfchlag des Königs in den Gectionen, und fodann 
in der allgemeinen Sitzung berathſchlagt. Im Falle 
der Annahme, fo wie der Nichtannahme, giebt fie dem 
Könige und der zweiten Kammer Nachricht deshalb, 
Die Generalftaaten haben’ das Necht, dem 
Könige Vorſchlaͤge zu thunz doch) gehört das 
Hecht, eine Berathfſchlagung über einen 
dem Könige zu machenden Vorſchlag zu 
veranlaffen, ausſchließlich der zweiten 
Kammer: Wird der Vorfchlag gebilligt; fo gebet 
er an die erfte Kammer. Genehmigt ihn diefe; fo 
legt fie ihm dem Könige vor, und benachrichtigt davon 
die zweite Kammer. Verwirft fie ihn; fo eröffnet 
fie Dies der zweiten Kammer. Wenn ver König 
einen Vorſchlag der Generalftaaten annimnıt; fo 
drüct er fich) mit den Worten aus: „Der König 
willigt ein.” Verwirft er ihn; fo heißt esr „Der 
König wirdsin Heberlegung nehmen, 
Das Budget der Ausgaben muß die Bei— 
ffimmung der Generalftaaten haben. Es 
wird von dem Könige der zweiten Kammer vorges 
legt. Das Budget wird in zwei Theile getheilt. 
Der erfte Theil enthält alle ordentliche, fefte und 
befiehende Ausgaben, die fich befonvers auf den Frie— 
Denszuftand beziehen; Der zweite Theil die außer: 
ordentlichen, unvorhergefehenen und ungewiſſen Aus: 


* 
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gaben, welche vorzüglich zur Zeit des Krieges nach 
den Umftänden beſtimmt werden müffen. Der erfte 
Theil foll, nad) der Annahme von den Generalftaaten, 
auf zehn Nahr, der zweite nur auf ein Jahr gelten. — 


Der König läßt jährlich ven Oeneralftaaten eine 


genaue Berechnung der Anwendung der öffentlichen 
Gelder vorlegen. 


J 4) Bon den Provinzialftaaten ®), 


Die Staaten der Provinzen beftehen aus ven 
von den drei Sfänden erwählten Mitgliedern: Des 
Adels (oder der Ritterſchaft), der Städte, 
und der Tandfchaft. Die Öefammtzahl der Mit: 
glieder. der Provinzialftaaten, fo wie die von jeden 
Stande zu erwählende Anzahl, wird von dem Könige 
nach dem Gutachten einer Commiffion beſtimmt, welche 
er in jeder Provinz ernennt. 

Die Adlichen jeder Provinz Fonnen, nach 
ihrem Befinden, einen ritterfchaftlichen Verein bilden. 
Geſchieht es; fo unterwerfen fie ihre Neglements ver 
Genehmigung des Königs, fo wie derfelbe über Die 
erfte Zufammenberufung deſſelben, und über die Zu— 
laffung zu demfelben entfcheidet. 

Jede Stadt hatein Wahlcollegium, das jedes 
Jahr fich verfammelt, um zu den erledigten Stellen 
im Staatsrathe zu ernennen. Die ftinmfähigen Ein— 
wohner jeder Stadt ernennen zu den erledigen Stel— 
len in den Wahlcollegien, Die Reglements jeder 


*) inter allen neuen Verfaffungen des jüngern Europa: fcheint 


die niederländifche die wichtige Aufgabe: in. weldem 
Verhältniffe die Provinzialftände zu den 
Reihsftänden ftehen follen, am umſchießendſten 
und glüclichften gelöfet zu haben. 
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Stadt befiimmen die Quote der Direeten Steuer, 


weiche man bezahlen, und die andern Eigenfihaften, 

welche man haben muß, um ftinmfäbig zu fenn. 
Man kann nicht zu gleicher Zeit Mitglied der 

Staaten von mehr als einer Provinz ſeyn. 


Der» Konig ernennt in allen Provinzen 


Commiffaire, die DVollziedung der Geſetze zu 
fichern, und über die Intereſſen des Königreiches und 
der Provinzen zu wachen. Sie haben den Borfiß 
in der DBerfammlung der Provinzialftaa: 
ten, und der aus ihrer Mitte zu ernennenden Depus 
tationen. 

Die Provinzialftaaten verfammeln ſich jahrlich 
wenigftens einmal, und zwar auf Eonigliche Zuſam— 
menberufung. Jeder Beſchluß derſelben wird nach 
der abſoluten Stimmenmehrheit gefaßt. 

Die Provinzialſtaaten unterwerfen die Koſten 
ihrer Verwaltung dem Koͤnige, der ſie, im Falle der 
Genehmigung, ins allgemeine Budget der Staats⸗ 
ausgaben aufnimmt. 

Die Provinzialſtaaten ernennen in oder außer 
halb ihrer Mitte die Mitglieder der zweiten Kam— 
mer der eneralftaaten. Sie erwählen dieſelben, fo 
weit es moglich it , aus den verjchiedenen Theilen der 
Provinz. 

Die Munsneialitansen find beauftragt 
mit der Vollziehbung der Geſetze, welche 
den Schuß der verfchiedenen Gattungen 
des Cultus, den offentlichen Unterricht, 
die Wohlthätigkeitsanftalten, die Auf: 
munterung des Aderbaues, des Handels 
und der Gewerbe betreffen. Gie haben 
alles unter fih, was mit der innern Ber: 
waltung und Defonomie ihrer Provinz zus 
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fammenhängt. Ihre Verordnungen und Kegles 
ments muͤſſen aber, bevor fie vollzogen werden koͤn— 
nen, die koͤnigliche Genehmigung erhalten ‚haben. 
Sie halten daruͤber, daß die freie Einfuhr und Aus— 
fuhr und der Tranſito der Waaren und Guͤter nur 
den, in den Geſetzen begruͤndeten, Beſchraͤnkungen un— 
terliegen. Sie vermitteln die Streitigkeiten der Local— 
behoͤrden. — Der Koͤnig kann diejenigen Verhand— 
lungen der Provinzialſtaͤnde, welche den Geſetzen oder- 
dem allgemeinen Intereſſe zuwider feyn follten „ fufpen= 
diren oder annulliren. — Die Provinzialftände thun 
dem Könige Borfchläge zur Unterhaltung oder Vollen— 
dung der Arbeiten und Anftalten, welche fie fir ihre 
Provinz nüßlich glauben. Cie Eonnen zu gleicher 
Zeit die Mittel vorfihlagen, den Aufwand ganz oder 
zum Theile auf Koften der Provinz herbeizufchaffen. 
Am Falle der Genehmigung fteht ihnen die Leitung 
der Arbeiten und der Verwaltung der Mittel zu, unter 
der Verpflichtung, Rechnung davon abzulegen. 
Sie konnen die ntereffen ihrer Provinzen und der 
ihrer Verwaltung Anvertrauten bei dem Könige und 
den Generalftaaten unterftüßen. 

. Die Provinzialftaaten ernennen aus ihrer 
Mitteeine Deputation, welche fowohl während 
der Dauer ihrer Sitzungen, als auch, wenn fie nicht 
verfammelt find, im Allgemeinen: mit, Allem beauf> 
fragt ift, was zur täglichen Verwaltung und zur Voll⸗ 
ziehung der Geſetze gehoͤrt. 

Die Localverwaltungen haben die voll— 
ſtaͤndige und gaͤnzliche Leitung ihrer beſondern und 
häuslichen Intereſſen, wie dieſe durch Reglements 
beſtimmt iſt, welche die Provinzialſtaaten verfertigen 
laſſen, und der Koͤnig beſtaͤtigt. Die Localverwal— 
tungen ſind gehalten, den Provinzialſtaaten 
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ihr Budget der Einnahme und Ausgabe 
vorzulegen, und ſich nach dem zu richten, was 
die Provinzialſtaaten deshalb vorſchreiben. Keine 
neue Gemeindeauflage kann ohne Bewilligung des 
Koͤnigs eingefuͤhrt werden. 

Jeder Einwohner des Koͤnigreiches 
hat das Recht, geſchriebene Petitionen 
an die competenten Behoͤrden zu ſenden, 
wenn ee es nur individuell, und nicht 
nomine collectivo thut. Das letztere ſteht 
blos den gefeglich conftituirten und als folchen aner= 
Eannten Corporationen, und nur über Gegenftände 
zu, welche zu ihrem Wirkungskreife gehören, 


5) Don der Öerechtigfeitspflege. 

Es foll für das ganze Königreich einen und den= 
felben Codex des bürgerlichen, peinlichen und Handels- 
rechts , der Organifation der richterlichen Gewalt, und 
des bürgerlichen und peinlichen Verfahrens geben. 

Niemand kann, wider feinen Willen, feinem 
natürlichen Richter entzogen, und niemand, außer 
wenn er auf frifcher That ergriffen wird, anders, 
als Kraft eines Befehls feines Richters verhaftet wer=. 
den, welcher motiviert feyn, und der verhafteten Per— 
fon im Augenblide der Verhaftung, oder unmittelbar 
nachher, vorgezeigt werden muß. — Wenn, bei außer: 
ordentlichen Umſtaͤnden, die öffentliche Behörde einen 
Bürger verhaften läßt; fo muß der, der den Befehl 
der Verhaftung gab, binnen 24 Stunden den Richter 
des Ortes davon in Kenntniß feßen, und fpäteftens 
in 3 Tagen die verhaftere Perfon an ihn abliefern. 

Die Confifcation des Vermögens 
fann nie ftatt finden, um welches Verbrechens 
willen es auch fey. | 


Niederlande. 253 


Jedes Criminalurtheil, das auf Condem— 
nation erkennt, muß das Verbrechen mit allen Um— 
ſtaͤnden, welche es begruͤnden, ausſprechen, und die 
Artikel des Geſetzes anfuͤhren, welche die Strafe an— 
drohen. — Bei den Civilurtheilen werden die 
Gruͤnde angegeben. 

Jedes Urtheil wird in oͤffentlichem Gerichte 
ausgeſprochen. 

Es giebt für das ganze Koͤnigreich einen Ober— 
gerichtshof als oberſtes Tribunal. Unter der Ge— 
richtsbarfeit veffelben ftehen die Mitglieder der Gene— 
ralftaaten, die Chefs der allgemeinen Verwaltungs: 
Departemente, die Staatsräthe und die Commiffaire 
des Königs in den Provinzen, wegen aller während der 
Dauer ihres Amtes begangenen DVergehungen. — 
Der Obergerichtsbof hat die Oberaufficht über vie 
Verwaltung der Öerechtigfeitspflege im ganzen König- 
reiche. — Der Konig ernennt zu den erledigten Stel- 
len des Obergerishtshofes aus einer dreifachen Lifte, 
welche ihm die zweite Kanımer überreicht; auch er— 
nennt er den Präfidenten deſſelben aus feiner Mitte, 
und den Öeneralprocurator. 

Es giebt einen Gerichtshof für einen oder 
mehrere Provinzen. Der König ernennt zu 
den erledigten Stellen aus einer dreifachen Lifte, welche 
ihm von den Provinzialftaaten überreicht wird; 
auch ernennt er den Präjiventen und die Öeneralpro= 
curatoren dieſer Gerichtshöre. 

Die Verwaltung der Eiviljuftiz ift den Provin- 
zialgerichrshöfen anvertraut. 

Auf Lebenszeit werden ernannt: Die Mitglieder 
des Obergerichtshofes, der Provinzialgerichtshöfe und 
der Eriminaltribunale, fo wie die Öeneralprocurato- 
ven. Die Dauer der Functionen der andern Richter ift 
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durch das Geſetz beftimmt. Kein Richter kann feiner 
Stelle anders, als auf fein Anſuchen, oder durch ein 
Urtheil entſetzt werden. 

Kriegsraͤthe und ein Oberkrieggerichtshof erken⸗ 
nen über alle Vergehungen der Land- und Seeſolda— 
ten. — Die ordentlichen Tribunale erkennen tiber alle 
* wider eine Militairperfon angeftellte Civilklagen. 


6) Bon: dem Cultus. 


Die Freiheit der religiofen Meinungen ift Allen 
garantirt, und gleicher Schuß allen religiöfen Gemein⸗ 
den im Koͤnigreiche bewilligt. 

Alle Unterthanen des Koͤnigs, ohne Unterſchied 
des kirchlichen Glaubens, genießen dieſelben 
bürgerlihen und politiſchen Rechte, und 
find zu ‚allen und jeden Würden und Aemtern fähig. 

Der König wacht daruͤber, daß die für die vers 
ſchiedenen Gattungen des Eultus angewiefenen Sum⸗ 
men, welche aus dem öffentlichen Echaße bezahlt wer: 
den, Feine andere Anwendung erhalten, als die, für 
welche fie beſtimmt find, Der Konig wacht Darüber, 
daß Eein Cultus in der durch Die Berfaffung geſicher— 
ten Freiheit der Ausübung geftort werde, — Er wacht 
darüber, daß alle Gattungen des Cultus in dem Ge: 
horfame verbleiben, welchen fie den Geſetzen des Staa: 
tes fchuldig find. 


T) Bon den Finanzen 


Keine Auflage kann anders, als Kraft eines Ge⸗ 
feßes, eingeführt werben, 

In Hinſicht der Abgaben findet kein Privi— 
legium ſtatt. 

Alte Jahre wird die öffentliche Schuld, nach dem . 
Intereſſe der Staatsgläubiger , in Berathung gezogen. 
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Es giebt fir das ganze Königreich eine Rech: 
nungsfammer, beauftragt mit der Prüfung und 
Liquidation der jährlichen Rechnungen der allgemeinen 
Derwaltungsdepartemente, und aller, welche dem 
Staate Kechenfchaft ablegen muͤſſen. — Der König 
ernennt zu den erledigten Stellen vderfelben aus einer 
dreifachen Lifte, welche die zweite Kammer der Ge— 
neralftaaten ihm vorlegt. 


8) Bon der Bertbeidigung des Staates. 


Zufolge alter Gewohnheit und nach den Grund 
fägen der Utrechter Union, ift eine der erften Pflichten 
der Einwohner des Königreiches, zur Erhaltung der 
- Unabhängigkeit und zur DVertheidigung des Staates 
die Waffen zu tragen, 

Der Konig forge dafür, daß eine hinreichende 
Sand- und Seemacht, welche Durch freiwillige 
Dienfinebmung Einheimifcher oder Frem— 
der gebildet wird, beftandig unterhalten werde, um 
in oder außer Europa zu dienen. — Fremde Trup— 
pen fonnen nur mit gemeinfamer Uebereinftimmung _ 
des Konigs und der Öeneralftaaten in 
Dienfte genommen werden, 

Unabhängig von dem ftehenden Land- und See— 
heere giebt es eine Nationalmiliz, von welcher 
in Friedengzeiten jährlich ein Fuͤnftheil verabſchie— 
der wird. Sie wird, fo weit es möglich ift, durch 
freiwilliges Anwerben gebildet, in Ermanges 
lung aber der hinreichenden Anzahl freiwillig Ange— 
worbener,, durch das Loos vollzählig gemacht, Alle 
am 1. San. jedes Jahres unverheirathere Einwohner, 
welche zu diefer Zeit das 19te Jahr erreicht und 
das 23fte noch nicht beendigt haben, nehmen 
an der Ziehung Theil. — In gewöhnlichen Zeiten wird 
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die Miliz jährlich einen Monat lang ererciet. Im Falle 
eines Krieges, oder bei, außerordentlichen Umftänden, 
kann der Konig die ganze Miliz berufen und verfams 
melt halten, In feinem Halle kann die Miliz 
indenKolonieengebraucht werden; auch darf 
fie in Eeinem Falle, ohne die Einwilligung der Gene— 
ralftaaten , ‚die Grenzen des Königreiches überfchreis 
ten, außer bei dringenden Gefahren. ... 

Alle Ausgaben, die auf die Heere des Staates 
fich beziehen, werben von dem öffentlichen Schatze 
getragen. \ 


9) Von der Direction der Gewäffer, 
Brüden und Straßen. 


Der König hat die Oberaufficht-über die hydrau⸗ 
liſchen Werke, Brüden und Straßen ‚ohne Unter: 
fchied. Es befteht eine Generaldirection derſelben. 
Der König beftimmt, nachdem er die Provinzialfiaas 
ten gehört hat, und nach dem Öutachten des Staats— 
rathes, welche Arbeiten unter die leitung des Staates 
geftelle werden follen. | 

Die Provinzialftaaten haben ‚die Aufficht über 
die Ranäle, Fahrwaſſer, Seen, Gewaͤſſer, Brüden 
und Straßen, welche, auf Koften der Gefellfchaften, 
Gemeinden, oder Privatperfonen beftehen, — Sie 
haben in ihren Provinzen die Aufſicht über Die Ber 
nußung der Torfgruben, Steinbrüce, Steinkohlen⸗ 
lager und andere Gruben ımd Bergwerke, fo wie über 
die Waͤſſerungen, Eindeichungen und Austrocknungen. 

Die an den Barrieren, Brüden und Schleufen 
bezahlten Zölle find zur Unterhaltung und Verbeſſe— 
rung der Straßen, Beiden, Kanäle und ſchiffba— 
ven Fluͤſſe beſiimmt. Der Ueberſchuß, wenn einen 
da ift, bleibt für Ausgaben von derfelben 
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Befchaffenbeitinderfelben Provinz aufge- 
hoben; mit alleiniger Ansnahme der auf den großen 
Kommunicationswegen des Konigreiches erhobenen 
Zölle, deren Ueberfhuß zu denfelben Zweden da, 
wo e8 der König befiehle, verwendet werden kann.” 


10) Bon dem öffentlihen Unterrichte und 
den Wohlthätigfeitsanftalten, 


Der öffentliche Unterricht ift ein ’beftändiger Ge— 
genftand der Vorforge ver Regierung. Der König 
laßt jäbrlih den Öeneralftaaten Rechen: 
ſchaft ablegen von dem Zuftandeder obern, 
mittlern und niedern Schulen, 

Da die Preffe das zwedmäßigfte Mittel if, 
Aufklärung zu verbreiten; fo kann jeder derſel— 
ben fich bedienen, um feine Gedanken mik 
zutbeilen, ohne eine vorgängige Erlaub- 
niß noͤthig zu haben. Allein jeder Verfaffer, 
Druder, Herausgeber oder Bertheiler ift 
für die Shriften verantwortlich, welche 
die Rechte der Geſellſchaft oder eines 
Individuums verletzen. 

Von der Verwaltung wohlthaͤtiger Anſtalten und 
der Erziehung der Armen wird ebenfalls den Gene— 
ralſtaaten jaͤhrlich Rechenſchaft abgelegt. 


11) Bon den Veränderungen und Zuſaͤtzen 
zur Berfaffung. 


Wenn die Erfahrung zu erkennen gäbe, daß 
Abänderungen oder Zufäße zu der VBerfafjung north: 
wendig wären; fo muß ein Geſetz fie mit Pracifion 
bezeichnen, indem es zugleich ihre Nothwendigkeit 
ausfpricht. | 

Diefes Gefes wird den Peerin zuge— 

St. W. ꝛte Aufl. IV. 
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ſandt, welche in der Frift, die es feftfeßt, dem ordent— 
lichen Mitgliedern der zweiten Kammer der Gene— 
ralftaaten eine gleiche Anzahl außerordent- 
liher Mitglieder binzufügen, Die auf dieſelbe 
Art, wie die erften, gewählt werben. 

Die zweite Kammer kann feinen Entfcehluß 
über eine Abänderung oder einen Zufaß zu der Ders 
faffung nehmen, wenn nicht zwei Drittheile der Mit- 
glieder gegenwärtig find. Die Befchlüffe werden nach 
der Mehrheit von drei Viertheilen der Stimmen gefaßt, 

Keine Abänderung in der Verfaſſung oder in 
der Succeffionsordnung Fann während einer Negent- 
fchaft gemacht werben. 


mern 
2 53, re 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Da alle, feit dem Sabre 1797 bis zum Jahre 
1814 in den einzelnen italienifchen Staaten einge= 
führte, neue DVerfaffungen nach der. Berzichtleiftung 
Napoleons auf die Throne Frankreichs und Italiens 
(11. Apr. 1814) wieder erlofchen find, und, feit der 
MWiederherftellung der vorigen Ordnung der Dinge in 
Stalien, nur im lombardifchevenetianifchen 
Königreihe, im Kirchenftaate und in den 
jonifhen Infeln conftitutionelle Statute beftehen; 
fo ann das pofitive öffentliche Staatsrecht jener wieder 
erlofchenen Verfaffungen Staliens blos geſchicht— 
Lich gedenken, und den politifchen Charakter derfelben 
nue in Furzen Umriffen angeben. 

Dazu fommt, daß, als Napoleons Herrfchaft 
ihren höchften Gipfel erreicht hatte, ein bedeutender 
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Theil Italiens dem eigentlichen Franfreiche felbft ein- 
verleibt war, — fo namentlih Savoyen, Pie 
mont, Nizza, Öenua, Parma, Toffana 
und ein großer Theil des Kirchenftaafs, mit der 
Stadt Rom, — in welchen Ländern, als Theilen 
Sranfreichs, bis zum Jahre 1814 die vierte Ver— 
fafjung Frankreichs galt, während, außer dieſen 
Frankreich einverleibten Laͤndern, blos noch das Koͤ— 
nigreich Stalien und das Königreich Nea⸗ 
pel, als — 55 — aber von Napoleon abhaͤngige, 
Staaten beftanden. Selbſt die jonifchen Anfeln . 
gehorchten von 1807 -— 1814 dem mächtigen Kaifer, 
Nur die unbedeutende Republif ©. Marino und 
das unter britfifchem Schuße ftehende Königreich 
Sicilien waren im Öenufje ihrer Selbſtſtaͤndigkeit 
geblieben. 

Als im Jahre 1797 der aͤlteſte Freiſtaat Ita— 
liens, Venedig, zuſammenſtuͤrzte, und ſeine Pro— 
Bingen im Frieden zu Campo Formio zwifchen Deftreich 
(zur Entfehädigung für Belgien) und der cisalpini= 
ſchen Republik gerheilt wurden, friftete der Freiftaat 
Öenua, unter mehrmaligem Wechfel feiner Ver: - 
 faffungsformen *), fein politifhes Dafeyn bis zum 


7 Ueber er MWechfel verol. meine Europ. Conſtitt. 
3. ©.452f. — Die Veränderungen in der frühern 
aviftokratifchen Verfaffung Genua’s, welches den Namen 
ligurifche Republik annahm, begannen mit der 
. von Bonaparte und. drei Deputirten Genus am 6, 
Jun. 1797 abgefchloffenen Convention von Mon; 
tebello, worin die ariftofratifche Staatsform in eine 
demokratiſche verwandelt, diefe aber durdy die Verfaſ— 
fungen vom 2. Dec. 1797, vom 26. Sun. 
1802, und vom 1. Dec. 1802 mehrmals. veräns 
dert, und namentlich durdy die letztere theilweife den 

frühern Einrichtungen wieder angenähert ward. 

} 17 * 
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4, Suny 1805, wo er Frankreich, und fpäter 
(1814), nach den Befchlüffen des Wiener Congreſſes, 
den Staaten des Konigs von Sardinien auf dem 
italifchen Seftlande einverleibt ward. 


48, 


Die verfätehehen — wieder erlofhenen — 
Berfaffungen der cisalpinifchen Republik. 


Der DBefieger Italiens, befonders feit er die. 
confularifche Würde Frankreichs bekleidete, ſchien mit 
den Verfaffungsformen Liguriens deshalb fo oft zu 
erperimentiren, um. den Genuefen den ihnen gebliebes 
nen Schatten der politifchen Selbftftändigfeit zu ver: 
leiden (weshalb bereits bei der VBerfammlung der 
Staatsconfulta der cisalpinifchen Republik ‚zu yon 
[Dec. 1801 und San. 1802] die daſelbſt anwefenven 
ligurifchen Deputirten den erften Konful nicht fprechen 
konnten, weil fie in die Damals beabfichtigte Einver— 
leibung Sigurieng in Cisalpinien nicht willigen wollten, 
bis fie drei Jahre fpäter, während Napoleons —** 
ſenheit zur Königskrönung in Mailand, um die. Ein— 
verleibung Genua's in Frankreich bitten m ußten) 
Dagegen meinte er es ernſtlich mit der Selbſtſtaͤndig— 
feit, fo wie mit der politifchen Vergrößerung und 
Berftärkung feiner tieblingsfehopfung in Italien, mit 
der cisalpinifchen Republif, die im Jahre 1802 
den Namen ttalienifche Republik, und im Sabre 
1805 den Namen Königreich Stalien annahm. 
Diefer Staat erhielt von i797 bis 1805 mehrere 
Derfaffungsformen, welche zwar theilmeife dem wech- 
felnden politifchen Charakter der franzofifchen Dritten 
und vierten PVerfaffung nachgebildet waren, in 
vielen wefentlichen Puncten aber von den einzelnen 
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Beſtimmungen dieſer fuͤr Frankreich geltenden Con— 
ſtitutionen ſich unterſchieden. 


Schon am 20. Mai 1796 hatte Bonaparte, 
nach ſeinen erſten Siegen in Oberitalien uͤber die Oeſt— 
reicher und Piemonteſen, die Freiheit der Lom— 
bardei ausgeſprochen, und Anfangs aus den oͤſt— 
reichiſchen Herzogthuͤmern Mailand und Mantua 
die transpadaniſche, ſo wie aus den eroberten 
paͤpſtlichen Legationen Bologna und Ferrara die 
cispadaniſche Republik gebildet, zu welcher er, 
nach Aufhebung des Waffenſtillſtandes mit dem Her— 
zoge von Modena (8. Oct. 1796), Modena und 
Reggio ſchlug. Der Papſt Pius 6 mußte im Frie— 
den zu Zolentino (19, Febr. 1797) vie Legationen 
Bologna, Ferrara und Romagna an die neue 

Kepublif abtreten, die auch Franz 2 bereits in ‚den 
- Sriedenspräliminarien zu Leoben (16. Apr, 1797) 
als frauspadanifche, und, nachdem fie am 30, Sun, 
1797 von Bonaparte ihre erfte politifche Geftaltung, 
ihre geographifche Eintheilung in eilf Departemente 
und den Namen cisalpinifche Republik erhalten 
hatte, im Frieden zu Campo Formio (17. Oct. 1797) 
als cisalpinifche Republik, und zwar in dem 
Kange des aufgelöferen Freiſtaates Venedig, aner— 
Eannte, Sie beftand, — bis zum Ihalwege der 
Etſch, als der Grenze zwifchen ihr und den oftreichi= 
‚schen DBefisungen in Stalin, — aus Mailand, 
Mantua, Modena, Reggio, Maffa, Carrara, Bo— 
logna, Ferrara, Bergamo, Brefeia, Crema, und 
aus den von der Schweiz getrennten Landfchaften 
Deltlin, Eleven und Bormio. 


Die Berfaffung vom 30, Suny 1797 beruhte, 
wie ibe Vorbild, Die dritte franzofifche, auf dem 
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demofratifhen Princip, mit ausgefprochener 
Volfsfouverainetät und angenommenen Urver— 
fammlungen. Die gefeßgebende Gewalt 
ward geübt von zwei Raͤthen: einem großen 
Rathe von SO bis 120 Mitgliedern und einem 
Rathe der Alten von 40 bis 60 ndividuen, 
welche beide Käthe jährlich zum dritten Theile er— 
nenert werden follten. Dem Rathe der Alten ftand 
es zu, die Befchlüffe des großen Rathes anzunehmen, 
oder zu verwerfen. Die vollziehende Gewalt lag 
in den Händen eines Directoriums von fünf Per— 
fonen. In jedem Departement follte eine Centralver— 
waltung, in jedem Bezirke eine Municipalverwal- 
fung organifirt werden. 

Kaum war aber der Gtifter des cisalpinifchen 
Freiftaates nach Aegypten abgegangen, als der fran= 
zöfifche Gefandte Tronve *) zu Mailand am 30. 
Aug. 1798 wefentlihe Veränderungen in der Ver— 
faffung defjelben vornahm. Er erklärte, die bishe- 
rige Verfaffung fen nur eine Art von militäri- 
ſcher Anordnung, und von dem Volke auf Feine 
Weiſe, weder durch unmittelbare Annahme, noch 
durch Ernennung zu den öffentlichen Aemtern beftätige ' 
gewefen. Er verminderte daher die Zahl der Depu— 
firten und der Departemente, veränderte die Beſtim— 
mungen der gefeßgebenden Käthe, die Organifation 
der Gerichtshofe u. f. w., worauf der große Nath dem 
Rathe ver Alten diefe Veränderungen bekannt machte, 
Allein bald darauf (19. Det. 1798) veränderte der 
Hbergeneral des franzofifchen Heeres in Italien, 
Brune, die von Trouve gemachten Einrichtuns 
gen, indem er verfchiedene Mitglieder der geſetzge— 


*) Allg. Zeit. 1798, die Nummer vom 19. Sept. 
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benden Käthe und des Directoriums abfeste, und 
andere an deren Stelle ernannte. Doch mißbilligte 
das franzofifche Directorium diefen Schritt öffentlich, 
und der franzoͤſiſche Regierungscommiſſair Rivaud 
erklärte den Cisalpiniern in einer Proclamation *): 
„Ihr folle unabhängig und frei feyn; das ift der 
Wunſch der Natur; Das ift der Wunfch des franzöfi- 
fhen Volkes. hr folle in Rüdficht auf die Grund- 
gefeße eurer Republik das Recht ausüben, welche euch 
eure Souverainetät ertheilt.“ 


49, 


Die Berfaffung der icalienifhen Repu— 
blik vom Jahre 1802. 


Die neue politiſche Geſtaltung Cisalpiniens ward 
aber durch den im Jahre 1799 erneuerten Krieg 
verhindert, und die Republik ſelbſt, nach dem Vordrin— 
gen der Oeſtreicher und Ruſſen in Oberitalien, aufge— 
hoben, bis Bonaparte's Sieg bei Marengo (14. Jun. 
1800) fie von neuem ins Leben rief, Oeſtreich erkannte 
fie zum zweitenmale im Frieden von Luͤneville (9. Febr, 
1801) an, nach welchem der Thalweg der Etſch ihre 
Grenzen gegen die Beſitzungen Oeſtreichs in Italien 
bildete. Eine Staatsconſulta derſelben, beſtehend 
aus 450 Perſonen und von dem erſten Conſul Frank— 
reichs nach !non berufen, legte der Republik den Na— 
men der italienifchen bei, ernannte den erften 
Conſul zu ihrem Praͤſidenten, und gab (28. San, 
1802) dem Staate eine nene Berfaffung. Diefe 
Verfaſſung unterfchied fich von der franzöfifchen Ver— 
faffung des Jahres 1799 durch viele Eigenthuͤm— 


—--— — 





*) Ag, zeit. 1798, vom 26. Der. 
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lich keiten, die in der Gefchichte der neueuropaͤi— 
ſchen Verfaſſungen nicht uͤbergangen werden dürfen, 
Denn, nachdem fie Eingangsweiſe die roͤmiſch-katho— 
liſche apoſtoliſche Religion als Staatsreligion 
aufgeſtellt, und ausgeſprochen hatte, daß die Sou⸗ 
verainetaͤt auf der Geſammtheit der Buͤr— 
ger beruhe, erklärte fie drei Wahlcollegia, — 
das Collegium der Grundeigenthbümer, das der 
Gelehrten, und das ver Kaufleute — für das 
erſte Organ der Nationalfouverainetät, . Auf die Eins 
ladung der Kegierung verfammelten fich dieſe Collegia 
wenigftens einmal aller zwei Jahre, um ihre Zahl zu 
ergänzen, und um die Mitglieder der Staats 
confulta, des gefeßgebenden Körpers, 
der Reviſions- und Caſſationsgerichte, 
und Die Rechnungscommiſſarien zu ernennen, 
Das Collegium der Grundeigentbümer beftand 
aus 309 Bürgern, welche aus liegenden Gründen 
ein jährlityes Einkommen von 6000 Lire haben muß— 
ten; das Collegium der Öelehrten aus 200 Buͤr— 
gern, Die unter den berühmteften Männern aus allen 
Arten von Wiffenfchaften und freien oder mechanifchen 
Künften, oder aus den durch ihre Lehre in Kirchen— 
fachen, oder durch ihre Kenntniffe in der Moral, in 
der Geſetzgebung, in der Staatskunft und in der 
Etaatsverwaltung ausgezeichnerften Männern erwäble, 
wurden; das Collegium der Kaufleute aus 200 
Bürgern, die unter den im beften Eredite ftehenden 
Kaufleuten und durch die Wichtigkeit. ihres Gewerbes 
ausgezeichnetften Fabricanten gewählt wurden, — 
Außerdem beftand eine Cenſur, gebildee aus 9 
‚Grundeigenthümern, 6 Gelehrten und 6 Kaufleuten, 
frei gewählt von dieſen drei Collegien aus ihrer Mitte, 
Diefe Cenfur ernannte, nach den von den Kollegien 
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ihr zugefandten Verzeichniffen, zu den oben aufgeführ: 
ten Staatsämtern nach der abfoluten Stimmenmehr- 
heit; fie unferfuchte die Anklagen der verfaffungs- 
widrigen Handlungen und der Verſchwender des 
Staatsvermögens, fobald zwei Kollegia erflärthatten, 
dag die Anklage berüdfichtigt werden folle; auch Eonnte 
fie der Regierung unmittelbar, Doch geheim, zu er— 
fennen geben, ein Beamter babe das Zutrauen der 
Nation verloren, oder Das Staatsvermögen ver— 
fehleudert. Es gab einen Präfidenten, gewählt 
auf zehn Jahre, einen Vicepräfidenten, einen 
Staatsrathb, Minifter mit: Berantwortlichkeit, 
und einen Geſetzgebungsrath. Dem Staats 
rathe, beftehend aus 8 Perfonen, ftand es befonders 
zu, die diplomatifchen Verträge, und alles zu prüfen, 
was auf die auswärtigen Angelegenheiten fich bezog. 
Die Minifter wurden vom Präfidenten ernannt und 
Eonnten ‚von ihm entlaffen werden. Der Gefes- 
gebungsrath, gebildee aus 10 Bürgern und er— 
wählt von dem Prafidenten, hatte eine berathende 
Stimme über die vom Präfidenten vorgefchlagenen 
Gefeßesentwürfe, die nur durch abfolute Stimmen- 
mehrheit gufgeheißen werden Fonnten, und war mit 
der Abfaffung der Gefegesentwärfe, und der Ent: 
widelung ihrer Beweggründe beauftragte. Der ges 
feßgebende Korper endlich beftand aus 75 Per- 
fonen, die 30 Jahre alt feyn mußten, und aller zwei 
Jahre zum dristen Theile erneuert wurden, Die R ⸗ 
gierung berief den geſetzgebenden Koͤrper jaͤhrlich zu 
einer zweimonatlichen Sitzung zuſammen; ſie konnte 
ihn auch vertagen. Die Mitglieder der Collegien, 
des Staatsrathes, des Geſetzgebungsrathes und die 
Miniſter hatten das Recht, den Sitzungen des geſetz— 
gebenden Koͤrpers auf der ihnen beſtimmten Tribune 


/ 
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beizuwohnen. Der gefeßgebende Körper ernannte 
aus feiner Mitte eine Commiſſion von wenigftens 15 
Sprechern. Leder von der Negierung überfchicte 
Gefegesentwurf ward diefer Commiſſion mitgerheilt, 
die den Entwurf prüfte, daruͤber mit den Raͤthen der 
Regierung fich beſprach, und ſodann dem gefeßgeben= 
den Korper ihr Votum zur Genehmigung oder Ver: 
werfung des Öefesesentwurfes vorlegte, worauf der 
Entwurf vor dem verfammelten gefeßgebenden Korper | 
von zwei Sprechern deſſelben und von zwei Raͤthen 
der Regierung debattirt, und über die Annahme oder 
Berwerfung deffelben von dem gefeßgebenden Körper, 
mit geheimer Abftimmung und nach abfoluter Stim— 


menmehrheit, entfchievden ward. — Es beftand ein 
Caffationsgericht; Gefchwornengerichte follten nach 
zehn Jahren eingeführt werden. — Uebrigens galt 


Eein bürgerlicher Unterfchied, als der von der Ver— 
waltung der öffentlichen Aemter ausging; es beftand 
die freie Ausübung eines jeden Gottesdienſtes; Ver— 
haftungen durften ohne den Befehl einer obrigkeirlichen 
dazu berechtigten Behorde nicht verfüge werden; es 
gab Feine Privilegien für Handel und Kunftfleiß; es 
beftand ein Nationalinftitut und eine National = Ober- 
rechnungsfammer; Eein bewaffnetes Corps dürfte be= 
rathfchlagen; Fein Käufer von Nationalgütern durfte 
im Beſitze geftört werden; die nicht verkauften Natio- 
nalguͤter bilveten die Grundlage der Einkünfte für 
die Bifchöffe, ihre Kapitel, für die geiftlichen Semi— 
narien und die Pfarrer, 


wa.) 


Verfaſſung des Königreiches Italien 
| ſeit 18505. 


Diefe Verfaffung erfuhr, nach Napoleons Er- 
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nennung zum Könige von Italien, bereits meh: 
rere Mopdiftcationen in dem conftitutionellen 
Statut vom 27. Maͤrz 1805, welche die Eönig- 
lichen Rechte, die Kegentfihaft und die Großbeamten 
des Königreiches betrafen; noch wichtigere aber in 
dem conftitutionellen Stafute vom 3. Suny 
1805, durch welches die Beftimmungen ver Der: 
faffung in Hinficht der drei Collegia, der Cenſur, des 
Staatsraths, des Öefesgebungsraths und des gefeß- 
gebenden Körpers bedeutend verändert wurden. — 


Die Gültigkeit diefer Verfaffung und der confti= 
futionellen Starute beftand bis zu Napoleons Thron= |, 
entfagung am 11. Apr. 1814, — Das Königreich 
Italien, wie es bis dahin beftanden hatfe, ward 
auf dem Cougreffe zu Wien aufgelöfer, Mailand 
aber, Mantua und Venedig famen an Deft- 
reich zuruͤck. Der Kaifer Franz gab diefen italieni- 
ſchen Ländern am 7. Apr. 1815 den Namen: lom— 
bardiſch-venetianiſches Königreich, und 
teilte daffelbe in die beiden Öubernien von Mai— 
land und Venedig. Das erfie Gubernium ums 
fchließe die Provinzen: Mailand, Mantua, Gremona, 
Sondrio (DBeltlin), Como, Bergamo, Brefcia, 
Pavia und lodi; das zweite die Provinzen: Venedig, 
Verona, Padua, Vicenza, Novigo, Trevifo, Bel— 
luno und Udine. 


Am 24. Apr. 1815 unterzeichnete der Kaiſer 
Franz vie neue Berfaffung diefes Königreiches, 
welche am 17. Mai zu Mailand bekannt gemacht 
ward, 
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b) Politiſcher Charakter der Verfaffung 
des lombardifch » venefianifhen Konig- 
reiches vom 24, Apr. 1819. 


Eingangsweiſe erklärte der Kaifer, es fen feine 
Abſicht, Collegia von Männern aus den verfchiede= 
nen Klaffen ver Nation zu bilden, um die Wünfche 
und Beduͤrfniſſe der Nation auf vegelmäßigem Wege 

kennen zu lernen; deshalb habe er das Königreich in 

das Territorium von Mailand und das Territorium 
von Venedig eingerheilt, und für jedes eine Cen— 
tralcongregafion aufgeftellt, wovon die eine in 
Mailand, Die andere in Venedig ihren Sitz haben 
folle. Ueberdies werde in dem Hauptorte jeder Pro— 
vinz, wo fich eine Eonigliche Delegation befinde, eine 
Provinzialcongregatfion- angeordnek, 

Die beiden Theile der Verfaſſung handeln: 
1) von den Gentralcongregationen, und 2) von den 
Provinzialcongregationen, | 


Ereke ade 
Bon den Sentralcongregationen. 


Sie follen a) aus adlichen, b) aus nichtad— 
lichen Güterbefißern, und c) aus den Repraͤ— 
fentanten der foniglihen Städte beftehen, 
und den Gouverneur des Territoriums, oder feinen 
Stellvertreter, zum Präfidenten haben, 

Jede Provinz des Territoriums fendet einen ads 
lichen und einen nichtadlichen Güterbefiger zur Con— 
gregation. 

Um in die Congregation eintreten zu koͤnnen, 
müffen die Güterbefißer das lombarbifch = vene— 
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tianiſche Bürgerrecht (die Adlichen außerdem einen 
vom Kaiſer beftätigten Adelsbrief), ein ftenerbares 
Gut von wenigftens-4+000 Scudi Werth, 
und 30 Altersjahre haben. — Ausgefchloffen 
find. alle Staatsbeamte und Geiftlide; 
alle-ihrer Vermögensverwaltung für unfähig Erklärte; 
alle, die nicht eine im Koͤnigreiche geduldete chriftliche 
Keligion bekennen, und alle in einer beftandenen Cri— 
minalunterfuchung nicht für vollig unfchuldig Erflärte, 

Um in die Congregation eintreten zu koͤnnen, 
müffen die NRepräfentanten der Eöniglichen 
Städte das Bürgerrecht, 4000 Scudi in lies 
genden Öütern, Sabrifen oder im Handel, 
feften Wohnfiß in der Stadt, und 30 Altersjahte 
haben. Ausgefchloffen find Die Banferottirer und Die 
Gemeindebeamten, fo lange fie in Dienfte ftehen. 

Der Kaifer ernennt jedes Glied. der Centralcon— 
gregation aus drei Perfonen, die von den bisher bevoll- 
mächtigten Corporationen vorgefchlagen werden. 

Das Verfahren der Korporationen befteht Darin, 
daß die Gemeinderaͤthe (nach der Vorfehrift Des Ge— 
feßes vom 8, Sun. 1805) einen adlichen und einen 
unadlichen Befiger aus ihrem Bezirke, die koͤnigli— 
chen Städte aber Drei Bürger aus ihrer Mitte wählen, 
und Das Protocoll Darüber der Provinzialver- 
waltung einfenden, welche die Namen der Borges 
ſchlagenen, nach den drei Klaffen, in Tabellen bringt, 
mit Bemerkungen begleitet, und dem "Gouverneur 
der Provinz zuftellt, der dann an den Kaiſer berich- 
tet, In Zukunft follen aber, im Falle ver Erfegung 
von Gliedern in der Gentralcongregation, die Ge: 

meinden ihre Wahlprotocolle an die Provinzialcongre: 
gationen richten, welche drei daraus der Central: 
congregation vorschlagen. Die lestere lege ihre au⸗ 
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rathende Wahl dem Kaiſer zur wirklichen Ernennung 
vor. Die koͤniglichen Staͤdte ſchicken ihre Protocolle 
unmittelbar an die Centralcongregation. 

Die Dauer der Amtsverrichtung der Congrega⸗ 
tionsglieder ift fechs Jahre; fie find‘ ſogleich wieder 
wählbar, Doch foll, um nicht die Congregationen , 
auf einmal aufzulofen, nach den erften drei Jahren 
die Hälfte der adlichen und die Hälfte der nichtadli- 
chen Guͤterbeſitzer austreten. Außerdem behält der 
Kaifer fih vor, Diejenigen Glieder aus zu— 
ftoßen, die fich des in fie gefeßten Zus 
trawens unwürdig bezeigen würden. 

Die Glieder der Centralcongregation - heißen : 
Deputirte zur Centrabcongregation, und 
erhalten, ans dem Territorio, 2000 Fl. jährliche 
Defoldung. LEE 

Die Ientralcongregation ſohl ſich beſch aͤfti— 
gen: mit Vertheilung und Einregiſtrirung der vom 
Kaiſer ausgeſchriebenen außerordentlichen Steuern; 
mit Fortſetzung des noch nicht beendigten Steueran— 
ſchlags der Diſtricte; mit Unterſuchung der Gemein— 
deausgaben und Laften, und mit der Erörterung , 
welche Laſten die Städte und Gemeinden, welche die 
Provinzen, und welche das ganze Territorium fragen 
foll; mit Vertheilung der Militairleiftungen auf das 
ganze Sand, im ‚Kriege wie im Felbden; mir Ober: 
aufjicht auf Bruͤcken, Dänme und Sträßen, die nicht 
unmittelbar vom Staate verwaltet werden, fo wie mit 
der Oberaufficht über die Wohlthätigkeitsanftalten und 
die Verwaltung ihrer Einkünfte, 

Der Kaifer erlaubt der Gentralcongregation, 
ihm die Bepdürfniffe, Wiünfche und Bitten der Nation 
vorzutragen, und behält fich vor, fie um Rath zu 
fragen, wenn es ihm gut duͤnken wird, 
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Die Centralcongregation kann weder Verord— 
nungen erlaffen, noch Contributionen und Auflagen 
ausfchreiben , noch in eigenem Namen eine gefegliche, 
richterliche und vollziehende Gewalt ausüben,  ©ie 
muß über alle ihr anverfraute Gegenftände, ſo wie 
bei Auslegung beftehender Verordnungen, Das Er— 
gebniß ihrer Beratbfchlagungen dem Gubernium vor= 
legen, welches entweder betätigt, oder, wo es dazu 
nicht berechtigt ift, die hoͤchſte Beſtaͤtigung einhohlt. 
Doc) Fann die Centralcongregation in dem Falle, wenn 
das Gubernium die Beftätigung abſchlaͤgt, fich unmit⸗ 
telbar an den Kaiſer wenden. 

Die Berathſchlagungen werden nur nach erhal 
tener Beftätigung, und nur im Namen des Kaifers 
öffentlich bekannt gemacht. 

Der Präfident beftimmt die Sitzungen der Con— 
gregation, vertheilt die Arbeiten, übergiebt die wich- 
tigern einer Commiſſion zur Berathſchlagung, träge 
die gewöhnlichen Gefchäfte vor, und fammelt die 
Stimmen. Die abfolute Mehrheit entſcheidet das 
Concluſum. 

Die Provinzialcongregationen koͤnnen von den 
Gentralcongregationen infpicirt und controllirt werden, 
und müffen ihnen in Verwaltungsfarhen, vie nicht der 
Regierung vorbehalten find, Gehorfam leiften. Sie 
erftatten Berichte an die Gentralcongregation, und 
erhalten von verfelben Decrete, 


Zweiter Theil. 
Von den Provinzialcongregationen. 


Eine Provinzialcongregation wird in jedem Haupf- 
orte einer Provinz eingefeßt. Der dafelbft —— 
BR Delegat ift ihe Praͤſident. 
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‚Sie befteht, nach; der Größe der Provinz, aus 
4 — 6 — 5 Öliedern, zur Hälfte aus adlichen, zur 
Hälfte aus nichtadlichen Eigenthümern, und aus einem 
Kepräjentanten für jede Fonigliche in der Provinz ges 
legene Stadt, 

Zur Aufnahme gehört, daß die Eigenthuͤmer 
das Bürgerrecht (oder einen Adelsbrief), 2000 Seudi 
in liegenden Gütern, Wohnfis in der Provinz, "und 
volle 30 Jahre — die Srädterepräfentanten 
aber das Bürgerrecht, Wohnfiß in der Stadt, 2000 
Scudi in Gründen, Fabriken oder im Handel, und 
volle 30 Jahre haben. 

Zur, Erfeßung der Glieder der —— 
gregation reichen die Gemeinden ihre Vorſchlaͤge an 
die Provinzialcongregration ein, welche daraus drei 
Namen der Centralcongregation vorſchlaͤgt. Hat 
diefe Feine Einwendungen zn machen ;ofo ift der zuerft 
Geſchriebene ernannt, und das Gubernium beftätige 
ihn. Bei eintretenden Einwendungen muß Bericht 
an den Hof erftattet werden, | 

In Hinficht der Dauer, Erneuerung, Aus— 
fchließung oder Entlaffung der Ölieder der Provin- 
zialcongregation gelten dieſelben Grundfäße, wie bei 
der Gentralcongregation, 

Die Glieder der Provinzialcongregation heißen 
Deputirte zur Provinzialcongregation, 
‚ und beziehen Eeinen Gehalt. Ihre Amtsgefchäfte be- 
treffen: die Stenergefchäfte der Provinz; die oͤkono— 
mifche Verwaltung der Städte und Gemeinden, wes— 
halb die Gemeinderäthe der Provinzialcongregation 
ihre Budgets jährlich einreichen muͤſſen; Wafjerbau- 
ten und Straßen, foweit fie den Provinzen obliegen, 
und die öffentlichen Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. — 
Ueber dieſe und andere Gegenſtaͤnde der oͤffentlichen 
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Verwaltung koͤnnen die Provinzialcongregationen 
motivirte Vorſtellungen an die Centralcongregation 
einſenden, und dieſe entweder Gebrauch davon ‚mas 
chen, oder als unbegründer zuruͤckſenden. 


02, 


c) Gefhichtlihe Ueberfiht der prigen 
italifehben Staaten. 


Savoyen, Nizza und Piemont, die Provinzen 
des Königs von Sardinien auf dem Feſtlande Ita— 
liens, ftanden, fo lange fie Frankreich einverleibe 
waren, unfer den wechfelnden Verfaſſungen dieſes 
Reiches. Nach der Ruͤckkehr des ſardiniſchen Regen— 
tenhauſes nach Turin im Jahre 1814, wurden ſie 
aber, wie fruͤher, ohne eine repraͤſentative Verfaſſung 
regiert; auch ward der Verſuch, in Piemont die 
ſpaniſche Verfaſſung im Jahre 1821, einzuführen, 
nach dem Einruͤcken eines oͤſtreichiſchen Heeres aus 
der Lombardei, voͤllig zuruͤckgewieſen. 

Auf ähnliche Weiſe wurden in Toſkana und 
Modena, nach der Rüdkehr der verdrängten Re— 
gentenhäufer im Jahr 1814, die frübern Formen 
hergeftellt; datjelbe galt von Parma, welches der 
vormaligen Kaiferin Frankreichs im Jahre 1814 auf 
Lebenszeit zugetheilt ward. 

Der kleine Freiſtaat Lucca war bis zum Jahre 
1799 den politiſchen Stuͤrmen entgangen. Als aber 
der General Serrurier im Februar 1799 das Gebiet 
deſſelben beſetzte, ward ihm eine Verfaſſung gegeben, 
welche der franzoͤſiſchen Verfaſſung vom Jahre 1795 
nachgebildet war, mit zweien Raͤthen von 48 und 4 
Mitgliedern, und einem Directorium von 5 Perſonen. 
Allein mit den Siegen der Heſtzeicher und Ruſſen in 
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Dberitalien kehrte auch fir ucca die vormalige Ord— 
nung der Dinge bis zur Schlacht von Marengo (14. 
Jun. 1800) zurück, nach welcher eine, unter Frank: 
reichs Mitwirkung bearbeitete, VBerfaffung am 
26. Dec. 1801 als Staatsgrundgefeß eingeführt 
ward. Mach diefer Verfaffung beftand die Regierung 
der Republik Lucca aus einem großen Katbe, einer 
Vollziehungs- und einer Berwaltungsbes 
hörde. Der große Rath, beftehend aus 300 Bür- 
gern, wovon 2OO aus den reichften Eigenthümern und 
100 aus den angefehenften Kaufleuten, Gelehrten und 
Kimftlern gewählt wurden, entwarf die Öefege, er 
nannte die Mitglieder der Vollziehungs-, der Ver: 
waltungsbehörte und der Gerichtshöfe, und ward 
aller fünf Sabre zum dritten Theile erneuert, Die 
Bollziehungsbehörde beftand aus 12 Aelteften, welche 
aller zwei Monate aus ihrer Mitre einen Präfiventen, 
unter dem Titel: Gonfaloniere erwählten. Ihr 
ftand die Initiative der Gefeße, die leitung der aus— 
wärtigen Angelegenheiten, und die Organifation der 
Bertheidigungsmittel zu. Cie ward jährlich zum 
vierten Theile Durch den großen Rath erneuert. Der 
Berwaltungsrarh führte die Aufſicht über die innern 
Angelegenheiten, tiber Rechtspflege, Polizei, Finanz 
zen und bewaffnere Macht. 

Diefe Verfaffung in Lucca erlitt aber eine bedeu— 
tende Veränderung, als, während Napoleons Anz 
wefenheit zu Mailand, fein Echwager, der Fürft 
Bacciohi, Gemahl der Prinzeffin Elifa, welchem 
er fchon früher das Fürftenehum Piombino errheilt 
hatte, auch zum Fürften von tucca ernannt, und 
deshalb vom Kaifer das conftirurionelle Sta— 
tut vom 23. Jun, 1805 unterzeichnet ward, durch 
welches die republifanifche Staatsform in eine monar= 
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—* uͤberging, ſo daß dem Fuͤrſten ein Miniſterium 
von zwei Individuen, ein Staatsrath, und ein Se— 
nat von 36 Mitgliedern beigegeben ward. — Dieſe 
Verfaſſung galt für Lucca bis zum Jahre 1814, wor- 
auf der Wiener Congreß dieſes Fürftenthum der vor— 
maligen Konigin von Etrurien und deren Sohne zu: 
theilte. Doch ward fpäter von den europäifchen 
Hauptmächten beftimmt, daß, nach dem Tode ver 
Herzogin von Parma, Parma an das in Lucca regie— 
vende Haus, Lucca aber an Zoffana fallen follte. 


53. 
Der Kirchenſtaat. 


Der Kirchenſtaat verlor unter dem Papſte 
Pius 6 im Frieden von Tolentino (19. Febr. 1797) 
Avignon und Venaiſſin an Sranfreich, und die drei 
Segationen Bologna, Ferrara und Romagna an die 
eisalpinifche Republik; allein die Selbſtſtaͤndigkeit 
dieſes Staates ſchien gerettet und geſichert. Als aber 
in Rom (28. Dec. 1797), bei einem Auflaufe des 
Poͤbels, der franzoͤſiſche General Duphot vor der Woh- 
nung des franzöfifchen Geſandten ermordet worden 
war, zog, befehligt von dem Direcforium Frankreichs, 
der General Berthier aus Oberitalien nach Kom, und 
ſtiftete dafelbft (15. Febr. 1798) eine romifche Res 
publik. Der bochbejahrte Papft Pins 6 ward 
nach Frankreich abgeführt, und ftarb (29. Aug. 1799) 
zu Valence. Der neugefchaffene Freiftaat erhielt am 
20. März 1795 eine eigene VBerfaffung, in 
welcher * nicht an Auffriſchung alter Namen für die 
"Nachbildung ver damals in Frankreich geltenden 
Gtaatsformen fehlte. Die romifche Republik, ges 


heile in acht Departemiente, ward für seine und 
18 * 


* 
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untheilbar erklärt. Die Urverfammlungen biegen 
Comitia, die Wahlverfammlungen Tribuss; Der 
gefeßgebende Korper zerfiel in zwei Näthe: den Se— 
nat von 32 Individuen, und das Tribunat von 
72 Mitgliedern, fo daß die Functionen des Senats 
die des damaligen Kathes der Alten in Frankreich, 
und die Fuuctionen des Tribunats die des Rathes 
der Fuͤnfhundert waren. Die fünf Mitglieder der 
vollziehenden Gewalt hießen Confuln; vie Frie— 
densrichter Prätoren; die Polizeibeamten. Tri- 
bune der Cenfur Der Nationalfchas ftand 
unter drei Duäftoren, Kür Griminalfälle galten 
Gefhworne 

Bald aber ftürzte, bei den Siegen der Ruſſen 
und Deftreicher in Oberitalien (1799), dieſe roͤmiſche 
Kepublif zufammen. Die weltlihe Macht des Pap— 
fies ward hergeftelle, und Pius 7 (14. März 1800) 
von den zu Venedig verfammelten Kardinälen ges 
wählt. Ob nun gleich Pins (2. Dec. 1804) zu Paris 
den Kaifer Napoleon-falbte; fo entriß ihm diefer doch, 
nach eingetretenen Mißverftändniffen zwifchen beiden, 
zuerft (2. Apr. 18508) die Provinzen Urbino, Ancona, 
Macerata und Samerino, welche er mit dem Könige 
reiche Stalien verband, und unter die Verfaſ— 
fung deſſelben ftellte, und fpäter (17. Mai 1809) 
den legten Theil der weltliihen Macht, als er den Reſt 
des Kirchenftaates, mit der Stadt Kom, Frankreich 
fetbft einverleibte, fo daß die neue VBerfaffung 
Frankreichs auch auf diefe vormaligen Theile des 
Kirchenftaates übergerragen ward, We 

Allein Nepoleons Thronverzichtung bewirkte die 
Herftellung der frühern Ordnung der Dinge im Kirz 
chenfraate und die Ruͤckkehr Pius 7 (24. Mai 1814) 
nah Kom. Die Beſchluͤſſe des Wiener Congrefjes 
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(1815) gaben fogar die geſammten vormali— 
gen Belisungen des Kirchenftaates, mit alleiniger 
Ausnahme von Avignon und eines Eleinen am line 
fon Poufer gelegenen Theiles von Ferrara, dem 
Papſte zuruͤck. — Weil nun alle, diefe, zu, dem 
politifchen Ganzen des Kirchenftaates wieder ver= 
einigten, Iheile bis dahin unter Derfaffungen ges 
ftanden hatten; fo fand es der Papft Pins 7 ges 
ratben, dem Kirchenftaate eine neue Öeftaltung 
im Innern durch die Conftitution vom 6. Sul. 
1816 zu geben, welche zwar — fihon nad) ver 
ganz eigenrhümlichen Einrichtung eines geiftlichen 
Staates — mit den übrigen neuen DVerfaffungen in. 
Europa nicht zufammengeftelle werden kann, die aber 
für die zeitgemäße Öeftaltung“ der wefentlichften 
Verhaͤltniſſe des innern Staatslebens fehr zweck— 
maͤßige Vorſchriften enthielt, und, außer der Einthei— 
lung des Staates in 17 Delegationen (Drovinzen), 
namentlich die Einrichtung des Gemeindewefens, 
der Gerichrshöfe, und des Finanzweſens, 
ſo wie die Beſtimmung der bürgerlichen und politis 
ſchen Rechte enthielt. — Den Delegaten (Statt: 
haltern der Provinzen) ward eine berathende Kongre= 
gation von vier Perfonen zugeordnet; doch erhielt 
blos’; der Delegat die entfcheidende Stimme. Alle 
Gerichtsbarkeit der Barone hörte auf; ihre: Beamten 
wurden. den päpftlichen Delegaten untergeordnet. Die 
Beſitzer der Güter der wiederhergeftellten Eirchlichen 
Corporationen follten vom Staate entfchädigt, und 
diefe Entfihädigung zur Staatsſchuld geſchlagen wer: 
den. Es wurden vier, Appellationsgerichte errichtet; 
die Folter ward abgefchafft; ein neues Geſetzbuch follte 
ins deben freten. Alle Frohndienfte, Lehnsrechte und 
Lehnsabgaben follten nicht wieder hergeftellt, und vie 
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Fiſchfang⸗, Jagd- und Bergrechte der Barone auf 
fremdem Boden aufgehoben werden. : Den Delegaten 
ward die oberſte teitung der Provinzialverwaltung 
übertragen, Doch mit Ausnahme der Firchlichen und 
gerichtlichen Angelegenheiten, und der Verwaltung . 
des öffentlichen Schaßes. — Dabei hatte der Papft 
im Eingange zu diefer DVerfaffung woͤrtlich erklärt, 
„daß, weil die lange Trennung mehrerer, (jeit 1814) 
wieder zum Kirchenftaate gefommenen, Provinzen ein 
Aufbören der alten Einrichtungen veranlaßt: habe, es 
"beinahe unmöglich geworden wäre, die vormals be: 
ffandene Ordnung dafelbft wieder einzuführen, — 
Demungeachtef erklärte der Papft leo 12 in einem 
Motuproprio, (5. Det. 1824) die Verfaſſung feis 
nes Vorgängers in mehrern Puncten für unvolls 
fommen, worauf er die Reviſion derfelben einer 
Commiffion übertrug, deren Arbeiten von einer Con— 
gregation von Kardinälen gebildet ward, In dieſer 
neuen Form wurden namentlich dem Adel alle vie 
Vorzuͤge wieder gegeben, „welche er in allen: civilifir- 
ten. Staaten genieße’, befonders aber ward „die 
bifhoöfflihde Gerichtsbarkeit in den Ölanz 
und die Borrechte wieder eingefeßrt, wos 
mit Benediet 14 fie begabt habe.” — Die Her: 
ftellung des Ordens der Jeſuiten war (7, Aug. 
1814), fo wie die Herftellung ver Inquifition im 
Kirchenftaate (15, Aug. 1814) bereits von Pius 7 
gejchehen. | 
| 94. 
Königreich beider Sicilien. 
&) VBerfaffung Neapels vom Jahre 1808. 


Der König beider Sicilien, Ferdinand 4, fiand 
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ſeit vom Jahre 1793 auf der Seite der Verbündeten 
gegen Frankreich, bis.er, nach Bonaparte's Siegen in 
Dberitalien,, einen Frieden (10. Det. 1796) mit der 
Republik Frankreich abſchloß, der ihm feine Opfer 
koſtete. — Er erneuerte aber den Kampf, nachdem 
Relſon die franzofifche Flotte bei Abukir gefchlagen 
hatte, Durch das Vorbringen eines neapolitanifchen 
Heeres in den Kirchenftaat (Nov. 1798), welcher da= 
mals von dem Directorium Frankreichs als römifche 
Republik geftaltet worden war, Allein Championet 
befiegte die Neapolitaner, führte fein Heer nach Nea— 
pel, und ftiftere dafelbft, nach Ferdinands Abreife nach 
Palermo, (25. Jan. 1799) die partbenopeifche 
Kepublif, die aber, nebft der von ihm eingefeßten 
einftweiligen Regierung, nach den Siegen der Ruſſen 
und Oeſtreicher in Oberitalien während des Sommers 
1799, wieder zufammenftürzte, Ferdinand 4 kehrte 
nach Neapel zurüd, und fihloß fpäter, nachdem Bo— 
naparte erfter Conful geworden war, (28. März 1801) 
zu Florenz Frieden mit Frankreich. 

Als aber eine neue Koalition im Jahre 1805 
gegen Frankreich fish bildete und der Krieg im Spät: 
jahre begann, ſchloß zwar Ferdinand (Sept. 1805) 
für Neapel einen Neutralitärsvertrag mit Napoleon; 
doch erſchienen ruffifch = brittifiche Jandungstruppen in 
Neapel, um das franzofifihe Heer in Oberitalien im 
Rüden anzugreifen. Deshalb erklärte Napoleon, 
nach Unterzeichnung des Friedens von Preßburg, am 
27, Dee, 1805: die Dynaftie Bourbon habe in Nea— 
pel aufgehört, zu regieren. Ein franzofifcbes Heer 
beſetzte Neapel, und Napoleons Bruder, Joſeph, 
warb von ihn (30, März 1506) zum Könige bei— 
der Sicilien ernannt, während die Dynaftie Bour— 
bon Oicilien unter dem Schuße Der Britten be— 
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hauptete. Als aber Napoleon feinen Bruder Joſeph 
(6. Jun. 1808) zum Könige von Spanien, und feis 
nen Schwager Joachim Murat, bis dahin Große 
berzen von Berg, zum Könige von Neapel (15. 
Sul. 1505) ernannte, unterzeichnete Joſeph, noch zu 
Banonne, am 20, Su, 1808 die neue Verfaſ— 
fung des Koͤnigreiches Neapel, welche auch 
Napoleon beftätigte,, Joachim Murat aber nicht ins 
öffentliche Staatsleben eintreten ließ. 

Die Hauptbeſtimmungen dieſer Verfaſſung wa— 
ren: die roͤmiſch-katholiſche Religion iſt die Religion 
des Staates. Die Krone iſt erblich in der geraden 
maͤnnlichen Nachkommenſchaft; doch verwaltet die 
Koͤnigin, während der Minderjaͤhrigkeit des Koͤnigs, 
die Regentſchaft. Es beſteht ein Staatsrath, 
der wenigſtens aus 26 und hoͤchſtens aus 36 Mitglie⸗ 
dern gebilder und in vier Sectionen (der Juſtiz und 
des Cultus, des Innern und der Polizei, der Finanz 
zen, des Krieges und der Marine) geheilt wird, 
Das Nationalparlament befteht aus 100 Mit— 
gliedern, gerbeilt in I Bänke: ver GeiftlichEeir, 
des Adels, der Örundbefißer, der Gelehr— 
ten und der Kaufleute. Leder Bank ftehen 20 
Erellen zu. Die Mitglieder: der geiftlichen Bank 
find es auf Lebengzeit. Die Adlichen müffen wenigs 
ftens 10,000 Ducaten jährlihe Einkünfte Haben; 
find ‚aber Mitglieder des Parlaments anf Lebenszeit, 
Die Grundeigenrhümer werden von den Wahlcolles 
gien, und zu jeder Eißung neun ernannt, Die Mitz 
glieder der gelehrten Bank werden won dem Könige, 
aus der ihm vonder Univerfität, den Akademieen, 
den: Cafjationshofe und den Appellationsgerichtshjöfen 
vorgelegten dreifachen Lifte, auf Lebenszeit ernannt, Die 
Mitglieder der Bank der Kaufleute ernennt der König 
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zu jeder Sitzung von neuem, ans den von den Wahl: 
collegien der Kaufleute ihm übergebenen Liſten. — 
Die Sitzungen des Nationalparlaments ſind geheim. 
Die Meinungen koͤnnen weder gedruckt, noch ſonſt 
verbreitet werden. Jede Bekanntmachung oder Mit- 
theilung, welche Durch das Parlament oder eins ſei⸗ 
ner Glieder geſchaͤhe, wird vals eine aufruͤhreriſche 
Handlung berrachtet. — Die PVertheilnig" der 
Stenern und Die Veränderungen im bürgerlichen 
und peinlichen Gefeßbuche werden den Berathſchla⸗ 
gungen des Parlaments unterworfen. | 

Joachims Herrſchaft über Neapel endigte im 
Jahre 1815, ‚ohne daß diefe Verfaſſung zur Guͤltig⸗ 
keit gelangt wäre, und Ferdinand der 4 kehrte, nach 
Murats Befiegung durch Die —— aus Pa- 
lermo nach u — | 


99 
ß) Verfaffung Siciliens vom Japıe 1812, 


. Während der Zeit, daß Murat über Neapel 
regierte, behauptete fih die Dynaftie Bourbon im 
Beſitze Siciliens unter den’ Schuße der Britten, 
Doch ward der bristifche Emfluß der regierenden Fa— 
milie fo läftig, daß vie Königin Karoline (1811), 
nachdem ſich ihre Enkelin, die Erzherzogin Maria 
Iuife von Deftreich, mit Napoleon vermählt hatte, die 
Kaumung Siciliens von den Dritten verlangte. Da 
veifere Lord Bentind felbft nach London, von wo 
er im July 1812 eine neue DBerfaffung für 
Sicilien mitbrachte, die er proclamirte, ohne daß 
fie doch, bei der Abneigung des regierenden Haufes 
gegen diefelbe, ins öffentliche Staatsleben eintrat, 

Die Grundzuůͤge diefer, der brittiſchen nach— 
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gebildeten, Verfaſſung waren: Das Lehm s— 
ſyſt em hoͤrt, ohne Entſchaͤdigung dafuͤr, voͤllig auf, 
und mit demſelben alle Baronialgerichtsbarkeit, ſo 
wie alle Vortheile, Pflichten und Laſten, die mit dem 
Lehnsſyſteme zuſammenhaͤngen; doch duͤrfen die Fami— 
lien die Feudaltitel beibehalten, und alle bisherige 
Feuda werden Allodia des jeßigen Befisers. Alle 
Bürger Eiciliens find einander gleich an Recht und 
Stand, und einerlei Gefeßen unterworfen. Jeder 
ficilianifche Bürger hat unumfchränfte Erlaubniß, 
ſich über ihm geſchehene Ungerechtigkeit zu beklagen, 

ohne die richterliche Gewalt, Angeberei, Spione, 

oder irgend eine Rechenſchaft zu fürchten; er bat das 
Hecht, fich jeder Gewalt, die nicht von den Geſetzen 
anerkannt ift, zu widerfegen. Jeder Bürger Sici— 
liens wird An Mitglied der gefeßgebenden 
Gewalt betrachtet, muß aber die Verfaffung aner- 
fennen, und, wenn er Einfluß auf die Öefeßgebung 
haben will, lefen und ſchreiben Eonnen, wozu 
ein Zeitraum von 18 Jahren verftattet wird, fo daß 
im Jahre 1830 Fein Sicilianer Wähler ſeyn darf, 
der nicht lefen und fihreiben kann. Jeder bat das 
Recht, ohne Senfur zu ſchreiben und zu Druden, 
was er irgend will; nur bleiben die Schriften, welche. 
von der Keligion handeln, einer vorläufigen Cen— 
fur der Geiftlichkeit unterworfen. Ferner foll es ein 
Derbrechen ſeyn, Ochriften zu publiciren, welche 
etwas gegen die romifch = Fatholifche Keligion, gegen 
den Koͤnig, welcher unverleglich ift, gegen ein Indi— 
viduum der Foniglichen Familie, gegen die Örundlage 
der Berfaffung, (d. db. gegen die Trennung der Gewal— 
ten, gegen die Eintheilung des Parlaments in zwei 
Kammern, gegen das Recht der Kanımer der Gemei— 
nen, allein Steuervorfchläge zu machen, ‚gegen das 


Neapel and Sicilien. 283 


Recht des Parlaments, Die öffentlicheit Beamten zue 
Kechenfchaft zu ziehen, und gegen das Recht jedes 
Sicilianers, nur durch die richterliche Gewalt ver— 
haftet und beftraft zu werden, ) enthalten, Eben fo 
verbrecherifch find Schriften, welche direct. zum Unge— 
borfame gegen die Öefege auffordern und verläumdes 
rischen Inhalts find. — Das Parlameng befteht 
aus zwei Kammern: der Pairs und der Ges 
meinen. Die Kammer der Pairs. wird gebilvet 
ans 61 geiftlichen und 124 weltlichen: Pairs, 
zufammen aus 185% Perfonen, Zu dem. geiftlichen 
Pairs gehören die 3 Erzbifchöffe, die 7 Bifchöffe, die 
Aebte ꝛc., und zu den weltlichen Pairs die Fürften, 
Herzoge, Marquis und Barone des Königreiches. 
Den König ſteht frei, weltliche Pairs zu ernennen, 
fobald fie einen. jener Titel und ein reines Einfommen 
von jährlichen 6000 Unzen (ungefähr fo viel als Du— 
caten) befisen, Die Kammer ver Öemeinen wird 
gebilvet aus den Kepräfentanten der Bezirke, ver 
Städte und der Univerfitäten. Die Inſel 
Eicilien wird in 23 Bezirke gerheilt, deren jeder 
zwei Kepräfentanten, die Inſel Lipari aber mur 
einen ſendet. Von den Städten fenden diejenigen, 
welche wenigftens 18,000 Einwohner haben, 2, Pa— 
- kermo 6, Meffina und Katania 3, die uͤbrigen über 
6000 Einwohner Einen Repräfentanten. Alle Städte 
unter 6000 Einwohner find in den Bezirken begrif- 
fen. Don den Univerfirären ſendet Palermo 2, 
Catania Einen Repräfentanten. Die‘ Kammer ver 
Gemeinen zählt 154 Individuen, Die Nepräfentanz 
ten der Bezirke und der Städte müfjen ein lebens= 
längliches  Einfommen von jährlih 18 Unzen, die 
von der Stadt Palermo aber von SO Unzen haben, — 
Den Präfivdenten der Kammer der Pairs ernennt der 
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König; den Präfidenten der Kammer der Gemeinen 
wähle diefe felbft. Dem Könige fteht das Recht zu, 
das Parlament zufammen zu rufen, zu prorogiren 
und aufzuheben; Doch muß er in jedem Jahre eins 
verfammeln. Die gefeggebende Gewalt gehört 
ausfchließlich ‘dem Parlamente. Jeder Steuervor⸗ 
fehhlag kann nur von der Kammer der Gemeine aus— 
gehen, und muß von Der Kammer der Pairs'entweder 
angenommen oder verworfen, darf aber nicht von ihr 
verändert werden. Alle übrige Gefeßesvorfchläge 
fonnen von beiden Kammern gefcheben, fo daß ver 
andern Kammer das Derwerfungsrecht zuſteht. — 
Alte öffentliche Beamte find dem Parlamente ver: 
antwortlich. — Der König ift das Oberhaupt 
der vollzichenden Gewalt. Er vertritt die ficilifche 
Nation bei auswärtigen Mächten; er unterhandelt 
mit denfelben, nur nicht gegen die ſiciliſche Verfaſ— 
fung; er kuͤndigt Krieg an und fchließt Frieden ; er 
ift Seneralifiimus aller Land- und Seemacht; er 
wählt einen Kabinetsrath und Staatsräthe, Doch nur 
aus Gicilianern; er vergiebt alle Ehrenftellen im 
Civil und Militair und alle’ geiftliche Winden, doch 
nur an Sicilianer; er uͤbt das Begnadigungsrecht. 
Der Koͤnig darf unter keinem Vorwande aus Sici— 
lien ſich entfernen, ohne Beiſtimmung des Parla— 
ments. Thut er es, oder bleibe er länger aus, als 
der Urlaub des Parlaments verftatter; fo ift der Thron 
erledigt, und wird durch dem Nachfolger, oder durch 
die Wahl der Nation befegt.  Dafern der König das 
Keich von Neapel wieder erlangt, oder irgend ein 
anderes erwirbt; fo foll er entweder dahin feinen Erft: 
gebohrnen ſchicken, oder diefem feinen Thron in Sici⸗ 
lien überlaflen; denn die Nation erklärt fi) 
für unabhängig vom Konigreiche Neapel. 


\ 
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In Ermangelung rechrmäßiger Erben in der jegigen 
Foniglichen Samilie, hat die Nation das Recht, 
einem Konig zu wählen; viefer muß aber ven 
‚ Borfihriften  fih fügen, welche ihm. die Nation 
machen wird. MErEER. 


96, 
Sortfeßgung. 
Y Ereigniſſe feit dem Jahre 1814, 


Diefe von Großbritannien dem Königreiche Si: 
cilien aufgedrungene Verfaſſung mißftel der koͤnig— 
lichen Samilie fo, daß die Konigin über Konftanti- 
nopel nach Wien abreifete, der Konig aber (16. San, 
1812) die Regierung niederlegfe, und fie feinem 
Sohne Franz übergab. Diefer ſah fich genoͤthigt, 
dem Lord Bentind den Oberbefehl über. die Heere 
Siciliens zu übertragen, und die neue DVerfaffung 
anzunehmen, 


Als aber Napoleon auf die Throne Frankreichs 
und Italiens verzichtet hatte, übernahm Ferdinand 4 
(2. Jul. 1814) die Regierung wieder, und hob 
(23: Sul.) Die von Öroßbritannien- vorgefchriebene 
Derfaffung,; zugleich mit dem bisherigen ficilifchen 
Parlamente, auf. — Nach Murats Befiegung durch 
die Deftreicher (1815), gab die Wiener Congreßacte 
Neapel an Ferdinand zuruͤck. Bevor er aber Pa- 
lermo verließ, verfammelte er die beiven Kammern 
des ficilifchen Parlaments, und ließ ihnen (16, Mai 
- 1815) den Entwurf einer neuen Berfaffung 
vorlegen, welche fich theils der conftitutionellen Charte 
Frankreichs, theils der brittifchen Verfaſſung an— 
naͤherte. Allein dieſe Verfaſſung trat, nach Ferdi— 
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nands Abreiſe nach Neapel, nicht ins öffentliche 
Staatsleben ein. 

Die wefentlihften Beftimmungen dies 
fes Verfaſſungseutwurfes vom 16. Mat 1815 waren: 
Die Religion des Staates ift ausfchlieglich vie 
roͤmiſch-katholiſche. — Es befichen zwei Kam— 
mern: die der Pairs, und die der Gemeinen. 
Die gefeßgebende Gewalt wird gemeinfchaft: 
lich vom Konige und den beiden Kammern geübt. 
Der Konig bat die Initiative der Gefeße; doch 
werden die Öefeßesvorfchläge in den Kammern eroͤr— 
tert, und frei nach der Stimmenmehrheit befchlofjen. 
Es hängt vom Könige ab, ob der Gefeßesvorfihlag 
an die Kammer der Pairs, oder an die Kammer 
der Gemeinen gebracht werden fol. Jede Kammer 
ift befugt, den Konig zu bitten, über. welchen 
Gegenftand ein Gefeßesvorfhlag zu machen fey, 
und was er enthalten folle. — Die Pairskam— 
mer befteht aus allen bisherigen Pairs. Der 
König ift berechtigt, fo viele weltliche Pairs zu 
ernennen, als ihm gutduͤnkt; nur muͤſſen fie Sicilia— 
ner ſeyn, und ein reines Einfommen von 2000 Uns 
zen haben. Die Pairs haben mit 25 Jahren Eins 
tritt in die Kammer, und mit 30 Jahren eine berath— 
fchlagente Stimme. Alle Prinzen des Haufes find 
Pairs. In der Pairsfammer folten fehs Reſcht s— 
aelehrte fisen, vom Könige aus der Klaſſe der 
höchſten Magiftratur gewählt, welche auf Lebens» 

eit alle Ehren und Rechte der Pairs genießen, — 

ie Kammer der Gemeindevertreter wird 
nach der bisherigen (in der DVerfaffung von 1812 
angegebenen) Art gebilvet; doch ohne daß die Be— 
anıten der vollziehenden Macht ausgefchloffen werden 
Eonnen, wie dies auch im brictifchen Par: 
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lamente ftatt finder. Jedes Mitglied der Kam: 
mer muß 33 Jahre alt ſeyn. Der König Fann das 
Parlament zufanmenberufen, vertagen und aufloͤſen. 
Die vollziehende Gewalt ſteht dem Könige zu, 
der heilig und ımverleglich ift. Er. ift der Oberbe- 
fehlshaber der fand = und Seemacht; er erflärt Krieg, 
und fchließt Frieden, Bündniffe und Handelsverträge; 
er ernennt zu allen bürgerlichen und Militairämtern, 
Die Minifter und Staatsräthe find verantwortlich. 
Der ausgedehntefte: und fefte Genuß der bürgerlichen 
Freiheit, der Sicherheit der Perfon und des Eigen- 
thums wird vollftändig verbürge. Die Freiheit 
der Gedanfen und der Preffe wird mit ven 
Vorfichtsmaasregeln aufrecht erhalten, welche (1814) 
Ludwig 18 in Frankreich zur Sicherung der öffentlis 
chen Ruhe ergriff. Die Staatseinfünfte be= 
fiehen in ordentlichen und außerordentlichen 
Steuern. Die erften bilden das bleibende Staats— 
einfommen; fie dienen zur Bezahlung der Staats— 
gläubiger, ver Civillifte, der fand» und Seemacht, 
der Magiftratur und Beamten. Sind fie einmal mit 
Einftimmung der Kammern feftgefeßt und vom Ko: 
nige beftätigt; fo kann man in der Folge ihren Be: 
trag nicht mehr abändern; fie müffen aber aller vier 
Sabre in den etften Sißungen eines neuen Parla— 
ments beftätigte werden. Die Steuern der zweiren 
Art beftehen in Hülfsgeldern, die in Gefeßesform ver- 
gebracht, und frei von den Kammern, für die von 
ihnen feftgefeste Zeit, bewilligt werden. Die Civil- 
lifte wird für die ganze Dauer der Regierung von - 
dem erften Parlamente bewilligt, das nach der Thron— 
befteigung des neuen Königs zufammentritt. Der 
Sinanzminifter ift verpflichtet, jährlich dem Parla— 
mente einen vollftändigen Bericht über Einnahme und 


+ 
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Ausgabe. vorzulegen, welcher gedruckt und bekannt 
gemacht werden fol.” Die Seudalität, Sowie 
die feudalen Öerichtsbarfeiten und Rechte 
bleiben abgeschafft, in folge des Parlaments: 
bejchluffes vom Jahre 1812. Alle Staatsämter koͤn— 
nen blos von Sicilianern bekleidet werden, 


97. 
Sortfegung 


Nach der Rückkehr Ferdinands + nach Neapel, 
erfolgte eine Erklärung (8. Dec. 1816), in. welcher 
er feine geſammten Beſitzungen diefjeits und jen= 
feits der Meerenge von Meſſina zu einem vereis 
nigten Keiche erhob, und „in Gemäßbeit des - 
Tractats von Wien‘ den Titel: Ferdinand 1, 
Konig des Keiches beider Sicilien, annahm. | 

Diefer Erklärung folgte (12. Dec, 1816) ein 
organifches Gefes für die gefammte,Monars 
chie, worin der König „die von feinen erlauchten 
Vorfaren den Sicilianern  verlichenen Privilegien 
beftätigte,‘ und die ſaͤmmtlichen geiftlichen und bür= 
gerlichen Aemter in Sicilien jenfeits der Meerenge 
ausfchliegend mit eingebobrnen Sicilianern zu bes 
fegen, die eingebohrnen Eicilianer aber zu allen gros 
fen Staatsämtern der gefammten Monarchie zuzu— 
laſſen verfprah. Zugleich enthielt diefes Gefeß die 
Beſtimmung: „Die Abfchaffung des Feudalismus 
in Sicilen iſt beibehalten, ſo wie auch in den Staa— 
ten dieſſeits der Meerenge.“ — 

Die Vorgänge in Spanien, wo, am 7. März 
1820 der Konig Ferdinand 7 genoͤthigt ward, die 
von den Cortes am 19. März 1812 befannt gemachte 
Derfafjung anzunehmen, blieben nicht ohne. Rüde 


* 
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wirkung auf Neapel. Ein Theil des neapolifanifchen 
Heeres beabfichtigte (2. Jul. 1520) daffelbe, und 


der König Ferdinand + ſah ſich genoͤthigt, (7. Sul.) 


auf Treue und Eonigliches Wort zu verfprechen, vie 
VBerfaffung Spaniens, doch mit den Modi: 
ficationen anzunehmen, welche die auf conftis 
tutionelle Weiſe zufammenberufene Nationalrepräfen- 
tation des Königreiches darin zu machen für guf 
finden dürfte. — Ob nun gleich im Ditober 1820 
das Parlament zu Neapel zufammentrat, und die 
Modificationen beſtimmte, unter welchen die ſpaniſche 
Verfaſſung in Neapel gelten ſollte; fo erklaͤrte ſich doch 
der zum Kongreffe nach Laybach berufene König Fer: 
dinand 4 von dort aus gegen alle Schritte des Par: 
laments, und ein öftreichifches Heer bewirkte im Fruͤh— 
jahre 1821: die Herftellung der vorigen Ordnung der 
Dinge im Koͤnigreiche. — Nach der Ruͤckkehr des 
Königs nach Neapel, erfihien dafelbft (26. Mai 1821) 
eine Proclamation vdejjelben wegen einer neuen Re— 
gierungsform. Es follte ein Staatsrath aus 


ſechs Staatsminiftern ohne Departement gebildet wer— 


der, in’ welchem die Staatsfecretaire oder Directoren 
mie Portefegille und Unterſchrift dem Könige über die, 
ihre Departemente betreffenden, Geſchaͤfte Bericht er= 
ſtatten, und in welchem Rathe der König, oder der 
Herzog von Salabrien, oder ein Minifter den Vorſitz 
führen ſollte. Die Verwaltung Siciliens ward von 
der von Neapel getreunt. Unter dem Namen: Cone 
fulta di Stato, follten zwei Staatskoͤrper bes 
ſtehen; der eine‘, gebildet aus wenigftens 30 Indivi— 


duen, fin Neapel ; der andere zu Palermo, gebildet aus 


wenigftens: 18 Mitgliedern, für Sicilien. Der Zwed 
und die Befugnifje diefer Staatsverfammlungen wur= 
den’ dahin: beftimme: ihr Gutachten über alle im 

St. W. ate Aufl. IV. 19 
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Etaatsrathe vorgefchlagene Gefegesentwiürfe und Ger 
neralverordnungen, fo wie über die bereits unters 
fuchten Einnahme» und Ausgabe : Entwürfe, ber die 
Verwaltung und Tilgung der vffentlichen. Schuld, 
und über die Entäußerung, Vertauſchung u, f. w. in 
Betreff der Kammer: und Staatsgüter zu geben. — 
In jeder Provinz follte ein Provinzialvarh die Summe 
der directen Auflagen unter die einzelnen Gemeinden 
vertheilen, und über andere Öegenftände berathſchla— 
gen, welche das Junere der Provinz, oder die öffent: 
lichen und Wohlthätigkeits = Anftalten betreffen. Die 
Mitglieder des Provinzialvatbes ernennt der König 
aus den bedeutendften Grundeigenthümern der Provinz 
jedesmal auf zwei Jahre; auch foll, weil der König 
ven Gemeinden die Verwaltung ihres Vermögens ans 
vertrauen will, ein Geſetz über die Gemeindeverwals 
tung gegeben werben, 


N ı AN 


98. 
Die jonifhen Inſeln. 


Die fieben jenifchen Inſeln, welche gegenwärs 
tig eine befondere Republik bilden, gebörten bis zum 
Jahre 1797 zu Venedig. Nach der Auflofung diefer 
- Republik im Frieden von Campo Formio kamen dieſe 
Inſeln an Frankreich, Doch nur auf Eurze Zeitz denn 
nach der Erneuerung des Krieges im Fruͤhjahre 1799 
befeßte eine vereinigte ruſſiſch-tuͤrkiſche Flotte Diefels 
ben. Am 21. März 1800 fihloffen Rußland und die 
Pforte deshalb einen Vertrag zu Konftantinopel , nach 
welchem die fieben nfeln eine befondere Kepus 
blik bilden, doch unterdem Schuße der Pforte 
ſtehen, und an diefe aller drei Jahre 75,000 Piafter 
Schutzgeld entrichten ſollten. Dabei übernahm Ruß— 
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land. die Gewährleiftung der Integrität der meugeftifz 
teten Republik, und fandte derfelben den Grafen Moce— 
nigo als Bevollmächtigten. Unter ruffifchem Einfluffe 
ward am 6. Dec. 1803 die Berfaffung.diefes Frei⸗ 
ftaates bekannt gemacht. — Nach diefer Verfaffung 
ftand die Regierung der vereinigten Inſeln dem. con 
ftirurionellen Adel auf Korfu, Kephalonia, 
Zante, S. Maura, Cerigo, Ithaka und Paro zu; 
Die übrigen Fleinen Snfeln wurden, nach ihrer. Sage, 
der einen oder der-andern dieſer Atögern Inſeln unters 
geordnet, Die griechifch = orthodore Religion ward 
für ‚die herrſcheude Religion des Staates erflätt; die 
vomifch = Farholifihe follte hochgeachtet und geſe Hüßr, 
jede übrige aber blos geduldet werden, Die Fami- 
lien, welche bis zum Ende des July 1803 zum Adel 
gehörten, blieben im erblichen Beſitze deffelben. Wer 
für die Zukunft in das Buch des Adels eingefchrieben 
feyn wollte, mußte auf den fieben Anfeln und von 
chriftlichen Aelterh gebohren feyn, beftimmte Ein: 
kuͤnfte Haben, weder Kuͤnſt noch Handwerk treiben, 
feinen offenen Laden ‚halten, und fihreiben und (efen 
koͤnnen. Mitglieder von Akaͤdemieen, die von dem Er⸗ 
trage ihrer Gliehtſamteit lebten, konnten ins Adels— 
buch eingeſchrieben, oder für regierungsfaͤhig erklaͤrt 
werden. — Die Souverainetaät ſollte einer Raths— 
verſammlung von 240 Mitgliedern, und das Recht 
zu regieren der Geſammtheit des conftitutionellen 
Adels zufiehen. Vier aus demfelben wurden zur Bes 
ſorgung der Gefihäfte ausgewählt; an der Spike des 
Ganzen fand ein Präfivent und der Bevollmaͤchtigte 
Rußlands. — 

Der leßte verließ aber, die jonifchen Inſeln, als 
Rußland diefelben in den geheimen Bedingungen des 
Tilſiter Friedens (1807) an Napoleon überließ, wor- 

- 19 * 
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auf (1. Sept.) Napoleon die Bewohner derſelben fuͤr 
Unterrhanen des frauzoͤſiſchen Kaiſers, und die ſieben 
Anfeln felbft für eine der Regieruungen erklaͤrte, die 
von Frankreich abhingen. Die Verfaſſung vom Sabre 
41803 ward im Ganzen beibehalten. 


Allein anders geftaltete ſich das Schickſal diefer 
Inſeln nach Napoleons Verzichtung auf die Regie⸗ 
rung. Am. Namen, ver verbuͤndeten Mächte nahın 
(17. Sun, 1814) der brittiſche General Campbell von 
ihnen Beſitz worauf ein am 5. Nov. 1815 zu Paris 

wifchen- Großbritannien, Rußland, Deftreich und 
Mreußen abgefchleffener Vertrag Das politische Ver— 
haͤltniß der ſieben Inſeln dahin entfchied, daß fie 
unter dem Namen: vereinigte Staaten der 
jonifchen Inſeln, einen unabhängigen, 
Doch unter dem unmittelbaren und ausge 
fhließenden Schuße Örofbritanniens 
fiebenden, Staat bilden follten. | 


Die Stimmung auf den jonifchen Inſeln ſchien 
aber der brittiſchen Leitung des Ganzen durch) ‚Den 
Commiſſarius General Maitland nicht guͤnſtig zu 
ſeyn, wie ſelbſt in dem brittiſchen Parlamente öoffent— 
lich zur Sprache gebracht ward, beſonders als Mait— 
land, auf Befehl aus Sonden; AI Mai 1816) 
den feit 1803 zu Corfu beftandenen, Senat, der fieben 
Inſeln auflofere,;,,weil derfelbe irrig darauf beharre, 
als die vepräfeufirenhe Behoͤrde aller 3 fiber Aufn ih 
engen 4 — 

"Später ward am 28. Dec. 1817 die neue, Mer 
— Prinz-Regenten Großbritanniens unter: 
zeichnete, Werfaffung der vereinigfem In— 
ſeln befannt gemacht, ob ſie gleich noch nicht 
eigentlich ins oͤffentliche Staatsleben dieſer Republik 
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uͤbergegangen zu ſeyn ſcheint, wie wenigſtens aus 
manchen eigenmaͤchtigen Schritten des brittifchen 
Eommiſſarius erhellte. =’ Nach? diefer Verfaſſung 
ift Die orthodoxe, griecht ſche Reli igion die herrſchende; 
jede andere chriſtliche Religion wird gefchuͤßt. Die 
Civilregierung beſteht aus der geſetzge ben den 
Berfammlung,.D em Genate, und der Sur 
ſtiz behoͤrde. Den, Militairbefehl führt, nach dem 
Parifer DVertrage, der, Oberbefehlshaber, der britti— 
fihen Truppen, Die gefesgebenpe Berfamm: 
lung, beſtehend aus 40 Individuen, wird gewählt 
von adlichen Wahlmännern; der Senat, welcher 
die, wollziehende Gewalt bilder, und ans. einem Präs 
fidenten und. finf Senatoren "befteht,, wird aus Der 
Mitte der . gefeßgebenden Berfammlung erwählt; die 
Mitglieder, der Juſtizbehoͤrde erwaͤhlt der. Senat. 
Dieſe Wahlen find gültig auf fünf Jahre. Der Praͤ— 
ſident des Senats wird vom Konige von, Öroßbritan= 
nien, als Protector der Republik, ernannt. Bei 
der Wahl felbft giebt der vom Könige angeftellte Lord 
Dbercommiffarius die. Zuftimmung ‚oder Verweige— 
rung, fo wie auch von Demfelben die außerordentliche 


Zufammenberufung und die Auflofung der seitögebens a 


den Derfammlung abhängt. 


Nur ſchwer entſchloß ſich die Pforte, nach lange 
Unterhandlungen mit Großbritannien, die Einwohner 
der ſieben Inſeln als Schuhunterthauen Großbritan— 
niens in dem Vertrage vom 24. Apr. 1819 anzuer— 
fennen, wogegen Großbritannien die Feftung Par ga 
und deren Gebiet der Pforte uͤberließ. 
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31:n j PrisH BU 59, ar ‚1 
6) Die Eidsgenoffenfhaft der Schweiz. 
—— Geſchichtliche Einleitung. * 


u ° Ben and) gegen das. Ende des achtzehnten 
Jahrhunderts imden 13 Qantonen der fehweizerifchen 
Eidsgenofjenfchaft nicht mehr der Geift waltere, der 
fuͤnftehalbhundert Jahre früher über die politiſche 
Bildung dieſes ſelbſtſtaͤndigen Freiſtaates entſchieden 
—* und wenn auch unverkennbar mit dem Ver— 
chwinden dieſes Geiſtes die Huͤlle deſſelben, die aͤußere 
Form dieſes Freiſtaates, veraltet war; fo ſtand doch 
den Franzoſen kein Recht zu, dieſe Fri eines benach⸗ 
barten Staates zu ftürzen, und in die innern Angele- 
genheiten einer als felbfiftändig und unabhängig von 
ganz Europa anerkannten Republik ſich zu mifchen, 
Die Eidsgenoffenfhaft hatte, während ver erften 
Jahre des Revolutionskrieges, beim richtigen Gefuͤhle 
ihrer politiſchen Schwaͤche, eine Neutralitaͤt behauptet, 
die von der einen Seite eben ſo der Republik Frank— 
reich, wie von der andern Seite der Eidsgenoſſenſchaft, 
in Hinficht der faft blos noch zwifchen der Schweiz 
und Frankreich fortdauernden Handeleverbindungen, 
vortheilhaft war. Doch Fonnten die politifchen Vor— 
gaͤnge in Frankreich nicht ohne Ruͤckwirkung und Eins 
fluß auf die Schweiz bleiben. Nothwendig betrachtete 
das in den größern und reichern Kantonen herrfchende 
Patriciat die damals in Frankreich herrfchende ‚„„Ein= 
heit, Freiheit und Gleichheit” mit Beforgniß, Erbit 
terung und Haß; dagegen blickten die mittleren Stände 
der Schweiz, die Vafallenländer, und alle, welche 
feit Jahrhunderten durch Das Parriciat zurtictgefeßt 
und gedrückt worden waren, mit Hoffnung und Er— 
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wartung auf die zu einem neuen polirifchen Dafenn vers 
juͤngte und ber ihre Feinde fiegreiche Nachbarnrepublif, 
An Augenblicken politifiher Enrfiheidung ift fein Staat 
fehlinmer daran, als der in feinen Örundformen vers 
alter, und in den Anfichten feiner Bürger entzweit ift, 
Nur dies erklärt, warum die Schweiz ſo bald be— 
fiegt und geplündert, und doch nur ſo ſchwer zu 
einer neuen zeitgemäßern Etaatsform genefen Eonnte, 

Schon hatte Bonaparte, der Befieger Italiens, 
die vormals zum Herzogthume Mailand gehörenden, 
dann aber (1513) mit Graubündten vereinigten lands 
fehafren Beltlin, Cleven und Bormio (8. Det, 
1797) ver neugeftifteren cisalpinifihen Republik eine 
verleibt; ſchon befeßte (Dee. 1797) der General Sk. 
Cyr das Erguel (den kleinen, innerhalb der Gren— 
zen der Schweiz gelegenen und zu den zugewandten 
Orten der Schweiz gerechneten, Theil: des Bisthums 
Dafel); ſchon wuͤnſchte Die rings von franzofifchem Ges 
biete umgebene Stade Muͤhlhauſen die Einverleis 
bung in Frankreich; fihon hatte la Harpe, ein ges 
bohrner Waadtländer, gegen den Druck der Oberher⸗ 
ren des WB aadtlandes, gegem die Regierungen zu Bern 
und Freyburg, feine Sandsteure veranlaßt, Vermitte— 
lung und Schuß bei dem Directorium Frankreich zu 
fuchen; als man in der Schweiz an die Erneuerung 
der ewigen Bünde dachte, und Bern mit unzeitigem 
Stolze gegen Das Directorium Frankreichs fich er: 
Elärte. Denn unter den Einflüffen der mächtigen 
politifchen Bewegungen in diefem Heitalter hatte auch 
in der Schweiz eine bedeutende Parthei firh gebildet, 
welche eine Durchſicht und VBerbefferung 
der Bundesverfaffung beabfihtigte. Diefem 
innern Kampfe aber zwifchen einer, auf Frankreich 
rechnenden, Parthei der Neuerer und der Parrhei 
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derer, welche in den alten Formen: durchaus nichts 
verändert wiffen wollten, muß es zunaͤchſt zugeſchrie⸗ 
ben werden, daß keine Einheit in den Maasregeln 
der Schweiz gegen Frankreich: ftart fand, und daß 
die vollige Befiegung der Schweiz Durch einige franz 
zöfifche Heerestheile nach einigen Monaten im Sabre 
1798 erfolge; Senf, Diel und Muͤhlhauſen 
wurden darauf mit Frankreich felbft vereinigt; auch 
mußte (19. Aug. 1798) die demokratifivte Schweiz 
mit ‚Frankreich ein Angriffs und Vertheidigungs— 
buͤndniß abfehliegen. nd 
Allein ſchon vorher bewirkte die Drohung de 
Generals Brune, die Schweiz in mehrere Freis 
ftaaten aufzulofen, den Entwurf einet neuen 
Staatsverfaffung für die Eine und unffeilbare 
Republik Helverien, wobei der Canton Bafel voran- 
ging. Unter franzofifchem Kinfluffe ward dieſer 
Entwurf verfertigt, und am 12. Apr. 1795 als Örundz 
gefes von mehrern Gantonen angenommen. Doch 
bereits im July 1798 brachen bedeutende. Aufftände 
aus in einzelnen. Theilen der Schweiz, und mit. der 
Erneuerung des Krieges von Deftreich gegen Frank— 
reich im Jahre 1799 ftürzte das lodere Gebäude der 
neuen Derfaffung zufammen, 


60. | 
«) Die Verfaffung vom Jahre 1798. 


Die wefentlihften Beſtimmungen der 
neuen Verfaſſung waren folgende: ‚Die helvetifche Re— 
publif macht einen einzigen und untheilbaren Staat 
aus. Es giebt Feine Grenzen mehr zwifchen den Ganz 
fonen und den unferworfenen Jändern, und zwifchen 
einem Canton und dem andern. Die Öefammebeit 
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den Bürger iſt der Soupera in. Die Regie⸗ 
rungsform ſoll eine re praͤſſenta tive Demo kratie 
ſeyn. Die zwei— Grundlagen des. öffentlichen Wohls 
find Sicherheit und Aufklaͤrung. Die Gewiffensfreis ' 
heit iſt uneingeſchraͤnkt z doch muß die öffentliche Aeuße⸗ 
rung der Religionsmeinungen den Geſinnungen Der 
Eintracht und des Friedens untergeordnet, ſeyn. Die 
Dreßgfreibeit iſt eine natuͤrliche Folge des Rechts, 
das jeder hat, Unterricht zu erhalten. Es giebt keine 
erbliche Gewalt, Rang und Ehrentitel. Die Steuern 
muͤſſen unter den Steuerbaren nach ihrem Bermögen, 
nach. ihren Einkünften ‚und Nutznießungen vertheilt 
werden. Alle wirkliche Buͤrger oder Einwohner einer 
regierenden oder Municipalſtadt, und alle Einwohner 
eines unterworfenen oder freien Dorfes, werden durch 
gegenwaͤrtige Verfaſſung Schweizer Bürger. 
Die Buͤrger haben allein das Recht, in den Urver— 
fanım Lungen ‚ihrer Gemeinden zu ſtinmen, und 
zu öffentlichen Aemtern gewählt: zu. werden. Jeder 
Bürger iſt ein gebohrner Soldat des Vaterlandes. — 
Die Urverſammlungen beſtehen aus den Buͤr— 
gern und Buͤrgersſoͤhnen, welche ſeit I Jahren in 
derſelben Gemeinde wohnen, und 20 Jahre alt find. 
Jedes Dorf oder Flecken, wo fich hundert Bürger 
befinten, die das S timmrecht haben, macht eine 
Urverfammlung aus; Diejenigen Bürger von Flecken 
und Dorfern,, wo nicht, hundert ſtimmfaͤhige Bürger 
ſich finden, "vereinigen ſich mit dem nächfigelegenen, 
Die, Städte ‚haben Urverfammlungen in jedem Quar: 
tiere, » Die Urverſammlungen werden zufammen bes 
rufen: um die Staatsverfajfung und Die neuen Fun— 
danıentalgefege mit Ja oder Nein anzunehmen oder 
zu verwerfen, und um aller Jahre die Glieder der 
Wahlverfammlungen des Kantons zu ernennen, Auf 
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hundert Perfonen, welche die erforderlichen Eigens 
fchaften Haben, um Bürger zu fenn, werden zwei 
Wahlmän wer eritannt. Die Wahlmänner wäh: 
len die Depurirten fir den geſetzgebenden Körper, die 
Richter des ebern "Gerichtshofes, die Richter des 
Santonsgerichts, die Mirglieder der Verwaltungs— 
kammer, die Suppleanten gedachter Richter und Vers 
walter, und geben dem Directorium einen dreifachen 
Borfchlag zum Gtatthalter. — Die gefegge- 
bende Gewalt befteht aus zwei Raͤthen: dem 
Senate, der aus 4 Depntirten jedes Cantons 
und etlichen gewelenen Directoren, und dem gro 
fen Rathe, ver aus 8 Abgeordneten jedes ans 
tons gebildet wird. Die gewefenen Direetoren find 
von Nechtswegen 4 Jahre Mitglieder des Senats, 
wenn fie nicht eine andere Stelle annehmen, oder fich 
ins Privatleben zuruͤckziehen. Die Mitglieder des 
Senats werden aller zwei Jahre zum vierten Theile, 
des großen Raths aber aller zwei Nahre zum Dritten 
Theile ernenert, Die Mitglieder des Senats, welche 
es acht Jahre gewefen find, Fönnen erft mach einer 
Zwifchenzeit von vier Jahren, und die Mitglieder 
des großen Rathes, welche es ſechs Jahre gewefen 
find, erft nach zwei Kahren wieder erwäahlt werben, 
Die Sitzungen beider Raͤthe find öffentlich; jeder 
Kath kann ſich aber in ein geheimes Commite ver 
wandeln. Der Genat genehmigt oder verwirft die 
Befchlüffe des großen Rathes. Die gefeßgebenden 
Raͤthe genehmigen oder verwerfen, auf den Vorſchlag 
des Vollziehungsdirectoriums alles, was Penſion, 
Frieden und Krieg betrifft, koͤnnen aber‘, ohne einen 
Vorſchlag des Directoriums, uͤber dieſe Gegenftände 
nicht beratbfchlagen. Ferner beftimmen fie die Art, , 
wie der Nationalfchaß verwalter, Rechnung darüber 
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abgelegt, und die Schagmeifter ernannt und ver 
Antwortlich gemacht werden follen. — Die voll 
ziehende Gewalt ift einem Directorium von 
5 Mitgliedern übertragen, unter welchen das 
Praͤſidium aller drei Monate abwechfelt. Jaͤhrlich 
tritt durch Wahl ein nenes Mitglied ins Directorium. 
Das 8008 entfcheidet, welcher won beiden an = 
jährliche Sifte von fünf Kandidaten verfertigt, 

welchen dann der andere Kath durch geheimes Stimm: 
geben den Director wählt. Die austretenden Direc- 
toren find erft nach fünf Jahren wieder wählbar. 
Das Directorium forget für die innere und Außere 
Sicherheit des Staates, verfuͤgt über Die bewaffnete 
Macht, und kann jeven der beiden Käthe einladen, 
einen Gegenftand in Betrachtung zu ziehen. Es führt 
die Unterhandlungen mit dem Auslande; doch gelten ° 
die von ihm abgefihlojfenen Verträge nicht eher, als 
bis fie von den gefeßgebenden Raͤthen in einem geheis 
men Commite unterfucht und genehmigt worden find, 
Das Directorium lege jährlich den gefeßgebenden 
Karben Nechenfchaft ab über die Verwendung der 
einem jeden Departemente angemwiefenen Öelvder. Dem 
Directorium ſteht zu: die Ernennung, Zuruͤckberufung 
und Abfesung aller Anführer und Officiere der Trups 
pen, der Minifter, der Diplomatifchen Agenten, Der 
Statthalter in den Cantonen, des Präfidenten umd 
des öffentlichen Anklägers des Obergerichtshofes und 
der Obereinnehmer der Einkuͤnfte der Republik. — 
Der oberſte Gerichtshof beſteht aus einem von 
jedem Canton ernannten Nichter,; er wird jährlich 
zum vierten Theile erneuert, Er richret die Mitglieder 
der gefeßgebenden Raͤthe und des Direcforiums; er 
richtet in letzter Inſtanz in Criminalfachen, welche 
Zodesftrafe, Einfperrung, oder Landesverweifung auf 
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Lebenszeit wach ſich ziehen; er caſſirt auch in Civil-⸗ 
ſachen die Ausſpruͤche der untern Gerichte, „welche 
gegen Die Kompetenz) der Gerichtshoͤfe, „gegen Die 
vorgefihriebenen, Formen. und, gegen - den, jeigentlichen 
Sinn der Geſetze ertheilt werden find. —. In je dem 
einzelnen Canton find die oberſten Obrigkeiten; 
der Statthalter, das Cantongericht und. die 
Verwaltuungskammer. Der Statthalter 
vertritt Die, vollziehende Gewalt. Er hat die Aufſicht 
uuͤber alle Gewalten und Beamten in der Ausübung 
ihrer Aemter; er uͤbermacht ihnen die Geſetze, wie 
auch die Befehle des Directoriums; er nimmt ihre 
Anmerkungen, Vorſchlaͤge und Klagen an, kann 
aber ſelbſt nichts bewilligen; er beruft die Urverſamm— 
lungen und Wahlkoͤrper zuſammen; er hat das Recht, 
den Berathſchlagungen der Verwaltungskammer bei— 
zuwohnen; er wacht fuͤr die innere Sicherheit, und 
uͤbt das Recht der Gefangennehmung aus; er verfuͤgt, 
auf den Befehl des Directoriums, uͤber die bewaffnete 
Macht, Das Cantongericht, beſtehend aus 13 
von dem Wahlkorper ernannten Richtern, ‚von wels 
chen aller Sabre zwei austreten, fpricht in. erſter In— 
ftanz in Haupteriminalfachen, und im letzter Inſtanz 
in. allen andern Griminalfällen und in, Civil- und 
Polizeifachen,. Die Berwaltungsfammer bes 
forgt die unmittelbare Vollziehung. der Geſetze über 
die öffentliche Erziehimg, die Finanzen, den Handel, 
die Gewerbe, die Lebensmittel, das Land- und Forſt⸗ 
wefen, ‚Die Verpflegung der Armen, die Unterhal- 
tung der Städte und der Landſtraßen. Sie befteht 
aus einem Präfidenten und acht Beifisern, von dem 
Wahlkörper erwaͤhlt. — Alle Abänderungen ber 
Berfaffung müffen,von ‚dem Senate, vorgefchlagen, 
darauf von dem großen Rathe verworfen oder geneh— 
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migt, und im letztern Falle den Urverſammlungen 
zugeſandt werden, um ſie anzunehmen oder zu ver— 
werfen. Wenn die Urverſammlungen dieſelben an: 
nehmen; ſo find fie neue Fundamentalgeſetze der 
Staatsverfaſſung. 


B) Die Verfaſſung vom 29, Mai 1801. 


Die Erneuerung des Krieges im Sahre 1799 
zwifchen Deftreicy und Sranfreich ward Das Grab der 
Faum gegebenen Derfaffung. Schon vorber (Der. 
1798) befeste ein öftreichifcher Heerestheil Graubuͤnd— 
ten, welches Diejenigen verließen, die zur Bereinigung 
mit Helvetien gerathen harten. Als der Kampf felbft 
den Boden der Schweiz erreichte, fochten Schwei— 
zer unter Deftreihs, und andere Ecyweizer unter 
Frankreichs Fahnen. Die helvetifche Regierung hielt 
fih in Lucern nicht mebr ficher, und verlegte ihren 
Eis (31. Mai 1799) nab Bern, Unter dem 
Schutze der öftreichifchen Waffen verfuchten viele der 

vormaligen Obrigkeiten die Herftellung der alten Ord— 
nung Der Dinge *); doch erkannte man bald’, daß 
das Volk nicht nach ver vorigen Unterthänigkeit fich 
zuruͤck ſehnte. Nach Maffena’s Befiegung der Kuffen 
' and Deftreicher bei: Zurich (25. und 26. Sept. 1799) 
behaupteten die Franzofen in ver ganzen Schweiz, 
und felbft in Graubündten, das Lebergewicht. Im 
Bern beabfichtigte Die Regierung eine neue Geftals 
fung des Ganzen; allein bei der unvereinbaren Ver— 
| sehtedenheit der politifchen Meinungen der 8* 


Vergl. Heinr. atchofke, des Schweizerlands Sefsichten 
für das Schweizervolk. Aarau, 1822. 8. S. 277 ff. 
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Hauptparthieien ſtuͤrzten diefe ſich abwechſelnd, „alſo 
daß feine lange am Ruder blieb, und feine dem Bas 
terlande half *).“ 

Der achtzehnte Brumaire zeigte feine Ruͤckwir— 
fung auf die Schweiz; denn am 7. und 8, Jan. 1800 
löfeten die gefeßgebenden Käthe zu Bern das Directo: 
rium auf, an deſſen Stelle ein Vollziehungs— 
ausfchußven 7 Perfonen trat. Allein am 7, Aug. 
1800 loͤſete eben fo eigenmächtig der Vollziehungs- 
ausfchuß die beiden Raͤthe auf, und berief einen neuen 
gefeßgebenden, minder zahlreichen, Nath, der aus 
43 Perfonen beftand. Die Regierung, beftehend aus 
fünf Perſonen, nannte fih Bollziehungsratb. 

+ Bonaparte, damals erfter Conful, hob (Nov, 
1800) , in der Nähe der Ausjohnung mit Deftreich, 
das der Schweiz läftige Buͤndniß mit Frankreich auf, 
und gab der Republik die Neutralität zuruͤck; allein 
im Innern derfelben dauerten die Reibungen der beis 
den Hauptpartheien fort, und allgemeiner Mißmuth 
berrfchte über den traurigen Zuftand der Finanzen, 
Da gingen Ölaire, Kengger und Stapfer (Jan, 1501) 
nach Paris mit einem vom helverifchen Directorium 
ausgearbeiteten neuen Berfaflungsentwurfe, Der aber 
dem gefeßgebenden Kathe vorher nicht vorgelegt wor— 
den war, Der erfte Conful, welcher im Frieden ' 
von tüneville (9, Febr. 1801) die Anerkennung 
der belverifchen Kepublit von Deftreich bewirkt hatte, 
erklärte den drei Deputirten, die Schweiz bedürfe 
einer eigenthiimlichen, ihr anpaffenden, Verfaſſung; 
doch werde Frankreich in die Bildung derfelben fich 
nicht mifchen. Er billigte aber den ihm vorge- 
legten DVerfaffungsentwurf, der am 29, Mai 1801 








*) Vergl. Heine. Zſchokke, ©. 278. 
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vom helvetifchen Directorium dem geſetzgebenden Rathe 
mitgetheilt ward. 

Nach dieſem Eutwurfe ſollte die Schweiz in 17 
Cantone getheilt werden, und die beſondere Verfaſſung 
der Cantone neben der allgemeinen Verfaſſung des 
ganzen Freiftaates (ungefähr wie in Nordamerika) bes 
fteben. Bern follte die Hauptftadt des Staates fenn, 
und die höchftie Gewalt aus einer Tag ſatzung von 
77 (aus den einzelnen Cantonen auf fünf Jahre ges 
wählten) Abgeorpneten, nebft einem, von der Tag: 
faßung gewählten, Senate von 23 Individuen , mit 
zwei abwechfelnd ihm vorfißenden, und von ihm felbft 
aus feiner Mitte gewählten, Yandammännern 
beftehen. Die Wuͤrde eines: Senators follte fünf, 
die eines Landammanns zehn Jahre dauern. Der 
vorfigende Landammann und vier gewählte Senatoren 
follten den Eleinen Rath bilden, und diefem die 
vollziehende Gewalt und Die Ernennung zu 
allen Staatsämtern, fo wie dem Senate die S nie 
fiative der Geſetze, der Tagſatzung aber Die Ans 
nahme oder Verwerfung derfelben zuftehen, An vie 
Spitze der einzelnen Cantone follten Praͤfecte ges 
ftelle werden, beauftragt mit der Ordnungspolizei, 
der Bertheilung der Steuern, und dem Kirchen= und ' 
Schulweſen. Abgefchafft blieben das Patriciat, die 
‚gefchloffenen Zünfte, und das vormalige Verhaͤltniß 
der Unterthanenlande.. Man gab de ftrenge politifche 
Einheit auf, behielt aber die politifche Gleichheit, 


62. 


y) Die Berfaffungsentwürfe vom 24, Oct. 
1801 und vom Jahre 1802, 


Schien gleich die Abficht bei diefer neuen Ver: 
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faſſung verſoͤhnend zu fern; fo Eonnte doch Die Erbit⸗ 
terung der Partheien nicht befeitigt werden ie zeigte 
ſich befonders nach dem Zuſammentritte der allgemei— 
nen Tagſatzung zu Bern (7. Sept1801). Bald 
fiegte Die eine, * die andere Parthei, wie ſich in 
der wechſelsweiſen Abſetzung der oberſten Staatsbe— 
hoͤrden zeigte. Während Frankreich die Trennung des 
Walliferlandes von der Schweiz beabfichtigte 
und fpäter Durchführte, verließen (7. Det 1801) die 
Hanpter der arifiofratifchen. Parthei, Reding, 
Müller md von der⸗Flue die Tagfagung , und 
wandten fich , wie die demokratiſche Parrhei, mit ihren 
Borfchlägen gleichfalls an den’ erften Conſul. Ob 
nun gleich, nach ihret Entfernung, noch 13 andere 
Abgeordnete (17. Oct.) die Tagſatzung werließen ; fo 
beendigten doch die Zuruͤckgebliebenen (24, Det. 1801) 
einen neuen DBerfaffungsentwurf*), welcher 
(26. Det.) angenommen, und darauf (27. Det.) ein 
neuer Senat erwählt ward. An dieſem Tage aber 
erklärten 13 Mitglieder des bisherigen gefeßgebenden 


Karhes der Tagſatzung, fie babe ihre Beftimmung 


überfehritten, und liegen ven Verſammlungsſaal der 
Tagſatzung befeßen. Es folgte (28. Der.) die Aufloͤ— 
fung der Zagfagung, (3. Nov.) die Anflöfung des ge= 


*) Diefe „Berfaffung der, allgemeinen helveti 
ſchen Tagſatzung“ vom 24, Det. 1501, deren da; 
maliger Praͤſident Witeri fie unterzeichnete, ftehet voll; 
ffändig in d. Europ. Conſtitt. Th. 4 ©. 395. Sie 
theilte die Schweiz in 19 Cantone, unterfchied zwiſchen 
der befondern Verfaffung der einzelnen Cantpne ‚und der 
alfgemeinen Bundeeverfafung, beitinimte "eine Tags 
ſatzung von, 81 Abgeordneten aus'allen 19 Kantonen, 
und einen Senat, der aus 2 Landammännern und 28 


Raͤthen beftehen follte. - | 
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feßgebenden Rathes, und die Annahme der Berfaffung 
vom 29. Mai. Ein Ausfchuß von fünf Perfonen 
follte ven neuen Senat ernennen. Reding ward (21, 
Nov. 1801) erfter Landammann. : Allein‘ Die, Be: 
feßung von Wallis durch die Sranzofen veranlaßte ihn, 
nach Paris zu reifen. Getaͤuſcht Durch die günftige 
Aufnahme: dafelbft, ließ er durch, feine Anhänger die 
Freunde der enfgegengefesten Parthei aus allen öffent 
lichen Hemtern entfernen, Dies lag aber nicht in den 
Planen des erften Confuls, der in einem Schreiben 
an die Schweizer vom 6. Yan. 1802 ihnen die Bitte 
um die Vereinigung mit Frankreich fehr 
nahe legte; Denn „er habe bisher zu ihnen gefprochen, 
wie in den frühern Zeiten das Oberhaupt der gallifchen 
Voͤlkerſchaften gethan haben wuͤrde, wo Helvetien 
einen Theil Galliens ausmahte,” 

Diefe Erklärung bewirkte, daß die einflußreich⸗ 
ſten Maͤnner von beiden Partheien bei der Befeßung 
der Staatsämter in der Schweiz verſchmolzen wurden, 
und daß Männer beider Partheien zu einem neuen 
Berfaffungsentwurfe (27, Febr. 1802) *) fich 
vereinigten, welchen der Senat der Kepublif annahm, 
Nach demfelben ſollte die Schwelz, mit Einſchluß 
von Wallis, in 21 Kantone getheilt, ein Senat 
aus zwei Sandammännern, zwei Gtatthaltern und 26 
Raͤthen gebildet, und zur Snitiative der Gefeße bes 
rechtige werden, die TZagfakung aber aus 52 ges 
wählten Abgeordneten beftehen, und diefer das Recht 
der Annahme oder Verwerfung der Öefeße, und: die 
Erklärung von Krieg und Frieden zufonmmen. Die 
vollziehende Öewalt follte auf dem Eleinen Ra— 
the beruhen, gebildet aus den beiden fandammännern, 


*) Europ. Confitt. Th. 4. ©. 409% 
St. W. ate Auf. IV 
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den beiden Statthaltern und fieben aus der Mitte des 
Senats gewählten Raͤthen. 

Allein auch dieſer Verfaſſungsentwurf mißfiel 
beiden Partheien; nur neun Cantone erklaͤrten ſich fuͤr 
ihn. Waͤhrend Redings Abweſenheit, bewirkte Kuhn 
(17. Apr. 1802), im Einverſtaͤndniſſe mit dem fran— 
zöfifchen Geſandten, in dem Eleinen Rathe die Ruͤck— 
kehr zur Verfaffung vom 29. Mai, worauf Neding die 
fandammannmürde niederlegte, und 45 Notablen aus 
alten Santonen (30. Apr.) zu Bern fich verfammelten. 
Diefen Notablen ward von dem: £leinen Rathe (3. 
Mai 1802) ein neuer Derfaffungsentwurf 
vorgelegt, und von ihnen (20. Mai 1802) angenoms 
men. Er näherte fich der Verfaffung vom 29. Mai 
1801 mit wenigen Abweichungen *). Nach ihm follte 
eine Tagſatzung aus den Gtellvertretern aller Gans 
tone (auf 25,000 Seelen Ein gewählter Stellvertre= 
ter), ein Senat von 24 Mitgliedern , und ein Volle 
ziehungsrath aus einem landammann und zweien 
Statthaltern beftehen, und zwifchen der befondern 
Verfaſſung der Kantone und der allgemeinen Ver: 
faffung der Geſammtheit des Staates unterfihieden 
werden. Dieſe Verfaſſung ward (2. Aul. 1802) vom 
Fleinen Rathe für das Staatsgrundgefek der 
Schweiz erklärt, worauf (3. Aul.) der Senat und der 
erwählte Landammann Dolder ihre Aemter antraten, 
Darauf verließen (13. Jul.) die franzöfifchen Truppen 
die Schweiz. Als aber, unmittelbar nach dem eg: 
zuge derfelben, allgemeine Unruhen, und felbft gegen— 
feitige blutige Befehdungen, in den einzelnen Kantonen 
ausbrachen , in Graubündten (22. Aug.) die alte Vers 
faffung der drei Bünde hergeftelle, vom General Anz 








+) Europ, Conſtitt. Th 4 ©. #23. 


Schweiz. 307 


dermatt die Stadt Zurich befchoffen und die neueinge- 
fegte Regierung niche mehr anerkannt ward; da berief 
der erfte Conful, deffen Bermittelung die Schwei- 
zer verlangt hatten, eine Deputation von beiden Par- 
theien (36 von dem neuen, 15 von dem alten 
Syſteme) nach Paris, welche, unter feiner Mitwir- 
fung, die endliche Verfaſſung der Schweiz entwerfen 
follte. Bonaparte hatte (4. Dec.) vier franzoöfifche 
Eenatoren (Barthelemy, Demeunier, Roͤde— 
ver und Fouch é) ernannt, die mit zehn Deputirten 
der Schweiz, fünf von jeder Parthei, die Verfaſſungs⸗ 
urkunden der einzelnen 19 Cantone, und die allgemeine 
fehweizerifihhe Bundesacte verhandelten, welche unter 
dem Namen der Mediationsacte (19, Febr, 
1803 ,) von den erfien Conful den heivetifchen Depu— 
firten mit der Erklärung übergeben ward: „Verlaſſen 
Sie viefelbe nicht; fonft bleibe mir nichts übrig, als 
die Schweiz mit Gewalt der Waffen zu bezwingen, 
oder mit Frankreich zu vereinigen,” 


63.- 


d) Die Mediationsacte vom 19. Februar 
| 1803, 


Die allgemeinen Verfügungen der Mediations- 
acte, Die bis gegen das Ende des Jahres 1813 alg 
- Bundesvertrag der fihweizerifihen Cidsgenoffen- 
fchaft galt, waren folgende: Die 19 Kantone der 
Schweiz (Appenzell, Argau, Bafel, Bern, Frey: 
burg, Glarus, Graubündten, Lucern, St. Gallen, 
Schafhaufen, Schwyz, Solothurn, Teffin, Thur— 
gan, Unterwald, Uri, Waadt, Zug und Zürich) 
find mit einander verbuͤndet in Öemäßheit der 
in ihren befondern Verfaffungen fefigefeßten Orund- 
} 20: 
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füge. Cie garantiren einander wechfelfeitig ihre Ver: 
faffung, ihr Gebiet, ihre Freiheit und Unabhängig: 
keit, fowohl gegen die fremden Mächte, als gegen die 
Anmaßung Lines einzelnen Kantons, oder einer be= 
fondern action. — Es giebt in der Schweiz Feine 
Unterthanenlande mehr, keine DVorrechte der Drre, 
der Geburt, der Perfonen und Familien, — Jeder 
Schweizer Bürger ift befugt, in einem andern Can— 
tone häuslich ſich niederzulaffen, und fein Gewerbe 
frei dafelbft zu treiben, Er erwirbt die politiſchen 
Rechte, gemäß dem Gefege des Kantons, in welchen 
er fich niederläßt; er kann aber nicht zugleich in zwei 
Gantonen die politifchen Nechte genießen. — Die 
alten inländifchen und auswärtigen Abzugsrechte find 
abgefchafft; die freie Eirculation der Lebensmittel, des 
Viehes und der Waaren ift garantirt; Fein Dctrois, 
Eingangs-, Tranfito= oder Mauthrecht kann im In— 
nern der Schweiz eingefuͤhrt werden. Jede Allianz 
eines Cantons mit einem andern Canton, oder mit 
einer fremden Macht iſt unterſagt. — Die Tag: 
fasung wechfelt von einem Jahre zum andern in 
den fechs Santonen: Freyburg, Bern, Solothurn, 
Bafel, Zürich und Sucern. Der fandammann 
oder Bürgermeifter des Dirigirenden Kantons nennt 
fich zugleih Yandammann der Schweiz. Die 
fremden Gefandten übergeben ihm ihre Creditive oder 
Zurhefbernfungsfihreiben, und wenden ſich an ihn 
für die Unterhandlungen. Der diplomatifche Verkehr 
geht Durch ihn. Bei Eröffnung der Tagfasung giebt 
er die Nachweifungen, welche ibm in ‘Betreff der 
innern und auswärtigen Gefchäfte, Die den Bund 
angehen, zugefommen find. — Jeder Canton 
ſendet zur Tagfaßung Einen Deputirten. 
Die Deputirten haben Inſtructionen und befchränfte 
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Vollmachten, und ſtimmen nicht gegen ihre Inſtruc— 
tionen. Die 19 Deputirte, aus denen die Tagſaͤtzung 
beſteht, machen in den Berathſchlagungen 29 Stim— 
men aus; denn Die Deputirten der Gantone,, deren 
Devolkerung mehr als 100,000 Einwohner beträgt 
(Bern, Zürich, Waadt, Sr. Gallen, Argau und 
Graubuͤndten), haben jeder zwei Stimmen. Die 
Taafagung Dauert einen Monat; doch Eonnen auch 
außerordentliche Tagfaßungen berufen werden. Die 
Kriegserklärungen, die Friedens» oder Allianzver— 
fräge, gehen von der Tagfaßung aus; fie erfordern aber 
die Genehmigung von drei Viertheilen der Kantone, 
Sie allein ſchließt Handelsverträge und Capitulationen 
für ausländifchen Dienft. Sie ordnet das Contingent 
‚der fir jeden Canton beſtimmten Truppen. Gie er: 
nennt und ſchickt die ‚ außerordentlichen Botfchafter. 
Sie entfcheider in den Swiftigkeiten zwifchen den ein= 
zelnen Santonen, Die Verfaffung jedes einzelnen 
Cantons *) wird im Archive der Tagſatzung nieder- 
gelegt. — 

Der erfte Conſul unterzeichnete dieſe Acte mit 
der Erklaͤrung: „Wir erkennen Helvetien, der gegen— 
waͤrtigen Acte gemaͤß conſtituirt, als unabhaͤngige 
Macht. Wir garantiren die Foͤderalverfaſſing, und 
die Verfaſſung jedes Cantons, gegen die Feinde der 
Ruhe Helvetiens, wer ſie auch ſeyn moͤgen.“ 


64. 
b) Politiſcher Charakter der Bundesacte 
vom 7. Aug. 1815. 


Bald nach der Annahme der Mediationsacte 


*) Diefe beſondern Verfaſſungen der einzelnen Cantone vom 19. 
Febr. 1803, ind. Europ. Conftitt. Th. 4. S. 450. 
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fehloß die Republik ein DVerrheidigungsbindniß (27. 
Sept. 1803) mit Frankreich, und einen Dertrag 
wegen der in franzofifchen Sold zu debenden Truppen 
(Anfangs 16,000 Mann, in der Folge nur 12,000 
Mann); im Innern blieben die Partheien ein Jahr: 
zehend hindurch beruhigt. — Sie regten fich aber, 
von neuen, nachdem Napoleon im Herbfie 1813 den 
Boden Teutſchlands verlaffen mußte, und die, Ver: 
bündeten Die von der Schweiz (18. Nov. 1815) be— 
fihloffene, und von Napoleon anerkannte, Neutrali— 
tät nicht zugeftanden, Das Heer, welches der Fürft 
Schwarzenberg führte, ging Durch, die Schweiz über 
den Rhein, und die zu Zürich verfammelten Geſand— 
ten der. Cantone Uri, Schwyz, Lucern, Zürich, 
Ölarus, Zug, Freyburg, Bafel, Schafbaufen und 
- Appenzell fprachen (29. Dec. 1813) die Auflofung 
Der Mevdiationsacte aus. | 
Je größer die Gährung war, welche unter den 

einzelnen Partheien der Schweiz, zunächft für die 
völlige Herftellung deralten Verbältniffe, 
aufwogte; deſto nöthiger erfchien .der Einfluß der 
Abgeordneten der verbinderen Mächte auf die neue 
Geftaltung der DVerhältniffe der Schweiz, und die 
enbliche Entſcheidung des Schickſals der Schweiz auf 
dem Congreſſe zu Wien, Zwar ſchloſſen bereits die 
19 Cantone am 8. Sept: 1814 zu Zürich einen Bun: 
desvertrag; auch gaben fich die meiften einzelnen 
Cantone im Laufe des Jahres 1814 befondere 
Berfaffungen *); allein es verzog fich bis zum 


*) Die vollftändige Sammlung aller zu dem gegenmwärtis 
gen helvetifchen Staatsrechte gehörenden Urkunden iſt: 
(Ufteri’s) Handbuch des fhweizerifchen 
Staatsrechts. Ae Ausg. Aarau, 1821. 8. wo 
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7. Ang. 1815, bevor der Bundesverfrag feierlich 
befhbworen ward, weil, in der Zwifchenzeit zwi— 
fehen der Abfchliegung und DBefchworung deſſelben, 
theils drei neue Santone — Genf, Wallis und 
das preußifche Fuͤrſtenthum Neuenburg *) — 
mit der Kidsgenofjenfchaft verbunden wurden, theilg, 
nach der Ankunft der helvetifchen Abgeordneten in 
Wien, (20. März 1815) die Erklärung des 
Wiener Congreffes über die Angelegen 
heiten der Schweiz **), fo wie (29. März 1815) 
die eidsgenöffifhbe Beitritts urkunde ***) 
zwder Erklärung des —— Congreſſes 
erfolgte. 

Die Grundbeſtimmungen des am 7. Aug. 1815 
beſchwornen Bunvdesvertrages ***) find folgende: 
Die 22 fonverainen Cantone der Schweiz , als Zürich, 
Bern, Lucern, Uri, Schwyz, Unterwalven, Glarus, 
Zug, Freyburg, Solothurn, Baſel, Schafhaufen, 
Appenzell beider Rhoden, St. Gallen , Graubuͤndten, 
Aargau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wallis , Neuen: 
burg und Genf, vereinigen fich Durch den Bund zur 
Behauptung ihrer: Freiheit, Unabhängigkeit und 
Sicherheit gegen alle Angriffe fremder Mächte, ‘und 
zur Handhabung der Ruhe und Ordnung im Innern, 
Sie gewährleiften fich gegenfeitig ihre Verfaſſungen, 


nt 





die Verfaffungen der einzelnen Cantone fich befinden 
Cwelhe 9. 19. bereits chronologifd nacgemwiefen 
wurden). ver 
*) Diefe vom Könige von Preußen dem Färftenthume am 
18. Jun. 1514 gegebene Verfaſſung fteht. beim Wfteri, 
S. 460. und ind. Europ. Conſtitt. Th.4. ©. 962. 
=) Ufteri, ©, 32, h 
***) Uſteri, ©. 39. 
æs*) Uſteri, S. 5; 
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fo wie dieſelben von den oberften Behörden’ jedes Tanz 
tons, in Lebereinftimmung mit ‚ven Örnndfägen: des 
Bundesvertrages; werden angenommen worden ſeyn. 
Sie gewährleiftem ſich gegenfeitig: ihr Gebiet. > Zur 
Handhabung dieſer Gewährleiftung und zur Behaup⸗ 
tung der Neutralität der Schweiz wird aus der wafs 
fenfahigen Mannfchaft eines jeden Cantons, nach dem 
Verhaͤltniſſe von 2 Mann auf: 100 Einwohner Be: 
volkerung ‚ sein Kontingent gebildet. — Gm Falle 
aͤußerer oder ‚innerer Gefahr hat jeder Canton das 
Recht, die Mitſtaͤnde zu getreuem Aufſehen aufzufor⸗ 
dern. Wenn in einem Canton Unruhen ausbrechen; 
ſo mag die Regierung andere Cantone zur Huͤlfe 
mahnen, doch ſoll ſogleich der Vorort davon benach— 
richtigt werden. Bei fortdauernder Gefahr wird die 
Tagſatzung, auf Anſuchen Der Regieruug, die weis 
tern Maasregeln treffen. Im Falle einer ploͤtzlichen 
Gefahr von außen mag zwar der bedrohte Canton 
andere Cantone zum Huͤlfe mahnen; doch ſoll ſogleich 
der Vorort davon in Kenntniß geſetzt werden. Dieſem 
liegt ob, die Tagſatzung zu verſammeln, welcher alle 
Verfuͤgungen zur Sicherheit der Eidsgenoſſenſchaft 
zuſtehen Alle Anſpruͤche und Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen den Cantonen über Gegenftände, die nicht durch 
den Bundesvertrag gewaͤhrleiſtet ſind, werden van 
das eidsgenoͤſſſſche Recht gewieſen. — Es duͤrfen 
unter deneinzelnen Cantonen keinedem allgemeinen 
Bunde oder den Rechten anderer Kantone nachtheilige, 
Verbindungen geſchloſſen werden. — Da es, nach 
Anetkennung der 22 Cantone, keine Unterthaneh- 
laͤnde mehr in der Schweiz giebt; „jo, kann auch der 
Genuß der politifchen Rechte nie das ausſchließliche 
Privilegium einer Klaffe der Cantousbuͤrger ſeyn. — 
Die Tagſatzung beforgt, nach den Vorſchriften 
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des Bundesverfrages, Die ihr von. den ſouverainen 
Staͤnden übertragenen Angelegenheiten des Bundes, 
Sie beſteht aus ven Gefandten der 22 
Kantone, welche nach ihren Inſtructionen ftimmenz | 
Sie verſammelt fich in der Hauptſtadt des jedesmali— 
gen VBorarts.r Der im Amte ſtehende Buͤr⸗ 
germeifter Des Vororts führe den. Vorſitz. 
Die Tagfagung erklärt Krieg amd fehließe Frieden; 
fie allein "errichtet Buͤndniſſe mit auswaͤrtigen Staa? 
ten; Doch find für dieſe wichtigen Verhandlungen 
drei Viertheile der Cantonsftimmen erforderlich. 
In allen übrigen Berfügungen der Tagfakung sents 
feheider Die abfolute Mehrheit. Die Tagfagung schließe 
Handelsverträge: mit dem Auslande; doch Akoͤnnen 
Militaircapitulationen und Verträge über oͤkonomiſche 
und Polizeigegenftände von einzelnen Cantonen niit 
auswärtigen Staaten gefchloffen werden. Cie duͤr— 
fen aber weder dem Bundesvereine, noch beftchenden 
DBündniffen, noch verfoffungsmäßigen Rechten an— 
derer Cantone zuwider ſeyn, und müffen deshalb zur 
Kenntniß der Tagſatzung gebracht werden, Die Tags 
ſatzung ernennt eidsgenöffifihe Gefandten, wenn deren 
Abordnung nothwendig erachtet wird. Sie trifft ‚die 
Maasregelmfür die aͤußere und innere Sicherheit: der 
Eidsgenoffenfchaft. Sie beſtimmt die Organifation 
der: Contingentstruppen, verfuͤgt über deren: Aufftels 
fung und Gebrauch‘, ernennt Den Öeneral, den Ge— 
neralftab undı die Oberſten. Wenn die Tagfagung 
wicht verſammelt iſt, wird wie Leitung der Bundesans 
gelegenheiten: dem Vororte übertragen. Der Bor: 
ort wechfelt aller zwei Jahre unter den 
Cantonen Zürich, Bern und $ucern, Fuͤr 
Lebensmittel, Sandeserzeugniffe und Kaufmannswag- 
ven beftehr freier Kauf und ungehinderte Aus= und 
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Durchfuhr zwifihen allen Santonen. Die Abzugs— 
vechte von Canton zu Canton find abgefchafft. 

Die Befhlüffe der auf dem Wiener Congreffe 
mit den fchweizerifchen Angelegenheiten fich befchäftis 
genden Kommiffion wurden in befondere Artikel der 
Wiener: Congreßacte aufgenommen, nach welchen, 
außer der Anerkennung der 22 Santone, Deftreich an 
Graubündten die Herrfchaft Razuͤns überließ, das 
Gebiet von Genf durch einige von Sardinien abge: 
fretene Bezirke erweitert, und eben fo der Reſt des 
Bisthums Baſel den Kantonen Bafel und Bern zu= 
getheilt ward. Im zweiten Parifer Frieden kamen 
noch der Bezirk Carouge und ein Theil der Landfchaft 
Ser von Savonen an Genf; auch ward (20. Nov. 

1815) von den verbimderen Mächten die immer: 
währende Neutralität der bee ie ausge⸗ 


ſprochen. 
65. 


0) Ueber die beſondern Berfaffungen der 
einzelnen ſchweizeriſchen Santone 


Wenn gleich die befondern Verfaffungen der 
einzelnen fchweizerifchen Cantone den allgemeinen 
politifchen Charaffer tragen, daß fie dem Bundes— 
verfrage nicht widerfprechen dürfen und von der Tags 
ſatzung genehmigt werden muͤſſen; ſo weichen ſie doch 
im Einzelnen weſentlich von einander ab, und naͤhern 
ſich in vielfachen Beziehungen den ältern Formen, 
fo weit diefelben beibehalten werden konüten *). CH 


*) Weber das ältere helvetifhe Staatsrecht, vor dem Aus; 
bruche der Revolution, verdient verglichen zu werten: 
Leon. Meifter, Abriß des eidgenöfjifchen Staatsrechts 
überhaupt, nebjt dem befondern Staatsrechte jedes Lanz 

© tons und Ortes. St. Gallen, 1786, 8. 
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behielten namentlich die Eleinen und demofrati- 
ſchen Cantone ihre fandesgemeinden, denen die höchfte 
Gewalt zufteht, welche in den groͤßern und arifto- 
Eratifchen Santonen dem großen Rathe gehört, in 
welchem zwar die kleinen Städte und das fand ihre 
Stellvertreter haben, doch fo, daß die vormals ſou— 
veraine Stadt, theils Durch die Zahl ihrer Mitglieder 
im großen Karhe, theils durch die den großen Rathe 
zuftehenden Wahlen und Durch den Antheil an dem 
Eleinen Rathe, ein wejentliches Uebergewicht be— 
hauptet. 

Der Canton Bafel war der erſte, welcher, nach 
der Aufhebung ver Mediationsacte, bereits am 4. März 
1814 eine neue Verfaſſung ſich gab. Nach der— 
ſelben liegen die Souverainetaͤtsrechte des Cantons in 
den Haͤnden eines großen Rathes, der aus 150 
Mitgliedern beſteht, wovon 60 unmittelbar von den 
Zuͤnften (d. i. Wahlverſammlungen) aus ihrer Mitte, 
und 90 von dem großen Rathe ſelbſt gewaͤhlt werden; 
Er übe. die gefeßgebende Gewalt. Er verläßt und 
giebt nicht nur Geſetze, die ihm von dem Eleinen 
Kathe vorgefchlagen werden: er bat auch das Recht, 
fie felbft in Borfihlag zu bringen; doch übergiebt er 
fie vor ihrer Annahme der Berathſchlagung des Elei- 
nen Rats. Der Eleine Kath wird aus 25 Mit: 
gliedern des großen Rathes gebildet, die ihre Stellen 
in demfelben beibehalten. Er ift mit ver Vollziehung 
der, Öefeße beauftragt; er fihlägt dem großen Rathe 
die Geſetze wor, die er für nötbig erachtet, und giebf 
demſelben gutachtliche Vorſchlaͤge über Gegenftände, 
die ihm der große Rath zur Berathung uͤberweiſet. 
Die Mitglieder des kleinen Rathes werden von dem 
großen Rathe Durch geheime abſolute Stimmenmehr— 
heit erwaͤhlt. Zwei Buͤrgermeiſter, welche von dem 
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großen Rathe aus der Mitte des kleinen Rathes durch 
geheime abfolute Stimmenmehrheit ernannt werden, 
führen abwechfelnd, jeder ein Jaͤhr lang, den Borfiß 
im großen und Eleinen Narbe, 

Um 29, März 1814 gab der —* Lucern 
ſich eine beſondere Verfaſſung. Nach derſelben 
beruht die hoͤchſte ſouveraine Gewalt auf 36 taͤg— 
lihen, und 64 großen Räthen, deren Stellen 
lebenslaͤnglich find, praͤſidirt durch einen Schultheiß. 
Er beſteht aus 50 Mitgliedern aus der Buͤrgerſchaft 
der Stadt Lucern, und aus JO Mitgliedern aus der 
Sandfihaft. Der tägliche Kath (von 36 Individuen) 
übe die höchfte vollziehende, verwaltende und richter= 
liche Gewalt... Er fchläge dem gefammten Rathe die 
Geſetze, Decrete und Verordnungen vor, und beforgt, 
nach erhaltener Genehmigung, von fich aus die Voll: 
ziehung. Zwei Schultheißen, von Rath und hundert 
ans Der Mitte Des täglichen Rathes gewählt, führen 
abwechfelnd jeder ein Jahr lang den Vorfitz, fowohl 
im Rathe und Hundert, als im täglichen Katbe. Die 
Earholifche Religion ift die Religion des Kantons. 

Am 10, Mai 1814 ward die neue Verfaf- 
fung des Santons Freyburg unterzeichnet.  Gie 
übertrug die höchfte Gewalt auf 25 Mitglieder des 
Eleinen, und 116 Mitglieder des großen Rathes, 
deren Stellen ' lebenslänglich find. Der große 
Kath wird aus 108 Mitgliedern aus der großen 
oder fogenamnten patriciſchen Buͤrgerſchaft der 
Stadt Srenburg, und aus 36 Mitgliedern von den 
Städten und der Landſchaft zufammengefeßt. Er bes 
ftätige oder verwirft Die Öefegesvorfchläge, die ihm 
von dem kleinen Rathe oder von dem Staatsrathe 
gemacht werden. Er ernennt die beiden Schultheißen 
aus den Mitgliedern des Eleinen Rathes. Er übt das 


Schweiz. 317 


Begnadigungsrecht und alle Acte der fouverainen 
Gewalt. Der Eleine Rach übt die höchfte volle 
ziehende, verwaltende und richterliche Gewalt, Er 
theilt fich in zwei Abrheilungen. Die eine, aus 13 
Mitgliedern, bildet, unter dem Vorſitze des‘ vegieren= 
den Schultheiß, den Staatsrath; die andere, 
unter dem Vorſitze des Altſchultheiß, den Appella— 
tionsrath. Der Staatsrath ift mit der Vollziehung 
der Gefege und DBerordnungen, fo wie mit der Auf: 
fiche über die untern Behörden beauftragt. Der 
Appellationsrath beurtbeilt in leßter Inſtanz alle buͤr— 
gerliche und peinliche Nechtsfälle, mit Ausnahme ver 
Klagen über Verbrechen, welche die Todesftrafe nach 
fich ziehen, wo der ganze Fleine Kath das Urtheil 
fälle. — Ein Cenfurgericht, beſtehend aus 7 - 
Mitgliedern, die man Heimlicder nennt, und ges 
wählt von dem großen Kathe aus feiner M itte ſorgt 
fuͤr die Aufrechtbaltung der Conſtitution und der guten 
Sitten. Jedem Eingriffe in diefelbe, fo wie jedem 
Mißbrauche der Gewalt zu wehren, ift unerläßliche 
Pflicht für die Heimlicher. Jeder derſelben ift 
durch feinen Eid gebunden, folche Falle dem Cenſur— 
gerichte zu überbringen. Die Heimlicher bleiben Drei 
Jahre im Amte, und müffen 40 Jahr alt ſeyn. — 
Die katholiſche Religion ift Die Religion des Cantons, 
— Vor Verfluß von zehn Jahren kann Feine Ab: 
Anderung in der Berfaffung gemacht werden, 


66, 
Fortſetzung. 


Am 11, Juny 1814 gab der Canton Zuͤrich 
fich feine befondere Berfaffung. — Die evange: 
lifch =reformirte Religion ift die berrfchende Reli— 
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ion; den katholiſchen Gemeinden find ihre bisherigen 
Keligionsverhältniffe garantirt. Einem großen 
Rathe von 212 Mitgliedern komme die höchfte Ge— 
walt, d. b. die Ausübung der Couverainetätsrechte 
und die Gefeßgebung des Kantons zu. - Der große 
‘ Kath bat die ausfihliegende Befugniß, Steuern zu 
erkennen. Der große Kath wählt denjenigen Theil 
feiner eignen Glieder, welcher nicht unmittelbar von 
den 65 Zünften (Wahlverfammlungen) des Cantons 
gewählt wird; ferner die Mitglieder des Kleinen 
Raths; den Antiftes der Zürichfehen Kirche; die welt 
lichen Glieder des Kirchenraths; die Mitglieder des 
Erziehungsrathes u. ſ. w. Der kleine Rath be= 
ſteht aus 25 Mitgliedern des großen Narhes. Er 
fchlägt dem großen Rathe die Geſetze vor, und läßt 
fie, nach deren Annahme, vollziehen. Er leitet die 
ganze Verwaltung. Zwei Bürgermeifter führen ab» 
wechfelnd, jeder ein Jahr lang, den Vorſitz fowohl 
im Eleinen, als im großen Rathe. 

Darauf folgte am 18. Sun. 1814 vie, von 
dem Könige von Preußen feinem Fuͤrſtenthume 
Neuenburg gegebene, Verfaffung. Der Kinig 
erklärt, daß er und feine Nachfolger diefes Fürften- 
thum in feiner vollfommenen Unabhängigkeit, Unver— 
Außerlich£eit und Untheilbarfeit behalten, ohne daß 
es jemals einem Prinzen als Leibgedinge überlaffen, 
oder als Lehen und Afterlehen an jemand übertragen 
werden kann. Die proteftantifhe und Fatholifche 
Keligion wird frei geübt. Nur Landesunterthanen 
und im Fuͤrſtenthume Anfäffige Eonnen Civil» und 
Militairftellen bekleiden, mit alleiniger Ausnahme der 
Stelle des Gouverneurs. Die vollfommene Handels= 
freiheit im Sande und auswärts wird allen Einwoh— 
nern zugefichert, fo weit fie den Verpflichtungen beim 
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Eintritte in den Schweizerbund nicht zuwider iſt. Alle 
Polizeiordnungen gehen vom Fuͤrſten aus. Keine 
Abgabe darf erhoben werden, als vermoͤge eines Ge— 
ſetzes. Alle Einwohner ſind vom 18ten, bis zum 
5often Jahre waffendienſtpflichtig; fie koͤnnen aber in 
den wirklichen Dienft zu feinem andern Zwede gerus 
fen werden, als für die Erhaltung der vffentlichen 
Ordnung, Für die Sandesvertheidigung, und für Die 
Erfüllung der Verträge, welche das Fuͤrſtenthum mit 
der Schweiz verbinden. Die Landſtaͤnde follen 
als geſetzgebende Behörde und Nationales 
rath wiederhergeftellt, und die Stellvertrerung jedes 
Bezirks, nach feiner Wichtigkeit und Bevölkerung, 
feftgefeßt werden. 

Der Canton Appenzell der äußern Rhoden 
gab am 28. Jun, 1814, und der innern Rhoden am 
30. Sun, fich feine befondere demofratifche Verfaſſung. 
In der Verfaffung der äußern Rhoden bilder die 
Landesgemeinde, oder die allgemeine Verſamm— 
lung des Volfes, die höchfte Landesbehoͤrde. Cie be= 
fieht aus allen Angehörigen des Cantons im Alter 
von 16 Jahren und drüber, wird jährlich gehalten, 
und erwählt durch freie Hand und Stimme die vier 
. Standeshäupter und die übrigen Beamten, doch ftets 
nur für ein Jahr, nach deſſen VBerfluffe alle wieder 
wählbar find. » Der tandesgemeinde müffen alle Buͤnd⸗ 
niffe und Derträge, Kriegs: und Friedensfchlüffe,, 
alle Borfchläge zu neuen Gefegen und zur Abandes 
rung der beftehenven zur Entfcheidung vorgelegt werz - 
den, nachdem fie vom großen Rathe geprüft worden 
find. Die Neu: und Alt-Räthbeverfammlung 
ift die zweite Behörde des Cantons, und aus den, 
fammtlichen Sandesbeamten, den Hauptleuten und 
einer für jede Gemeinde beſtimmten Anzahl Raths— 
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gliedern) zuſammengeſetzt. Cie hat die Polizei und 
Steuern unter fih. Der große Rath, gebildet 
arts ven 10Landesbeamten und den regierenden Haupt= 
leuten der Gemeinden, uͤbt die hoͤchſte richterliche und 
vollziehende Gewalt. Die Eleinen Raͤthe beur— 
theilen in zweiter Inſtanz alle Prozeßſachen, und ſind 
Aufſeher uͤber alle Zweige der niedern Polizei. Der 
regierende Tandammann ift Prafident aller dieſer 
hohen Standesbehorden. Jede Gemeinde hat 
für die Verwaltung ihrer Kirchen nnd Gemeindeguͤ⸗— 
ter, ihres Armenweſens und ihrer. innern Anftalten, 
eigne Behörden, die man Kirchhoren und Ge— 
meinderath,, oder Hauptleute und Raͤthe nennt. Die 
Kirchhoͤren wählen den Öeneinderath, "der aus 2 
Hauptleuten und 9 bis 22 Mitgliedern beſteht. — 
In der Verfafjung des Cantons Appenzell der inn ern 
Rhoden bildet auch die tandesgemeinde die erfte 
und fouveraine Behörde; doch wird das Alter von 
18 Jahren zur Theilnahme au  derfelben erfordert. 
Die Landesgemeinde erwählt zwei Jandammänner und 
Die übrigen obern Beamten auf ein Jahr; doch iſt 
jeder wieder wählbar. Die landesgemeinde beftätige 
oder verwirft Die ihr vom großen Nathe vorgelegten 
Buͤndniſſe, Kriegs- und Friedensanträge. Die zweite 
oberfte Jandesbehörde ift der große Rath, beftehend 
aus 124 Perfonen. Er entwirft und fchlägt der Lan— 
desgemeinde die Gefese zur Annahme oder Verwer— 
fung vor, beſtimmt die Erhebung von Abgaben ec, Der 
Eleine Rath, beftehend aus 16 Perfonen, wird 
in drei gleichzählige Gänge oder Kathsfectionen. ‚ges 
theilt, Ein folcher Gang heiße ein Wochenrath, 
der wenigftens 4 Siguiigen hält, in bürgerlichen und 
peinlichen Fällen, mit Ausnahme der dem großen 
Rathe vorbehaltenen Gegenftände, in erſter Inſtanz 
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ſpricht, in letzter Inſtanz aber bei erwiefenen Polizeis 
und andern Bergehungen, 

Der Canton Glarus machte am 3. Sul, 1814 
feine Berfaffung befannt. Er erklärte Eingangs— 
weife:. „daß er zwar nie eine in Urkunde ge- 
fchriebene VBerfaffung gehabt habe; daß aber 
durch Jahrhunderte lange Uebung, durch allmählige 
Berichtigungen und durch die zwifchen beiden Reli— 
gionstheilen zu Stande gekommenen Verträge, all: 
mählig diejenige Derfaffung entftanden fey, welche 
auf nachfolgenden Grundſaͤtzen beruhe, und die er 
auf die Nachkommen unverändert übertragen wolle, 
Die fouveraine oberfte Gewalt fieht der Yandesges 
meinde zu. Die landesgemeinden jeder Religion 
treffen die ihnen zuftehenden Wahlen nach bisheriger 
Uebung, und verfügen über die Angelegenheiten jedes 
Keligionstheiles. Die gänzliche Keligionsfreiheit bei— 
der Glaubensbefenntniffe ift gewährleiftet. Die Lan— 
Desgemeinde ift der unumfchränfte Geſetzgeber in 
politifchen, Polizei-, Civil- und Criminalfachen; fie 
entfcheidet Uber Bündniffe, Krieg und Frieden; fie 
beftimmt Steuern und Auflagen. Sie überträgt die 
vollziehende Öewalt dem landammanne, und 
neben ihm einem Statthalter und andern Beamten, 
Dieſe Derfammlung bilder, unter dem DVorfiße des 
regierenden Landammanns, den gemeinen Rath, 
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Anm 4. Su 1814 erſchien die Verfaſſung 
des Cantons Aargau. — Jeder, der in einer Ge— 
meinde des Cantons das Srrsbiirgerrecht befiße, ift 
auch Kantonsbürger. Nur Kantonsbürger konnen zu 
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den durch die Verfaſſung eingefuͤhrten Stellen waͤhlen 
und gewaͤhlt werden. Um bei einer Gemeinde— 
wahlverſammlung ſtimmfaͤhig zu ſeyn, muß man 25 
Jahre alt ſeyn und ein ſchuldenfreies Vermoͤgen von 
300 Franken beſitzen. Zur Stimmfaͤhigkeit bei einer 
Kreiswahlverfamnlung aber gehört, außer dem 
Alter von 25 Jahren, ein fchulvenfreies Vermögen 
von 1000 Franken. — Der große Kath, be 
ftehend aus 150 Mitgliedern (halb Katholiten, halb 
Keformirten), uͤbt die höchfte Gewalt. Er genehmigt 
oder verveirft Die von dem kleinen Rathe ihm vorge: 
legten Gefegesvorfchläge,, empfängt von diefem Be— 
richte über die Vollziehung der Gefeße und ber den 
Zuftand der öffentlichen Verwaltung, fo wie ihm der— 
felbe Rechnung tiber die Verwaltung des Staatsver— 
mögens und der Staatseinfinfte ablegen muß. Der 
Amtsbürgermeifter führt den Vorfis. — Der Eleine 
Rath, beftehend aus 13 Mitgliedern des großen 
Kathes, von welchem fie fortdauernd einen Theil aus= 
machen, übt die vollziehbende Gewalt. Erfihlägt 
dem großen Rathe die Öefeße vor, und vollzieht die 
angenominenen, führt die Aufjicht über alle unterge- 
ordnete Behörden, legt dem großen Nathe Rechnung 
über alle Theile der Verwaltung ab, und verfügt über 
die bewaffnere Macht, um die öffentliche Ordnung 
aufrecht zu erhalten. — In jedem Bezirke ift ein 
Dberamtmann, beauftragt mit der Vollziehung 
der Geſetze und der Aufficht über die Beamten, — 
An jeder Gemeinde ift ein Öemeinderath, ver 
aus einem Ammann und wenigftens 2, höchftens 12 
Mitgliedern befteht. Er leiter die öffentliche Polizei, 
verwalter das Gemeinde, Armen- und Kirchengur, 
das VBormundfchaftswefen ꝛc. — In jedem Kreife ift 
ein Sriedensrichter, der die vorhandenen Streit— 
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händel zu fchlichten fucht, über Streitigkeiten von 
geringem Werthe entfcheidet, und bei Kreiswahlver- 
fammlungen den Vorſitz führe. In jedem Bezirke ift 
ein Gericht, und im Canton ein Appellatione- 
gericht, beftehend aus 13 Gliedern. — ever 
Schweizerbürger im Canton Fann zu Milizdienften 
angehalten werden. 

Die Berfaffung des Cantons Schafpaufen 
ift vom 12. Sul. 1814 datirt. Der Canton ift, für die 
Ausübung der politifchen Rechte feiner Bürger, in 24 
Zünfte (Wahlcollegia) getheilt, wovon 12 in der Haupte 
ftadt und 12 in der landfchaft beftehen. In der Stadt 
find alle majorenne wirkliche Bürger und Bürgerfohne 
ſtimmfaͤhig; in der tandfchaft die Bürger, welche 20 
Sahre alt find. Die aus 74 Mitgliedern beftehenden 
Elein und großen Käthe find der Öefeßgeber und 
die oberfte Behörde des Kantons, welcher die Aus— 
übung der höchften fonverainen Gewalt zukommt. Gie 
genehmigen und verwerfen die Gefeße und Verordnuns 
gen, welche ihnen von dem Fleinen Rathe vorgefchla= 
gen werden; auch hat jedes ihrer Mitglieder das 
Hecht, DVorfchläge zu Gefegen und Verordnungen in 
Anregung zu bringen, die aber vor ihrer Annahme, 
von dem kleinen Rathe mit einem Gutachten beglei= 
tet, den Elein und großen Raͤthen vorgetragen werden 
müffen. Die Elein und großen Käthe fehreiben die 
allgemeinen Landesſteuern und Abgaben aus; von 
ihnen werden die Staaftsrechnungen geprüft ad ab⸗ 
genommen; ſie ernennen zu den wichtigſten Stellen 
des Staates. Den Vorſitz in ihnen fuͤhren abwech— 
ſelnd zwei, durch klein und große Raͤthe aus der 
Mitte des kleinen Rathes erwaͤhlte, Buͤrgermeiſter, 
jeder ein Jahr lang. — Der kleine Rath, be— 
ſtehend aus 24 Mitgliedern des großen Rathes, die 
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Sitz und Stimme in demſelben behalten, iſt mit der 
Vollziehung der Geſetze und Verordnungen beauftragt; 
er beſorgt die taͤglichen Regierungsgeſchaͤfte und die 
Correſpondenz mit den eidsgenoͤſſiſchen Staͤnden und 
auswaͤrtigen Behoͤrden, ſchlaͤgt die Geſetze vor, leitet 
die untern Behoͤrden, urtheilt in letzter Inſtanz in 
Civil- und Verwaltnngsſtreitigkeiten, ſo wie in allen . 
Criminalfaͤllen; doch daß bei Todesurtheilen Elein und 
‚großen Raͤthen das Begnadigungsrecht vorbehalten 
bleibt. Von 4 zu 4 Jahren werden Elein und große 
Kärhe erneuert; doch koͤnnen diefelben Mitglieder 
wieder gewählt werden. — Jeder Cantonsbürger 
ift zum Militairdienfte verpflichter. — Alle Bürger 
ftehen unter gleichen Geſetzen und haben gleiche Frei— 
heiten. — Die reformirte Reli igion ift die herrſchende 
Sandesreligion. — Aller 12.Sabre foll durch Elein 
und große Käthe eine Reviſion Verfaſſung 
vorgenommen werden. 

Die Verfaſſung des Santons Thurgau 
‚ward am 28. Sul, 1814 unterzeichnet. Der Kanton 
ift in 8 Amtsbezirfe, dieſe find in 32 Kreife, und 
‚die Kreife in Municipalgemeinden eingerbeilt. Alle 
Cantonsbuͤrger genießen gleiche politifche Rechte. Wer 
Gantonsbürger ift, und im Canton ein Gemeinde- 
bürgerrecht befigt, hat als Aetivbürger Zutritt und 
- Stimme in den Gemeinden- und Kreisverfanmluns 
gen, fobald er das Alter der gefeglichen Volljährigkeit 
erreicht hat und. wenigftens 200 Gulden Vermögen 
verfteuert. — Ein großer Rath von 100 Mit: 
gliedern uͤbt die höchfte Öewalt. Er entfcheider über 
‚Annahme oder Verwerfung der Gefeßesvorfchläge, 
die ihm vom Fleinen Rathe vorgelegt werden, fo wie 
über die zu erhebenven Steuern. , Ihm wird uͤber die 
Vollziehung der Gefege und über den Zuftand der 
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verfchiedenen Zweige der Staatsverwaltung Nechens 
fchaft, und von dem Eleinen Rathe Rechnung über die 
Verwendung der vffentlichen Gelver abgelegt. Er übt 
Das Begnadigungsrecht. Die Amtsdauer der Mits 
glieder deffelben ift acht Sabre; aller 4 Jahre wird 
die Hälfte erneuert; Doch find die Ausfretenden wies 
der wählbar. — Ein Kleiner Kath von I Mite 
gliedern ift die oberfte Vollziehungs- und Verwal: 
tungsbehoͤrde. Er macht die Vorfchläge zu Geſetzen 
und Steuerverordnungen; er leitet die gefammte Ders 
waltung, führt die Auffihe über das Juſtizweſen, 
und die Oberaufficht über die Verwaltung der Kir— 
benz, Schul-, Armen und Gemeindegüter; er lege 
dem "großen Raͤthe Rechenſchaft uͤber alle Theile der 
Staatsverwaltung ab, und verfuͤgt uͤber die bewaff⸗ 
nete Macht zur Handhabung der öffentlichen Ordnung. 
Der Eleine Rath wird von dem großen Rathe aus fei= 
ner Mitte gewählt, und macht fortwährend einen 
Theil defjelben aus. Die Amtsdaner der Mitglieder 
des Eleinen Raths ift neun Jahre; aller drei Jahre 
wird er zum dritten Theile erneuert. Zwei Landam— 
manner führen halbjährlich abwechfelnd den: Borfiß 
beim Eleinen, fo wie beim großen Rathe. — Jede 
Municipalgemeinde hat einen ©emeinderath, be= 
ſtehend aus einem Ammann und wenigftens vier Mit- 
‚gliedern, welche durch die Verfammlung der Active 
bürger aus denjenigen von ihnen gewählt werden, 
die ein Vermögen von wenigftens 500 Gulden ver- 
fteuern. Der Ammann und die Mitglieder bleiben 
3 Jahre im Amte; ver Gemeinderath wird jaͤhrlich 
zum dritten Theile erneuert. — Jedem Kreiſe ſteht 
ein Kreisamtmann als Vollziehungsbeamter der Re— 
gierung vor, den fie aus den Bürgern des Kreiſes 
ernennt, welche wenigftens 1000 Gulden Vermögen 
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verfteuern. Er leitet Die niedere Polizei. Bei den 
Wahlverfammlungen der Kreife führe er den Vorfig, 
Er ift Vermittler in Streitigkeiten der Bürger, — 
Die freie Ausübung des reformirten und des katholi— 
ſchen Gottesdienſtes ift gefichere. Der Fortbeftand 
der Klöfter und Capitel, und die Sicherheit ihres 
Eigenthumes ift gewährleifter; ihr Vermögen ift aber, 
gleich anderm Privargute, den Steuern und Abga— 
ben unterworfen. Der Eatholifche, in der Bolkszahl 
Eleinere, Theil der Santonsbürger, wird im großen 
Rathe von einem Viertheile (25 Mitgliedern), im 
Eleinen Rathe von einem Drittheile repräfentirt. Der 
Vorſitz wechjelt nach den Confeſſionen, fo daß der 
eine der beiden Landammaͤnner jedesmal aus den res 
formirten, und der andere aus den Eatholifchen Mit- 
gliedern gewählt werden foll, \ 
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Der Canton Waadt vollendete feine Verfaſ— 
fung am 14. Aug. 1814. Sein Gebiet iſt in 60 Kreife 
und 19 Bezirke getheilt. Die Kreife beftehen aus 
mehrern Gemeinden, Städte, welche mehr als 3000 
Einwohner haben, bilden einen eigenen Kreis. Die 
Dezirfe find aus mehrern Kreifen zufammengefeßt. 
Bei ven Wahlen verfammeln ſich die Bürger in 
Öemeinde = und Kreiswahlverfammlungen. Zur Aus— 
übung der Bürgerrechte in beiden wird ein Alter von 
25 Jahren erfordert, und daß man unter den Buͤr— 
gern, welche die Grundfteuer bezahlen, zu den drei 
DViertheilen der am meiften Befteuerten der Gemeinde 
oder des Kreifes gehört. Jede Gemeinde mit einer 
Bevölkerung unter 500 Seelen hat eine Gemeinde— 
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einen Gemeinderath. In jedem Kreife.ift ein Fries 
densrichter. Er ift mit Vollziehung der Geſetze 
und mit der Aufſicht über die untern Derwaltungss 
ftellen beauftragt. Er ift Vermittler in Streitigkeiten 
zwifchen Den Bürgern, gerichrlicher Polizeibeamter, 
mie den vorläufigen Verhoͤren bei Vergehen beaufs 
fragt, und, gemeinfan mit Beiſitzern, Richter in bürs 
gerlichen und Polizeifachen. Er ift DVorfißer der 
Wahlverfammlungen des Kreifes. — . Ein großer 
Rath, beftehend aus 180 Gliedern, die für 12 
Sabre ernannt, drittheihveife erneuert werden, und 
immer wieder wählbar find, übt die fouveraine Ge— 
walt. Er, genehmigt oder verwirft Die ihm durch den 
Staatsrath vorgelegten Öefeßesvorfchläge. Ihm wird 
über die Vollziehung der Gefege und die Verwendung 
der Staatseinkfünfte Kechenfchaft abgelegt. eine 
Sitzungen find nicht offenelich. — Ein Staats 
rath, aus 15 Gliedern des großen Rathes beftehend, 
welche fortfahren demſelben anzugehören, und ftets 
wieder wählbar find, hat den Vorfihlag der Gefeße 
und. Auflagen, Er forget für die DVollziehung der 
Geſetze, führe die Aufſicht über alle untergeordnete 
Behörden, verfügt über die bewaffnere Macht zur 
Aufrechtbaltung der nffentlihen Ordnung, und lege 
dem großen Rathe über alle Theile der Verwaltung 
Rechnung ab. — jeder Schweizer, der im Canton 
Waadt wohnt, ift Soldat. — Die reformirte Re— 
ligion ift die Religion des Cantons; die Verfaffung 
gewährleifter den Eatholifchen Öemeinden Die Aus— 
übung ihrer Neligion. 
| Der Canton Solothurn machte feine Ver— 
faffung, — nach näherer Revifion des Verfaſ— 
fungsentwurfes vom 8. July, — am 17. Aug. 1814 
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befannt. Die böchfte Gewalt wird von einem aus 
101 Sliedern beftehenden großen Rathe ausgeübt, 
Er nennt fih: Schultheiß, Elein und große 
Käthe der Republik Solothurn. - Dem gro= 
Gen Rathe fteht die Öefeßgebung zu. Er erlaͤßt dem— 
nach nicht nur die Öefeße, welche ihm vom Eleinen 
Rathe vorgefchlagen werden; er hat auch die Befug— 
niß, diefe Behörde zur Einreichung eines Öefeßes- 
vorfchlages über einen beftimmten Gegenftand aufzu= 
fordern. Er hat das ausfihliegliche Recht, Steuern 
und Abgaben zu erkennen. Die jährliche Staats— 
rechnung ift feiner Prüfung und Genehmigung unters 
worfen. Er übt das Begnadigungsrecht bei Todes 
ftrafen. — Der Eleine Rath, gebildet aus 20 
Gliedern des großen Rathes, von welchem fie fort= 
dauernd einen Theil ausmachen, ift mit dem Vorſchlage 
und mit der Vollziehung der von der höchften Gewalt 
ausgehenden Gefese beauftragt. Er verfügt über 
die bewaffnere Macht. Der Eleine Rath bat das’ 
Hecht, den großen Rath außerordentlich 
zu verfammeln, und die ordentliche Sitzungszeit 
deffelben zu verlängern. Er übt in Abweſenheit des 
großen Rathes das DBegnadigungsrecht. — Die 
Earholifche Religion ift Die Religion des Kantons; die 
reformirte wird gewährleifter. | 

Am 24. Aug. 1514 erfchien die Berfaffung 
„der Stadt und Republik Öenf.” Die Vers 
faffung erkennt Fein Patriciat und Feine privilegirten 
Klaffen an; alle Genfer find vor dem Geſetze gleich, 
Die Preßfreibeit ift anerkannt; es follaber jede 
Druckfchrift mit dem Namen des Druders unterzeich- 
net, und dieſer dafuͤr verantwortlich feyn, Dem 
Kepräfentantenrarhe fteht die Befugniß zu, durch be= 
fondere Verordnungen den Gebrauch jener Freiheit - 
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- zubefhränfen. Zur Ausuͤbung des Wahlrechts ge- 
hört, außer dem Bürgerrechte in der Stadt oder einer 
Gemeinde, die Volljährigkeit, oder das zurücgelegte - 
25fte Jaht, und daß man an directen Steuern die 
Summe von 20 Schweizerfranfen bezahlt, ohne des— 
halb im Ruͤckſtande zu ſeyn. Es genießen aber diefes 
Stimmrecht, ohne Ruͤckſicht auf Stenerbezahlung, 
fänmtliche Slieder des Kirchenrathes, des Ehege— 
richts, der Akademie oder Univerfirät, der Biblio— 
chefverwaltung, der ſtaatswirthſchaftlichen Kammer, 
die Lehrer am Collegium u. f. w. — Der Nepräs 
fentantenrath befteht aus 250 Abgeordneten welt— 
lichen Standes, welche das SOfte, oder, wenn fie 
verheirather find, das 27fte Jahr zurückgelegt haben, 
Er wird durch die Syndici und den Staatsrath prä= 
fidirt , welche auch felbft Glieder veffelben find. Durch 
diefen Zufaß wird der Kepräfentantenrath 278 Glie— 
der ſtark. Er ift eine berathende Verſammlung. 
Es werden jährlich 30 Stellen in demfelben erneuert. 
Die Austretenden find ein Jahr nach dem Austritte 
wieder wählbar. Diefem Rathe fteht die gefeßges 
benvde Gewalt zu, unter Vorbehalt der nitiative 
der Syndici und des Staaterathes. hm fteht das 
Hecht zu, Abgaben zu befchliegen, aufzuheben, zu 
erhöhen, zu verändern, zu vermindern und ihre Dauer 
feftzufegen; Anleihen zu machen, oder außerordente 
liche Steuern und Staatslotterien anzuordnen. Er 

erwählt die Syndici, den Statthalter, den Gedel- 
meiſter, die Staatsräthe u. f. w. Er verfüge über 
das Militair, die Zeughäufer ꝛcc. In allen dem 
Kepräfentantenrathe vorgetragenen Gefchäften kann 
derfelbe die Gutachten des Staatsrarhes abändern ; 
er muß fich aber auf den feiner Berathung unterlegten 
Gegenftand beſchraͤnken. Der Otaatsrath legt dem 
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Kepräfentantenrathe jährlich Nechenfchaft über feine 
Derwaltung ab. Inder Berfaffungsurfunde 
kann Feine Abänderung, als durch eine 
Mehrheit von zwei Drittheilen der Stim— 
menin beiden Raͤthen, vorgenommen wers 
den; doch darf der Repraͤſentantenrath, vermittelft 
feiner gefeßgebenden Gewalt, die Luͤcken der Derfaf- 
fungsurkunde ausfüllen, ohne aber von den Grund 
lagen, auf welchen fie beruht, und von den Ver— 
fügungen, welche fie enthält, abzuweichen. — Der 
Staatsrath befteht aus 28 Gliedern, mit Inbe— 
griff der 4 Syndici, des Statthalters, des Gedel> 
meifters, der 2 Staatsfecretaire, welche berathende 
Stimme haben, und der 5 Staatsraͤthe, welche im 
Dbergerichte und Givilgerichte fisen. Nur Mitglieder 
Des Repräfentantenrathes und die 39 Jahre alt find, 
fonnen in den Staatsrath gewählt werden. Der 
Staatsrath hat die Initiative über alle zur Berathung 
des Repraͤſentantenraths zu bringende Gegenftände; 
ihm fteht die vollziehende Gewalt und die feitung der 
auswärtigen Angelegenheiten zu; er beforgt die Sinanz- 
verwaltung, und ernennt eine Kechuungsfammer, 
welche zu gleicher Zeit der Municipalrath der Stadt 
ift. Die Syndici- führen den Vorſitz im Staats— 
rathe; fie werden für ein Jahr ernannt, und können 
ein Jahr nach ihrem Amtsaustritte wieder gewählt 
werden. — Der Kirchenrath und das Hans 
delsgericht wählen ihre Mitglieder felbft; es wird 
aber ihre Ernennung dem Gtaatsrathe zur Beftäti- 
gung vorgelegt. — Die proteftantifche Religion ift 
die herrſchende; doch foll in Genf eine Earholifche 
Kirche fern, die unter der Oberaufficht des Staats: 
rathes fteht. u | 

Die Berfaffung des Cantons St. Öallen 
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ward am 31. Aug. 1814 unterzeichnet. Diefe Ber: 
faſſung fichert die freie Ausübung des Eatholifchen und 
evangelifchen Gottesdienſtes. Nicht nur jeder Bürger, 
fondern jeder im Santone lebende Schweizer kann zu 
Militairdienften angehalten werden. Der Canton ift 
in 8 Bezirke, Diefe find in 24 Kreife, und dieſe 
wieder in politifche und Ortsgemeinden abgetheilt. 
Jede politifche Gemeinde wählt einen Gemeinderath, 
der aus einem Ammann und wenigftens 4, höchftens 
8, oder, wenn die Gemeinde über 2400 Seelen zählt, 
12 Mitgliedern befteht, die 6 Jahre im Amte bleiben, 
und allee 2 Jahre zum Drittheile austreten, aber 
wieder gewählt werden koͤnnen. Jede Ortsgemeinde, 
und in derfelben jeder Religionstheil, der ein befon- 
deres Eigenthum befißt, hat eine eigene Verwaltung. 
— Ein bober Kath von 150 Mitgliedern übe die 
höchfte Gewalt. „Er beftätigt oder verwirft die ihm 
von dem Fleinen Nathe vorgelegten Öefeßesvorfchläge ; 
er läßt fich von demfelben Rechnung über die Ver— 
waltung ablegen, und Bericht erftatten über die Voll- 
ziehung der Geſetze; er bewilligt die Auflagen; er 
übte, auf den Vorfchlag des Eleinen Rathes, das 
Degnadigungsrecht; er erwählt aller 2 Jahre aus der 
Mitte des Eleinen Rathes zwei Landammaͤnner, 
welche von beiden Confeffionen fenn müfjen, und von 
welchen jeder während eines Jahres den Vorſitz im 
großen und Eleinen Rathe führe. — Der Eleine 
Rath, beftehend aus 9 Mitgliedern des großen 
Kathes, von welchem fie fortvauernd einen Theil aus— 
machen, und die immer wieder wählbar find, hat-ven 
Vorſchlag der Gefege, Decrete und Gteuerverord: 
nungen. Er ift die oberfte Verwaltungs» und Polis 
zeibehorde, Er legt: dem großen Nathe über alle 
Theile der Verwaltung Rechenfchaft ab; er verfüge 
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über die bewaffnete Macht zur Handhabung der oͤffent⸗ 
lichen Ordnung und innern Ruhe. Er beruft den 
großen Rath ordentlicher, und, in dringenden Faͤl— 
len, außerordentlicher Weife zufanmen, 


69. 
Sortfegung 


Der Canton Zug unterzeichnete feine Verfaſ— 
fung am 5. Sept. 1814, Nach derfelben ift die 
Eatholifche Religion die Religion des Cantons. Jeder 
Santonsbürger ift vor dem Geſetze gleich, Es giebt 
Feine Untertanen. Das Volk ift der Sou— 
verain deslantong; es übt feine Souverainerät 
theils durch die Landsgemeinde, theils Durch vie 
verfaffungsmäßigen Öemeinden, theils 
Durch den dreifachen fandrath aus. — Die 
Gemeindeverfammlungen beftehen aus fämmtlichen 
Gemeindebürgern, welche 19 Jahre ale find, mit 
Ausſchluß der Geiftlichen. Die Yandsgemeinde 
wählt die Standeshäupter: den Sandammann (auf 
2 Zahre), den Sandshauptmann, den Pannerheren, 
den Sandefähndrich, den Landſchreiber, und die Ge— 
fandefchaften zu den Tagfaßungen, Der Landam— 
mann ift das höchfte Standeshaupt; er ſchwoͤrt jähr« 
(ih der Sandsgemeinde den Eid auf die Verfaffung, 
und diefe dem Landammann. — Jede Gemeinde, 
und jeder Gemeinderath ift befugt, Vorfchläge zur 
Errichtung: nener Geſetze, oder zur Abänderung der 


beftehenden zu machen. Die Gemeinden haben das | 
ausfihliegliche Verwaltungsrecht ihres Öemeindegutes, 


— Der dreifache Landrath befteht aus dem Can— 
tonsrathe und 2 Gliedern, die jedem Öliede des Can 
tonsraths beigeordnet werden. Kr bilder die gefeß- 


— 
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gebende Behörde des Cantons. — Der Sans 
tonsrath befieht aus 45 gewählten Mitgliedern und 
dem Sandammanne, Der Santonsrath ift die oberft= 
richterliche, verwaltende und vollziehende Gewalt; 
er beſorgt die diplomatifchen Geſchaͤfte; er legt ver 
gefeßgebenden Behörde Die Vorfchläge zu neuen Ge- 
feßen, oder zur Abänderung der beftehenden vor. — 
Es kann an der Verfaffung nichts geändert werden, 
als durch die. gefeßgebende Behörde, und zwar nur 
auf den Vorfchlag des mit fünf Sechstheilen (45 
Stimmen) ausdrüdlich dafuͤr ſtimmenden vollzähligen 
Cantonsrathes. 

Die Verfaſſung des Cantons Graubuͤndten 
iſt vom 11. Nov. 1814; doch ward ihre Reviſion 
erft am 19. Sun. 1820 zu Chur unterzeichnet. Die 
Beftimmungen dieſer VBerfaffung find: der Freis 
ftaat Öraubündten bildet, zufolge ver 
Bundesacke, einen fouverainen Mitftand 
der fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft. 
Die Souverainetät deffelben beruht auf der Geſammt— 
heit der Raͤthe und Gemeinden, und außert fich durch 
die Mehrheit ihrer gefeßmäßig eingehohlten und auf- 
genommenen Willensmeinungen. Derfelbe iſt in drei, 
Buͤndte, und dieſe find in politifcher Ruͤckſicht wieder 
in Hochgerichte und Öerichte eingetheilt, die ihre Vor— 
—* und Obrigkeiten ſelbſt erwaͤhlen, durch welche 
die niedere Polizei und ihr Juſtiz- und Gemeinde— 
weſen verwaltet wird. — Der große Rathbeſteht 
aus 65 Mitgliedern, welche ein Jahr im Amte blei- 
ben, und wieder wählbar find, Er bildet in Verwal— 
‚tungs= und tandespolizeiangelegenheiten die oberfte 
Behörde, fo wie die beratbfchlagende über die Gefeße, 
. Staatsverträge und Bündniffe, Die den Gemein— 
‚den zur Beftätigung vorzulegen find, Ihm 
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legt der Fleine Rath jährlich Nechenfchaft ber Amtes 
führung und Finanzverwaltung ab, wovon er den 
Gemeinden Kenntniß zugeben bat. Er be- 
ſtimmt die öffentlichen Abgaben. Er beftellt jedes 
Jahr eine Standescommiffion von 9 Mirgliedern, 
von welchen die ganze Sitzung drei aus den Buͤr— 
gern eines jeden Bundes frei erwähblt, 
welche, nebft ven Bunvesftatthaltern, zur Mit- 
berathbung und Erledigung der wichtigern 
Kegierungsgefchäfte einberufen werden. 
Sie ift dem großen Rathe Rechenschaft von ihren Ver— 
bandlungen ſchuldig. — Kinem kleinen Rathe 
von 3 Mitgliedern ſind die taͤglichen Regierungsge— 
ſchaͤfte übertragen. Dieſe 3 Individuen werden jaͤhr— 
lich, je eins aus jedem Bunde, frei aus allen Buͤr— 
gern veffelben, durch die abftinnmenden Mitglieder 
des großen Rathes, gewählt. ie bleiben ein Jahr 
im Amte, find im zweiten wieder wählbar, Fonnen 
aber jedesmal nicht länger als zwei nach einander fols 
gende Jahre ihre Stelle befleiven. Der Eleine Kath 
übe die Verwaltung in ihrem ganzen Umfange, und 
führt die Gorrefpondenz mit auswärtigen Behörden. 
— Das Xetivbürgerrecht fängt mit dem Eintrifte 
in das 17te Jahr des Altersan. Zum Ein- 
fritte in Standesbehörden wird aber das zurückgelegte 
20fte Jahr erfordert, Jeder Einwohner ift an dem 
Orte, wo er anſaͤſſig ift, von dem Eintritte in das 
17te bis nach zuruͤckgelegtem 60ſten Lebensjahre miliz: 
pflichtig. — Das reformirte und das Farholifche 
Slaubensbefenntniß werden als Religionen des Stanz 
des anerkannt. Bei allen Standesämtern, Come 
miffionen und Deputationen follen zwei Drittheile der 
Stellen mit reformirten, und ein Drittheil mit katho— 
lifchen Santonsbürgern befeßt werden, — Der obers 
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ften Gewalt der Käthe und Gemeinden bleibt 
es vorbehalten, die Berfaffung zu beffern, zu erläus 
tern, zu mindern und zu mehren, 

Die Berfaffung der Kepublif und des Can— 
fons Teffin iftim Original italienifch, und vom 
17. Dec. 1814. — Die Fatholifche Keligion ift die 
Religion des Cantons. Die fouveraine Gewalt 
des Cantons gehoͤrt wefentlih der Ge 
ſammtheit ver Bürgeran; fie wird durch, 
ihre, ven conftitutionellen Formen gemäß ernann— 
ten, Stellvertreter geübt. Jeder Einwohner 
des Santons ift Soldat. Es giebt im Kanton Feine 
DVorrechte des Ortes, der Geburt, der Perfonen, 
der Stände, der Gerichtöftellen, oder der Familien. 
Die Geiftlichen Fonnen zu Feiner Stelle, der vollziehen- 
den oder richterlichen Gewalt ernannt werden. — 
Der Canton ift in 8 Bezirke, und diefe find in 38 
Kreife getheilt. Zur Ausübung des Acrivbürgerrechts 
gehört ein Alter von 25 Jahren, und daß man Eigen— 
thuͤmer eines Grundftüdes von 200 Fr. am Werthe, 
oder Nußnießer von 300 Fr. an Schulptiteln fen, 
die ein im Canton gelegenes Grundftüc zum Unter— 
pfande haben. — in jeder Gemeinde ift ein Ge— 
meinderath, der aus wenigftens 3, und höchftens 
11 Öliedern befteht, mit Inbegriff des Ammanns, 
der ihre Präfident ift.- Ihm fteht die Gemeindever— 
waltung und die Drtspolizei zu. in jedem Bezirke 
ift ein Friedensgericht. — Die fouveraine 
Gewalt wird durch einen aus 76 Deputirten gebil- 
deren großen Rath geübt, die für 6 Jahre gewählt 
werden, und immer wieder wählbar find. Der große 
Kath genehmigt oder verwirft die ihm vom Staats— 
rathe vorgelegten Gefeße, läßt ſich über die Voll: 
ziehung der Geſetze, über die Verwaltung, und die 


“ 
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Finanzen Rechnung ablegen, uͤbt das Begnadigungs⸗ 
recht, ernennt die Mitglieder des Staatsrathes, und 
aus denſelben beide Landammaͤnner, ſo wie er den 
Staatsſecretair, den Staatsſeckelmeiſter und den 
Oberſten der Miliz ernennt, — Ein Staatsrath, 
beſtehend aus 11 Gliedern des großen Rathes, welche 
fortfahren, diefem anzugehören, und die ftets wieder 
wählbar find, hat die Anitiative der Öefeßesvorfchläge, 
der Abgaben, der Begnadigungen und Strafverwand: 
lungen; er leitet die Vollziehung der Gefege und. die 
gefammte Verwaltung; er legt dem großen Kathe 
darüber Rechenfchaft ab; er führt die Korrefpondenz 
mit den übrigen Qantonen und mit dem Auslande; 
er verfügt über die bewaffnere Macht zur Handhabung 
der öffentlichen Ruhe; er kann die Dauer der ordent= 
lichen Sißungen des großen Rathes verlängern und 
denfelben außerordentlich zufammenberufen, Zwei 
tandammänner führen abwechfelnd ein Jahr hin= 
durch den Vorfiß im großen Nathe und im, Staats— 
rathe, find Mitglieder des Staatsraths, und blei- 
ben zwei Jahre in- ihren Stellen. 


70, | * 
Sech Da TER 


Am 12. Mai 1815 ward die Berfaffung 
der Republik und des Cantons Wallis un 
terzeichnet, — Die Fatholifche Religion, ift aus: 
fchließlich die Religion des Staates; dieſe 
allein hat einen öffentlihen Gottesdienſt. 
Das Wallis bildet einen freien unabhängigen. Staat 
und der fchweizerifchen Eidsgenofjenfchaft einverleib- 
ten Canton; feine Negierungsform ift demo— 
Eratifch, Der Canton Wallis ift in 13 Zehnen 
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eingerheil, Sitten ift der Hauptort; die höchfte 
Behörde hat ihre Sißungen daſelbſt. Stimmfaͤhi— 
ger Bürger ift, wer das 18te Jahr »zurüdgelegt hat. 
Niemand aber kann vor erfüllten 2iften Sabre zu 
den Öemeinvdeftellen, und vor 25 Jahren weder zum 
Haupte des. Gemeinderathes, noch zu Zehnerämtern. 
gewählt werden. Jede Gemeinde hat einen Gemein: 
derath ‚beauftragt mit der Verwaltung der Gemeinde— 
guͤter, Beſtimmung der Ausgaben, und der Leitung der 
Ortspolizei. In jedem Zehnen iſt ein Rath, welcher 
zu den Stellen ernennt, die Ausgaben beſtimmt, und 
überhaupt alles, was den Zehnen betrifft, verordnet. 
Ein jeder Zehnen hat einen Vorfieher und Statthal— 
ter, gewählt Durch den Zehnenrath, — Die hoͤchſte 
Gewalt ift einem einzigen Körper unter dem 
Namen Landrat anvertraut. Der Sandrath bes 
fiebt aus den Geſandten der Zehnen; jeder Zehnen 

hat 4 Öefandte, die durch den Zehnenrath 
ernannt werden. — Die Öefandten werden für 
‚zwei Sahre erwählt, und find wieder wahlfähig. Um 
zum landrathe wählbar zu feyn, muß man 25 Jahre 
erfüllte, das Amt eines Öefesgebers, Richters, oder 
Berwalters in den höhern Behörden, oder im Zehnen 
beſeſſen, oder das Amt eines öffentlichen Schreibers 
ausgehbt, oder den Kechts= oder Medicin- Doctor: 
‚grad erhalten, oder eine Dfficierftelle in den Linien— 
truppen bekleidet haben. Der Bifchoff bar ©iß 
und Stimme im Landrathe; feine Stimmezähle‘ 
für 4IStimmen. Der tandrath hat die geſetz— 
gebende Gewalt; die Gefeßesvorfihläge werben 
Durch den Staatsrach vorbereiter. Kein Gefes Fann 
vollzogen werden, bevores den Zebenräthen 
vorgelegt und Durch die Mehrheit derſel— 
ben beftätigt worden if, Die Finanzgegen⸗ 

St. W. ꝛte Aufl. IV. 22 
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fände, Militaircapitulationen, und die Aufnahme 
der Fremden zu tandsleuten, werden nicht nur den 
Bebenräthen, fondern auch ven Gemeinde: 
rächen vorgelegt. Der Landrath hat das Begnadi— 
gungsrecht. Er nimmt jährlich die Rechnungen des 
Sandfeckelmeifters ab und macht fie befannt. Er ers 
nenne im oder außer feiner Mitte einen Landshaupt— 
mann, einen Gratthalter, einen Landfedelmeifter, 
und zwei Staatsräthe., Zu diefen Aemtern- gehört 
das Alter von 30 Jahren, und daß man das mt 
eines Gefeßgebers, Nichters oder Verwalters in dem 
obern Behörden befleiver habe. Der Landshaupt— 
mann führt im Landrathe und Staatsrathe den Vorſitz. 
Der Staatsrath, welcher im Hauptorte des Can— 
tons refidire, befteht aus dem landshauptmanne, dem 
Statthalter, Landſeckelmeiſter und zwei Staatsräthen. 
Der Staatsrath beruft fowohl die gewöhnlichen, als 
die außerordentlichen Landraͤthe zuſammen; er ift mif - 
der Voͤllziehung der Gefege und mit der gefammten 
Verwaltung beauftragt; er führt die Korrefpondenz 
mit dem An = und Auslande. Er verfügt, fobald vie 
innere Ruhe und Außere Sicherheit bedroht ift, über 
die bewaffnete Macht, ift aber gehalten, die Zeh— 
nen fogleich von den getroffenen Maas- 
regeln zu benachrichtigen, und, nach Erfor— 
derniß der Umftände, einen außerordentlichen Land» 
rath zu verfammeln. — Die Dauer der Amtsvers 
richtungen des Sandshauptmanns, des Gtatthalters, 
des Landſeckelmeiſters und der Staatsräthe ift auf 2 
Sabre beftimmt. Der landshauptmann Fanır nur 
nach zwei Sahren, die übrigen aber Eonnen fogleich 
wieder gewählt werden. — Vor Ablauf von 5 Jah— 
ren koͤnnen in der Verfaffung feine Abänderungen 
gemacht werden, Diefe müffen aber in zwei auf ein= _ 
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ander folgenden tandräthen genehmigt, und durch eine 
Mehrheit von 39 Stimmen befihloffen worden feyn. 
Am 21, Sept. 1815 ward die Verfaffung 

des Cantons Bern unterzeichnet, Ihre Form ift 
aber von der Form der Derfaffungen der übrigen Can— 
fone dadurch verfehieden, daß fie die Ueberfchrift führe: 
„urkundliche Erklärung des großen Ka: 
thes zu Bern,” mit welcher mehrere einzelne Res 
glements verbunden wurden. Die Einleitung 
zu diefer Erklärung enthält folgende Puncte: „Wir 
Schultheiß, Elein und große Näthe der Stadf und 
Kepublif Bern sc. Als bereits feit bald zwei Jahren, 
nach mancherlei DBerwirrungen und drüdenden aus— 
wärtigen Derhältniffen, auch in Unferm DBaterlande 
die rechtmäßige Jandesobrigkeit und deren alte 
Berfaffung im Wefentlichen wiederbers 
.geftellt worden; — fo ift endlich der Zeitpunck 
eingetteten, wo Wir Uns in der Moglichkeit befinden, 
die Kevifion Unfrer Fundamental» oder 
Berfaffungsgefege vorzunehmen, und die 
ehbrwürdigen alten Örundlagen der Repu— 
blik zu erweitern, zu befeftigen, und mit den Be— 
Dürfniffen der jeßigen Zeit in Uebereinftimmung zu 
„bringen. Wir halten uns daher verpflichter, Unſern 
lieben und getreuen Angehörigen die Grundfäge feier 
lich zu erklären, nach denen Wir, gleich unfern 
Altvordern, die Kegierung von Stadt und fand 
auszuüben gefonnen find; bei diefem Anlaſſe, mit 
einiger Berüdfichtigung ganz veränderter 
‚Umftände, allen Städten, Jandfchaften und Ges 
meinden theils ihre ehemaligen und wirklich be— 
fiehenden Rechte neuerdings anzuerkennen und zu 
»beftätigen, theils folhe mit nenen Öerechtfamen - 
- und FSreibeiten zu vermehren, — Die 

20 
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reformirfe Religion ift Die herrſchende; die freie Aus— 
übung der Earholifchen wird zugefichert. Dfe ver 
Regierung zuftändig gewefenen Eleinen Zehnten und 
andere unentgeldlich aufgehobene Gefaͤlle und Leiſtun— 
gen bleiben abgefchafft. Die Freiheit der Gewerbe 
und des Handels wird allen Sandesbürgern fernerhin 
garantirt. Alle in einer Stadt oder Gemeinde des 
tandes verbürgerte Cantonsangehörige find, gleich 
den Bürgern der Hauptftadt, zu allen Stellen und 
Aemtern im Staate wahlfaͤhig. Die Aufnahme in 
das regimentsfaͤhige Bürgerrecht der Stadt Bern 
bleibt (nach den Bedingungen des Decrets vom 24, 
und 26. März) allen jenen verbürgerten Cantonsan— 
gehörigen eröffnet; auch foll eine Landesdeputa— 
tion oder Kepräfentation von 99 Mitglies 
dern von Städten und Landſchaften ange: 
ordnetwerden, welche, vereint mit den 200 
der Stadt Bern, die hochfte Gewalt aus: 
üben und gleiche Rechte im Kegimente ge 
nießen follen. Diefe 99 Mitglieder werden theils 
von den betreffenden Staͤdten und Amtsbezirken, 
theils unmittelbar von dem großen Rathe ſelbſt, frei 
gewählt. — Jeder im Canton angefeffene Schweizer 
vom zurücgelegten 16ten bis zum angefretenen funfz 
zigften Jahre ift zum Militairdienfte pflichtig. — 
Die fouveraine, höchfte Gewalt wird ausgehbt 
durh Schultheiß, Elein und große Raͤthe 
der Stadt und Republik Bern, beftchend aus den - 
200 der Stadt Bern und 99 von Städten und Land— 
fchaften gewählten Mitgliedern. Die 200 der Stadt 
Bern werden aus der Mitte, der regimentsfähigen 
Bürger, welche das 2Ifte Jahr zurückgelegt haben, 
durch ein Wahlcollegium gewählt, beftehend aus den— 
jenigen Mitgliedern des Eleinen Rathes, welche aus 
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den 200 gewählt worden, und einem mit ihm ver: 
einigten Ausfchuffe von 16. Öliedern des großen Ra— 
thes aus der Zahl der 200, Zu den 99 Mitgliedern 
von Städten und Sandfchaften wählen Die größern 
Städte jede 2 Mitglieder, die Eleinern jede ein Mit— 
glied, zufammen 17; vie großern Amtsbezirke jeder 
3, die Fleinen jeder 2 Mitglieder, zufammen 70; 
und der große Rath, aus den Municipalftädten und 
Sandgemeinden, die übrigen 12. — Ale Mitglieder 
des großen Rathes find einer jährlichen Beftäti- 
gung unterworfen. Zwei Schulthbeiße führen 
abwechfelnd, jeder ein Jahr, das Praͤſidium ſowohl 
im großen als im kleinen Rathe. Der große Rath 
waͤhlt und inſtruirt die Geſandten zur eidsgenoͤſſiſchen 
Tagſatzung; ratificirt alle den Canton verpflichtende 
Vertraͤge; errichtet, aͤndert ab oder hebt auf, alle con— 
ſtitutionelle und andere allgemeine Geſehe; uͤbt das 
Degnadigungsrecht; wählt die beiden Schultheiße, 
den Sedelmeifter, Die Mitglieder des Eleinen Nathes, 
des Arpellationsgerichts, des Ehegerichts u. f. w., 
und fchreibt Steuern und Abgaben aus. Die Ges 
fchäfte Eonnen nicht anders vor den großen Rath zur 
Entſcheidung kommen, als nach vorheriger Berathung 
des Eleinen Rathes, oder von Kath und Sechzehn. — 

Der Eleine Kath befteht aus den beiden Schul 
theißen, 23 Mitgliedern und 2 Heimlichern, und 
wird von dem großen Kathe aus feiner Mitte gewählt, 
Die Mitglieder des Eleinen Rathes find der jährlichen 
Beftätigung des großen Nathes unterworfen, Der 
Eleine Kath ftellt, wenn er nicht mit dem großen Rathe 
vereinigt ift, Die ordentliche und gewöhnliche 
Kegierung Des Standes Bern vor, Die Heime 
licher haben Pflicht und. Recht, auf die Erhaltung 
und Handhabung der Verfaſſung zu wachen, und 
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abfällige Abweichungen oder Eingriffe dem großen 
Rathe anzuzeigen. — Ein aus dem gefammten klei— 
nen Rathe und 16 jährlich durchs Loos gewählten 
Mitgliedern des großen Rathes, unter dem Namen 
von Raͤthe und Schszehn, gebildetes Kollegium 
bat Gewalt und Recht, jedes Mitglied des großen 
Rathes jährlich zu beftätigen, zu fufpendiren, oder 
zu entfeßen; auch follen alle Borfchläge zur Errichtung 
von neuen, zur Abänderung oder Aufhebung von be= 
ſtehenden, die Verfaffung betreffenden Saßungen und 
Srdnungen von diefem Collegium vorberathen wer: 
den. — Für die Erledigung der unbedeutendern und 
die Vorberathung der wichtigern Gefchäfte find fünf 
Hauptcollegia aufgeftelle: ein geheimer Nath zur 
Leitung der diplomatifchen Angelegenheiten und “zur 
Handhabung der innern und Außern Sicherheit; ein 
Finanzrath; ein Juſtiz⸗ und Polizeirath; ein Kir— 
chen = und Schulrath; ein Kriegsrath. Kin aus der 
Mitte des großen Rathes gewähltes Appellations- 
gericht beurtheilt in leßter und höchfter Inſtanz alle 
Civil- und Criminalrechtsfälle. Ein oberes Ehe— 
gericht fpricht in erfter Inſtanz über alle Ehe: und 
Paternitätsfälle in dem reformirten Theile des Can— 
tons. — Sn jedem Amtsbezirke befteht ein Ober 
amtmann und ein Amtsgericht. 

Die Verfaffung des Kantons Unterwalden 
ob dem Wald erfihien am 28, Apr. 1816, die des 
Cantons nid dem Wald am 12. Aug. 1816. — 
- Der Canton Unterwalden ob dem Wald befteht aus 
7 Pfarrgemeinden. Die Fatholifche Religion ift die 
Religion des Landes. Die höchfte fouveraine 
Gewalt beruht auf der Landsgemeinde oder allges 
meinen Berfammlung des: Bolfes. Cie befteht aus 
den rechtlichen Landleuten, die das 2Ofte Jahr erfüllt 
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* Haben. Sie wählt den regierenden Landammann und 
die übrigen Vorgeſetzten des Landes. Sie beſtaͤtigt 
oder verwirft die Geſetzesentwuͤrfe, die ihr von dem 
Landrathe vorgelegt werden. — Der Landrath 
beſteht aus den von der Landsgemeinde gewählten Vor— 
‚gefeßten und aus 65 von den Pfarrgemeinden gewähl- 
ten Rathsgliedern. Er übe die höchfte vollziehende 
Gewalt; er fchlägt der Landsgemeinde die Öefeße vor, 
und läßt die angenommenen vollziehen. Er prüft die 
Rechnungen der Verwaltungen. Der vegierende 
Sandammann. führt den DVorfiß in der Landsge— 
meinde, und im Sandrathe. — Der Canton nid 
vem Wald beſteht aus 6 Pfarreien. Er befennt 
fich ungerbeile zur Eatholifchen Religion. „Seine 
Berfaffung ift rein demofratifh. Die 
böchfte Gewalt beruht auf dem Volke.“ 
Die öffentlichen Gewalten beftehen in der Landsge— 
meinde, Nachgemeinde, Käthe und Landleuten; 
in dem Landrathe u. f.w. Die landsgmeinde 
ift die hoͤchſte Cantonsbehoͤrde. Sie befteht aus 
allen Sandleuten, Die das Geſetz nicht für unfähig 
erklärt, Sie ernennt die Jandammänner,, den Statt— 
halter, den. Sedelmeifter u. f. w. Gie fchließe 
Militaircapitulationen; fie ertheilt Inſtructionen über 
Krieg, Frieden und Bündniffe, und erkennt Lan— 
desftenern auf-den DVorfchlag des Landrathes. — 
Die Nachgemeinde errichtet und verändert Die 
Geſetze. Sie ernennt zu mebrern Stellen. — An 
Raͤſthen und Landleuten kann jeder wahlfähige 
Sandmann erfcheinen. Die Competenz vderfelben  ift, 
den Ehrengefandten auf die Tagſatzung Infteuction zu 
ertheilen. — Der Landrath behandelt das, was 
ihm von der Landes- und Nachgemeinde aufgetragen 
wird. — 
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" Die Berfaffung des Kantons Uri ward am 7, Mai 
4820 unterzeichnet, „Der Yandammann und Nath 
und gemeine Landleute des Gantons Uri‘ erklärten, 
in Beziehung auf die Niederlegung der Verfaffungen 
der einzelnen Kantone’in das eidsgenoffische Archiv, 
Daß fie nie eine in Urkunde gefchriebene 
Berfaffung gehabt hätten, daß aber dieſelbe durch 
Jahrhundert lange Uebung und beftehende Gefege auf 
folgenden Grundfäßen berube: Die Religion des 
Cantons ift Die katholiſche. Die fonveraine, 
oberfte Gewalt beruht auf der Geſammtheit des’ Vol— 
fes ımd fteht der Landsgemeihde zu. Jeder Ein— 
wohner ift Soldat und nach" zurückgelegtem Wſten 
Sabre zum varerländifchen Dienſte verpflichtet" Die 
LYandsgemeinde, oder allgemeine, Berfammlung 
des Volkes, beſteht aus allen Landleuten über 20 
‚Jahre. Gie 'erwählt den Laudammann, ven Landes— 
ftatehalter, den Sedelmeifter u. ſ. w. Ihr muͤſſen 
alle Bindniffe und Verträge, Kriegs = und Friedens— 
ſchluͤſſe, alle Borfchläge zu neuen Landesgeſetzen oder 
zur Abänderung der alten, nachdem fie der Landrath 
geprüft hat, zur Entfcheidung vorgelegt werden.  @ie 
erkennt die Erhebung von Steuern und Abgaben, — 
Der Landrath ift, nach der Sandsgemeinde, bie 
hoͤchſte, vollziehende, anordnende, auch ftrafende Landes— 
behorde, und befteht aus dem Sandammanne, dem fans 
desftatthalter, Seckelmeiſter ꝛc. und 44 Rathsherren. 

Der Canton Schwyz hatte bis zum Jahre 
1521 *) feine befondere Berfaffung beider Tags 
faßung noch nicht eingereicht, befolgte aber, feit der 
Aufhebung der Mevdiationsacte, feine alten Ordnun—⸗ 
gen, welche nie in eine foͤrmliche Urkunde vereinigt 


*) nad Ufteri, ©. 258 ff. 
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worden waren, fondern auf einzelnen Grundgefegen 
berubten.,; Nach denſelben befteht *) im ganzen 
Canton "die Earholifche Religion. Seine politifche 
Verfaſſung ift rein demokratiſch, und die höchfte 
Gewalt beruht auf der Öefanmtheit des Volkes. 
Jeder Eingebohrne ift Soldat, und nach Zurüdlegung 
des 16ten Jahres zum Milttairdienfte verpflichtet. 
Die Landsgemeinde, oder die allgemeine Volks— 
verfammlung, -ift die hochfte Landesbehoͤrde. Sie 
befteht aus allen Angehörigen des Tantons, die uͤber 
16 Nahre find. Sie erwählt den Landammann, 
Statthalter, Sedelmeifter u. ſ. w. Sie berathſchlagt 
über auswärtige Verträge und Bündniffe, - über 
Kriegs = und Friedensſchluͤſſe; fie erläßt die allgemei- 
nen Landesgeſetze und verändert die beftehenden, — 
Der allgemeine gefeff.ne Kath befteher aus 
60 Mitgliedern des Bezir »„ Schwyz, wozu die 6 
andern Bezirke des Cantons noch 36 Mitglieder 
geben. Außerdem gehören zu ihn der Landammann, 
‚Statthalter, Sedelmeifter ꝛc. Er befchäftige ſich 
mit Abfaffung von DVorfchlägen allgemeiner Gefege 
und Verordnungen für den ganzen Kanton, — ever 
Bezirk hat feinen eigenen Bezirksrath, welcher 
das Polizeiwefen und die befondern Verhältniffe des 
Bezirkes beſorgt. Der Bezirksrath von Schwyz 
leitet zugleich die allgemeinen Sefchäfte des Kantons - 
und die Correfpondenz, und ruft in wichtigen Fallen 
den allgemeinen gefeffenen Landrath zufammen, 


*) Diefer Abriß ift ein Auszug aus Ufteri’s Darftellung 
der Verfaſſung diefes Cantons, 
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71. 
7) Der teutſche Staatenbund. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Das teutſche Reich, wie es bis zum Jahre 1806 
beſtand, war, im publiciſtiſchen Sinne, weder ein 
Bundesſtaat, noch ein Staatenbund, ſon— 
dern eine beſchraͤnkte Monarchie. Doch naͤherte 
ſich dieſelbe, ſeit dem weſtphaͤliſchen Frieden, mehr 
der Natur eines Bundesſtaates, als eines Staaten: 
bundes. Erſt durch die Stiftung des Rhein— 
bundes, und durch die darauf folgende Verzicht: 
leiftung des Kaifers Franz 2 auf die, reichsober- 
bauptliche Würde, borte Zeutfchland auf, in politifch- 
publiciftifcher Hinficht eine beſchraͤnkte Monarchie zu 
feyn; es erhielt den Charakter eines Staatenbun= . 
des, wenn gleich die vom Kaifer Napoleon ange= 
nommene Würde eines Protectors des rheiniſchen 
Bundes, befonders in der. eintretenden Staats— 
praxis während der Dauer des Rheinbundes (3. B. 
daß der Protector im Namen des ganzen Bundes 
Kriege begann, und Frieden ſchloß u. f. w.), mehr 
auf einen Bundesftaar bindeutete, als auf einen 
Staatenbund: Denn dadurch unterfcheiden ſich 
Bundesftaat und Staatenbund wefentlich von ein— 
ander, daß, bei aller Selbftftandigfeit der einzelnen 
Glieder und Theile des erften, fie dennoch eine 
gemeinfame Bundesregierung und ein gemeinfchaft= 
liches Bundesoberhaupt (z.B. Nordamerika, vie 
fehweizerifche Eidsgenoffenfchaft) anerkennen, dage— 
gen der Staatenbund einen volferrehtlichen 
Verein fouverainer Staaten, ohne gemein= 
fhaftliches Oberhaupt, bilder. Teutſchland ift aber 
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gegenwärtig ein folcher Staatenbund, ein völfer- 
rechtlicher Verein *) Der teutſchen fonverainen Fürften 
und freien Städte, nicht aber eine Wiederherftellung 
des feir 1506 unfergegangenen romifchen Neiches teut= 
fcher Nation, mit einigen aus dem Laufe der Zeit her— 
vorgegangenen Movdificationen und Schattirungen, 

Daraus ergiebt fih für das offentlicdhe 

Staatsrecht diefes Bundes: 

1) daß alles, was fih unmittelbar auf den 
politifchen Charafter des .teutfhen Keiches als 
einer befchranften Monarchie bezog, mit der Auf: 
löfung diefes Charakters von ſelbſt fallen mußte; 
und 

2) daß alles, was, nach der Verwandlung der 
bis 1806 geltenden Landeshoheit und Reichsunmit— 
telbarkeit in die Souverainetät, mittelbar 
aus den frühern rechtlichen Verhaͤltuiſſ en der teut— 
ſchen Fuͤrſten zu ihren Staaten und den Staͤnden 
derſelben beibehalten werden Eonnte, entweder 
in der allgemeinen Bundesacte, od er in den neuen 
Verfaſſungen teutſcher Staaten ausdruͤcklich beſtaͤ— 
tigt werden mußte, oder in der ununterbrochenen 
Fortſetzung der vor der Aufloͤſung des teutſchen 
Reiches im Innern der einzelnen Staaten beſtehen— 
den Rechtsverhaͤltniſſe (z. B. da, wo die fruͤhere ſtaͤn— 
diſche Verfaſſung nicht aufgehoben, ſondern ganz 
unter den vormals-beftandenen Formen beibehalten 
ward, u.f.w.) den Rechtsgrund feiner publi— 
ciftifhen Geltung erbielt. 

(Da in der hier verfuchten Darftellung des 

pofitiven Staatsrechts bei allen Staaten der ge= 


*) So nennt ihn ausdrüclic die Schlußacte der- Wiener 
Minifterialeonferenzen. 
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ſchichtliche Standpunet feftgehalten, d. hi nur 
das aufgeftellt worden ift, was entweder that: 
fachlich aus dem frübern Rechtszuſtande fort- 
Dauert, oder in fehriftlihen Urkunden 
neu gegeben worden ift, ohne in irgend eine Doc= 
frinaire Deutung, oder in eine publiciftifche Ca— 
fuiftif einzugeben; fo wird auch bier das oͤffent— 
liche Recht des teutfchen Staatenbundes | 
nach demfelben Maasftabe — d. h. einzig 
auf dem gefchichtlichen XBege, und in wortlichem 
Sefthalten der vorhandenen ,  theils- allgemeinen, 
theils befondern Berfaffungsurkfunden — darge— 
ſtellt. Dabei ift nicht die Meinung, ver feit 
der Stiftung des teutſchen Bundes von mehrern 
berühmten Publiciften verfuchten neuen Begruͤn— 
dung der Theorie des teutfchen Bundesſtaats— 
rechts in den Weg zu freten, weil diefe Wiſſen— 
fehaft, nach afademifcher Sitte, der juridi:- 
ſchen Facultaͤt ausfchlieglich zufällt; wohl aber 
follte — fo weit das pofitive offentliche Necht des 
teutfchen Staatenbundes in die gefchichtliche Ueber— 
ficht des pofitiven öffentlichen Staatsrechts im ge= 
fanımten europäifchen Staatenſyſteme, — mithin 
in den Kreis der Staatswiffenfchaften 
gehört, — zuerft die reingeſchichtliche *) 


*) Bei diefem feftgehaltenen geſchichthiche n Standpuncte 
wird zugleich das beobachtet, was der bei der hohen 
Bundesverfammlung präfidivende k. k. Gefandte am 
11. Der. 1823 in der 24ften Sigung deffelben Jahres 
ausfprach, ſich namlidy an das zu halten, „was die 
Dundesacte und die Schlufacte als den ges 
meinfamen Willen aller Bundesregierum 
gen ausgefprodhen hat,‘ wobei er erklärte, daß 
es zunächit der Bundesverfammlung zukomme, die das 
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Unterlage des öffentlichen Kechrs des 
teutſchen Staatenbundes”), und, weil 
diefer Bund aus fouverainen Mitgliedern be— 
ſteht, ſodann auch die gefchichtliche Unterlage des 
"öffentlichen Rechts der einzelnen Bundes- 
ftaaten, nach ihren ins Staatsleben eingetretenen 
neuen Verfaſſungen, in gedrängten Umriſſen aufz 


bei eintretenden unvermeidlichen Schwierigkeiten zu heben, 
und die Luͤcken in der Bundesgefeßgebung zu ergänzen, 
Dann fährt er fort: „Es Eonnte nicht fehlen, und war 
bei dem, vorzugsweife den Teutfchen eigenen, lobens— 
würdigen Streben nad gründlicher Darftellung und wifz 
fenfchaftlihem Forſchem zu erwarten, und verdient wohl 
auch im Allgemeinen nur unfern Beifall, daß ſich Schrift⸗ 
ſteller und Gelehrte mit Studien des Bundesrechts, 
wie ſolches aus der neuern Bundesgeſetzgebung hervor— 
geht, befaßt haben; es kann gleichfalls nicht befremden, 

daß nebſt viel Gediegenem auch mancher Irrthum und 
manche falſche Theorieen zu Tage gefoͤrdert wurden. 
Aber eben darum, und weil die Anwendung der 
beſtehenden Geſetzgebung und die fernere 
Ausbildung des teutſchen Bundes nur allein 
durch ung, und durch die Inſtructionen unfrer hohen 
Committenten bewirkt werden kann, wäre es bedenklicy 
und verantwortlich, folchen Lehren in unfrer Mitte ir— 
gend eine auf die Bundesbefchlüffe einwirfende Autorität 
zuzugeftehen, und dadurcy in den Augen des Publicums 
das Syſtem jener Lehrbücher zu fanetioniven, 


” Wenn gleih A. H. L. Heeren in f. Schrift: Der 
teutfhe Bund in feinen Verhältniffen zu 
dem europälfhen Staatenſyſteme ( Götting, 
1816. 8.) ©. 20 ff. auf denfelben die Benennung: 
Bundesjtaat übertrug, und den Nemen: Staaten 
Bund verwarf; fo erklärten fih doch Tittmann 
(Darftellung der Berf. des teutfchen Bun; 
des, ©. 25) und andere für den leßtern, noch bevor 
er in der „Schlußacte“ officiell ausgefprochen ward, 
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geftelfe werden. — Durch diefe geſchich tliche, 
dem Kreife der Staatswiſſenſchaften angehoͤrende, 
Behandlung des pofiriven offentlichen Rechts in= 
nerhalb des teutſchen Staatenbundes unterfcheidet 
fich diefelbe wefentlich won der doctrinellen in 
folgenden Werfen: 


Joh. Ludw. Klüber, öffentliches Recht des teutfchen 
Bundes und der Bundesftaaten. Frkf. am M. 1817, 
8 — Zweite fehr vermehrte und verbefferte Aufl. Cin 
2 Abthl.) 1822. 8. E 

Fr. Wild. Titt mann, Darſtellung der Verfaffung 
des teutfchen Bundes. Leipz. 1818, 8. | 

L. v. Dreſch, Öffentliches Recht des teutfchen Bunz 
des und der teutfchen Bundesftaaten. Ar Theil. Tüb. 
1820. 8. (mehr ift nicht erfchienen.) 

Adolyh Michaelis, Entwurf einer Darftellung des 
Öffentlichen Nechts des teutfchen Bundes und der teutz 
ſchen Bundesjtaaten. Tüb. 1820. 8. — Corpus juris 

ublici germanici academicum. Tub. 1825. 8. 

Karl Ernſt Schmid, Lehrbuch des gemeinen teutfchen 
Staatsrechts. Afte Abtheil. Jena, 1821, 8, (mehr ift 
nicht erfchienen.) ; | 

Rudhart, das Necht des teutfchen Bundes. Stuttg. 
und Tüb. 1822, 8. 

Aug. Brunguell, Staatsrecht des teutfchen Bundes 

und der Bundesſtaaten; politifch und vechtlicy erörtert. 
Ein Beitrag zu den Schriften von Klüber und Drefch. 
2 Abtheil. Erfurt 1824. 8. 

Theod. Schmalz, das teutfche Staatsrecht. - Berl. 

1825. 8. ‚ 


— —— — — 


Für die ältere landſtaͤndiſche Verfaſſung in den eins 
zelnen teutfchen Staaten behauptet noch immer gefchichtz 
lihen Werth: \ 

J. Jac. Mofer, von der teutfchen Neichsftände Lanz 
den, deren Kandftänden, Unterthanen, Landes-Freiheiten, 
Beſchwerden, Schulden und Zufammenkünften. Franff. 
und Leipz. 1769. 4 
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—— 
Der Rheinbund. 


Das vormalige teutſche Reich hatte nur wenige 
Grundgeſetze: 1) die goldene Bulle vom 25. Dec, 
1356; 2) den ewigen landfrieden vom 7. Aug. 
1495; 3) die Eaiferlihe Wahlcapitulation 
ſeit 1319; 4) ven PaffauerBertrag vom 2. Aug. 
1552, und den auf denfelben am 25. Sept. 1555 zu 
Augsburg abgefchloffenen Religionsfrieden; 5) 
den weftphälifchen Frieden vom 24. Oct. 1648; 
6) ven tüneviller Frieden vom 9. Febr. 1801, 
und Die Folge deſſelben 7) ven Keihsdeputas 
tionshauptfchluß vom 25. Febr. 1803, 

Das feit dem weftphälifchen Frieden in Teutſch— 
land beftehende politifhe Syſtem, bereits in den 
Kriegen des teutſchen Reiches mit ludwig 14 mehr- 
mals bedroht, und durch die drei fchlefifchen Kriege 


wefentlich erfchüttert, fehien durch den Tefchner Fries 


den (1779) und durch die Abfchliegung des teurfchen 
Fürftenbundes (1785) neu geftüßt zu werden. Allein 
ver Gang und Erfolg des teutſchen Keichskrieges 
gegen die franzofifche Revolntion, der Separarfriede 
Preußens zu DBafel (1795), und die zu Raſtadt 
bereits von Der Neichsdeputation den Forderungen 
Frankreichs gemachten Bewilligungen (1798), fuͤhr— 
fen, nach der Abtretung des ganzen linken Rheinufers 
an Frankreich im Frieden zu Luͤneville, und nach 
den Dadurch nöthig gewordenen durchgreifenden geo= 
- graphifch = politifchen Veränderungen im Reich s de— 
putationshauptſchluſſe, befonders aber nach 
den Beftimmungen des Preßburger Friedens 
(26. Dec. 1805), zur Stiftung des Rheinbun— 
des (12, Sul; 1806) und zur Erklärung des Kaifers 


— 
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Franz ? (6. Aug.), daß er die roͤmiſch-teutſche 
Kaiferwürde niederlege. 

Diefe Verzichtleiftung erfolgte zu Regensburg, 
nachdem am «1. Aug. 1806 der franzofifche Geſandte 
Bacher dem Keichsrage die Stiftung des Rheinbun— 
des mit der Erklärung angezeigt hatte, daß, der Kaifer 
yon Frankreich von nun an kein teutfches Neich aner— 
fenne. Zugleich erfihien an demfelben Tage zu Re— 
gensburg die amtliche Erklärung der zum NAheinbunde 
vereinigten Fürften, daß fie fih von der Verbindung 
mit dem teutſchen Keichskorper vollig trennten. 

Die Confoderationsacte des Rhein— 
bundes nannte als die erfien Mitglieder des Bun— 
des: die Könige von Bayern und Würtemberg , den 
Fürften Primas, die Großberzoge von Baden, Berg 
und Heffen (Darmftadt), die beiden Fürften von 
Naſſau, von Hohenzollern und von Salm, den 
Herzog von Ahremberg, und die Fürften von Iſen— 
burg, Liechtenftein und von der Leyen. 

Die ftaatsrechtlichen Beftimmungen dieſer 
Bundesade waren: Die Staaten der verbündeten 
Fuͤrſten werden für immer vom teutſchen Neichsgebiete 
abgefondert, und unter fih durch eine befondere Con— 
foderation, unter dem Namen: rheinifche Bundes» 
ftaaten, vereinigt. — Alle teutfche Reichsge— 
feße, welche die Verbündeten, ihre Unterthanen, 
ihre Staaten oder Theile derfelben bis dahin betrafen, 
find fürdie Zufunft nichtig, und von kei— 
ner Wirkung. Ausgenemmen find davon die 
Kechte, welche vie Staatsgläubiger und Penfioniften 
Durch den Neichsdeputationshauptfihluß vom J. 1803 
erlangt haben, und die Verfügungen des $. 39, Dies 
ſes Receſſes in Betreff der Rheinſchiffahrtsoctroi. — 
Seder der Verbündeten verzichtet aufalle Titel, 
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welche irgend eine Beziehung auf das teutſche Reich 
ausdruͤcken. — Die gemeinſchaftlichen Intereſſen der 
Bundesſtaaten werden auf einem Bundes tage ver— 
handelt, der ſeinen Sitz zu Frankfurt hat, und 
in zwei Collegia, das koͤnigliche und fürftliche, 
ſich theilt. In dem erſten führe der Fuͤrſt Primas, 
in dem zweiten der Herzog von Naſſau den Vorſitz, 
ſobald jedes der beiden Collegia uͤber irgend einen 
Gegenſtand allein berathſchlagt. — Alle Streitig— 
keiten, die ſich unter den Bundesſtaaten ergeben, 
werden von, der Bundesverfanmlung entfchieden. — 
Die, Zeitpuncte, wo fich entweder der ganze Bund, 
oder ein Collegium, insbefondere zu verfammeln hat, 
die Art der Zufammenberufung, die Gegenſtaͤnde der 
Derathung, die Art und Weife, wie Befchlüffe zu 
faſſen und zu vollziehen find, fo wie der Nang ver ' 
Mitglieder des Fürftencollegiums, werden durch ein 
Fundamentalſtatut beftimme (welches nich er— 
ſchien). — Die Kechte der Souverainetät 
find: Gefeßgebung, obere Gerichtsbarkeit, 
obere Polizei, militärifche Confcription, 
Defteuerung. 

Diie politifchen Beftimmungen der Bundes» 
acte waren: Der Kaifer von Frankreich ift Pro— 
tector des Rheinbundes, und ernennt, als ſol— 
cher, ven Nachfolger des Fürften Primas, — Die 
Fuͤrſten muͤſſen von jeder dem rheinifchen 
Bunde fremden Mache unabhängig fern, 
Sie fonnen daher Dienfte irgend einer Art nur in 
den rheinifchen, oder mit dem Bunde allürten Staa— 
ten annehmen. Diejenigen, welche fich bereits in 
Dienften andrer Mächte befinden, und in venfelben 
bleiben wollen, find gehalten, ihre Fürftenthümer 
einem ihrer Kinder zu überlaffen, Will ein Fürft 
St. W. ate Aufl, IV. 23 
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des Bundes feine Souverainefät völlig oder zum 
Theile abtreten; fo kann er es nur zu Gunften eines 
der conföderirten Staaten, — Zwiſchen dem franz 
zöfifchen Reiche (empire frangais — nicht blos: 
Frankreich) und den rheinifchen Bundesftaaten, fo= 
wohl in ihrer Gefammtheit, als mit jedem einzelnen, 
befteht ein Buͤndniß, vermöge deſſen jeder Krieg auf 
dem feften fande, den einer der contrahirenden Theile 
zu führen haben koͤnnte, für alle andere unmittelbar 
zur gemeinfamen Sache wird. Am alle, daß fich 
eine dem Buͤndniſſe fremde und benachbarte Macht 
ruͤſtet, ſollen die contrahirenden Theile, um nicht 
unvorbereitet überfallen zu werden, auf die Anforde— 
rung, welche der Minifter eines confoderirten Staa— 
tes deshalb zu Frankfurt machen wird, ebenfalls fich 
bewaffnen. (Zugleich ward das Bundescontingent 
feftgefegt.) — Die contrahirenden Theile behalten 
fich vor, in der Folge auch andere Fürften und 
Staaten Teutfohlands in den Bund auf 
zunehmen, deren Aufnahme man dem gemeinfchaft: 
fichen Intereſſe angemefjen finden wird. — Die 
Mitglieder des Bundes entfagen für fih und ihre 
Erben und Nachfolger allen Rechten, welche 
fie auf die Befißungen der andern Ölieder 
der Confoderation haben fünnten. Doch 
bleibt das eventuelle Recht der Erbfolge ausgenom: 
men, wenn das regierende Haug eines Mitgliedes 
des Bundes erlöfihen ſollte. — | 
Durch die geograpbifhen Beltimmungen 
der Bundesacte wurden fehr viele und fehr bedeutende 
$änder bisheriger unmittelbarer Reichsſtaͤnde medias 
tifirt. In Beziehung auf diefe mediatiſirten 
Fürften und Grafen entſchied die Acte: Cie bes 
halten alle Domainen, ohne Ausnahme, als Patris 


Rheinbund. 355 


mionial= und Privateigenthum, und alle Herrfchafts- 
und SFeudalrechte, die nicht wefentlich zur Sou— 
verainetät gehören (namentlich) das Necht der 
niedern und mittlern bürgerlichen und peinlichen Ge: 
richtsbarkeit, der forfteilichen Gerichtsbarkeit und Po— 
lizei, der Jagd- und Fifcherei, der Berg: und Hüf- 
tenwerfe, des Zehnten und der Feudalgefälle, das 
Patronatrecht, fo wie die aus diefem Domainen und 
Rechten fliegenden Einkünfte). Die Domainen und 
Güter der Meviatifirten follen in Hinficht der Be— 
fteuerung wie die Domainen und Güter der Prinzen 
des Haufes behandelt werden, unter deffen Souverai— 
netät fie fiehen. Die Meviatifirten Eonnen ihre Do— 
mainen und Rechte an feinen der Confoderation frem— 
den Souverain verkaufen, An peinlichen Fällen 
genießen die jeßt regierenden Fürften und Grafen und 
ihre Erben das Recht der Austrägalinftanz 
(d. h. das Recht, von Ebenbürtigen gerichtet zu wers 
den). In feinem Falle darf die Confiſcation ihrer 
Güter erkannt, es koͤnnen nur die Einfünfte wäh: 
rend der $ebengzeit des Verurtheilten fequeftrire 
werden. 


73, 


Sortfeßung. — Derfaffung des — 
reiches Weſtphalen. 


Der Rheinbund, der bei ſeinem Entſtehen un— 
gefaͤhr neun Millionen Teutſche im ſuͤdlichen und weſt— 
lichen Teutſchlande umſchloß, erhielt, waͤhrend des 
Krieges, welchen Preußen und Rußland (1806) 
gegen Frankreich führten, und nach der Beendigung 
dejjelben im Tilfiter Srieben (Jul. 1807), feine Aus 


‚dehnung über das ganze noͤrdliche Teutfchland. 
33 * 


N { 
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Nur Holftein verband der König von Dänemarf 
mit den übrigen Provinzen feiner Monarchie, amd 
die vormaligen teutfchen Laͤnder Deftreichs und 
Preußens gehörten in diefer Zeit zu dem Geſammt— 
umfange beider Monarchieen, Dagegen waren der 
Großherzog von Würzburg (25. Sept. 1806), 
der Churfürft von Sachfen, mit Annahme der 
foniglichen Würde (11. Dec. 1806), die fünf 
Herzöge des Sahfen- Erneftinifchen Hauſes 
(15. Dec. 1806), die Hanfer Anhalt, Schwarz. 
burg, Sippe, Reuß und der Fürft von Wal 
de (18. Apr. 1807) dieſem Bunde beigetreten. 
Später (1808) wurden auch die beiden Medlen- 
burgifchen Hänfer und der Herzog von Olden-— 
burg in den Bund aufgenommen. | 

Der Tilfiter Friede rief in ‚der Mitte Teutfch— 
lands das neue Koͤnigreich Weftphalen, gebildet 
aus preußifchen, churheſſiſchen, churbannoverfihen 
und berzoglich = braunfchweigifihen Ländern, fo wie 
aus einigen Abtretungen von Sachfen ‚und dem jüng= 
ften Bruder Napoleons, Jerome, beftimmf,, ins poli— 
tifche Dafenn. Diefer Staat, welcher das vierte . 
Königreich im Rheinbunde bildete, erhielt eine, am - 
15. Nov. 1807 von Napoleon zu Fontainebleau un— 
ferzeichnete, Berfaffung. Die wefentlichften ſtaats— 
rechtlichen Beſtimmungen derfelben waren: Alte Uns 
terthanen find vor dem Gefege gleich. Jede Reli— 
gionsgefellfehaft hat freie Ausuͤbung ihres Gottes— 
dienftes. Die tandftände der Provinzen, aus wel⸗ 
chen das Königreich befteht, alle politifche Corpora— 
tionen diefer Art und alle Privilegien befagter Cor— 
porationen, Städte und Provinzen, fo wie die Pris 
vilegien einzelner Perfonen und Familien, find auf 
gehoben, Ale Leibeigenſchaft ift abgeſchafft. 
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Der Adel beſteht in ſeinen verſchiedenen Graden und 
Benennungen fort, ohne dadurch ein arsſchließendes 
Recht zu irgend einem Amte oder einer Wuͤrde, oder 
Befreiung von irgend einer oͤffentlichen Laſt zu erhal— 
fen. Es-foll ein und daffelbe Steuerſyſtem für alle 
Theile des Königreiches feyn, und die Grundſteuer 
das Fünftel der Einkünfte nicht überfteigen dürfen, 
er find vier Minifter, und dieſe verantwortlich. 
Der Staatsrath beſteht zum ee aus 16, 
und höchftens aus 25 Mitgliedern. Das Finanz 
gefes, die Civil- und peinlichen Geſetze fellen im 
Staarsrathe entworfen, und den von den Ständen 
ernannten Sommiffionen mifgetheilt werden. Dieſe 
ftändifchen Commiſſionen difeutiren mit den Staats— 
raͤthen darüber; auch werden ihre Bemerkungen in 
dem, vom Konige präfidirten, Staatsrathe verlefen. 
Findet man es nötbig; fo foll über Die Modificationen 
des Geſetzes berathſchlagt werden. Die definitiv an— 
genommene Redaction des Geſetzesentwurfes wird 
durch Mitglieder des Staatsraths unmittelbar den 
Staͤnden uͤberbracht, welche, nach Anhoͤrung der 
Beweggruͤnde jener Geſetzesentwuͤrfe und der Berichte 
der Commiſſion, daruͤber berathſchlagen werden. 
Der Staatsrath hat, in Ausuͤbung ſeiner Attribute, 
mr eine berathende Stimme, — Die Stände 
des Reiches beftehen aus 100 Mirgliedern, ernannt 
durch Die Departementscollegia, und zwar 70 aus 
‚den Grundeigenthümern, 15 aus Kauf 
leuten und Sabrifanten, nd 15 aus Ge 
lehrten und andern Bürgern, welche um 
den Staat fih verdient gemacht haben. 
Die Stände werden aller drei Jahre zum Drittheile 
erneuert. Die austretenden Mitglieder fonnen un— 
mittelbar wieder gewählt werden, Der Präfident der 
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Stände wird vom Könige ernannt, Der König bes 
ruft, prorogirt, verfagt die Stände, und Lofer fie auf. 
Die Stände berathfchlagen über die vom Staatsrathe 
ihnen vorgelegten Gefeßesentwürfe, mit Einfchluß 
des Finanzgefeßes, im geheimen Serutinium durch 
abfolute Mehrheit der Stimmen. — Die Departes 
mente werden durch Praͤfecte, vie Diftricte durch 
Unterpräfecte, die Municipalitäten durch Maire 
verwaltet. Es beftehen Departements», Diftricts= 
und Municipalräthe, welche aller zwei Jahre zur 
Hälfte erneuert werden, — In jedem Departement 
beftebt ein Departementscollegium Die 
Zahl feiner Mitglieder wird durch die Bevoͤlkerungs— 
zahl des Departements beftimmt, fodaß ein Mit: 
glievauf 1000 Bewohner derfelben fomme. 
Die Mitglieder der Departementscollegien werden 
vom Konige ernannt und zwar $ aus den 600 
Hochftbefteuerten des Departements, 3 aus den reich- 
ften Kaufleuten und Yabrikanten, und 3 aus den 
ausgezeichnetften Gelehrten, Künftlern und um den 
Staat verdienten Bürgern, Die Mitglieder der De— 
partementscollegien müffen 21 Sabre alt feyn. Ihre 
Sunctionen find lebenslänglich, Sie ernennen 
nicht nur die Mitglieder der Stände; fie fehlagen auch 
dem Könige zu jeder Stelle eines Friedensrichters, 
und der Departements-, Diftricts- und Municipals 
räthe zwei Qandidaten vor, — Der Coder Napo— 


Leon ift das bürgerliche Gefeßbuch. Das gerichtliche 


Verfahren ift öffentlich; für peinliche Fälle beftehen 
Gefchwornengerichte, An jedem Canton ift ein: Fries 
densgericht; in jedem Diftricte ein Civilgericht erfter 
Snftanz; in jedem Departement ein peinlicher Ge— 
richtshof, und für das ganze Königreich ein Appella= 
tionsgericht, Der Staatsrath vertritt die Stelle des 
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Caſſationsgerichts. Der richterliche Stand iſt unab— 
haͤngig. Die Richter werden vom Koͤnige ernannt. 
Der Koͤnig übt das Begnadigungsrecht. Die Mili— 
fairconfeription iſt Grundgeſetz. 

Dieſe Verfaſſung erloſch, zugleich mit dem 
Koͤnigreiche Weſtphalen, nach der Perla bei 
Leipzig im Jahre 1813. 


74, 
Fortfeßung — Derfaffung des Groß 
berzogtbums Sranffurt, 


Die Länder des Fürften Primas des Rheinbun— 
des erhielten im Sabre 1S10, Eurz vor Napoleons 
Dermählung mit der’ Erzh erzogin Maria LWiſe, einen 
bedeutenden Zuwachs durch Aemter von Fulda und 
Hanau, den Namen Großherzogthum Frank— 
furt, und die Beftimmung, daß, nach dem Tode 
des Großherzogs Karl von Dalberg, der VBicefo- 
nig Eugen von Stalien, Schwiegerfohn des 
Königs von Bayern, Großherzog von Frankfurt wer— 
den follte. — Diefem Staate gab Dalberg am 16, 
Aug. 1810 eine neue DBerfaffung, welche groß- 
tentheils der weftphälifchen nachgebildet war. 

Die wefentlichften Beftimmungen dieſer Der: 
faffung waren: "Alle Unterthanen find vor dem Ge: 
feße gleich; es befteht Die freie Ausübung des Gottes— 
dienftes der verfchiedenen Neligionsbefenntniffe. Die 
‚befondern DBerfaffungen der Provinzen, Städte und 
‚Sorporationen ; fo wie die Privilegien einzelner Per: 
fonen und Familien find aufgehoben. Die Leib— 
eigenſchaft iſt abgeſchafft. Der Adel beſteht mit 
ſeinen verſchiedenen Benennungen, ohne daß er doch 
ein ausſchließendes Recht weder zu Aemtern, Dienſten 
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und Würden, noch Befreiung von öffentlichen Laſten 
Dadurch erhält. — Es foll ein und daſſelbe Steuer: 
foftem für alle Theile des Großherzogthums feyn. 
Die Grundfteuer foll nie den fünften Theil der Reve— 
nuen überfteigen. Es giebt drei Minifter mit 
Derantwortlichfeit. Diefe drei Minifter und fechs 
Staatsräthe bilden den Staafsrath unter dem 
Dorfiße des Großherzogs. Alle Gefege über Auf— 
lagen, alle Civil- und peinliche Geſetze follen im 
Staatsrathe vorbereitet, diſcutirt und entworfen wer: 
den. Die in dem Staatsrathe entworfenen Geſetze 
werden den von den Ständen ernannten Commiſſio— 
nen mitgerheilt, Die ftändifchen Commiffionen diſcu— 
firen darüber mit den beauftragten Gtaatsräthen, 

worauf Die redigirten ©efeßesentwürfe Durch zwei 
Mitglieder des Staatsrathes den Ständen überbracht 
werden, welche darüber, nach angehörten Beweg⸗ 
gruͤnden, berathfchlagen. Der Otaatsrath hat in 
Ausübung feiner Attribute eine berathbende Stim— 
me; er vertritt die Stelle des Kaffationsgerichts. — 
Die Stände des Großherzogthums beftehen aus 
20 Mitgliedern, wovon 12 aus reihen 
Örundeigentbümern, 4 aus Kaufleuten 
und Fabrikanten, und 4 aus vorzüglichen 
"Gelehrten von den Departementscollegien ernannt 
werden. Cie werden aller 3 Jahre um ein Drittheil 
erneuert. Die Austretenden Eonnen unmittelbar wie= 
der gewählt werden. Der Großherzog ernennt den 
Präfiventen der Stände; er verfammelt, prorogirf 
diefelben,, und löfer fie auf. — Die Stände berath— 
fchlagen über die vom Staatsrathe verfaßten Gefeßes- 
entwürfe im geheimen Gerutinium nach abfoluter 
Mehrheit ver Stimmen. Ihnen werben die gedruck— 
ten Rechnungen der Minifter vorgelegt, — Das 
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Großherzogthum wird in Departemente, Diftricte 
und Municipalitäten eingetheilt, In jedem Depar— 
tement wird ein Departementscollegium gebildet, deſ— 
fen lebenslängliche Mitglieder in 3 der Meiftbegüter- 
ten, 3 aus den reichften Kaufleuten und Fabrikanten, 
und $ aus vorzüglichen Gelehrten und Künftlern be= 
ſtehen. Auf 1000 Einwohner wird ein Mitglied des 
MWahlcollegiums ernannt. Die Departementscollegia 
ernennen die Mitglieder der Stände, Jedes Depar— 
tement ernennt drei Güterbefißer, einen Kaufmann 
oder Fabrikanten, einen Öelehrten oder Künftler, — 
Der Codex Napoleon gilt als Gefegbuch. Der ges 
richtliche Stand ift unabhängig. Der Großherzog 
ernennt die Richter. Die Militairconfeription iſt 
Grundgefeß. — Jedes Departement hat einen Prä=- 
fect, beauftragte mit der Aufſicht über Erziehung, 
Ackerbau und Gewerbe, milde Stiftungen, Armen- 
anftalten, ©emeinheitswälder, Wege, Gemeinguͤ— 
ter, Sicherheit des Cultus, Mitwirkung bei ver 
Aushebung der Milizen und Sicherheit der Steuer- 
vegifter. 

Diefe Verfaffung erlofeh mit der Auflofung des 
Großherzogthums, deſſen Negierung Karl von Dal— 
berg, bald nach ver Leipziger Schlacht, am 30. Det. 
1813 niederlegte, und fich in fein Bisthum Koſtnitz 
zuruͤckzog. — 

Waͤhrend der Zeit des Rheinbundes gab auch 
der Herzog Auguſt Chriſtian Friedrich von Anhalt— 
Koͤthen ſeinem kleinen Staate von ungefaͤhr 30,000 
Einwohnern am 28. Dec. 1810 eine eigne Ver— 
faſſung, welche aber nach deſſen Tode, von dem 
Vormunde ſeines minderjaͤhrigen Nachfolgers, von 
dem Herzoge von Anhalt-Deſſau am‘ 24. Det. 1812 
ſuſ pendirt ward. Dieſe Verfaſſung N in 
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verjüngtem Maasftabe die meiften Beſtimmun— 
gen der weftphälifchen und franffurter Verfaſſung. 
So ward der Coder Napoleon als Geſetzbuch einge: 
führt; alle Unterthanen follten vor dem Geſetze gleich 
ſeyn, der Adel aber, doch ohne ausfchliegende Rechte 
auf Aemter, fortbeftehen. Die Kitterfchaft hörte auf; 
Dagegen wurden 12 Landftände gebildet: acht aus 
den Örundeigenthümern, zwei aus dem Handelsftande, 
und zwei aus dem gelehrten Stande. 


75. 


b) Politifcher Charafter der teutfchen 
Bundesactevom 8 Sun. 1815, 


Der Rheinbund mit feinen ftaatsrechtlichen und 
politifchen Beftimmungen ward im October 1813 in 
der Volferfchlacht bei Leipzig gefprengt. Schon vor 
derfelben raten die beiden Herzoge von Medlenburg 
auf die Seite der Verbündeten gegen Napoleon, und 
der König von Bayern fihloß (8. Det. 1813) zu 
Kied einen fürmlichen Vertrag mit Deftreich, in wels 
chem er fich von: dem Aheinbunde frennfe, einem 
Beifpiele folgten, nach jener Schlacht, "die übrigen 
Fürften Teutſchlands. ! BE | 

Nah der Derzichtleiftung Napoleons auf die 
Throne Frankreichs und Jtaliens ward in dem erften 
Pariſer Frieden vom 30. Mai 1814 in Hinficht 
Teutfchlands blos im Allgemeinen feftgefeßt: daß 
nicht Das vormalige teutſche Neich mit der Kaiferwürde 
hergeftelle, fondern „Die Staaten Teutſchlands 
unabhängig feyn und durch ein Foderativ- 
band vereinigt werden follten.‘ Die nähere 
Beftimmung diefer großen Angelegenheit follte auf 
dem Wiener Congreffe erfolgen, zu welchem ſich 
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feit dem Ende des Septembers 1814 die europäifchen 
und teutſchen Regenten und Fürften mit ihren Mini- 
ftern und Abgeoroneten verfammelten. Je verſchie— 
dener die Intereſſen waren, die hier befriedigt werden 
follten, und je mehr auf diefem Congreſſe für ganz 
Europa eine neue politifche Ordnung der Dinge, die 
Herftellung des politifchen Öleichgewichts unter zeifz- 
gemäßen Verhaͤltniſſen, nach der Auflofung des Na— 
poleonifchen Gentralftaates, beabfichtige ward; deſto 
wichtiger war auch die Entſcheidung der Fünftigen 
Stellung des teutſchen Staatenbundes in der Mitte 
des europäifchen Staatenfpftems, und die Feftfegung 
der Grundlage für deſſen ©eftaltung im Innern. 
Nach langen Verhandlungen über diefe Angelegenheit, 

und nach der Prüfung mehrerer deshalb von Oeſtreich 
und Preußen vorgelegten Entwürfe *), ward am 8, 

Sun. 1815 zu Wien die teutſche Bundesacte**) 
unterzeichnet, beftehend aus 20 Artikeln, von welchen 
die erften eilf wörtlich in die Wiener Congreßs 
actevom 9. Juny 1515 aufgenonmen, und dadurch 
unter die Öarantie der europäifchen Haupfmächte ges 


*) Vergl. J. Ludw. Klüber, Arten des Wiener Con: 
greifes. SL Hefte. Erlangen, 1814. I. — Deffen 
Veberficht der diylomatifchen Verhandlungen des Wiener 
Congreffes. 3 Abtheil. Frankf. 1816. f. 8. 

**) Schlußacte des Wiener Congreffes vom 9. Sun. 1815, 
und Bundesacte, oder Grundvertrag des 
teutfhen Bundes vom 8. Jun. 1515. Beide 
in der Urſprache,  Eritiich ——— mit Vorbericht, 
Ueberſicht des Inhalts und Anzeige verfchiedener Less 
arten, volljtändig herausgegeben von J. Ludw. Klüber, 
2te Aufl. Erl. 1518, 5. — Vorher erſchien: Teutz 

[he Bundesacte Mit Bewilligung der Eaif. oͤſtr. 

Gefandtfchaft am teutfchen Bundestage. Franff. am 

M. 1816. 4, 
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ſtellt wurden. — Die Beftimmungen der Bundes: 
acte find folgende: 


Ar. 1. Die fouverainen- Fürften und freien 
Staͤdte Teutſchlands, mit Einſchluß des Kaifers von 
Deftreih, und der Könige von Preußen, Dänemark 
und der Niederlande, und zwar der Kaifer von Deft- 
reich, der König von Preußen, beide für ihre ge— 
fanmten vormals zum teutfchen Reiche gehörigen 
Beſitzungen, der Konig von Dänemark für Holftein, 
der König der Niederlande für das Großherzogthum 
Suremburg, vereinigen fich zu einem beftändigen Bunde, 
welcher der teutfcehe Bund heißen foll. 

Art. 2. Der Zwed deffelben  ift Erhaltung 
der außern und innern Sicherheit Teutſchlands, 
und der Unabhängigkeit und Unverleßbar: 
feit der einzelnen teutſchen Staaten. 

Ar. 3. Ale Bundesglieder haben, als folche, 
gleihe Rechte, Sie verbinden ſich alle gleich 
mäßig, Die Bundesacte ımverbrüchlich zu halten, 

Art. 4.. Die Angelegenheiten des Bundes wers 
den durch eine Bundesverfammlung beforgt, in 
welcher alle Ölieder vefjelben durch ihre Bevollmäch- 
figten, theils einzelne, theils Geſammtſtim— 
men, doch unbeſchadet ihres Ranges führen. Oeſt— 
reih, Preußen, Bayern, Sachſen, Hannover, 
MWirtemberg, Baden, Churheſſen, Großherzogthum 
Heften, Holftein, Luxemburg haben jedes eine 
Stimme; die großberzoglich und herzoglich fachfifchen 
Häufer eine; Braunfchweig und Naſſau eine; die 
beiden Haͤuſ⸗ fer Mecklenburg eine; Oldenburg, Anhalt 
und Schwarzburg eine; Hopenzolfern, Liechtenſtein, 
Reuß, die beiden Häufer tippe und Walde eine; 
die vier freien Städte eine. 
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Urt, 5.  Deftreich hat bei der Bundesverfamm: 
lung den Vorſitz. Jedes Bundesglied ift befugt, 
DBorfchläge zu machen und in Vortrag zu brins 
gen, und ber Vorſitzende ift verpflichtet,  folche in 
einer zu beftimmenden Zeitfriſt der Berathung zu 
uͤbergeben. 

Art. 6. Wo es auf Abfaſſung und Abaͤn— 
derung von Grundgeſetzen des Bundes, auf 
Beſchluͤſſe, welche die Bundesacte ſelbſt betreffen, 
auf organiſche Bundeseinrichtungen und 
auf gemeinnuͤtzige Anordnungen ſonſtiger Art ankommt, 
bildet ſich die Verſammlung zu einem Plenum, 
wobei aber, mit Ruͤckſicht auf die Verſchieden— 
heit der Große der einzelnen Bundesſtaa— 
ten, folgende Berechnung und Vertbeilung der Stim— 
men ftatt findet. Oeſtreich, Preußen, Bayern, Sach: 
fen, Hannover -und Wtrtemberg haben jedes vier 
Stimmen. : Baden, Churbeffen, Großherzogthum 
Hoffen, Holftein und $uremburg jedes drei Stim— 
men. DBraunfchweig, Naſſau und Mecklenburg: 
Schwerin jedes zwei Stimmen. Die übrigen einzel— 
nen Mitglieder jedes eine Stinnme, Zufammen 69 
Stimmen. (Die 70fte Stimme erbielt der am 26, 
Sun, 1817 mit Souverainetät in den Bund aufgenome 
mene Landgraf von Heſſen-Homburg.) 

Art. 7. In der engern Berfammlung wird 
"Durch Stimmenmehrheit entfihieden, inwiefern ein 
Gegenftand für Das Plenum geeignet ſey. Die der 
Enrfeheidung des Plenums zu unterziehenden Be— 
fohlußentwürfe werden in der engern Verſammlung 
vorbereitet, und. bis zur Annahme oder Verwerfung 
zur Reife gebracht. Sowohl in der engern Verſamm— 
lung, als im Plenum, werden die Befchlüffe nach 
der Mehrheit der Stimmen gefaßt; in der erftern 
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nach der abfoluten Mehrheit der Stimmen, in der 


legtern nach einer Mehrheit von 3. — Bei Stim— 
mengleichheit in der engern Verſammlung ſtehet die 
Entfcheidung dem DVorfigenden zu. Wo es 


aber auf Annahme oder Abänderung der 
Grundgefeße, auf organifche Bundesein- 
richtungen, jura singulorum oder Keli- 
gionsangelegenbeiten ankommt, kann 
weder in der engern Verſammlung, noch 
im Plenum ein Befhluß durch Stimmen- 
mehrheit gefaßt werden. — Die Bundesver- 
fammlung ift beftändig, bat aber die Befugniß, 
wenn die ihrer Berathung unterzogenen Gegenftände 
erledigt find, auf eine beftimmte Zeit, jedoch nicht 
länger als vier Monate, fich zu verfagen, 

Ur. 8 So lange die Bundesverfammlung 
mit Abfaffung der organifchen Gefege befchäftigt ift, 
foll die zufällig fich fügende Ordnung in der Abftim- 
mung feinem Mitgliede zum Nachtheile gereichen. 
Nach Abfaffung der organifchen Gefege wird die 
Bundesverfammlung die Fünftige, als beftändige 
Folge einzuführende, Stimmenordnung in Berathung 
nehmen, und fich darin fo wenig als möglich von der 
ehemals auf dem Keichstage, und namentlich in Ge— 
mäßheit des Keichsdeputationshauptfchluffes, beobach- 
teten Ordnung entfernen, 

Urt. 9. Die Bundesverfammlung bat ihren 
Siß zu Frankfurt am Main. Die Eröffnung ift 
auf ven 1. Sept. 1815 feftgefeßt. (Sie erfolgte am 
5. Nov. 1816.) 

Urt. 10. Das erfte Gefchäft der Bundesver- 
fammlung wird die Abfaffung der Örundges 
feße des Bundes, und deffen organifche 
Einrihtung in Ruͤckſicht auf feine aus 
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wärtigen, militairifben und im 
nern Verhaͤltniſſe feyn. | | 
Art. 11. Alle Mitglieder des Bundes verfpre: 
chen, fowohl ganz Teutſchland, als jeden einzelnen 
Bundesftaat, gegen jeden Angriff in Schuß zu neh: 
men, und garantiren fich gegenfeitig ihre 
fämmtlihenunterdem Bunde begriffenen 
Beſitzungen. — "Dei einmal erflärtem Bundes: 
friege darf Fein Mitglied einfeitige Unterhandlungen 
mit dem Feinde eingeben, noch einfeitig Waffenftill: 
ftand und Frieden fchliegen. — Die Bundes: 
glieder behalten zwar das Recht der Buͤnd— 
niſſe aller Art, verpflichten ſich jedoch, 
in keine Verbindungeneinzugehen, welche 
gegen die Sicherheit des Bundes oder ein— 
zelner Bundesftaaten gerichtet wären. — 
Die Bundesglieder machen fich ebenfalls verbindlich, 
einander unter Feinerlei Dorwande zu befriegen,, noch 
ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern 
fie bei der Bundesverfammlung anzubringen, welche 
die Vermittelung durch einen Ausfchuß ver 
ſuchen, und, dafern diefer DVerfuch fehlfchlüge, die 
richterliche Entſcheidung durch eine wohlgeordnete 
Austrägalinftanz bewirken foll, deren Ausfpruche 
die ftreitenden Theile fich fo fort zu unterwerfen haben. 


Art. 12. Diejenigen Bundesglieder, deren 
Befigungen nicht eine Volfszahl von 300,000 See= 
len erreichen, werden fich mit den ihnen verwandten 
Häufern oder andern Bundesgliedern zur Bildung 
eines gemeinfchaftlichen oberften Gerichts 
. vereinigen. — Den vier: freien Staͤdten ftehet das 
Recht zu, fich unter einander über die Errichtung eines 
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gemeinfchaftlichen oberften Gerichts zu vereinigen. — 
Dei den folchergeftale errichteten gemeinfchaftlichen 
oberften Gerichten foll jeder der Partheien verftattee 
ſeyn, auf die Verſchickung der Acten an eine teutſche 
Facultaͤt, oder an einen Schöppenftuhl, zur Abfafz 
fung des Endurtheils anzutragen. 

Art. 13. In allen Bundesftaaten wird 
einelandftändifche VBerfaffung ftatt finden. 

Art. 14. Um den im Jahre 1506 und ſeitdem 
mittelbar gewordenen ehemaligen Reichs— 
ftänden und Keichsangehorigen, in Gemaͤßheit der 
gegenwärtigen Verhältniffe, in allen Bundesftaaten 
einen. gleichformig bleibenden Rechtszu— 
ftand. zu verfchaffen; fo vereinigen die Bundesftaa= 
ten fih dahin: a) daß dieje fürftlichen und gräflichen 
Haͤuſer fortan zu dem Hohen Adel in Teutfchland 
gerechnet werden, und ihnen das Recht der Eben— 
bürtigfeit in dem bisher damit verbundenen Be— 
griffe verbleibet; b) find die Häupter dieſer 
Häufer die erften Standesherren in dem 
Staate, zu dem fie gehören, Sie und ihre Familien 
bilden die privilegirtefte Claſſe in demfelben, befon= 
ders in Anfehung der Befteuerung; c) e8 follen ihnen 
überhaupt in Ruͤckſicht ihrer Perfonen, Familien und 
Befisungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zu: 
gefichert werden, oder bleiben, welche aus ihrem 
Eigenthume und deffen ungeftortem Genuſſe herrühs 
ven, und nicht zu der Staatsaewalt und den höhern 
Kegierungsrechten geboren (3. DB. die Freiheit, ‚ihren 
Aufenthalt in jedem zu dem Bunde gehörenden, oder 
mit demfelben im Frieden lebenden. Staate zu neh— 
men; die Aufrechthaltung der noch beftehenden Fa— 
milienverträge; privilegirter ©erichtsftand und. Be— 
fteiung|von aller Militaivpflichtigkeit für fich und ihre 


Teutſcher Bund. 369 


Familien; die Ausuͤbung der bürgerlichen und pein— 
licher Juſtiz in erfter, und, wo die Belißung groß 
genug ift, in zweiter Inſtanz, der Forftgerichtsbarkeit, 
Drtspolizei, Aufficht in Kirchen= und Schulfachen, 
doch nah PVorfchrift der Landesgeſetze 
u. ſ. w. — Dem ehemaligen Reichsadel werden 
Antheil der Begüterten an Landſtandſchaft, Patri— 
monial= und Forfigerichtsbarkeit, Ortspolizei, Kits 
chenpafronat und der privilegirte Öerichtsftand zuge: 
fichert. Doch werben diefe Rechte nur nach DVorfehrift- 
der Sandesgefeße ausgeübt, In der durch den Frie— 
den von Luͤneville von Teutſchland abgetretenen und 
jeßt wieder damit vereinigten Provinzen werben, bei 
Anwendung der obigen Grundfäße auf den ehemali- 
gen unmittelbaren Keichsadel, diejenigen Befchräns 
ungen ftatt finden, welche die dort beftehenden be= 
fondern VBerhältniffe norbig machen. 

Art. 15. Die Fortdaner der auf die Rhein- 
ſchiffahrtsoetroi angewiefenen directen und fubfidiari= 
ſchen Renten, und die Durch den Reichsdeputations— 
fchluß getroffenen Verfügungen in Betreff des Schul- 
denwefens und feftgefegter Denfionen an geiftliche und 
weltliche Jndividuen, werden von dem Bunde garans 
tirt. (Das lebrige des Artikels erklärt fich über vie 
Penfionen der Mitglieder der ehemaligen Stifter, 
der Mitglieder des teutfchen Ordens, und der über: 
ryheiniſchen Bifchöffe und Geiftlichen.) | 

Art.16. Die Verſchiedenheit der chrift- 
lihen Religionspartheien kann in den Laͤn— 
dern des teutſchen Bundes keinen Unter— 
ſchied in dem Genuſſe der buͤrgerlichen und 
politiſchen Rechte begruͤnden. — Die Bun— 
desverſammlung wird in Berathung ziehen, wie auf 
eine moͤglichſt uͤbereinſtimmende Weiſe die buͤrgern— 
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fihbe Verfaffung der Befenner des jüdi- 
fhen Ölaubens in Teurfchland zu bewirken fen, 
und wie infonderheit denfelben der Genuß der bürger: 
lichen Rechte, gegen die Uebernahme aller Bürger: 
pflihten, in den Bundesftaaten verfchafft und ge= 
fichert werden koͤnne. Bis dahin werden den Beken— 
nern diefes Glaubens die denfelben von den einzelnen 
Bundesftaaten bereits eingeräumten Nechte erhalten, 

Art. 17. Das fürftliche Haus Thurn und 
Taris bleibt in dem, durch den Keichsdeputations- 
ſchluß, oder in fpätern Derträgen beftätigten, DB e= 
ſitze und Öenuffe der Poften in den verfchies 
denen Bundesftaaten, fo lange nicht durch freie Leber: 
einfunft anderweitige Verträge abgefchloffen werden 
follten. | 

Art. 18. Die verbünderen Fürften und freien 
Städte fichern den Untertbanen der teutfchen 
Bundesftaaten folgende Rechte zu: a) Grund— 
eigenthum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, 
zu erwerben und zu befißen, ohne deshalb in dem 
fremden Staate mehrern Abgaben und Laſten unter: 
worfen zu feyn, als veffen eigene Unterthanen; b) die 
Befugniß des freien Wegzichens aus einem Bundes- 
ftaate in den andern, der erweislich fie zu Untertha= 
ven annehmen will; auch in Civil- und Militairz 
dienfte deffelben zu freten, fobald Feine Verbindlich— 
keit zu Militairdienften gegen das bisherige Vater— 
land im Wege ſteht; c) die Freiheit von aller Nach— 
fteuer, fofern das Vermögen in einen andern teut— 
ſchen Bundesftaat übergeht. d) Die Bundes 
verfammlung wird fich bei ihrer erſten Zuſam— 
menfunft mie Abfaffung gleichformiger Ber: 
fügungen über die Preßfreibeit und die 
Sicyerftellung der Rechte der Schriftſtel— 
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‚ler und DBerleger gegen den Nachdruck bes 
fhäftigen. 

Art. 19, Die Bundesglieder behalten fich vor, 
bei der erften Zufammenfunft ver Bundesverfamm- 
lung wegen des Handels und Verkehrs zwis- 
fhen den verfihiedenen Bundesftaaten, 
fo wie wegen der Schiffahrt, nach Anleitung 
der auf dem Congreſſe zu Wien angenommenen Grund: 
fäße, in Berathung zu freten. 

Der 20fte Artikel betraf vie Katification der 
Bundesacte, 


76. 


Karin des Staatsrechfs des teuüt— 

fhben Bundes, durch die Bundesverfamm- 

lung, und die Karlebaber Befchlüffe im 
Sabre 1819. 


Nach den bereits in der Bundesacte enthalte: 
nen Andeutungen über das Verhaͤltniß des teutfchen 
Staatenbundes gegen das Ausland, ward von der 
Bundesverfammlung in dem Befchluffe der 34ſten 
Sitzung vom Sahre 1817 feſtgeſetzt: ver teutſche 
Staatenbund gelte in feiner Geſammtheit als Ein 
Körper, als freie und unabhängige Macht im euro: 
päifchen Staatenfufteme, und habe, als folcher, in 
allen auswärtigen Berhältniffen diefelben Rechte und 
Pflichten, und dieſelben politifchen Beziehungen, 
wie jede andere freie und unabhängige Macht. Der 
teutfche Staatenbund nimmt, da er an die Stelle 
des vormaligen teutfchen Reiches getreten ift, nach 
feiner Würde und Bevölkerung, feinen Pla in der - 
Reihe der europäifchen Mächte vom erften Range, 
Als Geſammtheit unterhandelt er * den auswaͤrti⸗ 
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gen Mächten, fchließt Verträge, und führt Krieg. 
Unbeftreitbar find ihm, nach den Befchlüffen der 34ſten 
Eigung vom Jahre 1817, fo wie alle aus dem 
MWefen einer freien und unabhängigen Macht fließende 
Folgerungen, fo auch das active und paffive 
Geſandtſchaftsrecht. Der diplomatifche Ver— 
Fehr mit dem Auslande gefchieht durch die Bundes— 
verfammlung. Fremde Oefandtfchaften find bei ver: 
felben accreditirt und angeftelle (von Frankreich, 
Großbritannien, Rußland, Schweven); doch bat 
die Bundesverfammlung von dem Nechte, allgemeine 
beftändige Gefandtſchaften bei auswärtigen Hofen zu 
unterhalten, noch feinen Gebrauch gemacht. Als Maas— 
ftab für den politifchen Rang der Gefandten des teut— 
ſchen Staatenbundes ward das auf dem Wiener Con— 
greß feftgefeßte Reglement angenommen. Die Buns 
desverfammlung bedient fich in allen ihren Verbands 
(ungen, Befihlüffen und diplomatischen Mittheilungen 
der teutſchen Sprache; doch wird bei den leßten 
da, wo e8 gegenfeitig geſchieht, eine Ueberſetzung in 
fateinifcher und franzöfifcher Sprache beigelegt. — 
Bei vem Bundestage ward fpäter der Maasftab der 
Bevölkerung für die Aufftellung des Bundesheeres 
feftgehalten, fo daß beim Simplum auf hundert Ein= 
wohner ein Mann, bei der Referve auf 200 Einwoh— 
ner ein Mann gerechnet, und das gefammfe Bundes: 
heer, gerheilt in zehn einzelne Corps, zu 300,000 
Mann, nach der Gefammebevolferung der Bundes— 
ftaaten mit 30 Millionen Menfchen, beftimmt ward: 

So wie in dem Zeitalter großer politifcher. Um— 
bildungen die Erfceheinung des gegenfeitigen Anſtre— 
bens zweier enfgegengefegter Anfichten und Partheien 
in der Gefchichte vieler europäifchen Staaten getrof- 
fen wird; fo zeigte fie fich auch in Teutfchland, Die 
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begeifterten Anhänger neuer politifcher Lehren und: Anz 
fichten traten gegen die warmen Dertheidiger Der wie= 
derherzuftellenden altern und theihveife vernichteten 
Verhaͤltniſſe in Drudfchriften auf;  befouders Fam 
das im 43ten Artikel der Bundesacte erthaltene 
Verſprechen landſtaͤndiſcher Verfaſſungen allgemein 
zur Sprache; in mehrern geheimen Verbinduugen 
glaubte man einen demagogiſchen Zweck zu erkennen. 
Kotzebue's Ermordung durch Sand gab endlich den 
Ausſchlag. — Im Auguſt 1819 trafen ſich die 
Geſandten der ſaͤmmtlichen Mitglieder des teutſchen 
Bundes zu Karlsbad zuſammen, wo fie. über 
Befhlüffe fich vereinigten, welche: am 20. Sept. 
1819 zu Frankfurt amtlich befannt gemacht wurden. 
Die Hauptbeftimmungen derfelben waren: ,,1) daß, 
nach dem Sinne des monarchifchen Princips und zur 
Aufrechthaltung des Bundesvereins, die Bundes— 
ftaaten, bei Wiedereroffuung der Sißungen, ihre 
Erklärungen über eine angemejjene Auslegung 
and Erklärung des dreizehnten Artikels 
der Bundesacte abgeben follten;. 2) daß. inzwis 
ſchen, bis eine definitive Erecutionsordnung 

durch Die beabfichtigten weitern Berathungen zu 
Stande gebracht werden Eonne, zur noͤthigen Hand» 
habung und Ausübung der, nach dem: zweiten Artikel 
der Bundesacte zu fallenden, Beſchluͤſſe und, erfors 
derlichen Maasregeln eine proviforifche Erecus 
fionsordnung eingeführt werden follte; 3) daß, 
mit Vorbehalt der weitern Berathungen des Bundes- 
tages, zur gründlichen Berbefferung des ge= 
fammten Schul- und Univerfiratswefensg, 
den Gebrechen deſſelben zunächft und ungefaumt, Durch 
Ergreifung von proviforifchen Maasregeln, abgehol— 
fen wirde; 4) daß, zur nötbigen Oberaufſicht 
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über die Drudfchriften und zur Verhütung des 
fich ergebenden Mißbrauches verfelben, in Beziehung 
auf Zeitungen, Zeit= und Flugfchriften, eine provis 
forifche gefesliche Verfügung allgemein eingeführt wer— 
den follte; 5) daß eine Centralbehoͤrde ausfchließ- 
lich zur weitern Unterfuchung der in mehrern Bundes— 
ftaaten entdeckten revolutionairen Umtriebe bes 
ftelle und angeorduet werden ſollte.“ 


17T, 
c) Politifcher Charakter der Schlußacte 
der Wiener Minifterialconferenzen, bes 
Fannt gemacht am 8. Sun. 1820, 


Bald nach dem Bekanntwerden der Karlebaver 
Defchlüffe zu Frankfurt, trat, für die endliche Ent— 
ſcheidung aller in der Bundesacte zweifelhaft geblie- 
benen Gegenftände über die innern und äußern Ver: 
baltmifje Teurfchlands, zu Wien am 25. Nov. 1819 
ein. Congreß der Minifter aller Mitglieder des teut— 
fehen Bundes zuſammen, deffen Ergebnig am 15, 
Mai 1820 als die „Schlußacte der über Auss 
bildung und DBefeftigung des teutfchen 
Bundes zu Wien gehaltenen Minifterial- 
conferenzen‘ unterzeichnet, und am 8, Juny 
1920, nach ihren 65 Artikeln, zu Frankfurt als 
allgemeines Gefeg innerhalb des teutfchen Staaten— 
bundes angenommen und bekannt gemacht ward, _ 
Durch dieſe Schlußacte follte ein Commentar ' 
über die Bundesacte aufgeftellt werden, welcher 
die in derfelben bereits feftgefeßten Grundfäße erläus 
terte, fchärfer beftimmte, und Die wahrgenommenen 
Lücken ergänzte, — Der wefentliche Inhalt der Bes 
ſtimmungen diefer Schlußacte ift folgender: 
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Der teutſche Bund ift ein volferrechtlicher 
Verein der feutfchen fonverainen Fürften und freien 
Städte, zur Bewahrung der Unabhängigkeit und Un 
verlegbarkeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten, 
und zur Erhaltung der innern und aͤußern Sicherheit 
Teutſchlands (Art. 14.). — Dieſer Verein beſteht in 
ſeinem Innern als eine Gemeinſchaft ſelbſt— 
ſtaͤndiger unter fih unabhängiger Staa— 
ten, ' mit wechfelfeitigen gleichen Vertragsrechten und 
Bertragspflichten ; in feinen äußern Verhaͤltniſſen 
aber als eine in politifcher Einheit verbuns 
dene Öefammtmach | 
acte bleibt der Grundvertrag und das erfte Grund: 
gefeß Diefes Vereins (Art. 3.). — Der Gefammts 
heit der Bundesglieder fteht die Befugniß der Ent— 
widelung und Ausbildungder Bundesacte 
zu; Doch Dürfen die Befchlüffe mit dem Geifte der 
Bundesacte nicht im Widerfpruche ftehen (Art. 4.). 
— Der Bund ift als ein unauflöslicher Ver— 
ein gegründet; es kann daher der Austritt 
aus diefem Vereine feinem Mitgliede deſſelben frei 
fiehen. (Art. 5.). — Die Aufnahme eines neuen 
Mitgliedes kann nur ftatt haben, wenn die Geſammt— 
heit der Bundesglieder folche mit den beftehenvden 
Derhältnifjen vereinbar und dem Vortheile des Gan- 
zen angemejjen finder (Art.6.). — Die Bundesver- 
fammlung ftellt ven Bund in feiner Geſammtheit dar, 
und iſt das beſtaͤndige verfaſſungsmaͤßige Organ fei- 
nes Willens und Handelns (Art.7.). — Die einzel- 
nen Bevollmächtigten am Bundestage find von ihren 
Sommittenten — abhaͤngig, und dieſen 
verantwortlich (Art 8.). Die Wirkſamkeit 
der — — — iſt durch die Vor— 
ſchriften de Bundes acte, durch die in Gemaͤß— 





376 Pofitives Staatsrecht. 


heit derfelben befchloffenen oder ferner zu befchließen- 
den Grundgeſetze, wo diefe aber nicht zureichen, 
durch die im Orundvertrage bezeichneten Bundes— 
zwecke beftimme (Are. 9.). — Verfaſſungs— 
mäßige Befchlüffe der Bundesverfammlung find 
Diejenigen, welche innerhalb der Grenzen der Compe— 
fenz der Bundesverfammlung, nach vorgängiger Bes 
rathung, Durch freie Abſtimmung entweder im engern 
Rathe, oder im Plenum gefaßt werden (Art. 10.). — 
An der Kegel werden die Befchlüffe im engern 
Rathe nach abfoluter Stimmenmehrheit (Art. 11.), 
und nur in den in der Bundesacte ausdrücklich bes 
zeichneten Fällen, und wo e8 auf eine Kriegserfläs 
rung, oder Friedensfchlußbeftätigung, oder auf die 
Aufnahme eines neuen Mitglieds ankommt, im Ple- 
num (re. 12.) abgefaßt. Kein Befchluß durch Stim— 
menmehrheit finder ftart: über Annahme neuer Grund— 
gefeße, oder Aenderung der beftehenden; über orga= 
nifche d. h. bleibende Anftalten, als Mittel zur Er: 
füllung der ausgefprochenen Bundeszwede; über Auf— 
nahme neuer Mitglieder in ven Bund, und über Re— 
ligionsangelegenheiten (Art. 13.). — Beſonders 
muß über organifche Einrichtungen im Ple— 
num und Durch Stimmeneinhelligkeit (Ar. 
14.) entfchieden werden, Eben fo kann (Art. 15.) 
in Fallen, wo die Bundesglieder als einzelne, felbft: 
ftändige und unabhängige Staaten erfiheinen, wo 
alfo Jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen 
Bundesgliedern eine befondere Seiftung oder Verwilli— 
gung für den Bund zugemuthet wird, ohne freie Zus 
ſtimmung der Berheiligten Eein diefelben verbindender 
Schluß gefaßt werden. — Wenn die Befißungen 
eines fonverainen teutſchen Haufes (Art, 16.) durch 
Erbfolge auf ein anderes übergeben; fo hängt es 
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von der Geſammtheit des Bundes ab, ob und wie- 
fern die auf jenen Befisungen haftenden Stimmen im 
Plenum, — weil im engern Rathe Fein Bundes— 
glied mehr als Eine Stimme führen kann, — dem 
neuen Befiger beigelegt werden follen. — Der Buns 
Besverfammlung ftebt, in zweifelhaften Fällen, vie 
Erklärung des rechten Sinnes der Bun 
des acte und der richtigen Anwendung ihrer Vor— 
ſchriften zu (Art. 17). — Bei Bedrohung oder 
Störung der innern Ruhe unter den Bundesglie- 
dern hat die Bundesverfammlung die dazu geeigneten 
Befchlüffe zu faffen (Are. 18.). — Bei der Befürche 
fung oder wirklichen Ausübung von Thaͤtlichkeiten 
unter den Bunvdesgliedern fol die Bundesverfamm- 
lung Maasregeln ergreifen, um jeder Selbfthülfe vor- 
zubeugen, oder der unternommenen Einhalt zu thun; 
befonders hat fie die Aufrechtbaltung des Be— 
fisftandes zu bewirken (Art. 19.). — Wird die 
Bundesverfammlung von einem Bundesgliede zum 
Schuße des Befisftandes aufgerufen; fo fol 
‚ein nicht berheiligtes Bundesglied in der Nähe des 
zu ſchuͤtzenden Gebiers die Tharfache des jüngften Be— 
fißes und Die angezeigte Störung deſſelben ſumma— 
rifch Durch feinen oberften Gerichtshof unterfuchen, 
und Darüber einen rechtlichen Befcheid abfaffen laſſen, 
deſſen Vollziehung die Bundesverfammlung zn be= 
wirken hat (Art. 20.). — Die Artikel 21 — 24, 

- ftellen Die Bedingungen auf, wie durh Austrägal: 
inftanzen die Streitigkeiten der een ent⸗ 
ſchieden werden follen. 

Ueber die innern Mügelenenskizähe in der 
Bundesftaaten beſtimmt (Art. 25.) die Schlußacte, 
daß die Aufrehrbaltung der innern Ruhe 
und Ordnung den Regierungen allein zu— 


378 Pofitives Staatsrecht. 


ſtehe; als Ausnahme gelte der Fall der Widerſetz— 
lich£eit der Unrertbanen gegen die Regierung, fo wie 
der Fall eines offenen Aufruhrs, oder gefährlicher 
Bewegungen in mehrern Bundesftaaten. — An’ fol 
chem Falle, wenn die Regierung felbft, nach Er— 
fhopfung der verfaffungsmäßigen und 
gefeßlichen Mittel, den Beiftand des Bundes 
anruft, foll die Bundesverfammlung die fehleunigfte 
Hülfe zur Wiederherftellung der Ordnung veranlaffen, 
und dies felbft unaufgerufen thun, wenn die 
Kegierung Durch Die Umftände gehindert wird, die 
Hilfe des Bundes zu begehren (Art. 26.), Die Res 
gierung aber, welcher eine folhe Hülfe zu Theil wird 
(Art. 27.), muß die Bundesverfammlung von der 
Beranlaffung der eingetretenen Unruhen, und 
von den zur Herftellung der Ordnung getroffenen 
Maasregeln in Kenntniß feßen. Wenn die offent- 
liche Ruhe und gefegliche Ordnung (Art, 28.) in meh— 
rern Bundesftaaten durch gefährliche Verbin— 
dungen und Anfchläge bedroht find, und dagegen nur 
durch das Zufammenwirfen der Gefammtheit zu: 
- reichende Maasregeln ergriffen werden Fonnen; fo ift 
die Bundesverfammlung befugt und berufen, nach 
vorgängiger Ruͤckſprache mit den zunaͤchſt bedrohten 
Regierungen, folhe Maasregeln zu berathen und zu 
befchließgen. — Die Art. 29— 34. erörtern die 
Fälle ver Auftigverweigerung in einem Bundes— 
ftaate, der Nichtbefriedigung der zwifchen mebrern 
Bundesftaaten ftreitigen Erörterungen von Privat: 
perfonen, und der nöthig werdenden Execution s⸗ 
maasregelm, 
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78. 
Sortfegung 


Nah feiner Stellung gegen das Aus— 
land bat der teutſche Staatenbund (Art, 35.), als 
Geſammtmacht, das Recht, Krieg, Frieden, 
Bündniffe und andere Verträge zu be 
ſchließen. Doch übt ver Bund dieſe Rechte nur 
zu feiner Gelbftvertheidigung, zur Er 
haltung der Selbftftändigfeit und äußern 
Sicherheit Teutfchlands, und der Unab- 
hängigfeit und UnverleglichEeit der eins 
zelnen Bundesftaaten aus. — Alle Ver: 
leßungen des einen Bundesftaates von Auswärtigen 
(Art. 36.) treffen zugleich und in demfelben Maafe 
die Gefammtheit des Bundes. Dagegen find die ein- 
zelnen Bundesftaaten verpflichtet, den Auswärtigen 
nie DVeranlaffung zu folchen Verletzungen zu geben, 
oder fie denſelben zuzufügen, Sollte aber ein frem= 
der Staat Befchwerve über ein Bundesglied bei der 
DBundesverfammlung führen, und dieſe gegründet 
befunden werden; fo liegt der Bundesverfammlung 
ob, das Bundesglied zur fehleunigen und genügen= 
den Abhülfe der Beſchwerde aufzufordern, und da— 
mit, nach Befinden der Umftände, Maasregeln zu 
verbinden, wodurch weitern friedeftorenden Folgen 
vorgebeugt wird. — Ruft ein Bundesftaat (Ark. 
37.), bei einer zwifchen ihm und einer auswärtigen 
Macht entftandenen Srrung, die Dazwifchen- 
kunft des Bundes an; fo foll die Bundesverfamm- 
lung das wahre Sachverhältniß prüfen, und, wenn 
dem Bundesftaate das Recht nicht zur Geite fteht, 
die begehrte Dazwifchenfunft verweigern, — Wird 
ein einzelner Bundesftaat, oder Die Geſammtheit des 
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Bundes (Art. 38.) von einem feindlichen Ans 
griffe bedroht; fo muß zunächft die engere Bun— 
desverfammlung, nach der abfoluten Stimmenmehr: 
heit, die Frage, ob wie Gefahr eines felchen Ans 
griffs vorhanden ift, entfcheiden, und, bei der Ans 
erkennung der Gefahr, ohne Verzug wegen der Ver: 
theidigungsmaasregeln einen Beſchluß fallen. Der 
Stand des Krieges tritt aber fofort ein (Art. 
39.), wenn das Bundesgebiet von einer auswärtigen 
Macht feindlich überfallen wird. Eine formliche 
Kriegserflärung des Bundes kann nur im Ple— 
num der DBundesverfammlung nach der Stim— 
menmehrheit von Zweidrittheilen beſchloſ— 
fen werden! (Art. 40.). Durch die Befchlüffe der 
Bundesverfammlung werden ſaͤmmtliche Bundesglies 
der zu den feftgefesten Maasregeln verpflichtet (Art, 
41.); doch koͤnnen, wenn die Stimmenmehrheit die 
Borfrage einer vorhandenen Gefahr verneinend 
entfcheidet, Diejenigen Bundesftaaten, welche von 
der Wirklichkeit der Gefahr überzeugt find, gemein: 
fchaftliche Vertheidigungsmaasregeln unter fich ver 
abreden (Art. 42.); auch darf, wenn der eine ftreis 
tende Theil auf die Vermittelung des Bundes anträgt, 
deshalb der Befchluß wegen der zu ergreifenden Der 
theidigungsmaastegeln nicht aufgehalten werden (Art, 
43.). — Bei ausgebrochenem Kriege fteht jedem Bun— 
desgliede frei, zur gemeinfamen Bertheidigung eine 
größere Macht zu ftellen, als fein Bundescontins 
gent beträgt; doch ohne deshalb zu einer Forderung an 
den Bund berechtigt zu feyn (Are. 44). — Wenn in 
einem Kriege zwifchen auswärtigen Mächten eine Ber: 
letzung der Neutralität des Bundesgebiets zu befürchten 
ift; fo bat die Bundesverfammlung im engern Rathe 
einen Befchluß deshalb zu faffen (Art. 45.). — Be: 
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ginnt ein Bunvdesftaat, derzugleich außer: 
halbdes Bundesgebietes Befißungen hat, 
in feiner Eigenſchaft als europäifche 
Macht einen Krieg; fo bleibt ein folder, 
die VBerhältniffe und Verpflichtungen des 
Bundes nicht berübrender, Krieg dem 
Bunde ganz fremd (Art. 46.) — In den Fal- 
len, wo ein folcher Bunvesftaat in feinen, außer 
dem Bunde belegenen, Befißungen bedroht oder an— 
gegriffen wird, fritt für den Bund die Verpflichtung 
zu gemeinfchaftlihen Vertheidigungsmaasregeln, oder 
zur Theilnahme und Hülfsleiftung nur in fofern 
ein, als verfelbe Gefahr für das Bundesges 
biet erkennt (Art. 47.). — Die Beftimmung der 
Bundesacte, vermöge welcher, nach einmal erflär- 
tem DBundesfriege, Fein Mitglied des Bundes ein 
feitige Unterbandlungen mit dem Feinde 
eingeben, noch einfeitig Waffenftillftand 
oder Friede ſchließen darf, ift für fammeliche 
DBunderftaaten, fie mögen außerhalb ves 
Bundes Befißungen haben oder nicht, 
gleich verbindlich (Art. 48.). — Bei Unterhandluns 
gen über Waffenftillftand oder Frieden hat die Buns 
desverfammlung zur fpeciellen Leitung einen Aus— 
ſchuß, zum Unterhandlungsgefchäft aber eigene . 
Bevollmächtigte, mit gehörigen nftructionen, 
zu ernennen. Die Annahme und Beftätigung eines 
Friedensvertrages kann nur im Plenum gefchehen 
(Are. 49.). — 

An Beziehung auf die auswärtigen Vers 
hältniffe überhaupt (Art. 50.) liegt der Bun— 
desverfammlung ob: a) für die Aufrechthaltung frieds 
licher und freundfchaftlicher Verhältniffe mit den aus— 
wärtigen Staaten zu forgen; b) die von fremden 
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Mächten bei dem Bunde beglaubigten Gefandten an: 
zunehmen, und, wenn es norhig befunden werden. 
follte,. im Namen des Bundes Geſandte an fremde 
Mächte abzuordnen; c) in eintretenden Fällen Unter: 
bandlungen fir die Gefammtheit des Bundes zu fuͤh— 
ven und Verträge für denfelben abzufchließen; d) auf 
Verlangen einzelner Bundesregierungen, für dieſel— 
ben die Verwendung des Bundes bei fremden Re— 
gierungen, und, in gleicher Art, auf DBerlangen 
fremder Staaten, die Dazwifchenfunft des Bundes 
bei einzelnen Bundesgliedern eintreten zu laffen, 
Die DBundesverfammlung ift verpflichtet, Die 
auf das Militairwefen und die Vertheidigung 
des Bundes fich beziehenden organifchen Einrichtun= 
gen zu befchliegen (Art. 51.), die für Die Angelegen- 
heiten des Bundes von den Mitgliedern zu leiftenden 
Geldbeitraͤge feftzufesen, und (Art. 32.) die Erhe— 
bung, Verwendung und Berechnung derfelben zu leiten, 
Was die VDerfaffung und Verwaltung 
der einzelnen Bundesftaaten im Innern 
betrifft; fo fehließe (Art. 53.) im Allgemeinen vie 
durch die Bundesacte gewährleiftere Unabhängigkeit 
jede Einwirkung des Bundes aus. Beil 
aber (Art. 54,), nach dem Sinne des dreizehnten Ar: 
tifels der Bundesacte und den darüber erfolgten fpä= 
tern Erklärungen, in allen Bundesftaaten 
landftändifche Berfaffungen ſtatt finden 
follen; fo bat die Bundesverfammlung darüber zu 
wachen, daß diefe Beftimmung in feinem 
Bundesftaate unerfülle bleibe. Doc wird 
(Art. 55.) den fouverainen Bundesfürften 
überlaffen, viefe innere fandesangelegenbeit, mit 
Beruͤckſichtigung fowohl der früberhin 
beftandenen ftändifchen Rechte, als der 
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gegenwärfig obwaltenden DBerhältniffe, 
zu ordnen. Die in anerkannter Wirkfamfeit be: 
ftehenden landftändifchen Verfaſſungen koͤnnen (Art. 
56.) nue auf verfaffungsmäßigem Wege 
wieder abgeändert werden. — Da ver teutfche 
Bund, mit Ausnahme der freien Städte, aus ſou— 
verainen Fürften befteht; fo muß, dem hierdurch 
gegebenen Grundbegriffe zu Folge, die gefammte 
Staatsgewalt in dem Oberhaupte des Staates ver— 
einige bleiben, und der Souverain Fann durch eine 
landftändifche Verfaffung nur in der Ausübung 
beſtimmter Rechte an die Mitwirfung der 
Stände gebunden werden (Art. 57.) — Die 
im Bunde vereinigten fouverainen Fürften dürfen 
durch Eeine landftändifche Verfaſſung in der Erfül- 
lung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen gehindert 
oder befchränft werden (Art, 58.) — Wo bie 
Oeffentlichkeit landſtaͤndiſcher Verhand— 
lungen durch die Verfaſſung geſtattet iſt, muß 
durch die Geſchaͤftsordnung dafuͤr geſorgt werden, 
daß die geſetzlichen Grenzen der freien Aeußerung, 
weder bei den Verhandlungen ſelbſt, noch bei ven 
Bekanntmachungen durch den Drud, auf eine, vie 
Ruhe des einzelnen Bundesftaates oder des geſamm— 
ten Teutſchlands gefährdende, Weife überfchritten 
werden (Art. 59.). — Die Bundesverfammlung 
ift berechtigt, die von einem Bundesgliede gefuchte 
Oarantie des Bundes für die in feinem Staate 
eingeführte landftändifche Verfaſſung zu übernehmen, 
Sie erhält dadurch die Befugniß, auf Anrufung der 
Berheiligten, die Verfaſſung aufrecht zu erhalten, und 
die über Auslegung oder Anwendung vderfelben ent= 
ftandenen Irrungen durch gütliche Vermittelung oder 
compromiffarifche Entfcheidung beizulegen (Art, 60.). 


384 Pofitives Staatsrecht, 


— Außerdem (Art. 61.) ift aber die Bundesver- 
fammlung nicht berechtigt, in landftändifche Anges 
legenbeiten, oder in Streitigkeiten zwifchen den Lan— 
desherren und ihren Ständen einzuwirken. — Huf 
die freien Städte find (Art. 62.) die vorftehenden 
Beftimmungen in Beziehung auf den 13ten Artikel 
der Bundesacte infoweit anwendbar, als die befon= 
dern DVerfaffungen und DVerhältniffe derfelben es zu— 
laffen. — Die Bundesverfanmlung (Art. 63.) hat 
auf die genaue und vollftändige Erfüllung des 14ten 


Artikels der Bundesacte in Betreff der mediatifir- 


ten Keichsftände und des ehemaligen unmittelbaren 
Keichsadels zu achten. Diefen bleibe, im Falle 
der verweigerten gefeßlichen und verfaffungsmäßigen 
Kechtshülfe, oder einer einfeitigen zu ihrem Nachtbeile 
erfolgten legislativen Erklärung der durch die Bun— 
acte ihnen zugeficherten Rechte, Der Recurs an die 
Bundesverfammlung vorbehalten. — : Wenn Vor: 
fchläge zugemeinnüßigen Anordnungen (Art, 
64.), deren Zweck nur durch Die zufammenwirkende 
Theilnahme aller Bundesftaaten vollftändig erreicht 
werden fann, von einzelnen Bundesgliedern an die 
Bundesverſammlung gebracht werden, und diefe von 
der Zweckmaͤßigkeit und Ausführbarfeit folcher Vor— 
fehläge im Allgemeinen ſich überzeugt; fo liegt ‚ihr ob, 
die, Mittel zur Vollfuͤhrung derſelben in forgfältige 
Erwägung zu ziehen, um die erforderliche freiwillige 
Vereinbarung unter den ſaͤmmtlichen Bundesgliedern 
zu bewirken. — Die in den befondern Beftimmuns 
gen der Bundesartifel 16,, 18. und 19, zur Berathung 
der Bundesverfammlung geftellten Gegenftände blei- 


ben verfelben zur fernern Berathung vorbehalten 


(Art. 65.). — 
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79. 
8) Oeſtreichiſche Monardie, 


Die allgemeinen Grundgeſetze der geſammten 
oͤſtreichiſchen Monarchie ſind: 


a). Karls 6 pragmatiſche Sanction*) 
vom 19. Apr. 1713, in welcher die Untheilbarkeit 
der oftreichifchen Monarchie, und die Erbfolge in, 
derfelben feftgefeßt ward; 
b) das Manifeft, wodurch Kaifer Franz? vie 
erbliche Kaiſerwuͤrde von Deftreich ausfprach 
am 11. Aug. 1804; 

0) das Decret des Kaifers Franz (1) vom 6, 
Aug. 1806, in welchem (nach Niederlegung der 
teutfchen Kaiferwärde) die geſammten teutfchen 
Provinzen des Haufes Deftreich von allen ihren 
Derhältniffen zu dem bisherigen teutſchen Reiche 
getrennt wurden, 


Zu den befondern Grundgeſetzen ber einzelnen 
- Staaten der öftreichifehen Monarchie gehören: 


a) für Deftreich: der Freiheitsbrief **) des 
Kaifers Friedrichs 1 vom Jahre 1156; 

b) für Böhmen: Ferdinands 2 ernenerte San- 
desordnung vom Jahre 1627. (Sie enthält vie 
Eintheilung der Sandftände in 4 Klaffen; die Auf: 
rechthaltung der Fatholifchen Religion; die unum— 


*) Sie ſteht in Schmaufsii corp. juris gentium 

acad. T.2. p. 1976 sqg. 

Er ſteht vollitändig in Franz Ferd. Schroͤtters 
Verſuch einer oͤſtr. Staatsgeſch. (Wien, 1771. 8.) 
©. 297 ff. Ueber beide Ausgaben und über die Inter—⸗ 
polationen diefes Freiheitsbriefes vgl. — — des 
oͤſtreich. Kaiſerſtaates (Lpz. 1817. 8.) S. 3 Of. 

St. W. ate Aufl. IV. 25 
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fchränfte Gewalt des Königs, Geſetze zu geben ; 
die Ordnung ‚des Landtages 2); | | 
re) FR Mähren: Ferdinands 2 erneuerte Lanz 
desorduung vom Jahre 1628: (der boͤhmiſchen faſt 
durchgehends gleich); 

d) für Ungarn: der Gnadenbrief Andreas 2 
von Jahre 1222 (die magna charta der Frei— 
heiten des ungarifchen Adels) *); 

e) für Siebenbürgen: das: Diplom $eo- 
polds 1 vom 4. Dec. 1691 (enthält das Verhaͤlt⸗ 
niß des Großfürften und der Stände gegen einan— 
der; Beftätigung der vier. gefeßmäßig beſtehenden 
Religionen der katholiſchen, lutheriſchen, refor— 
mirten und unitariſchen]); Beſtaͤtigung der Muni— 
cipalrechte der Sachſen; Ertheilung der oͤffentlichen 

Aemter an Eingebohrne ꝛc.); 

f) für das lombardiſch-venetianiſche 
Königreich die Verfaffungsurfunde vom 7; Apr. 
1815 **); 

g) Srändeverfaffung in Tyrol vom 
24 Mär; 1816. 


Da in Tyrol, das im Preßburger Frieden c1805) 
von Deftreich an Bayern abgetreten und fpäter (1810) 
Durch Napoleons Willen zwifchen Bayern und zwifchen 
dem Konigreiche Italien geheilt ward, die frühere 
Iannuae Verfaſſung erlofihen war; fo gab der, Kaifer 
Franz 1, nach der MWiedervereinigung Tyrols mit 
den übrigen Staaten der öftreichifchen Monarchie, 
diefem Lande eine neue ftändifche Berfaffung 
am 24. März 1816, Die wefentlichen Beſtim— 


— 


*) Verſuch einer Darſtellung der hungariſchen Conſtitution. 
Lpz. 1812. 8. | 
**) Mitgetheilt in diefem Bande $. 51. unter Italien. 
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mungen derfelben find: Das land Tyrol wird durch 
vier Stände — den Prälatenz, den Herren: 
und Ritters, den Bürger, und den Bauern 
ftand — vepräfentirt. Alle Stifter und Capitel, 
infofern fie noch beftehen oder wiederbergeftelle wer- 
den, wie auch alle Mitglieder des Herren, Ritter— 
und "Adelftandes und die Städte und Gerichte, welche 
vor der Abtretung des Sandeg der Matrikel einverleibt 
waren, freten wieder in ihre Nechte und Theilnahme 
an der Sandftandfchaft ein. Die Führung der ftän- 
difchen Matrifel und der Borfihlag zur Aufnahme in 
felbige wird dem landmarfchalle und den Verordneten . 
des Herren=, Nitter= und Adelsftandes geftattet; doch 
behält der Kaifer fich die Au fnabme in die Landes— 
matrikel in Anfehung aller vier Stände vor — 
Trient und Briren werden als Sandestheile der 
Provinz Tyrol erklärt und in venfelben die vier 
Stände conftituirt, Den Ständen wird die Evident— 
haltung, Repartirung und Einhebung der von ver 
Regierung auf Grund und Boden gelegten Steuern, 
und der Damit im Zuſammenhange ftehenvden Seiftanz 
gen übertragen; doch ift ihnen Eeinesweges geftattet, 
ohne landesherrliche Genehmigung zu was immer für 
einen Zwed, Steuern und Abgaben augzufchreiben. — 
Das Necht der Befteuerung behält fich die Re— 
gierung nach feinem ganzen Umfange vor; Doch foll 
‚bie befchloffene Ausfohreibung der Grunde 
fteuer den vier Stränden, in Form eigener 
PDoftulate, befannt gemadt werden, — 
Den Ständen foll das Recht unbenommeh bleiben, in 
ihren gefeßmäßigen DVerfammlungen Bitten und 
DBorftellungen im Namen des landes ent— 
weder unmittelbar an den Kaifer einzufenden, oder 
dem Landesgubernium zu überreichen. Zur Abfendung 
25 
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von Depufationen an Das Faiferliche Hoflager wird 
die hochfte Genehmigung erfordert, — Den Staͤn— 
den wird die freie Wahl der Deputirten zu den ftändi- 
ſchen Verfammlungen geftatter. Alte Befchlüffe des 
Sandtages, wenn fie nicht auf bloße Vorftellungen und 
Bitten gerichtet find, muͤſſen der höchften Genehmi— 
gung vorgelegt werden. 


h) Ständeverfaffung im n Königreiche 
Öalizien. 


Deftreich gab den in der erften Theilung Polens 
(1772) erworbenen tandern den Namen: Könige 
reich Salizien und Lodomerien. Dazu Fam 
(1795) in der dritten Theilung Polens We ft: 
galizien,'das aber (1809) im Wiener Frieden 
an das damalige Herzogthum Warfchau abgetreten, 
und, nach den Entfcheidungen des Wiener Kongreffes 
(1815), an Rußland überlaffen ward. In dem, zur 
öftreichifcehen Monarchie gehörenden befondern, Staate 
des Königreiches Öalizien und lodomerien ward durch - 
Eaiferliches Patent vom 13. Apr, 1817 vie land— 
ftändifche Verfaſſung, welche bereits Kaifer 
Sofeph im Jahre 1782 bewilligt hatte, „mit den lich 
nun als nothwendig darfiellenden Abanderungen‘’ 
hergeftelle, und feftgefeßt, daß eine Verſammlung 
der Stände in diefen Koönigreichen in der Kegel jähr: 
lich einmal gehalten, und für die currenten ftändifchen 
Gefchäfte ein aus Mitgliedern aller vier Stände. bes 
ftehender Landesausſchuß errichtet werden. follte, — 
Darauf ward in einem Decrete des Gubernialpraͤ— 
fidventen zu Lemberg vom 5. Mat 1517 ausgefprochen: 
‚daß, bei dem bevorftehenden Landtage, von den ver: 
fanmelten Ständen die Deputirten des Landausſchuſ— 
fes — und zwar aus jedem der Drei erften Stände, 
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dem geiftlichen, dem Herren= und dem Ritters 
ftande zwei, aus dem Stande der Städte aber 
ein Deputirter — gewählt werden ſollten.“ Zu den 
Deputirten der drei erfien Stände Eonnen nur folche 
. gewählt werden, welche zu einem diefer drei Stände 
gehören. Von jedem der zwei Deputirten der erften 
drei Staͤnde wird der-eine auf ſechs, ‚der andere auf 
drei Sabre, der Deputirte der Städte aber auf fechs 
Sabre gewählt. 


80, 
9 Preugifhe Monarchie. 


Zu den Grundgeſetzen der preußiſchen Monarchie 
gehoͤren: 

a) Das Teſtament (richtiger: die Erbverord⸗ 
nung) des Churfürften Albrecht Achilles vom ' 
Sahre 1473 *), nach welchem die gefammten Mar: 
fen ungerheilt dem jedesmaligen ‚Churfürften ges 
hören, im den frankifchen Fuͤrſtenthuͤmern aber nie 
mehr als zwei Negenten (zu Anfpach und zu Culm— 
bach) ſeyn follten. Diefe Beftimmungen wurden 
vom Churfürften Joachim Friedrich in feinem Vers 
trage zu Gera (1598) mit dem Markgrafen 
Georg Friedrih von Anſpach und Bayreuth erneuert. 

b) Das Manifeft wegen der Annahme 
Der Konigswürde vom 16. Dec. 1700 (nad 
dem vom Ihurfürften Friedrich 3 mit. dem Kaifer 


*) Lens, brandenburg. Urkunden, Ih. 2. ©. 676 ff. Die 
£aiferlihe Beftätigung diefes KHausgefeges ſteht beim 
Gercken, Cod. dipl. Brandenb. T. 8. p. 
813 sqg. 
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deshalb am 16. Nov. 1700 abgefchloffenen Ders 
frage): *). 

ce) Die neue Städteordnung vom 1% 
Mov. 1808). 

d) Das Eonigliche Decret vom 22. Mai 
1815 ***8). Es bezieht fich Eingangsweife auf die 
Verordnung vom 30. Apr. 1815, wodurch eine regel— 
mäßige Berwaltung, mit Bertdfichtigung der 
frübern Provinzialverhältniffe, angeordnet ward, 
„Damit aber der preußifchen Nation ein Pfand 
Unfers Vertrauens gegeben, und der Nachfommen- 
fchaft die Grundfäge, nach, welchen Unfere Vorfah— 
ren und Wir felbft die Regierung Unſers Reiches mit 
ernftlicher Vorſorge für das Gluͤck Unferer Untertha= 
nen geführt haben, freu überliefert, und vermittelft 
einer fchriftlichen Urkunde, als Verfaffung 
des preußifchen Reiches, dauerhaft bewahrt wer= 
den, haben Wir beſchloſſen; 1) Es foll eine Kepräs . 
 fentation des Volkes gebildet werden. 2) Zu 
diefem Zwede find die Provinzialftände da, 
wo fie mit mehr oder minder Wirkſamkeit noch vor- 
handen find, berzuftellen, und dem Beduͤrfniſſe der 
Zeit gemäß einzurichten; wo gegenwärtig. Feine Pro= 
vinzialftände vorhanden find, fie anzuordnen. 3) 
Aus den Provinzialftänden wird die Der 





*) Diefer Bertrag in dem Supplem. 2 (von Rousset) 

zum du Mont, P.4. p. 461. 

+) Mathis jurift. Monatsfchrift, Band 8. S. 96 ff. — 
Der befondern vom Könige gegebenen DBerfaffung des 
Cantons und Fürftenthums Neuenburg vom 18. 
Sun. 1814 iſt bereits unter der Schweiz ‚gedacht. 

++) Geſetzſammlung, Jahrg. 1815. St. 9. S. 103, 
und aus derſelben in den Europ. Conſtitt. Th. 2. 
©, 114 f. 
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famminng der Keprafentantenfammer ge 
wählt, die in Berlin ihren Sitz haben ſoll. 4) 
Die MWirkfamfeit der land esrepräfentanten erftreckt 
fih auf die Berath ung über alles Gegenftände der 
Geſetzgebung, welche die perfonlichen amd Eigenthums— 
rechte der Staatsbürger, mit Einſchluß der Beftenes 
rung, betreffen. 5) Es ift ohne Zeitwerlufteine Com⸗ 
miffion in Berlin niederzuſetzen, Die aus einſichts— 
vollen Staatsbeamten und Eingefeffenen der: Provinz 
zen beftehen ſoll. 6) Dieſe Commiſſion ſoll ſich be= 
ſchaͤftigen: mit der Organiſation der Provinzialſtaͤnde; 
mit Der Organiſation der Landesrepraͤſentanten; und 
mit der Ausarbeitung einer Verfaſſungsurkunde nach 
den aufgeſtellten Grundſaͤtzen. J 
—e) Das allgemeine Sefes. wegen An 
ordnung det Provinzialftände vom I. Jum . 
1823 °). Die wefentlichfien Beftimmungen deffelben 
find». Es follen Provinzialftände in der. Monarchie 
in Wirkfamfeit treten. Das Örundeigentbum 
ift Bedingung der Standfchaft. Die Pro: 
yinzialftande find das gefeßmäßige Organ der 
verjchiedenen Grande der Unterthanen 
+ in jeder Provinz. Diefer Beftimmung gemäß 
follen die Gefeßesentwürfe, welche allein die Provinz 
angeben, zur Berathung an fie gelangen; "auch follen 
ihnen, for lange Feine allgemeinen ftandifchen Ver— 
fammlungen ftatt finden, die Entwuͤrfe ſolcher allge- 
meinen Öefeße, welche Veränderungen in Perfonen- 
und Kigenthumsrechten und in den Steuern zum Ge 
genftande haben, fo weit fie die Provinz angehen, 
zur Berathung vorgelegt werden ; ferner will der Koͤ— 
nig Bitten und EEE, welche — das ale 





9 Geſetzſamml. vom 5 MB: N. 13, © 129, 


* 


= 
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Wohl und Üntereffe der ganzen Provinz oder eines 
Theiles derfelben Beziehung haben, von den Pro= 
vinzialftänden annehmen, folche prüfen und fie dar— 
auf befcheiden; endlich will er die Communalangele— 
genheiten der Provinz ihrem Befchlüffen, unter Vor— 
behait feiner Genehmigung und Aufficht, überlaffen. 

Nach diefem Gefege, das aber auf Menfchas 
tel und Balengin Feine Anwendung finder, follte 
fuͤr je de Provinz ein befonderes Geſetz nachfol- 
gen, welches die Form und die Grenzen ihres ftäns 
difchen Verbandes beftimmt. Würde der König kuͤnf⸗ 
fig in dieſen befonvdern Geſetzen Abändernngen für. 
wohlthätig und nüßlich erachten; fo werde er fie nur 
nach vorhergegangenem Beirathe der Provinzialftände 
treffen: „Wann eine Zufanmenberufung der allges 
meinen Yandftände erforderlich feyn wird," und 
wie fie dann aus den Provinzialftänden her— 
vorgehen follen; darüber bleiben die weitern “Bes 
ftimmungen Unferer landesvärerlichen Vorſorge vors 
behalten.“ | | 

In Angemeffenheit zu dieſem Eöniglichen Geſetze 
vom 5. Juny 1823, erfehienen allmählig die Geſetze 
wegen der Anordnung der Stände in den ein— 
zelnen Provinzen der Monarchie. So am 1, 
Sul, 1823 das Geſetz für die Provinzialftände in der 
Mark Brandenburg und der Markfgraffchaft 
- Miederlaufis; an vdemfelben 1. July 1823 das 
Geſetz wegen der Anordnung der Provinzialftande für 
das Königreich Preußen; an demfelben 1. July 
1823 das Gefeg wegen Anordnung der Provinzial- 
ftande im Herzogtbume Pommern und Fürs 
ſtenthume Rügen; am 17. März; 1824 das Ge— 
feß wegen Anordnung der Provinzialftände im Her: 
zogthbume Sachſen, fo wie an demfelben Tage 
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wegen Anordnung der Provinztalftände im Herzogs 
thume Schlefien mit der Öraffchaft Glatz und 
dem preußischen Antheile an der Oberlaufiß; und 
am M. März 1824 die drei einzelnen, Geſetze wegen 
Anordnung der Provinzialftände I) in den Rhein— 
provinzen, 2) in der Provinz Weſtphalen, und 
3) in dem Großherzogthume Pofen. .; 

Alle diefe Gefeße find einander in den weſent— 
lich ſten Beftimmungen gleich, und nur in provins 
ziellen Verhaͤltniſſen, beſonders in der Öefann 
zahl der Stände, verfihieden. 

So find 68 Mitgfieder die Geſammtzahl fuͤr den 
ſtaͤndiſchen Verband der Churmark, Neumarf 
und Niederlauſitz, wovon 44 auf die Churmark, 
12 auf die Neumark, und 12 auf die Niederlauſitz 
fommen. — Die Sefammtzahl der Abgeordneten 
im Kinigreiche Preußen ift 95; davon 60: auf Oft: 
preußen und Litthauen, und 35 auf Weftpreußen. — 
Fur Pommern beficht die Geſammtzahl aus 48 
Mitgliedern; davon 10 für Altworpommern;z 10 für 
Nenvorpommern und Ruͤgen, und 28 für Hinter 
pommern. — In allen drei Provinzen befteht der 
erfte Stand aus der Ritterſchaft (mit Einfchluß 
der Domcapitel und der Standesherren, wo fich welche 
finden); der zweite aus den Städten; ber dritte 
aus den übrigen Gutsbeſitzern, Erbpachtern 
and Bauern. Das innere Verhältniß Diefer Drei 
Stände gegen einander. ift-in dem ftändifchen Ver— 
bande der Marken und der Niederlaufiß folgendes: 
34 aus dem erfien Stande; 22 aus dem zweiten 
Stande; 12 aus dem dritten Stande; — in dem 
ftändifchen Verbande des Konigreiches Preußen: 45 
aus dem erften Stande; 28 aus dem zweiten Stande; 
22 aus dem dritten Stande; — und in dem ftändi- 


\ 
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ſchen Verbande Pommerns: 24 aus dem erſten Stande; 
16 aus dem zweiten Stande, und 8 aus dem dritten 
Etande. — Im Herzogehume Sachſen find vier 
Staͤnde. Zum erften Stande gehören 6 Mitglieder 
(die Domcapitel von Merfeburg nnd Naumburg, die 
drei Örafen zu Stolberg Wernigerode, Stolberg, und 
Roßla, und der Beſitzer von Walter: Nienburg); 
zum zweiten 29 Mitglieder der Ritterſchaft; zum drit⸗ 
ten 24 aus den Staͤdten; zum vierten 13 4us den 
uͤbrigen Gutsbeſitzern, Erbpachtern und Bauern; zus 
fanmen 72. — Im Herzogtbume Schlefien, mit 
Glatz und ver Sherlaufiß, für den erften Stand. 6 Mit- 
glieder (die Fürften von tiechtenftein, Dels und Sa— 
gan und die Standesherren); für den zweifen Stand 
36, für den dritten W, für-den vierten 14 Mitglie— 
der: zufammen 54. — In den Äbeinprovinzen 
gehören vier vormals unmittelbare Neichsftände zum 
erften Stande (Wied = Neuwied, Wied: Runfel, 
Colms = Braunfels, Solms = Hobenfolms = ich); 
zum zweiten Stande 25 aus der Kitterfchaft ; zum 
dritten Stande 25 aus den Staͤdten; zum vierten 
Etande 25 aus den übrigen Grundbefigern; — zu—⸗ 
fanmen 79. — In der Provinz Weftphalen 
gehören 14 wormals unmittelbare Neichsftände zum 
erften Stande (Herzog von Aremberg, Herzog von 
Looz, Herzog von Croy, die Fürften von Galm - 
Salm, Salm= Kyrburg, Kaunis: Rietberg, Sayn— 
Wilgenſtein Berleburg, Sayn-Wittgenſtein-Witt—⸗ 
genſtein, Bentheim-Tecklenburg, Bentheim-Stein— 


furt, Salm- Korftmar); ; zum zweiten Stande 20 aus 


der Ritterſchaft; zum dritten Stande 20 aus den 
Staͤdten; zum vierten Stande 20 aus den uͤbrigen 
Grundbefisern; zufammen 71. Im Großherzog: 
thume Po fen beftehen 3 Stände, Zum erften ges 
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hören: der Fürft von Thurn und Taris, der Fürft 
von Sulkowski und 22 aus der Kitterfchaft ; zum 
zweiten 16 Mitglieder aus den Städten; zum drit— 
fen 8 Mitglieder aus den übrigen Gutsbefißern, mit 
Grundeigenthum  verfebenen Bauern und. Erbzins: 
mannern; zufanmen 48. 


81. 
IH KEonıareL.d) Daner m 
a) Geſchichthiche Einleitung. 


Nachdem ver Churftaat Pfalzbayern, wie 
er im Teſchner Frieden (1779) anerkannt worden 
war, Durch die Ereigniffe feit dem Luͤneviller Frieden 
Die wefentlichften Veränderungen in ‚feinem Laͤnder⸗ 
beſtande erfahren, und ſein Regent am 1. Jan. 1806, 
nach den Beſtimmungen des Preßburger Friedens 
die koͤnigliche Würde angenommen hatte, erhiete 
das nunmehrige Königreich Bayern am 1. Mai 1808 
von dem Kinige Marimilian Joſeph eihe, ver 
Conftitution des Königreiches Weftphalen ($. 73. ) 
in vielen Puncten nachgebildere, DVerfaffung *), Die 
aber nicht ing öffentliche Staatsleben tberging. Des⸗ 
halb Eonnen auch nur die wefentlichften Beftim-. 
mungen Derfelben aufgenommen werden, um fie mit 


Europ Confite. 2% ©. 132 ff. — Mehrere 
Mängel und Lücken derfelden rügte Brendel, in der 
Geſch., das Wefen «und der Werth der Nationalrepraͤ⸗ 
fensation; Th.1. ©.257 ff. — Dagegen entwickelte 
mehrere Vorzüge derfelben .vpr der Verfaffung von 1818 

der Staatsr. v. Hazzi: über die Standpuncte der 
. bayrifchen ne von 1818, in Beziehung 
andrer Conftitutionen. München, 1819. 8. 
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den Grundfäsen derfpätern Verfaffung vom 26. Mai 
1815 zu vergleichen. — Nach der Verfaffung vom 
1. Mai 18505 wurden alle befondere Verfaſſungen, 
. Privilegien, Erbaͤmter und landfhaftliche Corpora— 
tionen. der einzelnen Provinzen aufgehoben, Das ganze 
Königreih wird Durch eine Nationalrepräfentation 
vertreten, nach gleichen Gefeßen gerichter, und nach 
gleichen Grundfäßen verwaltet; demzufolge foll ein 
und daffelbe Steuerſyſtem für das ganze Königreich 
ſeyn. Die Grundſteuer darf den fünften Theil der 
Einkünfte nicht überfteigen. Die Leibeigenfchaft 
wird, wo fie noch 'befteht, aufgehoben. Der Adel 
behält feine Titel, und, wie jeder Öutseigenthümer, 
feing "gutsherrlichen Rechte nach den gefeßlichen Be— 
ſtimmungen; in Hinfiht der Staatslaften wird er 
den übrigen Staatsbürgern ganz gleich behandelt, 
Er bilder. feinen befondern Theil der Nationalrepraͤ— 
fentation, fondern nimme mit den übrigen. ganz freien 
Sandeseigenthümern einen verhältnigmäßigen Antheil 
daran. ‚Eben fo wenig wird ihm ein ausfchließliches 
Recht auf Staatsämter, Staatswürden und Staats— 
pfründen zugeftanden. Diefelben Beftimmungen tre— 
ten auch bei der Geiftlich£eit ein.. Uebrigens wird 
allen Religionstheilen, ohne Ausnahme, der aug= 
fchliegliche. Beſitz Der Kirchengüter beſtaͤtigt. Der | 
Staat gewährt allen Staatsbürgern Sicherheit der 
Perfon und des Eigenthums, vollfommene Gewiffens- 
freiheit und Preßfreiheit (nach dem Cenſuredicte vom 
13. Sun, 1803). Nur Eingebohrne, oder im Staate 
Begüterte, koͤnnen Staatsämter befleiden. — Ks 
giebt 5 verantwortliche Minifter. Es befteht ein 
‚geheimer Kath, der, neben den Miniftern, 12 — 
16 Mitglieder enthält, und in 3 Sectionen (der 
Gefesgebung, der Finanzen, und der innern Ber: 


e 


i 
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waltung,) geheilt wird. Er entwirft und diſcutirt 
alle Gefege und Hauptverordnungen nach den Grund: 
zügen, welche ihm von dem Könige durch Die ein- 
fchlägigen Minifterien zugetheilt werden, befonders 
das Gefes über die Auflagen. Er bat, in Hinficht 
feiner Attribute, nur eine berathende Stimme, — 


In jedem Kreife des Königreiches ftehr ein General: 


commiffair an der Spiße, dem wenigftens 3, hoͤch— 
fiens 5 Kreisraͤthe untergeordnet ſind; ferner beftehe | 
in jedem Kreife eine allgemeine Berfammlung 
und eine Deputation. Die erfte wählt die Natio=' 
naleepräfentanten; Die zweite wird vom Könige aus 
der Mitte der Kreisverfammlung gewählt. Cie bringt 
Die zur Beftreitung der Localausgaben nöthigen Auf: 
lagen in Vorſchlag, welche gefondert in den jährlichen 
Finanzetat aufgenommen werden, und laͤßt alle, die 
Verbeſſerung des Zuſtandes des Krifes betreffenden, 

Vorſchlaͤge und Wuͤnſche durch das Miniſterium des 
Innern an den Koͤnig gelangen. — Zu den Stellen 
bei der allgemeinen Verſammlung ernennt der 
König auf Lebenszeit; fie werden aus denjenigen 
400 $andeseigenthümern, Kauflenten oder Fabrikan— 
ten des Bezirfs gewählt, welche die hoͤchſte Grund: 
feuer bezahlen, und zwar Einer auf 1000 Einwoh— 
ner. — Die Kreisdeputation wird jährlich 
zum dritten Theile erneuert. — ° sn einem jeden 
Kreife werden aus denjenigen 200 kandeigenthümern, 

Kaufleuten oder Fabrifanten, welche die hoͤchſte 
Grundſteuer bezahlen, von den Wahlmännern 
fieben Mitglieder gewählt, welche zufammen vie 
Keicbsverfammlung bilden. Aus der Mitte 
derfelben ernennt der König den Präfidenten und 4 
Gecretaire, Die Dauer der Function der Deputirten 
wird auf 6 Jahre beſtimmt; Doch find fie wieder wähl« 
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bar. Die Reichsverſammlung Eonmt jährlich zus 
fammmen. Der Konig beruft fie, vertagt fie, und 
löfer fie auf. Die Verfammlung wählt unter ſich 
Commiffionen von drei, hoͤchſtens vier Mitgliedern 
für die Sinanzen, die bürgerliche und peinliche Ge— 
feggebung, die innere Verwaltung, und die Tilgung 
der Staatsfchulden. Die Commiſſionen correfpon= 
diren mit den einfchlägigen Gectionen des geheimen 
Rathes über die Entwürfe der Öefeße und den jähr- 
lichen Finanzetat. — Die Juftiz wird durch die, in 
geeigneter Zahl beftimmten, Ober- und Untergerichte 
verwaltet. Für Das ganze Reich befteht eine einzige 
oberfte Suftizftelle. Alle Oerichtsftellen find verbunden, 
bei Endurtheilen die Entfcheitungsgründe anzuführen. 
Die Glieder der Auftizbehörden werden von dem. Ko= 
nige auf Sebenszeit ernannt, und koͤnnen nur durch 
einen formlichen Spruch ihre Stellen verlieren, Der 
König kann in Sriminalfachen begnadigen, aber in 
feinem Falle irgend eine anhaͤngige Streitfache oder 
angefangene Unterfuchung hemmen, noch eine Parthei 
ihrem geſetzlichen Richter entziehen. Die Guͤtercon— 
fiſcation hat in keinem Falle ſtatt, den der Deſertion 
ausgenommen. — Das Heer wird durch die allge— 
meine Militairconfeription ergänzt. Die Bürgers 
miliz wird beftätigt. 

Zur Ergänzung diefer Verfaffung in einzelnen 
allgemeinen Beftimmungen derfelben folgten mehrere 
organifche Decrete: ein Decrer vom 4. Jun, 
1808 *), die Bildung des geheimen Rathes betrefs 
fend; — ein Decret vom 24. Zul. 1808 **), vie 
Gerichtsverfaffung betreffend; — ein Decret vom 





*) Europ. — Th. 2. S. 142, 
**) Ebend. ©. 146 
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W. Sul. 1808*), deie Verhaͤltniſſe des Adels be— 
treffend; — ein Decret vom 28. Jul. 1808 **), 
die gutsherrlichen Rechte betreffend; — ein Decret von 
31. Aug. 1808 ***) die Aufhebung der teibeigenfchaft 
betreffend; und ein Decret vom 8. Sept. 1808 Mm), 
die Parrimonialgerichtsbarfeit betreffend. — — 

Nach der Auflofung des Rheinbundes, und rind 
den Ergebniffen des Wiener Congrefjes, mit: welchen 
wesentliche Veränderungen im Sänderbeftande des Kos 
nigreiches Bayern zufammenbingen, begann in: dem— 
felben eine neue Begründung des innern Staats— 
lebens. Der neuen Berfafjung vom. Jahre 1818 
ging ein, mit dem Papfte Pins 7 am 5. Jun. 1817 
zu Kom abgefihloffenes, Concordat voraus, unter= 
zeichnet vom Sardinale Conſalvi, und von Caſimir 
Häffelin, Bifchoffe von Cherfones, und ratificirt vom 

Könige am 24. Det. 1817 zu München T). 
7... Noch vor der neuen Verfaſſung Des Reiches er= 
fibien am 17. Mai 1815 die Fonigliche Verord— 
nungrT) in Hinficht der Gemeindeverfaffung, 
weil in. dem Staatsorganismus in auffteigender Ord— 
nung die Öemeindeverfaffung, Die Vrovinzialverfaf- 
fung und die Öefammtverfaffung an einander fich an— 
ſchließen müffen. Der Konig erklärte in dieſer Ver— 
ordnung, daß er, in Folge früherer Einleitungen und 


*”) Europ, Conſtitt. Th. 2, ©, 156, 
*x) Ehend. ©. 167, 

x***) Ehend. ©. 180. 

*++*) Ebend. ©. 183. 


+) Es ſteht lateinifch und, teutfh in einer Sammlung, 
welche überfchrieben ift: Verfaffungsurfunde 
des Königreihes Bayern. (Münden, 1818. 
8) ©. 348 —395. 

tr) Bayriſches Gefesblatt, Jahrg. 1818. St. 5. 
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insbefondere feines Decrets vom 6. März 1817 über 
die Verwaltung des Stiftungs- und Communalver: 
mögens, bejchloffen habe, in den Erädten und Maͤrk⸗ 
ten die Magiftrate mit einem freien und erweiterten 
MWirkungskreife berzuftellen, wie auch den Ruralge— 


meinden eine ihren Verhältniffen angemeffene Vers 


faffung und Verwaltung zu geben. Zu dem Ende 
ward das über Das Gemeindewefen am 24. Sept. 
1808 erlaffene Evdict aufgehoben. Nach ver neuen 
Berordnung fell in den Städten und großen 
Märkten die Gemeindeverwaltung beforgt und voll 
zogen werden: a) durch einen bürgerlichen Magiftrat; 
b) durch einen befondern Öemeindeausfhuß, welcher 
aus erwählten Gemeindebevollmächtigten befteht; c) 
durch Diftrictsvorfieher, welche in großen Staͤdten 
dem Magiftrate beigegeben find. Der Magiſtrat ift 
der DVorfteher der Gemeinde, und zugleich der Be— 
amte für die Verwaltung ihrer gemeinfchaftlichen Ans 
gelegenheiten und ihres Vermögens. | 


* av 
FSortfegung. 


b) Politifher Charakter der bayriſchen 
Berfaiiuugsnrtunde vom 26. Mai 1818, 


Die neue Verfaſſung Bayerns *), welche 
die Grundlage des innern Staatslebens deſſelben bil= 
der, erfchien am 26. Mai 1515, 


*) Sie ſteht teutfch in der angeführten Schrift! Verfafs 
fungsurtunde des Königreihes Bayern, 
&.3ff., und in den $. 49 genannten Sammlungen, 
— Sn doctrineller Hinſicht verdienen verglichen 


zu werden; 1) Jul. Schmelzing, Staatsrecht des 
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Der König gab in’ der Einleitung zu dieſer Ver⸗ 
faſſung folgende allgemeine Erklaͤrung: „Freiheit 
der Gewiſſen und gewiſſenhafte Scheidung und 
Schuͤtzung deſſen, was des Staates und der Kirche iſt; 
Freiheit der Meinungen, mit geſetzlichen Be— 
ſchraͤnkungen gegen den Mißbrauch gleiches Recht 
der Eingebohrnen zu allen Graden des Staatsdienſtes 
und zu allen Bezeichnungen des Verdienſtes; gleiche 
Berufung zum Pflicht und zur Ehre der Waffen; 
Sleichheit der Geſetze und vor dem Geſetze; 
Unpartheilichfeit und Unaufbaltbarfeit. der Rechts: 
pflege; Gleichheit der Belegung und der 
Pflichtigkeit ihrer Leiftung; Ordnung durch 
- alle Theile des Staatshaushalts, rechtlicher Schuß 
des Staatscredits, und geficherre Verwendung der 
dafür beftimmten Mittel; Wiederbelebung der Ge— 
-meindeforper durch die Wiedergabe der Verwaltung 
der ihr Wohl zunächft berührenden Angelegenheiten ; 
eine Standfchaft, beworgebend aus allen Klaf- 
fen der im Staate anfäffigen Staatsbürger, — mit 
den Rechten des Beiratbes, der Zuftime 
mung, der Williaung, der Wünfche, und 
der Befhwerdeführung wegen verleßter 
verfaffungsmäßiger Rechte, — berufen, u 
in öffentlichen Verſammlungen die Weisheit der 
Berathung zu verftärken, obne die Kraft der Negies 
rung zu fchwächen; endlich eine Gewähr der Ver— 
faffung, fichernd gegen willführlichen Wechfel, aber 
nicht hindernd das Fortfchreiten zum Beſſern nach 
—— ‘ 

Königreiches Bayern. 2 Theile. (Ir Theil: Staatsver: 
faſſungsrecht; Ir Iheil! Staatsverwaltungsredht.) Lpz. 
1820 und 2. 8. — DEv en ne: 
des bayerfchen Staatsrechts. Ulm, 1823. 

St. W. ate Aufl. IV. 2 
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geprüften Erfahrungen; — Banern! dies find die 
Grundzüge der aus Unferm freien Entfchluffe 
euch gegebenen Verfaſſung.“ — Die wefentlichen 
Beftimmungen derfelben find: | 


Erfter Titel, 
Allgemeine Beftimmungen, 


Das Königreich Bayern in der Geſammtvereini— 
gung aller Altern und neuern Gebierstheile ift ein 
fouverainer monarchifcher Staat, nad) den 
Beftimmungen der gegenwärtigen Berfaffungsurfnnde, 

Für das ganze Königreich befteht eine allgemeine, 
in zwei Kammern abgetheilte, Staͤndeverſammlung. 


Zweiter Titel, 
Don dem Könige, der Thronfolge, der Reichs— 
verwefung. 

Der König ift das Oberhaupt des Staates, 
vereinigt in ſich alle Rechte der Staats: 
gewalt, und übe fie aus unter den von ihm in 
der Verfaffungsurfunde feftgefesten Beſtimmungen. 

Seine Perfon ift heilig und unverleglich. 

Die Krone ift erblich in den Mannsftamme 
des Eöniglichen Hauſes, nach dem Rechte der Erfige- 
burt, und der agnatifch = linealifchen Erbfolge. Die 
Prinzeffinnen find von der Kegierungsfolge fo lange 
ausgefchloffen, als in dem Foniglichen Haufe 
noch ein fucceffionsfähiger männlicher Sproffe, oder 
ein durch Erbverbrüderung zum Throne bereche 
figter Prinz vorhanden iſt. Nach gänzlicher Erloͤ— 
fchung des Mannsftammes, und -in Ermangelung 
einer mit einem andern fürftlichen Haufe aus dem 
teutſchen Bunde fir diefen Fall gefchloffenen Erbver- 
brüderung, gebt die Thronfolge auf die weibliche 
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Nachkommenfchaft nach eben der Erbfolgeord- 
nung über, die für den Mannsftanım feftgefegt ift. — 
Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzefjinnen des 
Eöniglichen Haufes tritt mit dem zurücgelegten acht: 
zehnten Jahre ein, 

Die Reihsverwefung friff ein: a) während 
der Minderjahrigkeit des Monarchen; und b) wenn 
derfelbe an der Ausübung der Regierung auf längere 
Zeit verhindert ift. Das Öefammt- Minifterium bil— 
det den Kegentfchaftsrarh; der Keichsverwefer ift ver— 
bunden, in allen wichtigen Angelegenheiten das Gut— 
achten deſſelben einzuhohlen. 


Dritter Titel. 
Von dem Staatsgute. 

Der ganze Umfang des Koͤnigreiches Bayern 
bildet eine einzige untheilbare unveraͤußerliche Ge— 
ſammtmaſſe aus ſaͤmmtlichen Beſtandtheilen an Lan— 
den, Leuten, Herrſchaften, Guͤtern, Regalien und 
Kenten mit allem Zubehör. — Vorzüglich follen alle 
Kechte der Souverainetät bei der Primogenitur unges 
theile und unveräußert erhalten werden, 


Dierter Zitel, 
Don allgemeinen Rechten und Pflichten. 


Zum vollen Genuffe aller bürgerlichen, öffent 
lichen und Privarrechte in Bayern wird das Indige— 
nat (entweder durch Geburt, nder durch Naturalifa= 
fion erworben ) erfordert; und außerdem zu deſſen 
Ausübung die gefeßliche Volljährigkeit, und die An— 
fäffigkeit im Konigreiche. Die leßtere beruht” auf 
dem Beſitze befteuerter Gründe, Renten oder Rechte, 
— auf der Ausübung befteuerter Öewerbe, — und 


auf dem Eintritte in ein 1 anne Amt. 
26 * 
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Jeder Bayer, ohne Unterfchied, kann zu 
allen Civil-, Militair- und Kirchenämtern oder 
Pfründen gelangen, 

An dem Umfange des Königreiches kann Feine 
Leibeigenfchaft (nach dem Epicte vom 3. Aug. 
1808) .befteben. 

Alte ungemeffene Frohnen follen in gemeffene 
umgeändert werden, und auch diefe ablosbar ſeyn. 

Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicher: 
heit feiner Perfon, feines Eigenthums und feiner 
Kechte. Niemand darf feinem ordentlichen Richter 
entzogen werden, Niemand darf verfolge oder ver— 
haftet werden, als in den durch die Gefege beſtimm— 
ten Fallen, und in der gefeßlichen Sorm. — Jedem 
Einwohner wird vollfommene Öewiffensfreis 
beit gefichert. Die in dem Königreiche beſtehen— 
den drei chriftlichen Kirchengefellfihaften genießen 
gleiche bürgerliche und politiſche Rechte. 
Die nicht chriftlichen Olaubensgenoffen haben 
zwar vollfommene Gewiſſensfreiheit; fie erhalten aber 
an den ftaatsbürgerlichen Rechten nur in dem Maaße 
einen Antheil, wie ihnen derfelbe in den organifchen 
Edicten über ihre Aufnahme in die Staatsgefellfchaft 
zugefichert ift. Allen Neligionstheilen ift das Eigen— 
thum ihrer Stiftungen und der Genuß ihrer Renten, 
nach den urfprünglichen Gtiftungsurfunden und dem 
rechtlichen Beſitze, vollftändig gefichert. — Die geifts 
lihe Gewalt darf in ihrem eigenthimlichen Wir— 
fungsfreife nie gehemmt werden, und die weltliche 
Kegierung darf in rein geiftliche Gegenftände der Ne: 
ligionslehre und des Gewiſſens nicht fich einmifchen, 
als infoweit das oberfthoheitliche Schuß= und Auf— 
fichrsrecht eintritt. — Die Kirchen und Öeift- 
lichen find in ihren bürgerlichen Hand: 
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lungen und Beziehungen, — wie auch in 
Anfehung des ihnen zuftehenden Vermögens, — den 
Geſetzen des Staates und den weltlichen 
Öerichten unfergeben; auch Fonnen fie 
von offentlichen Staatslaften feine Be 
freiung anfprechen. - 

Die Freiheit der Preffe und des Buch— 
handels ift, nad) den Beftimmungen des hierüber 
erlaffenen befondern Edicts, gefichert. 

Ale Bayern haben gleiche Pflichtigkeit 
zum Kriegspdienfte und zur Landwehr. 

Die Theilnabme an den Staatslaften 
ift für alle Einwohner des Reiches allgemein, ohne 
Ausnahme irgend eines Standes, und ohne Rüde 
ficht auf vormals beftandene Befreiungen. 


Bünfter Titel, 
Don befondern Rechten und Vorzuͤgen. 


Die Kronamter werden, als oberfte Würden 
des Reiches, entweder auf die Lebenszeit der Würde 
träger, oder auf deren männliche Erben, nach dem 
Kechte der Erftgeburt und der agnatifch = linealifchen 
Erbfolge, als Thronlehen verliehen. — Die Kron- 
beamten find durch ihre Reichswuͤrden Mitglieder der 
erften Kammer der Ständeverfammlung. 

Die Verhältniffe der vormaligen. veichsftandi- 
fchen Fürften und Grafen, und der vormaligen unmit— 
telbaren Reichsadlichen, find durch befondere Edicte 
feftgefeßt *), £ 


*) Zu dieſem Titel gehört die Beilage 4 ber Verfaſſungs⸗ 
urkunde, enthaltend das Edict: die flaatörechtlichen 
Verhältniffe der vormals veichsftändifchen Füriten, Grafen 
und Herren betreffend. 


? 
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Der gefammte übrige Adel behält, wie jeder 
Gutseigenthuͤmer, feine gutsherrlichen Rechte nach 
den gefeglichen Beftimmungen. Uebrigens bat ver: 
felbe folgende Worzüge zu genießen: — ausfchlieglich 
das Recht, eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausüben 
zu Fonnen; Samilien : Fideicommiffe auf Grundver: 
mögen zu errichten; einen von dem landgerichtlichen 
befreiten Oerichtsftand in bürgerlichen und ſtrafrecht— 
lichen allen; die Kechte der Siegelmäßigfeit, unter 
den Befchränfungen der Gefeße über das Hypotheken: 
wefen, und bei der Militairconfcription die Auszeich— 
nung, daß die Söhne ver Adlichen als Caverten 
eintreten *). Einige diefer Vorzüge theilen für ihre 
Perfonen die geiftlihen und vie weltlichen Collegial- 
räthe, und die mit ihnen in gleicher Kategorie ſtehen— 
den hohern Beamten, | 


Sechſter Titel, 
Don der Srändeverfammlung. 


Die zwei Kammern der allgemeinen Ver: 
fammlung der Stände des Neiches find: die der 
Keihsrärhe, und die der Abgeordneten, 

Die Kammer der Keichsrätbe ift zuſam— 
mengefeßt: aus den volljährigen Prinzen des koͤnig— 
lichen Haufes; den Kronbeamten des Neiches; den 
beiden Erzbifchöffen; den Häuptern der ehemals 
reichsftändifchen fürftlichen und gräflichen Familien, 


*) Zu dieſem Artikel gehören die Beilagen 5—8 ber Vers 
faffungsurfunde, oder die 4 Edicte: über den Adel; 
über die gutsherrlichen echte und die gutsherrliche Ger 
richtsbarfeit; über die" Familienfideicommiſſe; über die 
Siegelmaͤßigkeit. 
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als erblichen Reichsraͤthen; aus einem vom Könige 
ernannten Bifshoffe und dem jedesmaligen Präfiven- 
ten des proteftantifchen Öeneralconfiftoriums; fo wie 
aus denjenigen Perfonen, welche der Konig entwe— 
der wegen ausgezeichneter dem Staate geleifteter 
Dienfte, oder wegen ihrer Geburt, oder ihres Ver: 
mögens zu Mitgliedern diefer Kanımer entweder erb— 
lich oder lebenslänglich ernennt, 


Die Zahl ver lebenslänglichen Reichsraͤthe Fann 
den dritten Theil der erblichen nicht überfteigen, — 
Die Reichsraͤthe haben Zutritt in die erfte Kammer, 
nach erreichter Volljährigkeit, eine entfcheidende 
Stimme aber fommt den Prinzen des Eonigilchen 
Haufes erft mit dem 21ften, den übrigen Reichsraͤthen 
mit dem 2öften Sebensjahre zu. — Die Kammer der 
Keichsräthe wird eröffnet, wenn wenigftens die Hälfte 

der fammtlichen Mitglieder anwefend ift. 


Die zweite Kammer bildet fih: aus den 
Grundbefißern, welche eine gutsherrliche Gerichts— 
barkeit ausüben, und nicht Sitz und Stimme in der 
erftien Kammer haben; aus Abgeordneten der Uni— 
verſitaͤten; aus Geiſtlichen der Eatholifihen und pro= 
feftantifchen Kirche, aus Abgeordneten der Städte 
und Märkte, und aus den nicht zu den oben genann= 
ten Grundbefißern gehörenden Landeigenthuͤmern. 

Die Zahl der Mitglieder richter fih im Ganzen 
nach der Zahl der Familien im Konigreiche, fo daß 
auf 7000 Familien Ein Abgeordneter ges 
rechnet wird. Don der auf folhe Art beftimmten 
Zahl ftelle die Klaffe der adlichen Grundbeſitzer 3; 
die Klaffe der Geiftlichen beider Kirchen F; die Klaſſe 
der Srädte und Märkte +; die Klaffe der Landeigen— 
thümer, welche Feine gutsherrliche Gerichtsbarkeit 
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ausüben, Z der Abgeordneten, und jede der drei 
Univerfitäten Ein Mitglied *). 

Die jede einzelne Klaffe treffende Zahl von Ab: 
geordneten wird auf bie einzelnen Regierungen, nach 
den Beftimmungen eines befondern Ediets **), ver— 
theilt. Nach der in diefem Edicte vorgefhriebenen 
Wahlordnung wählt jede Klaffe in jedem Regie: 
rungsbezirke die fie daſelbſt treffende Zahl von Abge— 
ordneten für eine fechsjäsrige Dauer, " Die wäh: 
rend dieſer Zeit erledigten Stellen werden aus denje- 
nigen erſetzt, welche den Gewaͤhlten in. der Stim— 
menzahl zunächft Eommen, — Jedes Mitglied der 
zweiten Kammer muß ein felbftftändiger Staatsbuͤr— 
ger, 30 Jahre alt feyn, den freien Genuß eines fol= 
chen im. betreffenden Bezirke oder Drte gelegenen 
Dermögens bejigen, welches feinen unabhängigen 
Unterhalt fichert, und durch die Größe der jährlichen 
Verftenerung beftimme wird, (Für die Abgeordneten 
der Städte und Maͤdkte gilt an Häufer- und 
Kufticalfteuer ein Siniplum von 10 Fl. oder an Ge— 
werbfteuer ein DBerrag von 30—40 Fl., und für 
die Abgeordneten aus den Landeigenthümern 
ein jaͤhrliches Steuerfimplum von 1051.) — Aller 
6 Jahre wird eine neue Wahl der Abgeorbneten 
vorgenommen, und fonft nur in dem Falle, wenn 
die Kammer von dem Könige aufgelofer wird, Die 
austretenden Mitglieder find wieder wählbar, Zur 








*) Bei der erftien Ständeverfammlung im Jahre 1819 
beftand die zweite Kammer aus 108 Jndividuen (18 
Adlichen, 17 Profeforen und Geijtlihen, und 73 Bürz 
gerlichen ). 

*) welches die Beilage 10 zur DVerfaffungsurfunde bils 
det; in der angezogenen „WVerfaffungsurfunde‘ 
©. 289 fi. | 


Königreich Bayern, 409 


guͤltigen Conſtituirung der zweiten Kammer wird die 
Anwefenheit von wenigftens 3 der gewählten Mitglie= 
. der erfordert. 

Beide Kammern werden gleichzeitig bern: 
fen, eröffnet und gefchloffen. — Kein Mitglied bei- 
der Kammern darf fich in der Gißung Durch einen 
Bevollmächtigten vertreten. laſſen. 

Die Anträge über die Staatsauflagen 
geſchehen zuerfi in der zweiten Kammer, 
und werden dann Durch Diefe an die erfte Kammer ges 
bracht. Ulle übrige Gegenftände Eonnen, nach der 
Beſtimmung des Konigs, der einen oder der andern 
Kammer zuerft vorgelegt werden. Kein Gegenftand 
kann von einer Kammer allein in Beratdung gezogen 
werden. 


— 


Siebenter Titel, 
Von dem Wirkungskreiſe der Staͤndeverſammlung. 


Ohne den Beirath und die Zuſtimmung 
der Staͤnde kann kein allgemeines neues Geſetz, wel— 
ches die Freiheit der Perſonen oder das Eigenthum 
der Staatsangehoͤrigen betrifft, erlaſſen, noch ein 
ſchon beſtehendes abgeaͤndert, authentiſch erlaͤutert, 
oder aufgehoben werden. — Der Koͤnig erhohlt die 
Zuſtimmung der Staͤnde zur Erhebung aller directen 
Steuern, ſo wie zur Erhebung neuer indirecten Auf— 
lagen, oder zu der Erhöhung oder Veränderung der 
| beftehenden. Den Ständen wird daher Die genaue 
Veberficht des Staatsbedürfniffes, fo wie der 
gefammten Staatseinnahmen vorgelegt werden, 
welche fie Durch einen Ausfchuß prüfen, und fodann 
über die zur erhebenden Stöuern in Berathung treten, 
Die zur Dedung der ordentlichen beftandigen und be= 
ſtimmt vorherzufehenden Staatsausgaben, mit Eins 
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ſchluß des nothwendigen Refervefonds, erforderlichen 
dDirecten Steuern werden jedesmal auf 6 Sabre 
bewilligt. Den Ständen des Neiches wird bei einer 
jeden Verſammlung eine genaue Nachweifung 
über die Verwendung der Staatseinnah— 
men vorgelegte werden. Die gefanmte Staats 
fhuld wird unter Die Gewährleiftung der Stände 
geftelle. Zu jeder neuen Staatsſchuld ift die Zuſtim— 
mung der Stände erforderlich. 


Die Stände haben das Recht, in Beziehung 
auf alle zu ihrem Wirkungskfreife gehörige Gegen— 
ftände dem Konige ihre gemeinfamen Wuͤnſche und 
Anträge vorzubringen. Jeder einzelne Ab: 
geordnete hat das Necht, im diefer Beziehung 
feine Wünfche und Anträge in feiner Kammer vor— 
zubringen, welche darüber, ob diefelben in nähere 
Ueberlegung gezogen werden follen, durch Mehrheit 
der Stimmen erkennt. Die von einer Kammer über 
folche Anträge gefaßten Befchlüffe müffen der andern 
Kammer mirgetheilt, und Eönnen erft nach deren Bei— 
ftiimmung dem Könige vorgelegt werden. Jeder 
einzelne Staatsbürger, fo wie jede Gemeinde 
kann Befhwerden über Verlegung der conftitutio= 
nellen Rechte an die Ständeverfammlung, und zwar 
an jede der beiden Kammern bringen, welche fie 
durch einen Ausſchuß prüft und dann in Berathung 
nimmt. 


Der Koͤnig wird wenigſtens aller drei Jahre 
die Staͤnde zuſammen berufen. In der Regel dauert 
ihre Sitzung nur 2 Monate. Dem Könige ſteht das 
Recht zu, die Sitzung zu verlängern, zu verfagen, 
oder Die Berfammlung aufzulofen, 


Die Staatsminifter fonnen den Sitzun— 
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gen beider Kammern beiwohnen, wenn fie 
auch nicht Mitglieder derfelben find. 

Kein Mitglied der Stände kann für feine Ab⸗ 
ſtimmung anders, als durch die Verſammlung ſelbſt, 
zur Rede geſtellt werden. 

Ein Gegenſtand, uͤber welchen die beiden Kam— 
mern ſich nicht vereinigen, kann in derſelben Sitzung 
nicht wieder zur Berathung gebracht werden. 


Achter Titel. 
Von der Rechtspflege. 


Die Gerichtsbarkeit gebt vom Ki önige aus, — 
wird unter ſeiner Oberaufſicht durch eine geeignete 
Zahl von Aemtern und Obergerichten in einer gefeß- 
lich beftimmten Anftanzenordnung verwaltet. — Alle 
Gerichtsftellen find verbunden, ihren Urtheilen Ent: 
ſcheidungsgruͤnde beizufügen. — Die Gerichte 
find innerhalb der Örenzen ihrer amtlichen Befugniß 
unabhängig. Der Konig Eann in ftrafrechtlichen 
Sachen begnadigen, die Strafe mildern oder er- 
laffen, aber in feinem Falle eine anhängige Streit— 
fache oder angefangene Unterfuchung hemmen. Die 
VBermogensconfifcation hat in feinem Falle 
ftatt, den der Defertion ausgenommen. Es fol für 
das ganze Königreich ein und dafjelbe bürgerliche und 
Straf» Gefegbuch beftehen. 

Neunter Titel, 
Don der Militairverfafung. 

Jeder Bayer ift verpflichtet, zur Vertheidi— 
gung feines DBaterlandes mitzuwirken; nur der geift- 
liche Stand ift ausgenommen von der Pflicht, die 


Waffen zu tragen. Die ſtehende Armee wird durch 
die allgemeine Militairconfceription er— 
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ganze. Neben vdiefer Armee beftehen noch. Neferve 
und Sandwehr. Die tandwehr kann nur innerhalb 
der Grenzen des Neiches in militairifche Thaͤtigkeit 
freten. | 


Zehnter Titel. 
Don der Gewaͤhr der Verfaffung. 


Der König fihwort bei dem Kegierungsantritte 
den Eid auf die Verfaflung, Sämmtliche Prinzen 
leiften diefen Eid nach erlangter Volljährigkeit. — 

Die Staatsminifter und ſaͤmmtliche Staatsdie— 
ner find für die genaue Befolgung der Berfaflung 
verantwortlid, 

Die Stände haben das Recht, Befchwerben ber 

die von den Minifterien oder andern Staatsbehoͤrden 
gefchehene Verlegung der Berfaffung in einem gemein— 
famen Antrage an den König zu bringen, welcher 
denfelben auf der Stelle abhelfen, oder, wenn ein 
Zweifel dabei obwalten follte, fie durch den Staats— 
vath oder die oberfte Juftizftelle unterfuchen und dar— 
über entſcheiden laffen wird, 
} Abänvderungen in den Beftimmungen der Ver: 
faffungsurfunde, oder Zufäße zu derfelben, koͤnnen 
ohne Zuftimmung der Stände nicht geſchehen; die 
Vorſchlaͤge dazu geben aber allein von dem Konige 
aus, Nur wenn verfelbe fie an die Stände gebracht 
hat, dürfen diefe darüber berathfehlagen. Zu einem 
gültigen Befchluffe deshalb wird wenigftens die Ges 
genwart von drei Viertheilen der Mitglieder einer 
jeden Kammer, und eine Mehrheit von zwei Drit- 
theilen der Stimmen erfordert, 

Unter den befondern Edicten, welche als 
Beilagen zu diefer Verfafjung erfihienen, hatten 
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folgende die allgemeinfte ftaatsrechtliche Beziehung: 
1) Ediet über die Außern Kechtsverhältniffe in Bes 
ziehbung auf Religion und kirchliche Ge— 
fellfohaften *), und 2) Epict über die Frei— 
heit ver Preffe und des Buchhandels **), 

Nach dem lestern Edicte ift den Derfaffern, Der: 
legern und berechtigten Buchdrudern vollfommene 
Preßfreiheit geftarter. Sie find nicht verbun= 
den, die Schriften einer Cenfur oder obrigfeitlichen 
Genehmigung zu unterwerfen. Nur alle politifche 
Zeitungen, und die periodifchen Schriften politifchen 
und ſtatiſtiſchen Inhalts unterliegen der dafür ange— 
ordneten Cenſur. Damit aber die Freiheit der Preffe 
nicht gemißbraucht werde, wird den Polizeiobrig- 
Feiten jedes Ortes über die dafelbft befindlichen 
Buchhandlungen, Antiquare, Leihbibliorhefinhaber, 

Sefeinftitute , Buchdrudereien und lithographiſche An- 
ftalten die allgemeine Aufſicht übertragen, fo wie den 
ordentlihen Gerichten die gefegliche Beſtra— 
fung Der durch Schriften begangenen Verbrechen und 
Vergehen vorbehalten bleibt, 


389, 
11) Königreih Sachſen. 


Das Konigreih Sachen ift eine erbliche be= 
fchranfte Monarchie, deren Regent, nach feinem 
Beitritte zum Rheinbunde im Pofener Frieden (11, 
Dec. 1806), und nach feiner TIheilnahme an dem 
- teutfchen Bunde durch Unterzeichnung der feutfchen 


*) Europ, Confitt. Th. 3. ©, 141. | 
**) Ebend. ©. 158, | 
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Bundesacte (8. Sun. 1815), die frühere Tandftän: 
difche Berfaffung infofern unverändert beibehal- 
ten hat, inwiefern nicht Durch die Vorgänge der neue: 
ften Zeit, und namentlich durch die Abtretung, von 
zwei Sünftheilen der Geſammtbevoͤlkerung des König: 
reiches Sachfen an Preußen in dem Frieden zu Wien 
vom 18. Mai 1815, einige nothwendige Veränderun: 
gen in dieſer Verfaſſung herbeigeführt wurden. 

Die öffentliche Neligionsubung nnd das volle 
Staatsbürgerrecht *), deffen Wirkungen beſon— 
ders bei der Erwerbung der Grundſtuͤcke, bei der An: 
ftellung in öffentlichen Aemtern, und bei dem Bürger: 
rechte in den Srädten fich zeigte, ftand, bis zum Pofener 
Frieden, nur den Bekennern der evangelifch = lurberi= 
fchen Kirche zu. Durch den Sten Artikel des Pofener 
Friedene, und das darauf gegründere Mandat vom 
16. Febr. 1807, erfolgte aber die Gleichftellung der 
Eatholifchen Slaubensgenofjen mit den Bekennern des 
lutherifchen Glaubensbekenntniſſes, und, auf den 
Antrag der Stände, durch) Mandat vom 18. März 
1811 auch die Gleichftellung der Neformirten, fo 
wie durch Patent vom 22. Apr, 1814 der Griechen, 
— Mie in den meiften teutſchen Laͤndern, fanden 
bereits feit dem 12ten Jahrhunderte auch in ver 
Markgraffchaft Meißen (zu Colmen), in dem Oſter— 
lande (zu Schföhlen) und in der Landgrafſchaft Thuͤ— 
ringen (zu Mittelhaufen) DVerfammlungen der freiges 
bohrnen Gutsbeſitzer ftatt fir die Handhabung der 
oberften Suftizpflege und die Verhandlung der weni— 
gen Staatsgefchäfte jener Zeit, bis die in der Mitte 


— — 


*) Dei dieſem kurzen Abrife liegt Weiße's Lehrb. des _ 
fönigl. ſaͤchſ. Staatsrechts, (Leipz. 1824 8.) Th. 1. 
©. 39 ff. zum Grunde, Ä 
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des funfzehnten Jahrhunderts entftehenden Territorial- 
fteuern den Charakter diefer Verfammlungen, nament- 
lich nach dem Zutritte der Städte, wefentlich ver— 
änderten. Bis zur Abtretung an Preußen bildeten 
die Stände der 7 Kreife des Königreichs ein abges 
fehloffenes Ganzes; während die Stände der Lauſitzen, 
des Fuͤrſtenthums Querfurt, der Stifter 2c. ihre be= 
fondern Verfammlungen bielten, Nach dieſer Abtre— 
fung aber wurden, feit dem Landtage im Jahre 1817, 
durch den Willen des Konigs die Stände des bei 
Sachfen gebliebenen Iheiles der Oberlaufiß und ver 
beiden Hochftifter Merfeburg und Naumburg mit 
dem allgemeinen Sandtage verbunden. — Die erfte 
Surie der Landftände, ehemals ausfchließend aus den 
Prälaten, Grafen und Herren gebildet, beftebt, feit 
dem Jahre 1817, aus den Abgeordneten des Hoch— 
ſtifts Meißen, der Grafen von Solms: Wildenfels, 
der Fürften und Grafen von Schönburg, und ver 
Univerſitaͤt Leipzig. — Die zweite Klaffe der 
Sandftände wird aus der Nitterfchaft gebilver. 
Es wird dazu erfordert der Befiß eines landtagsfähiz 
gen Gutes, und in der Regel (mit einigen Ausnah— 
men) alter Adel von 16 Ahnen. Zu diefen Eommen 
(nach) dem Decrete vom 16. Det. 1820) noch 29 
Wahlftellen in den Erblanden und 11 in der Ober: 
laufiß aus den Beſitzern von folchen fehriftfäfligen 
Kittergütern, welche bis dahin wegen ihres Standes 
auf den Landtagen nicht erfiheinen durften. — Die 
dritte Klaffe befticeht aus den aus der Mitte der 
Stadträthe gewählten Abgeordneten von 85 Staͤd— 
ten. — Die KXitterfchaft und die Staͤdte haben 
einen engern und einen weitern Ausſchuß (ber: 
vorgegangen aus ehemals bei den landtagen erwählz 
ten Deputationen), In dem engern Ausfchuffe wer- 


‘ 


f 
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den alle wichtigere Angelegenheiten, in dem weitern 


die minder bedeutenden verhandelt; doch hat die allges '. 


meine. Berfammlung der Kitterfchaft und der Städte 
das Recht, die Befchlüffe der beiden Ausſchuͤſſe ent= 
weder anzunehmen, oder zu verwerfen, 


Nach den fogenannten Landtagsreverfen ſteht 


den Staͤnden das Recht zu, Steuern zu bewilligen, 
und bei deren Erhebung und Verwendung mitzuwir— 
fen; auch find fie, auf Veranlaſſung/ des Regenten, 
bei allen wichtigen Gegenſtaͤnden und Veränderungen 
der Derfaffung, bei Abfaffung neuer Gefeßbücher, 
bei der Konfolidirung der Landesſchulden, felbft bei 
wichtigen in das offentliche und Privatrecht, fo wie 


in das Kirchen und Schulwefen und in die Einrich= 


fung des Heeres einfchlagenden Öefegen, mit ihren Gut— 
achten gehört worden. Außerdem find die Jandftände 
berechtigt, nicht nur Borftellungen wegen allgemeiner 
Landesangelegenheiten, fondern auch Befchwerden. ein= 
zelner Unterthanen dem Negenten vorzulegen, und 
um deren Erledigung nachzufuchen. 

Die Form des tandtages befteht in der feier— 
lichen Eroͤffnung deſſelben von dem Regenten, in 
deſſen Namen und Gegenwart der vorſitzende Minis 
fter des geheimen Rathes eine Anrede an die Stände 
hält, worauf ein geheimer Referendar die Propo= 
fition des Megenten vorliefet, die den Ständen 
ſchriftlich mitgerheilt wird. Nach der Berathſchla⸗ 
gung uͤber dieſe Propoſition arbeitet das ſtaͤdtiſche 
Directorium (Leipzig) Die Praͤliminarſchrift, 
welche durch eine Deputation von Ritterſchaft und 
Staͤdten dem geheimen Rathe, und ſodann die Haupt— 
und Bewilligungsſchrift, welehe durch den 
Landtagsmarſchall und eine Deputation aus allen drei 


— 


Klaffen der Stände * Regenten ſelbſt uͤberreicht 
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wird, Iſt Diefer mit den Bewilligungen einverftan= 


den; 


fo wird der Landtag durch den Landtags— 


abfchied beendigf, mit welchem der vom Regenten 
eigenhändig unterzeichnete Rev er s dem andtags⸗ 
marſchalle eingehaͤndigt wird. 


* 


Dan, Gtfr. Schreber, ausfuͤhrliche Nachricht von 
den A ii fächfifchen Lands und Ausfchußtagen 
von 11855 — 1728. Halle, 1754 8. — Ste Aufl. bis 
1787. Dresden, 1793. 8. — Zufäge und Berich— 
tigungen dazu von Chrift. Ernft Weiße. Lpz. 1799, 8. 

Fr. Karl Hausmann, Beiträge zur Kenntniß der 
en Landesverfammlungen. 4 Theile, Leipz. 
1795 ff. 8. — Ihurfächfifche Landtagsordnung, nebſt 
Beilagen, "Bemerkungen und einem Anhange. Leipzig, 
1799, 8. 

Hein. Blümner, Land: -und Ausſchußtags⸗ Ord⸗ 
nung des Koͤnigreiches Sachſen vom Jahre 1728, und 
allgemeine Kreistagsordnung vom Jahre 1821. Mit 
Zufägen, Leipz. 1822. 8. (enthält zugleidy die neueften 
Veränderungen in der fächfifchen Landtagsverfaffung.) 

Karl Hein. v. Römer, Staatsrecht und Statiftif 
des Churfuͤrſtenthums Sachſen und der dabei befindlichen 
Lande. 3 Th. Halle, 1787— 1792. 8, (enthält blos 
das Staatsredt.) 

Chſti. Ernſt Weiße, Lehrbuch Der £öniglich fächfifchen 
Staatstechts. 2 Bände. Lpz. 1824 ff. 8. 


Karl Gtlo. Weber, ſyſtematiſche Darſtellung des im 
Koͤnigreiche Sachſen geltenden Kirchenrechts. Ir Band. 
Leipz. 1819. 8. (die oͤffentliche Kirchenverfaſſung.) 





| 84. 
12) Koͤnigreich Hannover 
a) Geſchichtliche Einleitung, 
Der Churſtaat Hannover durchging, feit 


dem Anfange des neunzehnten Jahrhunderts, mehrere 
St. W. ate Aufl. IV. 27 
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bedeutende politifche Veränderungen. Er warb im 
Jahre 1801 von den Preußen, im Jahre 1803, nach 
Großbritanniens  Kriegserklärung gegen Frankreich, 
von einem franzöfifchen Heerestheile, im Spätjahre 
1805 aber wieder von den Preußen befest, und am 
1. Apr. 1806 nach feinem Umfange dem Konigreiche 
Preußen einverleibt. Nach der Niederlage der Preu- 
Gen bei Jena und Anerftädt nahm ihn Napoleon von 
neuem in Befiß, und verband in der Folge (1807 und 
1810) den größten Theil deffelben mit dem Koͤnig— 
reiche Weftphalen, bis er im December 1810 die 
nördlichen Provinzen dem eigentlichen Frankreich felbft 
einverleibte. Während dieſer Zeit galt in dieſen 
hannoverfchen. Provinzen theils die VBerfaffung 
des Königreiches Weſtphalen, theils die franzofifche. 

Die Volkerfchlacht bei Leipzig zerftürte das Koͤ— 
nigreih Weftphalen und die Herrſchaft Napoleons 
dieffeits des Rheins. Die vormalige Regierung Eehrte 
nach Hannover zurüd. Auf dem Wiener Congreffe 
erklärte eine vom hannöverfcehen Minifter, dem Gra— 
fen von Miünfter, am 12. Oct. 1814 überreichte Note 
des Prinz » Negenten von Großbritannien die Er— 
bebung Hannovers zum Koͤnigreiche, mit 
welchem die Fürftenthümer Hildesheim und Oft: 
friesland, und Theile vom Fürftenthume Mi n- 
fter, von der Graffchaft fingen, und vom Eich s— 
felde, fo wie einige churheſſiſche Aemter vereinigt, 
tauenburg aber auf dem rechten Elbufer und einige 
Aemter an Preußen überlaffen wurden. 

Gleichzeitig ward die vormalige landftän- 
difche Verfaffung hergeftellet; auch verſam— 
melte fich im Jahre 1815 ein Sandtag von 45 adlichen 
und 37 bürgerlichen und geiftlichen Deputirter, auf 
welchem über die künftige neue Öeftaltung der lande 
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ftändifchen Verfammlung, fo wie über die Rechte 
beratbfchlage ward, welche den Provinziallandfchaften 
in Zufunft verbleiben follten, Bei der Vergrößerung 
dee Staates durch mehrere Provinzen, und bei der 
Unvollkommenheit der frühern Verfaſſung, fühlte man 
das Bedürfniß, die Stände der einzelnen Provinzen 
zu einem allgemeinen Landtage, fo wie die Schul- 
den derfelben zu einer ya ammefchuld des König: 
reiches zu vereinigen. Für dieſe Zwecke berief der 
Prinz-Regent am 5. Jan. 1819 einen proviſori— 
ſchen allgemeinen Landtag in einem Schreiben, 
worin derfelbe feine Abfichten in Beziehung auf die 
Einrichtung der Fünftigen allgemeinen Ständever: 
fammlung eröffnete, und darüber das Gutachten 
der Stände verlangte. Diefes Gutachten, als 
Antwort auf das Schreiben des Regenten, ward nicht 
öffentlich befannt; allein es erfchien am 7, Dec, 1819 
ein Patent*) des Prinz = Kegenten, welches zwar 
. Feine formliche neue Verfaffungsurfunde, wohl aber 
eine neue Oeftaltung der Ständeverfammlung Des 
Königreiches Hannover enthielt. 


89. 


b) Politifher Charafter ver Ständever: 

faffung des Königreiches Hannover, nad) 

dem Patente vom 7. Dec, 1819 und dem Eöniglichen 
Schreiben vom 5. San, 1819, | 


\ Die allgemeine Ständeverfammlung befteht aus 
zwei Kanımern, und theils aus perfonlich bes 
rechtigten Mitgliedern, theils aus gewählten Depus 
firten. 

*) vergl. $. 19, 
RR 
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Die erfte Kammer wird befteheu: aus den 
mediatifirten Fürften und Grafen; dem Erblandmar: 
fehalle des Königreiches; den Mitgliedern der Ritter⸗ 
fchaft, welchen, nach geſchehener Gruͤndung eines 

dajorats von beftimmter Größe, eine Virilftimme 
beigelegt werden wird; dem Präfidenten des Ober: 
fteuercollegiums, und den Mitgliedern. des landftändi= 
ſchen Schaßcollegiums von der Ritterſchaft; den Praͤ— 
fiventen der luͤneburgiſchen und bremifchen Sandfchaft; 
den 33 von der Nitterfchaft zu erwählenden Deputir- 
ten; den Eatholifchen Biſchoͤffen, und den proteftanti= 
ſchen Aebten der hoͤhern Stifter. 

In die zweite Kammer werden eintreten: die 
Mitglieder des Schatzcollegiums bürgerlichen Stan— 
des; drei Deputirte der geiſtlichen Guͤteradminiſtra— 
tion; die Deputirten der kleinern Stifter; ein Depu— 
firter von der Univerſitaͤt Gottingen; 29 Depntirte 
von den Städten, und 22 von den freien Örundbes 
fisern, die nicht zur Kitterfchaft gehören. 

Beide Kammern follen. in ihren Rechten und 
Befugniffen einander gleich feyn, und alle Anträge, 
welche von dem Könige oder den Rabinetsminifterium 
an die Stände ergehen, follen an die gefammte 
allgemeine Ständeverfammlung gerichtet werben. 

Die Mitglieder beider Kammern müfjen einer 
der Drei, vermöge der Wiener, Congreßacte vollig 
gleichgeſtellten, chriftlichen Konfeffionen zugerhan 
fenn; das 25fte Jahr vollendet haben; ein gewiſſes 
unabhängiges Vermögen beſitzen, inſofern ihnen nicht 
vermoͤge Ihres Amtes ein Sitz in der Staͤndever— 
fammlung zugeftanden ift. In dieſer Beziehung wird 
der König nur ſolchen als Majoratsherren ein per 
fonlihes erblihes Stimmrecht in der erften 
- Kammer verleihen, die ein Majorat errichtet haben, 
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welches aus einem im Koönigreiche gelegenen Ritter— 
fiße,, nebft anderm ebenfalls im Lande belegenen, von 
gutsherrlichen Verbindlichkeiten befreiten, Grund: 
eigenthume von wenigfiens 6800 Thlr. reiner Ein- 
Fünfte befteht, und mit Feinen Hypotheken beſchwert 
ift. (Während der Zeit der Belaftung mit einer 
Hypothek kann das Erimmrecht nicht ausgeuͤbt wer: 
den; auch ift Die DBeilegung einer Birilftimme 
Feinesweges die unmittelbare Folge eines folchen er— 
richteten Majorats, fondern die Errichtung des leß- 
fern nur Die Bedingung, unter welcher die Der: 
leihung eines erblichen Stimmrechts ftatt finden Fann.) 

Die auf die Dauer eines jeden Landtags erwähl- 
ten Deputirten der Ritterſchaft müffen aus 
einem im Konigreiche belegenen Grundeigenthume ein 
reines, mit feinen Hypotheken beſchwertes, Ein— 
fommen von 600 Thlr. befigen. 

Die Deputirten der freien Grundbefißger - 
in der zweiten Kammer müffen ein reines Eins 
fommen von 300 Thlr. befißen, es fen aus im Koͤ— 
nigreiche belegenem Örundeigenthume, oder im Sande 
radicirten Capitalien. (Es bleibt den Wahlcollegien 
überlaffen, auf welche Weiſe fie fich von dem Be— 
ftande Diefes Einkonniiens überzeugen wollen.) 

Die zur Ständeverfammlung berufenen Stifter, 
fo wie die Landesuniverſitaͤt und die Confiftorien, 
find in der Wahl ihrer Depntirten nicht auf Mit: 
glieder ihrer Corporationen beſchraͤnkt. Kine gleiche 
Wahlfreiheit wird auch den Städten verliehen, und 
dabei beſtimmt, daß die Wahl der Deputirten von 
dem Magiftrate und- den Kepräfentanten der Bir: 
gerfchaft gemeinfchaftlich vorgenommen werden, und 
die Concurrenz der legtern nach der in jeder Stadt 
beſtehenden Verfaffung fich eichten jolle, 
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Ueber alle, das ganze Königreich betreffende, 
zur ftändifchen Berathung verfaffungsmäßig gehoͤ— 
rende, Gegenftände wird nur mit den allgemeinen 
Staͤnden communicirt; dagegen alle diejenigen Ans 
gelegenheiten, welche nur die eine oder die andere 
Provinz angehen und. zu einer ftändifchen Berathung 
geeignet find, auch ferner an die betreffenden Provin— 
ziallandfchaften werden gebracht werden. 

- Die allgemeine Ständeverfammlung foll im 
MWefentlichen diefelben Rechte ausüben, welche 
früher den einzelnen Provinziallandfchaften zugeftan- 
den haben: namentlich das Recht der Verwilli— 
gung der, Behufs der Bepürfniffe des Staates 
erforderlichen,. Steuern, nnd der Mitverwaltung 
derfelben unter verfaflungsmäßiger Concurrenz und 
Aufſicht der Landesherrfchaft, das Recht der Zuras 
theziehung bei neu zu erlaffenden allge 
meinen landesgefeßen, und das Kecht, über 
die zu ihrer Berathung gehörigen Öegenftände Bor: 
ftellungen an den Konig zu bringen, | 

Der Konig behält fich vor, nach den zu fam- 
melnden Erfahrungen, in der Organifation der all 
gemeinen Ständeverfammlung diejenigen Modifica— 
tionen eintreten zu laffen, deren Nothwendigkeit im 
Derlaufe der Zeit fich etwa an den Tag legen möchte; 
fo wie es ſich auch von felbft verſteht, Daß wenn der 
teutfche Bund fich veranlaßt finden follte, bei 
einer weitern authentifchen Auslegung des Art. 13, 
der Bundesacte, Grundfäße anzunehmen, welche 
mit den aufgeftellten Verfügungen nicht durchgehends 
vereinbar find, leßtere, den Bundestagsbefchlüf- 
fen gemäß, eine Abänderung erleiden muͤſſen. 

Der Erblandmarfchall, und in deſſen Abwefen- 
heit der Präfident des Dberfteuercollegiums, wird 
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beide vereinigte Kammern präfiviren; jede. einzelne 
Kammer wird aber drei Subjecte aus ihrer Mitte 
erwählen, unter welchen der Konig eins zum Praͤſi— 
denten derfelben ernennt. . 

Der Sandtag verfammelt fih alle Sabre. Die 
gewählten Mitglieder freten nach fechs Jahren aus, 
koͤnnen aber wieder erwählt werben. 

Zuhörer werden bei den Deliberatio- 
nen nie zugelaffen, 

Alle landesherrliche Propofitionen werden an 
beide Kammern gebracht. Stimmen ihre DBefchlüffe 
nicht überein; fo wird eine Vereinigung Durch eine 
von beiden anzuordnende Commiffion 
verfucht, welcher auch landesherrliche Commiſſaire 
beigesronet werden Eonnen, um die Uebereinſtim— 
mung zu befördern. Zu. den ftändifchen Anträgen 
ift Uebereinftimmung beider Kammern gleichfalls ers 
forderlich. 


Auf diefe neue Geftaltung der Ständeverfaffung 
im Koönigreiche Hannover, folgte am 12. Det. 1822 
das Fonigliche Edict ), die Bildung der Fünftigen 
Staatsverwaltung betreffend; — am 18. Apr. 
1823 die Verordnung **) für die Errichtung und 
den Gejchäftskreis der zu Hannover, zu Hildesheim, 
zu Süneburg, zu Stade, zu Osnabrüd und zu Aurich 
errichteten Laund droſteien; — und am 18. Apr, 
18523 die Verordnung *), die in Wirkſamkeit 
fretende neue Domainenfammer betreffend; — 


9 ae eaaaniung 1822. 1fte Abthl. N. 39. 


e*) an 1823. iſte Abthl. N. 10. ©. 43 ff. 
**) Ebend. ©. 60 ff. 
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fo wie, gleichfalls vom 18. Apr. 1823, die Eönigliche 


Berordnung *) für die VBerfaffung der: . 


Aemter. 





86. 
13) Koͤnigreich Wuͤrtemberg. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 
Das ehemalige Herzogthum Wuͤrtemberg hatte 


eine landſtaͤndiſche Verfaſſung, nach welcher: 


den Ständen große Rechte zuftanden. Diefe Nechte 
berubten auf einem, zwifchen dem Negenten und den 
Ständen, — unter Vermittelung des römischen Kai— 
fers Marimilian 1, des Churfürften $udwig von der 
Pfalz, der Herzoge von Bayern und des Markgrafen 
von Bader — am 8. Sul. 1514 zu Tübingen ab- 
gefchlojjenen feierlichen Bertrage **). Er ward im 
Sabre 1515 vom Herzoge Ulrich, und im Sabre 
1551 von deffen Sohne und Nachfolger, dem Her— 
zoge Chriftoph, beftätigt und unterfihrieben, und bil- 
dete bis auf die neuefte Zeit die Grundlage des recht: 
lichen Verhältniffes zwifchen den Herzogen Wuͤrtem— 


*) Gefegfammlung 1823, 1fte Abthl. N. 11. ©. 83 ff. 

*5) Er fteht in: 5. Fr. Eiſenbach, Gefhichte und Tha— 
ten Ulrichs, Herzogen zu Wiürtemberg und Teck ıc, "ber 
fehrieben und mit Urkunden belegt. Tübing. 1754, 4. 
©. 209. — in: Ehriftn. Fr. Sattler, Geſchichte des 
Herzogthums Würtemberg unter der Megierung der Her— 
zoge. Ih. 1. (Ulm, 1769, 4) S. 145, — in: Joh, 
Jar. Mofer, Sammlung vieler fowohl einzeln gedruckt; 
aber rar feyender Urkunden das hochfürftl. Haug und 
—“ Wuͤrtemberg betreffend. Tuͤb. 1736. 8. 

-&, 366, Wi. 
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bergs und ihren Ständen, welche allerdings, nach den 
einzelnen Beftimmungen deſſelben, einen großern Ein- 
flug und Wirfungskreis zugefichert erhielten, als in 
den meiften übrigen teutfchen Ländern. Denn wäh 
rend in den leßtern die landftändifchen Rechte meiftens 
auf dem Herfommen berubten, wurden fie in Wir: 
temberg in einer fehriftlichen Urkunde ausge- 
fprochen, deren Inhalt man nicht abläugnen und ein= 
feitig deuteln, fondern nur bisweilen durch Macht: 
fprüche und Gewaltjchritte hemmen konnte. — Zu 
Zübingen übernahmen im Sabre 1514 vie Stände 
910,000 Gulden der Schulden des Herzogs Ulrich ; 
Dagegen verfprach der Herzog, ohne Willen der 
Landfchaft feinen Krieg anzufangen, Eeinen Theil 
des Landes zu verpfänden, Feine Steuer auszufchreis 
ben, Eeinen zu bindern, Der das Land verlaffen wollte, 
und feinen in Criminalfällen ohne Urtheil und Recht 
zu beftrafen. In diefem Verträge ward der Nitter: 
ſchaft zwar nicht, der Prälaten gewifjermaßen nur bei= 
läufig, zunächfi aber des Dritten Standes ge- 
dacht, der die Bezahlung der berzoglichen Schulden 
übernahm. Es wurden fogar die Stadträrhe von 
Stuttgart und Tübingen berechtigt, den Herzog an 
die Haltung eines Landtags zu erinnern. 

Diefe landftändifche Verfaſſung behauptete fich 
in Würtemberg, felbft unter dem Wechſel der für Das 
seben des Staates nachtheiligften innern und äußern 
Stürme, die theils ſchon im Zeitalter der Kirchenver- 
befierung, theils unter der launenhaften. Regierung 
einiger Herzoge im Laufe des achtzehnten Jahrhun— 
derts einfraten, | 

Me aber dieſer Staat in dem Reichsdeputations— 
hauptfchluffe am 25. Gebr. 1803 durch länder be= 
deutend vergrößert worden war, welche ven Namen: 
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Neu-Würtemberg erhielten, und der Preßburger 
Friede dem damaligen Ehurfürften Friedrich, mit 
einem neuen Laͤnderzuwachſe, die koͤnigliche Würde 
und die Souverainerät zutheilte; da hob der König 
Friedrich 1 eigenmächtig die landftanpifche 
Verfaſſung auf, und beftimmte in einem Organi— 
fationsdecrete vom 18. Mär; 1806 *) den 
Gefchäftskreis der hochften Behörden des Königreiches. 
So regierte der König das Sand ohne Stände, 
bis er, als auf dem Wiener Congreffe das Beſtehen 
landftändifcher Derfalfungen in allen teutfchen Bun— 
desftaaten entfchieden ward, Wien noch vor der Be— 
endigung des Congreſſes verließ, worauf am 11. Jan, 
1815 ein Manifeft **) vefjelben erfchien, in wel— 
chem er feinen Entfchluß bekannt machte, eine ftändi- 
fche Verfaſſung in feinen Staaten einzuführen, — 
Die Sigungen der zufammenberufenen Stände wur= 
den am 15. März 1815 von dem Könige mit einer 
Kede***) eröffnet, worauf den Ständen die Grund— 
züge —*xs) der neuen Berfaffungsurfunde 
vorgelegt wurden. Allein die verfammelten Stände 
verlangten die Wiederherftellung der alten Verfaſ— 
fung des vormaligen Herzogthums Würtemberg, ob= 
gleich diefelbe nicht nur das Gepräge eines längft ver- 
fhwundenen Zeitgeiftes an fich trug, fondern auch auf. 
die neuerworbenen Laͤnder nicht übergetragen werden 
konnte. Schon hatte der König, bei diefem Anftre= 
ben der Stände, fo weit nachgegeben, daß die alte 
Verfaſſung im vormaligen Herzogtbume hergeftellt, 





*) Europ. Conſtitt. Th.2. ©. 191 fi. 
*+) Ehend. ©. 210. | 

**) Ebend. ©. 218. 

****) Sie fichen in Europ. Conftitt. Th. 2. ©. 220. 
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in den neuerworbenen !ändern aber eine neue 
zeitgemäße PVerfaffung eingeführt werden follte, als 
er am 30. Det. 1816 plöglich ftarb, 

Sein Nachfolger, der König Wilhelm 1, 
verlag die Stände bis zum März 1817, und erließ 
am 8. Nov. 1516 eine Berordnung* ), die 
—— des geheimen Rathes betreffend, ſo wie 
am 30. Jan. 1817 das Geſetz uͤber die Preß— 
freiheit **), und am 3. März 1817 das Adels— 
ftatue **). — Am 3. März 1817 lieg der König 
den Ständen einen nenen Entwurf ***) zu einer 
Derfaffung mittheilen, der ſehr ausfuͤhrlich 
war, und namentlich viele Gegenſtaͤnde der Ver— 
waltung umſchloß, welche zunaͤchſt in organiſche 
Decrete gehoͤrten. Als nun am 2. Juny von den 
verſammelten Staͤnden 67 Stimmen gegen, und 
nur 42 für den Verfaſſungsentwurf ſich erklaͤrten; fo 
hob ver König die Verfammlung auf, und regierte 
das-Reich, nach feiner Erklärung, nach den in die— 
ſem Entwurfe aufgeftellten Grundſaͤtzen für die Rechte 
aller Staatsbürger. 

"Allein im Jahre 1818 erhielten die beiden Nach— 


barſtaaten Würtembergs, Bayern und Baden, neue 


Berfaffungen. Gelegen in der Mitte zwifchen beiden, - 
konnte Würtemberg nicht hinter denfelben zuruͤck blei- 
ben. Die neue Verfaſſung Würtembergs ward aber 
vorbereitet durch das Eönigliche Edict FT) vom 31, 
Dec. 1818, die Organifation der untern 


%) Sie fiehet in Europ. Conſtitt. a2 . ©. 227, 
**) Ebend. Th. 3. ©. 163. 

***) Ebend. ©. 250. 

****) Ebend. S. 170 - 248. 

+) Ebend. ©. 277. 
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Staatsverwaltung in den Departements 
der Juſtiz und des Innern betreffend, 
durch welches, nach dem Vorgange Bayerns, das 
Gemeindeweſen neu geftalter ward, In dieſem 
Edicte ward ausgeſprochen: „Der Gemeindever— 
band iſt die natuͤrliche Grundlage des Staatsver— 
bandes. Er erſtreckt ſich auf alles, was die Gemein— 
demarkung umſchließt, und äußert feine Wirkung auf 
alle bürgerliche Verhaͤltniſſe, fo weit nicht allges 
meine Staatsgefeße, oder unftreitige befondere Rechte 
im Wege ſtehen Die Gemeinde nimmt das im Ver— 
bande ftehenvde Privatvermögen, das fie in der Ent— 
richtung der —** vertritt, ſubſidiariſch in 
Anſpruch. Die Ausuͤbung ihrer Rechte und Pflichten 
uͤbertraͤgt ſie einem, durch Stimmenmehrheit aller Ge— 
meindebuͤrger, aus ihrer Mitte gewaͤhlten bleibenden 
Gemeinderathe. Dieſer hat die ganze Gemeindever= 
waltung in Hinficht auf Defonomie, Polizei, Rechts— 
pflege und Außere Verhältniffe eheilg felbft zu beſor— 
gen, theils unter feiner Verantwortlichkeit durch 
andere von ihm beftellte Perfonen beforgen zu laffen, 

In jeder Stadt = oder Dorfgemeinde fteht ein Mitglied 
des Rathes als Borfißer defjelben, und als erfter 
Dorfteher, an der Spige der Verwaltung; er hat zu= 
gleich die Staatsangelegenheiten, fo weit. fie die Ge— 
meinde insbefondere berühren, zu beforgen, und ift 
in diefer Hinficht Kegierungsbeamter. Diefer, 
wie der Gemeinderath, hat eine feinem Berufe anges 
meffene Strafgewalt. — Ein Ausſchuß der Buͤr— 
gerfchaft, deſſen Mitglieder nach periodifchen Wahlen 
nothwendig wechfeln, ift zu erhaltender Aufmerkſam— 
feit auf das allgemeine Beſte verpflichtet. In wichtigern 
Faͤllen wird durch ſeinen Widerſpruch ein Beſchluß 
des Gemeinderaths in ſeiner Wirkung gehemmt, durch 
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feine Zuftimmung aber theils deffen Amtsgewalt er 
gaͤnzt, theils auch eine Cognition höherer Stellen ent- 
behrlih gemacht. Die eigenthümliche Wirkfamkeit 
des Ausfchuffes wird Dadurch gefichert, Daß er von 
der "ordentlichen Verwaltung entfernt bleibt, Das 
Aufſichts- und teitungsrecht der Regierung Außert fich 
darin, daß fie den erften Vorfteher auf einen Wahl: 
vorfcehlag der Gemeinde ernennt, der legalen Beſetzung 
der übrigen Verwaltungsftellen fich verfichert, und fie 
durch Beftätigung beglaubigte, die Oekonomieverwal— 
fung Durch ihre Prüfung in gefeglicher Ordnung ers 
hält, und über Beſchwerden, befonders über Strei— 
tigkeiten zwifchen der Verwaltung und dem Ausfchuffe, 
entfeheivet. Der Staatsorganismus erfor 
dert eine gleiche Örundverfaffung aller 
Gemeinden, Allein bei ihrer großen Verſchieden— 
heit an Umfang und Beftandtbeilen, ift eine große 
Derfchiedenheit fowohl in der befondern Einrichtung, 
als in dem DVerhältniffe zu den Staatsbehoͤrden, 
ihrem Intereſſe eben fo, wie dem des Staates gemäß. 
Sie werden, mit vorzüglicher Ruͤckſicht auf Bevoͤl— 
ferung, in vier Klaffen abgetheilt. — Die 
ftaatsbürgerlichen Angelegenheiten, welchen. der Ge— 
meindeverband nicht. genügt, werden durch den Be— 
zirfsverband beforders Der Oberamtmann 
in den gegenwärtigen Oberamtsbezirken ift nicht mehr 
Richter, auch nicht mehr unmittelbarer Vorſteher der 
Dberamtsftadt; er hat hingegen, als Regierungs— 
beamter des Diftricts, in allen Beziehungen, 
in welchen die ausfchliegliche Competenz einer andern 
Celle nicht unzweifelhaft begründet ift, das üffent- 
liche und Privarwohl zu befördern. Haupfgegenftände 
feines. Berufes find die eigentlichen Kegierungsfachen, 
die gefammte Polizei, und die Aufſicht über das 
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Defonomie- und Nechnungswefen der öffentlichen - 
Koͤrperſchaft.“ 

Bon neuem berief der Koͤnig am 10. Sun. 1819 
die Stände zum 13. July zufammen; denn fein be— 
ſtimmt ausgefprochener Wille war es, die Verfaffung 
Würtembergs auf dem Wege des Vertrages 
zu bewirken. Deshalb ließ er ven verfammelten 
Ständen einen neuen Entwurf zur Prüfung vor: 
legen, der, mit wenigen nicht wefentlichen Veraͤnde— 
tungen, von den Ständen angenommen, und am 
25. Sept. 1819 als Grundgeſetz Des König: 
reiches bekannt gemacht ward, 


57, 


b) Politifcher Charafter der Verfaſſung 
vom 25. Sept. 1819... .; 


Don dem Ke önigreiche, 


Sämmtliche Beſtandtheile des Königreiches find 
und bleiben zu einem unzertrennlichen Ganzen und zur 
Theilnahme an Einer und derfelben Verfaſſung ver— 

einiget, 

Das Königreih Würtemberg ift ein Theil des 
tentfcehen Bundes; daber haben alle organifce 
Befchlüffe ver Bundesverfammlung, welche 
die verfaffungsmäßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, 
oder die allgemeinen Verhaͤltniſſe teutſcher Staatsbuͤr— 
aer betreffen, nachdem fie von dem Könige 
verfünder find, auch für Würtemberg ver: 
bindende Kraft. Doch tritt in Anfehung der 
Mittel zur Erfüllung der hierdurch begründeten 
Verbindlichkeiten die verfaffungsmäßige Mit 
wirkung der Stände ein, 
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Bon dem Könige, der Thronfolge und der Reichs— 
verwefung. 


Der König ift das Haupt des Staates, vereinigt 
in fih alle Rechte der Staatsgewalt, und übt fie 
unfer den durch Die Derfaffung feftgefesten Beſtim— 
mungen aus. — eine Perfon ift heilig und unver= 
leglih. 

Das Recht der Thronfolge gebührt bem Matıns- 
ftamme des koͤniglichen Haufes; die Ordnung derſel— 
ben wird Durch Die Sinealerbfolge nach dem Erſtge— 
burfsrechte beftimmt.  Erlofcht der Mannsſtamm; fo 
geht die Thronfolge auf die weibliche Linie über, 
und zwar fo, daß die Nähe der Verwandtfchaft mit 
dem, zuleßt regierenden Könige den Vorzug giebt. 
Doc tritt bei der Defcendenz des fodann regierenden 
Eoniglichen Haufes das Vorrecht des Mannsſtammes 
wieder ein. 

Der Konig ift volljährig mit zuruͤckgelegtem acht: 
zehnten Jahre. 

Der Huldigungseid wird dem Zhronfolger erft 
dann abgelegt, wenn er in einer den Ständen auszu— 
ftellenden Urkunde die unverbrüchliche Fefthaltung der 
Sandesverfaffung bei feinem Foniglichen Worte zuge: 
fichert hat. 

Iſt der König minderjährig, oder aus einer ans 
dern Urſache an der eigenen Ausübung der Regierung 
verhindert; fo fritt eine Keichsverwefung ein, 
welche von dem nach der Erbfolge nächften Agnaten 
geführt wird, 


Bon den allgemeinen Rechtsverhältniffen der Gras 
bürger,. 


Das Staatsbürgerrecht wird theils Durch Ges 
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burt, theils durch Aufnahme, theils durch Anſtellung 
in dem Staatsdienſte erworben. 

Alle Wuͤrtemberger haben gleiche ſtaats buͤr— 
gerliche Rechte, und eben ſo ſind ſie zu gleichen 
ftaatebürgerlichen Pflihten und gleicher 
Iheilnahme an den Staatslaften verbunden, | 

Kein Staatsbürger kann wegen feiner Geburt 
von irgend einem Staatsamte ausgefchloffen werden. 

Die Verpflichtung zur Vertheidigung des Vater: 
landes und zum Waffendienfte ift allgemein. 

Der Staat fichert jedem Bürger Freiheit der 
PDerfon, Öewiffens- und Denffreibeit, 
Freiheit des Eigenthums und Auswande— 
rungsfreiheit. 

Die Leͤbeigenſchaft bleibt fir immer auf: 
gehoben. 

Niemand darf jeinem ordentlichen Richter ent= 
zogen, und anders, als in den durch Das Geſetz be= 
ftinmeen) Fallen, und in den gefeglichen Formen ver- 
haftet und beftraft., noch Länger als 24 Stunden über 
Die Lirfache feiner Verhaftung in Ungewißheit gelafjen 
‚werden. 

Jeder, ohne Unterfchied der Religion, genieße 
ungeftörte Gewifjensfreiheit; den vollen Genuß. der 
ftaatsbürgerlichen Rechte gewähren die drei chriſtlichen 
Glaubensbekenntniſſe. 

Die Freiheit der Preſſe und des Buchhan⸗ 
dels findet in ihrem vollen Umfange ſtatt; doch unter 
Beobachtung der gegen den Mißbrauch beſtehenden 
oder kuͤnftig zu erlaſſenden Geſetze. 

Jeder hat das Recht, uͤber gefeß= und ordnungs⸗ 
widriges Verfahren einer Staatsbehoͤrde, oder Ver— 
zoͤgerung der Entſcheidung, bei der unmittelbar vor— 
geſetzten Stelle ſchriftliche Beſchwerde zu er— 
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heben, und nothigenfalls ftufenweife bis zur höchften 
Behörde zu verfolgen. Glaubt der Befchwerdeführer 
auch bei der Entſcheidung der oberften Staatsbehörde 
fich nicht beruhigen zu Eonnen; fo Darf er die Be— 
fhwerde den Ständen mit der fehriftlichen Bitte 
um Derwendung vortragen. 

Der ritterfehaftliche Adel bilder, zum 


| Behufe der Wahl feiner Abgeordneten in die Staͤnde— 


\ 


verfammlung und der Erhaltung feiner Familien, in 
jedem der vier Kreife des Königreiches eine Körper: 
fhaft. Die Aufnahme in eine diefer Körperfchaften 
hängt von ihrer Suftimmung und von der Genehmi— 
gung des Königes ab. 


Don den Staatsbehörden, 


Niemand kann ein Staatsamt erhalten, ohne 
zuvor gefeßmäßtg geprüft und für tüchtig erkannt zu 
feyn. Landeseingebohrne find, bei gleicher Tüchtig- 
keit, vorzugsweife vor Fremden zu berüdfichtigen. 

Alle von dem Könige ausgehende Verfügungen, 
welche die Staatsverwaltung betreffen, müffen von 
dem Departementsminifter oder Chef contrafignire 
feyn, welcher dadurch für ihren Inhalt verant— 
wortlich wird. Außerdem iſt jeder Departements- 
minifter oder Chef für dasjenige verantwortlich, 
was er für fich verfügt. Auf gleiche Weiſe find auch 
die uͤbrigen Staatsdiener und Behörden in ihrem Ge— 
fchäftskreife verantwortlich. 

Der geheime Rath bilder die oberfte, unmit— 


- telbar unter dem Könige ftehende, und feiner Haupt⸗ 


beſtimmung nach blos berathende Behörde, 

Mitglieder des geheimen Raths find die Minifter, 

oder die Chefs der verfchiedenen Departemente, und 

diejenigen Käthe, welche der Konig dazu ernennen 
St. W. ꝛte Aufl. IV. 28 
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wird. Der Koͤnig ernennt und entlaͤßt die Mitglie— 
der des geheimen Raths nach eigner freier Ent— 
ſchließung. 

Alle dem Koͤnige vorzulegende Vorſchlaͤge der 
Miniſter in wichtigen Angelegenheiten, namentlich 
in ſolchen, welche auf die Staatsverfaſſung, die Orga— 
niſation der Behoͤrden, und die Abaͤnderung der 
Territorialeintheilung, oder auf die Staatsverwaltung 
im Allgemeinen und die Normen derſelben ſich be— 
ziehen, wie auch in Gegenſtaͤnden der Geſetzgebung 
und allgemeiner Verordnungen, muͤſſen (ſofern nicht 
bei Gegenſtaͤnden des Departements der auswaͤrtigen 
Angelegenheiten oder des Kriegsweſens die Natur 
der Sache eine Ausnahme begruͤndet,) in dem ge— 
heimen Rathe zur Berathung vorgetragen und, mit 
deſſen Gutachten begleitet, an den Koͤnig gebracht 
werden. 

Die Gemeinden ſind die Grundlage des 
Staatsvereins. Saͤmmtliche zu einem Oberamte ge— 
hoͤrende Gemeinden bilden die Amtskoͤrperſchaft. Die 
Rechte der Gemeinden werden durch die Gemeinde— 
raͤthe, unter geſetzmaͤßiger Mitwirkung der Buͤrger— 
ausſchuͤſſe, die Rechte der Amtsbuͤrgerſchaften durch 
die Amtsverſammlungen verwaltet, nach Vorſchrift 
der Geſetze, unter der Aufſicht der Staatsbehoͤrden. 


Von dem Verhaͤltniſſe der Kirchen zum Staate. 


Jeder der drei im Koͤnigreiche beſtehenden chriſt— 
lichen Confeſſionen wird freie oͤffentliche Religions— 
uͤbung, und der volle Genuß ihrer Kirchen-, Schul— 
und Armen = Fonds zugefichert. 

Die Anordnungen in Betreff der innern kirch— 
lichen Angelegenheiten bleiben der verfaffungsmäßigen 
Autonomie einer jeden Kirche überlaffen. — Dem 
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Könige gebührt das oberfihoheitlihe Schutz⸗ und 
Auffichtsrecht über die Kirchen. Vermoͤge deſſelben 
fonnen die Verordnungen der “Kirchengewalt, ohne 
vorgängige Einfiht und Genehmigung des Kegenten, 
weder verfündet noch vollzogen werden. | 

Die Kirchendiener find in Hinficht ihrer bür- 
gerlichen Handlungen und Berhäftniffe der weltlichen 
Dbrigkeit unterworfen, 


Don Ausübung der Staatsgewalt. 


Der König vertritt den Staat in allen feinen 
BVerhältniffen gegen auswärtige Staaten, Es Fann 
jevoh, ohne Einwilligung der Stände, 
Durch Derträge mit Auswärtigen Fein Theil des 
Staatsgebietes und Ctaatseigenthums veräußert, 
£eine neue Laft auf das Königreich und deſſen Ange: 
hörige übernommen, und Fein ‚Landesgefeß abgeän= 
dert oder aufgehoben, Feine Verpflichtung , -welche 
den Rechten der Staatsbürger Eintrag hun würde, 
eingegangen, namentlich auch Fein Handelsverrrag, 
welcher eine neue gefeßliche Einrichtung zur Folge 
hätte, und Fein Subſidienvertrag zur Verwendung 
der Eoniglichen Truppen in einem Teutfchland nicht 
betreffenden Kriege, gefchloffen werden. 

Der König wird von den Verträgen und Binde 
niffen,, welche von ihm mit auswärtigen Mächten an— 
geknüpft werden, die Stände in Kenntniß feßen, fox 
bald es die Umftände erlauben, 

Dhne Beiftfimmung der Stände fann 
fein Geſetz gegeben, aufgehoben, abgeän- 
dert, oder authbentifch erläutert werden, 

Die ‚Gerechtigkeitspflege wird im Namen des 
Königs und unter deſſen DOberaufficht durch colle— 
gialiſch gebilvere Gerichte in gefeßlicher Inftanzen= 

287 


pP. 
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ordnung verwalter. Die Gerichte, fowohl die bür: 
gerlichen als die peinlichen, find innerhalb der Greu— 
zen ihres Berufes, unabhangig. Dem Konige 
fiehe das Begnadigungsrecht zu. 

Die Strafe der Vermsgensconfifcation ift all 
gemein aufgehoben. 

Was die Militairverfaffung betrifft; fo 
wird die Zahl der zur Ergänzung des Militairs jahr: 
lich erforderlichen Mannfchaft mit den Ständen ver: 
abſchiedet. 


Von dem Finanzweſen. 


Saͤmmtliche zu dem vormaligen herzoglichen 
Familien-Fideicommiſſe gehoͤrige, ſo wie die von 
dem Koͤnige neu exworbenen Gluudſtuͤcke „Gefaͤlle 


und nutzbaren Rechte, bilden, mit Ausſchluß des 


ſogenannten Hofdomainen- Kanmergutes, das koͤnig— 
liche Kammergut. 

Auf demſelben haftet die Verbindlichkeit, neben 
den perſoͤnlichen Beduͤrfniſſen des Koͤnigs und der 
Mitglieder des koͤniglichen Hauſes, auch den mit 
der Staatsverwaltung verbundenen Auf— 
wand, fo weites moglich iſt, zu beſtreiten. 

Für den Aufwand, welchen die Bedürfniffe des 
Königs und der Hofftaat erfordern, wird auf die 
Kegierungszeit eines jeden Konigs eine theils in 


Geld, theils in Naturalien beftehende Civilliſte 


verabfchiever. 

Das Hofdomainen⸗ Kammergut iſt Privat— 
eigenthum der koͤniglichen Familie, deſſen Ver— 
waltung und Benutzung dem Koͤnige zuſteht. Zu 
den allgemeinen Landeslaſten liefert daſſelbe ſeinen 
Beitrag, und zwar, ſo weit es bisher ſteuerfrei war, 
gleich andern früher ſteuerfreien Guͤtern. 
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So weit der Ertrag des Kammergutes nicht 
zureicht, wird der Staatsbedarf durch Steuern 
beftrirten. Ohne Bewilligung der Stände 
kann weder in Kriegs= noch in Friedenszeiten eine 
Directe oder indirecte Steuer ausgefihrieben oder 
erhoben werden. — Dem Anfinnen einer Steuer: 
bewilligung muß jedesmal eine genaue Nachweis 
fung über die Norhwendigkeit oder Nüßlichkeit der 
zu machenden Ausgaben, über die Verwendung der 
frübern Staatseinnahmen, und über die Unzuläng- 
lich£eit der Kammereinkünfte vorangehen. Deshalb 
hat der Finanzminifter ven Hauptetat den Staͤn— 
den zur Prüfung vorzulegen. Der von den Ständen 
angenommene Hauptetat ift in der Regel auf drei 
Sabre gültig. 

Die Staatsſchuld ift unter die Gewährlei- 
ftung der Stände geſtellt. 


Don den Landſtaͤnden. 


Die Stände find berufen, Die Rechte Des 
Sandes in dem durch die Verfaffung be: 
ffimmten Berbältniffe zum Regenten gel: 
tend zu machen. Dermoge diefes Berufes haben 
fie bei Nusüubung ver Öefeßgebungsgewalt 
durch ihre Einwilligung mitzuwirken; in Beziehung auf 
Mängel oder Mißbräuche bei der Staatsver: 
waltung, ihre Wünsche, Borftellungen und Befchwer: 
den dem Könige vorzutragen; wegen verfaffungs= 
widriger Handlungen Klage anzuftellen; die, 
nach gewiſſenhafter Prüfung für nothwendig erfann 
ten, Steuern zu bewilligen, und überhaupt 
das unzertrennliche Wohl des Königs und Des Vater: 
landes mit treuer Anhaͤnglichkeit an die Grundſaͤtze der 
Derfaffung zu befördern, 
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Der König wird aller drei Jahre die Ver: 
fammlung der Stände einberufen, und außerordent= 
lich, fo oft es zur Erledigung wichtiger oder dringen— 
der Landesangelegenheiten erforderlich ift. 

Die Stände theilen fich in zwei Kammern. 

Die erfte Kammer (Kammer der Standes: 
herren) befteht: aus den Prinzen des Föntglichen 
Haufes; aus den Häuptern der fürftlichen und gräf: 
lichen Familien, und den Vertretern der ftandesherr- 
lichen Gemeinfchaften, auf deren Beſitzungen vor- 
mals eine Reichs- oder Kreistagsftimme ruhte; und 
aus den vom Könige erblich oder auf lebens: 
zeif ernannten Mitgliedern. — Zu erblichen 
Mitgliedern wird der Konig nur folche Grundbefißer 
aus den ftandesherrlichen oder ritterfchaftlichen Adel 
ernennen, welche von einem, mit Fideicommiffe be= 
legten, nach dem Rechte der Erftgeburt fich vererben— 
den, Örundvermögen im Konigreiche, nach Abzug 
der Zinfen von den darauf haftenden Schulden, eine 
jährliche Rente von 6000 Fl. beziehen. Die 
lebenslänglichen Mitglieder werden vom Könige, 
ohne Ruͤckſicht auf Geburt und Vermögen, aus den 
wirdigften Staatsbürgern ernannt, — Die Zahl 
fammtlicher, von dem Konige erblich oder lebensläng= 
lich ernannter, Mitglieder kann den dritten Theil 
der übrigen Mitglieder der erften Kammer nicht über= 
ſteigen. 

Die zweite Kammer (Kammer der Abge— 
ordneten) ift zufammengefeßt: aus 13 Mirglies 
dern des rifterfchaftlichen Adels, welche von diefem 
aus feiner Mitte erwählt werden; aus den 6 profes 
ftantifchen Generalfuperintendenten; aus dem Landes⸗ 
bifchoffe, einem von dem Domcapitel aus deffen Mitte 
gewählten Mirgliede, und dem ver Amtszeit nad) 
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älteften Decan katholiſcher Confeſſion; aus dem 
Kanzler der Landesuniverfirät; aus einem gewählten 
Abgeordneten von jeder der Städte Stuttgart, Tuͤ— 
bingen, !udwigsburg, Ellwangen, Ulm, Heilbronn 
und Reutlingen; aus einem gewählten Abgeordneten 
aus jedem Oberamtsbezirke. 

Der Eintritt in die erfte Kammer gefchiebt bei 
den Prinzen des Eoniglichen Haufes und den übrigen 
erblichen Mitgliedern nach erreichter Volljährigkeit. 

In die zweite Kammer kann feiner gewählt 
werden, der nicht 30 Jahre alt ift. 

Staatsdiener Finnen nicht innerhalb des 
Bezirks ihrer Amtsverwaltung, und Kirchen die— 
ner nicht innerhalb des Oberamtsbezivks, in welchem 
fie wohnen, gewählt werden. Die Wahlmänner eines 
Kreifes, eines Dberamtes oder einer Stadt, find in 
Anfehung der Perfon des Abgeordneten nicht auf 
ihren Wahlbezirk befchränft; fie koͤnnen anderswo 
wohnenden Staatsbürgern ihre Stimme geben. — 
Der Gewählte ift als Abgeordneter, nicht des einzel: 
nen Wahlbezirkes, fondern Des ganzen Landes anzus 
ſehen. 

Aller ſechs Jahre muß eine neue Wahl der Ab— 
geordneten, welche nicht Amtshalber Sitz und Stimme 
in der zweiten Kammer haben, vorgenommen wer— 
den; die bisherigen ſind wieder waͤhlbar. 

Die erſte Kammer wird durch die Anweſenheit 
der Haͤlfte, die zweite Kammer durch das Erſcheinen 
von zwei Drittheilen ihrer Glieder als vollſtaͤndig be— 
ſetzt angeſehen. Sollte bei Einberufung des Landtags 
eine der beiden Kammern nicht in dieſer Anzahl zu— 
fammen fommen; fo wird fie als einwilligend 
in die Befchlüffe der andern angeſehen. Doch fteht 
es in diefem Halle den erfchienenen Mitgliedern der 
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unvollzaͤhligen Kammer frei, den Sitzungen der 
andern mit Stimmrecht beizuwohnen. 

Jede Kammer hat einen Praͤſidenten und einen 
Vicepraͤſidenten, deren Amt bis zum Ablaufe des 
ſechsjaͤhrigen Zeitraumes dauert. — Den Praͤſiden— 
ten der erſten Kammer ernennt der Koͤnig ohne Vor— 
ſchlag; fuͤr die Stelle der Vicepraͤſidenten werden 
von der erſten Kammer drei ſtandesherrliche Mitglie— 
der durch abſolute Stimmenmehrheit gewaͤhlt, aus 
welchen der Koͤnig eins ernennt. — Eben ſo waͤhlt 
die zweite Kammer aus ihrer Mitte drei Mitglieder 
zur Stelle ihres Praͤſidenten, und, wenn hierauf die 
koͤnigliche Ernennung erfolgt iſt, "auf gleiche Weiſe 
zu dem Amte des Vicepräfidenten, welchen der Konig 
ebenfalls aus ven hierzu vorgefchlagenen drei Mit: 
gliedern ernennt. — Jede der Kammern wählt auf 
die Dauer eines Landtags einen ober mehrere Gecre: 
faire aus ihrer Mitte, 

Die Sitzungen der zweiten Kammer 
finvsöoffentlich; auch hat fie ihre Verbands 
lungen durchden Drud befannt zu machen. 
Don der erften Kammer muß wenigftens das !eb- 
tere geſchehen. 

Die Sitzungen werden geheim; theils auf das 
Begehren der Miniſter und koͤniglichen Commiſſaire 
bei Vortraͤgen, die ſie, ihrer Erklaͤrung nach, im 
Namen des Königs zu machen haben, und welche 
nur im Falle einer folchen Erklärung für amtliche 
Aeußerungen zu halten, find; theils auf den Antrag 
von wenigftens drei Mitgliedern, wenn diefen Die 
Mehrheit der Kammer beitritt, | 

Die Minifter find befugt, den Verhandlungen 
‘der beiden Kammern beizuwohnen, und an den De 
rathichlagungen Theil zu nehmen, | 
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Nur den Miniftern oder Foniglichen Commiſſai— 
ren, den Berichterftattern der ftändifchen Commiſſio— 
nen und den Mitgliedern, welche einen Gegenftand 
zur Berathung in Antrag zu bringen (eine Motion 
zu machen) haben, fteht die Befugniß zu, ſ chrift- 
lihe Reden in ver Verfammlung abzulefen. Außer: 
denr finden blos mündliche Vorträge ſtatt. 

Gefegesentwürfe Eonnen nurvondem 
Koͤnige an die Stände, nichtvonden Stän- 
den an den Konig gebracht werden Den 
Ständen ift aber unbenonmen, im Wege der Pe- 
fition, auf neue Geſetze fowohl, als auf Ab: 
änderung oder Aufhebung der beftehenden, 
anzutragen. Der Konig allein fanctionirt und ver— 
Fündige die Gefeße, unter Anführung der Ver: 
nehmung des geheimen Raths und der erfolgten Zus 
fiimmung der Stände. 

Königliche Anträge find, ehe fie zur Berathung 
in der Verſammlung Eommen koͤnnen, an Commif- 
fionen zu verweifen, welche über deren Anhalt 
. Vortrag zu. erftatten haben. 

Die Befchlüffe werden nach der Stimmenmehr: . 
heit, welche nach Befchaffenheit Des Gegenftandes 
eine abſolute oder relative fenn Fann, abgefaßt, fo 
daß im Falle der Stimmengleichheit der Praͤſident 
Den Ausfchlag giebt. Bei der Abänderung eines 
Punctes der Verfaſſung ift aber die Beiſtimmung 
von zwei Drittheilen der anweſenden Mitglieder in 
beiden Kammern nothwendig. 

Die zum Wirkungskreiſe der Staͤnde gehoͤrigen 
Angelegenheiten werden in jeder Kammer beſonders 
verhandelt. Doch Fonnen, um eine Ausgleichung 
verschiedener Anfichten zu verfuchen, beide Kanı- 
mern fich mit einander zu vertraulichen 
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Befprehungen, ohne Protocollführung 
und Beſchlußnahme, vereinigen, 

Es hängt von dem Könige ab, Gefeßesentwürfe 
oder andere Vorſchlaͤge an die erſte, oder an Die zweite 
Kammer zu bringen; nur die Verwilligung 
von Abgaben gelangt zuerft an die zweite 
Kammer. 

Die von der einen Kammer gefaßten Befchlüffe 
werden der andern zur gleichmäßigen Berathung mit— 
geheilt. Nur zur Ausübung des Rechts der Petitio- 
nen und Befchwerden, fo wie zu einer Anklage wegen 
verlegter Derfaffung, ift jede Kammer auch einzeln 
berechtigt. 

Die Kammer, an welche die Mittheilung ge— 
ſchieht, kann den Antrag der mittheilenden verwerfen 
oder annehmen, und zwar entweder unbedingt, oder 
mit beigefügten Mopdiftcationen, Die Berwerfung 
muß aber jederzeit mit Anführung der Öründe 
geſchehen. 

Von dieſer Regel macht die Abgabenverwil— 
ligung eine Ausnahme in folgenden Puncten: 
1) Eine Abgabenverwilligung wird in der zweiten 
Kammer in Berathung gezogen und, nach vorgaͤngi— 
ger vertraulicher Beſprechung mit der erſten Kammer, 
Beſchluß darüber in der zweiten gefaßt. 2) Diefer . 
Befchluß wird fodann der erften Kammer mitgerheilt, 
welche venfelben nur im Ganzen, ohne Aenderung, 
annehmen oder verwerfen. kann. 3) Erfolgt das 
teßtere; fo werden die bejahenden und Die verneinen= 
den Stimmen beider Kammern zufammenges 
zählt, und nach der Mehrheit faämmtlicher 
Stimmen wird alsdann der Ständebefchluß gefaßt. 
Wuͤrde in dieſem Falle Stimmengleichheit eintreten; 
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fo hat der Präfident der zweiten Kammer die Ent: 
ſcheidung. 

In allen andern Faͤllen gilt der Grundſatz, daß 
nur ſolche Beſchluͤſſe, woruͤber beide Kammern, nach 
gegenſeitiger Mittheilung, einverſtanden ſind, an den 
Koͤnig gebracht und von dem Koͤnige beſtaͤtigt werden 
koͤnnen. 

Der von der einen Kammer verworfene Antrag 
der andern kann auf demſelben Landtage nicht wieder— 
hohlt werden. Wird aber ein ſolcher Antrag bei der 
naͤchſten Staͤndeverſammlung erneuert, und aber— 
mals verworfen; ſo treten die zwei Kammern zu 
einer vertraulichen Beſprechung uͤber den Gegenſtand 
zuſammen. Sollte auch hierdurch die Verſchiedenheit 
der Anſichten nicht ausgeglichen werden; ſo haben die 
Kammern, wenn die Frage einen ihnen von dem 
Koͤnige zugekommenen Gegenſtand betrifft, ihre Nicht— 
uͤbereinſtimmung dem Könige blos anzuzeigen, wo— 
fern fie nicht übereinfommen, die Entfcheidung dem 
Könige zu überlaffen. 

Kein Mitglied der beiden Kammern kann, wäh: 
vend der Dauer der Ständeverfammlung, ohne Ein- 
willigung der betreffenden Kammer zu Verhaft ge: 
bracht werden, den Fall der Ergreifung auf frifcher 
That wegen eines Verbrechens ausgenommen. 


Niemand kann wegen feiner in der Staͤndever— 
fammlung gehaltenen Vorträge und gegebenen Ab— 
ftiimmungen zur Derantwortung gezogen werden, 
Jedoch find Beleidigungen oder Verlaͤumdungen der 
Kegierung, der Ständeverfammlung, oder einzelner 
Perſonen, der Beftrafung nach den beftehenden Ge— 
feßen, in dem ordentlichen Wege des Rechts, unter: 
worfen. 
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Verfehlungen gegen die Geſetze des Anftandes, 
oder der innern Polizei, oder gegen die Geſchaͤftsvor— 
fehriften, hat der Präfidenet zu bemerken, und, wenn 
fie bedeutend find, folche zur Kenntniß der Kam— 
mer zu bringen, welche, nach Befchaffenheit der 
Umftände, ihre Migbilligung ausdrüden, Verweis 
ertheilen, oder auch Widerruf verlangen kann. 

Dem Könige fteht das Kecht zu, Die Verfamm- 
fung zu verfagen, oder ganz aufzulöfen, Im Falle der 
Aufloͤſung wird fpäteftens binnen 6 Monaten eine 
neue Verſammlung einberufen, Es ift hierzu eine 
neue Wahl ver Abgeorpneten nöthig, bei welcher je= 
doch die vorigen Mitglieder wieder gewählt werben 
koͤnnen. | 
| So lange die Stände nicht verſammelt find, 

befteht, als Stellvertreter derfelben, ein Ausſchuß 
für diejenigen Gefchäfte, deren Beforgung von einem 
Sandtage zum andern zur ununterbrochenen Wirkſam— 
keit der Kepräfentation des Landes nothwendig ift. 
In dieſer Hinfiht liegt dem Ausfchuffe 
ob, die ihm, nach der Verfaffung, zur Erhaltung 
derfelben zuftehenden Mittel in Anwendung zu brin= 
gen, und hiervon bei wichtigen Angelegenheiten vie 
in dem Koönigreiche wohnenden Ständemitglieder in 
Kenntniß zu feßen; in den geeigneten Faͤllen bei der 
höchften Staatsbehörde Vorftellungen, Verwahrun= 
gen und Befchwerden einzureichen; und, nach Er- 
forderniß der Umftände, befonders wenn e8 ſich von 
der Anklage der Minifter handelt, um Einbe: 
rufung einer außerordentlichen Ständeverfammlung 
zu bitten. „Außerdem hat der Ausſchuß, am Ende 
der in die Zwifchenzeit fallenden Finanzjahre,” die 
richtige Verwendung der verwilligten Steuern: in dem 
verfloffenen Sabre zu prüfen, und den Etat des kuͤnf— 
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tigen Kahres mit dem Finanzminifterium zu berathen. 
Auch fteht dem Ausfchuffe die Auffiche über die Ver- 
waltung der Staatsfchuldenzahlungskfaffe zu, Ins— 
befonbere gehört es zu feinem Wirfungskreife, die für 
eine Ständeverfammlung fich eignenden Öegenftände, 
namentlich die Erörterung vorgelegter Geſetzesent— 
wuͤrfe, zur kuͤnftigen Berathung vorzubereiten, und 
für die Vollziehung der landſtaͤndiſchen Befchlüffe 
Sorge zu fragen. Dagegen kann fich Der Ausſchuß 
auf ſolche Gegenſtaͤnde, welche verfaſſungsmaͤßig eine 
Verabſchiedung mit den Staͤnden erfordern, nament— 
lich auf Geſetzgebungsantraͤge, Steuerverwilligungen, 

Schuldenuͤbernahmen und Militairaushebungen, nicht 
anders als auf eine vorbereitende Weiſe ein— 
laſſen. — Der ſtaͤndiſche Ausſchuß beſteht 
aus 12Perſonen; naͤmlich den Praͤſidenten 
der beiden Kammern, zwei Mitgliedern 
aus der erſten, und acht aus der zweiten 
Kammer Die Wahl verfelben gefihieht von den 
zu diefem Zwede vereinigen Kammern nach relati- 
ver Stimmenmehrheit. Sechs M litglieder des Aug- 
fohuffes, die Prafiventen der beiden Kammern einges 
fehloffen, müffen in Stuttgart anwefend ſeyn. — 
Bei jeder Ständeverfammlung bat der 
Ausfhuß über dasjenige, was von ihm in 
der Zwifchenzeit verhandelt worden ift, 
in einem Zufammentritte beider Kam: 
mern Rechenſchaft abzulegen. Die Verrich- 
fungen des Ausfchuffes hören mit der — eines 
neuen Landtags auf. 


Von dem Staatsgerichtshofe. 


Zum gerichtlichen Schutze der Verfaſſung wird 
ein Staatsgerichtshof errichtet, Dieſe Behoͤrde 
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erkenne über Unternehmungen, welche auf den Um—⸗ 
ſturz der Verfaſſung gerichtet find, und über Ver: 
letzung einzelner Puncte der Verfaſſung. Sie befteht 
aus einem Präfidenten und 12 Richtern, wovon der 
König den Präfidentem und 6 Richter aus den Mit- 
aliedern der hoͤhern Gerichte, die Ständeverfammlung 
aber die andere Hälfte, nebft drei Stellvertretern im 
Zufammentritte beider Kammern, außerhalb ihrer 
Mitte wählte. — Kine Anklage vor dem Staats— 
gerichtshofe kann gefcheben von der Regierung 
aegen einzelne Mitglieder der Stände und des Aus— 
fchuffes, und von den Ständen fowohl gegen 
Minifter und Departementschefs, als gegen einzelne 
Mitglieder und höhere Beamte der Staͤndeverſamm— 
fung. — Anklage und Vertheidigung gefchieht oͤf— 
fentlich. Die Protocolle werden mit den Abſtim— 
mungen und Befchlüfen durch den Drud bekannt 


gemacht, 


1 


| 58, 
14) Sroßberzogtbum Baden. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Wenige teutfehe Staaten traten aus den Stuͤr— 
men der Zeit mit einer fo bedeutenden Vergrößerung 
des Gebiets und einer fo anfehnlichen Vermehrung der 
Bevölkerung hervor, als das Großherzogthum Baden, 
das vor dem Keichsdeputationshauptfchluffe nicht volle 
300,000 Einwohner zählte, durch diefen aber, durch 
die rheinifche Bundesacte, Durch den Preßburger 
Frieden, fo wie durch Napoleons Verfügungen nach 
dem Wiener Frieden, bis zu einer Volkszahl von mehr 
als einer Million gefteigert ward, Es behauptete fich 


x 
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auch beiden gemachten Laͤndererwerbungen auf und 


nach dem Wiener Congreffe, obgleich) Bayern vie 
rheinifche Pfalz, welche an Baden gekommen war, 
von neuem in Anfpruch nahm. 

Bei den erfolgten durchgreifenden Gebiersverän- 
derungen hob der Großherzog Karl Friedrich die 
frühere, im Breisgau beftandene, ftändifche Verfaf- 
fung (5. Mai 1806) auf, In der eigentlichen Marf- 
graffchaft Baden waren feit länger, als einem Jahr— 
hunderte die Stände nicht zufammen berufen wor— 
den *), — Nach dem Beitritte zum Rheinbunde 
verſprach aber der Großherzog durch Edict vom 5. 
Juny 1808 **), nach dem Vorgange der König: 
reiche Weftphalen und Bayern, feinem gefammten 
Staate eine neue Verfaffung. Es hieß aus» 
drücdlich in diefem Edicte: ,, Die jüngften Vorgänge 
in den beiden großern Bundesftaaten, Bayern und 
Weftphalen, fprechen das Beduͤrfniß ftärfer als je 
aus, Unſerm Großherzogthume eine Grundver: 
faffung zu geben. Wir wollen ferner ein gleichfor- 
miges Abgabenfyften, und mittelft einer Landes— 
repräfentation, wie fie in Weftphalen und - 
Bayern eingeführt worden, das Band zwifchen Uns‘ 
und den Staatsbürgern noch fiefer, wie bisher, ges 
knuͤpft wiſſen — 


*) 5. Jar. Mofer, in f. Werke: von der teutfchen 
"Heiherände Landen, ©.372 u. S. 463 gedenkt 
der Landſtaͤnde Badens nur beiläufig, und zwar fo, 
dab in Baden-Baden Drälaten und Städte, in 
Daden:Durlad aber blos die Städte dazu gehört 
hätten. (Bekanntlich hatte die zweite Linie die Kirchenvers 
befferung angenommen.) — Dod ſcheinen — nad) 
dem Sabre 1629 — die badenfchen Stände in Feiner 
Öffentlichen Urkunde wieder vorzukommen. 

++) Winkopps rhein. Bund, Heft 20. ©. 312, 
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Allein während der Regierung des Großherzogs 
Karl Friedrich (* 1811) erfchienen blos noch 
einige. organifche Decrete in Hinfiche der Vorrechte 
des Adels, der Standesherren, der drei Firchlichen 
Sonfefjionen gegen einander u. a. Go blieb es, 
felbft nach dem Regierungsantritte des Großherzogs 
Karl, bis, nach der Abfchliegung der teutſchen 
Bundesacte, auch in Baden mehrere Stimmen für 
eine ftändifche DVerfaffung fich erhoben *), Ob nun 
gleich ein großhberzogliches Nefeript vom 16. März 
1816 die Stände auf den 1. Aug. 1816 zufammens 
berief; fo erfolgte Doch der Zufammentritt derſelben 
nicht, — wohl aber ward, wenige Monate nach 
dem Erfcheinen der bayrifchen Verfaffung, am 22, 
Aug. 1818 vom Öroßherzoge Karl eine neue Ber: 
faffung als Grundgefes des Staates bekannt ges 
macht, und, nach des Großherzogs baldigem Tode 
(8. Dec. 1818), von deſſen Oheim und Nachfolger, 
tudwig, beftätigt, | 


89, 
b) Politifcher Charakter der Berfaf- 
ſung**) vom 22. Ang. 1818. 


Bon dem Großberzogthbume und der Negierung im 
Allgemeinen, 


Das Großherzogtbum bildet einen Beftand- 
heil des teutfohen Bundes. Ale organifche | 
*) Vergl. Allgemeines Staatsverfaffungsardiv 

(Weimar, 1816). Ir Band, 3. Heft, ©. 391 fl. 

**) Beſonders erfchien diefe Verfaſſung am Eingange folgender 
Sammlung: Die landftändifhe Verfaſſungs— 
ur&unde für das Großherzogtum Baden, 
Nebft den dazu gehörigen Artenfüden 


/ 
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Befhlüffeder Bundesverfammlung, welche 
die verfaffungsmäßigen Berhältniffe Teutſchlands, 
oder die Verhältnijfe teutfcher Staatsbürger im All: 
gemeinen betreffen, machen einen Theil des Baden 
ſchen Staatsrechts aus, und werden für alle Klaffen 
von Sandesangehörigen verbindlich, nachdem fie von 
dem Staatsoberhaupte verkündet worden find. 

Das Großberzogtbum ift untheilbar und 
unveräußerlich in allen feinen Theilen. 

Die Regierung des Landes ift erblich in der 
großherzoglichen Familie, nah den Beftimmungen 
der Declaration vom 4. Det. 1817. 

Der Großherzog vereinigte in fich alle Rechte 
der Staatsgewalt, und uͤbt fie unter den in dieſer 
Berfaffungsurfunde feftgefegten Beftimmungen aus, 
— Geine Perfon ift heilig und unverleglich. 


Staatsbürgerliche und politifche Rechte, und be— 
fondere Zuficherungen. 


Die ftaatsbürgerlichen Rechte der Badener find 
gleich in jeder Hinſicht, wo Die Verfafjung nicht 
namentlich eine Ausnahme begründer. 

Die Staatsminifter und Köommtliche Staatsvie- 
ner find für die genaue Befolgung der Verfaſſung 
verantwortlid. 

Alle Badener tragen ohne Unterſchied zu allen 





(Karlsruhe, 1819. 8) S.1ff. Die Ave Ac⸗ 

tenftüce find: die Wahlordnung, mit deren Bei— 

lagen, S. 26; die Declardtion vom 4. Oct, 1817 als 

Grundlage des Hausgeſetzes, ©: 585.1 das Edict 

über die Berechtigungen der dem Sroßferzogthume an⸗ 

gehoͤrigen —— Reichsſtaͤnde und Reichs— 
ritter, ©. 71 ff. u. ſ. w. — Außerdem ſteht dieſe 

Verfaſſung in den 9. 19 angeführten: GE 

St. W. 2te Aufl. IV. 29 
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öffentlichen Laften bei. Alle Befreiungen von direc- 
ten oder indirecten Abgaben bleiben aufgehoben. 


Alle Staatsbürger von den drei chriftlichen Con: 
feffionen haben zu allen Civil- und Militairftellen 
gleiche Anfprüce. 

Unterfchied in der Geburt und der Religion bes 
gründet, mit der für die ftandesherrtichen Familien durch 
die Bindesacte gemachten Ausnahme, Feine Aus: 
nahme der Militairpflicht. 

Für die bereits für abloͤslich erklärten Grund— 
laften und Dienftpflichten, und alle aus der Leib- 
eigenjchaft herruͤhrende Abgaben, foll durch ein Ge— 
feß ein angemefjener Abkaufsfuß feſtgeſetzt werden, 


Eigenthum und perfonliche Freiheit ſtehen für 
Alte auf gleiche Weife unter dem Schuge der. Ver— 
faſſung. 

Die Gerichte find unabhängig innerhalb der 
Grenzen ihrer Competenz. — Niemand darf in Cri⸗ 
minalfachent feinen ordentlichen Richter entzogen wers 
den, Niemand Fann anders, als in gefeßlicher Form, 
verhaftet und laͤnger als weimai 24 Stunden im Ge: 
fängniffe fefigebalten werden, ohne über den Grund 
feiner Verhaftung vernommen zu ſeyn. 


Der Großherzog kann erkannte Strafen mildern, 
oder ganz nachlaſſen, aber nicht ſchaͤrfen. 

Alle Dermäsenpsgnfilgakionen follen abe 
geſchafft werden. 

Die Preßfreibeit wird nach den Fünftigen 
Beftimmungen der Bundesverfammlung gehandhabt 
werden, 

Die politifchen Rechte der drei Teig 
Keligionstheile find gleich. 
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Ständeverfammlung. Rechte und“ eh det 
Staͤndeglieder. lee 


Die Landſtaͤnde find in zwei, Kammern 90 
theilt, _ 

Die erfte Kammer befteht: aus *— 54 
des großherzoglichen Hauſes; aus den Haͤuptern der 
ſtandesherrlichen Familien; aus dem Landesbiſchoff 
und Einem vom Großherzoge lebenslaͤnglich ernann—⸗ 
ten proteſtantiſchen Seiftlichen mit ‚dem. Range eines 
Prälaten; aus 8 Abgeordneten ‚des, geundherrlichen 
Adels; aus zwei Abgeordneten der Sandesuniverfitäten; 
aus den vom Großherzoge, ohne Ruͤckſicht auf Stand 
und Geburt, zu Mitgliedern diefer Kammer, ernannz 
ten Perſonen. — . Die Prinzen des Hanfes und die 
Standesherren treten nach: erlangter Volljaͤhrigkeit 
in, die Staͤndeverſamml ung ein. Während der Min— 
derjaͤhrigkeit des —— einer Slandes hernſchaft 
ruht deſſen Etummg,,. 

Die Haͤupter Kai — —— — 
der Großherzog eine Würde des hohen Anels verleiht, 
treten, gleich den ——— „als erb biche 
Landſtaͤnde in. Die, Er fher Rammers Sie muͤſſen aber 
ein, nach dem Kechter der Erſtgeburt und der Lineal⸗ 
erbfolge erbliches, Stamm- und Lehngut beſitzen, dag 
in. der Grund- und Gefaͤllſteuer, nach Abzug: des 
Saftencapitals, werigfiiBs zu 309,000.36 ‚angefchla= 
gen ft, 

Bei der Mai der geunbberufichien —— 
ten. find ſaͤmmtliche adliche Beſitzer von Grundherr⸗— 
ſchaften, die das Aſte Jahr zuruͤckgelegt und im 
Lande ihren Wohnſitz haben, ſtimmfaͤhig. Waͤhlbar 
ſind alle ſtimmfaͤhige Grundherren, die das 2öfte 
Jahr zuruͤckgelegt haben. Jede en ie für acht 
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Jahre. Aller vier Jahre tritt die Hälfte der grund⸗ 
herrlichen Deputirten aus. 

Adlichen Guͤterbeſitzern kann der Großherzog 
die Stimmfaͤhigkeit und Waͤhlbarkeit bei der Grund— 
herrenwahl beilegen, wenn ſie ein Stamm- oder 
Lehngut beſitzen, das in der Grund= und Gefällfteuer, 
nach Abzug des taftencapitals, wenigftens auf 60,000 
51. angefchlagen ift, und nach dem Rechte der Erfi- 
geburt nach der Linealerbfolge vererbt wird. 

Die zweite Kammer befteht aus 63 Abgeord- 
neten der Städte und Aemter (nach der der Verfaſ— 
fungsurfunde angehängten DVertheilungslifte), Dieſe 
Abgeordneten werden von erwaͤhlten Wahlmaͤnnern 
erwaͤhlt. 

Zum Abgeordneten kann ernannt werden, ohne 
Kücficht auf Wohnort, jeder, Der einer der drei ‚chrift 
lichen Confeffionen angehört, 30 Jahre alt ft, und 
in dem Grund, Hänfer= und Gewerbfteuer = Katafter 
wenigftens mit einem Capitale von 10,000 Fl. einge: 
fragen ift, oder eine jährliche (ebenslängliche Rente 
von wenigſtens 1500 Fl. von einem Stamm- oder 
Lehnsgutsbeſitze, oder eine fire ſtaͤndiſche Befoldung 
oder Kirchenpfründe von gleichem Betrage als Staats⸗ 
oder Kirchendiener bezieht, auch in dieſen beiden letz— 
ten Faͤllen wenigſtens irgend eine directe Steuer aus 
Eigenthum bezahlt. 

Die Abgeordneten der Staͤdte und Aemcern wer⸗ 
den auf acht Jahre ernannt, und fo, daß die Kam— 
mer aller zwei Jahre zu einen Viertheile erneuert 
wird, — Jeder Austretende iſt wieder waͤhlbar. 

Der Großherzog ruft die Stande zuſammen 
vertagt ſie, und kann fie aufloͤſen — Die Auf— 
löfung bewirkt, daß alle durch⸗ Wahl ernannte Mit 
glieder der erſten und zweiten. Kammer, die Abgeord⸗ 
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neten der Grundherren, der Univerſitaͤten und ber 
Staͤdte und Aemter ihre Eigenſchaft verlieren. Er— 
folgt die Aufloͤſung, bevor der Gegenftand der Bes 
rathung erſchoͤpft iſt; ſo muß laͤngſtens innerhalb drei 
Monaten zu einer neuen Wahl geſchritten werden 

Der Großherzog ernennt für jeden tandtag den 
Praͤſidenten der erften Kammer; Die zweite Kammer 
wählt für, die Praͤſidentenſtelle drei Candidaten, wo— 
von der Großherzog einen beſtaͤtigt. 

Aller zwei Jahre muß eine Srandeverſammlung 
ſtatt finden. 

Kein Staͤndeglied kann, waͤhrend der Dauer 

der Verſammlung, ohne ausdrüdliche Erlaubniß der 
Kammer, zu welcher e8 gehört, ‚verhaftet werben; 
den Fall der Ergreifung auf frifcher That bei begange- 
nen peinlichen Verbrechen ausgenommen, 
Es beſteht ein ſtaͤndiſcher Ausſchuß aus 
dem Praͤſidenten der letzten Sitzung, drei Mitgliedern 
der erſten und ſechs Mitgliedern der zweiten Kammer, 
deſſen Wirkſamkeit auf den namentlich in dieſer Ur- 
Funde ausgedrüdten Fall, oder auf die, von dem legten 
Landtage mit Genehmigung des Großherzogs an ihn 
gewiefenen, Gegenftände befihränfe ift. — Diefer 
Ausfhuß wird vor dem Gchluffe des Landtags, 
auch bei der Bertagung deffelben, in beiden Kam: 
. mern Durch relative Stimmenmehrheit ge 
wählt. Jede Auflofung des Sandtags zieht auch die 
Aufloͤſung des Ausfchuffes nach fich. 


Wirkſamkeit der Stände, 


Ohne Zuftimmung der Stände Fan 
keine Auflage ausgefhrieben und erho— 
ben werden. R 

Das Auflagengefes wird in.der Kegel für zwei 
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Jahre gegeben. Mit dem Entwürfe des Auflagen- 
gefeßes wird das Staatsbudget und eine detail 
lirte Ueberfiche über die Verwendung der verwilligren 
Gelder von den frühern Erarsjahren übergeben, — 
Es darf darin fein Poften für geheime Aus 
gaben vorfommen, wofuͤr nicht eine fehriftliche, von 
einen Mitgliede des Staatsminifteriums contrafig- 
nirte, VBerficherung des Großherzogs beigebracht wird, 
daß die Summe zum wahren Beften des Landes vers 
wendet worden ſey, oder verwenden „werden ſolle. 
Ohne Zuftimmung der Stände kann fein Ans 
fepen guͤltig gemacht werden. 4 
| Es darf Feine Domaine ohne — 
der Staͤnde veraͤußert werden. Der Ertrag der Do— 
mainen iſt zur Beſtreitung der Staatslaſten belaſſen. 
Die Civilliſte kann ohne Zuſtimmung der 
Stände nicht erhöht, und ohne Bewilligung des 
Großherʒogs nicht vermindert werden. 


Jeder die Finanzen betreffende Geſetzesentwurf 
geht zue rſtan die zweite Kammer, und-kann 
nur dann, wenn er von dieſer angenommen worden 
ift, vor die erfte Kammer zur Abftimmung über 
Annahme oder Nichtannahme, ohne alle 
Abänderung, gebracht werden. — Tritt die 
Mehrheit der erſten Kammer dem Beſchluſſe der. zwei⸗ 
ten nicht bei; fo werden die bejahenden und 
verneinenden Stimmen beider Kammern. 
zufammengezähblt, und nach der abfoluten 
Mehrheit fammtlicher Stimmen der Ständebefchluß 
gezogen.“ 

Kein Gefeß, das die Berfaffungsurkunde er⸗ 
gaͤnzt, erläutert oder abaͤndert, darf, ohne Zuſtim⸗ 
mung einer Mehrheit von zwei Drittheilen der an— 
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wefenden Ständeglieder einer jeden ber beiden Kam— 
mern, gegeben werden. | 

An allen andern, die Freiheit der Perfonen oder 
das Eigenthum der Staatsangehoͤrigen betreffenden, 
allgemeinen neuen Sandesgefeßen, oder zur Abaͤnde— 
rung der autbentifchen Erklärung der beſtehenden, iſt 
die Zuftimmung der abjoluren Mehrheit einer jeden 
der beiden Kammern erforderlich, 

Die Kammern haben das Recht der Bor 
ftellung und Beſchwerde. ie konnen den 
Großherzog, unter Angabe der Gründe, um den 
Vorſchlag eines Geſetzes bitten. ie haben 
das Recht, Mißbräauche in der Verwaltung 
der Regierung anzuzeigen. ie haben das Recht, 
Miniſter und die Mitglieder der oberfien Staatsbe— 
hoͤrden wegen Verlegung der Verfaſſung oder aner- 
kannt vwerfaffungsmäßiger Rechte foͤrmlich anzus 
£lagen. 

—Beſchwerden einzelner Staatsbürger 
koͤnnen von den Kammern nicht anders, als fchriftlich, 
und nur Dann angenommen werden, wenn der Bes 
fchwerdeführer nachweifet, Daß er fir) vergebens an 
vie geeigneten Landesſtellen und zuleßt an das Staats— 
minifterium um Abhülfe gewendet hat. — Keine 
Borftelung, Beſchwerde oder Anklage kann an den 
Großherzog gebracht werden ohne Zuftimmung der 
Mehrheit einer jeden der beiden Kammern. 


Eröffnung der ftändifchen Sitzungen; Formen der 
Berathungen. | 

Der Landtag wird vom Großberzoge, oder von 

einem von ihm ernannten Commiſſar eröffnet und ges 

ſchloſſen. 

| Kein landgsherrlicher Antrag kann zur Difeuf- 


* 
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fion und Abftimmung gebracht werden, bevor, er nicht 
in befondern Kommiffionen erörtert und dariber Bor: 
trag erftattee worden: iſt. 

Jeder gültige Befchluß einer Sammer erfordert, 
wo nicht ausdrüdlich eine Ausnahme: feftgefeßt wor= 
den. ift,  abfolute Stimmenmehrheit bei vollzähliger 
Derfammlung. — Die erfte Kammer wird durch 
die Anweſenheit von 10, die zweite durch die Anwe— 
fenbeit von 35 Mitgliedern volizählig. 

Die Minifter und Mitglieder des‘ Staatsmini⸗ 
fteriums und die großberzoglichen Commiffarien haben 
jederzeit bei öffentlicher und geheimer Sitzung Zutritt 
in jeder Kammer, und müffen bei- allen Difeuffionen 
gehört werden, wenn fie es verlangen. Nur bei der 
Abftimmung treten fie ab, wenn fie nicht Mitglieder 
der Kammer find. 

Nur den landesherrlichen Commiffarien und 
den Mitgliedern der ftändifchen Commiſſionen wird . 
geftattet, gefchriebene Reden abzulefen,; allen übri: 
. gen Mitgliedern find blos mündliche Vorträge 
geſtattet. 

Die Sitzungen beider Kammern find öffent 
bich. Sie werden geheim, auf das Begehren der 
Regierungscommiſſarien, bei Eröffnungen, für welche 
‚fie die Geheimhaltung noͤthig erachten, und auf das 
Begehren von drei Mitgliedern, welchen wenigftens 
ein Viertheil der übrigen Mitglieder beitreten muß. 

Die DVerfaffung wird unter die Öarantie 
des teutſchen Bundes geftellt, 


| 90, 
15) Churftaat Heffen. 
Die Landgrafſchaft Heſſen-Kaſſel, deren Kegent 
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Wilhelm 4 im Keichsdeputatioushaupeſchluſſe die 
churfüͤrſt liche Wuͤrde erhielt, hatte Landſtaͤnde 
bis zum Jahre 1806. Sie beſtanden aus Drei Klaf- 
fen: Prälaten, Kitterfchaft, und Landſchaft, welche 
durch die fräpifchen Deputirten gebilder ward. Zu 
den Prälaten gehörten: der Komthur der teuffchen 
Drdensballei Heſſen, die Univerfitat Marburg, und 
fünf Obervorſteher adlicher Stifter. Die Deputirten. 
der Nitterfihaft und Landſchaft waren nach den fünf 
Fluͤſſen (ahn, Schwalm, Fulda, Werra und Die: 
mel). eingetbeilt.. Die Grafſchaft Kagenelnbogen ver- 
trat auf diefen Landtagen ein aus den Landesvorftehern 
gewähltes Individuum. Die Graffchaft Schaumburg 
hatte eigne Stände, das Fürftenthum Hanau gar 
feine. Bis zum Sabre 1506 wurden die Landfage 
meiftens regelmäßig gehalten. 

‚ Als aber im Spätjahre 1806 der Churſtaat Heſ⸗ 
fen von den-Franzoſen beſetzt, und dieſes Land im 
Tilſiter Frieden zum Königreiche Weſtphalen ge- 
ſchlagen ward; da galt auch die, dieſem Konigreiche 
gegebene, Verfaſſung von 1807 — 1813 in dem 
Sande. Allein mit der Volkerfihlacht bei Leipzig er— 
loſch das Königreich Weftphalen und deſſen Verfaf- 

fung. Der Churfürft Wilhelm kehrte nach Kaffel 
zurüd, und unterzeichnete am 2. Dec. 1813 mit den 
verbünderen Mächten zu Frankfurt einen Vertrag, 
nach welchen er in feine vorigen Rechte eingefeßt 
ward, nach welchem aber auch Die Berfaffung, 
wie fieim Sabre 18506 gewefen wäre, her— 
geftellet werden follte. 

Doch unterblieb dieſe Herftellung, obgleich in 
dem Augfchreiben vom 29. Aug. 1814 die Fortdauer 
der landftändifchen Verfaſſung beftimme zugefichert 
‚ward. Dagegen berief der Churfürft durch Edict vom 


> 
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27. Dec. 1814 zwanzig fiändifche Deputirte: zwei 
aus den Prälaten, fünf aus der Ritterſchaft, acht 
aus den Städten, und fünf aus dom Bauernftande, 
Die lebhaften Streitigkeiten *) zwiſchen der Regierung 


und den fländifchen Deputirten betrafen theils die 


Gegenbemerkungen der leßtern gegen den ihnen vor— 
gelegten neuen Derfaffungsentwurf, theil s den Wi- 
derfpruch derfelben gegen die Forderungen der Regie— 
rung in finanzieller Hinſicht. Mochte diefer Wider: 
fpruch nicht ohne Grund ſeyn; fo befremdere es doch, 
daß Die verfammelten Stände gegen einen Verfaſ— 
fungsentwurf ſich erklärten, ver, fo weit er befannt 
ward, viele zeitgemäße Beftimmungen enthielt. Es 
ſchien aber, daß die Stände die neue Berfaffung 
nur aufdem Wege des Bertrages, und nicht 
als einen Act der Regentenmacht aunehmen **) woll- 


2) Vergl. Beurfundete Darftellung der churhef 
fifgen Landtagsverhbandlungen, 2 Abtheil. 
8.1. 1816, 8, (enthalten die Jahre 1515 und 16.) — 
und die Lieberjicht der Verhandlungen der churs 
heſſiſchen Landfiände in den Jahren 1815 
und 1516 im allg Staatsverfaffungsars 
hive 3.1. St. 4 und B. 2. St. 41. 
*) Dies erhellte aus dem Miniſterialreſcript vom 2. Mai 
4816, worin es hieß: „Wenn Se. Kön, Hoheit den 
Entfhluß gefaßt haben, eine auf fämmtliche Provinzen 
ſich erſtreckende Conjtitution als Landesgefeg befannt zu 
machen; jo hätte der natürliche Zufammenhang der 
Sachen den zum Lundtage erfchienenen Standen und 
Deputirten fchon die Ueberzeugung einflögen muͤſſen, daß 
bier nicht von einer vertragsmäßig einzu— 
gehenden Negierungsform die Nede ii, Was 
der Regent in dieſer landesväterlichen Abſicht zu vers 
willigen und fejtjuhalten Willens it, gehört nicht zu 
ſolchen Gegenfiänden, worüber erſt zu trartiren 
ſteht. — Was aus eigenem landesväterlichen Antriebe 


- 
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ten, fo wie fie auch forderten, daß bie nene Verfaf- 
fung unter die befondere Garantie von zwei 
teutfohen Mächten geftellt werden ſollte. Als 
nun feine Vereinigung zwifchen der Regierung und 
den Ständen erfolgte; fo vertagte Anfangs der 
Ehurfürft die ftändifche Verfammlung, und hob fie 
durch Refeript vom 2. Mai 1816 vollig auf. Seit 
diefer Zeit ift der Churſtaat ohne landftändifche Ver: 
faffung regiert worden; doch erfchien, nach dem 
Kegierungsantritte des Churfürften Wilhelms 7, fir 
die neue Öeftaltung der Berwaltung am 29, Sun, 
1821 ein Drganifationsvdecrer *). 

Da die von dem Churfuͤrſten Wilhelm 1 beabfich- 
tigte Verfaſſung nicht angenommen ward; fo koͤnnen 
aus dem Entwurfe derfelben nur diejenigen Be— 
ſtimmungen mitgerheilt werden, welche unmittelbar auf 
ven Charakter der ſtaͤndiſchen Vertretung fich beziehen, 
— In dieſer Hinſicht follten alle befondere Repraͤ— 
ſentationen der Praͤlaten und der Ritterſchaft, der 
Staͤdte und der Bauern aufhoͤren. Saͤmmtliche 
Landtagsdeputirte zuſammen machen die 
Staͤnde aus, und jeder Landtagsdeputirte repraͤ— 
ſentirt die Uncert hanen, ohne Unterfchied ihres Stanz 
dee. Die An; zahl der Deputirten fol, außer dem 
MPräfidenten, aus 30 Perſonen beftehen. Die drei 
vornehmften Diener der drei chriftlichen Confeffionen 
find ohne weitere Wahl —— — Die uͤbri— 
gen 27 Deputirten ſollen zu 3 aus den Prälaten und 


dem ftändifchen Mitwirkungsrechte Eraft eines Landgrunds 
gefeßes unterworfen wird, iſt fortdauernd gültig, ohne 
daß es darum einer vorgängigenlinterhbands 
lung, als über einen abzuſchließenden Ver 
trag bedarf.” 

*) Lüders dipl. Archiv, Th. 2. ©. 450. 
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der Ritterſchaft (und zwar aus? Prälafen und 7 Kit 
tern), zur $ aus den GStadtbewohnern: (jedoch mit 
Einfhluß des jedesmaligen Bürgermeifters won Kaf- 
fel), und zu aus den Grundeigenthuͤmern des platz 
ten Landes und. den uͤbrigen Unterthanen gewählt wer: 
den, welche bei den erften Wahlen nicht zugezogen 
worden find, | Zur Wählbarfeit eines Deputirten 
gehört, daß er fich zu einer der drei chriftlichen Con— 
feffionen befenne, 25 Jahre alt, in Eeiner Unter: 
fuchung begriffen, und nicht mit Öefängnißftrafe bes . 
lege worden fer, Die Wahl gilt auf fechs Jahre; 
doch ift jeder wieder wählbar. — Die Stände haben 
das Recht, jeden Staatsbeamten anzuklagen, 
welcher einge Uebertretung der Verfaffung, einer Mal—⸗ 
verfation oder Concuſſion fih fehuldig macht. Die 
Deputirten Eonnen während der Gißungsperiode nicht 
anders, als mit Zuftimmung der Verſammlung ver— 
haftet, und zu feiner Zeit-wegen Aeußerung ihrer 
Meinung zur Kechenfchaft gezogen werden. Die 
Sandftände konnen zu neuen Geſetzen und zur Ber: 
befferung der alten Anträge machen. — Die Stände 
müffen fich wenigftens aller _fechs Jahre verfammeln. 
Der Regent kann die Sitzung vertagen, und auf- 
föfen; im legtern Falle muß er aber mit der Auf: 
löfung fogleich die Wahl neuer Deputirten verorbnen, 
— Kein Grundeigenthümer im Staate darf frei fern; 
alle Eremtionen, auch die der Domainen, der Kit: 
chen= und Schulgüter werden aufgehoben. 
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91. 
16) Großherzogthum Heffen. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Die Laͤnder des Sandgrafen von Heffen - Darm» 
ſtadt gehörten zu denjenigen teutfchen Staaten, welche 
feit. dem Reichsdeputationshauptſchluſſe im Jahre 
1803 die meiften ©ebietsveränderungen erfuhren, 
wenn gleich der Umfang des Staates felbft von 
1803 — 1810 bedeutend vergrößert ward, Dem 
Kheinbunde frat der Landgraf als Großherzog Lud— 
wigi (12. Jul. 1806) bei, worauf er durch Decret 
vom 1. Det. 1806 die landfiandifhe Verfaſ— 
- fung in feinem Staate aufbob. — Go ward Das 
and ohne Stände regiert, bis der dreizehnte Artikel 
der teutſchen Bundesacte in allen teutfchen Staaten 
landfrändifche Verfaffungen verlangte. Nachdem nun 
noch im Jahre 1816 bedeutende Gebicteveränteruns 
gen in diefem Staate, befonders durch Abtretung des 
Herzogthums Weftphalen an Preußen und durch Er— 
werbung der Provinz Rheinheſſen, erfolgt waren, regte 
fih auch im Großherzogthume Heffen das Verlangen 
nach einer ftändifchen Verfaſſung *). Namentlich 
unferzeichneten eilf Standesherren bes Landes 
ein Schreiben**) an den Großherzog wegen Zu⸗ 
ſammenberufung einer Staͤndeverſammlung. 

Doch verzog es ſich noch bis zum Jahre 1820 
wo, vom Großherzoge unterzeichnet und vom Saae⸗ 


* Vergl. den Aufſatz: Regungen im Großherzog 
thume:HeffenzDarmfiadt, ſtaͤndiſche Ber 
faffung betreffend; im Allgem. Staatsver 
Faffungsarhive, 28. ©. 123. - 

*x*) Diefes Schreiben (vom März 1816) Ebend. S12%6 Fi. 
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minifter von Grolman conftafignirt, am 18. März 
ein Edice*) über die landftändifche Ber: 
faffung des Großherzogthums erfihien. Ob— 
gleich in demfelben eine foͤrmliche Verfaſſung in 
27 Artikeln, als Grundgefes des Staates vom. 
Kegenten gegeben und bekannt gemacht, enthalten 
war, welche den im Mai 1820 zufammenberufenen 
Ständen mitgerbeilt ward; fo erklärten fich die letz— 
tern Doch ſo ernfthaft über das Unzureichende dieſer 
DVerfaffung, daß, nach längern Unterhandlungen 
zwifchen der Regierung und den Ständen, am 17, 
Dec. 1820. vom Großherzoge die neue Berfaf- 
fung befannt gemacht ward, die fogleich ins öffent: 
liche Staatsleben eintrat. — Der DBergleichung 
wegen werden, vor der Aufftellung des politifchen 
Charakters diefer geltenden Verfaffung, die Grund— 
zuge der am 18. März 1820 bekannt gemachten Vers 
fafungsurfunde mitgerheilt. Nach derſelben follten 
die Stände zwei Kammern bilden. Die.erfte 
Kammer follte beftehen: aus den Prinzen des Haufes, 
aus den Haͤuptern ftandesherrlicher Familien, aus 
dem Senior der Samilie von Kiedefel, aus dem Fatho= 
lifchen Landesbiſchoffe, aus einen: proteftanrifchen Geiſt⸗ 
lichen mit Prälatenwürde, aus dein Kanzler der Lan— 
desuniverfität, und aus denjenigen ausgezeichneten 
Staatsbürgern, welche der Regent auf tebenszeif dazu 
berufen wuͤrde. Die zweite Kanımer follte gebildet 
werden: aus 6 Adlichen, welche der mit Grundeigen— 
thum angefeffene Adel aus feiner Mitte wählen würde; 


*) Es iſt befonders gedruckt mit dem Titel: Landftäns 
dbifhe Verfaffungsurfunde für das Groß 
herzogtdum Heffen. s. 1.1820, &, und fleht in 
den Europ, Conſtitt. Th.4 ©, 82. 
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aus 10 ſtaͤdtiſchen Abgeordneten (von den wichtigſten 
8 Staͤdten des Landes); aus 34 gewaͤhlten Abgeord— 
neten aus den nicht mit einem beſondern Wahlrechte 
begabten Städten und den Jandgemeinden. Die 
Stände follten nur mit denjenigen Gegenftänden, fich 
befchäftigen, welche in der Verfaffung zu ihrem Wir: 
fungsfreife verwiefen wären. Dahin gehörte das Fi: 
nanzgefeß, welches immer auf drei Jahre gegeben und 
zuerft der zweiten Kammer. vorgelegt werben > follte, 
Die erfie Kammer follte es nur im Ganzen annehmen, 
oder verwerfen dürfen. Im Galle einer Verfchieden- 
heit ver Anfichten beider Kammern, follte das Finanz: 
gefeß in- einer Derfammlung Der vereinigten beiden 
Kammern, "unter dem Vorſitze des Präfidenten der 
erfien Kammer, erörtert, und der Befchluß nach: ab» 
foluter Stimmenmehrbeit gefaßt werden. Die Staats: 
ſchuld follte garantirt werden und Feine Vermehrung 
derfelben, ohne Einwilligung‘ der Stände, ſtatt fin⸗ 
den. Die polizeilichen Geſetze und alle über ‚die ge— 
fammte Berwaltung und den Staatsdienſt zu erlaffende 
Normative und Negulative follten ohne fiänvifche 
Concurrenz erlajfen, bei allen andern neuen Gefegen 
aber follte das Gutachten der Stände vernone 
men werden. Die Kammern durften, nach uͤber— 
einffimmendem Befchluffe, gemeinfchaftliche Bes 
fchwerden und gemeinfchaftliche Bitten dem Negenten 
vorlegen. — Die Stände follten für ven Inhalt ihrer 
freien Abftimmung nicht. verantwortlich feyn. . Doch 
fohüßte das Recht der freien Meinungsäußerung nicht 
gegen den Vorwurf der Berlaumdung, welche Einzelne 
in diefer Aeußerung etwa finden follten, und der Re— 
gent war nicht gemeint, in folchen Fällen den Einzels 
nen das Klagerecht zu entziehen, welches-Diefem gegen 
Verlaͤumdungen nach den Öefeßen zuſtehe. 
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92. 


b) Politifher Charakter der VBerfaffung 
| vom 17. Dec. 1820*), 


Von dem Großherzogthume und deſſen Regierung 
im Allgemeinen, 


Das Großherzogthum bilder einen Beſtandtheil 
des teutſchen Bundes Die Befchlüffe der 
Bundesverfammlung, welche die verfaffungs- 
mäßigen Verhaͤltniſſe Teutfihlands oder Die Verhaͤlt— 
niffe teutſcher Staatsbürger im Allgemeinen betreffen, 
bilden einen Theil des heſſiſchen Staats 
rechts, und haben, wenn fie von dem Öroßherzoge 
verfündee worden’ find, verbindende, Kraft. Doc 
wird hierdurch die Mitwirkung der Stände in 
Anfehung der Mittel zur Erfüllung der Bundesvers 
bindlichkeiten nicht ausgefchloffen. 

Das Großherzogthum bilder, in der Geſammt— 
vereinigung der Altern und neuern Öebietstheile, ein zu 
einer und derfelben Verfaffung verbundenes Ganzes. 


Der Großherzog ift das Oberhaupt des Staates, 
vereiniget in fich alle Kechte der Staatsgewalt, und 
übe fie unter den von ihm gegebenen, in diefer Vers 


*) Im Gingange zu bdiefer Verfaffung hieß es: „Ludwig ıc. 
Nachdem wir die, in Gemaͤßheit des Artikels 21 Unfers 
Edicts vom 18. März d. J. über die landjtändifche Ver; 
faffung geäußerten, Wünfche Unfrer Stände über bie 
conftitutionellen Beftimmungen vernommen, undı in Bes 
giehung auf diefelben Unſre Entfchliegungen gefaßt haben; 
fo finden Wir Uns nunmehr bewogen, diefe Entfchlieguns 
gen und die durch diefelben nicht abgeändetten verfaffungss 
mäßigen Beftimmungen Unſers Ediets vom 18. Maͤrz — — 
in Einer Urkunde zuſammen zu faſſen 2. meh 
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faſſung feſtgeſetzten, Beſtimmungen aus, Seine Perz. 
ſon iſt heilig und unverletzlich. 

Die Regierung iſt erblich nach Erſtgeburt und 
Linealfolge. In Ermangelung eines durch Verwandt— 
ſchaft oder Erbverbruͤderung zur Rachfolge be— 
rechtigten Prinzen gehet die Regierung auf das weib— 
liche Geſchlecht über. Hierbei entſcheidet Nähe der 
Verwandtſchaft mit dem letzten Großherzoge. Nach 
dem Uebergange gilt wieder der Vorzug des Manns— 
ſtammes. (Ein Hausgeſetz beſtimmt das Naͤhere, 
fo wie über die Regentſchaft während einer Minder— 
jährigfeit.) 

Von den Domainen, 

Ein Drittbeilder ſaͤmmtlichen Domai- 
nen, berechnet nach dem Durchfchnittserfrag der rei= 
nen, Einkünfte, wird, nach der Auswahl des Groß- 
herzogs, anden Staat abgegeben, um, mittelft 
allmähligen DBerkaufs, zur Schuldenfilgung verwen- 
det zu werden. — Die. übrigen zwei Drittheile bil- 
den das fehuldenfreie unveräußerlihe Fami— 
lieneigenthum des großherzoglichen Haufes. Die 
Einkünfte diefes Familiengutes, woruͤber eine befon= 
dere Rechnung geführt wird, füllen jedoch in dem 
Budget aufgeführte und zu den Staatöausgaben vers 
wendet werdet. PVorzugsweife find aber darauf die 
zu den Berärfniffen des großherzoglichen Haufes und 
Hofes erforderlichen Summen radicirt; auch foll, ohne 
ſtaͤndiſche Einwilligung, von dieſem Familiengure 
nichts verhypothecirt werden, 

Allgemeine Kechte und Pflichten der Heſſen. 

Der Genuß aller bürgerlichen Rechte, fowohl 
der Privatrechte, als der offentlichen (oder des 
Staatsbürgerrechts) ftehet nur Inlaͤndern zu, 

St. W. ꝛte Aufl, IV. 30 
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Alte Heſſen find vor dem Geſetze gleich. — Die 
Geburt gewährt Keinem eine vorzügliche Berechtigung 
zu irgend einem Staatsamte. 

Die Verfchiedenheit der anerkannten chriftlichen 
Confeſſionen hat feine Verfchiedenheit in den politis 
fehen oder bürgerlichen Rechten zur Folge. 

Den anerkannten chriftlichen Confeſſionen iſt 
vollkommene Gewiffensfreiheit und freie und offent- 
liche Ausübung ihres Keligionscultus geftatter. 

Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums 
ift Feiner Befchränkung unterworfen, als welche Recht 
und Gefeß beftinmen. Jedem Heſſen fteht das Recht 
der freien Auswanderung zu. 

Die Leibeigenſchaft bleibe für immer aufs 
gehoben. | 

Ungemeffene Frohnen koͤnnen nie ſtatt haben, 
und die gemeffenen find ablosbar. 

In auußerordentlichen Nothfaͤllen iſt jeder 
Heffe zur Vertheidigung Des Vaterlandes ver: 
pflichtet, — Jeder Heffe, für welchen nicht eine 
verfaffungsmäßige Ausnahme beſtehet, ift verpflichtet, 
an der ordentlichen Kriegsdienftpflicht Antheil zu 
nehmen. Bei dem Aufrufe zur Erfüllung dieſer 
Verbindlichkeit entfcheidet unter den gleich Verpflich— 
teten das Loos, mit Öeftattung der Stellver— 
frefung. | 
Alle Heffen find zu gleichen ftaarsbürgerlichen 
Berbindlichfeiten und zu gleicher Theils 
nahme an den Staatslaften verpflichtet, in— 
fofern fie nicht eine verfaffungsmäßige Ausnahme in 
Anspruch zu nehmen haben. 

Niemand foll feinen gefegfichen Nichter entzogen 
werden, — Kein Hefje Darf anders, als in den 
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durch das Recht und die Geſetze beſtimmten Faͤllen 
und Formen, verhaftet oder beſtraft werden. Keiner 
darf laͤnger, als 48 Stuuden, uͤber den Grund ſeiner 
Verhaftung in Ungewißheit gelaſſen werben, 

Die Preſſe und der Buchhandel find 
frei; Doch unter Befolgung der gegen den Mißbrauch 
beſtehenden, oder Fünftig erfolgenden Geſetze. 


Bon den befondern Rechten des Adels. 


Die Rechtsverhältniffe ver Standesherr en 
werden durch Das Edict vom 17. Febr. 1820 beftimmt. 
— Die befondern Rechtsverhältniffe des Adels 
genießen den Schuß der Verfaſſung. 


Bon den Kirchen, den Unterrichts» und Wohlthaͤ⸗ 
tigkeits⸗ Anſtalten. 


Die innere Kirchenverfaſſung genießt auch den 
Schutz der politiſchen. 

Verordnungen der Kirchengewalt koͤnnen, ohne 
Einſicht und Genehmigung des Großherzogs, weder 
verkuͤndet, noch vollzogen werden. 

Die Geiſtlichen find in ihren buͤrgerlichen Ver— 
hältniffen und bei ftrafbaren Handlungen, welche nicht 
bloße Dienftvergeben find, der weltlichen Obrig— 
Feit unterworfen. 

Dae Kirchengut, das Vermögen der vom 
Staate anerkannten Stiftungen, Wohlthätigfeits =, 
fo die der höhern und niedern Unterrichtsanftalten, 
genießen des befondern Schutzes und koͤnnen unter 
keiner Vorausſetzung dem ec einverleibe 
werden. 


Don den Gemeinden. 
Die Angelegenbeiten der Öemeinden follen durch 
7 ss 
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ein Gefeß geordnet werden, welches, als Grundlage, 
die eigne, felbfiftändige Verwaltung des Vermögens 
durch von Der Gemeinde Gewählte, unter der Ober: 
aufficht des Staates, ausfprechen wird, Die Grund: 
beftimmungen dieſes Gefeßes werden einen Beftand- 
theil der Verfaſſung bilden. 

Das Vermögen der Gemeinden kann, unter 
Feiner Vorausfegung, dem Finanzvermögen einver- 
leibt werben, | 


Don dem Staatsdienfte, 


Niemand kann ein Staatsamt erhalten, ohne 
feine Fähigkeit Dazu, durch ordnungsmaͤßige Prüfung, 
bewiejen zu haben. Bei folshen, welche im Aus— 
lande bereits Staatsämter bekleidet, und dadurch 
ihre Fähigkeit bewährt haben, leider dieſe Kegel eine 
Ausnahme. 

Anwartſchaft auf Staatsaͤmter finden nicht ſtatt. 


Don den Landſtaͤnden. 


Die Staͤnde des Großherzogthums bilden zwei 
Kammern. 


Die erſte Kammer wird. gebildet: aus den 
Prinzen des großherzoglichen Haufes; aus den Haͤup⸗ 
fern ftandesherrlicher Familien; aus dem Genior der 
Samilie der Freiherren von Riedeſel; aus dem 
Fatholifchen Sandesbifchoffe; aus einem profeftanti= 
ſchen Geiftlichen, welchen der Großherzog dazu auf 
tebenszeit, mit der Würde eines Praͤlaten, ernennen 
wird; aus dem Kanzler der Sandesuniverfität ,; oder 
deſſen Erellvertreter; aus denjenigen ausgezeichneten 
E taatsbürgern,, welche der Großherzog auf Lebenszeit 
dazu berufen wird. Doc follen diefe Ernennungen 
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nicht uͤber die Zahl von 10 Mitgliedern ausgedehnt 
werden. 

Die zweite Kammer wird gebildet: aus 6 Ab- 
geordneten, welche der im Sande gemigend mit 
Örundeigentdum angeſeſſene Adel aus - feiner, Mitte 
wählt; aus 10 Abgeordneten derjenigen Staͤdte, 
welchen, um die nterefien des Handels, oder alte 
- achtbare Erinnerungen zu ehren, ein befonderes Wahl: 
recht zufteht (Darmftade, Mainz [beide mit 2 Depus 
tirten], Gießen, Dffenbah, Friedberg, Alsfeld, 
Worms, Bingen); aus 34 Abgeordneten, welche, 
nach Wahldiftricten gebildet, von den nicht mit einem 
befondern Wahlrechte begabten Srädten und den Land— 
gemeinden gewählt werden. (Die Art und Weiſe 
der Uebung der Wahlrechte ſetzt das Wahlgeſetz feft.) 

Die gebohrnen Mitglieder der er ſten Kammer 
muͤſſen 25 Jahre alt ſeyn, um von ihrem Rechte Ge— 
brauch zu machen. 

Die Abgeordneten der zweiten Kammer muͤſ— 
fon 30 Jahre alt fenn, und ein, zur Sicherung einer 
unabhaͤngigen Eriftenz aeitigendes , Einkommen be= 
fisen. Als ein folches wird für Die Wahlen des Adels 
betrachtet, wenn der zu wählende adliche Grundei— 
genthimer 300 1. directe Steuern für eigenthuͤm— 
liches, oder nutznießliches Vermögen jährlich ent— 
richtet. Für die übrigen Wahlen wird erfordert, daß 
der zu Wählende 100 Fl. directe Steuern jährlich 
entrichte, oder als Staatsdiener einen ftändigen jähr: 
lichen Gehalt von wenigftens 1000 51. beziehe. — 

An den Wahlen des Adels nehmen alle adliche 
Grundeigenthümer Theil, welhe 300 51. directe 
Steuern entrichten, und 30 Sabre ale find. 

Die Ernennung der Abgeordneten Der Städte 
und der Wahlpiftricre gefchiehe Durch) drei, Wah— 
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fen. Die erfte Wahl beftimmt die Bevollmächtigten; 
von diefen werden die Wahlmänner, und von den 
legten die. Abgeordneten gewählt. 

Alle Wahlen gefchehen auf 6 Jahre, Die Ges 
wählten Förinen wieder gewählt werden. nur 
In beiden Kammern haben die Mitglieder des 
Staatsminifteriums und Die ernannten Landtagscom— 
miffarien freien Zutritt ohne Stimmrecht. 

Der Großherzog hat das Recht, die ftändifche 
Verſammlung zu berufen, zu vertagen, aufzulöfen 
und zu fehließen. — Er wird die Stände wenigftens 
alfer drei Jahre verfammeln, Im Falle einer Aufz 
löfung wird er binnen 6 Monaten eine neue Staͤnde— 
verfammlung berufen. In dieſem Falle erlöfchen 
alle Wahlen, und es müffen neue Wahlen ftatt fin= 
den, Doch find die früher Gewählten wählbar, 


Ohne Zuffimmung der Stände kann 
Feine Directe oder indirecte Auflage ausgefchrieben oder 
erhoben werben. Das Finanzgefeß, welches uf 3 
Sabre gegeben wird, foll zuerft der zweiten Kam— 
mer vorgelegt werden, welche darüber, nach einer 
vertraulichen Befprehung mit der erſten 
Kammer durch die Ausfhüffe, ihre Bes 
fehlüffe zu faffen bat. Die Befchlüffe der zweiten 
Kammer kann Die erfte nur im Oanzen annehmen 
oder verwerfen, — Gefchieht das leßtere; fo wird 
das Finanzgeſetz in einer Berfammlung der vereinig- 
ten beiden Kammern, unter dem Borfiße des Präfi: 
fiventen der erften, diſcutirt, und der Beſchluß nach 
abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt. 

Beide Kammern find befugt, nicht nur eine 
volftändige Ueberſicht und Nachweifung der Staats: 
bevürfniffe, fondern auch eine genuͤgende Auskunft 


— 
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über die Verwendung früher verwilligter Summen 
zu begehren. 

Die Civillifte kann, während ver Dauer 
der Kegierung eines Großderzogs, ohne feine Bes 
willigung weder gemindert, noch ohne Zuftimmung 
der Stände erhohet werben, 

Ohne Zuftimmung der Stände kann Fein Ges 
ſetz, auch in Beziehung auf das Sandespolizeiwefen, 
gegeben, aufgehoben oder abgeändert wer- 
den, — Wenn auch) nur eine Kammer gegen einen 
Geſetzesvorſchlag ſtimmt; fo bleibt das Geſetz aus- 
gefesgt. Wird aber ein folches Geſetz auf den naͤch— 
ften Landtage von der Regierung den Stäuden wieder 
vorgelegt, und wieder von der einen Kammer abges 
lehnt, von der andern aber angenommen; fo wer= 
den, wenn die Regierung es nicht vorzieht, den 
Vorſchlag zurüd zu nehmen, die Stimmen für und 
wider die Annahme in beiden Kammern zuſammen— 
gezählt, und die ſich ergebende Stimmenmehrheit 
entfcheidet für oder gegen Die Annahme, 

Sefeßesvorfchläge Founen nur von 
dem Großherzoge an die Stände, nicht 
von den Ständen an den Großherzog ge 
bracht "werden. Die Stände fonnen aber, im 
Wege der Petition, auf neue Geſetze, fo wie 
auf Abänderung oder Aufhebung der beftehenden 
anfragen, iin 

Aushebungen zur Vermehrung der Truppen 
über die Bundespflicht hinaus fonnen nur 
durch ein Geſetz beſtimmt werden. 

Die gefammte Staatsfhuld, welche ohne 
ftändifche Einwilligung nie vermehrt werden kann, 
ift durch die Berfaffung garantiert, 

Die Kammern baben das Recht, dem Groß— 
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berzoge alles dasjenige vworzutragen, was fie, ver— 
möge eines übereinffiimmenden Befhluf- 
fes, für geeignet halten, um als eine gemeinfchaft= 
lihe Beſchwerde, oder als ein gemeinfchaftlicher 
Wunſch an ihn gebracht zu werden. Dies gilt 
auch von den Befchwerden gegen Das Benehmen der 
Staatsdiener. 

Einzelne und Corporationen koͤnnen ſich nur 
dann an die ftändifchen Kammern wenden, wenn 
fie in Hinficht ihrer individnellen Sntereffen auf eine 
unrechtliche oder unbillige Art für verlegt oder gedruͤckt 
ſich halten, und wenn ſie zugleich nachzuzeigen vers 
mögen, daß fie bei den Staatsbehoͤrden die gefeß- 
lichen Wege um Abbülfe ihrer Beſchwerden vergeblich 
eingeſchlagen haben. 

Wenn die eine Kammer der andern in Hinſicht 
auf eine Petition oder Beſchwerdefuͤhrung nicht bei— 
ſtimmt; ſo bleibt es der letztern unbenommen, die 
hoͤchſte Regierung von der Petition oder Beſchwerde⸗ 
fuͤhrung mit dem Bemerken in Kenntniß zu ſetzen, 
daß dieſelbe der andern Kammer, welche aber ihre 
Zuſtimmung verſagt habe, mitgerheilt worden fen. 

Die Stände find für den Anhalt ihrer freien 
Abftimmung nicht verantwortlich. Doch ſchuͤtzt das 
Kecht der freien Meinungsäußerung nicht gegen den 
Vorwurf der Verläumdung, welche Einzelne in diefer 
Aeußerung finden Eönnten. 

Während der Dauer des Landtags find die Mit— 
glieder der Ständeverfanmlung Feiner Art von Arreft, 
als mit Einwilligung der Kammer, zu welcher fie 
gehören, unterworfen; ausgenommien den Fall der Er- 
greifung auf frifcher That bei ftrafbaren Handlungen, 

Der Großherzog ernennt den erften Präfidenten 
der erfien Kammer für die Dauer des Landtags. 
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Zur Auswahl des zweiten Pröfidenten fihlägt ihm Die 
Kammer drei Mitglieder vor. Bei Anwefenheit der 
Hälfte ihrer Mitglieder ift Die erfte, bei Anweſenheit 
von 27 Mitgliedern ift die zweite Kammer conftituirt. 
Unter Leitung der Einweifungscommiflion ſchlaͤgt die 
zweite Kammer vem Großherzoge 6 Mitglieder zur 
Ernennung des erften und zweiten Präfidenten derſel— 
ben vor. 

Jedes Mitglied der Srände hat das Recht, in 
der Kammer, zu welcher es gehoͤrt, Motionen 
über Gegenftande zu machen, welche zu dem Wir: 
Fungskreife der Kanımer gehören. — Die von einer 
Kammer abgelehnten Anträge der Regierung, oder 
der andern Kammer, oder eines Mitglieds der Kam— 
mer koͤnnen auf demfelben Sandtage nicht wiederhohlt 
werden, " 

Die Vorbereitung zur Berathung gefchieht durch 
gewählte Ausſchuͤſſe. 

Zu einen gültigen Befchluffe gehört in der erften 
Kammer die Abjtimmung von wenigftens F, und in 
der zweiten Kammer von wenigftens 277 Mitgliedern ; 
in beiven Kammern entfcheidet die Stimmenmehrheit. 

Alle Befchlüffe der einen Kammer müffen der 
andern zur,gleichmäßigen Berathung mirgerheilt were 
den, mit Ausnahme folcher Gegenftände, worüber 
verfaffungsmäßig ein Beſchluß der einen Kammer, 
"unabhängig von dem der andern, zur Wirkfamfeit 
gelangen kann. 

Die Kammern haben ihre Verhandlungen, in= 
fofern fie fich nicht über vertrauliche Eröffnungen ver 
Regierung, oder der andern Kammer, oder an folche 
erſtrecken, Durch den Druck befannt zu machen 
Unter verfelben Vorausfegung haben fie auch das 
Recht, eine beftimmte Anzahl von Zuhörern zuzulaffen. 
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Allgemeine Beſtimmungen. 


Für das ganze Großherzogthum ſoll ein buͤr ger— 
liches Geſetzbuch, ein Strafgeſetzbuch, und ein 
Geſetzbuch über das Verfahren in Rechts— 
ſachen eingefuͤhrt werden. | 

Ausfchliegliche Handels= und Gewerbeprivilegien 
follen nicht ftatt finden, außer zu Folge eines befons 
dern Geſetzes. — Patente für Erfindungen dagegen 
Fann die Regierung auf beftimmte Zeit ertheilen. 

Die Strafe der Vermogensconfifcation 
iſt für alle Zeiten abgefchafft. 

Bon der Gewähr der Verfaſſung. 

Jeder Negierungsnachfolger fichert, bei dem Anz 
frite feiner Negierung, den Ständen die unverbrüch- 
lichſte Feſthaltung der Verfaſſung in einer Urkunde zu, 
welche den Ständen zugeftellt und in dem Ranbiichen 
Archive niedergelegt wird. 

Die Straatsminifter und fämmtliche übrige 
Etaatsdiener find, infofern fie nicht in Folge von 

Befehlen ihrer vorgefesten Behörden handeln, jeder 
innerhalb feines Wirkungskreifes für die genaue Be— 
obachtung der Berfaffung verantwortlich, (Das 
Geſetz über die Verantwortlichkeit der Minifter und 
oberfien Staatsbehoͤrden bilder einen integrirenden 
Theil der Verfaffung.) 

Abänderungen und Erläuterungen 
der Verfaffungsurfunde fonnen nie anders, 
als mit Einwilligung beider Kammern, geſchehen. 
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| 93. | | 
17) Herzogthum Holftein mit Lauenburg. 


- Die Prälaten , die Ritterfchaft und die Städte 
Holfteins wählten im Jahre 1460 die jeßige Oldens 
burgifche Dynaftie zu Grafen von Holftein *). 
Die Wahlcapitulation band den Regenten fehr an die 
Zuftimmung der Stände. Sie ließ ihn aber frei mit 
den Rammerborigen fehalten und walten; nur 
daß er Feine Domainen veräußern oder verpfänden 
durfte. — Die Stände von Holftein ftanden mit 
Präalaten, Adel und einigen Städten von Schles— 
wig in anerfannter Verbindung. Diefe Verbindung 
ward auch nicht aufgelöfer, als Dänemark Schleswig 
ganz erwarb. Als es aber feit 1712 Feine Jandtage 
berief, dehnten die beiden regierenden tandesherren 
zu Holſtein-Gluͤckſtadt und Gottorp ihre Kechte 
über die vormals beim tandtage erfchienenen Städte 
immer weiter aus; Dagegen die Rechte der privilegir- 
ten Prälaten und Ritterſchaft fortvauernd ans 
erkannt wurden. Go lange diefe ungefränfe blieben, 
ftörten Prälaten und Nitterfchaft Die Regierung nicht 
in ihrer Finanz- und fonftigen Gefeßgebung. Die 
alte Sandescontribution von 120,000 Rthlr. jaͤhrlich 
für. beide Herzogthuͤmer in Kloftern und Rittergütern 
ift noch Die nämliche. Sie zahlen noch jegt bei Ein- 
und Ausfuhr feinen Zoll oder Licenz. Cie und ihre 
Unterthanen find vom Stempelpapiere frei; nur zu den 
neuen allgemeinen Auflagen wurden fie beigezogen. 

Als im Sept. 1806, nach Auflofung des teuf- 
ſchen Neiches, Holftein und Schleswig mit 
Dänemark verbunden wurden, proteftirte die Ritter— 


“) Vergl. Hallefche Lit. Zeit. 1823. Ergaͤnzungsbl. N. 75. 


[ 
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ſchaft nicht dagegen; denn fie befand ſich damals 
wohl unter dem Schuße des Hofes, Als aber auf 
dem Wiener Congreffe (1815) der König für Hols 
ftein dem teutfchen Staatenbunde ſich aͤnſchloß *), 
vernichtete er die Union Holfteins mit Dänemark 
maferialiter wieder, wenn gleich die formliche Tren— 
nung nicht ausgefprochen ward. Allein unter diefen 
Derhältniffen würde eine Gemeinfchaft der neuen Ver: 
faſſung für beide Herzogthuͤmer große Unbequemlich: 
keiten haben, weil Schleswig nicht zum teutſchen 
Staatenbunde gehört. Sollte aber Schleswig Hol: 
ftein incorporirt werden; fo begäbe fich der Künig 
eines Theiles der Souverainetätsrechte in Schleswig. 
Am 17. Aug. 1816. beftätigte ver König die 
Vorrechte der Prälaren und der Nitterfchaft in Hols 
ftein. Inder, ohne Erfolg gebliebenen, Commiſſion 
zur Entwerfung einer Verfaffung ſaßen Männer aus 
allen Ständen, auch ein Praͤlat; vie Ritterſchaft 
aber verlangte, daß ein Ausſchuß derfelben bei der 
Entwerfung der Verfaffung zugezogen werden möchte. 
Anf diefen Antrag ging die Regierung nicht ein, und 
ihre Zögerung, Holftein eine Verfaffung zu geben, 
ſcheint nicht darin begründes zu feyn, die Autofratie 
bis an die Eider auszudehnen, fondern in der Ver: 
legenheit, den recipirten Adel in den Herzogthuͤmern 
zu befriedigen, und ficher zu feyn, daß die Übrigen 
Staaten der Monarchie | ſich dann nicht gleiche Ver: 
faffung wünfchen. — In Lauenburg erhielt fich, 
nach der Abtretung an Dänemark, die treuefte Boll: 
ziehung der beftehenden Berfaffuig, | 


*) Vergl. Vorgänge in Holftein, in Beziehung 
auf ſtaͤndiſche Berfaffung; im allg. Staats 
verfaffungsardive, Th.2. ©. 211 ff. 
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Zwar hatten die Praͤlaten und die Ritterſchaft 
Holſteins ſich an die Bundesverſammlung zu Frank— 
furt wegen Wiederherſtellung ihrer land— 
ſtaͤndiſchen Verfaſſung gewendet; es faßte aber 
(Dec. 1823) die hohe Bundesverſammlung deshalb 
folgenden Befchluß: „daß, weil die alte Ber 
faffung in Holftein in anerfannter Wirf- 
famfeitnicht beftehe, vie reclamirenden Holfteis 
nifchen Praͤlaten und Kitterfehaftsmitglieder mit ihrem 
Gefuche und mit ihrer Berufung auf den 56ſten Artikek 
der Wiener Schlußacte, als unftatthaft abges 
wiefen würden. Doc) werde den Neclamanten zu 
ihrer Beruhigung eröffnet, daß der König von Däne- 
mark, nach der wiederhohlsen Erklärung feines Bun— 
destagsgefandten, dem Herzogthume Holftein 
eine Verfaſſung zugefichert habe, welche, 
nach Art. 55. der Schlußacte, die Altern Kechte moͤg— 
lichft beruͤckſichtigen, und den gegenwärtigen Zeitver: 
hältniffen angepaßt werden folle *)Y.“ — Für diefen 
legten Zwed erließ der König von Dänemark am 12, 
Dec. 1823 ein Sommifforium **) an die ſchles— 
wig = holftein = lauenburgifche Kanzlei, worin er eine 
Commiſſion von I Mitgliedern ernannte, die in Kopen— 
hagen zufammentreten, und in Erwägung ziehen follte, 
‚welche Vorbereitungen der Bollziehung ver ftändifchen 
Verfaſſung des Herzogehums Holftein annoch voranz 
gehen müßten.’ 


94. 
18) Großherzogthum Luxemburg. 
Da dieſes Großherzogthum nach dem Grund» 





*) Allgem. Zeit, 1823, N. 350 und 351, 
**) Ebend. N. 361. 
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geſetze des Königreiches der Niederlande vom 24, Aug. 
4515 regiert wird; fo muß darüber die Entwicdelung 
des politifchen Cpaatiers diefes Grundgefeßes vers 
glichen werden, 


95. 
19) Großherzogthum Sachfen - Weimar. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Der Herzog Karl Auguft von Sachen = Wei- 
mar-Eiſenach trat, nach. der Auflöfung des teutfchen 
Reiches, am 15. Dec. 1506, mit den übrigen Fuͤr— 
ften des fächlifch - Erneftinifchen Haufes, zu Pofen 
zum Rheinbunde, ‚Darauf erfchien am 20, Sept. 
1509 eine „Konftirution der vereinigten 
tandfchaft der berzoglih Weimar: und 
Eiſenachiſchen Lande, mit Einfluß der 
Senaifchen Sandesportion” *). Sie war blos 
proviforifch, und zunächft dazu beſtimmt, die ein= 
zelnen Beftandtheile des Staates unter einander, in 
nähere Verbindung zu bringen, damit die Laften, 
welche wahrend der Zeit des Kheinbundes auf denfel= 
ben ruhten, gleichmäßiger vertbeilt werden und. den 
Credit des Ganzen nicht erfihüttern möchten, Es 
wurden daher die drei Sandfchaften, Weimar, Eiſe— 
nach und Jena, zu Einer tandfchaft, in drei Krei- | 
fen beftehend, vereinigt. Die fämmtlichen Ge— 
fchäfte in Eine ftändifche Deputation, ‚unter 


) Berl. We fo tie. über die frühere ftändifche Ders 
faffung diefes Staates, das allgemeine Staats 
verfaffungsardip, 3.1. St. 2. ©, sr und 
Europ, Conſtitt. Th.2. S. 312. B 
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dem Vorſitze eines General: tandfchaftsdirectors, bes 
forgen. Die Verwaltung der Steuergeſchaͤfte aber 
ward einem Sandfchaftscollegium übertragen, Die 
Stände jedes Kreifes follten aus folhen Gutsbe— 
fißern md Städten beftehen, welche bis vahin 
das Recht der Standfchaft auf den allgemeinen land» 
. tagen gehabt hatten; auch behielt die Univerſitaͤt Jena 
das Recht der Standfihaft. Die landpfchaftlihe 
Depntation follte aus 12 Deputirten und dem 
Director zufammengefest werden. Sechs verfelben 
follten Gutsbeſitzer, adlichen oder auch nicht 
adlihen Standes ſeyn; fünf von den Städten 
Weimar, Eifenah, Jena, Buttſtaͤdt und Dorn: 
burg, und einer aus dem akademifchen Senate der 
Univerſitaͤt Jena gewählt werden. Die ordentliche 
Verſammlung diefer Deputation follte jährlich feyn, 
- und jährlich follten, nach dem Looſe, zwei Drit- 
theile der Deputirten erneuert werben, 

Die nächfte Beftinnmung der Depntation follte 
das Durchgehen und Abnehmen der von dem land- 
fchaftlichen Collegium geführten Rechnungen feyn, 
Dann follte fie die Etats fürs nächfte Jahr ordnen 
und decken. Die Entwürfe zu neuen Öefegen 
follten ihre vom Landesherrn zur Eröffnung ihres uns 
vorgreiflichen Öutachtens vorgelegt werben; 
auch follte ihr. freiftehen, felbft Borfohläge zu 
thun. Dei diefer Einrichtung follten Eünftig alle 
Berfammlungen der Sandftände aufhören; doch be= 
hielt fich der Herzog vor, fie in einzelnen außerordent= 
lichen Fällen zu berufen; fo wie den Landſtaͤnden ver: 
ftattet blieb, auf eine folhe Berufung, unter Dor- 
legung wichtiger Gründe, anzutragen. 

Nachdem aber ver Herzog im Jahre 1815 dem 
teutfchen Bunde als Großherzog beigetreten war, und 
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durch Die Befchlüffe des Wiener Kongreffes einen an⸗ 
fehnlichen Laͤnderzuwachs erhalten ‚hatte,  verfprach 
er, in dem Befißnahmepatente der neuerworbenen 
Sänder vom 15. Nov. 1815, diefen, gleichmäßig mit 
den übrigen alten Provinzen, ‚eine landſtaͤndiſche 
Derfaffung zu geben, welche ihnen das Recht ge= 
währen follte, Durch aus allen Klafjen der Staats= 
bürger felbft erwaͤhlte Kepräfentanten bei 
der Gefeßgebung mitzuwirken; Steuern und Finanzs 
maasregeln nur nach freier Prüfung zu bewilligen; 
ber Mängel und Migbrauche in der Gefeßgebung 
oder Verwaltung mit gutachtlichen Vorfchlägen zur 
Abftellung derfelben Vortrag zu thun; ſo wie bei will 
führlichen Eingriffen der Staatsbeamten in Die gefeßs 
liche Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der Staats— 
bürger, bei dem Großherzoge Klage zu führen,‘ 

Am 1. Dec. 1515 erfchien ‚Die großherzogliche 
Verordnung *), die Drganifation des Staatsmi— 
nifteriumsıbetreffend, und am 30, San. 1516 **) die 
DBerordnung, die Bildung und Zufammenbes 
rufung einer frandifchen Berathungsverſammlung 
zur Entwerfung der Landesverfaffungse 
urkunde betreffend. — Diefe Berathungsverfamme 
fung ward am 7. Apr. 1816 eroffner ***), und. bes 


—— 


*) Allg. Staatsverfaſſungsarchiv, B.1. St. 2. S. 254. 

**) Europ. Conſtitt. Th.2. ©: 316. 

+++) Sie beſtand aus Abgeordneten der alten und neuen Lanz 
desiheile, und aus einigen dazu beauftragten. Staatös 
dienern. Der Großherzog erklärte fih, im Eingange zur 
Verfaſſungsurkunde, darüber ſelbſt: „Durch diefe abge; 
ordnete Berathungsverfammlung ift, mit Ihätigkeit und 
einmüthigem Vaterlandsfinne, ein Unſern wohlgemeinten 
Abſichten angemeffener Entwurf einer landftändifchen Ver: 
faffungsurfunde ausgearbeitet, und zu Unſrer landes—⸗ 
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reits am 5. Mai 1816 erfihien das Grundgeſetz 
über vie landſtaͤndiſche DBerfaffung, für 
welche der großhberzogliche Sefandte bei der Bundes- 
verfanmlung am 28. Nov, 1516 die Öarantie Des 
Bundes nachfuchte, 


96, 


b) Politifcher Charakter der Verfafſungs— 
urkunde vom 5. Mai 1816. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


In dem Großherzogthume beſteht eine landſtaͤn— 
diſche Verfaſſung, welche allen Theilen derſelben, 
als einem Ganzen, gemeinſchaftlich iſt. 

Drei Stände find als Landſtaͤnde anerkannt: 
der Etand der Rittergutsbefißer; ber Stand 
der Bürger, und der Stand der Bauern, 

Diefe drei Sandftände, und in ihnen ſaͤmmt— 
lihe Staatsbürger, werden durch Männer ver— 
treten, welche aus ihrer Mitte durch freie Wahl 
als (andftändifche Abgeordnete hervorgehen, 


Rechte der Landſtaͤnde. 


Es ſtehen den Landſtaͤnden folgende Rechte zu: 
1) das Recht, gemeinſchaftlich mit dem Landesfuͤrſten, 
und den von dieſem beauftragten Behoͤrden, die 
Staatsbeduͤrfniſſe, fo weit diefelben aus Landfchaft- 
lichen Klaffen und aus dem Vermögen der Staats- 
bürger zu beftreiten find, zu prüfen und die zu ihrer 


fürftlichen Beftätigung eingefandt worden, und Wir neh: 
men keinen Anftand, foldyen nur mit wenigen — 
feine wefentliche Beſtimmung abändernden — Modi 
ficationen zu beſtaͤtigen.“ 

St. W. ate Aufl. IV. 31 


—F 
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Deckung erforderlichen Einnahmen und Ausgaben 
feſtzuſethen (Beſtimmungen der Etats); 2) 
das Recht, über jede, Befteuerung und andere Be— 
laftung der Staatsbürger, fo wie über jede allgemeine 
Anordnung, welche darauf Einfluß haben möchte, 
ehe fie zur Ausführung kommt, gehört zu werden, der— 
geftalt, daß ohne der Landſtaͤnde ausdrüd- 
lihe Verwilligung, weder Steuern oder „ans 
dere Abgaben und Seiftungen im Lande ausgefchrieben 
und erhoben, noch Anleihen auf, die landfchaftlichen 
Kaffen und das Vermögen der Staatsbürger gemacht, 
noch fonft Finanzmaasregeln ergriffen werden Dürfen, 
welche das Sandeseigentbum, oder das Eigenthum 
der Staatsbürger in Anfpruch nehmen, oder die Ge— 
faͤhrdung des landftändifchen Intereſſe nach fich ziehen 
koͤnnten; 3) das Necht, die Rechnungen über beftrit= 
tene Etaatsbedürfniffe der oben erwähnten Art zu 
prüfen, und fowohl über darin bemerkte Anftande 


Auskunft, als überhaupt über die Verwendung von 


Einnahmen landfihaftlicher Kaffen und aus dem Ver— 


mögen der Staatsbürger Nechenfchaft zu verlangen ; 
4) das Rechte, dem Fürften Vortrag zu thun. über 
Mängel und Mißbräuche in der Gefeßgebung und 
Verwaltung des tandes, mit gutachtlichen Vor— 


fhlägen zur Abftellung derfelben; 5) das Recht, 


bei dem Finften Befchwerde und Klagen zu er— 
heben gegen die Minifter und andere Staatsbehoͤrden, 
über deren Willkuͤhr, und über deren Eingriffe in die 
Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der Staats: 
bürger, fo wie in die Verfaffung des Landes; 6) das 
Recht, an der Öefeßgebung in der Art Theil 
zu nehmen, daß neue Geſetze, welche entweder 
die tandesverfaffung betreffen, oder die perfonliche 
Freiheit, die Sicherheit und das Cigenthum der 
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Staatsbuͤrger angehen, ohne der Landſtaͤnde Bei— 
rath und Einwilligung nicht erlaſſen werden duͤrfen; 
7) das Recht, die Landraͤthe zu waͤhlen und dem 
Fuͤrſten zur Beſtaͤtigung vorzuſtellen; ſo wie zwei 
Raͤthe oder Aſſeſſoren bei dem Landſchaftscollegium, 
und den Kaſſirer bei der Hauptlandſchaftskaſſe zu 
ernennen. 


Anzahl und Wahl der Volksvertreter aus den drei 
Landſtaͤnden. | | 


Für das gefammte Großherzogthum werden 31 
Abgeordnete, als Volksvertreter, erwaͤhlt: 
11 von dem Stande der Nittergutsbefißer, 10 von 
dem Stande der Bürger, und 10 von dem Stande 
der Bauern, | 

Ein jeder der drei Stände wählt die feiner Wahl 
überlaffenen Abgeordneten aus feiner Mitte, 

Für die Rittergutsbeſitzer beftehen drei Wahlbe- 
zirfe in dem Weimarifchen, Eifenachifcehen und Neu: 
ftädter Kreife. Aus dem erften werden +, aus dem 
zweiten 3, und aus dem dritten 3 Abgeordnete gewählt, 
Die Univerfiräat Jena ftelle ven eilften Abgeorb- 
neten. ' 

Für den Stand der Bürger beftehen zehn, 
und eben fo auch für den Stand der Bauern zehn 
Wahlbezirke. Aus jedem diefer Bezirke wird ein 
Abgeordneter durch Wahlmänner gewählt: 

Am Stande der Kittergutsbefiser ift jeder zur 
Zheilnahme an der Wahl berechtigt, welcher ein Ritz 
tergut entweder allein, oder gemeinfchaftlich mit an— 
dern befißt. Beim Stande der Bürger und Bauern 
ftellt jeder Dre (Stade, Fleden oder Dorf) fo viele 
Wahlmänner, als er je 50 Wohnhäufer zähle. 

Die Wahlfähigkeit zur Stelle . Volfsver- 


+ 
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treters erfordert im Allgemeinen teutſche Geburt, ehe— 
liche Geburt, chriſtliche Geburt, 30jaͤhriges Alter, 
und unbeſcholtenen Ruf. Im Beſondern gehoͤrt zur 
Wahlfaͤhigkeit eines Abgeordneten von den Ritterguts— 
beſitzern, daß er ſeit 3 Jahren in dem Wahlbezirke 
mit einem, ihm ganz oder zum Theile gehoͤrenden, 
Rittergute anſaͤſſig ſey. — In den Staͤdten iſt nur 
derjenige Einwohner des Wahlbezirks wahlfaͤhig, wel— 
cher, außer dem Beſitze eines in der Stadt oder Vor— 
ſtadt liegenden Wohnhauſes, ein unabhaͤngiges Ein— 
kommen nachweiſen kann, und zwar muß dieſes Ein— 
kommen, mit Einſchluß des Ertrags von jenem Wohn 
hauſe, in den Refidenzftädren Weimar und Eifenach 
wenigſtens 500 Thlr., in den übrigen Städten aber 
300 Thlr. jährlich betragen. — Wer im Etande 
ver Bauern wahlfähig fern foll, muß in dem Kreife, 
worin fein Wahlbezirk liege, an Haus» und Feld— 
-gütern entweder eigenthümlich, oder als gefeßlicher 
Nutznießer des Vermögens feiner Ehefrau, einen 
Werth von wenigftens 2000 Thlr. befigen, 

Die Wahlen gelten auf fechs Jahre, Doch 
iſt jeder Gewählte wieder wahlfäbig. 


Sandtag, echte der Abgeordneten ꝛc. 


Zu einem ordentlichen Landtage werden die Stände 
‚aller drei Kahre berufen; zu einem außerordentlichen 
nach dem Ermeffen des Fürften. 

Außer den tandtagen giebt es Feine ftändifchen 
Berfammlungen, weder Des ganzem Landes, noch der 
Kreife. | 

Zur Leitung der landftandifchen Gefchäfte wird 
durch Stimmenmehrheit von den ſaͤmmtlichen Abge— 
ordneten der Landftände, und zwar aus der Mitte des 
Standes ver Kittergutsbefiger, eintandmarfchall, 


Fr 
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aus der Mitte fanmtlicher Abgeordneten aber werden 
zwei Gehuͤlfen gewählt, welche drei zufammen den 
Vorſtand (das landftändifche Directorium) 
bilden. Die Wahl des Jandmarfihalls muß der Fürft 
betätigen. Die Wahl der Öehülfen wird ihm blos 
angezeigt. 

Niemand Fann wegen feiner Aeußerungen in der 
ftanpifchen Verſammlung verantwortlich gemacht 
werden. Es verſteht fich, Daß jede Verunglimpfung 
des tandesfürften, oder eine Beleidigung der Regie— 
rung, Des Landtags, oder Einzelner, verboten und 


‚nach den Geſetzen ftrafbar ift. 


Die Abgeordneten genießen völlige Unver— 
leglich£eit der Derfon vom Anfange des Landtags 
bis acht Tage nach dem Schluſſe deſſelben. Nur mit 
Einwilligung des Landtags, auf dem Wege Rechtens, 
kann in dringenden Fallen gegen fie verfahren werden. 

Die landftändifhe Berfammlung bil: 
def nur Ein Öanzes, nicht mehrere Kam: 


‚mern, 


Alle Befchlüffe werden nach der abfoluten Mehr— 
heit der Stimmen gefaßt. Der Landmarſchall hat 
Eeine entfcheidende Stimme; vielmehr ift, wenn Öleich- 
heit der Stimmen eintritt, die Sache noch einmal 
in voller Sitzung in Vortrag zu bringen. Wird auch 
in diefer Sitzung Die Gleichheit der Stimmen nicht 
gehoben; fo find die /beiderfeitigen Dieinungen dem 
Sandesfürften zur Entfiheidung vorzutragen. 

Die Abftimmungen geſchehen einzeln, nie nach 


Ständen, Kreifen oder Bezirken, Doch bleibt es 


den Abgeordneten eines Standes oder eines Kreifes 
vorbehalten, wenn fie ihren Stand, oder ihren Kreis 


durch den Befchluß der Mehrheit für beſchwert erach— 


fen, fich über ein volum separatum zu vereinigen, 
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und folches zum Protocolle zu geben. Kine folche 
Curiat- oder Provinzialftimme hat vie Kraft, 
daß jie die Ausführung des von der Mehrheit gefaß- 
ten Befchluffes aufhält, daß fie in die von dem Land— 
tage an den Fürften ergebende Erklärung, neben 
dem Befchluffe der Mehrheit, aufgenommen werden 
muß, und nebft diefem der Entfcheidung des Fürften 
zu unterwerfen ift. Damit aber eine Geparatftimme 
diefe Kraft erlange, ift Einftimmigfeit aller 
Abgeordneten aus dem Stande, oder dem Kreife, 
der dadurch verwahrt werden foll, erforderlich. 

Außer dem Falle einer Curiat- oder Provinzial- 
ftimme kann ein Befchluß des Landtags weder durch 
Proteftation, noch Durch Berufung auf höchfte Ent: 
fiheidung, noch auf andere Weife gehindert werden ; 
vielmehr wird jeder DVerfuch dieſer Art ſchon im 
Voraus für gefegwidrig und ungültig erklärt. 

Die Minderheit muß fich, jenen Fall ausge: 
nommen, der Mehrheit unbedingt unterwerfen, ob= 
gleich jedem Abgeordneten das Necht zufteht, feine 
Meinung entweder in dem Protocolle niederfihreiben 
zu laffen, oder in einem eignen Auffage zu den 
Acten zu bringen. 

Der Sanvdesfürft läßt dem Landtage feine Anträge 
fchriftlich mitteilen, entweder auf einmal, oder nach 
und nach. — Sollten bei neuen Gefeßesvorfchlägen, 
oder andern wichtigen Anträgen, mündliche Er— 
örterungen den Gang der Gefchäfte befördern koͤnnen; 
fo wird der Fürft Minifter, oder andere Staatsbe— 
amte, als feine Commifjarien zu einzelnen Sitzungen 
drs Landtags abordnen, welche den Gegenftand nach 
feinen Beweggründen zu entwideln, jedoch der land» 
ftändifchen Abftimmung und Befchlußfaffung wicht 
beizuwohnen haben, 


Großherzogtum Eachfen- Weimar, 487 


Jedem Abgeordneten ficht es frei, Anträge an 
die Berfammlung zu bringen, | | 

Wo die Verfammlung es dienlich finder, koͤn— 
nen Ausschüffe zur Bearbeitung einzelner Gegen— 
finde, zur Anftellung von Unterfuchungen, zur Ab— 
gebung von Gutachten, und zur Abfaffung von 
Schriften niedergefegt werden. — Cole Aus: 
ſchuͤſſe befiehen aus drei oder kauf Perſonen. Die 
Befchlüffe derfelben werden nach W Mehrheit der Stim— 
men gefaßt, und kommen wieder zum mündlichen oder 
fehriftlichen Vortrage bei dem tandtage. Bei den 
Erörterungen darüber hat jedes Mitglied des Aus— 
fchuffes wieder feine Stimme, als Mitglied des Land— 
tags überhaupt, 

Dem Fürften ſteht das Recht zu, den Landtag 
zu verfagen, oder aufzulofen. Geſchieht das legtere; 
fo verlieren fammtliche Abgeordnete ihre Stellen, den 
Landmarſchall ausgenommen. Längftens binnen drei 
Monaten müffen neue Wahlen verfügt werden; Doch 
find die Mitglieder der aufgeloͤſeten VBerfammlung 
wieder wählbar, 


Nähere Beftimmungen über die Ausübung der den 
Sandftanden zuftehenden Rechte Durch den Landtag. 


Alle landſchaftliche Kaffen ftehen unter dem Land— 
fchaftscollegium, als der oberften Staatsbehoͤrde. 

Einige Zeit vor Eröffnung eines Landtags ent: 
wirft das Sandfchaftscollegium die Erats aller 
ihm untergeordneten Kaffen auf die nächften Drei 
Fahre. Sind dieſe Erats gefertigt und berichtigt; 
fo jendet das Sandfchaftscollegium folche an den Für: 
ften ein zur vorläufigen Genehmigung. — 
Nach erfolgter vorläufigen Öenehmigung werden Die 
Etats dem Landtage von dem Fuͤrſten unmittelbar 
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zugefgrtigt, damit derfelbe fowohl über die Etats au 
ſich, als über die Mittel, die erforderlichen Beduͤrf— 
niffe aufzubringen, fich berathen und urtheilen koͤnne. 
— Diefe Beurtheilung der Etats und die als ver: 
faffungsmäßig” anerkannten VBerwilligungen, geben 
mittelſt einer eigenen Erklärungsfihrift an den Fürs 
ften zurüd, worauf von demfelben entweder die Be— 
ftätigung der vom tandtage geſchehenen Vorfchläge 
erfolgt, oder eine nochmalige Prüfung und Eroͤrte— 
rung der Sache bei ſolchem veranlaßt wird, — 
Eind der Fürft und der Sandtag über die fanmtlichen 
für die nächften drei Kechnungsjahre erforderlichen 
öffentlichen Abgaben, über deren Betrag, Art und 
Erhebungsweife einverftanden; fo werden ‚fie, als 
von ven Landſtaͤnden verwilligte und von dem Landes— 
fürften genehmigte, vermittelft Patents ausgefchrieben, 

Die Durchſicht, Prüfung und Abnahme aller 
Rechnungen tiber die dem Fandfihaftscollegium unter= 
geordneten Kaſſen gefchieht jährlich bei dieſem Colle— 
gium, und vor einem Ausſchuſſe aus den landftändis 
ſchen Abgeordneten. 

Wenn irgend ein Staatsbürger, welcher zwar 
durch den Sandtag mit vertreten wird, aber nicht felbft 
Bolksvertreter ift, ein Gebrechen bemerkt, veffen 
Abftellung das allgemeine Wohl zu erfordern fcheint, 
oder einen nach feiner, Anficht-zum Beſten des landes 
gereichenden Vorfchlag aufgefaßt hat; fo bleibt es 
ihm unbenonmen, davon den Landtag oder den Vor— 
ftand in Kenntniß zu feßen. 

Das landftändifche Recht der Beſchwerde— 
führung, oder der formlichen Klage hat nur 
die Amtsführung des Staatsminifteriums, der einzel 
nen Etaatsminifter in ihrem Öefchäftsfreife, und.der 
böhern Landesbehörden zum Gegenſtande. — Nur 
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Befhwerdeführung, nicht formliche Klage, 
ift zuläffig, wenn Die Unzweckmaͤßigkeit einer Ver: 
ordnung, oder einer andern Maasregel, den Sandtag 
zum Gebrauche feines Kechts auffordert; formliche 
Klage darf erhoben werden, wenn Unterfchleife bei 
oͤffentlichen Kaſſen, Beftechlichkeie, abſichtlich ver— 
weigerte oder verzoͤgerte Rechtspflege, abſichtliche Ver— 
zoͤgerung in der Verwaltung, oder andere willkuͤhrliche 
Eingriffe in Die Verfaffung‘, oder in die gefegliche 
Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der Staats= 
bürger, zur Kenntniß des Landtags gekommen find. - 
Der Borfchlag suneuen, das Allges 
meine angehenden, Sefeben kann fowohl 
von dem Fürften dem landtage, als von 
dent tandtage dem Fürften vorgelegt wer— 
den. Verſagt in dem legtern Falle der Fuͤrſt die 
Genehmigung; fo Darf der landtag feinen Vorfchlag 
noch auf zwei andern feiner verfaffungsmäßigen Zus 
- fammenkünfte wiederhohlen. Die ftändifche Der: 
ſammlung hat, wenn fie ihre Zuftimmung zu einem 
ihr vorgelegten Geſetzesentwurfe verweigert, je— 
desmaldie Öründe ausführlich anzugeben; 
der “Fürft hingegen wird auf einen, von Dem Sand: 
tage gethanen, Geſetzesvorſchlag nur die Erteilung, 
oder die Borenthaltung feiner Sanction ausfprechen. 


Gewähr der DVerfaffung. 

Un diefem Grundgefege und der durch, folches 
geftifteten Derfaffung Darf in Eeinem Puncte, und 
‚weder mittelbar noch unmittelbar, weder durch) Auf— 
bebung noch Durch Zufäße, etwas geändert werden 


ohne Uebereinftimmung des Fürften und 


Des Landtags. 
| Alle Staatsdiener find auf den Juhalt dieſes 
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Grundgeſetzes und deſſen Feſthaltung mit zu ver: 
pflichten. | —X 
Jede abſichtliche Verletzung der Verfaſſung im 
Staatsdienſte ſoll als Verbrechen angeſehen und 
geſtraft werden. — Jede Handlung eines Gtaats- 
dieners, welche in der Abſicht unternommen wird, 
dieſe Verfaſſung heimlich zu untergraben, oder ge— 
waltſam aufzuloͤſen, iſt Hochverrath. 

Bei einem Regierungswechſel ſoll der neue Re— 
gent ſich ſchriftlich bei fuͤrſtlichen Worten und Ehren 
verbindlich machen, die Verfaſſung nach ihrem gan— 
zen Inhalte während feiner Regierung zu beobachten, 
aufrecht zu erhalten und zu führen. Dieſe ſchriftliche 
Berficherung von dem Fürften, noch vor der Huldi— 
gung, in Empfang zu nehmen, wird ein -außeror= 
dentlicher Landtag berufen. | 

Die Sicherſtellung diefer Verfaffung wird außer: 
dem dem teutſchen Bunde übertragen, 
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20) Herzogtbum Sahfen-Gotha=Alten- 
burg. 


In diefen beiden bis zum 11. Febr. 1825 unter 
Einer Regierung vereinigten Fürftenthümern Gotha 
und Altenburg dauerte bis auf die neuefte Zeit die 
frühere lanpftändifche Verfaffung fort, wie fie ſeit 
dem fechszehnten Jahrhunderte beſtand. Im Fürften- 
thume Gotha bildeten die Stände *) drei Collegia: 


*) Verse: Cv. Hoff) geographifch z ſtatiſtiſcher Abriß der 
Länder des Haufes Sachfen Erneftinifcher Linie. (Weis 
mar, 1819. 8.) ©, 125. | 
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der Örafen und Herren, der Ritter, und der 
zwei Fanzleifäffigen Städte (Gotha und Walters- 
haufen), Jedes Collegium fuͤhrte nur Eine Stimme. 
Zur Ritterſchaft gehoͤrten alle Beſitzer landtagsfaͤhiger 
Ritterguͤter; ſie wurden auch ſaͤmmtlich zum Anhoͤren 
der Landtagspropoſition berufen; aber nur die vom 
Adel konnten perſoͤnlich an den Berathſchlagungen 
Theil nehmen. — | 

Im Fürftenedume Altenburg beftand vie 
Sandfchaft aus den zwei Klaffen der Ritterſchaft und 
der neun Städte (Altenburg, Kahla, Eifenberg, 
Schmöllen, Ronneburg, Roda, Orlamuͤnde, Cams 
burg und Lucca). Beide Stände hatten in neuerer 
Zeit in Einer Kammer zu Berathſchlagungen fich ver- 
einige. Einige, zumächft auf das Kameralwefen fich 
beziehende, Veränderungen wurden auf dem Landtage 
vom Jahre 1818 im Fuͤrſtenthume Altenburg *) ein— 
geführt, wodurch die ganze Kameralverwaltung unter 
die Auffiche der Landſchaft geftellt ward. 

Mit ven Tore des Herzogs Friedrich 4 (11, 
Febr. 1825) erlofh das im Jahre 16409 von dem 
Herzoge Ernft dem Frommen geftiftete Regentenhaus 
Gotha, deſſen Söhne mehrere Rebenlinien geftiftet 
- hatten, von welchen aber im Jahre 1825 nur noch 
die regierenden Haufer Meiningen, Hildburg: 
haufen und Coburg blühten. — Ob nun gleich 
die Theilung der erledigten Laͤnder unter Diefe drei Her: 
zoge mit vielen Schwierigkeiten verbunden war; fo 
‚erfolgfe Doch , unter Der von den drei Fürften nachge— 
fuchten Bermittelung des Konigs von Sachfen 


*) Bol. darüber: Vom Landtage des Herzogthums 
Sakfen:Altenburg im 5. 1818; in Lüders 
Archiv, B. 1. ©. 605 fi. 
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Friedrich Auguſt, als des Seniors des ganzen fäch- 
ſiſchen Haufes, am 12. Nov, 1826 der zu Hildburgs 
haufen abgeichlofjfene und am 15. Nov. unterzeichnete 
Iheilungsvertrag. 

Nach dieſem Vertrage verzichtete der Herzog 
Friedrich von Hildburgbanfen auf feine ges 
fammten Befigungen, und übernahm das Fürften- 
thum Altenburg, mit einigen Ausnahmen. 

Der Herzog Ernft von Coburg verzichtete 
auf das Fuͤrſtenthum Saalfeld und einige andere 
Darzellen, erhielt aber das Herzogtum Gotha, mit 
wenigen Ausnahmen, und einige bis dahin zu Hild— 
burghaufen gehörende Aemter. Er nahm den Titel 
an: Herzog von Coburg und Öotha. 

Der Herzog Bernbard von Meiningen 
erwarb den größten Theil Des Fuͤrſtenthums Hild— 


burgbaufen (mit Ausnahme der an Coburg fallen 


den zwei Aemter), das von Coburg ihm abgetrerene 
Fürftenehum Saalfeld, und einige andere Par: 
zellen. — 

In Hinfiht auf die Verfaſſung der herzog— 
lich = fächfifchen Sander der Erneftinifchen Linie aus 
dem Haufe Gotha ift noch Feine fürmliche Entſchei— 
dung zur öffentlichen Kunde gekommen. Von dem 
neuen Herzoge Friedrich zu Altenburg ift that: 
fachlich die alte ftändifche Verfaſſung des Fürften- 
thums Altenburg beibehalten, allein die von ihm dem 
Fuͤrſtenthume Hilpburgbaufen gegebene neue 
Derfaffung ift von dem neuen Beſitzer dieſes Landes 
öffentlich noch nicht aufgehoben, und der an den Her: 
z0g von Meiningen gefallene tandestheil von Hildburgs 
haufen, fo wie Saalfeld noch nicht mit den Ständen 
von Meiningen, unter Die von dem Herzoge im Jahre 
1524 gegebene Verfaffung, verſchmolzen worben. 


4 
ne 4 
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Eben fo bat ver Herzog von Coburg und 
Gotha noch Feine öffentliche Erklärung darüber 
erlaffen, ob die von ihm im Jahre 1821 dem Für: 
ſtenthume Coburg = Saalfeld gegebene Verfaſ— 
fungsurfunde aufgehoben, oder verändert wird, oder 
ob die Stände des Herzogthums Gotha mit den Stän- 
den von Coburg verfchmolzen, oder ob die bisherigen 
Staͤnde in Gotha unter ihrer Altern Form, unab— 
haͤngig von der für Coburg gegebenen Verfaffung, fort: 
dauern follen. 

Unter dieſen Verhältniffen muß, bis zur defi— 
nitiven Entſcheidung des Schickſals der angeführten 
neuen DVerfaffungen in Meiningen, Hildburghaufen 
und Coburg, der politifche Charakter derfelben noch, 
als beftehend, in den nachfolgenden $$., aufge: 
führe werden, | 





98. N 
21) Herzogtbum Sabfen- Meiningen, 
Politificher Charakter der DVerfaffung vom 4. Sept. 
1824, 


Vor der, von dem Herzoge von Meiningen im 
Sahre 1824 gegebenen, neuen Verfaffung beftanden 
in dem fogenannten Dberlande und in dem Ans 
theile Meiningens an Rombild Feine Landſtaͤnde *), 
weil diefe Befisungen als Domainen betrachtet wur= 
den, Dagegen gab es in dem größern Theile des 


*) Dergl. v. Hoffs Abriß ꝛc. ©. 185. In dem Oberlande 
waren, feit feiner Trennung von Coburg, die Stände 
eingegangen. Die Hittergutsbefiger im Roͤmhildiſchen 
hielten fi) zum Theile vor dem Jahre 1806 zur Reichs⸗ 
ritterſchaft. 
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Etaates, in dem Unterlande Sandftände, welche 
in Ritterſchaft und Städte zerfielen, fo daß vie 
Kitterfchaft fechs, und die Städte fechs Deputirte 
zum Sandtage fendeten, auf welchem die Steuern be= 
rathen und bewilligt wurden, Es beftänd eine beſon— 
dere landfchaftliche Kaffe und Steuerdeputation , wels 
chen alle Steuereinnahmen untergeordnet waren, 

Diefe veraltete fiändifche Form ward von dem 
Herzoge Bernhard von Meiningen durch das von 
ihm, als Act der Souverainerät am 4. Sept. 1824 
unterzeichnete, Örundgefeß über die land— 
ſchaftliche VBerfaffung aufgehoben. Diefe 
neue Berfaffung enthielt, in den meiften Beftimmuns 
gen, eine Nachbildung der Weimarifchen Verfaſſung 
vom Sabre 1816. — Nach dieſem Grundgeſetze 
giebt es drei Staͤnde: den Stand der Rittergutsbe— 
ſitzer, den Stand der Buͤrger, und den Stand der 
Bauern. Aus jedem Stande werden fieben Depu— 
tirte (zufammen 21) gewählt. — Der Regent be: 
ruft, eröffnet, und ſchließt den Landtag; auch kann 
er denfelben vertagen. Er ernennt aus jedem der drei 
Staͤnde einen Abgeordneten zum Landtage; auch ers 
nennt er aus dem Stande der Kittergutsbefißer den 
tandmarfchall. Diefer verliert feine Stelle blos dann, 
wenn zwei Drittheile der geſammten Landſchaft beim 
Kegenten darauf anfragen, und ihren Antrag mit 
friftigen Gründen unterftüßen. Die Wahlen ver 
Deputirten und der landfchaftlihen Beamten bedürfen 
der landesherrlichen Beſtaͤtigung; doch wird dieſe, 
nur unter Anführung der Gründe, verfagt. Der Re: 
gent kann zu. den landfehaftlichen Sitzungen ein bis 
zwei Commiſſarien abordnen, die in denfelben Antheil 
an den Deliberationen nehmen, aber Fein wirkliches 
Stimmrecht, und, bei der Abſtimmung, ſich zu ent— 


Herzogthum Sachſen-Meiningen. 495 


fernen haben. — Es ſtehen den Landſtaͤnden, zur 
Ausuͤbung durch ihre Vertreter, folgende Rechte zu: 
das Necht, gemeinfchaftlih mit dem Fürften, Die 
Staatsbeduͤrfniſſe, fo weit dieſelben aus landfchaft- 
lichen Kaffen und aus dem Vermögen der Staatsbür- 
ger zu. beftreiten find, zu prüfen, und die zu ihrer 
Deckung erforderlichen Einnahmen und Ausgaben feft- 
zufegen; das echt, über jede Befteuerung und ans 
dere Belaftung der Staatsbürger, fo wie über jede 
allgemeine Anordnung; welche darauf Einfluß haben 
“ möchte, bevor fie zur Ausführung kommt, gehört zu 
werden; das Necht, alle Steuern und Abgaben in 
einer eigenen Kaffe zu verwalten und nur zu den im 
Etat angegebenen beftimmten Zwecden verwenden zu 
laffen; das Recht, darüber zu wachen, daß die Sub— 
ftanz des Kammervermögens erhalten werde; das 
Recht, dem Fürften Vortrag zu thun über Mängel 
und Migbräuche in der Gefeßgebung und Staatsver— 
waltung, mit Borfchlägen zu deren Abftellung; das 
Kecht, bei dem Fürften Befchwerde und Klage zu er- 
heben gegen die geheimen Käthe und gegen die andern 
Staatsdiener und Staatsbehoͤrden, über derſelben 
Willkuͤhr und über deren Eingriffe in die gefeßliche 
Freiheit, die Ehre und das Cigenthum der Staats- 
bürger, fo wie über Verletzung ver landfchaftlichen 
Derfaffung; das Recht, an der Öefeßgebung 
in der Art Theil zu nehmen, daß neue Öefege, 
welche entweder die Jandesverfaffung betreffen, over 
die perfönliche Freiheit, die Sicherheit und das Eigen— 
thum der Staatsbürger, im ganzen Lande, oder in 
feinen einzelnen Theilen, zum Öegenftande haben, 
ohne der Landſtaͤnde vorherigen Beirath 
nicht erlaffen werden dürfen; das Recht, fich 
durch einen lanpfchaftlichen Vorſtand permanent vers 


— 
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treten zu laffen, einen landfchaftlichen Syndicus, und 
einen landfchaftlichen Kaſſirer zu wählen, welche die 
landschaftlichen Angelegenheiten von einen Landtage 
zum andern zu beforgen haben. — Jede abſichtliche 
Derlegung der Verfaſſung wird als Verbrechen be: 
ftraft. — Jeder Wähler muß das 2öfte Jahr er= 
reiche haben, feinen Willen felbftftändig erklären koͤn— 
nen, fich zur chriftlichen Religion bekennen , in unbe— 
fcholtenem Rufe ſtehen, und nicht in einem felbftvers 
ſchuldeten Concurſe befangen feyn. Die Wahlen ge: 
ſchehen nach abfoluter Stimmenmehrheit der Wähler, 
Zu einer gültigen Wahl müffen zwei Drittheile ders 
felben verfammelt gewefen ſeyn, und geftimmt haben. 
Staats= und Hofdiener find von den Wahlen nicht 
ausgefchloffen, fondern wählen in dem Stande, in 
welchen fie, nach ihren ftaatsbürgerlichen Verhaͤltniſ— 
fen, eingereiht find. Fällt aber die Wahl auf fie; 
fo bedürfen fie zue Annahme der Erlaubniß des fans 
desherrn. — Alle tandtagsabgeordnete werden auf 
fech8 Jahre gewählt. — Die Berfaffung kann nur 
durch Uebereinftimmung des Kegenten und des fand: 
fages abgeändert werden. Alle SOtaatsdiener werden 
anf fie verpflichtet. Die ESicherftellung der Verfaffung 
wird dem teutſchen Bunde übertragen, 


Br 


22) Herzogtbum Sachſen-Hildburghaufen. 


a) Geſchichtliche Einleitung. 


Es war am 15. Sept. 1815, daß der Herzog 
von Sachfen : Hildburghaufen in einem Reſcripte *) 


H Allg. Zeit, 1816. St. 256, ©. 1023, 
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erflärte: „es fen nach der Wiederherftellung der teut— 
ſchen Freiheit eine der erften Sorgen feiner Negierung 
gewefen, die Mängel der bisherigen Verfaffung zu 
verbefjern, wo die Nitterfihaft meiftens ein entfchie- 
denes Lebergewicht über die Städte gehabt habe, und 
den Bauernftand in die landfchaft einzu 
führen.” Dadurch wolle der Herzog die landfchaft: 
lihe Derfaffung dem Zwede einer eigentlichen 
und allgemeinen Repräfentation mehr zu 
nähern, und zeitgemäß zu vervollkommnen fuchen, 


Darauf erfolgte am 29. San. 1816 die Erflä- 
rung der alten Stände über die in der landfchaft- 
lichen Verfaflung überhaupt zu freffenden Modifica— 
tionen, Nach verfelben, die nicht amtlich befannt 
ward, gab der Herzog der Yandesregierung auf, 
ihm einen gutachtlihen Entwurf einer zeitgemäßen 
ftändifchen DVerfaffung vorzulegen. Der Herzog und 
deſſen Erbprinz billigten vdenfelben. Der Regent 
theilte durch Reſcript vom 27. Nov. 1817 *) viefen 
Entwurf den Ständen zur Einficht mit, und fprach, 
nach der Annahme deffelben von den Ständen, den— 
felben am 19. März 1818 als Grundgefeß des 

Landes aus, worauf daffelbe unter die Garantie 
Des feutfchen Bundes geftellt ward. Am 1. 
Dct. 1818 ward diefe neue Hildburghaufifche Ver— 
faffung von dem teutſchen Bunde dahin garantirf: 
„um in allen Fällen einzufchreiten, wo entweder der 
Kegent, oder die Etände, wegen diefer Verfaſſung an 
den Bundestag ſich wenden würden. “ 


*) Europ. Confitt. Th. 3. ©. 386, 


St. W. ate Aufl. IV. 32 
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100, 


b) Politifher Charafter ver Verfaſſungs— 
urfunde vom 19. März 1818, 


Don der Landfchaft überhaupt und deren Kechten 
und Pflichten. 


| Das ganze Land und fümmeliche Unterthanen 
werden, in allen Angelegenheiten zwifchen Regenten 
und Volk, durch verfaffungsmäßige Abgeordnete ver: 
treten, deren Geſammtheit die Landfchaft ausmacht, 


Der Landſchaft ftehen in diefer Beziehung fol- 
gende Rechte zu: 1) das Recht des Beiraths und 
der Zuftimmung bei Verträgen und Difpofitionen, 
wodurch die Integrität Des Landes verleßt, deſſen 
Einkommen gefehmälert, oder die Kegierungsverfaf- 
fung des herzoglichen Haufes verändert wird; 2) das 
Kecht der Berathung und Zuftimmung bei 
Einführung neuer und bei Abänderung bes 
ftebender allgemeiner landesgefeße, welche 
die Örundverfaffung des Landes, die Freiheit oder 
das Eigenthum der Staatsbürger betreffen; 3) das 
Necht, die Etats der Staatsbepdürfniffe 
mit dem NKegenten oder der dazu beauf- 
fragten Behorde gemeinfchaftlich feftzu: 
feßen; 4) das Recht, alle für den Staatszweck 
nöthige Abgaben und Leiftungen der Staats» 
angehörigen zu verwilligen, vergeftalt, daß folche 
ohne diefe Bewilligung nicht ausgefchrieben und ge— 
fordert werden Eonnen; 5) das Recht, die verwillig- 
ten Abgaben und Steuern, unter Controlle der 
Regierung, in einer befondern Kaffe erbe- 
ben, und zu den beftimmten Zweden verwenden zu 
lafjen ; 6) das Recht, bei den Verfügungen über die 
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Domainen in der Ark zu concurriven, daß bei 
Difpofitionen über die Subſtanz, neben dem agnati= 
fehen Confens, auch die Zuftimmung der Sandfchaft 
erfordert werden foll; 7) das Recht, bemerkte 
Mängel in der Öefesgebung, Ungleichheiten. 
und Mißbräuche in der Verwaltung, dem Regen: 
ten anzuzeigen, und zu deren Abftellung Vor: 
fchläge zu thbun; 8) das Recht, über Pflichtverlegun: 
gen, Willkuͤhr, Nichtachtung der Verfaſſung von 
Seiten der Staatsdiener Befchwerde und Klage 
zu führen, und auf deren Unterfuchung und Beſtra⸗ 
fung anzutragen, 


Gefesliche Anordnungen und allgemeine Be 
fohlüffe des Bundestages, wodurc dem Lande, 
als Bundesgliede, VBerbindlichfeiten aufgelegt wer: 
den, find von der landftändifchen Einwilligung uns 
abhängig. Nur bei der Ausführung hat die Sand» 
ſchaft über die dazu erforderlichen Mittel mitzuwirken. 


Don den Landesdepufirten. 


In Kücdficht der bisherigen vorzugsweifen Bes 
rechtigung zur Landſtandſchaft wird die Eintheilung 
der Abgeordneten nah Klaffen oder Ständen 
beibehalten, und neben den bisherigen Ständen — 
der Nittergutsbefißer und Bürger — der 
alle Sandbewohner umfaffende Stand der Bauern 


und der geiftlihe Stand in die Sandfchaft AR 


führt. | 
Die Zahl der Deputirten wird auf 15 feftgefoge: 
6 aus den Befisern der Ritterguͤter; I aus den 
Bürgern der Staͤdte Hildburghaufen, Eisfeld, 
Heldburg, Königsberg, Ummerftadt; 6 aus den 
Eingefeffenen ver Aemter anne Eis⸗ 
2 
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feld, Heloburg, Sonnenfeld, Königsberg und Beh— 
rungen; 1 aus dem geiftlichen Stande. 

Jede Klaffe wählt die ihr zufommenvden Abges 
ordneten aus ihrer Mitte. — Die Wahl gefihieht auf 
fechs Jahre; die Ausmwerenden find wieder wählbar, 

Die Deputirten der Städte und Aemter find be— 
rechtigt, fich in den zu ihrer Abftimnmng kommenden 
Gegenftänden von Confulenten berathen zu laffen, 
die aber weder eine eigne Stimme haben, noch De— 
putirtenftimmen ausüben Fonnen. 

Die Deputirten find in Anſehung ihrer Aeuße— 
rungen bei den landftändifchen Verhandlungen nicht 
verantwortlich, ie find für ihre Perfon un— 
verletzlich; nur im Falle eines Verbrechens oder 
fehr dringender Umftände kann eine — gegen 
Einzelne ſtatt finden. 


Bon landſchaftlichen Beamten, den Ausſchußdepu—⸗ 
firten, dem Landrathe. 


Die Landſchaft bedarf zur Leitung und unmittel= 
baren Beforgung ihrer Gefchäfte gewilfer Beamten; 
auch ift ihr geftatter, einzelne Gefchäftssweige und 
gewiſſe Rechte durch befondere Bevollmächtigte wahre 
nehmen zu lafjen. Zu den erſtern gehoͤren der Land— 
ſchaftsdirector, der Landſchaftsſyndicus, der Land— 
ſchaftscaſſierer, mit den Subalternen; — zu den lebe 
tern der landſchaftliche Ausſchuß und der Landrath. 

Den Ausſchuß bilden, nebft dem Landſchafts— 
Director und Syndicus, 1 Depurirter vom Stande 

der Nittergutsbefißer, 2 Staͤdtedeputirte, 1 Amts— 
depufirter, und der Deputirte des geiftlichen Stan: 
des. Die DVerrichtungen des Ausfchuffes beftehen: 
in vorläufiger Berathung und Bearbeitung der auf 
dem Landtage zum Vortrage kommenden Geschäfte, 
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und in fortwaͤhrender Vanaiung der Staͤnde außer 
dem Landtage. Doch kann er weder Steuern bewilli— 
gen, noch ſich definitiv über Gefeßesvorfchläge, oder 
andere zur unmittelbaren Cognition ber‘ Sandichaft ge» 
eignete Gegenftände erklären. 

| Der Landrath, welcher Sitz und Stimme 
‚in der Landesregierung bat, iſt, als ſolcher, kein 
Mitglied der Landſchaft, fondern 1) die Mittels 
perfon zwiſchen derfelben und der Landes— 
regierung zur Erleichterung der Communication 
und Erzielung größerer Oleichformigkeit beider Be— 
hörden, und 2) wirkliches Mitglied ver Regierung, | 
um, durch feine Theilnabme und Mitwirkung in den 
Sefchäften, das ntereffe und Die Rechte der Land— 
ſchaft beftändig wahrzunehmen. Er wird auf 3 Jahre 
gewählt, ift aber immer wieder wählbar. 


Don Land- und Ausſchußtagen. 


An der Kegel wird aller 3 Jahre ein Landtag 
von dem Fürften angeordnet, Die Eroͤffnung er— 
folgt, wenn wenigſtens 3 der Grande eingetroffen 
find. Die leitung der Geſch haͤfte kommt dem Director 
zu. Die Diſcuſſionen in der Verſammlung erfolgen 
muͤndlich. Es iſt aber keinem Mitgliede verwehrt, 
feine Meinung ſchriftlich zu uͤbergeben. Wichtigere 
Gegenſtaͤnde, wie Geſetzesentwuͤrfe, neue Verwilli— 
gungen, Beſchwerdefuͤhrungen, werden in der Regel 
nicht ſofort in der Sitzung diſcutirt, wo ſie vor— 
getragen wurden, ſondern erſt in einer folgenden 
Sitzung. Sollte es zweckmaͤßig ſcheinen, dergleichen 
Gegenſtaͤnde erſt beſonders pruͤfen oder bearbeiten zu 
laſſen; fo ftcht es der Verſammlung frei, hierzu einen 
Ausſchuß niederzuſetzen. 

Alle Beſchluͤſſe werden durch abſolute Stim⸗ 
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menmehrheit gefaßt. Zur Faſſung eines gültigen Bes 
fehluffes ift aber die Anwefenheit von wenigftens 3 
ſaͤmmtlicher Tandesdeputirten erforderlich. 

Alle landesherrliche Poftulate und Anträge, fo 
wie die landesherrlichen Entfehliegungen auf die Ein: 
gaben der Landſchaft, ergeben in Neferipten. Die lans 
desregierung bedient ſich in ihren Mitteilungen an 
die tandfchaft ebenfalls ver Neferiptform,. Werden 
bei Öefegesvorfihlägen, oder andern wichtigen Gegen 
ftänden, mündliche Erläuterungen für zwedbienlich ers 
achtet; fo wird der Negent ein.oder einige Mitglieder 
des geheimen Rathscollegiums oder der Negierung zu 
den Sitzungen des Landtags abordnen, welche die 
Sache nach ihren Beweggründen entwideln, der 
landftändifchen Abftimmung und Befchlußnahme aber 
nicht beiwohnen. Die tandfchaft erftattet ‘Berichte, 
Erklärungen, DVorftellungen n. f. w., wobei fie fich 
derfelben Curialien bedient, wie nachgefeßte landes- 
herrlihe Behörden bei Berichtserftattungen. Im 
Falle abfälliger Erklärungen über landesfürftliche 
Propofitionen hat fie die Grunde jedesmal vollftändig 
anzugeben, worauf der Regent entweder von dem 
Antrage abfteht, oder, im Falle er die Sache noch 
nicht erfchöpft findet, venfelben unter weiterer Aus— 
führung der dafür fprechenden Gründe erneuert, 

Der Fürft kann die Verfammlung fihließen, 
verfagen, oder gänzlich auflofen, Im legten Falle 
verlieren fämmtliche Abgeoronete, den Director aus: 
genommen, ihre Stellen, und es muß längftens bin- 
nen 3 Monaten zu einer neuen Wahl gefchritten wer— 
den. Erfolgt die Anordnung zur neuen Wahl in der 
beftimmten Zeit nicht; fo Ift Die vorige Repräfentas 
tion wieder hergeftellt. 

Der Ausſchuß verfammelt fich zur Beforgung 
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der ihm obliegenden Gefchäfte auf die Einladung des 
Directors, fo oft es die vorliegenden Arbeiten noth— 
wendig machen, ' 


Nähere Beflimmungen über die Ausübung der 
landschaftlichen Rechte, 


Verträge und. andere Beftimmungen, welche 
den Umfang der gegenwärtigen tandestheile, die Lan— 
desrevenuen, oder die Regierungsverfaffung des her— 
zoglichen Haufes betreffen, follen den Landftänden 
entweder vor der Eingehung, oder Doch noch vor deren. 
Ratification, zur Ertheilung ihres Rathes und ihrer 
Zuftimmung, mitgetheilt werden. 

Das Recht des Beiraths in der Öefeß- 
gebung begreift zugleich in fih das Recht der 
Ditte und des Vorfchlags wegen zu erthei— 
lender oder abzuändernder Geſetze. Verſagt der Fürft 
einem folchen Vorſchlage die Sanction; fo fann der 
Landtag ihn noch bei zwei andern Verſanmiungen 
wiederhohlen. 

Die Eta ts, welche von der Finanzbehoͤrde, un— 
ter Concurrenz der gefammten Landesregierung „ zu 
fertigen und in Zufunft auf 3 Jahre einzurichten find, 
werden aus dem geheimen Rathe dem landſchafilichen 
Ausſchuſſe mitgetheilt, welcher ſie pruͤft, und mit ſei— 
nem Gutachten an die Landſchaft abgiebt. In dieſer 
Beziehuͤng ſind den Staͤnden von den Behoͤrden die 
erforderlichen Rechnungen, Nachweiſungen und Auf— 
ſchluͤſſe mitzutheilen, und ihnen ſowohl von der Noth⸗ 
wendigkeit der gemachten Anforderungen, als von 
der zweckmaͤßigen Verwendung der fruͤhern Bewilli— 
gungen die vollſtaͤndigſte Ueberzeugung zu verſchaffen. 

Diejenigen Diener, welchen die Verwaltung 
der Domainen obliegt, find dafür verantwortlich, 
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Daß den Rechten ver Landſchaft, fo wie den Verpflich- 
tungen ‘gegen die Agnaten Genüge geleiftee werde. 
Sollten von denfelben, und dem Intereſſe des Landes 
entgegen, Difpofitionen über das Domainenvermögen 
getroffen werden; fo follen Diefe auf bloße Einfprache 
der Sandfchaft als ungültig, und felbft für den Lan— 
desherrn unverbindlich erkannt werben, 

Beſchwerden über die Verwaltung über: 
haupt und die Handlungsweife der Staatsdiener muͤſ— 
fen, vor ihrer Anbringung, auf dem Landtage in Be— 
rathung und zur Abſtimmung gebrachte worden feyn. 
Den einzelnen Staatsbürgern ift es geftattet, 
bemerfte Sebrechen oder Mißbraͤuche der Landſchaft 
zur Anzeige zu bringen. 

Das Keche der Beſchwerde * Klage ge— 
gen Staatsdiener wird vorzuͤglich dadurch geſichert, 
daß alle Verfuͤgungen des Regenten von denjenigen, 
welche ihn dabei berathen haben, contrafignirt 
werden müffen, und jeder Diener für die auf feinen 
Vortrag gefaßten Befchlüffe vem Regenten und 
dem Lande verantwortlich if. Das Recht 
formlicher Klage von Seite ber andfchaft finder - 
nur gegen höhere Staatsdiener in dem Falle ftatt, 
wenn die befehwerende Handlung ein Vergeben in fich 
enthält, welches die Enrfcheidung eines Gerichtsho— 
fes erfordert. In allen andern Fällen tritt blos Be: 
ſchwerde beim Sandesheren ein, wobei es von den 
Umftänden abhängt, ob eine ——— oder ein 
blos verantwortliches Verfahren ſtatt findet. In je— 
dem Falle wird der Landtag von dem Erfolge ſeiner 
Beſchwerde in Kenntniß geſetzt. | 


. Gewähr der Berfaffung. 
Gegenwärtiges Grundgeſetz kann nur. Durch 
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lebereinftimmung des Kegenten und des 
Landtags abgeändert werden. Alle Staatsdiener 
find auf den Inhalt ımd die genaue Beobachtung 
defielben verpflichtet. - Bei: Regierungsveränderungen 
erfolgt die Huldigung erſt, wenn der neue Regent 
die Beobachtung, Aufrechthaltung und Handhabung 
der Verfaſſung bei feinen fürftlichen Worten und 
Ehren fehriftlich zugefichert bat. Zu dieſem Ende 
wird ein außerordentlicher Sandtag berufen. Endlich 
wird Diefe Verfaffung unter die Öarantie des 
teutſchen Bundes geftellt. 





— 


101. 
23) Herzogthum Sachſen-Coburg. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Der Herzog Ernſt von Sachfen- Coburg » Saal: 
feld erließ, bald nach dem Wiener Congreffe, am 16, 
März 1816 ein Decret *), in welchem er vie 
Grundzüge der in feinem Staate einzuführenden neuen 
Berfaffung bekannt machte. Er fprach darin die 
Stände als Vertreter der fänımtlichen Unter: 
thanen und als Bürgen der Aufrechtbaltung ver 
Derfaffung aus, und theilte fie in gebohrne und 
gewählte, fo daß die Kittergutsbefißer zu den erften, 
die Repräfentanten aber aus den Stadträthen und aus 
dem DBürger= und DBauernftande zu den weiten ges 
hörten. 

Allein wenige Sabre nach dieſem befannt ge= 
machten Umriffe einer ftändifchen Verfaffung, erklärte 


*) Europ. Conftitt. Th.2. ©. 306. 
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der Herzog in einem Edicte *) vom 30. Der. 1820, 
daß er den, von der Landesregierung verfer: 
tigten, Entwurf einer neuen Verfaſſung ſowohl 
den tandescollegien, als einigen der vormaligen Stände 
zur Begutachtung mitgetheilt Habe, und daß ihm 
num die gefammren Ergebniffe diefer Arbeiten zur Ent: 
ſcheidung vorgelegt worden wären, Er berief deshalb 
einen außerordentlichen Sandtag zum März 1821 zuſam—⸗ 
men, deſſen Wünfche in Betreff ver landftändifchen. 
Verfaſſung er „vernahm und möglichft berücd- 
fichtigte” (wie es im Eingange der Urkunde heißt). 
Darauf erfehien am 8. Aug. 1821 die Urkunde 
felbft, als „Geſetz **), die ffändifche Ver— 
faffung des Herzogtbums Coburg: Saal: 
feld betreffend.“ Mit diefem Grundgefege ftan- 
den drei fpecielle Verordnungen in Verbindung, 
wovon die eine die Wahlorduung*”*), die andere 
die Landtagsordnung 7) die dritte das Ver: 
Hältniß der Staatsdienert7) zum Öcgenftande 
hatte. Später, am 13. Sept. 1821 , erfchien auch 
ein Schuldenedict TFY). 


102. 


b) ohne: — der Verfaſſung 
vom 8. Aug. 1821. 


Bon dem Herzogthume und deffen Kegierung im 
Allgemeinen. 


Das Herzogthum Coburg - Saalfeld, mit Ein 


*) Luͤders dipl. De 3. S. 50, 
**) Ebend. Th.2. ©. 4 

*+*) Ebend. * 3 2 

+) Ebend. Th. 3. ©. 528. 

++) Ebend. Th. 3, ©. 5506. 

) Ebend. Th.3. S. 54. 
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ſchluß des Amtes Themar, bilder einen teutſchen Bun- 
desftaat. Die Befhlüffe der Bundesver: 
fammlung, welche die verfaffungsmäßigen Ver— 
hältnijfe Teurfchlands, oder die Verhältniffe teutfcher 
Ctaarsbürger im Allgemeinen betreffen, find ein 
Theildes Staatsrechts des Herzogthums, 

und haben in demſelben, wenn fie vom Landesherrn 
verfündet worden ind, verbindliche Kraft. 

Der Herzog ift das Oberhaupt des Staates, 
vereinige in fich alle Rechte der Staatsgewalt, und 
übe fie in den von ihn gegebenen, in dieſer Verfaf: 
fungsurfunde feftgefegten, Beftimmungen aus, Seine 
Perſon iſt heilig und unverletzlich. 

Die herzogliche Wuͤrde iſt erblich in der dire— 
eten leiblichen und geſetzmaͤßigen NachEommenfchaft 
des Herzogs nach dem Erſtgeburtsrechte in maͤnnli— 
cher Linie; ſo wie ſich uͤberhaupt die Erbfolge in dem 
herzoglichen Hauſe nach der fuͤr daſſelbe beſtehenden 
Primogenitur⸗ Conſtitution und nach den Bm: 
‚in den fächfifchen Haufern richter.. 


Don den allgemeinen Rechten und Pflichten der 


Staatsbürger. 
Der Genuß aller bürgerlichen Rechte ſteht nur 
Anläandern zu. — Staatsbürger find dieje— 


nigen volljährigen Inlaͤnder männlichen Gefchlechts, 
welche den Huldigungseid gefchworen haben, 

Alle Einwohner find vor dem Gefege gleich. — 
Die Geburt gewährt keinen Vorzug zur Erlangung 
‚irgend eines Staatsamte. 

Die Verfchiedenheit der anerkannten chriftlichen 
Confeffionen hat feine Verfchiedenheit in den politis 
ſchen und bürgerlichen Rechten zur Folge, — Den 
anerkannten chriftlichen Confeffionen ift die. gefeb: 
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mäßige freie und öffentliche Ausübung ihres Religions: 
cultus geftatter. | 

Jedem Einwohner wird der Genuß vollfommener 
Gewiſſensfreiheit zugefichert. J 

Jedem Einwohner ſteht das Recht der freien 
Auswanderung zu. 

Alle aus dem Lehnsverbande herruͤhrende Froh— 
nen ſind abloͤsbar, ſo wie alle Feudallaſten uͤberhaupt. 

Jeder Staatsbürger, für welchen feine gefeß- 
liche Ausnahme beſteht, ift verpflichtet, an der ordent— 
lichen Kriegspdienftpfliche Antheil zu nehmen, 
Bei vem Aufrufe zur Erfüllung diefer Verbindlichkeit 
entfcheidet unter den ©leichverpflichteten dag Io 08, 
mie Geftattung der Stellvertretung. — In 
außerordentlichen Norhfällen ift jeder Einwohner zur 
Vertheidigung des Baterlandes verpflichtet. | 

Das Diaterielie der Auftizertbeilung und dag ges 
richtliche Verfahren, innerhalb der Örenzen feiner gefeßs 
lichen Competenz, Form und Wirkfamkeit find von dem 
Einfluffe der Regierung ganz unabhaͤngig. Es foll 
Niemand feinem gefeglichen Richter entzogen werden. 

Kein Einwohner darf anders, als in den durch 
das Recht und die Geſetze beftimmten Fallen und For: 
men, verhafter, oder befiraft werden. Keiner darf län: 
ger als 24 Stunden über den Grund feiner Verhafs 
tung in Ungewißheit gelaffen werten, 


Don den Kirchen, den Unterrichts: und Wohlthaͤtig— 
feitsanftalten, 


Die innere Kirchenverfaffung genießt auch den 
Schuß der politifchen Verfaſſung. 

Verordnungen der Kirchengewalt Fonnen ohne 
vorgängige Einficht und Genehmigung Des Landes— 
heren weder verfünder noch vollzogen werben, 
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Die Geiftlihen find in ihren bürgerlichen Ver: 
hältniffen und bei ftratbaren Handlungen, welche 
niche bloße Dienftvergeben find, ver weltlichen 
Dbrigkeit unterworfen. 

Das Kirchengut, das Vermögen der vom Staate 
anerfannten Stiftungen der Wohlthätigkeits- und 
Unterrichtsanftalten, genießen des befondern Schußes 
des Staates, und fünnen unter Feiner Bedingung dem 
Staatsvermögen einverleibt werden. 


Von den Gemeinden, 


+ Die Angelegenheiten der Gemeinden folfen durch 
ein Gefes geordnet werden, welches als Grundlage 
die eigene felbfiftfändige Berwaltung des 
Dermogens, unter der Oberaufficht des Staates, 
ausfprechen wird. — Das Vermoͤgen der Gemein 
den kann unter Feiner Vorausfeßung dem Staatsvers 
mögen einverleibt werden, 


Don ven Sandftänden. 


Für alle im Herzogthume vereinte Landestheile 
fol eine Geſammtheit von Landſtaͤnden beftehen, . 
welche allen Theilen des Landes, als einem Ganzen, 
gemeinfchaftlich ift. 

Diefe Gefammtheit von Landſtaͤnden wird gebil 
det: aus 6 Abgeoroneten, welche die fammtlichen 
Kittergutsbefiger aus ihrer Mitte wählen (3 
aus dem Fürftenthume Coburg, 2 aus dem Fürften- 
thume Saalfeld, 1 aus dem Amte Themar); — aus 
2 Abgeordneten der Stadtobrigfeiten zu Coburg und 
Saalfeld, von welchen jede einen aus ihrer Mitte, — 
ferner aus 3 Abgeordneten der Städte Coburg, Saal⸗ 
feld und Poͤßneck, von welchen jede einen aus ihren 
Dürgern zu wählen hat, — und aus 6 Abgeordne- 
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ten-der uͤbrigen Städte und fänmrlichen Dorfsgemein— 
den, fo daß aus jedem Amte, mit, Inbegriff der eins 
bezirften Städte, einer der Eingeſeſſenen gewählt 
wird. 

Leder Abgeordnete wird auf 6 Jahre gewählt, 
ift aber wieder wählber. Wird die Ständeverfamms 
lung vor dem Schkuffe ihrer Gefchäfte von dem Re— 
genten aufgelofet; fo erlöfchen dadurch die Wahlen, 
und e8 tritt vor der Wiedereroffuung der neuen Ständes 
verfammlung, welche in diefem alle binnen 6 Mo- 
naten gefchehen foll, eine neue Wahl ein, 

Zur Theilnahme an der Ständewahl find im 
Allgemeinen nur diejenigen Staatsbürger berech= 
tigt, welche im vollen Genuſſe des Staatsbuͤrgerrechts 
fich befinden, und welche niemalg wegen eines mit 
peinlicher Strafe gefeßlich bedrohten Verbrechens, 
wenigftens nicht ohne nachher erfolgte gänzliche Los— 
fprechung, in Unterfuchung, oder wegen Schulden, 
wenigftens nicht ohne völlige Befriedigung ihrer Gläns 
biger, in Concurs befangen waren. 

Un der Wahl der von den Kittergutsbefigern zu 
wählenden Abgeordneten foll jeder Beſitzer eines im 
Sande gelegenen Kittergutes Theil nehmen, Mehrere 
Befiger eines Nittergutes haben einen- von ihnen zur 
Stimmführung zu bevollmächtigen. Bei der Wahl 
zum Deputirten ift jedoch auch jeder der übrigen Mit 
befißer (allein aus den ſaͤmmtlichen Befisern Eines 
Kittergutes nur Einer) wählbar. — In den Staͤdten 
wird zur MWahlberechtigung, außer den allgemei- 
nen Bedingniſſen, das allgemeine Bürgerrecht, verz 
bunden mit wefentlicher Wohnung, erfordert. — In 
den Dörfern ift zur Theilnahme an den Wahlen das 
Nachbarrecht und der Befis eines Haufes noͤthig. 
Doc ftimmen die Geiftlichen auf dem. Lande und die 
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daſelbſt ſich befindlichen Staatsdiener, auch ohne dieſe 
Bedingung, mit der Gemeinde ihres Ortes. 

Die Wähler wählen die Abzuorönenden aus 
ihrer Wahlklaffe. Die allgemeinen Erforderniffe eines 
Mitglieds der Ständeverfammlung find: Bekenntniß 
zur chriftlichen Religion ohne Unterfchied ver Konz 
feflion; das Staatsbürgerrecht; Sojähriges Alter, und 
Unbefcholtenheit des Rufes. 

Die Abzuordnenden von den Staͤdten und Dorfs- 
gemeinden follen entweder den Beſitz eines im Lande 
belegenen fehuldenfreien Vermögens von 5000 Fl., 
oder ein unabhängiges reines Einfommen von jährlich 
400 51. nachweifen koͤnnen. 

Zur Leitung der Wahl der Abgeordneten wird 
ſowohl für die Nittergutsbefißer, als für die Stadt— 
obrigfeiten und die Gtädte Coburg, Saalfeld und 
Poͤßneck, ein befonderer Regierungscommiffair er= 
nannt; die Wahlen der übrigen Stände folten unter 
Aufficht und Zeitung der erften Suftizbeamten in ihren 
Amtsbezirken gefchehen. | 


Don den Befugniffen der Landftände. 


Die Stände find befugt, mit denjenigen Gegen- 
ftänden fich zu befchäftigen, welche zu ihrem Wir- 
fungs£reife angewiefen find, und fi) 1) auf die Ge: 
feßgebung, 2) auf die Finanzverwaltung 
und auf Erhaltung des landes- und Domanialeigens 
thums, und 3) auf gemeinfchaftliche Anträge 
und Befchwerden beziehen. 

Neue Geſetze, welche die eigentliche Landes— 
verfaffung, d. h. die Beftimmung der gegenfeitigen 
echte Des Kegenten und der Stände betreffen, fo 
wie Abänderungen und Erklärung der beftehenden, be= 
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duͤrfen zu ihrer Guͤltigkeit die Zuſtimmung der 
Staͤnde. Ohne Beirath und Zuſtimmung der 
Staͤnde koͤnnen Geſetze, welche die perſoͤnliche Frei— 
heit und das Eigenthum betreffen, nicht gegeben, ab— 
geaͤndert und aufgehoben werden. Wenn die Ver— 
ſammlung gegen einen Vorſchlag ſtimmt; ſo bleibt er 
bis zum naͤchſten Landtage ausgeſetzt. 

Der Regent iſt befugt, ohne ſtaͤndiſche Mit— 
wirkung, die zur Vorbereitung, Vollſtreckung und 
Handhabung der Geſetze erforderlichen, ſo wie die aus 
den landesherrlichen Rechten fließenden Verordnungen 
und Anſtalten zu treffen; auch bleiben die landesherr⸗ 
lichen Rechte binfichtlich der Privilegien, Difpenfas 
tionen und Abolitionen unbefchränft. 

Gefeßesentwürfe fonnen nur vom lans 
desherrn an die Stände, nicht von den 
Ständen an den tandesherrn gebracht 
werden. Die Stände EFonnen aber auf neue 
Geſetze, fo wie auf Abänderung oder Aufhebung 
der beftehenden, anfragen. _ 

An Anſehung des Finanzweſens ſteht 
den Staͤnden die Steuerverwilligung, und 
bei der Verwaltung der Landeskaſſe, unter der Auf— 
ſicht des Regenten, folgende Concurrenz zu: 1) 
wird der Etat der Landeskaſſe mit Zuſtimmung der 
Staͤnde hergeſtellt; M find die Stände berechtigt, 
zu verlangen und Darüber zu wachen, daß der von 
einem Sandtage zum andern geltende Finanzetat puͤnct— 
lich beobachtet werde, für welche Beobachtung die 
obern DVerwaltungsbehörden verantwortlich, find; 
3) haben die Stände zu allen über ven Etat gehen— 
den und außerordentlichen Ausgaben ihre befondere 
Zuftimmung zu ertheilen; 4) werden den Ständen 
die Kaffenrapporte mirgerbeilt; 5) haben die Stände 
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das Recht, bei der Landesregierung auf Kaſſenſtuͤrze an⸗ 
zutragen, und dieſe hat ihnen zu willfahren; 6) haben 
die Stände die Abnahme, Prüfung und Juſtificatur 
der Sandesfaffenrechnungen ‚gemeinfchaftlich mit der 
Landesregierung zu beforgen, und 7) zur Befegung 
der Landes£aflirerftelle dem Sürften vorzufchlagen. 

Die Stände find ferner befugt, von dem Minis 
fterium alle Subfidien zu verlangen, welche zu dieſen 
Gefchäften, insbefondere aber zur Prüfung der Etats 
und Rechnungen, fo wie zur Leberficht der, Verwens 
dung ihrer Verwilligung, und zur Beurtheilung der- 
jenigen Mittel erforderlich find, durch” welche vie 
Staatsbedürfniffe gedeckt werden follen, 

Zur Landeskaſſe follen nicht num die Directen und 
indirecten Steuern, fo wie alle noch Fünftig von den 
Ständen zur Dedung der Landesbeduͤrfniſſe verwillige 
werdende Abgaben, fondern auch das Einfommen aus 
den Regalien und alle aus Uebung der landesherr: 
lichen Gewalt entfpringende Gefälle, nicht minder der 
gefammte Ertrag der. Chauſſee- und Wegegelver, fo 
wie alle zum Behufe des Militairs von den Unter: 
thanen erfolgende Zeiftungen, und die von Hinter: 
faffen zu zahlenden Schußgelver fließen. 

Dagegen fol die Landeskaſſe die fämmtlichen 
Koften der Staatsverwaltung, die Unterhaltung der 
dem Staatsdienfte gewidmeten offentlichen Gebäude, 
des Militairs, den Aufwand für Landesbehoͤrden, 
Kirchen und Schulen, für Chauffeen und Wege, und 
überhaupt für alles, was zur Erhaltung und Foͤr— 
derung des gemeinen Wefens erforderlich ift, beftreiten, 
— Die Ueberfchäffe find, nach Beſtreitung der Zins 
fen, zunächft zu dem Schuldentilgungsfonds, fo wie 
auch zur Erhöhung des Fonds der Dienerpenfionen 
zu verwenden. inwiefern Die — * die 

St. W. ꝛte Aufl, IV. 
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mainen radieirten Beduͤrfniſſe des herzoglichen Hau: 
fes und Hofes nicht aus den Domanialeinfünften voll: 
ftändig beftritten werden koͤnnen, treten Zuſchuͤſſe 
zu den Koften des Hofſtaates aus der tandeskajfe zur 
Hauptdomainenkaſſe ein. 

Die Steuern ſind nur zur Beſtreitung der Sans 
desbeduͤrfniſſe beſtimmt, zu welchen alle. Staatsbür- 
ger. nach verhaͤltnißmaͤßiger Gleichheit, und alles 
Grumdeigenthum;, ohne Ausnahme, alfo auch die Do— 
mainenguͤter ebenfalls gleichmäßig beizutragen haben. 

Wenn die Strände die nothwendige VBerwilligung 
für die Erfüllung neuer, durch Verpflichtungen gegen 
den teutſchen Bund gegründeter, Verbindlichkei— 
ten verweigern ſollten; fo ift der Landesherr zur Aus— 
fehreibung der dazu erforberlichen, Durch Erjparnifje 
nicht aufzubringenden, Summen berechtigt, und «8 
wird nber deren Verwendung offentlihe Kechen- 
fchaft abgelegt. Auch ſteht dem Landesherrn vie 
ausfhließende Verfügung über das Milis - 
tair, die Formation deſſelben, die Difciplinarverz 
waltung, und das Necht, alle den Kriegspdienft bes 
treffende Verordnungen zu erlaffen, ohne ftändifche 
Mitwirkung zu. Aushebungen zue Vermehrung der 
Truppen über die Bundegpflicht hinaus fonnen nur 
durch ein Geſetz beftimmt werden, welches, wie daß 
Conſcriptionsreglement, mit fiändifcher Concurrenz 
erlaſſen ift. 

Die gefammte Staatsfchuld foll durch ein 
befonveres Gefeß umd durch die Errichtung einer bes 
fondern Etaatsfchulden = Tilgungsanftalt ficher geftellt, 
auch eine Vermehrung der Staatsſchulden ohne 
Einwilligung der Stände nicht vorgenommen werden, 

Die Domaineneinfünfte follen fir die Er: 
haltung des NRegentenhaufes, für die Adminiſtrations— 
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Eoften, und den übrigen Bedarf verwende werden, 
Zur Sicherheit und Erhaltung des dem berzoglichen - 
Haufe eigenthuͤmlich zuftändigen Domanialvermögens 
will der Regent die Stände zur Berathung in 
Anfehung der nüßlichen oder fehadlichen Verwendung 
diefes Vermögens zugezogen, und die Stände als 
Garants des Domanialvermägens angefehen wiffen, 
Die Stände find zum Vortrage von Bitren 
und Beſchwerden bei dem Regenten berechtigt, 
worüber die abfolute Mehrheit der wenigftens zu 3 
verfammelten Abgeordneten einen Beichluß gefaßt 
"hat. Insbeſondere haben die Stände das Recht, 
die Befihwerden gegen das Benehmen der 
Staatsdiener an den Landesherrn zu bringen, 
Solche Befchwerden follen jedesmal zuerft dem Lan— 
desherrn vorgelegt, und nur dann als formliche 
Klage aufgeftelle werden, wenn fie Unterfchleif bei 
öffentlichen Kaſſen, Beftechungen, abfichtlich ver: 
weigerte oder verzögerte Kechtspflege, Eingriffe in 
die Verfaffung, oder im die gefegliche Freiheit, die 
Ehre und das Eigenthum der einzelnen Unterthanen, 
oder der Behörden und Communen betreffen. 
Einzelne und Corporationen Fonnen nur dann 
an die Stände fich wenden, wenn fie hinfichtlich ihrer 
individuellen Intereſſen fich auf eine unrechtliche Weiſe 
für verlegt und gedrüdt halten, und die gefeßlichen 
Wege bei ven Landesbehoͤrden vergeblich eingefchlagen 
haben. — Anträge Einzelner und ganzer Corporas 
tionen hinfichtlich allgemeiner politifcher Intereſſen find 
Dagegen unzuläffig und ftrafbar, weil die Prüfung 
und Wahrung diefer Intereſſen lediglich der Stände- 
verfammlung als Gefanmtheit zukommt. 
In der Kegel foll aller 6 Jahre ein ordentlicher 
Sandtag gehalten werden. Doch 7 von dem 
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Sandesherrn ab, wie oft er außerordentliche Sandtage 
verfanmeln will, Er hat das Recht, die ftändifchen 
Derfammlungen zu berufen, zu vertagen, aufzulofen 
und zu ſchließen. 

Die Stände genießen während des Landtages 
einer völligen Unverlegtheit der Perfon, und koͤnnen 
während diefer Zeit, ohne Einwilligung der Stände: 
verfammlung, Feiner Art von Arreft unterworfen 
werden; den Fall einer Ergreifung auf frifcher That 
bei begangenen Verbrechen ausgenommen, 


” 


Bon der Gefchäftsordnung bei den Sandtagen. 


Die Mittheilung der von dem Sandesheren den 
Ständen vorgelegten Anträge geſchiehet fchriftlich, 
entweder durch das tandesminifterium, oder eine be= 
fondere Commiffion. Wenn diefe Anträge durch Bes 
fehlüffe erledigt find; fo werden Diejenigen Gegen— 
ftände in der von dem Sandfchaftsdirector zu beſtim— 
menden Ordnung vorgenommen, welche von den ftän= 
difchen Mitgliedern in Antrag gebracht worden find, 

Zur Bearbeitung einzelner Gegenſtaͤnde Fann 
die Derfammlung einige aus ihrer Mitte durch Die 
Wahl nach relativer Stimmenmehrheit ernennen, 
Die Commiffionen haben fich mit dem Miniftes 
rium oder den Sandtagscommiffarien zu benehmen, 
um die erforderlichen Nachrichten zu erhalten, oder 
um zu einer Ausgleichung abweichender Anfichten zu 
gelangen. Die Befchlüffe diefer Commiffionen werden 
nach abfoluter Stimmenmebrbeit gefaßt, und durch 
ein, von der Commiffion felbft gewähltes, Mitglied 
derfelben, entweder mündlich oder fihriftlih, in der 
Ständeverfammlung zum Vortrage gebracht, Bei 
der Berathung darlıber hat jedes Mirglied der Come 
mifjion feine Stimme fo gut, wie die übrigen Stände, 
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Nur Diejenigen, welche einen Antrag machen, 
oder den DBefchluß einer Commiſſion vorzutragen 
haben, find zur DVorlefung fchriftlicher Aufſaͤtze be— 
rechtigt; die übrigen Mitglieder haben fich auf münd- 
liche Vorträge zu beſchraͤuken. 

Zur Gültigkeit eines Befchluffes der Stänvdes 
verfammlung ift die abſolute Mehrheit der Stimmen, 
bei Anwefenheit von wenigftens 3, nöthig, und zur 
Abänderung der ſtaͤndiſchen Verfaffung 
die Öleihftimmung von drei DViertheilen, 


Don dem ftändifchen Ausfchuffe. 


Während der Zeit, wo Feine Ständeverfamms 
lung ftatt finder, werden die landftändifchen Gefchäfte 
durch einen Ausfchuß beforgt, welcher aus dem lands 
fohaftsdirector, Dem Gecretair, und 4 Mitgliedern 
der ftändifchen Verſammlung beſteht, welche von der— 
felben, während des Sandtages, durch abfolute Stim— 
menmehrheit gewählt, und dem Landesherrn sur Ge⸗ 
nehmigung angezeigt werden, 

Die Gefchäfte des Ausſchuſſes find: 1) bie Zus 
fammenberufung der landftandifchen Abgeordneten, 
wenn von dem Landesherrn, entweder auf Antrag des 
Ausfchuffes, oder aus eigener Bewegung, ein ver: 
tagter Landtag wieder in Ihätigfeit gefegt wird; 2) 
vorläufige —* und Bearbeitung der bei der 
ſtaͤndiſchen Geſammtheit zum Vortrage kommenden 
Geſchaͤfte (vorlaͤufige Pruͤfung der Etatsberathung, 
Begutachtung mitgetheilter Geſetzesentwuͤrfe u. ſ. w.); 
3) fortwaͤhrende Vertretung der Staͤnde außer dem 
Landtage. Doch kann der Ausſchuß weder Steuern, 
noch andere Belaſtungen der Staatsbürger bewilligen, 
noch fich definitiv über Gefesesvorfchläge erklären. 

Die Auffiht über die Verwaltung der Landes— 
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kaſſe wird von einem Mitgliede des Ausfchuffes und 
einem Mitgliede der Landesregierung beforgt. 


Don der Gewähr der Verfaſſung. 


An diefem Grundgefese kann ohne Uebereinftimz 
mung des Negenten und der Stände, nach) vorgängi- 
ger. DBerathung auf einem landtage, weder etwas 
aufgehoben noch Hinzugefügt werben. 

Jeder Staatsdiener wird auf Deffen genaue Bes - 
obachtung verpflichter, umd jeder, Regent wird bei 
dem Antritte der Regierung die Aufrechthaltung der 
Derfaffung durch eine fehriftliche Urkunde bei fürfts 
lichen Worten und Ehren verfichern. Ein außeror— 
dentlicher Landtag nimmt, noch vor der Huldigung, 
dieſe Urkunde in Empfang. 

Für die Verfaffung wird die Öarantie des 
"Bundestages nachgefucht. | 


103. 30" | | 
24) Herzogtbum Braunfhweig. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Während ‚der Minderjährigkeit des Herzogs 
Karl von Braunfchweig = Wolfenbüttel (welcher am 
30. Det, 1823 vie Regierung antrat), berief ver 
Dbervormund, der damalige Prinz = Regent von 
Großbritannien, durch Verordnung vom 6. Sept. 1819. 
die Stände des Herzogthums zum 12; Det. 1819 zu: 
fammen, welchen der Graf von Münfter den Ent 
wurf zu einer neuen Berfafjung worlegte, Dieſe 
erbaten fich eine Frift zur Berathſchlagung, under: 
nannten 18 Mitglieder zur Prüfung des Entwurfes, 
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und zur Unterhandlung mit der Regierung wegen zu 
machender Abaͤnderungen und Zufäße. Die Arbei— 
fen dieſer Commiſſion wurden am 23. Dec. 1819 
beendigt; Die Unterzeichnung der Urkunde ere 
folgte von den 18 Dlitgliedern derfelben zu Braune 
fihweig am 19. Jan. 1820, und die Katification 
zu Carlton = Houfe am 25. Apr. 1820. 


» 10%; 


b) Politifher Charakter der Verfaffungs- 
urkunde vom 25. Apr. 1820, 


Bon dem Werfen und den Beftantrheilen der Sande 
ſchaft, ven Eigenfchaften und BRapien! ihrer Dit 
glieder, 


Die vereinten Stände des Herzogthums Braun 
fchweig= Wolfenbüttel und des Fuͤrſtenthums Blan— 
Eenburg repräfentiren vie Öefammtheit der Bes 
wohner beider Laͤnder, ohne befondere Beziehung auf 
die verfchiedenen Klaffen, denen fie angehören, 

- Die, gefammte tandichaft bilder ein, aus zwei 
einander an Rechten und Anſehen vollig gleichen Sec» 
tionen beftehendes, ungetrenntes Gaͤnzes. Die 
erſte derſelben begreift die Hälfte der bisherigen Praͤ— 
latencurie, und die Beſitzer der bisher landtagsfähis 
gen Güter; die zweite Die andere Hälfte der bishe- 
rigen Prälatencurie, die Deputirten der Staͤdte, 
und die Abgeordneten der Beſitzer ländlicher freier 
zes welche bisher nicht landtagsfähig waren, 

Zu. der Ritterſchaft gehören alle Eigenthüs 
mer der bisher mit Sitz und Stimme auf den land» 
tagen berechtigten und im Beſitze der Landſtandſchaft 
befindlichen adlichen Guͤter. (Die Verfaſſung nenut 
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78 folche Güter.) Die Virilſtimme auf den Landta— 
gen haftet auf dem jegigen ganzen Umfange der in 
die Rittermatrikel eingetragenen Zubehörungen der 
Güter, und foll eine Zerſtuͤckelung derfelben, oder 
die Veräußerung folcher immatricnlivten Parzellen 
den Verluſt des Stimmrechts zur Folge haben, wo— 
fern der Beſitzer des Gutes davon nicht vorher bei 
dem permanenten Ausſchuſſe der tandfchaft Anzeige 
gemacht, und, auf dejjen Bericht an den Jandesheren, 
die höchfte Genehmigung feines Vorhabens erlangt bat, 

Aus der bisherigen Eurie der Prälaten er= 
foheinen, als Mitglieder der erften Section, die Aebte 
der Etifter und Kloͤſter Konigslutter, Amelunrborn, 
Riddagshauſen, die Decane oder Deputirten der 
Stifter St. Blaſii und St, Cyriaci, und der Propft 
des Stiftes Steterburg; — und als Mitglieder 
derszweiten Section die Aebte oder Propfte der 
Stifter und Klöfter Marienthal, Michaelftein, Mas 
vienberg, Lorenz, Frankenberg, Clus und Bruns— 
haufen. 

Von Seiten der Städte wohnen deren Abges 
ordnete der zweiten Gection bei, und zwar für 
Braunfchweig 6 Deputirte, für Wolfenbüttel und 
Helmſtaͤdt 2; jede der Übrigen Staͤdte fender ein 
Mirglied zur Berfammlung. 

Für den Stand der nicht zu der Nitterfchaft ges 
börigen Örundbefißer auf dem Lande wird in 
jedem Kreisgerichte aus der Zahl der fowohl auf dem 
platten Sande, als in den Staͤdten und Flecken ans 
fälligen Schrift = und Freiſaſſen, ein Deputirter aus» 
erfeben, und der zweiten Section zugeordnet, Die 
Güter und Hofe derfelben dürfen in ihren Hauprbes 
ftandtheilen feiner Dienft- oder Meierver- 
pflichtung unterworten ſeyn; auch haftet das 


Herzogthum Braunſchweig. 521 


Stimmrecht und die Wahlfaͤhigkeit auf dem je tz i— 
gen Umfange diefer Güter und Hofe, und geht 
durch Trennung und Veräußerung der Theile derſel— 
ben verloren, | 

Die Städte werden durch den Vorſteher der 
die Güter der Stadt verwaltenden Behörde (den Buͤr— 
germeifter) vertreten; daher auch in den Städten 
Braunſchweig, Wolfenbüttel und Helmftäde der erfte 
Stadtrath oder Bürgermeifter, vermoge feines 
Amtes, einer der von diefen Erädten abzuordnen= 
den Deputirten ift.. Die uͤbrigen I Abgeordneten der 
Stadt Braunfihweig mäffen aus der Bürger: 
ſchaft gewählt werden, und zwar 2 aus_den Groß— 
haͤndlern, Banguiers und Fabrikherren, die drei an— 
dern aber aus der übrigen Kaufmannfchaft, den Eleis 
nern Fabrikanten, Rentirern, Künftlern oder Hand— 
werfern; auch müfen diefe Deputirten ſaͤmmtlich 
mit Örundftüden angefeffen feyn. Ein Glei- 
ches gilt von den zu wählenden Deputirten der Städte 
Wolfenbüttel und Helmftade, welche ebenfalls zu den 
Klaffen der bürgerliche Gewerbe treibenden Einwoh— 
ner gehoͤren muͤſſen. Diefe Abgeordneten werden für 
jeden Landtag von den Stadtdeputirten durch Die Mehr: 
‚beit ver Stimmen, unter Jeitung der Juſtizbehoͤrde, 
gewählt, die fich aber alles Einfluffes auf die Wahl 
felbft zu enthalten hat. 

Die Deputirten der zur zweiten Section gehöris 
gen. Befiger freier Güter werden durch freie 
Wahl von den Befisern felbiger Güter unter leitung 
des Kreisgerichts ernannt; doch Fonnen nur folche ge= 
wählt werden, welche ven Aderbau als ihe 
Hauptgewerbe betreiben, nicht aber diejeni— 
gen, bei. welchen andere bürgerliche Verhaͤltniſſe vor— 
berrichend find. 
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Don den Pflichten und Rechten der Landſtaͤnde. 


Da, der bisherigen Verfaffung nach, nur die 
Reichs-, Kreis» und Prinzeffinnenfteuern, fo wie 
überhaupt Die zur norhwendigen Dertheidigung Des 
Varerlandes erforderlichen Auflagen, ohne vorhe— 
tige Vermwilligung der Stände, aufgebracht 
werden mußten, fo erhält diefer Grundfag im Weſent— 
fichen bei der allgemeinen Defteuerung des Landes 
auch ferner feine Anwendung, Nur verfteht es fich, 
bei den inzwifchen in Teutſchland eingetretenen Ver— 
änderungen der Staatsverhältniffe, und da vermöge 
derjelben die Verfügungen und Befchlüffe der 
Bundesverfammlung für ſaͤmmtliche teut— 
ſche Staaten verbindlich find, daß die darnach, 
und zur Erfüllung der Bundesverpflichtungen Des 
Landes, erforderlichen Steuern und Laſten von den Uns 
terthanen getragen, und ftatt der vormaligen| Keichs= 
und Kreisanlagen auch ferner aufgebracht werden 
müffen. . | 


Penn aber zu andern Staatszweden und Eins 
richtungen: neue Abgaben den Einwohnern auferlegt 
werden‘ follen; fo kann folches nicht anders, als 
mit Einwilligung ber Stände geſchehen. — 
Die verwilligten und ausgefchriebenen Steuern aller 
Art follen unter der Aufficht uud Leitung eines von 
den Sandesherrn und den Ständen gemeinfihaftlic) 
befesten und abhängigen Zandesfienercollegiums erho— 
ben, verwaltet und berechnet werden. — Den ver 
fammelten: Ständen follen die Etats und Rechnun— 
gen über die Einnahme und Ausgabe der allgemeinen 
Steuerkaffe, auch eine Nachweifung über die Ver— 
wendung der Durch Die, ausgefchriebenen Steuern ein- 
gegangenen Summen, von einem Landtage zum au 
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dern vorgelegt werden, und Eonnen dieſelben fchrift- 
liche Bemerkungen darüber bei der Landesherrſchaft 
einreichen und Anträge daranf gründen, 

Die Etats über neu anzulegende Steuern wer— 
den von dem Sandesheren und den Ständen gemein= 
ſchaftlich vegulirt. 

Verordnungen, welche eine Abänderung in 
den beftebenden allgemeinen Civil- und 
Sriminalgefegen bezweden, werden, fo oft es 
die Umftände verftatten, ven Ständen vorges 
legt, und diefelben darüber mit ihren Bemerkungen, 
Gutachten und Rath gehört werden. — in neues 
Civil- und Criminalgefesbuch, eine neue Proceß- und 
allgemeine Polizeiorduung konnen nicht ohne Bera— 
hung ı mit den Ständen eingeführt werden, 

Iſt von wefentlihen Veränderungen die Rede, 
welche die Sandesverfaffung, Sandescollegia, Gerichts 
und allgemeine Verwaltungsbehoͤrden, deren Mir: 
fungsfreis und Verhaͤltniſſe betreffen; foll von Be— 
ſtimmungen, welche zwifchen dem Regenten und der 
tandfchaft vertragsweife getroffen find, abge— 
wichen; follen allgemeine gefegliche ‚Veränderungen 
in Anfehung der Zehnten, Dienfte, Meier- und fon: 
ftigen gutsberrlichen DVerhältniffe und Gefälle ver: 
fügt, oder allgemeine Öefeße über die Theilung ver 
Öemeinheiten gegeben werden ; fo ift dazu eine Ber: 
handlung und Uebereinkunft mit den 
Ständen noͤthig. 
| Den - verfanmelten Ständen ftebt frei, dem 
Regenten Borfchläge zu allgemeinen Landesgeſetzen, 
Verfügungen: und nftalten zu thun, und werden 
folche von der Regierung ftets mir aller Aufmerkſam— 
keit aufgenommen,  forgfältig. geprüft. und: thunlichſt 
berücjichtige werden. — Nicht weniger find die fand: 
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ftände befugt, wegen bemerkter Mängel oder 
Mißbraͤuche bei der Öefeßgebung, Rechtspflege 
und DBerwaltung, angemeffene Borträge an den 
Kegenten zu-richten, und über deren Abftellung gut: 
ach tlich fih zu aͤußern. — Auch ift den Ständen 
unbenommen, dem Landesherrn Be ſchwerden und 
Klagen über die höhern tandesbehorden 
und Staatsdiener, wegen pflichtwidriger Ver: 
waltung ihrer Amtsgefchäfte, vorzutragen, 


Um den verfaffungs- und ordnungsmäßigen 
Gang der Staatsgefchäfte und die öffentlichen Be— 
amten wegen ihrer Berantwortlich£eit zu fichern, 
werden die, unter der Unterfchrift des Landesherrn 
erlaffenen, Reſcripte und DBerfügungen jedesmal mit 
der Kontrafignatur eines Minifters oder Mitglieds 
des geheimen Raths verfehen. Kine mit diefer Con— 
frafignatur nicht bezeichnete Verfügung des Regenten 
in tandesangelegenheiten wird als erfchlichen an— 
geſehen. 

Die von Seiten der Landſchaft dem Steuercolle— 
gium zugeordneten 4 Mitglieder (aus jeder Section 2) 
bilden zugleich einen bleibenden Ausſchuß vers 
felben für die zwifchen den Landtagen nöthig oder 
rathfam befundenen Mittheilungen. Diefer Ausfchuß 
kann, unaufgefordert, Vorftellungen und Anträge in 

landfchaftlichen Angelegenheiten bei dem Landesherrn 
machen, und feine gutachtlihe Meinung darüber 
pflichtmäßig äußern. — Außer diefem permanenten 
Ausfchuffe beftceht moch ein größerer aus I Mit: 
gliedern beider Sectionen, welchen der erftere in allen 
zwifchen den Sandtagen vorfallenden landfchaftlichen 
Angelegenheiten von Wichtigkeit zuzuziehen hat. 
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Bon der Verfammlung der Stände auf dem Sand: 
fage, und der Behandlung der Gefchäfte derfelben. 


Aller 3 Jahre wird regelmäßig ein Sandtag ges 
halten; außerordentlich, wenn der Landesherr befon= 
dere Veranlaffung dazu finder. 

Jede Section der Stände bildet für fich eine 
bef ar Verfammlung, und faßt ihre Befchlüffe 
nach abfoluter Mehrheit der Stimmen. 

Jede Section wählt aus ihrer Mitte einen Prä- 
fiventen, einen Vicepräfidenten und einen Gectetair, 
Zu den beiden erften Stellen gehört die Beftätigung 
das Landesherrn. 

Jede Section kann verhandeln bei Anweſenheit 
eines Drittheils ihrer Mitglieder; um aber Beſchluͤſſe 
zu faſſen, muß die Haͤlfte derſelben verſammelt ſeyn. 

Jedes Mitglied iſt berechtigt, Antraͤge zu machen; 
doch muß die Stimmenmehrheit der anweſenden Mit— 
glieder entſcheiden, ob der Antrag ſich zur Berathung 
eignet, auch ob die Angelegenheit einer Commiſſion 
zur vorgaͤngigen Pruͤfung und Berichtserſtattung zu 
uͤbergeben ſey. 

Alle Vortraͤge der Staͤndemitglieder muͤſſen 
muͤndlich ſeyn; nur die landesherrlichen Commiſſarien, 
und die im Namen ſtaͤndiſcher Commiſſionen auftreten— 
den Referenten duͤrfen ſchriftliche Aufſaͤtze ableſen. 

Die abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet in 
allen Faͤllen, außer wenn ſtaͤndiſcher Seits ein An— 
trag an den Landesherrn gemacht werden ſoll, welcher 
eine weſentliche Abaͤnderung der Landes- oder Steuer— 
verfaſſung enthält, wo 3 der Stimmen zum Beſchluſſe 
erfordert werden. 

Die über verhandelte Gegenftände von einer 
Section beſchloſſ enen Anträge werben ſofort der ans 
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dern Section mitgerheilt, in welcher die vorliegende 
Sache alsdann einer Kommifjion zur vorlänfigen 
Prüfung übergeben wird. Auf den Bericht verfelben 
wird darüber berathen und abgeftimmt. — Sollten 
beide Sectionen über einen vorliegenden Gegenftand 
nicht fich vereinigen; fo findet eine Zufammens, 
tretung von Commiffarien ftatt, welche aus 
jeder Section in gleicher Anzahl ernannt werden, und 
denen, wenn die Sectionen es auch nur einfeitig wuͤn— 
ſchen, landesherrliche Kommiffarien zugeordnet wer— 
den Fonnen. 

Ueber "einen Gegenftand, in Anfehung deffen 
eine Vereinbarung beider Gectionen nicht zu Stande 
kommt, ift ein neuer Antrag und eine weitere Delibe= 
ration während deffelben Landtages nicht mehr zuläffig. 

Der Sandesherr Fann geheime Käthe oder andere 
Staatsbeamte als Commiffarien zu einzelnen Sitzun— 
gen der Sectionen abordnen, um die an die Landſchaft 
erlaffenen Anträge mit ihren Gründen näher zu ent: 
wickeln und aus einander zu feßen. Doch bleiben die: 
felben bei der Berathſchlagung und Abſtimmung der 
Section nicht gegenwaͤrtig. 

Nicht nur alle von dem Landesherrn und von 
einer Section an die andere erlaſſene Antraͤge, ſon— 
dern auch alle ſonſt in Erwägung kommende umfaſ— 
ſende Gegenſtaͤnde muͤſſen, vor ihrer Verhandlung 
in der ſtaͤndiſchen Verſammlung, einer zu waͤhlenden 
Commiffion von 3, 5 oder 7 m übers 
geben werben. 

Die Verhandlungen der Landſchaft muͤſſen fo 
lange geheim gehalten werden, bis die Nefultate 
derfelben gefaßt und zur Publication gelangt find, Es 
ift auch nicht erlaubt, die Meinungen und Vota ein— 
zelner Mitglieder befannt zu machen. — Der tande 
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tagsabſchied, unterzeichnet von dem Landesherrn, 
und von dem Praͤſidenten und dem Landſyndicus der 
Staͤnde, wird durch den Druck zur oͤffentlichen 
Kunde gebracht. 


105. 
25) Herzogthum Maſſau. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 

Die länder des Haufes Naffau hatten durch den 
Keichsdeputationshauptfchluß und durch die Confoͤde— 
rationsacte des Rheinbundes wefentliche Veränderuns 
gen erfahren; nicht unbedeutend waren Diejenigen, 
welche nach der Auflofung des Rheinbundes erfolg: 
ten, deren Ergebniffe, nach dem Abſchluſſe der Ders 
träge mit dem Raifan : Dranifchen Haufe im Könige 
reiche der Niederlante (24. — 1814), und mit 
dem Konigreiche Preußen (31. Mai 1815) , in die 
teutfche Bundesacte übergingen, 

Weil das Haus Naffau-Ufingen auf dem 
Erlöfchen ftand, und deffen Beſitzungen an das Haug 
Naffaus Weilburg fielen; fo war bereits bei der 
Etiftung des Aheinbundes das Naffauifche Land als 
Ein politifches Oanzes, als Ein Herzogtum, aus: 
gefprochen und anerkannt worden. Doch ruhte die 
herzogliche Würde bis zum Erlofchen des Hauſes 
Ulingen nur auf biefer linie, und ging.erft am 24, 
März; 1816, beim Tode des Herzogs Friedrich Auguft, 
auf die bisherige MWeilburgifche Linie über. 

Bevor noch der Wiener Kongreß eröffnet war, 
ſprachen durch Patent *) vom 2, Sept. 1814 die 


*) Es ſteht in den Europ. Conſtitt. Th. 2. ©. 29. — 
und in Luͤders Archiv, Th. 3. ©. 499. 
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damals noch lebenden beiden Fürften, der Herzog Fries 
drich Auguft von Naffau, und der Fürft Friedrich 
Wilhelm von Naſſau, die Stiftung einer lands 
ftändifhen Berfaffung aus, der erften auf 
teutfchem Boden nach der Auflofung des Rheinbun— 
des, und in der Zwifchenzeit zwifchen dem erften 
Parifer Frieden vom 30, Mai 1814 und den Beftim= 
mungen der teutfchen Bundesacte vom 8, Juny 1815. 
— Zwei fpätere Patente *) vom 4 Nov. 1815 
betrafen: 1) die Wahl der fandftände, und 
2) die Bildung der Herrenbanf der lands 
ftände, 


106. 


b) Politifcher Charakter der VBerfaffung 
| vom 2. Sept. 1814, 


Das Patent, welches die Grundzüge der Vers 
faffung des Herzogthums enthält, zerfällt in zwei 
Theile. Der erfte nennt die allgemeinen ſtaats— 
bürgerlihen Rechte, welche die beiden Regen— 
ten bereits in einzelnen Edicten ausgefprochen hatten, 
und in dem Patente ihrem Lande wiederhohlt zufichers 
ten; der zweite bezeichnet die neuangeordneten ftäns 
difhen Verhaͤltniſſe. 

Die Fürften erklärten: Daß fie nicht nur bie 
bürgerliche Freiheit ihrer Unterthanen möglichft 
gefichert, und die politifche Öleichheit derfelben 
vor dem Geſetze aufrecht erhalten, fondern aud) den 
Grund zu einer, auf diefen beiden Gtüß- 
puncten rubenden, VBerfaffung gelegt hätten, 
„Von dieſer Abficht ausgehend und von folchen Bes 


*) Beide ſtehen in den Europ. Eonftitt, Th.8. S. 574. 
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weggründen. geleitet, haben Wir die vollfommenfte 
Duldung religiofer Meinungen und freie Hebung 
jedes Gottesdienſtes in Unfern fanden gehand- 
habt; eben fo die freie Arußerung politifcher 
Meinungen, fo weit auswärtige Staatsruͤckſichten 
nicht eine -Befchränkung verlangten. Wir haben 
Unfern Unterthanen den freien Abzug mit ihrem 
Vermögen, nach erfüllter Militairpfliht, in alle - 
Diejenigen Staaten zugeftanden, wo gleiche Abzugs= 
freiheit in Unſer Öebiet geftattet wird. - Wir haben 
die Leibeigenfchaft von Grund aus in Unferm | 
Herzogthume getilgt, den Frohn- und Dienft- 
zwang unter Schadloshaltung der Dienftherren ge= 
loͤſet, Eorperliche Züchtigungen als Strafmittel abge: 
ftelle, erbliche Vorrechte auf hoͤhere Staats: 
amter nihf anerkannt; vielmehr aus, allen 
Ständen zu den oberften Civil- und Militairſtellen 
berufen, wer Uns dazu tüchtig fihien.. Die Juſtiz— 
pflege ward, unabhängig von Uns, durch die ange= 
ordneten Suftizbeborden ‚verwaltet. ‚Wir haben Un— 
fern landesherrlichen Fiſcus den Gerichtshofen unters 
geordnet, und Uns. des Rechts begeben, angeftellte 
Staatsdiener willfübrlich zu entlaffen, Wir haben 
- die freie Benußung des Grundeigenthums unter den 
Sans fcehirmender Geſetze geftelle, das Recht der 

Wildbahn und alle, den Anbau des Bodens forende, 
eidegerechtfame bis zur Unfchädlichkeie beſchraͤnkt; 
die. Ablofung der Zehnten, Grundbelaftungen und 
Eervituten vorbereitet, und für die Einführung einer 
völligen. Gewerbefreiheit porbereitende Maasregeln ge: 
troffen. Wir haben Feine Abgaben von Unfern 
Unterthanen erhoben, außer für Beduͤrfniſſe des 
Staates; Wir haben verordnet, Daß ein Jeder 
dazu beitrage nach dem Maasjtabe feines 

St. W. ate gt IV. 34 


530 Pofitives Ctaatsrecht. 


reinen Einkommens; daß einzelnen Ständen 
oder Verfonen Feine Befreiungen forthin davon er— 
faffen werden. Wir haben in dringenden Finanzan— 
gelegenheiten Domainen Unfers Haufes zum Vor— 
theileder Staatsfaffe veräußert. — Unſre 
Unterthanen haben aber auch (durch Theilnahme an 
dem Befreiungsfampfe im Jahre 1813 und 1814) 
ihr Recht auf eine ferbftftändige und ehrenhafte Stel- 
fung unter den verwandten Stämmen des teutfchen 
Volkes im Fünftigen teutſchen Staatenvereine ſich be— 
feſtigt, und Wir finden Uns bewogen, die Anerken— 
nung diefes Nechts, Durch Die dauerhafte Be: 
gründung einer eigenthbümlichen Berfaf: 
fung, noch mehr ihnen allenthalben zu verfichern. 
Es ift uͤbrig, Allem, was für die Einführung einer 
liberalen, den Bedürfniffen Unfrer Zeit und Unfers 
Staates entfprechenden, VBerfaffung in Unferm Her: 
zogthume entweder fchon geſchehen ift, oder noch er 
forverlich feyn wird, auch eine gleich Fräftige 
Öewährleiftung im Innern zw geben, welche 
Wir in der Errichtung von landftänden ge 
fanden zu haben glauben. Indem Wir Unfern 
Sandftänden die Bewahrung jener ange 
führten Orundlagen fowohl, wie die weis 
tere Ausbildung einer folchen eigenthümes 
kichen Landesverfaſſung übertragen, über: 
kaffen Wir Uns der Hoffnung, diefelben gegen den 
Wechſel aller Dinge, welchen gefegliche Einrichtuns 
gen in rein monarchifchen Staatsformen mehr, als 
atderwärts, unterworfen find, nach Möglichkeit 
ficher geftellt zu haben.“ — 
Rach dieſen allgemeinen Grundſaͤtzen folgten als 
einzelne Beſtimmungen: 
Die Landſtaͤnde ſind zuſammengeſetzt aus Mit— 
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glievern der Herrenbanf, und Landesde— 
putirfen, welche in abgefonderten Sitzun— 
gen fich verfammeln, Die Mitglieder der Herren— 
banf werden vom Regenten auf Lebenszeit, 
oder erblich ernannt; die Landesdeputirten aber von 
den Vorftehern der Geiftlichfeit und hoͤhern Lehran— 
ftalten, von den begütertften Sandeigenthümern, und 
von den Inhabern größerer Gewerbe erwählt, 

Die Sicherheit des Eigenthums und der perfüne 
lichen Freiheit wird unter die mitwirkende Gewähr: 
leiftung der Sandftände geftelle. Sie follen dar: 
über wachen, und darauf zu halten befugt 
ſeyn, daß die freie Wirkfamfeit der oberften Juſtiz— 
behörden nie befchränft werde; daß willführliche Ver— 
haftungen, ohne rechtliches Verfahren nach den be= 
ftehenden Geſetzen, auf Feine Weife ftatt finden; auch 
daß Fein Unterthan feinem durch die Geſetze beftimm- 
ten ordentlichen Richter durch außerordentliche Maas: 
regeln entzogen werde. Zu dem Ende werden den 
Landftänden folgende Rechte beigelegt: 

Ohne ihre Einwilligung fol an den, im Ein: 
gange dieſes Patents erwähnten, die Aufrechthaltung 
der bürgerlichen und Gewerbe = Freiheit, fo wie die 
Gleichheit der Abgaben bezwedenden, Gefeßen und 
Einrichtungen von dem Regenten nie eine Abändes 
ung verfügt werden. Ueberdies follen wichtige, dag 
Eigenthum, die perfönliche Freiheit und Verfaſſung 
betreffende, neue tandesgefeße nicht ohne 
den Kath und die Zuftimmung der land 
ftände eingeführe werben. 

Sie koͤnnen dem Negenten Borfchläge zur 

Abänderung beftehender und Einführung neuer Gefege 

überreichen; allgemeine und befondere Beſchwer— 

den einzelner Landestheile oder — dem 
3 
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Regenten vortragen, und fordern, Daß gegen: Den 
Gtaatsminifter und gegen Sandescollegia wegen be— 
ſtimmter Befchuldigungen (Verlegung der Beſtim— 
mungen der Verfaſſung, Beftechung, Concuſſion) eine 


Unterfuchungscommiflion angeordnet werde, Solche 


Dorfchläge und Befchwerden Eonnen von jedem eine 
zelnen Mirgliede der Herrenbanf und der dans 
desdeputirten, während der Sißung ihrer Verſamm— 
lungen, in Antrag gebracht, dem Regenten aber 
nur, nach der Zuftimmung der Mehrheit in jeder Ab: 
theilung, vorgelegt werden, Auf gleiche Weiſe wer: 
den die vom Regenten den fandftänden zum 
Gutahtenund zur Beiftimmungmitzutbeis 
(enden Öefeßesvorfchläge in jeder Abeheilung 


befonders difeutirt und darüber abgeftimmt; fo daß 


nur die für fich zahlende Stimmenmehrheit in jeder 
einzelnen Abtheilung die Zuftimmung der Landftände 
beurfundet. Herrfchen gerbeilte Meinungen in beiden 
Abrheilungen; fo wird die Vereinigung derſelben 
durch eine, von jeder Abtheilung in gleicher Anzahl 
zu erwählende, Deputation verfucht, welche unter 
den beiden Präfidenten zufammentritt, Bei nicht ftate 
findender Vereinigung behält fich der Negent die Ent: 
ſcheidung vor. 


Alle zu erbebende directe und indirecte 
Abgaben follen von der Mehrheit der Landftände, 
wobei die einzelnen Stimmen in beiden. 
Abtheilungen zufammen zu zahlen find, 


im Voraus bewilligt werden; alle directe Abgaben 


für den Zeitraum eines Jahres, die indirecten, 


nach Gurbefinden, auf fechs Jahre. Zu dem Ende 
ift das Beduͤrfniß des kommenden Jahres, ſammt 
dem wahrſcheinlichen Ertrage der zu erhebenden Ab⸗ 
gaben, in genauen und vollſtandigen Ueberſichten, 
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ihnen vorzulegen; auf gleiche Art auch die gefchehene 
Verwendung der bewilligten Abgaben ihnen, unter 
Einficht der geführten Rechnungen, mit den Belegen 
derfelben nachzuweifen. | 

Die Landſtaͤnde koͤnnen, während ihrer Sitzungs⸗ 
zeit, Vorftellungen und Bittſchriften von 
einzelnen Unterthanen, fo wie von ©emeinden ans 
nehmen, Sie muͤſſen aber fehriftlih an die Praͤſi— 
deuten beider Abtheilungen eingeſchickt werden, 

Die Staͤnde verſammeln fich jährlich; der Nee 
gent kann fie, nach dem es ihm erforderlich fcheint, 
außerordentlich zufanmenberufen, auch die Verſamm— 
lung vertagen, und auflöfen. Erernennt zu den 
Sißungen jeder Abtheilung Commiffas 
rien, welche an allen Berbandlungen Theil nehmen, 
ohne bei der Abftimmung zugegen zu fern. 

Während der ftäntifihen Verſammlung kann 
Fein Mitglied, ohne Zuftimmung der Abtheilung, 
wozu es gehört, -verhafter werden. 

Gebohrne Mitglieder der Herenbanf find 
alle Prinzen Des Hauſes nach zuruͤckgelegtem 21ften 
Jahre. Erblihe Mirgliever derfeiben find die jedes: 
maligen Beſitzer der im Herzogthume beftebenden Stan 
desherrfchaften : der Grafſchaft Holzappel und Herefchaft 
Schaumburg, der Grafjchaft Wefterburg, der Herr— 
fehaften Heiffenberg und Gransberg, der ( fürftlich 
Leyenſchen) Örundherrlichkeiten zu Fachbach und Nies 
vern, fodann die gräfliche Samilie von Walderdorf, 
und die freiherrlihe Samilie vom Stein. Gie haben 
das Recht, den Verſammlungen vom Eintritte in 
das 25ſte Jahr an perfänlich beizumohnen, und Fon= 
nen ſich, nach Gutbefinden, auch duch Bevollmaͤch— 
tigte vertreten laften. — Außer dieſen  gebohrnen 
und erblichen Mitgliedern find ven adlichen Öuts« 
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eigenthbämern indem Herzogtbume ſechs Viril— 
ſtimmen bei der Herrenbanf verlieben, welche fie 
durch Deputirte vertreten laffen, Die von ſaͤmmtlichen, 
wenigftens 21 51. zu jedem Grundſteuerſimplum ent— 
richtenden, adlichen Gutsbeſitzern aus ihrer Mitte zu 
jeder ftändifchen Verſammlung erwählt werden *). 
Die DVerfammlung ver Landesdeputirten 
beftehbt aus 22 Mitgliedern, welche das 2öfte 
Jahr zurückgelegt haben müffen, und Durch abfolute 
Stimmenmehrheit auf die Dauer von 7 Jahren er= 
wählt werden, Sie beftchen aus 2 Jufpectoren der 
evangelifchen und 1 Dechant der katholiſchen Geiſt— 
lichkeit; aus einem Mirgliede aus den Vorſtehern der 
hoͤhern Lehranſtalten; aus 3 von den höchftbefienerten 
Gewerbebeſitzern, welche wenigftens einen, dem Ges 
werbefteuerfimplum der gewählten Klaſſe gleichftehen- 
den, Steuerbetrag entrichten; und aus 15 von den 
meiftbegüterten Sandeigenthümern, welche zu jedem: 
Örundfteuerfimplum wenigftens 21 51. beitragen. 
Den Prafidenten der Herrenbanf ernennt der 
Herzog für jede Sitzungszeit aus der Mitte derſelben; 
den Präfidenten der Deputirten aus 3 von- denfelben 
vorgefchlagenen Mitgliedern. 
Die Sißungen der Landesdeputirten 
find öffenelih **), — Die Verhandlungen bei— 


*) Durch diefe legte Beftimmung, welche in dem angeführten 
Patente vom 4. Nov. 1815 enthalten ift, ward mandyes 
in dem Verfaffungspatente vom 2. Sept. 1814 modificirt. 

*x) Im Patente vom 2, Sept. 1814 hieß es: „die Sitzungen 
find nicht öffentlich; doc) koͤnnen die Deputirten durd) 
Stimmenmehrheit die Öffentliche Bekanntmachung ihrer > 
Verhandlungen, mittelft Abdrud und Verthei— 
lung von 25 Eremplaren an jedes ihrer Mitz 
glieder, verordnen.“ — Später ward aber die Defs 
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der Kammern werden Durch Drud zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 


107. 
26) Fürftentbum kippe-Schaumburg. 
Verfaffung vom 15, Jan, 1816, 


Mit Beziehung auf die Verhandlungen und Be- 
ſchluͤſſe auf dem Congreſſe zu Wien, ſprach der Fuͤrſt 
Georg Wilhelm von Lippe— —6 —— in einem Re— 
feripte vom 15. San. 1816 die Grundzuͤge der lands 
ſtaͤndiſchen Berfaffung in feinem Staate aus, 

Er ertheilte ihnen folgende Rechte: das Recht, 
die zur Staatsverwaltung nörhigen Ausgaben nach 
den ihnen vorzulegenden Berechnungen zu prüfen, 
mit dem Negenten über das Maas und die Are der 
Beftenerung fich zu vereinigen, und vie darnach er= 
forderlichen Steuern zu verwilligen (in welcher 
Hinficht der Landesvergleich vom 3. Dec. 1792 
beftätigt ward); — das Recht, über die zu erlaffen- 
den allgemeinen fandesgefeße ihr Öutach- 
ten, und, wenn fie auf vie Landesverfaſſung einen 
wefentlichen Einfluß haben, ihre Einwilligung 
zu ertheilen; — das Recht, von der Verwendung 
der Sandesftenern Kenntniß zu nehmen, und jährlich 
die Rechnungen der Landesſteuerkaͤſſe zur Einfiche zu 
erhalten; — das Recht, über ——— der all: 
gemeinen Wohlfahrt dem Regenten Vorſchlaͤge zu 
machen, fo wie ihre Def werden über Mißbrauche 
und Unregelmäßigeiten im öffentlichen Dienfte, mit 
Beweiſen belegt, bei ihm anzubringen. - 








fentlich£eit der Sigungen der zweiten Kammer 
förmlich ausgefprochen. 
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Alle Unterthanen der Schaumburgiſchen Lande 
ſind zur Landſtandſchaft berechtigt, dergeſtalt, daß 
die wirklichen Beſitzer adlicher Guͤter, die 
Deputirten der Städte und Flecken, und die 
Deputirten der Amtsuntertbanen auf dem 
Sandtage zu erfcheinen befugt ſeyn follen. — Die land: 
ftände von der Ritterſchaft müffen ein adliches 
freies Gut beſitzen, und 25 Jahre alt feyn, — Die 
Städte Büdeburg und Stadthagen, und die 
Flecken Steinhude und Hagenburg fenden jedes 
einen Deputirten, welchen der Magiftrat aus: feiner 
Mitte, oder aus der Bürgerfihaft beftellen Fann. — 
Aus den wirklichen Befisern von Bauerguͤtern, 
welche 30 Jahre zurücdgelegt haben müffen, follen 
erfcheinen: aus dem Amte Büdeburg 2, aus dem 
Amte Stadthagen 2, aus dem Amte Hagenburg einer, 
und aus dem Amte Arensburg einer, 

Jährlich foll ein Landtag gehalten werben, 


108. 
77) Fuͤſtenthum Lippe-Detmold. 
Verfaſſung vom 8. Jun. 1819. 


Als Vormuͤnderin ihres Sohnes, des nun re— 
gierenden Fuͤrſten Leopold, gab die verwittwete 
(nun verewigte) Fuͤrſtin Pauline am 8. Jun. 1819 
ihrem Staate eine Verfaſſung, welche, nach 
einer öffentlichen Beurtheilung derſelben in der Hals 
le’fchen Literaturgeitung 1820. ©t. 40, aus 
der Feder der Fuͤrſtin felbft gefloffen und - 
von dem Fürften Leopold mit unterzeichnet worben 
ift, die aber bis jeßt noch nicht ins öffentliche Leben 
trat, weil nicht nur die alten Zandftände von Ritter— 
fhaft und Städten, fondern auch der Fürft von 


* 
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tippe- Schaumburg, als Agnat, (2. Aug, 
1819) Widerfpruch gegen vdiefelbe bei der Bundes 
verfammlung zu Frankfurt erhoben. 


Die wefentlichften Beftimmungen derfelben find: 

Die bisherigen Stände von Nitterfchaft und 
Städten im Fuͤrſtenthume Sippe werden aufgehoben, 
und Durch eine Vertretung aller Sandeseinwohner 
erſetzt. Diefe Volksvertretung ruhet auf Grund— 
eigenthum, und bildet ſich aus den drei Klaſ— 
fen der fchriftfäffigen Grundbeſitzer, des 
DBürgerftandes, und des Bauernftandes, 
Jede diefer drei Klaffen wählt aus ihrer Mitte fieben 
Abgeordnete, welche den Landtag bilden. 

Diefe Stände follen bei Einführung neuer, 
oder Abänderung früherer Landesgefese ihr Gut 
achten, und, wenn jene Verordnungen auf die 
Sandesverfaff fung wefentlichen Einfluß haben, ihre 
Zuftimmung geben. — Ohne Berathung und Beiz _ 
ſtimmung der Stände Fann Feine neue Steuer 
aufgelegt, und Eeine Anleihe auf den Credit land» 
fhaftlicher Kaffen gemacht werden. Die bisherigen 
Steuern bleiben vorerft noch in gewohnter Art. — 
Die Regierung legt auf dem Landtage den Etat der 
noͤthig erachteten Bewilligungen den. Ständen zur 
Prüfung vor. 

Den Ständen ſteht das Recht des Vorſchla— 
ges, der Anzeige und der Erinnerung bei 
Segenftänden zu, welche die Wohlfahrt des Landes, 
Dervolligmmnung der Gefeßgebung, Mißbräuche der 
Verwaltung, und een en Staatsdiener 
umfaſſen. 

Außer dem Sonne befteht ein Ausſchuß 
aus dem Landſchaftsdirector, dem Landſyndicus, und 
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3 Deputirten, von welchen aus jedem Stande einer 
gewählt wird. | 

Ein Deputirter muß 30 Jahre alt feyn, und ein 
Grundvermögen von 3000 Thatern haben, — Er 
wird auf 6 Jahre gewählt. Die Mitglieder der Regie— 
rung, der Rentkammer, des Konfiftoriums, der obern 
Juſtizhoͤfe, und die, welche Hofchargen oder Militairz 
dienfte bekleiden, koͤnnen Feine Deputirten ſeyn. 

Die ordentlichen Landtage werden aller zwei 
Jahre gehalten. | 

Die Deputirten berarbfchlagen in Einer Kam— 
mer. — Die Berathfihlagungen geſchehen öffent: 
lich; doch Fann die Kammer das Abtreten der Zus 
hörer verlangen. Die Refultate des Landtages 
follen in paßlicher Form und Kürze durch den 
Druck befannt gemacht werden. 

Zu einem gültigen Befchluffe bedarf es der An— 
wefenheit von wenigftens 3 der Deputirten.” Die 
Stimmenmehrheit entſcheidet; doch fteht jedem Ab: 
geordneten frei, feine abweichende Meinung in einem 
befondern Auffage zur Kenntniß des Negenten zu 
bringen. 

Die tandesabgeordneten find wegen ihrer Aeuße— 
rungen in der Ständeverfammlung nicht verantwort- 
lich, und, während der Dauer des Landtages, perſoͤn— 
lich unverleglih. Nur die Begehung eines Ders 
brechens Eönnte Verhaftung zuzieben, 





ı 1: A ———— 
28) Fuͤrſtenthum Waldel- Pyrmont. 
Derfaffung vom 19. Apr. 1816. 


Das Fürftenehum Walded (nicht aber Pyr— 
mont) hatte bereits feit Jahrhunderten Stände, ge: 
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bildet aus der Ritterſchaft und den Staͤdten. Weil 
aber dieſe ſtaͤndiſche Verfaſſung den Verhaͤltniſſen 
einer juͤngern Zeit nicht zu entſprechen ſchien; ſo erließ 
der, am 9. Sept. 1813 zur Regierung gekommene, 
Fürft Georg Heinrich am 18. Jan, 1814 ein 
Berfaffungs: und Drganifationsdecret*), 
welches nicht nur dem Lande, fondern auch der Ber 
faffung, fo wie zugleich ver Berwaltung eine 
neue Geftaltung gab, die zeitgemäßer, als die frühere 
war, freilich aber, der Form nach, fehr breit ges 
halten und in einem unbehülflichen Ausdrude erfchien. 
Das Öanze, das nicht ohne Lücken, und wahrfchein= 
lich das Werk einer eiligen Bearbeitung war, enthielt 
weder eine eigentliche Verfaffungsurfunde, noch eine 
erfchöpfende Werwaltungsordnung, fondern beides 
zugleich in nachtbeiliger Mifchung. Der wefentliche 
Bortheil diefes Decrers ſchien auf das Fürftenrhum 
Pormont zu fallen, weil diefes Dadurch berechtige 
ward, zu den ftandifihen Nepräfentanten des Fürften: 
thums Waldek vier Deputirte zu fenden, die 
daſſelbe befonders vertreten, und aus zwei Grundbe— 
fisern, einem Deputirten aus dem Gewerbeſtande, 
und einem Gelehrten beſtehen ſollten. 

Allein die bisherigen Staͤnde des Landes zogen 
das Alte vor; theils weil auch ſie beſteuert werden 
ſollten; theils weil das Fuͤrſtenthum Pyrmont in die 
ſtaͤndiſche Vertretung aufgenommen worden war **), 

Die Beſchwerden darüber gelangten bis in dag 
Hauptquartier der verbündeten Monarchen ***),. Eine 








) Es flieht in den Europ. Conftitt. Th. 2. ©. 276, 
**) ©o erklärt fich darüber dev Waldeckiſche Juſtizrath Varn— 
hagen in Lüders Archiv, Th. 2. ©. 4 und 5. ; 

+) 5. Ludw. Kluͤber, Staatsarchiv des teutſchen Bun— 
des, Heft 6. ©. 244. 
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vorläufige Convention vom 3. July 1814 befriedigte 
die Forderungen der Altern Stände nicht, Da berief 
der Fürft zum 28. März 1816 die Stände nad) Arol- 
fen, wo am. 19, Apr. 1816 ein Sandesvertrag 
zwifchen dem Regenten und den Ständen abgefihloffen 
ward, welcher die nene VBerfaffung, un mit 
Eiuſchluß vieler Verwaltungsgegenſtaͤnde (z. B. der 
Eintheilung des Landes in 5 Oberjuſtizaͤmter, ih "eben 
fo viele Rentämter, der Beibehaltung der Patrimonials 
gerichtsbarfeit 1) enthielt. - (Es heißt in der Ein— 
leitung dazu, der Fürft babe, „im Einverftändniffe 
mit den Ständen, der bisherigen Landes- und ftän- 
diſchen Verfaſſung folgende naͤhere Einrichtung ge— 
geben.“ 

Die weſentlichſten Beſtimmungen derſelben ſind: 
Die Repräſentation der Unterthanen wird bewirkt 
1) durch die Ritterſchaft, oder durch die Beſitzer 
bisheriger landtagsfaͤhiger Rittergůter; 2) durch die 
Städte, oder den Bürgerftand; 3) durch 10 
Kepräfentanten des Bauernſtandes (aus jedem 
Oberjuſtizamte zwei). In den drei deputirten Staͤd⸗ 
ten wird das Repraͤſentationsrecht durch den erſten 
Buͤrgermeiſter und Stadtſecretair, in den nicht depu⸗ 
firten Städten durch den Buͤrgermeiſter allein, in 
bisheriger Weiſe, ausgeuͤbt. 

Die allgemeinen Eigenschaften eines Nepräs 
fentanten find, daß er zu einer Der chriftlichen Cons 
feffionen gehöre, 25 Jahre alt, eigenen Rechts, 
Sandesunterfhan, der Militairpflicht nicht mehr unters 
worfen, und unbefchotenen Rufes ſey, auch Ge— 
ſchriebenes leſen koͤnne, und ſeine Bedan— 
fen gehörig niederzufhreiben vermoöge. 
Ansbefondere wird erfordert, bei Nepräfentanten 
des Bürgerftandes, unverſchuldeter Beſitz von 
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REINER Gütern, die wenigſtens einen» Werth 
von 500 Thalern haben, und des Bauernflandes, 
Eigenthum eines fchabungepflichtigen nicht verſchulde⸗ 
ten Gutes von wenigſtens 30 Morgen, in dem Amts: 
diſtriete belegen, aus welchem er als Kepräfentant 
gewählt werden foll. 

Staatsbeamte Fonnen an der Landesrepraͤſenta— 
tion Feinen Theil nehmen. 

Es befteht ein engerer Ausſchuß aus zwei 
ritterſchaftlichen Deputirten, aus den Abgeordneten. 
der Drei Deputirten Städte, und aus einem Deputirten 
des Bauernftandes. Die Gewalt und vie Geſchaͤfte 
deſſelben beſtehen: auf die Ablegung der landſchaft— 
lichen Rechnungen zu dringen, und Erinnerungen; da— 
gegen-aufzuftellen; die Landtagsabſchluͤſſe ſowohl, als 
auch die von ſaͤmmtlichen Landſtaͤnden entfshiedenen 
Angelegenheiten in Bollziehung zu bringen; dennAn—⸗ 
frag neuer Steuern vorläufig zu prüfen, und den ge= 
fammten Ständen zur Abftimmung vorzulegen; zu 

etwaiger Verbeſſerung bewilligter Steuern Vorfchläge 
zu machen, und eingefchlichene Mißbraͤuche zu rügen; 

die Angelegenheiten, welche eine nothwendige, 2000. 
Thaler nicht überfteigende, Ausgabe erfordern, für 
fi) — mit Vorbehalt ver fürftlichen Öenehmigung — 
zu befchliegen ; Erlaßgefuche der Unterthanen zu pruͤ— 
fen, und in Fallen, die eine eilige Entſcheidung er— 
fordern, im Einverftändniffe mit dem Fürften zu bes ° 
ſchließen, — welche Befchlüffe fämmtliche Landſtaͤnde 
als gültig und als von ihnen felbft ausgegangen an 
erkennen. 

Die ordentliche Verſammlung des Ausfchuffes ift 
jährlich. Eine allgemeine !andtagsverfammlung 
kann nur in befonders wichtigen Fällen, entweder auf 
Veranlaffung des Fürften, ober auf Antrag der 
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Staͤnde, erfolgen. Zu dieſen Faͤllen gehören: 1) 
die Veränderung der Verfaffung und der Grundge— 
feße, und 2) die Einführung einer neuen Steuer— 
ordnung. 

Den Landſtaͤnden ftehen folgende Rechte’ zu: 
die Verwilligung und Regulirung ſaͤmmtlicher ſowohl 
ftändiger als "unftändiger, "zur Staatsverwaltung 
nothwendiger Steuern; die Verwaltung der Landes— 
Eaffen, fo daß die Steuern nur zu den, von dem 
Fürften und den Sandftänden beftimmten, Zwecken ver 
wendet werden; die Berathung und Einwilligung bei 
allen Geſetzen und Anordnungen, welche auf die Lan— 
desverfaffung und deren DVeränderung Beziehung 
haben. Bei allen übrigen Geſetzen wird der Regent 
den Kath und das Gutachten ver Stände einhohlen ; 
auch. dürfen diefelben Vorfchläge zur Abänderung bes 
ftehenver und zur Einführung neuer Öefege einreichen. 
Die Stände haben darauf zu wachen, daß von 
den Suftizbehörden eine untadelhafte Juſtizpflege ges 
handhabt werde; fo wie ihnen auch Das Necht der 
Befchwerveführung, befonders in Fällen der Malver— 
fation der Staatsdiener und bei fich ergebenden Miß- 
brauchen jeder Art, zufommt. | 

An den Fällen, wo die Erklärung der Stände 
auf die Vorfchläge und Anträge, welche der Regent 
durch Die Landesregierung an fie gelangen läßt, a b— 
fehnend ift, müffen vie Gründe dazu angegeben 
werden. Dabei behält fich der Regent vor, den ges 
machten Vorſchlag oder Antrag, unter Auseinander— 
fegung aller dafür fprechenden Gründe, durch vie 

„Regierung wiederhöhlen, und allenfalls, bei be: 
man Ablehnung, ven befragten Gegenftand zur 

eratbung an die gefammten Staͤude gelangen 
zu laffen. Sollte auch hierdurch der Zweck nicht 


I 


Fuͤrſtenthum Liechtenſtein. 543 


erreicht werden; fo foll eine Commiſſion aus einem 
fürftlihen Diener und einem landfchaftlichen Mit: 
gliede niedergefeßt werden, welche die Sache prüft, 
und, wo möglich, eine Bereinigung zu Stande bringt, 
Wuͤrde aber auch dieſer Verſuch fehlſchlagen; fo wer— 
den die Verhandlungen, inſofern ſie Steuern und 
Verwilligungen nicht betreffen, an eine auswaͤrtige 
Juriſtenfacultaͤt, oder an das Appellationsgericht 
eingeſandt. Die Wahl einer dieſer Behoͤrden bleibt 
den Landſtaͤnden uͤberlaff en. 

Bei eingetretener Stimmengleichheit giebt das 
Votum des Landſyndicus den Ausſchlag. x 

Kein ſtaͤndiſches Mitglied iſt fuͤr ſeine Aeuße— 
rungen verantwortlich; vorausgeſetzt, daß es die dem 
Regenten ſchuldige Treue und Ehrfurcht, fo wie vie 
den Sandesbehorden zu beweifende Achrung nicht vers 
legt hat. 


| 110. 
29) Fürftenebum Liechtenſtein.“ 
Berfaffung vom 9. Nov. 1818. 


Das fouveraine Fuͤrſtenthum tiechtenftein, ges 
bildet aus den beiden Herrjchaften Vaduz und Schel— 
fenberg, welche faum 3 Duadratmeilen mit 5 — 
6000 Einwohnern umfchliegen, ward bereits im 
Sabre 1806 in den Rheinbund, und 1815 in den 
teutfchen Staatenbund aufgenommen, Der Fürft 
Johann Joſeph gab diefem Staate am 9. Nov. 
1818 eine ſtaͤndiſche Verfaffung Er er 
klaͤrte in der Einleitung: „Nachdem wir, feit Auf— 
loͤſung des teutfchen Reichsverbandes, die öftreichie 
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Then bürgerlichen und peinlichen Gefeße und. Ge⸗ 
richteordnung in Unſerm fouverainen Fürftenthume 
tiechtenftein eingeführt, und Uns bei Conſtituirung 
einer dritten und oberften Gerichtsftelle an die dies— 


falſige oftreichifche Geſetzgebung angefchloffen haben; 


fo nebmen Wir nun gleichfalls die in den 
öftreichifchen teutfchen Staaten beftebende 
landftändifche Berfaffung in ihrer Wefen- 
beit zum Mufter für Unfer Fuͤrſtent hum an.” 

Die tandftände beftehen: aus der Geiftlich- 
Feit, und aus der Landmannſchaft. Unter ver 
Geiſtlichkeit werden alle Befiser geiftlicher Bene: 
ficien, und alle geiftlihe Commumitäten begriffen. 
Diefelben erwählen, -durch abfolute Mehrheit der 
Stimmen, aus ihrer Mitte auf Lebenszeit drei 
Deputirte, zwei für die Geiſtlichkeit der Graf— 
Schaft Vaduz, und einen für die Grafſchaft Schellen= 
berg. — Die Sandmannfchaft wird durch die 
zeitlichen Vorſteher oder Richter, und durch Die Alt 
gefchwornen oder Sedelmeifter einer jeden Gemeinde - 
vorgeftelle. Das Recht der tandftandfchaft haben aber 
auch alle uͤbrige Unterthanen, die für ihre Perfon an 
liegenden Gründen einem Steuerfaß von» 2000 Fl. 
ausweifen, 30 Jahre alt, von unbefcholtenem und 
nneigennüßigem Nufe, und-verträglicer . 
Gemuͤths art find. | 

Den geiftlichen Landſtaͤnden fol in ‚allen‘ amt 
lichen fehriftlichen oder mündlichen Anreden das Prä= 
dicat Herr, und, im Falle der perfonlichen Erfcheis 
nung, von den Landesbehörden die Auszeichnung eines . 
anzutragenden Sitzes zu Theil werden, , Nichte 
unterthänige Guͤterbeſitzer, oder Deren Repraͤſentanten, 
welche den ftändifchen Verſammlungen beimohnen 
wollen, haben auf die dem geiftlihen Stande 
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— 
zuerkannte Auszeichnung Anſpruch, und 
mit dieſem gleichen Rang. 
Jaͤhrlich wird ein Landtag gehalten. 


„Unſern auf dem Landtage verſammelten getreuen 
Staͤnden werden Wir durch Poſtulate den Be— 
darf jedesmal vorlegen, und da Wir davon nichts 
fuͤr Uns behalten, ſondern lediglich jene Ausgaben 
darunter begriffen werden, welche zur innern Ver— 
waltung, und ruͤckſichtlich der aͤußern Ver— 
haͤltniſſe erforderlich find; fo haben Unſre getreuen 
Stände fih nur über die Einbringlichkeit 
der pofiulirten Summen zu berathſchla— 
gen, und dafür zu forgen. 


Alle liegende Befisungen, ohne Unterfchied des 
Eigenthümers, follen nach) einem gleichen Maas: 
ftabe in die Steuer gezogen werben, 


Jedem Landſtande ift die Befugniß eingeräumt, 
auf dem Landtage Vorſchlaͤge zu machen, die auf 
das allgemeine Wohl abzielen, Dem Fürften ſteht 
das Recht der Genehmigung / oder Verwerfung zu. — 
Bei Einfuͤhrung neuer allgemeiner Abgaben 
ſoll die ſtaͤndiſche Berathung vorausgehen. 
| Borfchläge im bürgerlichen, politifchen 
und peinlihen Face, und PVorfchläge, die 
äußern Staatsverhältniffe betreffenp, 
find den Ständen nicht erlaube. 


Die abfolute Stimmenmehrheit der am Land— 
tage gegenwärtigen Stände bilden einen Landtagsbe— 
ſchluß, welcher durch die fürftliche Genehmigung Ge- 
ſetzeskraft erhält, 





/ 
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30) Die Großherzogthuͤmer Medlenburg- 
Schwerin und Medlenburg:S©treliß. 


Wenn gleich die beiden Häufer Medlenburg- 
Schwerin und Strelitz, welche auf dem Wiener Konz 
greffe die großherzogliche Würde erhielten, in ihren 
Sandestheilen vollig unabhängig von einander regieren; 
fo Haben fie doch gemeinfchaftliche Stände, 
welche begründet und eingerichtet wurden durch Die 
Union von 1523 und den landesgrundgefeßlichen 
Erbvergleich vom Jahre 1755 *). Diefen Etän- 
den ftehen, nach den zwifchen den Negenten und den 
Ständen in den Jahren 1572, 1621 und 1765 er- 
richteten Verträgen, bedeutende Rechte zu, — Die 
Sandfchaft bilder nur Einen Körper. Der Stand der 
Prälaten ift erlofchen. Die beiden Stände find: Die 
Ritterſchaft und die (44) Städte, Geſetz— 
gebung und Steuern gehören zum Wirfungskreife 
derfelben. Es befteht ein enger Ausfchuß aus 
2 tandräthen, 3 Deputirten der Nitterfchaft, und 
4 ſtaͤdtiſchen Deputirten, 

Als die Hauptpuncte der Medlenburgifchen Staͤn⸗ 
deverfaſſung gelten **): „Gleichheit der Staatsbürger 
vor den Geſetze und im Gerichte, Unabhängigkeit des 
richterlichen Ausfpruchs von der fürftlichen Gewalt, 
Concurrenz der Fandftände an der gefeßgebenden und 


*) Er fieht in Fabers europ. EStaatskamlei, Th. 109. 
S. 169, und im Anhange zu C. G. Jargow, von 
den Kegalien, Haft. 1757. 4. 

*5) So lauter eine Stelle in ber Abhandlung: Borlänfige 
Nachrichten über die verbefferte Organifas 
tion der Herzogthuͤmer Mecdlenburg, in 
Winkopps rhein. Bund, Heft 53. ©. 278, 


Mecklenburg - Schwerin und Strelitz. 547 


Beftenerungsgewalt, Theilnahmefähigkeit aller Stände 
an Staatsämtern; fo wie, daß jeder vollfonmene Ei- 
genthümer eines Grundftücdes, ohne Ruͤckſicht auf Ge- 
burt und Stand, 'und jeder, der ein ftädtifches Ge- 
werbe treibt, einen unmittelbaren oder mitrel- 
baren Antheil an der Repräfentation hat.‘ — Nach 
dem Beitritte der Herzoge zum Rheinbunde im Jahre 
1808 ward die ftändifche Berfaffung nicht aufge: 
hoben; vielmehr ließ der Herzog von Medlenburg- 
Schwerin auf dem, am 1. Sept. 1808 zu Roſtock 
eröffneten, Landtage den Ständen einen Entwurf *) 
zur Fortbildung der Verfaffung vorlegen, deffen Anz 
nahme aber von den Ständen ausgefegt ward. 

Diefe Berfaffung ward auch nach dem Bei— 
tritte Medlenburgs zudem teutfhen Bunde (1815) 
beibehalten; doch erfihien am 23. Nov. 1817 eine 
Bekanntmahung”*) des Öroßherzoas von Med- 
lenburg = Schwerin, worin’ er, in Webereinftim- 
mung mit dem Öroßberzoge von Medlens 
burg-Streliß, fich darüber erklärte: „bis dahin, 
dag von Geiten der teutſchen Bundesverfammlung 
deshalb allgemein gültige Einrichtungen getroffen wer— 
den möchten, den getrenen Unterthanen befriedi- 
gende Mittel und Wege zu eröffnen, um 
bei ftreitigen Fallen in Angelegenheiten, welche vie 
sandesverfaffung betreffen, zur rechtlichen Entſcheidung 
zu gelangen, ” 

Darauf hoben im Februar 1820 beide Groß— 
herzoge, nach eingegangenem Gutachten der Ritter— 
und Landſchaft, die Leibeigenſchaft und Guts— 
unterthaͤnigkeit, mit ihrem Namen und Weſen 





*) Winkopps rhein. Bund, Heft 53. S. 281. 
**) Sie ſteht in den Europ. te ©. 438. 
| — 5 * 
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und mit allen aus ihr herruͤhrenden wechfelfeitigen 
Rechten und DVerbindlichkeiten der Gutsherren und 
bisherigen Gutsbehoͤrigen, auf. Doch ward die Frei— 
zügigfeit, für die gemeinfchaftlihe Wohlfahrt der 
Gutsherren und der freigelaffenen Familien, vorerft 
dahin befchränft, „daß fie bis zum 24. Der. 1821 
ganz verfagt bleibe, fo daß die erften Kündigungen 
Dftern 1821 voraufgeben, und daß am 24, Oct. 
1821 nur der vierte Theil aller in einem Gute 
wohnenden teibeigenen abziehen kann, und fofort bis 
zum 24. Det, 18245 doch unbefchadet andrer 
wechfelfeitiger Uebereinkommen.“ — (Wie 
wenig die Mehrzahl der Stände einer zeitgemäßen 
Seftaltung der Verfaffung geneigt war, erhellte fchon 
daraus, daß, als ein Mitglied derfelben im Jahre 
1815 auf Vertretung auch der untern Stände ans 
trug, dafjelbe nachdruͤcklich zur Ruhe verwiefen, und 
die Frage aufgeworfen ward, ob: dafjelbe nicht dadurch 
das Necht der Landſtandſchaft verwirkt habe.) 


112, | 
31) Fuͤrſtenthum Schwarzburg-Rudolftadt, 
Ständifche VBerfaffung vom 8. Jan. 1816, 


Der Fuͤrſt Friedrih Guͤnther von Schwarz⸗ 


burg-Rudolſtadt erließ am 8. Jan. 1816 eine 


Verordnung *), in welcher er folgende Grunde 


züge einer ftändifchen Verfaſſung feftfegte, 
Es foll eine Kepräfentation des Volkes 


gebildet werden, deren Wirkſamkeit fi) auf die Be— 


*) Sie fieht in den Europ, Conftitt. Th. 2. ©. 364, 
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rathung über alle Gegenftände der Gefeßgebung 
erfiredfet, welche die perfünlichen und Eigenthums— 
rechte der Staatsbürger, mit Einſchluß der Bes 
ftenerung, betreffen. 

Die Volfsrepräfentation foll aus 18, Durch 
freie Wahl zu ernennenden, Landesrepräfentanten be= 
ftehen: aus 6 Rittergutsbeſitzern; 6 Einwohnern von 
Städten, und 6 mit Sandeigenthume angefefjenen 
Unterthanen. 

Die Repräfentanten werden auf 6 Jahre ge: 
wählt, find aber wieder wählbar. 


443; 
32) Die übrigen teutſchen Staaten. 


Der (Groß) Herzog *) von Oldenburg ift volli- 
ger Souverain. Er regiert fein land ohne Stände, 
läßt aber alle im Lande beftehende Rechte der Exemten 
und Privilegirten fortdauern. 

Die drei Herzoge des Haufes Anhalt (Deffan, 
Bernburg und Köthen) ftehen ſowohl nach) den tıber 
die gegenfeitige Erbfolge vorhandenen Hausgefeßen, 
als nach einer ihren Ländern gemeinfchaftlichen 
Standfchaft, in aenaner Verbindung; doch ift 
feit 1698 Eein eigentlicher Sandtag in den Anhalti— 
fehen Staaten gehalten worden, Nur fogenannte 
Deputationstage find. zu Stande gekommen; denn 
nach dem vom Kaifer und Neiche beftätigten Sand» 
tagsabfchiede vom Jahre 1652 dürfen ohne Bewilli= 
gung der Stände Feine Steuern ausgefchrieben wer: 


*) Der Wiener Congreß beftimmte dem Fürften die groß 
herzogliche Würde; er hat fie aber nicht angenommen. 
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den. Die Sandftände beſtehen aus Prälaten, ver 
Nitterfchaft und den vier Städten Deſſau, Zerbft, 
Bernburg und Köthen, ‚Ein enger Ausschuß wird 
aus 4 Mitgliedern der Kitterfchaft und den # älteften 
Bürgermeiftern der 4 Reſidenzſtaͤdte, ein weiter 
Ausschuß von 12 Mirglievern ver Kitterfihaft und 
8 Bürgermeiftern der 4 Reſidenzſtaͤdte gebildet. 

Das Fuͤrſtenthum Schwarzburg-Son— 
dershauſen (welches der altern Linie des Hauſes 
Schwarzburg gehört, und mit der jüngern zu Nudol- 
ftade durch Hausgeſetze, namentlich durch die ewige 
Bereinigung vom Jahre 1713 über Erſtgeburts— 
recht, Erbfolge und Seniorat in genauefter Verbin— 
Dung ſteht,) bat bis jeßt noch Feine ftändifihe Ver— 
faffung. 

Auf gleiche MWeife regieren die Fürften von 
Hobenzollern=e Hechingen und Hobenzol: 
lern-Sigmaringen ohne ftändifche Verfaſſung. 

Das fürftliche Gefammthans Reuß bat 
gemeinfchaftliche ältere Sandftände, welche 
aus Nirterfchaft, Städten und Pflegen beſtanden, 
und fich zu Gera zur Bewilligung der Steuern und 
zur Abnahme der Rechnungen verfammelten. Seit 
der Stiftung des feurfchen Bundes ift keine ftändifche 
Derfaffung begruͤndet worden. 

Der tandgrafvon Heffen- Homburg, 
erft im Jahre 1817 mit Souverainerätsrechten in den 
teutſchen Bund aufgenommen, regiert fein fand ohne 


ſtaͤndiſche VBerfaffung *). 


*) Nach einer im Nuͤrnb. Eorrefpondenten 1819, ©. St. 
mitgetheilten Nacyricht,, erklärte der (am 21. San. 1820 
verstorbene) Landgraf Friedrich Ludwig Wilhelm Ehriftian : 
„er habe, weil es noch Niemanden eingefallen wäre, 
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an 
—— 


114. 
33) Die vier freien Staͤdte Teutſchlands. 


Die Stadt Frankfurt am Main, welche im 
Jahre 1806 bei der Stiftung des Rheinbun des dem 
Fuͤrſten Primas zugetheilt ward, und die drei Hanſe— 
ſtaͤdte, Hamburg, Bremen. und Luͤbeck, welche 
Napoleon im Sabre 1810 dem franzöfifchen Reiche 
felbft einverleibte, erhielten, nach) dem Sturze der 
ſtapoleoniſchen Herrfchaft, ihre Selbſtſtaͤndigkeit und 
Unabhängigkeit zuriek, und wurden im Jahre 1815 
als integrivende Mitglieder und freie Städte in 
den teutſchen Bund aufgenommen, und in der Bun— 
desacte vom 8, Jun, aufgeführt. 
Auf gleiche Weife nahmen die freien Städte 
Theil an der Schlußacte des teutſchen Bundes am 
15. Mai 1820, wo verfelben, in Beziehung auf 
das Derfaffungswefen, im Artikel 62 ausfhließend 
gedacht wird, Denn nahden die Bundesacte. 
vom 8. Jun, 1815 im dreizehnten Artikel ausdruͤck— 
lich feftgefegt hatte, daß in allen teutſchen Bundes— 
ftaaten ftändifche Verfaſſungen beftehen follten; fo 
ward dies in der Schlußacte (Artikel 54 — 61.) 
näher beftimmt, worauf der 62fte Artikel alſo lautete: 
„Die vorftehenden Beftimmungen in Bezug auf 
den dreizehriten Artikel der Bundesacte find anf 
die freien Städte infofern anwendbar, 
als die befondern Derfaffungen und 
VBerhältniffe derfelben es zulaſſen.“ 

Bereits vor diefer Schlußacte hatte Frank 


Landjtände nachzuſuchen, der Einführung derfelben noch 
zur Zeit Anjtand gegeben, bis die benachbarten 
. Länder vorangingen,’’ 
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furt am Main ($, 116.) eine neue Verfaſſung 
ſich, auf die Unterlage der frühern, gegeben; allein 
in den drei Hanfeftädten ward, mit wenigen Modifi— 
cationen, die ältere Berfaffungs = und Kegierungsform 
beibehalten. | | 
Der politifche Charakter der Verfaffung der vier- 
freien teutſchen Städte kann nicht beftimmiter und kuͤr— 
zer bezeichnet werden, als in folgender Darfiellung 
von Klüber *): „In den vier freien Städten ftebt 
Die Staatshoheit, ihrer Subſtanz nach, der 
Stadtgemeinde zu. Ausgeuͤbt wird Diefelbe 
von dem Rathe oder Senate (Bürgermeifter und 
Kath), als der hoͤchſten, fowohl obrigfeitlichen, als 
‚ auch die ganze Stadt vepräfentivenden Staatsbehoͤrde; 
jedoch) für beftimmte Gegenftande, namentlich bei Er— 
richtung der Geſetze, und bei Feſtſetzung der- öffent: 
lichen Abgaben und Ausgaben, unter verfaſſungs— 
mäßiget Mitwirkung der Bürgerfchaft, 
cder eines ftellvertrerenden Ausfchu ffes-derfelben. 
Einem Ausfchuffe dieſer Art gebührt, nach der befon- 
dern Stadtverfaffung, die Sorge für Aufrechthaltung 
der Etadtverfaffung, und Mitwirkung felbft bei mans 
chen laufenden Öefchäften, namentlich die Gegenaufficht 
der Finanzverwaltung. Bei Errichtung, Reviſion, 
Aenderung oder Aufbebung der Staatsgrundges 
feße tritt das Stimmrecht aller activen Bürger, oder 
ihrer Stellvertreter ein. 
os Im Einzelnen unterfcheider ſich die Negierungs- 
form der drei Hanfeftädte dadurch von einander, daß 
in Hamburg jeder Bürgermeifter und jedes Mitglied 
des Rathes zum proteftantifchen Bekenntniffe gehören 


— — — — 





*ROeffentliches Recht des teutſchen Bundes und 
ber Bundesſtaaten; 2te Aufl. Th. 2. ©, 332. 
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muß, was in Bremen und fübed nicht gefordert wird; 
daß in Hamburg unter den vier Bürgermeiftern 3 
. Kechtsgelebrte und 1 Kaufmann, und unter den 24 
Senatoren 11 Rechtsgelehrte und 13 Kaufleute feyn 
muͤſſen; wogegen in Bremen viefe Küdjicht gar nicht 
ſtatt finder, in Lübeck hingegen unter den vier Buͤrger— 
meiftern Drei Kechtsgelebrre und unter den 16 Sena— 
toren fünf Gelehrte fenn muͤſſen. Außerdem find in 
allen drei Hanfeftädten einige Syndici Mitglieder des 
Senats, mit dem Range nach) den Bürgermeiftern, 
zwar nur mit berathender Stimme, Doch beauftragt 
mit der Leitung der innern und auswärtigen Angeles 
genheiten. 


115. 
a) Die VBerfaffung ver drei Hanfeftäpdre. 


Die Verfaſſung der freien Stadt Hamburg 
beruht zunachft auf vier Örundgefesen: 1) auf dem 
Reglement der Rath- und Bürgercons 
vente vom Jahre 1710; 2) auf dem Unions- 
receſſe vom Jahre 1710; 3) aufdem Unions— 
receſſe der Collegien vom Sabre 1712; 
und 4) auf dem Hauptreceſſe vom Jahre 
1712. Die erften beiden Gefese waren die Folge 
der Ausgleichung der ftreitigen Intereſſen zwifchen dem 
Rathe und der Bürgerfihaft, nachdem der Zwift zwi— 
ſchen beiven einen fo ernfihaften Charakter angenom: 
men hatte, daß eine Eaiferliche Commiſſion, und eine 
beträchtliche Zahl niederfächfifcher Kreisteuppen in 
Hamburg erfchienen. 

Nach dieſen Grundgeſetzen beruht die hochfte 
Gewalt zugleich auf dem Kathe und der erbge- 
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feffenen Bürgerfchaft. Der Rath beſteht aus 4 Buͤr⸗ 
germeiftern und 24 Senatoren. Die erbgefeffene Buͤr— 
gerfchaft (d. i. die eigentlichen activen — zur Theil 
nahme an der Regierung berechtigten — Bürger), 
gerheilt in fünf Kirchſpiele, beſteht „theils *) aus 
ordentlichen, hierzu erwählten, Mitgliedern, die jedes— 
mal bei Strafe zur Buͤrgerverſammlung Eommen muͤſ— 
fen; theils aus freiwilligen, die darin zu erfcheinen 
befugt find, entweder wegen eines bürgerlichen Amtes, 
oder wegen fogenannter Erbgefeffenheit, d. h. wegen 
des Beſitzes eines freien Vermögens in Häufern oder 
Grundftücken von 1000 Thalern in der Stadt, von 
2000 im Stadtgebiete. Beeidigte Staatsdiener und 
fremde Religionsverwandte find ausgeſchloſſen.“ Die 
bürgerlichen Collegien find die der Oberalten (15 In— 
Dividuen), der Sechziger, der Hundert und achtziger, 
und die Verordneten der Kämmerei. Den Oberalten 
fteht e8 zu, für die Aufrechthaltung der Verfaſſung zu 
wachen. — Nach der Kaumung Hamburgs von den 
Franzofen ward von dem Genate und der Buͤrger— 
fhaft am 27. Mai 1814 befchlojfen: „die wefent= 
liche alte Verfaſſung der Stadt herzuftellen, doch mit 
Vorbehalt derjenigen Modificationen, Aenderungen 
und Verbeſſerungen, in Anſehung der einzelnen Zweige 
der öffentlichen Einrichtungen, welche man verfaſſungs— 
mäßig gut finden werde,“ “ 

Geo. Sartorius, Gefchichte des hanfeatifhen Bun— 
des. 3 Thle. Goͤtting., 1802 ff. 8. 

Charles de Villers, constitutions des trois 
villes libres - ans&atiques Lubeck, Bremen, Ham- 
bourg. Leips. 1814. 8. 

L. v. Heß, Unwiderrufliches Fundamentalgeſetz, Re 





*) Klüber, a. a. D. ©. 387. 
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gimentsform, oder Kauptreceß der Stadt Hamburg. Mit 
einer Einleitung. s. 1. 1782. 8, 

(Joh. Klefeker) Sammlung der Hamburgifchen Ge; 
fege und Verfaſſungen, ſammt bifforifchen Einleitungen, 
12 Theile. Hamb. 1765 ff. 8. Regiſter dagu, mit 
Vorrede von Stfr. Schuͤtze. Hamb. 1774. 8, 

Neuer Abdruck der vier Hauptgrundgefege der Ham— 
burgifchen Verfaſſung, mit vorausgefchiefter erläuternder 
Ueberfiht. Hamb. 1823. 8. (enthält die im $. genanns 
ten vier Grundgefege.) 

Nachtrag zum neuen Abdrucke der vier Hauptgrund: 
gefege der Hamburgiſchen Verfaſſung. Betrejfend: 1) 
die ältern Receſſe, 2) die Buhrfpradye, und 3) Zus 
fäge zu der. den vier Hauptgrundgefegen vorausgefchickten 
erläuternden Weberficht. Hamb. 1825. 8 (Die abge⸗ 
druckten aͤltern Receſſe gehen vom Jahre 1410 bis zum 

Anfange des achtzehnten Jahrhunderts.) 

Supplementband zu dem neuen Abdrucke der Grunds 
gefege der Hamburgifchen Verfaffung und deffen Nach— 
trage. Mit einer Anlage, die Berhanblungen über die 
Verfaffung der freien Hanſeſtadt Bremen betreffend. 
Hamb. 1825. 8. 

Alex. Müller, Einleitung zum Studium der Ders 
faffungsgefäyichte der vier freien Städte des teutfchen 
Bundes. Hamb. 1825. 8. 


Die Verfaflung der freien Stadt Bremen be- 
ruhte, vor der franzofifchen Beſitznahme auf zwei 
Kecefjen zwifchen dem Rathe und der Bürgerfchaft 
von den Jahren 1453 und 1554, nach welchen der 
Senat berechtigt war, die ihm angemeffen ſcheinen— 
den Gegenftände mit einigen, von ihm felbft ausge= 
wählten, Bürgern zu verhandel-. In Bremen bes 
ftand daher ein Gewohnbeitsrecht, während Ham— 
burg, feit der Zeit der kaiſerlichen Commiſſion, vier 
Grundgeſetze erhalten hatte. In Bremen ſtand dem 
Senate (gebildet aus 4 Buͤrgermeiſtern und 24 Ges 
natoren) die vollziehende, dem Buͤrgerconvente, 
(in vier Kirchſpiele getheilt,) deſſen DLR vom 
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Senate aller zwei bis drei Monate zufammen berufen 
werden, die gefeßgebende Gewalt zu. | 

Sobald im Jahre 1813 die Franzofen die Stadt 
Bremen verlaffen hatten, ward eine Deputation er: 
nannt, welche mit der Reviſion der Verfaffung fich be= 
fehäftigen, und daruͤber ein ausführliches Gutachten 
aufftellen ſollte. Der Haupfgegenftand betraf vie 
Feſtſetzung des Antheils der Bürgerfihaft an der Re— 
gierung. Das Öutachten fihlug vor: „den Bewoh- 
nern des Gebietes der freien Hanfeftadt Bremen einen 
conftitutionellen Antheil an dem, auch fie mit betref- 
fenden, Geſetzgebungs- und Befteuerungswefen des 
Bremifchen Staates in dem Maafe zuzugeftehen, daß 
vor der Hand, und bis dahin, daß diefelben, 
einen noch directern Antheil an den Staatsverhand- 
fungen zu nehmen, hinreichend cultivirf er— 
achtet werden follten, fo oft von jenen, Bürz 
ger und tandleute gemeinfchaftlich betreffenden, Gegen— 
fiänden die Rede wäre, einige von dem Senate auszu— 
mittelnde Deputirte der Bewohner des Gebietes, von 
Commiſſarien des Senats über die auch das Gebiet 
betreffenden Geſetze, Steueranlegungen und DVertheis 
fung der auf Das Gebiet fallenden Quoten gehört wers 
den follten, worauf der Senat die etwaigen Erinnerun= 
gen und Bemerkungen der tandleute, mit feiner Anz 
ficht begleitet, an den Convent bringen würde, Nicht 
minder follte den Bewohnern des Gebietes eine jähr- 
lich wiederhohlte ansdruͤckliche Veranlaſſung Darges 
boten werden, einer folchen Commiſſion des Senats 
ihre Wünfche, Anträge und Befchwerden in Betreff 
der öffentlichen Angelegenheiten vorzulegen.‘ — Ob 
nun gleich der Senat dieſe Vorfihläge an die Buͤr— 
gerfchaft brachte; fo behielt fich doch diefe ihre Erz 
Elärung vor, und hat noch) bis jeßt Feinen Beſchluß 
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darüber gefaßt. — Es beruht jeßt die Verfaffung 
Bremens auf einem Collegium von 17 Aeltermännern 
und einer proviforifchen Regierungscommiſſion, gebildet 
aus 8 Mitgliedern des Senats und 25 Repräfentan- 
ten der Bürgerfchaft. Don den legtern find vier vom 
Genate und 12 von den Kepräfentanten in der pro= 
viforifchen Finanzdeputation. Außerdem beftchen be— 
fondere Deputationen für Erhebung des Schoffes, für 
den Schuldentilgungsfonds, fuͤr fromme Stiftungen, 
zufammengefegt aus Mitgliedern des Rathes und 
der Buͤrgerſchaft. 

Gerh. Delvichs, Semmluns eat und neuer Gefeßs 
bücher der Stadt Bremen. Bremen, 1771. 4 

Srundgefege der kaiſerlichen und veichsfreien Stadt 
Bremen. Aus der niederfächhfifchen Urſchrift überfegt, 
mit Vorbericht und Sachregifter von C. N. Roller. 
Bremen, 1798. 8. 

Verhandlungen über die Verfaffung der freien Hanſe— 
ftadt Bremen. Bremen, 1818. 4 — Fortſetzung. 
1521. 4, 

Dergl. den bei Hamburg. angeführten: Supple 
mentband, deffen „ Anlage” (S. 327 — 392) die 
Verhandlungen tiber die Ausbildung und Verbefferung der 
Bremiſchen Verfaſſung enthält. 

Die Verfaſſung der freien Stadt Luͤbeck gruͤn— 
det ſich auf die Buͤrgerreceſſe vom Jahre 1665 und 
vom Jahre 1669. Die Buͤrgerſchaft, getheilt 
in zwoͤlf Collegia, welche von ihren Aelteſten zuſam— 
menberufen und geleitet werden, bat Antheil an der 
Gefeßgebung und der Beftenerung. Von den zwoͤlf 
Bürgercollegien werden das erfte ans Parriciern, 6 
aus Großhändlern, 2 aus Detailbändlern, und 3 
aus Handwerkern, Schiffern und Bauern gebildet. 
Der Senat, beſtehend aus 4 Buͤrgermeiſtern und 
16 Senatoren, übt die vollziehende Gewalt und ift 
die höchfte Berwaltungsbehörde, Außerdem beftehen 
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30 einzelne Deputationen für die Leitung von Vers 
waltungsgegenftänden, von üffentlichen Anftalten u‘ 
f.w. — Nach der Entfernung der Franzofen aus 
übe im Jahre 1813, ward bereits am 19. März 
1813, die vorige Form der Verfaffung und Ver: 
waltung, doch mit dem Vorbehalte der dabei noͤthi— 
gen Veränderungen, hergeftellt., 

ac. v. Melle, gründliche Nachricht von der Stadt 


Luͤbeck, 1731. 8. — —7— ſehr vermehrte und 
umgearbeitete Auflage (v. 5 3. Schnobel). Lübeck, 
1787. 8. 


Sammlungen der Lübeekfchen Verordnungen und De; 
fanntmachungen Cfeit dem Fahre 1815). Th. 1. Luͤbeck, 
1821, 4. 


As allgemeines Eraebnig der DVerfaffung 
der drei Hanfeftädre Fündigt fi) an, Daß der Senat 
das Kegierungs: und Auftizcollegium des 
Freiftaates bildet. Er übt, als Regierungscollegium, 
die oberauffehende und vollziehende Gewalt, wacht, 
als Polizeibehörde, über die allgemeine Sicherheit und 
Wohlfahrt, befest die erledigen Aemter, ernennt die 
diplomatifchen und Handels» Agenten im Auslande, 
und betreibt die öffentlichen und Die auswärtigen Ans 
gelegenheiten nach ihrem ganzen Umfange. Als Juſtiz— 
collegium verwaltet der Senat die Öerechtigkeitspflege 
in Civil- und Strafrechtsfachen in erfter und zweiter 
Inſtanz, übt das Begnadigungsrecht, und führe die 
Obervormundſchaft. — Der Senat der drei Hanfes 
ftädre ift aber an die Zuftimmung der Bürger 
collegia gebunden: bei der Gefeßgebung, und in 
allen, die Verfaffung betreffenden, Gegenſtaͤnden; 
bei der Befteuerung nach allen ihren Formen; bei den 
mit dem Auslande abzufchliegenden Verträgen; bei ven 
Beſtimmungen über die bewaffnete Macht; bei der 
Berechtigung andrer Eirchlichen Bekenntniffe zur öffent: 
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lichen Ausuͤbung ihres Goftesdienftes; bei der Erwer— 
bung oder Veräußerung von Öebietstheilen; und bei 
den Beftimmungen über die Fonds der Armenanftalten 
und deren Verwaltung. — Für alle Angelegenheiten 
des Handels beſtehen in den drei * Staͤdten be— 
ſondere Deputationen. 


116. 


b) Die Verfaſſung der freien Stadt Frank— 
furt am Main. 


Derfchieden von den Hanfeftädten, bildete vie 
freie Stadt Frankfurt am Main — die bereits 
durch ein Decret *) des Fürften Primas vom 10, 
Det. 1806 eine neue DOrganifation erhalten hatte — 
ihre Verfaſſung auf die Grundlage der Altern, 
nachdem die verbünderen Mächte am 14. Dec. 1813 
ausgefprochen hatten: „daß die Stadt Frankfurt, von 
dem fogenannten Großherzogthume Frankfurt getrennt, 
vorläufig in ihre eigene ftändifche vormalige 
Municipalverfaffung zurüdtreren folle.‘“ — 
Für die neue Verfaffung der freien Eradt erfchienen, 
unter fortdauernden getheilten ntereffen, von den 
dazu ernannten Commiffionen, drei Entwürfe, welche 
aber nicht befriedigen, fo wenig wie der vierte 
Entwurf **), welcher unter dem Einfluffe des Staats— 
minifters von Stein, als Haupt des oberften Ver— 
waltungsrathes in den von den Verbündeten erober: 


*) Es ſteht in den Europ. Conftitt. Th.2. S. 372. 

**) Er erſchien unter dem Titel: Conſtitution der 
freien Stadt Frankfurt. Frankf. bei Eichen— 
berg, 1814. 8. 


560 - Pofitives Staatsrecht. 


ten Laͤndern, entftanden, und von diefem am 19, Aufl, 
1814, doch mit mehrern vorgefchlagenen Berichti— 
gungen, empfohlen worden war *). 

Als aber in der Wiener Congreßacte vom 9, Sun, 
1815 feiner von den in Vorfchlag gekommenen vier 
Derfaffungsentwürfen anerkannt und beftätigt, ſon— 
dern ‚($. 46.) ausgefprochen ward: „daß eine Ver: 
fafjung feſtzuſetzen ſey, deren Einrichtungen auf gleis 
chen Anfprüchen der Bekenner der chriftlichen Con— 
feſſionen auf alte bürgerliche und politifche Rechte in 
allen Beziehungen der Regierung und Verwaltung 
gegründet ‚werden ſollten;“ fo ward, durch Befchtuß 
des Magiftrats am 15. San. 1816, eine Commif- 
fion von 13 Mitgliedern **) zur Entwerfung 
einer Ergäanzungsacte zu der alten Frankfurter 
Stadtverfaffung ernannt, welche, mit Berüdfichtis 
gung von 96, bei ihr eingereichten Monitis, dem Se— 
nate die Ergänzungsacte am 29. Sun. 1816 vorlegte, 
Diefe Acte ward am 18. Jul. 1816 von 5000 ftimms 
fähigen Bürgern, mit 2700 Stimmen gegen 47, 
angenommen **); doch proteftirten Dagegen 
der Adel, das Bürgercollegium, die Katholiken und 
die Juden, obgleich, wegen der entfihiedenen Stim— 
menmehrheit, dieſe Proteftation nicht berüdfichtige 


*) Vergl. die Entfheidung des oberfien Verwal; 
tungsdepartements, als Anhang zur Conſtitution, 
S. 59 —69. ; 

**) Darftellung derjenigen Anfichten und Gründe, welche 
die unterzeichneten, von der loͤblichen Bürgerfchaft zur 
Commiffion der XIII erwählten, Deputirten bewogen 
haben, dem von diefer Commiſſion abgefaßten Gutz 
achten beizuffimmen. Franffurt, bei Brönner, im July _ 
1816. 8. ’ — 

***) Weber die Sammlungen, wo die Verfaſſung ſteht, 
ſiehe $. 19. | 
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werden Fonnte, Es frat daher diefe Ergänzungsacte 
ins ‚öffentliche Seben. Nach verfelben erloſchen vie 
vormaligen Rechte der patricifchen Geſchlechter; 
die ganze Bürgerfchaft wird duch den gefes- 
gebenden Korper repräfentirt, der für Geſetzge— 
bung, Kriegsweſen und Bewahrung der Verfaffung 
ſorgt; dem Senate aber ift die vollziehende Gewalt, 
die gefammte DBerwaltung des Gemeindewefens und 
die Rechtspflege übertragen. 

Die wefentlihften Beftimmungen diefer Ur: 
Funde find: 

Die Bürgerfihaft wird in den vollften Genuß 
aller und jeder ihrer alten Privilegien, Rechte, Frei— 
heiten und Geſetze wieder eingefeßt. Es beſteht das 
freie Wegzugsrecht, mit der Freiheit von der Nach— 
ſteuer. Die Buͤrger haben keine oͤffentlichen Abgaben 
und Laſten zu entrichten, welche nicht von den compe— 
tenten Staatsbehorden beſtimmt und -formlich ausge: 
fehrieben worden find. Doch follen alle außerorbent- 
liche Abgaben im Voraus nie laͤnger als 3 Jahre be— 
ſtimmt werden, 

Die Preßfreiheit wird der geſetzgebende Koͤr⸗ 
per gleichfoͤrmig mit demjenigen reguliren, was, nach 
Art. 18. der teutſchen Bundesacte, auf der teutfchen 
Bundesverfammlung feftgefegt werden dürfte. 

: Alle Der freien Stadt Frankfurt zuftehende Ho— 
peits - und Gelbfiverwaltungsrechte berußen auf der 
Geſammtheit ihrer chriftliben Bürger: 
ſchaft. Die kirchliche Verſchiedenheit der drei chrift- 
lichen Gonfefjionen bat auf Die Rechte und Verhaͤlt— 
niffe, welche aus dem bürgerlichen Staatsverbande 
entftehen, fernerhin nicht den geringften Einfluß. Im 
Senate müffen fortwährend mehrere Mitglieder aller 
drei chriftlichen Gonfeffionen wirklich ſeyn. 

St. W. ate Aufl, IV. 36 
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Da es, was die Einwohner juͤdiſcher Re— 
bigion betrifft, keinen Zweifel leidet, daß jeder 
chriftliche Staat nicht nur die Befugniß, fondern 
auch die Pflicht Hat, vie bürgerlichen Rechte feiner 
jüdifchen Einwohner nach den eigenen tocalitäten fo 
zu reguliven, daß der Nahrungs und Gewerbeftand 
der chriftlichen Bürgerfchaft, als des wefent- 
lihften Beftandrbeils des chriftlihen 
Staates, darneben beftehen kann; fo ſoll der Se— 
nat, Durch eine aus Öliedern feiner Mitte und aus 
einer des beftändigen Bürgerausfchuffes zufammenge- 
fegten Commiffion, ein dem Zeitgeifte und der 
Billigkeit entfprechendes Negulativ der 
bürgerlichen Rechte der Einwohner jübdi- 
fher Confeffion entwerfen laffen, und folches 
dem gefeßgebenden Körper in feiner erften Zuſammen— 
£unft zur Deliberation und Canctionirung vorlegen. 

Die chriftlihe Bürgerfchaft , Frankfurts kann 
die, aus. ver ihr zuftehenden Hoheit fließenden, 
Rechte in ihrer Geſammtheit nicht felbft ausüben, 
Sie überträgt daher deren Ausübung auf drei, 
aus ihrer Mitte und Autorität ausgehende, Be— 
hoͤrden: 

1) auf die geſetzgebende Verſammlung, 
oder den geſetzgebenden Koͤrper; 

I) den Senat, als obrigkeitliches Collegium, und 

3) den ffändigen Bürgerausfchuß. 

Der gefeßgebende Körper befteht aus 20 
Mitalievern des Senats, aus 20 Mitgliedern des 
ftändigen Bürgeransfchuffes, und aus 45 aus ver 
Mitte der übrigen Bürgerfchaft gewählten Perſonen. 
Der Senat und der ftändige Buͤrgerausſchuß wählen 
zu jeder jährlichen gefeßgebenden Verfammlung ihre 
Mitglieder felbft: Die 45 Mitglieder aus der übri= 
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gen Bürgerfchaft aber werden jährlich- von der ge- 
ſammten chriftlihen Bürgerfchaft durch Bildung 
eines Wahlcollegiums von 75 Bürgern gewählt. — 
Der gefeggebende Korper dauert in der Regel 6 
Wochen. An ihn gelangen alle Vorträge von dem 
Senate. Findet die DVerfammlung es nöthig; fo 
werden befondere Ausfchüffe zur Vorbereitung ver 
einzelnen Gegenftände ernannt, welche fodann Bericht 
darüber erſtatten. Bei allen Deliberationen fteht es 
jedem Mitgliede frei, feine Gründe für und wider die 
Annahme mündlich vorzutragen, - 

Zum Wirfungskreife des gef hend 
Körpers gehört: die Geſetzgebung überhaupt, 
befonders die Beftenerung, und die Anordnung und 
Einrihtung der bewaffneten Macht; die Sanction 
aller Staatsverträge; die Ueberficht über den gefanım- 
ten Staatshaushalt; vie Einwilligung zur Veraͤuße— 
rung ftädtifcher Gemeindegüter; die Mitwirkung bei 
Wiederbeſetzung vacanter Stellen im Senate und in 
dem ftändigen Ausfchuffe; die Bewahrung und Er- 
haltung der Verfaſſung. 

Der Senat befieht aus 42 Perfonen, mit 
Einfchluß der vier, welche das Syndicatsamt verfehen. 
Er theilt fich, wie von Alters ber, in drei Ord— 
nungen oder Bänke: I) in die Drdnung der ältern 
Senatoren oder Schöffen, beftehend aus 14 Perfo- 
wen; 2) in die der jüngern Senatoren, gleichfalls 
14 Mitglieder zaͤhlend; und 3) in die der Rathsver— 
wandten drifter Bank von 14 Mitgliedern. — Aus 
der erften Ordnung wird jährlich der aͤltere, aus 
der zweiten Drdnung der jüngere Bürgermeifter ge— 
wähle — Zu zwölf Plägen der dritten Raths— 
ordnung wird aus allen zünfrigen Handwerkern ohne 
Unterfchied gewählt, doch jo, — einem und 


— 
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demſelben Handwerke oder Zunft nie mehr als ein 
Genoſſe im Rathe ſeyn darf. Zu den zwei andern 
Plaͤtzen der dritten Rathsordnung wird aus der ge— 
ſammten nichtzuͤnftigen chriſtlichen Buͤrgerſchaft, ohne 
Beruͤckſichtigung des Gewerbes, gewählt. — Auf 
die erfte Rathsordnung wird von der’ zweiten nach 
dem Dienftalter fortgeruͤkkt. Zur zweiten Raths— 
ordnung Eönnen durch Wahl und Kugelung gelangen: 
Gelehrte, Adliche, Militairperfonen, Kaufleute, und 
andere angefehene Bürger, wie auch verdiente Maͤn— 
ner der dritten Rathsordnung. Doch muß jeder ‚30 
Jahre alt feyn, darf nicht in Dienften eines andern 
Staates ftehen, und muß, nach gefchehener Wahl, 
folchen und allen fremden Titeln entfagen. — Bei 
‚erledigten Rathsſtellen geſchieht die Wahl durd 6 
Wahlherren aus der Mitte des Senats und 6 Wahl- 
herren aus der Mitte des gefeßgebenden Körpers. 

Dem Senate ift die vollziebende Gewalt, 
and im Allgemeinen die Stadt- und Juftizverwaltung 
anvertrauf, — J 

Der ſtaͤndige Buͤrgerausſchuß (ehe⸗ 
mals Buͤrgercolleg) beſteht aus 91 Buͤrgern, ge— 
waͤhlt aus allen Staͤnden der chriſtlichen Buͤrger— 
ſchaft mit Beruͤckſichtigung aller, drei chriſtlichen 
Confeſſionen. Sein Wirkungskreis verbleibt derſelbe, 
wie er durch kaiſerliche Reſolutionen in der alten 
reichsſtaͤdtiſchen Verfaſſung ſich beſtimmt findet, iu— 
fofern nicht, durch Einrichtung der jährlichen geſetz⸗ 
‚gebenden Verfammlung eine Abänderung. darin bes 
wirft worden ift. | 

Soll in den, in der alten Stadtverfaffung und 
in der Erganzungsacte enthaltenen, organifchen Ge— 
ſetzen eine Abänderung ‚vorgenommen werden; fo 
wird, um darüber ‚berathichlagen zu konnen, erfors 
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dert, daß der Senat und der gefeßgebende ‚Korper 
beide und zwar durch eine Mehrheit der Stimmen 
von 3 in jedem Körper, für deren Zulaͤſſigkeit vor— 
erſt * entſchieden haben. Iſt nicht bejahend 
entſchieden worden; ſo kann der — erſt nach 
drei Jahren wieder in Vorſchlag gebracht werden. 
Sm Gegenfalle wird über den Gegenſtand im gefeß- 
gebenden Körper darüber —— zur Annahme 
gehört eine Stimmenmehrheit von 3. — | 

Die authentifche Erklärung aller Artikel dieſer 
Verfaſſungsacte gehoͤrt vor die geſetzgebende Ver— 
Drang 





17. 
34) Koͤnigreich Dänemarf, 


Wenn gleich das Lehnsſyſtem in Dänemark nie 
allgemein *) eingeführt ward; fo gab es doch das 
felbft, wie in Norwegen, von den fruͤheſten Zeiten 
her zwei Staͤnde: Freie und Unfreie. Unter den 
Freien hatten die Landeigenthuͤmer, vor den andern 
Freien, große Vorrechte. Die Beſitzer großer Hoͤfe 
bildeten den Adel, aus welchem die Konige ihre 
Statthalter und Hofbeamte wählten, Andere, zumal 
unangefeffene Freie, zogen fich in die entitehenden 
Städte, wo fieden Bürgerftand bildern. Mit 
der Verbreitung des Chriſtenthums wurden Bisthü= 
wer errichtet, und die Vorrechte des geiftlichen 
Standes begruͤndet. — Die teibeigenfchaft, Die 
in Dänemark nie auf Geſetzen berubte, ward durch 


*) Vergl. v. Martens Abriß des Staatsrechts der vors 
nehmften europ. Staaten. Ir Th. Iſte Abth. ©. 20. 
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Eöniglihe Berordnung Friedrichs 4 vom 21, Febr. 
1702 *) aufgehoben, und am 20, Sun. 1788 durch 
Verordnung Chriftians 7 **) das Band gelofet, 
welches in Dänemark den Bauernſtand an feinen 
Geburtsort band. au 

In Altern Zeiten war in Dänemark die Negen- 
tengewalt befchränft, und Die Krone nicht vollig erb— 
lich; denn auf den Keichstagen ward über die Wahl. 
und über die Beftätigung der Konige, über Geſetze, 
Auflagen und Kriegsanfündigungen entfehieden. Noch 
großer ward die Macht der Geiſtlichkeit und des 
hohen Adels feit der Zeit des Lehnsſyſtems, weil 
diefe zur ausfchließlichen Wahl und Beftätigung des 
Königs gelangten, feine Macht duch Capitula— 
fionen (fogenannte Handfeften) befchränften, 
und feit Einführung des Unterfchiedes zwifchen Reichs— 
und Herren= Tagen, auf deren erften nur die Bürger 
und Bauern erfcheinen durften, und feit Einführung 
des Neichsrathes, der nur aus Adlichen beftand, 
den Bürger= und Bauernſtand faft ganz von 
der Theilnahme an den Gtaatsangelegenheiten vers 
drängten. 

Fine druͤckende Adelsariftofratie bilvere 
fich befonders feit der Zeit der Kirchenverbefferung, 
felbft mit Unterdrückung ver Foniglichen Vorrechte. 
Als aber diefe Dligarchie in allen inländifchen, und 
felbft in den auswärtigen Verhältniffen, beſonders 
nach dem Abfchluffe des Kopenhagener Friedens (77. 
Mai 1660), die allgemeine Unzufriedenheit im Sande 
erregte; da gefchah es, auf dem am 10, Sept. 1660 


— — — 


*) v. Martens Samml. der wichtigſten Reichsgrundgeſetze. 
Th. 1. S. 188. 


H Ebend. S. 282. 
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eröffneten Neichstage, daß auf den Antrag der Geift- 
lichkeit und des Bürgerftandes, welchem nothge— 
drungen der Adel beitrat, zuerft (13. Det. 1660) das 
Wahlrecht des Konigs aufgehoben und ihm bie 
Erbfolge für feine männlichen und weiblichen Nach— 
kommen zugeſichert ſodann, kraft der Erklaͤrung eines 
ſtaͤndiſchen Commité (14. Det. ), dem Konige allein die 
Eünftige Einrichtung der Regierung überlaffen,, (16. 
Det.) die koͤnigliche Sapirulation ( Handfefte) 
feierlich vernichtet, und in der Urkunde vom 10, 
San. 1661*) die Erbgerechtigkeit und Opus 
verainetät des Königs von den beiden Stäns 
den der Öeiftlichfeit und der Bürger unterzeichnet und 
dem Könige übergeben ward. 


In dieſer Urkunde ward dem Koͤnige Friedrich 
3, als einem abſoluten, ſouverainen Erbherrn, die 
höchfte Gewalt für fih und feine rechtmäßigen Nach- 
fommen von männlicher und weiblicher Linie 
übertragen, und dabei die Erbfolgeordnung, 
welche er feftfegen würde, als Grundgeſetz anerfannt, 
Zugleich enthielt diefe Urkunde die Beftimmung, daß 


*) Diefe Urkunde dänif-h und teutſch in v. ah 

$ Sammlung der wichtigjten Reichsgrundgefege ꝛzc. Th. 1 
S. 113. (Es hatten 437 Geiftliche, und aus 55 * 
ten 390 vom Buͤrgerſtande unterzeichnet.) — Ueber 
diefes wichtige Ereigniß giebt es drei Monographieen: 
1) Franz Domin. Häberlin, umpändliche hiſtoriſche 
Nachricht von Einführung der Souverainetät und Erb⸗ 
gerechtigkeit im Koͤnigreiche Daͤnemark. Wolfenb. 1760. 
4. 2) So. Fr. Joachim, hiſtoriſche Nachricht von der 
im Königreiche Dänemarf im: I. 4660 eingeführten Sous 

" verainetät. Kalle, 1761. 8. — und die wichtigfte 3) 
Spittler, Gefchichte der — Revolution im 15. 
1660, Berlin, 1796. 8. | 
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der Koͤnig weder durch einen Eid, noch durch eine 
geſchriebene Zuſage zu irgend etwas verpflichtet werden 
koͤnnte. — Seit dieſer Zeit erloſchen in Daͤnemark 
die Reichstage, die Reichsſtandſchaft und die koͤnig— 
lichen. Capitulafionen; denn Dänemarks Verfaſſung 
und Regierungsform erhielt den Charakter einer er b— 
lichen und unumſchraͤnkten Monarchie. Aus 
Erkenntlichkeit fuͤr den geiſtlichen Stand und fuͤr die 
Stadt Kopenhagen erließ darauf der König am 24. 
Juny 1661 zwei Urkunden *), wovon die eine Pri— 
vilegia fürden geiftlichen Stand, die zweite 
Privilegia für die Kefidenzftadt Kopen: 
hagen enthielt, 

Noch bis jest bilder diefe Urkunde das erfte 
und wichtigfte Grundgeſetz der dänischen Monar- 
hie, Doch Famen zu demfelben zwei fpäfere hinzu: 
das fogenannte Konigsgefeß vom 14 Nov, 
1665 **) und das Gefeß über das Indigenat— 
recht vom 15. San. 1776 ***), 

Das Konigsgefek ward von Friedrich 3 gez 
geben, und bilder gleichfam einen Commentar über 
die Erbgerechtigkeits- und Gouverainetätsacte. Der 
Goncipient war der Kammerfecretair Peter Schu: 
macher, nachmaliger Graf von ©reifenfeld. Schu— 
macher fchrieb es eigenhändig auf Pergament, der 
König unterzeichnete es am 14, Nov, 1665, wor: 
auf es bei den Neichskleinedien — ohne Befannt- 
machung — aufbewahrt ward, Erſt bei der Kroͤ— 


*) Sie ſtehen in v. Martens Sammlung S. 121 und 
S. 124. 


**) Es Rebe teutfh in v. Martens Samml. Th. 1. 
S. 129, — und franzdfifcd beim Dufau, T.3. 
p- 226. 

*44) Es ſteht teutfch beim v. Martens, ©. 258, 


| 
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nung Ihriftians5 ward es üffentlich verlefen, 
und Dadurch bekannt. Der. König Friedrich 4 ließ 
es in Kupfer ſtechen, und am 9. Sept. 1709 mit 
einer Verordnung zur Publicitaͤt bringen, worauf 
auch die auswaͤrtigen Maͤchte davon benachrichtige 
wurden. — Diefes Koͤnigsgeſetz enthält als Haupt: 
beftimmungen: 1) daß der König der Augsburgifchen 
Confeffion vom J. 1530 zugethan feyn müffe; 2) 
daß die Gewalt des Königs in weltlichen und‘ geift- 
lichen Angelegenheiten uneingefchränft,, und er. blos 
an das Konigsgefeß gebunden fey; er kann Geſetze 
und Verordnungen nach feinem Willen und Gutduͤn— 
fen geben, fie erklären, vermehren, vermindern, ja 
auch — doch mit Husnapme der Grundgefeße — 
die von ihm und feinen Vorfahren gegebenen Gefege 
wieder aufheben; 3) daß der Konig zwar gefalbt 
werden, aber Eeinen Eid ablegen, noch fonft eine 
mündliche oder fchriftliche Berbindlichkeit eingehen 
folle; und 4) daß die Foniglichen Neiche und Sande | 
ungertheilt bleiben follen. Zugleich ward über vie 
Thronfolge, die Vormundſchaft, Die, Regentſchaft 
und. Die Belljäßrigkeie entfchieden, welche auf. das 
zuruͤckgelegte 14te Jahr gefeßt ward. 

Das Geſetz in Hinſicht des Indigenatrechts 
erſchien am 15. San. 1776 *), um die Unzufrieden— 
heit der Dänen über die Aufnahme und Anftellung 
von Ausländern zu heben. Cs ward deshalb verord> 
net, daß nur Landeseingebohrne zu Aemtern und 
Stellen gelangen follen, ausgenommen in den Fällen, 
wo Das Indigenatrecht auch verdienftvollen Auslaͤn— 
dern — werden kann. 


*) (G. B. v. Schirach,) über das koͤnigliche ih In⸗ 
digenatrecht. Hamb. 1779. 4. 
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118. 
35) Königreich Schweden. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


So wie in andern von teutſchen Voͤlkerſchaften 
geſtifteten Reichen, trat auch in Schweden der Unter- 
ſchied zwiſchen Freien und Leibeigenen hervor; 
allein fruͤhzeitig ward daſelbſt die Leibeigenſchaft 
abgefhafft*). Dagegen zerfielen die Freien bald 
in Adliche (Odelsman, Bonde) mit großem Grund— 
eigenthume, und in freie Landbauern, fo wie 
wieder unter dem Adel bis ins 14te Jahrhundert zwi= 
fehen Jarlar und Herser, und feit dem Sabre 1561 
zwifchen Grafen und Freiherren und dem uͤbri— 
gen (feit 1617 in Ritter und Knappen gerheilten) 
Adel, unterfchieden ward. Neben dem Adel gelangte, 
feit Einführung des Chriftenthums, die Geiſtlichkeit 
zu großem Keichthume und politifchem Gewichte. Die 
Städte vermehrten ſich nach Zahl und Wohlftand 
erft fett den Zeiten Karls 9 und Guſtav Adolphs. Bon 
den freien Reichsbauern blieben die Zinsbauern 
wefentlich verfchieden. — Seit den früheften Zeiten 
war die Kegierungsform in Schweden befhränft 
monarchiſch, und nicht vollig erblih. Auf den 
Keichs» md Wahltagen erfchien wahrfcheinlich 
in älterer Zeit jeder adliche Grundeigenthümer. Dies 
ſes Recht ward aber in der Folge auf die Angefehenften 
aus dem Adel und der Geiftlichkeit beſchraͤnkt, bis, 
während der Zeit, wo noch die Calmariſche Union 
galt, der große Neichsvorfteher, Sten Sture (1471 
bis 1504), zur Schwächung der beftehenden Adelsari= 


”) Vergl. v. Martens Abriß des Staatsrechts, S. 830. 
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ſtokratie, auch die Deputirten der Städte und bie 
freien Keihsbauern auf die Reichstage berief. 
Diefe vier Stände dauerten als Reichsſtaͤnde fort, 
als Guſtav Wafa (6. un. 1525) auf dem Neichs- 
fage zu Strengnäs zum Könige gewählt ward. 
Der neue Regent führte die Kirchenverbefferung im 
Reiche ein, und bereicherte die während der Calmari— 
ſchen Union fehr gefchwächten Kroneinkünfte durch 
Kirchen= und Kloftergut, worein auf dem Keichstage 
zu Wefteräs (1527) der Adel und die verfammelten 
Deputirten der Städte und der Banern willigten, fo 
daß auch die anwefenden Bifchöffe zur Unterfihrift 
des Neichstagsfchluffes fich genoͤthigt ſahen. Auf einem 
» frätern Reichstage zu Weſteraͤs (1544) erklaͤrten 
ſaͤmmtliche vier Reichsſtaͤnde Schweden für ein Erb— 
reich im Mannsſtamme des Guſtav Waſa. Dieſe 
Beſtimmung ward, nach Entfernung Sigismunds 
von dem ſchwediſchen Throne, auf dem Reichstage 
zu Norkoͤping (1604) für den neuen Koͤnig Karl 9 
dahin erweitert, daß das Neich ein Erbreich nicht 
nur der männlichen, fondern auch der weiblichen, 
unvermähblten, Nachkommen von ihm und von 
feinem Vetter, dem Herzoge Johann von Oftgoth- 
land, ſeyn follte, 

Nach den wechfelnden PVerhältniffen der durch 
die Adelsariftofratie zu wiederhohlten malen fehr be= 
fehränften Macht des Königs, gelang es endlich (19, 
Aug. 1772) dem Könige Guftav 3, die Macht des 
Keichsrathes zu brechen, der in Zukunft nicht mehr 
regieren, fondern blos varhen follte. Doch blieb dabei 
die ältere Form des Keichstages nach den vier Ständen 
unverleßt, und der König hatte felbft nicht durch die 
bewirkte Revolution unumfchränfter Regent werden 
wollen. Dies bewies die am 21. Aug. 1772 unter= 
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zeichnete Urkunde: des Konigs und der Reich ss 
ftände feftgeftellte Negierungsform *). 

Nachdem aber Guftav 3 im Jahre 1788 plöß- 
fich einen Krieg gegen Rußland und nicht ohne Erfolg 
eröffnet hatte, fand er fich in feinen Maasregeln ges 
hindert, als der fihwerifche Adel, der in der Marine 
diente, die Waffen niederlegte,. weil Der König ‚ohne 
Zuziedung der Stände keinen Krieg anfangen Eonne, 
Guſtav ſah fich dadurch zur Abfihliegung eines augen= 
blicklichen Waffenftillftandes mit Rußland genöthigt, 
worauf er (Febr. 1789) auf einem zu Stocdholm ver: 
fammelten Reichstage, Durch die zunächft von den drei 
Ständen der Geiftlichfeit, der Städte und ver 
Bauern unterftügte Bereinigungss- und Sicher— 
heitsacte des Königs und der Reichsſtaͤnde 
(vom 28. Febr. und 3. Apr. 1789 **]), ein Ueber: 
gewicht über die von neuem fich regende Adelsariſto— 
Eratie behauptete, und nicht nur das Recht erhielt, 
ohne Einwilligung der Stände einen Krieg zu eröffnen, 
fondern auch dadurch beinahe die völlige Sonveraine- 
tät erlangte, Für die Zuftimmung des Bürgerftandes 
ward diefem der Zufritt zu den meiften Stellen des 
Staates, und Öleichheit mit den Adlichen in Anfehung 
der Befißerwerbungen gewährt **). | 

Schon im 39ſten Artikel der Urkunde vom 21. 
Aug, 1772 waren, „alle feit 1680 bis dahin als 


H ©ie ſteht teutfch in v. Martens Sammlung ı. 
<—h.1. S. 593; fran zoͤſiſch bein Dufau, T. 3. 


p- 280. \ 

** Sie fieht beim v. Martens, ©. 655. 

*+) Die Eönigliche, für die Bürgerfchaft und Städte auss 
gefertigte, DVerficherung vom 23. Febr. 1789, Eben. 
Seite 660. 
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Grundgefese ergangene Verordnungen abge: 
ſchafft und verworfen worden,“ 


Zwar fiel der König Guſtav 3 durch Anker: 
ſtroͤms Ermordung (16. März 1792) als ein Opfer 
der unverföhnlichen ariftofratifchen Parthei; allein 
fein Sohn, Guſtav 4, ließ ſich, nach erreichter 
Volljaͤhrigkeit, auf dem Reichstage zu Norkoping 
(1800) die Souverainetät fo beftätigen, wie fie feinem 
Vater zugeftanden hatte, wobei die Geiſtlichkeit und 
die Städte den Ausschlag gaben, der Adel aber feine 
Unzufriedenheit nicht verbergen kounte, wie 
er bewiefen. 


Doch nicht blos das Mißvergnügen des Uns, 
fondern auch die allgemeine Stimmung im Keiche 
erklärte fich gegen. den Konig, als er, nach mehr: 
jähriger ungünftiger Iheilnahme an den europäifchen 
Kämpfen (von 1805 — 1807), Rußland und Däne- 
mark dureh fein Betragen zur Kriegserflänng (1808) 
herausforderte, in welchem Kampfe Finnland ver— 
loren ging, die Schweden aus Dean zuruͤckge⸗ 
wieſen wurden, und die Schuͤldenlaſt, welche dieſer 
Krieg noͤthig machte, der brittiſchen Subſidien unge⸗ 
achtet, ſchwer auf das arme Land druͤckte. Dies alles 
führte zu der Revolution vom 13. Maͤtz 1809, in 
welcher Guſtav des Thrones beraubt, und fein Sheim, 
Karl von Südermannland, schon früher Regent 
des Reiches während Guſtavs Minderjaͤhrigkeit, von 
neuem zum Reichsregenten ernannt ward. Bereits 
am 29. Maͤrz 1809 hatte Guſtav, auf dem Schloſſe 
zu Gripsholm, in einer Thronentfagungs- 
urfunde 9 auf die Regierung verzichtet, welche 


*) polit. Journal, 1809, Sun. ©. 612, 
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am 10, Mai dem vom Regenten zufammenberufenen 
Keichstage vorgelegt ward, worauf, an demfelben Tage, 
die ſchwediſchen Neichsftände in einer Acte*) ihm 
den Gehorfam auffagten, und ihn und feine Er- 
ben der Krone und der Kegierung Schwe- 
dens für jeßt und für immerwährende Zei— 
ten verluftig erklärten. — Der Herzog von 
Suͤdermannland nahm, als Karl 13, die ibm von 
den Ständen angebotene Krone (6, Yun. 1809) an. 
Mit Aufhebung aller bis dahin in Schweden gelten⸗ 
den Grundgeſegze, ſelbſt der Acte vom 21. Aug. 1772, 
ward am 7. Jun. 1809 eine neue Verfaſſung 
(aus 114 Artikeln beftehend) bekannt ‚gemacht, welche 
der König und die Deputirten der vier Keichsftände 
— hatten. 


119. 


b) Politiſcher Charakter der ſchwedifchen 
Verfaſſung vom 7, Jun. 1809. 


Die wefentlichften Beftimmungen dieſer Ur— 
funde find: 

Schweden foll ein Erbreich mit einer Succef- 
fionsordnung, welche die Stände des Reiches feftfegen 
werden, - für die männlichen Nachkommen des 
Königs feyn. Der König foll der evangelifchen Lehre, 
nach der unveränderten Nugsburgifchen Konfeffion, 
| zugerhan fenn. Die Majeftär des Königs foll heilig 
und in Würden erhalten werden; feine Handlungen 
find Feiner öffentlichen Genfur unterworfen. 

Es foll ein Staatsrath aus neun Mitglies 
dern beftehen, wozu der Konig einfichtsvolle, erfahrne, 


*) polit. Journal, 1809, Sun. ©, 608. 
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redliche und allgemein geachtere, gebohrne ſchwedi— 
ſche Männer von der reinen evangelifchen Lehre er= 
wählt, fie mögen Adliche oder Nichtadliche fern. Der 
Staatsrath hat das Recht, über alle vorkommende 
Sachen zu verhandeln. Zu ihm gehören: ein Suftize 
ftaatsminifter, der zugleich beftändig Mitglied des 
höchften Tribunals des Königs feyn foll; ein Staats» 
minifter für die auswärtigen Gefchäfte; fechs Staats 
räthe, nebft einem Hofkanzler. — Es giebt 4 
Staatsfecretaire (einen für das Kriegswefen ; 
einen für die Finanzen; einen für Cultus, öffentliche 
Erziehung und das Armenwefen; und einen für die 
Kamerallandhaushaltung, das Bergwefen u. f. w.). 
Jeder Staatsfeeretair bat Sitz und Stimme im 
Staatsrathe. — Der König läßt fi im Staats 
vathe alte Regierungsangelegenheiten vor— 
tragen. Er darf keinen Befchluß über etwas faffen, 
worüber der Staatsrath gehört werden muß, ‚wenn 
nicht drei Mitglieder des Staatsrathes, nebft dem 
behörigen Staatsfecretair, zugegen find. Die Minis 
fter und Staatsräthe find verbunden, ihre Meinune | 
gen zu Außern und zu erklären; doc) ſteht dem Könige 
allein zu, zu befchließen. Sollte irgend eintre= 
ten, daß der Beſchluß des Königs offenbar gegen die 
Kegierungsform, oder die öffentlichen Gefeße Des Rei— 
ches ftritte; fo liegt es den Mitgliedern des Staats» 
rathes ob, Eraftige Borftellungen dagegen 
zu machen. — Die Mitglieder des Staatsrathes 
find für ihre Vorfchläge verantwortlich. | 
° Die minifteriellen Gegenftände mag der. 
König bereiten und handhaben laffen, fo wie es ihm 
am fehielichften duͤnkt. Der Staatsminifter für die 
auswärtigen Angelegenheiten träge dem Könige dieſe 
Gegenftände in Gegenwart des Hofkanzlers, oder 
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eines andern Mitgliedes des Staatsrathes vor. Nach— 
dem der Konig den. angeführten Rath, diefer Bean: 
ten, für welchen. fie, verantwortlich find, Dat profo= 
colliren. laſſen; fo faßt er in ihrer Gegenwart den 
Beſchluß. Von dieſem Befchluffe kann der Konig 
dem Staatsrathe Kenntniß zukommen laſſen, je nach 
dem es ihm nuͤtzlich ſcheint. 

Der Koͤnig hat das Recht, mit fremden Maͤch— 
ten Unterhandlungen und Buͤndniſſe einzu— 
gehen, nachdem er den Miniſter der auswaͤrtigen An— 
gelegenheiten und den Hofkanzler daruͤber gehoͤrt hat. 
Will der Koͤnig Krieg anfangen, oder Frieden 
ſchließen; fo ruft er einen außerordentlichen Staats— 
rath von Staatsminiftern, Staatsräthen, dem Hofkanz⸗ 
ler und den Staatsfecretairen zufammen ,. ftelle ihnen 
die Urfachen und Umftände vor, hört ihre Meinung, 
die jeder, mit DVerantwortlichkeit dafür, zu Proto= 
colle giebt, worauf er den Beſchluß faßt und aus— 
führt, welchen er für des Reiches Beſtes finder, 

Ueber die Kriegs macht zu Jande und. zur 
See befißt der König den hoͤchſten Befehl, 

Der König muß. befürdern , was recht. und 
wahr iſt; Falſchheit und Unrecht hindern und ver 
bieten; feinen verderben, noch am Leben, an Ehre, 
perfonlicher Freiheit und Wohlfahrt jemanden ver 
derben laffen, ohne geſetzmaͤßig überführt und gerich- 
tet zu feyn; auch Feinem ‚weder bewegliche noch unbe— 
wegliche Güter ohne Unterfuchung und Urtheil abhän= 
den oder abhanden laffen; Niemands Frieden in def- 
fen Haufe ftoren oder ftören laſſen; Eeinen von einem 
Orte zum andern verweifen;  Niemands Gewiſſen 
zwingen oder zwingen laſſen, fondern einen jeden bei 
freier Ausübung feiner Religion ſchuͤtzen, inſofern ev. 
dadurch nicht die offentliche Ruhe fort. Der König 
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läßt jeden von dem Tribunale richten, unter welches 
er rechtlich gehört. | 

Der König hat bei Verbrechen das Begnadi— 
gungsrecht; doch muß beim Anfuchen um Begna⸗ 
digung der Höchfte Gerichtshof gehört werden, und 
der König faßt darauf feinen Beſchluß im Staats— 
rathe. 

Der Koͤnig beſitzt das Recht, wuͤrdige Maͤnner, 
die durch Treue, Tapferkeit und Tugend, durch Se: 
lehrſamkeit und. eifrige Dienfte um ven Konig und 
das Neich fich verdient gemacht haben, in den Adel: 
ftand zu erheben, 


Will der König ins Ausland reifen; fo 
theile er dem Staatsrathe in pleno dies fein Vorha— 
ben mit, und entnehme deffen Gedanken darüber, 
Beſchließt der König bierauf folche Neife und ftelle 
fie ins Werk; fo befaßt er fich nicht mit der Regie— 
rung des Neiches, noch übt er die Fonigliche 
Macht aus, fo lange erim Auslande ver— 
weilt. Der Staatsrath fuͤhrt ſodann, 
waͤhrend der Abweſenheit des Koͤnigs, in deſſen Naz 
men die Regierung mit allem demjenigen Rechte, wel= 
ches die Regierungsform des Landes dem Könige, bei= 
legt. Doch darf der Staatsrath Adel und Würden 
nicht ertheilen; auch werden alle erledigte Aemter nur 
ad interim von ihm befeßt. — ben fo verwaltet. 
der Staatsrath die Regierung, wenn der König fo 
frank ift, daß er die Regierungsgejchäfte nicht wahr= 
nehmen kann. 

Der König wird mündig mit BEER 
20ften Sabre. 

Wenn das Fönigliche Haus von männlicher 
Seite ganz ausginge; fo verwaltet der Staatsrath 
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mit Fönigkicher Macht bis zur Zufammenfunft der 
Keichsftände die Regierung. Dr 
Gehet per Koͤnig zu Felde, oder reiſet er nach 
abgelegenen inländischen, Dertern ; fo verordnet er, vier 
Mitglieder des Staatsraths, und unter dieſen den 
Suftizminifter, ‚um, auf die Weiſe, wie fie dev König 
vorfchreibt, die Negierung zu führen, — | 

Die Stände des Reiches follen jedesmal 
nach einem Zeitraume von fünf Jahren zufammen- 
fommei, Bei jedem Reichstagsſchluſſe follen Die 
Staͤnde den Tag beftimmen, wenn. fie zufolge deſſen 
wieder zufammen freten; doch kann der König waͤh— 
rend der Zeit die Stände zu einem außerordentlichen 
Keichstage berufen. 

Der König ernennt den Sandmarfchall, ven 
Sprecher für den Bürger» und Bauernftand, und 
die Secretaire für den Bauernſtand. Der Erz: 
bifchoff iſt beftändiger Sprecher für den geiftlichen 
Stand. N 

Bei Eroͤffnung des Neichstages erwählen die 
Stände fogleich die Ausſchuͤſſe, welche die Ange: 
legenheiten vorbereiten follen. Diefe Ausſchuͤſſe find: 
ein Conftirutionsausfehuß, um Fragen zu 
deranlaffen und aufzunehmen, welche Veraͤnderun— 
gen in den Grundgefegen betreffen, und ihr Gutach— 
fen daruͤber an die Stände des Neiches zu geben; 
ein Staatsausſchuß, um vor den Keichsftane 
den ven Zuftand, die Verwaltung und den Behuf 
des Beftandes der Finanzen und der Keichsfchulden 
darzulegen; ein Bewilligungsausfhnß, um 
die Verrheilung der. bewilligten Steuern vorzufchlas 
gen; ein Banfausfhuß, um die Verwaltung 
der Bank und ihren Zuftand nachzufehen,, auch Vor— 
fehriften. zur Verwaltung derfelben zu geben; ein Ge⸗ 
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ſetzausſchuß, um Vorfchläge zur Verbeſſerung 
der Eivil-, Criminal und Kirchengefege auszuar— 
beiten; ein ofonomifcher Ausfhuß, um die 
Mängel bei den vffentlichen Defonomieanftalten "zu 
bemerken, und Abänderungen dabei vorzufchlagen. 

Forbert der König von den Ständen des Kei- 
ches einen befondern Ausſchuß, um’ mic ihm 
über Sachen zu beratbfchlagen, womit die andern 
Ausfchüffe fich nicht befaffen Eonnen, und wenn vie 
Verhandlungen geheim gehalten werden muͤſſen; fo 
errichten die Keichsftände einen folchen. Doch befiße 
derfelbe nicht Die Macht, einen Befchluß zu faffen, 
ſondern blos dem Konige feine Meinung’ über die Ge— 
genftande mitzutheilen, die diefer ihm vorlegt, 
| ‚Die Keichsftände dürfen bei dem Zugegenfenn 
des Konigs über keinen Öegenftand etwas befchließen, 

Fragen, welche den Staat betreffen, und in 
pleno ver Keichsftände vorfommen, Dürfen nichr un 
mittelbar abgemacht, fondern muͤſſen einem Ausfehuffe 
übergeben werden, welcher diefelben zu unterfuchen, 
und fich Darüber au aͤußern hat. 

Das uralte Recht der ſchwediſchen Nation) fi 
felbft zu beſchatzen, wird von ven Ständen 
‚allein beint allgemeinen Reichstage ausgeübt, — Auf 
jedem Neichstage läßt der König den Zuftand ver 
Finanzen in allen ihren Theilen, ſowohl in Anfehung 
der Einkünfte, als der Ausgaben, Forderungen und 
Schulden, dem von den Ständen ermählten Staates . 
ausfchuffe vorlegen, Sollten durch Tracfaten mit 
fremden Mächten dem Reiche einige Mittel zufließen; 
fo follen diefe auf gleiche Weile nachgemwiefen werden, 
Keine öffentlichen Abgaben "konnen ohne Ein- 
‚willigung der Neichsftände erhoͤhet werden, aus- 
genommen der Seezoll für einfommendes und aus- 
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gehendes Korn. Eben ſo wenig darf der Koͤnig die 
Einkuͤnfte des Staates verpachten, oder zum Ge— 
winne fuͤr ſich, fuͤr die Krone, oder fuͤr einzelne Per— 
ſonen und Corporationen Monopole errichten, 

Nachdem der Bedarf der Finanzen von dem 
Staatsausſchuſſe unterſucht und von den Reichsſtaͤn— 
den gepruͤft worden iſt, kommt es auf die Staͤnde 
des Reiches an, eine dem entſprechende Bewilligung 
feſtzuſetzen, und dabei zu beſtimmen, wie beſondere 
Summen davon zu beſondern Zwecken angewendet, 
und unter beſtimmten Hauptnamen im Reichsetat 
angeſchlagen werden ſollen. 

Außerdem muͤſſen für unvorhergeſehene 
Fälle zwei beſondere Summen angeſetzt und ange— 
fehlagen werden; die eine, die der Koͤnig benußen 
mag, wenn er fie zur DVertheidigung des Neiches, 
oder zu andern hoͤchſt wichtigen Zweden, nachdem 
er darüber den Staatsrath vernommen bat, unum— 
gänglich nothwendig findet; die andere, daß der 
König bei entftandenem Kriege aus der Bank der 
Keichsftände Hebungen mache, nachdem der Staats: 
rat) in pleno darüber gehört worden ift. 

Die gefammten Staatsmittel dürfen nicht an— 
ders verwendet werden, als feftgefeßt worden ift, in= 
dem die Mitglieder des Staatsrathes verantwort: - 
lich find, wenn fie eine Abweichung davon ftatt fin: 
den laſſen. 

Das Reichsſchuldencomtoir verbleibt un— 
ter der Leitung, Einficht und _ Verwaltung der Reichs— 
ftande. Da übrigens die Stände die Vertretung der 
Keichsfehulden auf fih nehmen; fo haben fie auch, — 
nach der Erklärung des Staatsausfchuffes über den 
Zuftand und den Bedarf des Comtoirs, — durch 
befondere Bewilligungen die Mittel zufammen zu 
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ſchießen, Die zur Bezahlung der Schuld, ber Zine 
fen und des Capitals nöthig befunden werden. — 
Die zum Reichsſchuldenweſen veranfchlagten Mittel 
. dürfen unter feinem Vorwande zu einem andern Bes 
Hufe verwendet werden. Jede Verordnung, die das 
gegen ftreitet, ift kraftlos. 

Die Banf der Keihsftände bleibt, wie 
bisher, unter der eigenen Garantie und Aufficht der 
Reichsſtaͤnde. 
| Keine neuen Auflagen, Ausfchreibungen an 
Mannfchaft oder Geld und Waaren, dürfen ohne Ein= 
willigung der Keichsftande aufgelegt, geboben und 
gefordert werden. — ben fo darf der Konig, ohne 
Einwilligung der Reichsftände, Feine Anleiben in 
oder außer dem Reiche machen , und daffelbe mit 
neuen Schulden belaften, 

Die Domainen, die Kronwälder, Parks, 
Thiergärten, Kromwiefen, nebft Sachsfang und ana 
derer Kronfifcherei, wie auch die übrigen Kronbene= 
ficien, darf der König, ohne Einwilligung der Reichs— 
fände, weder verfaufen, noch verpfauden, noch ver= 
ſchenken. Sie follen fo, wie ee die Reichsſtaͤnde be= 
ſtimmt haben, verwaltet werden. 

Kein Theil des Keiches Darf davon durch 
Verkauf, Verpfaͤndung, Verſchenkung, oder auf 
eine andere Art, getrennt werden. 

Die feftgefesre Regierungsform, fo wie die übri= 
gen Grundgefege des Keiches Eonnen nicht ohne des 
Königs und aller Neichsftände gemeinfchaftlichen Be— 
ſchluß geändert oder aufgehoben werden. Jede Anz 
frage deshalb wird dem, bei jedem Keichstage ges 
wählten, Gonftitutionsausfchuffe übergeben. Diefer 
Ausſchuß ift berechtige, deshalb DVBorfihläge zu ma— 
chen; doch dürfen die Keichsftände nicht auf dem 
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Keichstage, wo ein folcher Vorfchlag geſchieht, ſon— 
dern erft auf dem nächftfolgenden darüber einen Be— 
fihluß faffen. Sind fodann alle Stände über die Ab— 
Anderung einig; fo übergeben fie Durch ihren Spre— 
cher den DVorfchlag dem Könige mit dem Begehren, 
daß der Konig feinen Beifall dazu geben möge. Der 
Konig hoͤrt darüber das Gutachten feines Staatsra= 
thes, und theile den Keicheftänden feine Einwilligung, 
oder auch Die Urfachen mit, warum er in ihr Ver— 
langen nicht einwilligte. — Will der Konig den 
Ständen eine Abänderung in den Grundgefeßen vor- 
fihlagen; fo hoͤrt er den Staatsrath, "und übergiebe 
fodann feine Propofition mit dem Öutachten des 
Staatsrathes den Ständen, welche die Propofition, 
ohne vorherige Beratbfchlagung daruͤber, dem Con— 
ftitutionsausfchuffe vorlegen. Tritt der Ausſchuß dem 
Vorſchlage des Konigs bei; fo wird beim nächften 
Keichstage darüber ein Befchluß gefaßt. Verwirft 
der Ausſchuß die Propofition des Königs; dann koͤn— 
ven die Keichsftände entweder fogleich dieſe Propofis 
tion abfchlagen, oder beftimmen, daß fie aber folche 
beim nächftfolgenden Reichstage befchließen wollen, 
in welchem Falle die Meinung dreier Stände gilt, 
Stehen zwei Stände gegen zwei; fo ift der Befchluß 
aufzufchieben. Nehmen die Reichsftände gemeinfchaftz 
lich des Königs Vorſchlag nicht an; -fo ift er abges 
fchlagen, und, die Keichsftände laffen ihren Abfchlag 
mit der Urfache dazu, beim Könige fchriftlich Durch ihren 
Sprecher tıberreichen. 

Was zur Abänderung und Verbefferung der 
Grundgeſetze auf dieſe Weiſe die Reichsſtaͤnde einhel— 
lig beſchließen und der Koͤnig genehmigt, oder was 
der Koͤnig vorſchlaͤgt und die Reichsſtaͤnde einhellig an= 
nehmen, hat die Kraft eines Grundgeſetzes. 
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Ms Grundgefeße ſollen angeſehen 
werden: diefe VBerfaffung, nebft der Neichss 
fagsordnung, die SOuecceffionsordnung; 
und die Verordnung einer allgemeinen: Druckfrei— 
heit, welche die Staͤnde und der König. gerheinfchaft: 
lich feſtſtellen. 

VUnter — wird das Recht‘ eines 
jeden Schweden verftanden, ohne von der öffentlichen 
Macht ihm in den Weg gelegte Hinderniffe, Schrif: 
ten herauszugeben , fo daß Diefe nur von einem geſetz⸗ 
mäßigen Nichterftuhle ihres Inhalts wegen in Anz 
fpruch genommen und in Feinem andern alle mit 
Strafe belegt werden Fonnen, als wenn der Inhalt 
gegen ein deutliches. Geſetz ftreiter. Alle Acten und 
Protocolle, — ausgenonmen‘ Diejenigen), . welche 
man im Staatsrathe und bei dem Koͤnige in miniftes 
riellen Angelegenheiten und in Commandofachen führt, 
— koͤnnen durch dem. Druck bekannt gemacht wer: 
den. Die Protocolle und Acten, welche Sachen der 
Bank und des Reichsſchuldenweſens betreffen, die 
heimlich gehalten werden muͤſſen, dürfen nicht ges 
druckt werden. 

Wenn der König ſtiebt und der Thronfolger noch 
nicht muͤndig iſt; ſo haben die vom Staatsrathe zu— 
ſammen berufenen Reichsſtaͤnde, ohne Hinſicht auf 
irgend ein Teſtament des verſtorbenen Königs, wel: 
ches die Neichsverwaltung betrifft, einen oder 
mehrere Bormünder zu verordnen, welche die 
Kegieräng bis zur Muͤndigkeit des Königs, in deſ⸗ 
fen Namen, dieſem Grundgefege nach, ausüben; 
Wenn der König fein achtzehntes Jahr erreicht har; 
fo darf er in den Staatsrath, ins höchfte Tribimal, 
in die Hofgerichte und Collegien eintreten, Doch ohne 
an irgend einem Beſchluſſe Theil zu ießmen, | 
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Sollte der unglüdliche Fall eintreten, daß die 
Foniglihe Familie, der das Erbrecht zum Reiche 
aufgetragen ift, von männlicher Seite ausginge; fo 
follen die vom Staatsrathe zufammen berufenen 
Reihsftände ein neues Königshaus, mit 
Beibehaltung diefer Kegierungsform, er- 
wählen und verordnen, 

Die Stände des Keiches follen auf jedem Reichs— 
tage einen gefeßkundigen, durch ausgezeichnete Red— 
lichkeit anerkannten, Mann verordnen, der, als 
Sachwalter derfelben, Aufficht über die Bes 
folgung der Gefeße bei den Nichtern und Beamten 
babe, auch bei den Kichterftühlen diejenigen zur Rede 
ftelle, welche aus Partheilichfeit, Anfehen der Per- 
fonen u. f. w, irgend etwas gegen die Gefeße began— 
gen oder unterlaffen haben. — Dieſer Yuftizfach: 
walfer der Keichsftände wird durch Wahlherren gez 
wählt, wozu jeder Stand eine gleiche Zahl ernennt. 
Ihm liegt ob, auf jedem Keichstage den Reichsſtaͤn— 
den eine allgemeine Rechenfchaft von der Verwaltung 
feines Amtes abzulegen, und dabei den Zuftand der 
Derwaltung der Geſetze im Reiche darzuthun, vie 
Mängel der Gefege und Verfaſſungen anzumerken, 
und Borfchläge zu deren Verbefferung zu geben. Er 
iſt auch fchuldig, zwifchen den Keichstagen jährlich 
eine Darftellung über dieſe Gegenftände durch ven 
Druck bekannt zu machen. 

Sollte der Fall eintreten, daß entweder dag ges 
fammte höchfte Tribunal des Konigs, oder eines oder 
mehrere von deſſen Mitgliedern gefunden würden, 
aus Eigennutz, Partheilichfeit oder Verſaͤumniß fo 
unrecht geurtheilt zu haben, daß dadurch irgend jes 
mand, gegen deutliche Geſetze, und gegen ein gehörig 
unterfuchtes und bewiefenes Verhalten der Sache, 
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fein Leben, feine perfönliche Freiheit, Ehre und Eigen: 
thum verloren hätte oder verlieren Fonnte; fo ift der 
Auftizfachwalter der Reichsftände, fo wie der Juſtiz— 
Fanzler des Königs berechtigt, bei dem Neichsge- 
richte den Fehlenden in Anfpruch zu nehmen und zur 
Derantwortung zu ziehen. Diefes Neichsgericht 
fol beftehen aus dem Präfidenten des Reichshofge— 
richts, aus den Prafidenten aller Neichscollegien, den 
vier älteften Staatsräthen, dem höchften Befehls- 
haber tiber die in der Hauptſtadt dienenden Truppen, 
dem hoͤchſten Befehlshaber der bei der Hauptftadt fta= 
fionirten Esfadre der Seemacht, aus zwei der älteften 
Käthe des ſchwediſchen Hofgerichts , und dem älteften 
Rathe aller Reicyscollegien. Diefer Kichterftubl hat, 
nachdem die Unterfuchung gefchehen und das Urtheil 
den Geſetzen gemäß gefprochen worden ift, vaffelbe 
bei offenen Thüren bekannt zu machen. Keiner bat 
die Macht, ein folches Urtheil zu ändern; Doch Fann 
der König begnadigen; nur daß der Verurtheilte nicht 
wieder im Dienfte des Reiches eingeſetzt werde, 

Auf jedem Reichstage follen die Neichsftände 
zwwolf Mitglieder Aus jedem Stande zu 
Geſchwornen erwählen, welche zu urtheilen haben, 
inwiefern die ſaͤmmtlichen Mitglieder des hoͤchſten Tri⸗ 
bunals ſich verdient gemacht haben, in ihrem wichti— 
gen Amte beibehalten zu werden, oder ob der eine und 
der andere, (ohne beweislich begangenen Fehler, wo— 
von das Vorhergehende handelt,) ſich dennoch den 
Verdacht zugezogen, wegen Partheilichkeit oder Unge— 
ſchicktheit das oͤffentliche Zutrauen verwirkt zu haben. 

Zur Aufſicht dee Druckfreiheit ſollen vie 
Reichsſtaͤnde auf jedem Keichstage fech s durch Kennt— 
niſſe und Gelehrſamkeit bekannte Maͤnner, nebſt dem 
Juſtizſachwalter, der unter dieſen das Wort fuͤhrt, 
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verordnen. »Diefen Committirten liegt es ob, daß, 
wenn. irgend, ein DBerfaffer oder Buchdrucker ihnen 
eine Schrift vorlegt und ihre Aeußerung verlangt, in= 
wiefern nach den Öefesen der Druckfreibeit hierin eine 
Cenſur ſtatt finden kann, der Inftizfachwalter und, 
wenigſtens drei der Committirten ſolche Aeußerung 
fehriftlich abgeben follen, Erklären fie, daß die Schrift 
gedrucdt werden kann; fo ift ſowohl der Verfaffer als 
auch. der Buchdrucder von aller Verantwortung frei, 
die nun auf den Committirten beruht.  Diefe Com: 
miftirten follen von den Keicheftänden durch ſechs 
Wahlberren aus jedem Stande erwählt werben. 

Kein Reichstagsmitglied darf, feiner Handlun—⸗ 
gen oder Aeußerungen wegen im Reichsſtande oder in 
irgend einem Ausſchuſſe, zur Rede geſtellt, oder ſei— 
ner Freiheit beraubt werden, ohne daß derjenige 
Stand, zu welchem er gehoͤrt, es durch ausdruͤcklichen 
Beſchluß zulaͤßt. Eben ſo wenig darf irgend ein Mit: 
glied des Reichstages von dem Drte, wo der Keichss 
tag gehalten wird, verwiefen werben, Sollte ein- 
Einzelner, oder ein Corps, es ſey militair oder civil, 
den Keichsftänden , oder deren Ausſchuſſe, oder irgend 
einenv einzelnen Neichstagsmitgliede, entweder “aus 
eignem Antriebe oder auf Befehl, Gewalt: anthun, 
oder deren Freiheit bei ihren Beratbfihlagungen und 
Befchlüffen ftoren; fo ift es als Verraͤthere i ans 
zuſehen, und es komme auf die Neicheftände an, ein 
folches Verbrechen gefegmäßig zu ahnden. 

Wird irgend ein Neichstagsmitglied, während 
des Neichstages oder auf feiner Neife, nach oder vor 
dem Reichstage mit Wort oder That beleidigt, wenn 
es ſich als Mitglied des Neichstages zu erkennen gege: 
"ben batz ſo ſoll folches als Hoch verrath angefeben 
und beftraft werden. 
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Der König läßt den fämmtlichen Ständen des 
Keiches» den: Genuß ihrer Privilegien, Vorrechte, 
Gerechtfame und Freiheiten. Es beruht auf der Ueber— 
einfunft der fammtelichen Neichsftände und der Zus. 
ſtimmung des Königs, Veränderungen und Ausglei— 
chungen darin vorzunehmen, welche das Wohl des 
Keiches erfordern. Keine neuen Privilegien, welche 
irgend einen Reichsſtand betreffen, Fonnen ohne Ein _ 
willigung des Königs und aller Keichsftände gegeben 
‚ werden, 


120. 
36) Koͤnigreich Norwegen. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Norwegen ſtand viele Jahrhunderte hindurch 
mit Daͤnemark unter Einem Koͤnige; erſt im Jahre 
1814 ward daſſelbe von dem Könige Friedrich 6 an 
Schweden abgetreten, nachdem ver rärbfelbafte 
Sang der Weltbegebenbeiten in den leßten zwanzig 
Sahren auch die nordifchen Reiche berührt hatte, 

Mach der Thronveränderung vom Jahre 1809 
in Schweden und nach der Einführung der. neuen 
Derfaffung in diefem Reiche, Dachte man daran, dem 
Finderlofen Könige Karl 13 einen Thronfolger zu er⸗ 
nennen., Die Wahl der fihwedifchen. Neichsftände 
fiel (18. Sul. 1809) auf den Prinzen Chriftian 
Auguft von Schleswig=Holftein, welcher in 
dem, noch nicht beendigten, Kriege Das von den 
Schweden angegriffene Norwegen mit Umſicht und 
Nachdruck gegen Die Schweden vertheidigt hatte, Er 
nahm aber diefe Wahl nicht eher an, als nach Unter: 
zeichnung des Friedens (10. Dec. 1809) zwifchen 
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Schweden und Dänemarf. Darauf erfchien der Prinz 
in Stodholm, ward (24. Kan. 1810) von Karl 13 
adoptirt, ftarb aber plößlich (28. Mai 1810) bei 
einer Mufterung auf der Haide bei Quiddinge in 
Schonen. | 

Eine Wahl der Neichsftände ernannte den fran= 
zöfifchen Marfchall Bernadotte, Yürften von 
Ponte Korvo, (28. Aug. 1810) zum Kronprinzen, 
der ebenfalls von Karl 13 adoptirt ward. Zwar 
erklärte bald, nach feiner Ankunft in Schweden, die= 
fes Reich (17. Nov. 1810) ven Krieg an England; 
allein die Politit Schwedens änderte fich, ald Schwe— 


den, zum Erfaße für das an Rußland verlorne Finn= - 


land, Norwegen verlangte, und Napoleon dies, 
als Dänemarfs Bundesgenoffe, verweigerte, wo— 
gegen Napoleon Schweden veranlaßte, Finnland wies 
der zu erobern. — Schweden fand es unter diefen 
Derhältniffen geratben, bei dem bevorftehenden Rie— 
fenfampfe zwifchen Frankreih und Rußland, (24, 
März 1812) mit Rußland einen geheimen Vertrag 
abzufchließen, in welchem Rußland die Vereini— 
gung Norwegens mit Schweden entweder 
durch Waffengewalt, oder durch Unterhandlungen zu 
bewirken verfprach. Wenige Monate darauf, (12. 
Auf. 1812) ward auch der Friede zwifchen Schweden 
und Großbritannien abgefchloffen. Doch erfchien der 
Kronprinz erft im Jahre 1813 mit einem fehwedifchen 
Heere, das fich den Verbündeten anfchloß, auf teut= 
fhem Boden. 

Schon im Jahre 1812 Enüpfte Dänemark zu 
London über einen Frieden mit Großbritannien Unter= 
handlungen an, die ſich aber im Yahre 1813 zer= 
fehlugen, weil Großbritannien, außer andern druͤcken— 
den Forderungen, auf der freiwilligen Abtretung Nor: 
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wegens an Schweden vom Könige Friedrich 6 beharrte. 
Darauf erneuerte Dänemark (10, Sul. 1813) das 
Buͤndniß mit Frankreich, in welchem beide Mächte 
einander ihre Beſitzungen gegenfeitig gewährleifteten. 
Nach diefem DVertrage erklärte Frankreich an Schwe— 
den, und Dänemark an Schweden, Rußland und 
Preußen den Krieg. 

Die Volkerfchlacht bei leipzig entſchied uͤber den 
Charakter des erneuerten Weltfampfes, Nach diefer 
Schlacht folgte der Kronprinz von Schweden den 
Verbündeten nicht nach Frankreich, fondern brach mit 
einem aus Schweden, Hannoveranern, Britten, 
Ruſſen, Medlenburgern und Hanfeaten zufanımen= 
gefegten Heere gegen die dänischen Herzegtbümer auf, 
und nörhigte den König von Dänemark, im Fries 
den zu Kiel (14, San, 1814) auf Norwegen 
zu verzichten, wogegen Schweden an Dänemark 
Schwerifch - Pommern überließ, Das in der Folge 
von Preußen, gegen Lauenburg, eingetaufcht ward. 

Während dieſer Zeit ftand der Prinz Chri— 
ffian Sriedrih von Holftein-Schleswig, 
der nächfte Erbe des dänifchen Thrones, an der 
Spiße des dänischen Heeres in Norwegen. Die 
Normänner waren der Vereinigung mit Schweden 
abgeneigt, und wollten, nach der Verzichtung Daͤne— 
marfs auf Norwegen, ihre vormalige Selbſtſtaͤndig— 
Feit und Unabhängigkeit herſtellen. Mit Zuftimmung 
des normannifchen Volkes nahm daher der ‘Prinz zu= 
erft (19, Febr, 1814) ven Titel eines Prinz Res 
genten, und daranf (29. Mai) die Würde eines 
Königs von Norwegen an, hachdem der nor— 
wegifche Neichstag (Stortbing) zu Eidswold, deffen 
Prafident der Profeffor Svertrup von Chriftiania 
war, am 17, Mai 1814 eine VBerfaffung für 
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diefes Reich aufgeftelle,, ımd der Prinz Chriſtian 
Friedrich Diefelbe beftätigt hatte, (Dieſe VBerfaffung 
beftand aus 110 Artikeln, und fteht vollftändig im 
politifhen Journale 1814, Sept ©, 778 
und Oct SS. 880.) m EEE, 
Allein die Normänner vermochten nicht, ihre 
Gelbftftändigfeit gegen das, vordringende ſchwediſche 
Heer zu behaupten, weil die geſammten verbündeten 
Mächte die Vereinigung Norwegens mit Schweden 
befchloffen und beftärige Hatten, und weil felbft in 
Norwegen eine Parthei, geleitet von dem Grafen 
Wedel-Jarlsberg, dem Intereſſe des Prinzen ent: 
gegen wirkte, Go gelang es den Schweden, der 
meiften wichtigften Pläße Norwegens ſich zu bemaͤch— 
tigen, Öleichzeitig erklärte der Kronprinz von Schwe— 
den, er wolle die Verfaffung vom 17, Mai, 
mit denjenigen Modificationen annehmen, welche 
die Vereinigung Norwegens mit Schweden noͤthig 
machten, Unter diefen DBerhälmiffen legte (16. Aug. 
1814) der Prinz die koͤnigliche Würde nieder, und 
fehrte nach Dänemark zurüd. Doc Hatte er noch 
den norwegifchen Reichstag nach Chriftiania berufen, 
der am 7. Oct. zufammentrat, am 27, Der. die 
Vereinigung Norwegens mit Schweden, 
und am 4. Nov. die neue Berfaffung mit den 
Beränderungen, welche die Vereinigung Norwegens 
mit Schweden herbeigeführt hatte, als Grundge— 
ſetz Norwegens ausfprah. Der Kronprinz von 
Schweren. traf darauf (9. op.) in Chriftiania ein, 


und beftätigte die Verfaffung, 
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b) Politiſcher Charakter der Verfaſſung 
vom 4. Nov. 1814. 


Ueber die Staatsform und die Religion. 


Das Koͤnigreich Norwegen ift ein freies, ſelbſt— 
—— , untheilbares und unabhängiges Reich, mit 
Schweden unter einem Könige vereinigt. . eine 
Regierung ift eingeſchraͤnkt, und erblich mo- 
narchiſch. 

Die evangeliſch-— lutherifche Religion 
bleibt die oͤffentliche Religion des Staates, Die Ein— 
wohner, die ſich zu derſelben bekennen, ſind ver— 
pflichtet, ihre Kinder in derſelben zu erziehen. Jeſui— 
ten und Moͤnchsorden werden nicht gedul— 
def. Die Juden find vom Zugange ins Reich aus⸗ 
geſchloſſen. 


Ueber die ausuͤbende Macht, den König 
| und deſſen Familie. 


Die ausuͤbende Macht iſt bei dem Könige, Der 
König ſoll ſich zur ewangelifch = Iutherifchen Religion 
bekennen, fie aufrecht erhalten und beſchuͤtzen. — Die 
Perſon nes Konigs ift- beilüg., Die Verantwort: 
lichkeit liegt feinem Rathe ob. — Die Erbfolge ift 
lineal und agnatiſch, nach der ſchwediſchen Succeſ— 
ſionsordnung vom 26.Sept. 1810. — Die Voll—⸗ 
jaͤhrigkeit des Koͤnigs wird durch ein Geſetz feſtgeſetzt, 
welches nach Uebereinkunft zwiſchen dem norwegiſchen 
Storthing und den ſchwediſchen Staͤnden gegeben wird. 

Jedes Jahr haͤlt ſich der Koͤnig, wenn nicht 
wichtige Hinderniffe entgegen ſtehen, einige Zeit in 
Norwegen auf, 
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» Der König wählt ſelbſt einen Staatsrath 
aus norwegifhen Bürgern, welche nicht jünger 


als 30 Jahre find. Diefer Rath foll wenigftens aus 


einem Staatsminifter und fieben andern Mitgliedern 
beftehen, Eben fo Fann der König einen Vieekoͤ— 
nig oder Statthalter beftellen. Während feiner Abwe— 
fenheit überträgt er dem Vicekoͤnige oder Statthalter, 
zugleich mit wenigftens fünf Mitgliedern des Staats: 
raths, die innere Verwaltung des Neiches. Diefe 
follen in des Königs Namen und an feiner Statt die 
Kegierung führen. Sie follen fowohl den Beſtim— 
mungen diefes Grundgeſetzes unverbrüchlich nachleben, 
als ven befondern damit uͤbereinſtimmenden Vorſchrif— 
fen, die der König ihnen als Inſtruction errbeilt, 
Ueber die entfchiedenen Sachen haben fie dem Konige 
Bericht zu erftatten. Die Sefchäfte werden durch 
Stimmenmehrheit entfchieden. 

Vicekoͤnig kann nur der Kronprinz, oder 
deſſen Altefter Sohn feyn, aber, nicht eher als nach 
dem erreichten Alter der Volljährigkeit. Zum Statt— 
halter wird entweder ein Normann oder ein Schwede 
ernannt. Der Vicefonig fol im Reiche wohnen, und 
darf nicht länger als drei Monate im Jahre außerhalb 
deffelben fich aufhalten. Wenn der Konig-gegenwärz 
tig ift, hört die Function des Vicefonigs anf. 

Bei dem Könige verbleiben ftets, während fei- 
nes Aufenthalts in Schweden, der normwegifche Staats— 
minifter und zwei Mitglieder des Staatsraths, welche 
letztere jährlih umwechfeln. Cie haben viefelben 
Pflichten und diefelbe conftitufionelle Verantwortlich⸗ 


* 


keit, als die in Norwegen ſich befindende Regierung. 


In ihrem Beiſeyn allein ſollen die norwegiſchen An— 
gelegenheiten vom Koͤnige entſchieden werden. Alle 
Antraͤge norwegiſcher Buͤrger an den Koͤnig ſollen 


Königreih Norwegen, Be 


erft bei der norwegifchen Kegierung eingeliefert, und. 


mit deren Gutachten verfehen werden, ehe fie abge= 
macht werden. Ueberhaupt dürfen Feine norwegifchen 
Sachen erledigt werden, ohne daß Das Öutachten der 
norwegifchen Regierung eingehohle worden ift, wo— 
fern nicht wichtige Hinderniffe folches verbieten. Der 
norwegifche Staatsminifter träge die Sachen vor, 


und. bleibt für die Uebereinftimmung der Ausfertigung / 


mit den gefaßten Beſchluͤſſen verantwortlich, 

Der König kann Anordnungen geben und auf: 
heben, die den Handel, den Zoll, die Nahrungs— 
zweige und die Polizei betreffen; doch dürfen fie nicht 
der Verfaffung und den vom Storchinge gegebenen 
Geſetzen widerftreiten. 

Der Konig läßt überall Die Schatzungen und 
Abgaben eintreiben, welche das Storthing auflegt. 
Die norwegiſche Slaatskaſſe verbleibt in Norwegen, 
und ihre Einkuͤnfte werden allein zu den Beduͤrfniſſen 
Norwegens verwendet. | 

-. Der König hat das Recht, im Staatsrathe 
Derbrecher zu begnadigen, nachdem das Urtheil 


des höchften Öerichts geſprochen, und deſſen Beden— 


ken eingezogen worden iſt. | 

‚ Der Konig erwählt- und beſtellt, nachdem er 
den Staatsrath vernommen hat, alle Civil- geiſt— 
liche und Militairbeamten. 

Der Statthalter des Reiches, der Staatsmi— 
nifter und die übrigen Mitglieder des Staatsrathes, 
fo wie die Beamten, welche bei deſſen Comtoiren an= 
geſtellt find; Gefandte und Confuln, bürgerliche und 
geiftliche, höhere obrigkeitliche Perfonen, Negierungss 
chefs und Chefs anderer Militaircorps, Commanban- 
ten in den Feſtungen, und Oberbefehlshab ser anf den 
Kriegsſchiffen koͤnnen ohne vorgaͤngiges Urtheil vom 
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Könige verabfihieder werden, nachdem er hierüber 
das Öutachten des Staatsrathes gehört hat. Inwie— 
fern den folchergeftalt verabfchiedeten Beamten Pen- 
fion zu bewilligen ift, entfcheidet das nächfte Stor- 
thing; inzwifchen genießen fie 3 ihres gehabten Ges 
halts. Andere Beamten Fonnen vom Könige fufpen= 
dirt, und follen fodann fogleich vor die Richterftühle 
geftellt werden ; fie dürfen aber nicht anders, als nach 
Urtheil abgefeßt, auch nicht gegen ihren Willen ver= 
feßt werden. 

Der König kann nach Gutbefinden, zur Be⸗ 
lohnung fuͤr ausgezeichnete Dienſte, die öffentlich be= 
kannt gemacht werden mülfen, Srden ertbeilen, 
aber feinen andern Kang und Titel, als 
"den, den jedes Amt mit fich führt, — Keine 
perfonlichen oder erblichen Vorrechte dür- 
fen irgend jemand für die Zukunft ver: 
lieben werden. 

Der König hat den Oberbefehl ber die Land⸗ 
und Seemacht. Sie kann ohne des Storthings 
Einwilligung nicht vermehrt noch vermin— 
dert werden. Sie darf nicht zum Dienfte fremder 
Mächte überlaffen werden, und Fein Kriegsvolf einer 
fremden Macht, mit Ausnahme von Hülfstruppen gegen 
feindlichen Ueberfall, darf ohne die Einwilligung des 
Storthings in das Reich gezogen werden. In Fries 
denszeiten follen Feine andere als norwegifche Truppen 
in Norwegen, und Feine norwegifchen Truppen in 
Schweden ftationirt fern. Doch kann der König in 
Schweden eine norwegifche Garde und norwegifche 
Freiwillige Haben; auch kann er auf höchftens 6 Wo- 
chen im Jahre die nächften Truppen von der Kriegs: 
macht beider Reiche zu Waffenübungen innerhalb der 
Grenzen eines der beiden Neiche zufammenberufen, 
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Zum Angriffsfriege dürfen Norwegens Truppen 
und Nuderflottille nicht ohne Einwilligung des Stor- 
things gebraucht werden. Die landwehr und die übri- 
gen norwegifchen Truppen, die nicht zu den Linien— 
truppen gehören, dürfen nie außer Norwegens Gren— 
zen gebraucht werden. 

Der Konig hat das Recht, die Truppen zuſam— 
men zu berufen, Krieg anzufangen und Fries: 
den abzufchliegen, Berbindungen ein: 
zugeben und aufzuheben, Gefandte zu 
fhiden und anzunehmen Will der König 
Krieg ankündigen; fo foll er der Regierung in Nor: 
wegen feine Gedanken mitcheilen, und ihr Bedenken 
Darüber einbohlen, zugleich mit einem vollftändigen 
Berichte über den Suftand des Reichs in Hinficht ſei— 
ner Finanzen und feiner Bertheidigungsmittel. Nach— 
dem dies geſchehen ift, beruft der König den norwes 
gifhen Staatsminifter und die norwegifchen, 
fo wiedie ſchwediſchen Staafsräfhe zu einem 
außerordentlichen Staatsrathe, in welchem ein De: 
richt über den Zuftand Norwegens und Schwe- 
dens vorzulegen ift. Ueber diefe Öegenftände giebt 
- jeder der Staatsräthe fein Gutachten zu Protocol, 
unter der Derantwortlichfeit, die das Grundgeſetz 
beftimmt. Dann hat der Konig das Recht, feinen 
Beſchluß zu faſſen und auszufuͤhren. 

Inm Staatsrathe wird uͤber alle verhandelte Sa⸗ 
chen ein Protocoll geführt. Ein jeder, der Sitz im 
Staatsrathe hat, ift verpflichtet, feine Meinung mit 
Freimürhigkeit zu fagen, welche der König verbun: 
den iſt zu hören. Indeß iſt es dieſem vorbehalten, 

ſeinen Beſchluß nach eigenem Ermeſſen zu faſſen. — 
Findet irgend ein Mitglied des Staatsrathes, daß 
des Königs Beſchluß den Keichsgefeßen widerftreiter, 

38 * 
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oder augenfcheinlich für Norwegen fehäplich iſt; fo ift 
es feine Pflicht, Eraftige DVorftellungen dagegen zu 
machen, und feine Meinung im Protocolle beizufügen, 
Derjenige, der nicht folchergeftalt proteftirt hat, 
wird angefeben, als wenn er mit dem Könige einig 
gewefen, ift Dafür verantwortlich und Fann 
vom Odelsthing vor dent Neichsgerichte zur Rechen— 
fohaft gezogen werden, 

Ale vom Konige felbft — —— Befehle 
(mit Ausnahme der militairiſchen Commandoſachen) 
follen von dem norwegiſchen Staatsminiſter contra— 
ſignirt werden. 

Alle Vorſtellungen uͤber norwegiſche Sachen, 
fo wie die Ausfertigungen deshalb, werden in nor— 
wegifcher Sprache abgefaßt. 

. Sobald der Thronerbe fein 18fe8 Sahı vollendet 
hat, ift er berechtigt, Sitz im Staatsrathe zu neh— 
men; doch ohne Stimme und Verantwortung. 

Der norwegifche Staatsminifter und die beiden 
norwegifchen Staatsräthe haben Sitz und berathſchla— 
gende Stimme in. dem fchwedifchen Gtaatsrathe, 
wen in bemfelben Gegenftände verhandelt werben, 
welche beide Reiche betreffen, 


Ueber Bürgerrechte und die gefeßgebende 
Macht, 


Das Volk übe die gefeßgebende Macht 
Durch das Storthing (KReichsverfammlung ) aus, 
welches aus zwei Abrbeilungen befteht: dem’ Sag 
thing (gefeßgebenden \Körper), und dem Ddels- 
thing (den Örundeigenthümern). 

Stimmberechtigt find nur norwegifche Bürger, 
welche 25 Jahre alt, 5 Jahr im Lande wohnhaft ges 
wefen, und entweder Beamte find oder gewefen find, 
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Sandbefiß haben, oder länger als 9 Jahre matricn= 
lirtes fand gebaut haben, oder Bürger in Handels: 
ftädten find, oder in einer Kauf- oder Landſtadt einen 
Grundbeſitz haben, deſſen Werth wenigftens 300 Tha= 
ler beträgt. 

Die Wahl: und Diftrietsverfammlungen wer: 
den jedes dritte Sahr gehalten. Die Wahlverfamm- 
lungen werden auf dem Sande von dem Prediger und 
feinen Gebülfen, in den Städten von den Magiftra- 
ten und Vorſtehern geleitet. — In den Städten 
wird für jede 50 ftimmberechtigte Einwohner ein 
Wahlmann ernannt. Diefe Wahlmänner ernennen 
Darauf entweder aus ihrer eigenen Mitte, oder unter 
den übrigen Otimmberechtigeen in ihrem. Wahldi— 
ſtricte, ein: Viertheil ihrer eigenen Anzahl, um auf 
dem Storthing zu erfcheinen, fo daß 3 bis 6 einen 
wählen, 7 bis 10 zwei, 11 bis 14 drei, 15 bis 18 
vier, welches die höchfte Anzahl ift, die ein Ort ſen— 
den kann. — u jedem Kirchfpiele auf dem Lande 
ernennen die ftimmberechtigten Einwohner die Wahl: 
männer dergeftalt, daß bis LOO einen wählen, 100 
bis 200: zwei, 200 bis 300- drei, u. f.w. Diefe 
| Wahlmänner erwählen darauf ein. Zehntheil ihrer 
eigenen Zahl, um auf dem Storthing zu erfiheinen ; 
fo daß 5 bis 14 einen wählen, 15 bis 24 zwei, 25 
bis 34 drei, 39 und drüber vier, welches Die größte 
Anzahl ift. 

Keiner Fann zum KRepräfentanten gewählt 
werden, der nicht 30 Fahre alt ift, und ſich 10 Jahre 
im Reiche aufgehalten hat. — Die Mitglieder des 
Staatsrathes, Hofbediente und Penfioniften Des Ho— 
fes koͤnnen nicht zu Repraͤſentanten erwählt: werben, 

Die Repraͤſentanten find auf ihrer Reife zum 
und vom Otorthing, fo wie während ihres: Aufent- 
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halts bei demſelben, von aller perſonlichen Haft befreit, 
wenn ſie nicht in oͤffentlichen Verbrechen ergriffen wer— 
den; auch koͤnnen ſie nicht, außer von der Verſamm— 
lung des Storthings, zur Verantwortung wegen ihrer 
daſelbſt geaͤußerten Meinungen gezogen werben, 

Das Storthing wird in der Negel jedes dritte 
Jahr in der Hauptſtadt des Keiches eröffnet, Der 
Konig kann es außerordentlich berufen, 

Kein Storthing kann gehalten werden, wenn 
nicht 3 feiner Mitglieder gegenwärtig find. 

In des Königs Gegenwart darf Feine Berath— 
ſchlagung ftatt finden, 

Das Storthing erwählt unter feinen 
Mitgliedern ein Viertheil, welches das 
tagthing ausmacht; die übrigen drei Vier: 
theile bilden das Ddelsthing. 

Sedes Thing hält feine VBerfammlun: 
gen abgefondert, und ernennt feinen eigenen 
Prafidenten und Gecretair. 

Es kommt dem Stortding zu: Geſetze zuge: 
ben und aufzubeben; Schaßungen, Abgas 
ben, Zoll und andere öffentliche Laften 
aufzulegen; Anleihen auf den Credit des Reiches 
zu eröffnen; Aufficht ber das Geldweſen des Keiches 
zu führen; die zu den Staatsausgaben nöthigen Geld— 
funmen zu bewilligen; zu beftimmen, wie viel dem 
Konige und dem DVicefonige jährlich für ihren Hof— 
ftaat ausbezahlt werden foll, und die Apanage der 
Foniglichen Familie feftzufegen, welche aber nicht in 
feftem Eigenthume beftehen darf; fich Das in Norwes 
gen eriftirende Kegierungsprotocoll und alle öffentliche 
Berichte und Papiere (mit Ausnahme militairifcher 
Commandofachen) vorlegen zu lafjen; fich die Buͤnd— 
niffe und Verträge mittheilen zu laffen, 
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die der Konig für den Staat mit fremden Mächten 
eingegangen ift, mit Ausnahme der geheimen Ar— 
tikel, die jedoch den offentlichen nicht widerftreiten 
dürfen; jeden aufzufordern, vor dem Storthing zu 
erfcheinen, mit Ausnahme des Königs und der Fonig- 
lichen Samilie; die inzwifchen beftandenen Gehalts: 
und Penfionsliften zu revidiren, und darin die, Ver— 
Änderungen zu machen, die fir noͤthig befunden wer— 
den; fünf Neviforen zu ernennen, die jährlich Die 
Rechnungen des Staates durchfe! Sen, und Auszuͤge 
aus denfelben durch den Drud befannt machen follen; _ 
und Fremde zu nafuralifiren. - 

Jedes Geſetz foll aufdem Odelsthing 
enfwedervon Deffen eigenen Mitgliedern, 
odervonder Kegierung durch einen Staats— 
rath zuerft vorgefchlagen werden, ft der 
Vorſchlag dafelbft angenommen; fo wird er an Das 
Lagthing gefandt, welches ihn entweder genehmigt 
oder verwirft, und im legtern Falle ihn mit beigefüg- 
ten Bemerkungen zurüdfchidt. Diefe werden vom 
Odelsthing in Erwägung gezogen, welches entweder 
den Geſetzesentwurf hinlegt, oder ihn wieder mit oder 
ohne Veränderung an das Lagthing fender, ft ein 
Vorſchlag vom Odelsthing dem Lagthing zweimal 
vorgelegt, und von diefem zum zweitenmale mit einer 
Zuruͤckweiſung zuruͤckgeſandt; ſo tritt das ganze 
Storthing zufammen, und dann wird mit 3 
feiner Stimmen über den Vorſchlag entfihieden. 

Hat ein vom Odelsthing vorgefchlagener Ent— 
wurf die Zuftimmung des Lagthings oder Des verſam⸗ 
melten Storthings erhalten; ſo wird er durch eine 
Deputation von beiden Abtheilungen des Storthings 
an den Koͤnig geſandt, wenn er gegenwaͤrtig iſt; — 
oder, im entgegengeſetzten Falle, an den Vicekoͤnig, 
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oder an die norwegifche Regierung, mit dem Anfrage 
auf Errheilung der Föniglichen Ganction. 

Bewilligt der König den Befchluß; fo unter: 
fehreibt er ihn, wodurch ev Gefeß wird, Genehmigt 
er ihn nicht; fo fender er ihn an Das Opelstding mit 
der Erklärung zurück, daß er es nicht dienlich finde, 
den Beſchluß zu fanctioniren, ' 

In diefem Falle darf der Beſchluß nicht mehr 
von dem Storthing dem Könige vorgelegt werden, 
Der König kann auf diefelbe Weife fich benehmen , 
wenn das nächfte ordentliche Storthing denſel— 
ben Beſchluß aufs neue vorfchläge. Wird er aber, 
nachdem er abermals erwogen worden, von dem drit-⸗ 
ten ordentlichen Storthing wieder auf beiden Thin— 
gen unverändert angenommen, und Dann dem Ko: 
tige mit dem Begehren vorgelegt, daß er feine San— 
ction einem Befchluffe nicht verweigern möchte, wel- 
chen das Storthing, nach reiflichfter Ueberlegung, 
als nüßlich aufehe,; fo wird er Geſetz, wenn auch 
des Königs Sanction nicht erfolgt, ebe das Stor— 
thing fich erennt. 
| Das Storthing bleibt fo lange verfammelt, als 
es für norhig finder; doch nicht über 3 Monate ohne 
des Konigs Ellaubuiß. Beim Schluſſe deſſelben er— 
theilt der Koͤnig ſeine Reſolution auf die noch nicht 
abgemachten Beſchluͤſſe, indem er ſie entweder beſtaͤ— 
tigt oder verwirft. Alle die, welche er nicht ausdruͤck— 
lich annimmt, werden angeſehen, als ob ſie von ihm 
verworfen wären, 

Die Ganction des Königs ift nicht erforderlich 
zu den Befchlüffen des Storthings, wodurch es fich 
1) als Storthing nach der Derfaffung verfammielt 
erklärt; 2) feine innere Polizei beftimme; 3) die 
Vollmachten der anwefenden Mitglieder annimme oder 


* 
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verwirft; 4) Erkenntniſſe über Wahlftreitigkeiren be- 
ftätigt oder verwirft; 5) Fremde naturalifirt, und 
6) wodurch Das Spelsching den Staatsrath oder An— 
dere unter Verantwortung ſetzt. 

Das Stortding wird bei offenen Thüren 
gehalten; feine Verhandlungen werden durch den 
Druck bekannt gemacht, außer in den Fällen, wo 
das Gegentheil durch Stimmenmehrheit beſchloſſen 
wird. 

Wer einem Befehle gehorcht, deſſen Abſicht da— 
hin geht, die Freiheit und Sicherheit des Storthings 
zu ſtoͤren, macht ſich der Verraͤtherei gegen das 
Baͤterlaud ſchuldig. im 


Ueber die richterlihe Gewalt. 

Die Mitglieder Des Lagthings machen, . zugleich 
mit dem hoͤchſten Gerichte, Das Keichsgerigt 
aus,. welches vom Dpelsthinge eingeleitet wird, ent= 
weder gegen die Mitglieder Des Staatsrarhes oder 
des ‚höchften Gerichts „wegen Amtsverbrechen, oder 
gegen die Mitglieder des Storthings wegen der Ders 
brechen, die fie.als folche begehen möchten. Im Keichs- 
gerichte hat der- Präfident Des Lagthings den Vorſitz. 

Der Beklagte Fann, ohne eine Urfache anzuge- 
ben, von.den M itgliedern der Reichsgerichts bis. zu 
einem Drittheile perborrefeiren, doch fo, daß das 
Gericht nicht weniger als 15 Perfonen ausmacht. 

Das böchfte Gericht urtheilt in letzter In— 
ftanz. Don feinen Urtheilen findet Feine Berufung 
ftatt; auch Eonnen fie Feiner Reviſion unterzogen 
werden. 


Allgemeine Beftimmungen. 
Zu Staatsämtern dürfen allein norwegifche Buͤr— 
ger ernannt werden, welche fich zur evangelifch = lutbes 
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rifchen Religion befennen, der DVerfaffung und dem 
Konige Treue gefehworen haben, und die Landesſprache 
reden, Doch koͤnnen Fremde zu Lehrern bei der Unis 
verfität und den gelehrten Schulen, zu Aerzten und 
Conſuln an fremden Orten beftelle werden. Keiner 
kann zu einem Oberbeanten ernannt werden, ehe er 
30 Jahre alt ift, noch zu einer Magiftratsperfon, 
zum , Unterrichter und Voigt, bevor er 25 Jahre 
ale ift. 

Norwegen hafter für Feine andere Schuld, als 
feine eigene Nationalfchuld. 

Auf dem zweiten allgemeinen Storthing fol ein 
neues allgemeines Civil: und Criminals 
gefesbuch gegeben werden. 

Keiner darf gerichtet werden, als nach dem Ge— 
feße, und nicht anders, als nach Urtheil beftraft 
werden, | | | 

Keinen Gefege darf ruͤckwirkende Kraft gegeben 
werben, 

Mit den Sporteln, vie an die Bedienten des 
Gerichts erlegt werden, dürfen Feine Abgaben an die 
Staatskaffe verbunden feyn. 4 

Keiner kann eingezogen und gefangen gehalten 
werden, außer in den vom Öefeße beftimmten Fällen, 
und auf die durch die Geſetze vorgefchriebene Weiſe. 

Die Drudfreibeit foll ftatt finden. Keiner 
kann wegen irgend einer Schrift, die er hat drucken 
oder herausgeben laffen, von welchem Inhalte fie auch 
fenn mag, geftraft werden, wofern er nicht felbft vor- 
fäglich und offenbar Ungehorſam gegen die Geſetze, 
Geringfchäßung der Religion, Gittlichfeit, oder der 
conftitutionellen Gewalten, oder Widerfeglichfeit ges 
gen deren Befehle an ven Tag gelegt, oder andere 
dazu gereizt, oder falfche und ehrenkraͤnkende Befchul- 
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Digungen gegen jemand vorgebracht hat. Freimuͤthige 
Henßerungen über die Verwaltung des Staates oder 
irgend ‚einen andern Öegenftand find einem jeden er= 
laubt. R 

Neue und beftändige Befchranfungen der Nah 
rungsfreiheit dürfen fir Keinen erlaffen werden, 

Hausinquifitionen dürfen nur in Criminalfällen 
ftatt- finden. — Eigenthum und Grundbefis kann in 
feinem Falle verwirft werden. — Das Eigenthum 
milder Stiftungen kann nur zu deren Nutzen verwen= 
Def werden, 

In Zufunft follen feine Öraffchaften, 
Baronieen, Stammbäufer und Fideicoms 
miffe errichtet werden, 

Jeder Bürger des Staates ift im Allgemeinen 
gleich verpflichtet, eine Zeitlang fein Vaterland zu 
vertheidigen, ohne Rüdjicht auf Geburt und Ver— 
mögen. Die Anwendung diefes Grundfaßes, und 
die Einfchränfungen, denen fie unterzogen werden 
muß, fo wie die Beftimmung, inwiefern er für das 
Keich dienlih ift, daß die Vertheidigungs— 
und Wehrpfliht mit dem 2dften Sabre 
aufhoͤre, wird der Entfcheidung des erften ordent— 
lichen Storthings überlaffen. 

Norwegen behält feine eigene Bank, fein eignes 
Münzwefen, und feine eigene Kauffahrteiflagge, Die 
Kriegsflagge ift eine Unionsflagge. 

Zeigt die Erfahrung, daß irgend ein Theil die— 
fes Grundgefeßes verändert werden muß; fo foll ver 
Vorſchlag dazu auf einem ordentlichen Storthing 
vorgelegt und durch den Drud bekannt gemacht 
werden, Allein es kommt erft dem nächften ordent— 
lichen Storthing zu, zu beftimmen, ob die vorge= 
fchlagene Veraͤnderung ftatt finden ſoll, oder nicht. 
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Doch darf diefe Veränderung nie den Principien 
diefes Örundgefeßes widerftreiten, fondern 
allein Modiftcationen in einzelnen Beftimmungen be— 
freffen, die den Öeift dieſer Berfaffung nicht 
verändern; auch muͤſſen F des Storthings über die 
Deränderung einig feyn, 

(Auf ven Storthing des Jahres 1824 verlangte 
der König (4, Ang.) eine Veränderung der Ver: 
fafung in den beiden weſentlichen Puncten: daß 
dem Könige ein abfolutes Veto zugeftanden, 
und in Norwegen der Adel eingeführt würde, 
Allein der Storthing beharrte bei der Weigerung, 

die Verfaffung zu verändern, und gab darüber eine 
im Einzelnen durchgeführte Erklärung. — Vergl. 
Heinr. Steffens, der Norwegifche Storthing 
im Jahre 1824. Gefhichtliche Darftellung und 
Actenftüde, Berl, 1825. 8. — Auf dem Stor: 
‚thing vom Jahre 1827 erneuerte der König denſel— 
ben Antrag, "theils in feiner Eröffnungsrede des 
Storthings am 12, Febr: ; theils in der Eöniglichen 
Bortfchaft vom 26. Febr.; doch erklärte er felbft, 
daß die Enrfcheidung noch ausgeſetzt bleiben follte, 
— Diefe Actenftüde — und die vom Gtorthing 
1824 — ftehen in ven neueften Staatsacten, 
[Sturrg. u. Tuͤb. 1827, 8.] Th. 7. ©, 356.) 
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37) Kaifertbum Rußland”). 


Das ruſſiſche Reich iſt ſelbſt nach ſeinen Grund— 
geſetzen, vorzuͤglich dem Wahldiplom des Czars 


*) Die Darftellung in dieſem $. iſt, den Hauptpuncten 
nach, entlehnt aus dem Werke eines Ruſſen: D. v. 
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Michael Romanow, eine unumſchraͤnkte Mo— 
narchie, deren Beherrfcher durch Feine Kapitulation, 
feinen Vertrag und Feine Verpflichtung mit und gegen 
feine Stände eingefchränft worden if. In ältern 
Zeiten fiheinen zwar Neichstage gehalten 
worden zu feyn, die aber nach dem Jahre 1613 
unnöthig geworden waren. Don Alters her ift dem— 
nach dem ruffischen Kaifer die Ausübung aller Rechte 
der höchften Gewalt, ohne Einfhränfung und 
mit vollig unbegrenzter Autofratie, ſo— 
wohl in weltlichen als geiftlichen Dingen, allein uͤber— 
fragen. Er ift das Oberhaupt der Kirche und die 
Duelle ver Geſetze; feine Perfon ift heilig und unver: 
leglich, und Fein Ruffe zweifelte ehedem an den Wor— 
ten: „Recht ift, was der Souverain befiehle, — 
nicht, was das Geſetz beſtimmt.“ Dierkwürdig war 
der Verfuch, welchen im Sabre 1730 einige Große 
machten, die Ariftokratie der Monarchie an die Seite 
zu ftelfen, und die gewählte Kaiferin Anna zu einer die 
Autokratie einfchränkenden Sapitulation zu noͤthigen; 
fie hatte damals blos eine ephemerifche Dauer. Was 
dort nur Privarfireben Weniger war, die Willkühr 
des Monarchen. zu mildern, feine Gewalt nicht ber 
das Geſetz fich erheben zu laffen, fordern Durchs Ges 
fe zu gründen, bat Alerander 1 zum eigenen 
und üffentlichen Streben emporgehoben: das Ge— 
ſetz, verhieß er und hielt es, foll die hochfte 





Wichmann, Darfellung der rufjifchen Monarchie nad) 
ihren wichtigften Ka politifchen Beziehungen. 2 Ab: 
theilungen. Leipz. 1513. 4. (aus der 2ten Abth, 
&. 247.) — Auf dem Titelblatte der erſten Abtheiz 
lung iſt ausdeäclich bemerkt: „Zum Drude er— 
laubt St. Petersburg d. 5. Der. 1811, Hofrath und 
Eenfor Sohn.“ 


a 
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Gewalt regieren, und dieſer mein freier, vernünftiger 
Wille in dem begonnenen Gefeßbuche rechtskräftig 
gemacht werden. | 

Mehrere vormals ſchwediſche und polnifche Pros 
vinzen, fo wie einige durch Capitulation unterworfene 
Bolkerfchaften haben ihre “Freiheiten, Geſetze und 
Vorrechte unter geringen Mopiftcationen beibehalten; 
dem auf dem Wiener Congreffe an Rußland gefom: 
menen Königreiche Polen gab Alerander felbft im 
J. 1815 eine befondere Verfaffung. — 

Man hat lange darüber geftritten, ob Ruß: 
land KReihsgrundgefeße habe, oder nicht. 
Doc koͤnnen folgende Gefege und Conftitutionen, in— 
foweit fie die Neichsverfaffung Rußlands zum Gegen 
ftande hatten und noch haben, als Reichsgrund— 
gefeße betrachtet werden *): ; 

a) das Gefes Swans 1 über die Untheilbar- 
Feit des Reiches vom Jahre 1475. Beweiſen läßt 
fich zwar nicht, daß unter Swan 1 diefes Geſetz wirk— 
lich gegeben worben fen; allein murbmaßen läßt 
fich defjen Dafeyn, weil ſeit dieſem Regenten Feine 

weitere Theilung des Reiches ausgeführt worden ift. 
| b) Die Urkunde über die Wahl Mi- 
chael Romanow's zum Czar des ruffifchen 


*) Der Necenfent der erften Auflage diefes Bandes in den 
Heidelberg. Jahrb. 1825. N.58, ©. 920 ff. ift 
gegen die von mir aufgeftellte Lehre, daß Rußland 
Neicysgrundgefege habe. Er fagt: „In einem Staate, 
deffen Regent durch Eeine Verfaſſung befchränft iſt, und 
deffen Wille Geſetz ift, kann wohl von Neichsgrundges 
feßen nicht die Rede feyn, wie fich fehon daraus ers 
giebt, daß Peter ein angebliches Neichsgrundgefeß 
vom Jahre 1613, und Pauli Peters 1 Thronordnung 
aufhob.“ 


\ 
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Keiches im Jahre 1613 *), worin die verfam- 
melten und unterzeichneten rufjifchen Stände ihm vie 
uneingeſchraͤnkte Gewalt für fi) und feine Nachkom— 
men ertheilten. 

60) (Die Succeffionsordnung Peters 
vom 5 Febr. 1722. Sie hob die legte Beftimmung 
der genannten Urkunde über die Erbfolge in der Dy— 
naftie Romanow auf, und ftellte es dem ruffifchen 
Kegenten frei, beliebig und ohne Ruͤckſicht 
auf die Primogenitur, feinen Thronnachfolger 
zu ernennen. Die Kaiſerin Anna beſtaͤtigte im J. 
1731 dieſes Thronfolgegeſetz, das aber Paul 1 auf: 
hob. Seit diefer Zeit ift es blos ein geſchichtlich 
- wichtiges Actenftüd.) 

d) Die teftamentarifche Berordnnng 
der Kaiferin Katharina 1 vom Mai 1777, 
nach welcher jede ſchon fouverain vegierende Perfon 
vom Throne Rußlands ausgefchloffen, und feftgefegt 
ward, daß Rußlands Beherrſcher zur griechischen 
Keligion fich befennen muͤſſe. 

e) Die Ernennungsacte des Herzogs 
"Karl Peter Ulrich von Holftein - Gottorp zum Groß— 
fürften und Thronfolger von Rußland vom = en 
1742. Weil mit Peter der männliche Stamm des 
Haufes Romanow erlofchen war; fo übertrug die 
Kaiferin Eliſabeth durd) diefe Acte die Thronfolge auf 
den Mannsftamm der weiblichen Linie, in welchem fie 
ſeitdem forterbt. 
| f) Pauls 1 Sefeb wegen der Throne 
folge, entworfen im J. 1788, publicirt am I. Apr. 

797. Diefes Geſetz hob Peters 1 Thronord— 





*) Unter diefem Titel befonders EN von D. v. 
Widmann, Br 1819, 
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nung anf, wie dies fihon durch ein Manifeſt der 
Kaiferin Katharina 2 vom Jul. 1762 geſchehen 
war, in welchem die Kaiferin ausdruͤcklich erklärte, ' 
daß Fein Regent Rußlands einen Fremden, zu feie 
nem Nachfolger ernennen Eonne. Zugleich beftätigre 
Pauls 1 Geſetz das Kecht der Erftgeburt, und zwar 
daß, nach volliger Erloͤſchung des männlichen Stam— 
mes, die Erbfolge uͤbergeht auf die weibliche Nach— 
Eommenfchaft vom Stamme des aͤlteſten Sohnes, 
und nach deſſen Erloͤſchen auf die weiblichen Stämme 
der übrigen Söhne ꝛc. Die Volljährigkeit ward darin 
auf das fechszehnte Jahr gefeßt. 
g) Das Manifeft Aleranders 1 vom 
20. Ds 1820, nach welchem nur die Kinder aus 
einer von Dem Raifer anerkannten ftandesmäßigen 
Ehe für thronfähig erklärt werden, fo daß eine Prins 
zeffin, die nicht in Purpur gebohren ift, dem Reiche 
Eeinen Beherrfcher geben Fann. 
M. Morgenstern, jus publicum Russorum. 
Halae, 1737. 8. 
Aug. Ludw. Schlözer, hiſtoriſche — uͤber 
— Reichsgrundgeſetze. Gotha, 1788. 8. 
W. Hupel, Verſuch, die —3535 des 
— Reichs darzuſtellen. 2 Theile. Riga, 1791 
und 93. 8. 
Freih. B. v. Campenhauſen, Elemente des ruſſi— 
ſchen Staatsrechts, oder Grundzuͤge der Grundverfaſſung 
des ruſſ. Kaiſerthums. Goͤtt. 1792. Fol. 

(Ueber die ſtaatsbuͤrgerliche Einrichtung in 
Rußland — uͤber Adel, Clerus, Buͤrger, freie 
Landleute, Koloniſten, Freigelaſſene und 
Leibeigene, vergl. Haſſels vollſtaͤndige und 
neueſte Erdbeſchreibung des ruſſiſchen Reiches in Eu— 
ropa nebſt Polen. Weimar, 1821. 8. [it auch der 
eilfte Band — oder der Sten Abtheil. 2ter Band — 
des vollftändigen aamuges der neueſten Erdbe— 
ſchreibung. ) | 
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123. 
38) Konigreih Polen. 
a) Gefhichtlihe Einleitung ®), 


Wenn gleich in Polen Keichstage in Angemef- 
ſenheit zur. alten Verfaffung der Republik beftanven, 
und die Eonigliche Gewalt durch die fogenannten pacta 
conventa, die Wahlcapitulation der polnifchen Ko- 
nige, bedeutend befchränft ward; fo lag doch theils 
eben darin, daß Polen feit dem Erloͤſchen des jagel= 
lonifchen Regentenhaufes (1572) ein Wahlreich 
ward und blieb, theils in den ausgearteten und ver— 
alteten Formen feines Neichstages, mit Beibehaltung 
des fogenannten liberum Veto, theils in dem Still— 
ftande der wefentlichften Bedingungen des innern 
Staatslebens und in der Fortdauer der druͤckendſten 
Seibeigenfchaft, . der Grund des DVeraltens und ver 
endlichen Auflofung des Staates ſelbſt. Die erfte 
Theilung Polens im Jahre.1772, mit den dieſer 
Thatfache vorausgehenden und nachfolgenden Ereig= 
niſſen, » war der vollgültigfte Beweis dafür. Selbſt 
ein Theil der gebildeten und für die Sache des Vater: 
landes begeifterten Polen fühlte das Beduͤrfniß einer 
Verjuͤngung des innern Staatslebens, um nicht hinter 
dem fichern Fortfehreiten der übrigen gefitteten Staa— 
ten Europa’s in Hinficht auf Landbau, Gewerbsfleiß, 
Handel, Wiſſenſchaft, Kunft und Erziehung zurüd 
zu bleiben. Beſonders blieb der Anfang der franzo= 
- fifchen Revolution nicht ohne Rüdwirkung auf Polen; 


HVergl. meine Einleitung in die polnifche Verfaſſung vom 
27.Nov. 1S15, in der Fortfegung von Lüders diplos 
mat. Archiv, Ih.3. ©. 24. | 

St. W. ate Aufl. IV. 39 
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fo wie, gleichzeitig mit diefem Ereigniffe, die dama— 
lige Stellung der europäifchen Hauptmächte, bei dem 
im Sabre 1757 ausgebrochenen Kriege Rußlands 
und Deftreichs gegen die Pforte, den innern Verhaͤlt— 
niffen Polens günftig war. Denn Preußen beobach- 
tete damals nicht ohne Eiferſucht die innige Verbin— 
dung der beiden Kaiferhöfe, und fchloß am 29. März 
1790 einen Vertrag mit Polen, in welchem beide 
Mächte ihre Belisungen fich garantirten, zur Stel— 
lung eines Hülfsheeres, im Falle eines Angriffes, 
gegenfeitig fich verpflichteten, und Preußen die Vers 
bindlichkeit übernahm, bei der Einmifchung einer 
fremden Macht in die innern Angelegenheiten Polens 
zuerft Durch Unferhandlungen, und, wäre dieſes vers 
geblich, Durch Stellung eines Heeres eine ſolche Ein— 
miſchung zu bintertreiben, 

Diefer Vertrag zwifshen Polen und Preußen 
ward unterzeichnet, nachdem bereits der am 6. Octo— 
ber 1788 zufanmengetrerene polnifche Reichstag das 
liberum Veto aufgehoben, ‚das polnifche Heer bis 
auf 100,000 Mann vermehrt, und über’die Grund- 
lage einer neuen Verfaſſung fish vereinigt hatte, die 
am 3. Mai 1791 — nachdem vorher am 14. Apr. 
1791 ven polnifhen Städten vom KNeichstage ein 
Sreiheitsbrief *) ertheilt worden war — mit 
großer Stimmenmehrheit von Neichstage angenom: 
men and vom Konige unterzeichnet, befehweren und 
öffentlich bekannt gemacht ward, 


124, | | 
b) Berfaffung vom 3. Mai 1791. 
Diefe Verfaſſung erklärte den vömifch = Fatholiz 


*) Er fieht in den Europ, Confitt. Th. 2. ©. 6, Wi 
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fchen Glauben für die herrfchende Nationalreligion, 
ficherte aber die Freiheit aller religiofen Bekenmniſſe 
und Gebräuche. Sie beſtaͤtigte die Gerechtſame, 
Freiheiten und Praͤrogative des Adels, zugleich aber 
auch den Freiheitsbrief der Staͤdte vom 14, pr. 
Sie milderte das 2008 der Bauern und der Dorfge— 
meinden durch das Recht, Verträge mit. den Grunde 
herren einzugehen, und ftellte das ganze Landvolk un— 
ter den Schuß des Öefeßes und der Landesregierung. 
Sie erklärte in Beziehung auf die Theilung der Gewak 
ten: „Jede Gewalt in der menfchlichen Gefellfchaft 
entfpringt aus dem Willen der Nation. Um nun die 
„bürgerliche Freiheit, die Ordnung in der Gefellfchaft 
und die UnverleglichFeit der Republik auf immer ficher 
zu ftellen, foll die Regierungsform der polnifchen 
Nation aus drei Öewalten beftehen: aus der gefeß- 
gebenden Öewalt bei den verfammelten Ständen; 
aus der höchften vollziehenden Gewalt bei dem 
Könige und dem Staatsrathe; und aus ver 
tichterlichen Gewalt bei den niedergefeßten Ge— 
richtsftellen.” Der Reichstag, oder die verfame 
melten Stände, wurden in zwei Stuben ges 
theilt: in die andbotenftube, und Senatoren 
ſtube unter dem Vorfiße des Koͤnigs. „Die fand 
botenftube foll, als Kepräfentant und In— 
begriff der Souverainetät der Nation, 
das Heiligehum der Gefeßgebung ſeyn.“ Daher 
follen in ihr „alle Projecte decidirt“ werden in Rück 
ficht der allgemeinen Civil- und Criminalgefege, und 
in Nücfiche der Neichstagsbefchlüffe, d.h. der Be— 
fhlüffe über Steuern, über ven Münzfuß, über 
Staatsanleihen, über die Eintheilung der Ausgaben, 
über Krieg und Frieden, tiber die Ratification der 
- Allianz» und Hanvelstractate, — uͤber alle aufs 

9 


4 
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Bolkerreche fich bezichende diplomatiſche Acten und 
Berabredungen. — Die Senatorenftube, welche, 
unter dem Vorfiße des Königs, aus dem Bifchoffen, 
Woywoden, Kaftellanen und Miniftern gebildet 
ward, follte jedes durch die Landbotenſtube gegangene 
Geſetz entweder annehmen, oder durch die gefeglich 
vorgefchriebene Stimmenmehrheit der fernern Delibe: 
ration der Nation vorbehalten, — fo wie über jeden 
Keichötagsbefchluß über Die oben angeführten Mate— 
rien, der ihr von der Landbotenſtube zugeſchickt wird, 
zugleich mit der Landbotenftube nach der 
Stimmenmehrheit decidiren, 

„Alles und allenthalben foll nach der Stimmen: 
mehrheit entfchieden werden. Daher heben wir das 
liberum Veto, alle Arten von Gonfoderationen und 
die Confoͤderations- Keichstage, als dem Geifte ges 
genwärtiger Conftitution zuwider, die Regierung zer— 
truͤmmernd und, die Öefellfchaft vernichtend, auf im— 
mer auf. Indem wir auf der einen Geite gewalt- 
thätigen und oͤftern Abänderungen der Nationalcons 
ſtitution vorzubeugen fuchen, erkennen Wir auf der 
andern die Nothwendigkeit ihrer Vervollfommnung, 


wenn man.ihre Wirkung auf das allgemeine Wohl 
erfahren haben wird. Wir beftimmen demnach alle 


25 Jahre zum Revifion und Verbefferung 
der. Verfaffung.‘ 
Die vollziehende Gewalt fam dem Könige 


in feinem Staatsrathe zu, der aus dem Primas - 


des Neiches, aus I Miniftern und 2 Gecretairen 
beftehen follte Die vollziehende Gewalt follte über 
die Gefeße und deren Erhaltung wachen. „Sie fol 
aber weder Geſetze geben noch erklären, Feine Abga— 
ben und Steuern auflegen, Feine Staatsanleihen ma— 
en, vie vom Keichstage gemachte Eintheilung der 
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Schaßeinkünfte nicht abändern, Feine Kriege ers 
Elären, keinen Frieden, keinen Tractat und feine Diplo« 
maätifehen Arten De finiriv abſchließen koͤnnen. Es 
ſoll ihr blos freiſtehen, ein fimenlige,llnterhands 
lungen mit den auswärtigen Hofen zu pflegen ‚ing 
gleichen einftweiligen Beduͤrfniſſen zur ‚Sicherheit 
und Ruhe des Landes abzuhelfen; fie iſt aber vers 
pflichtet, dem nächften Dre dien davon Bericht zu 
erſtatten.“ 

Zugleich ward der Thron fuͤr einen ı Famikiene 
wahlthron erklärt, und Bier Thronerbfolge 
dem Churfürften von Sachfen und. ‚Deffens männlichen 
Nachkommen, in deren Ermangelung aber) der Toch— 
fer. des Churfuͤrſten zugeſprochen, mit der Bedingung, 
daß deren Gemahl mit Genehmigung den rege | 
ten Stände gewählt. wuͤrde. | ' | ım9% 


125, | A} 
€) Zafaſſung vom 22, Jut. 1807. J 


Gegen dieſe Verfaſſung bildete ſich, unter uff 
ſchem Schuße, ein Bund mißvergnügten Polen zu 
Targowicz, und fihen am 29, Sept. 1792 ward — 
felbft unter Beiftimmung des von Rußland. geleiteten 
Königs — auf Dem Neichstage zu Grodno Die neue 
Derfaffung aufgehoben und die Herfiellung Der 
alten ausgefprochen.: Bald, darauf erfolgte (Marz 
1795) die zweite, und im Jahre 1795 die dritte 
Theilung Polens, nach welcher der polnifihe Name 
aus der Keihe der europaͤiſchen Staaten und Mächte 
verſchwand. 

Allein eilf Jahre ſpaͤter, nachdem Napoleon im 
October 1806 die Preußen in Thuͤringen beſiegt und 
den Krieg in die Laͤnder zwiſchen der Oder und Weich— 
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feb verſetzt hatte, riefen, auf Napoleons Veranlaſ— 
fung, Dombrowsfi und Wybicki ihre Lands— 
keute, die Polen’, zur Wiederherftellung ihrer Na: 
tidnalunabhaͤngigkeit auf. ’ Ein polnifches Heer. ver 
band fich mit den Maffen ver ‚Sranzofen. Der 
Friede zu Tilſit (7. und 9, Jul, 1807), von 
Napoleon mir, Rußland und Preuben abgefchloffent, 
gab dem euen Staate des Herzogthbums Wars 
ſchau ſein politiſches Daſeyn, welches aus dem groͤß— 
sem Theile der an Preußen gekommenen polnifchen 
Provinzen (mit Ausnahme des Departements Bialy— 
ſtock) gebildet, und zu deſſen —** der Koͤnig 
= Sachfen ernannt ward. 

»Diefer Staatierhielt am 22. Jul. 1807, waͤh⸗ 
* Napoleons Anweſenheit in Dresden, eine neue 
repräfentative VBerfaffung, welche zum 
Theile auf die Vorzeit Polens und auf einzelne Be— 
ftimmungen der Verfaſſung vom 3. Mai 1791 Ruͤck— 
ſicht nahm. — Dieſe neue Verfaſſung ſprach Die 
katholiſche Keligion als Staatsreligion aus; doch foll- 
ten: alle Arten von Gottesvienft frei und öffentlich 
ſeyn. Dieteibeigenfhaft ward abgefchafft; 
alle Bürger follten gleich feyn vor dem 
Geſetze. Die Erblichkeit der herzoglichen Krone 
ward.in der Dynaftie des Konigs von Sachſen, nach 
der im Haufe Sachfen beſtedenden Suceffionsorb- 
nung, beſtimmt. Dem Regenten warb die Initia— 
tive der Öefege, und die vollziehende Öe- 
walt übertragen. Er Eonnte einen Vicekoͤnig 
ernennen, Es follte I Minifter und einen Minifter > 
Staatsſecretair geben, und dieſe ſollten verantwort— 
lich ſeyn. Der Staatsrath ſollte aus den Mini— 
ſtern beſtehen, die Entwürfe zu Geſetzen diſeutiren, 
redigiren und beſchließen. Ihm wurden 4 Requeten— 
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meiſter beigegeben; theils zur Inſtruction der Ver: 
waltungsangelegenbeiten. und derjenigen, worin. der 
Staatsrath als Caſſationsgericht fprach; tbeils 
zum Behufe der Mittheilungen an die Commifjionen 
der Landbotenkammer. — Der allgemeine Keichs- 
tag ward aus zwei Kammern gebildet: der Kams 
mer der Senatoren mit 15 Mitgliedern (6 Bi: 
ſchoͤffen, 6 Woywoden und 6 Gaftellanen), und 
bebenslänglicher Würde, — und der Kammer 
der Landboten mit 100 Mitgliedern (60 von den 
Derfammlungen der Adlichen jedes Diftricts ernannt, 
und 40 Abgeordneten der Gemeinden). Der allge: 
meine Reichstag follte fich aller 2 Sabre verfammeln, 
and feine Sigung nicht über 15 Tage dauern. Seine 
Gefchäfte beſtanden in Berathſchlagung über das Fi— 
nanzgefeß (Budget), und über die Gefege in Be— 
ziehung auf die in der Civil- oder Griminalgefeßge- 
bung, oder im Münzfnfteme vorzunehmenden Aende— 
zungen. Die im Otaatsrarhe verfaßten Gefeßesent- 
würfe wurden auf Befehl des Königs der allgemeinen 
Keichsverfammlung überfande, in der Landbotenkam— 
mer durch, geheimes Scrutinium und nach der 
Mehrheit der Stimmen berarhen, und dem Genate 
zur Oanction überreicht. Der Senat Eonnte dieſe 
nur in Den Faͤllen verweigern: wenn über das Geſetz 
nicht nach den Durch die Derfaffung vorgefchriebenen 
Formen berathfchlagt, oder die Berathſchlagung durch) 
gewaltfame Handlungen geftört worden war; wenn 
der Senat wußte, daß das Öefes nicht Durch Stim— 
menmehrheit angenommen war; wenn er Dafür hielt, 
daß das Gefes entweder der Gicherheit des Staates, 
oder den Vorfihriften der Berfaffung zuwider fey. — 
Die Mitglieder der Landbotenkammer ſollten 
I Jahre im Amte bleiben, und aller drei Jahre zum 
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briften Theile erneuert werden. Sie berathfchlagten 
über ‚die Gefegesentwürfe, welche dem Senate zur. 
Ganction zugefandt wurden, Sie ernannten bei jeder 
Eißung drei Commiffionen, jede von 5 Perfonen, 
aus ihrer Mitte: eine Finanzcommiffion , eine Com: 
miſſion für die bürgerliche, und eine für die peinliche 
Gefeßgebung. Die Mitglieder des Staatsraths foll: 
ten gebohrne Mitglieder der Sandbotenfammer und 
zur berathenden Stimme berechtigt feyn. — Für die 
innere Verwaltung wurden, nach der Derfaffung, 
Präfecte, Präfecturräthe, Unterpräfecte und Maires 
ernannt, Als bürgerliches Gefeßbuch galt der Code 
Napoleon. Das DBerfahren follte in bürgerlichen 
und peinlichen Sachen öffentlich ſeyn. Es beftan- 
den Friedensrichter in jedem Diſtricte. Der Staats: 
vath bildete das Kaffationsgericht. Der König übte 
das Begnadigungsrecht. | 
Das Herzogthum Warfchan, dem dieſe Ver: 
foffung gegeben ward, erhielt zwar im Wiener Fries 
den (14, Oct. 1809) noch einen bedeutenden Zuwachs 
durch ganz Weftgalizien, und einen Theil von Oft: 
galizien, mit Einſchluß der Stadt Cracau; auch be= 
ftätigte Napoleon, nach der Eröffnung des Krieges 
‚gegen Rußland im Jahre 1812, vie von dem nach 
Warfhau zufammenberufenen Keichstage (28. Jun, 
1812) ausgefprochene Wiederberftellung des 
Königreiches Polen nach allen den Provinzen, 
welche in den drei Theilungen an Rußland gefommen 
wären; allein der Ruͤckzug des franzöfifchen Heeres 
aus Rußland entfchied das Schickſal Polens, Auf 
dem Gongreffe zu Wien ward feftgefeßt, daß — mit 
Ausnahme des an Preußen gegebenen Großherzog 
thums Pofen, und der unter ruffifchen, preußifchen 
und oͤſtreichiſchen Schuß geftellten freien Stadt Cra— 
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can — das übrige Herzogthum Warfchau mit Ruß⸗ 
land als Königreich Polen auf ewig vereinigf- 
werden follte. — Der Kaifer Alexander 1 verband 
(30, Apra 1815) mit feinen übrigen Würden den Titel 
eines erblichen Konigs von Polen, und unterzeichnete 
am 27. Nov. 1815 die neue, von ihm gegebene, 
Verfaſſung dieſes Koͤnigreiches, welche in 7 
ger (Abſchnitte) und 165 5%. zerfällt, | 


126. 


d) Politifcher Charakter ver Verfaſſung 
von 27. Nov. 1815. 


Mon, den politifiehen Verhältniffen des 
Königreiches. 


Das Königreich Polen ift auf ewig dem ruſſi— 
fchen Kaiferreiche einverleibt. Die Krone Polens ift 
erblich nach. der für den Eaiferlichen Thron von Ruß⸗ 
land eingefuͤhrten Erbfolgeordnung. Der König er—⸗ 
nennt, im Falle ſeiner Abweſenheit, einen Statt 
halter (tientenant), der im Königreiche wohnen, 
und ein Eingebohrner oder ein Naturalifirter feyn 
muß, wenn der Kaifer nicht einen EFaiferlichen Prin— 
zen dazu ernennt, Die auswärtigen politifchen 
Verhaͤltniſſe des Kaiferreihs werden dem Konigreiche 
Molen gemeinfhaftlih fern. Das polnifche 
Heer wird nie außer Europa verwendet werben. 


Allgemeine Öarantieen. 

Die roͤmiſch-katholiſche Religion, zu 
welcher ſich die Mehrheit der Einwohner des König: 
veiches bekennt, wird der Gegenſtand der befondern 
Sorgfalt der Regierung feyn, ohne daß fie Dadurch 
der Freiheit der andern Gottesverehrungen 
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wird Abbruch thun, welche ſaͤmmtlich frei und 
oͤffentlich gehalten werden koͤnnen. Der Unterſchied 
zwiſchen den chriftlicyem Ölaubensbefenntniffen 
begruͤndet feinen Unterfchied im —— der arg 
—* und politiſchen Rechte. 


Die Preßfreiheit ift zugeſichert da Ge⸗ 
ſetz wird die Mittel anordnen, um den REN 
derfelben Einhalt zu thun. 

Das Geſetz beſchuͤtzt auf gleiche Art alle Buͤrger, 
ohne Unterſchied ihres Ranges und Standes. 

Das alte Grundgeſetz: „Neminem captivari 
permittimus, nisı jure victum‘“ wird auf die Ein— 
wohner, von welchem Range fie feyn moͤgen, unach 
folgenden Beftimmungen angewandt, Niemand 
kann verhafter werden, ausgenommen nach Vorſchrift 
des Gefeßes und in den von ihm bezeichneten Fällen. 
Man muß fogleich und fehriftlich dem Verhafteten vie 
Urfache feiner Verhaftung befannt machen. Jedes 

verhaftete Individuum wird, fpäteftens innerhalb drei 
Tagen, vor das competente Gericht gebracht, um da— 
felbft nach ven vorgefchriebenen Formen unterfucht 
und abgeurtheilt zu werden. Wird e8 durch Die Unter: 
fuchung als ſchuldlos erkannt; ſo wird es ſogleich in 
Freiheit geſezt. In den duch das Geſetz beſtimmten 
Fällen muß man denjenigen, ber Buͤrgſchaft leiſtet, 
vorlaͤufig in Freiheit ſetzen. Niemand kann geſtraft 
werden, als in Gemaͤßheit der beſtehenden Geſetze, 
und in Folge eines von der competenten Obrigkeit 
exlaſſenen Urtheils. Jeder Verurtheilte wird ſeine 
Strafe im Koͤnigreiche empfangen. Niemand ſoll 
daraus fortgeſchafft werden koͤnnen, außer in den 
vom Geſetze beſtimmten Berbannungsfällen. 


Jedem Polen ſtehet frei, feine Perfon und fein 


/ 
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Eigenthum "unter Beobachtung der vom Gefeße be- 
ſtimmten Formen, anders wohin zw transferiren, 

Alte öffentliche DBerwaltungs = ‚ gerichtliche und 
militairiſche Gefchäfte werden in ber Kae hen 
Sprache verhandelt. 

Die öffentlichen buͤrgerlichen und militairiſchen 
Aemter koͤnnen nur von Polen bekleidet werden. 
— Ale Beamte find für ihre rg ang vers 
antwortli ich. 


Bon der Kegierung. 


Die Regierung ift ein Attribut der Perfon des 
Königs. Er übe im ihrem ganzen Umfange alle 
Derrichtungen der vollziehenden Gewalt aus. 
Die Perfon des Königs ift heilig und unverleglich. 
Die leitung der bewaffneten Macht im Frieden, wie 
im Kriege, fteher ausfchlieglich ihm zu. Ihm ift das 
Recht worbehalten, Krieg zu erklären, und Verträge 
und Konventionen, von u. Art fie ſeyn mögen, 
abzufchliegen. 

Der König 5* über die Einkünfte des 
Staates in Gemäßheit des Budgets, das darüber 
entworfen und ihm zur Beftätigung vorgelegt wird. 

Der König ernennt die Senatoren, die Mini- 
fter, die Staatsräthe, die Kequetenmeifter, die Prä- 
fidenten der Palatinatcommiffionen,, die Präfidenten 
und Richter der Gerichtshöfe, die diplomatifchen und 
Handels = Agenten, die Erzbifchöffe und Bifchoffe, 
die Suffragane, die Prälaten und Domberren u, f. w. 
Er ertheilt ven Adel, naturalifirt Fremde, und ver: 
feiht Orden und. Titel. 

Der König hat das Begnadigungsrecht. 

Ale Befehle und Decrete des Konigs werden 
von dem Minifter contrafignirt, der an der Spitze 


620 Pofitives Staatsrecht. 


eines Departements ſteht, und für alles verant- 
wortlich ift, was jene Befehle und Deerete der 
Berfaffung und den Geſetzen Zuwiderlaufendes ent⸗ 
halten koͤnnten. 

Die Faͤlle der Regentſchaft, * fuͤr Rußland 
anerkannt find oder ſeyn werden, werden dem Koͤnig— 
reiche Polen gemeinfshaftlich fepn. m 

+ Der» Staatsratb, unter dem DVorfiße Des 
Königs oder feines Gratthalters, befteht aus: den 
Miniftern, den Staatsraͤthen, dem Maitre des 
requötes, und den Perfonen, die der Konig beſon— 
ders dazu berufen wird. Der Staatsrath theilt 
fih in ven Berwaltungsratb, und in die allge— 
meine Berfammlung. Die Glieder des Vers 
waltungsraths haben berathende Stimmen, 
Die Meinung des Statthalters allein entſcheidet; doch 
muß -jedes feiner: Decrete von einem Minifter, ‚der ein 
Departement hat, contrafignivt werden. Der Wir: 
Eungskreis der allgemeinen Berfammlung if: 
alle Gefeßesentwürfe zu erörtern und abzufaffen; uber 
die gerichtliche Anklage aller vom Konige ernannten 
DBerwaltungsbeamten zu entfceheiden; über die Fälle 
des Collidicens der Jurisdictionen zu erkennen; jähr- 
lich Die von jedem Hauptzweige der Verwaltung ab= 
gelegte Nechenfchaft zu prüfen, und über die Miß— 
brauche zu wachen, welche die Verfaffungsurkunde 
verlegen koͤnnten. 

Die Vollziehung ver Geſetze ift fünf Sommif- 
fiouen anvertraut: der Commiffion des Cultus und des 
öffentlichen Unterrichts ; der Commiſſion der Juſtiz; 
der Commiſſion des Innern und der Polizei; der 
Conmiffion des Krieges, und ber Commilfion der 
Finanzen und des Schases. Jede diefer Commiſſio— 
nen wird von einem Minifter praͤſidirt und geleitet, 
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Es giebt einen Minifter Staafsfecretair, der 
beftändig bei der Perfon des Königs fich befinver. 

In jedem Palatinate befteht eine Palatinatcoms 
miffion, beauftragt, die Befehle der Regierungs— 
commiffion nach einer befondern Vorſchrift zu voll: 


sieben. 

| In den Srädten giebt es Municipalobrig- 
feiten. Ein Schultheiß ift in jeder Gemeinde 
mit der Vollziehung der Regierungsbefehle beauftragt. 


Bon der Nationalrepräfentation, 


Die polnifche Nation wird auf ewige Zeiten eine 
NMationalrepräfentation haben, die in einem 
Sandtage befteht, der aus dem Könige und 
zwei Kammern zufammengefegt iſt. Die 
erfte Kummer wird vom Senate, die zweite von 
den fandboten und den Abgeordneten der 
Gemeinden gebildet. Diegefesgebende Ge: 
waltrubtinder Perfon des Konigs undin 
den beiden Kammern. ‘ 

Der Landtag verfammelt fih aller 2 Jahre zu 
Warſchau auf 30 Tage. Der Konig kann ihn pro= 
rogiren und auflöfen. Er beruft einen außerordent= 
lichen Sandtag, fobald er es vienlich finder. 

Fin Mitglied des Landtages kann, während der 
Dauer vefjelben, weder verhaftet noch von einem Cri— 
minalgericht gerichtet werden, ohne ausdrüdliche Bes 
- villigung der Kammer, zu welcher er gehört. 

Der Sandtag berathſchlagt über alle Entwürfe 
bürgerlicher, peinlicher oder Verwaltungsgefeße, die. 
ihm von Geiten des Königs durch den Staatsrath 
zugeftelle werden, Er berathfchlagt, in Folge der 
Mittheilungen des Souverains, über Vermehrung 
oder Verminderung der Steuern, Abgaben und andrer 


% 


622 Poſitives Staatsrecht. 


oͤffentlichen Laſten; über die Abaͤnderungen, die da= 
mit vorzunehmen wären; über die befte und gerechtefte 
Art der Dertheilung; über die Abfaffung des Bud— 
gets der Ausgaben und Einnahmen; über die Einrich- 
fung des Münzfpftems; über die Aushebung der Re— 
kruten u. f. w. RR | 

Nachdem ber alle dieſe Gegenftände ein Be— 
fchluß gefaßt worden ift, empfängt der Landtag auch 
die Fröffnungen, Bitten, VBorftellungen und Bes 
fchwerden, die von den Landboten und Abgeordneten 
der Communen für das Wohl ihrer Committenten 
eingebracht werden. Er überfchict Diefelben dem 
Staatsrathe, der fie dem Souverain vorlegt. Darauf 
beratbfchlagt der Landtag über die Gefeßesentwürfe, 
wozu jene Befchwerden Veranlafjung gegeben haben, 

Die beiden Kammern beratbfchlagen oͤffent— 
lich. Sie koͤnnen fich jedoch in einen befondern Com— 
mite, auf Verlangen eines Zehntheils der anweſen— 
den Mitglieder, verwandeln. 

Es hängt vom Könige ab, die Öefeßesentwürfe 
entweder vor die Kammer des Senates, oder vor die 
Kammer der Sandboten bringen zu laſſen. Ausgenom— 
men find die Entwürfe zu Finanzgeſetzen, welche vor- 
läufig in die Kammer der Landboten gebracht werben 
müffen. 

Zur Erörterung der Entwürfe wählt jede Kam— 
mer Durch Abftimmung drei Commifjionen. Sie 
beftehen aus drei Gliedern im Genate, und aus 
fünf der Kammer der tandboten. Diefe Commiſſio— 
nen find die Commiffion der Finanzen, die Comes 
miſſion der bürgerlichen und peinlichen, und bie Some 
miffion der organifchen und abminiftrafiven Geſetzge— 
bung. Die Commiſſionen treten mit dem Gtaats= 
rathe in Mittheilung. 
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‚Die Glieder des Staatsrathes in den. beiden 
Kammern und die Commiffionen der Kammern haben 
allein das Recht, gefchriebene Reden zu halten. 
Die andern Glieder Eönnen nur Reden aus dem Eng: 
reife halten. 


Die Glieder des Staatsrathes haben das Recht, 
in den beiden Kammern Sitz zu nehmen und das 
Wort zu begebsen, wenn über die Entwürfe der Re— 
gierung berathfchlagt wird. Sie haben fein Stimm— 
recht; ausgenommen wenn fie Senatoren, Landboten 
oder Abgeordnete find. 


Die Entwürfe werden nach Stimmenmehrheit 
entſchieden. Man giebt ſein Votum mit lauter 
Stimme. Ein Geſetzesentwurf, der auf dieſe Art 
von einer Kammer mit Stimmenmehrheit angenom— 
men ward, wird an die andere Kammer gebracht, 
welche auf dieſelbe Art berathſchlagt und beſchließt. 
Die Gleichheit der Stimmen hat die Annahme des 
Entwurfes zur Folge. 

Ein Entwurf, der von einer Kammer angenom- 
men worden ift, kann von der andern nicht abgean= 
dert werden; er muß fimpliciter angenome 
men oder verworfen werden. 

Fin von beiden Kammern angenommener Ent: 
wurf wird dem Könige „zur Sanction. vorgelegt, 
Henn der König die Sanction ertbeilt; fo wird der 
Entwurf zum Gefege. Wenn der Konig die Beſtaͤ— 
figung verweigert; fo fällt der Entwurf durch. 


Der Generalbericht über die lage des ke 
wird. im. Staatsrathe abgefaßt, dem Senate über: 
ſchickt, und in den vereinigten Kammern verlefen. 
Jede Kammer: wird diefen Bericht durch ihre: Com— 
miſſion prüfen Jafjen ;: und. darüber ihre Meinung dem 
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Könige vorlegen. Der Bericht Fann gedrudt 
werden — 
Der Senat beſteht aus den Prinzen von kai— 
ferlichem und Eoniglichem Geblüte, aus den Bifchöf- 
fen, ven Palatinen, den Caftellanen. Die Zahl 
der Senatoren kann nicht die Hälfte der Zahl ver 
Sandboten und Deputirten überfchreiten. Der Koͤnig 
ernennt die Senatoren. Ihre Wuͤrde iſt lebensläng: 
lich. Der Senat fchlägt dem Könige durch den Statt— 
halter zwei Candidaten für jeden erledigen Platz 
eines Senators, Palatins over Kaftellans vor. 
Um als Kandidat für die Stelle eines Genators, 
Palatins oder Caftellans erwählt werden zu Eonnen, 
muß man 35 Jahre alt feyn, eine jährliche 
Steuer von 2000 Fl. polnifch bezahlen, 
und die durch die organifchen Gefeße erforderfen Dez 
dingungen in fich vereinigen. Die Prinzen vom Ge- 
biüte erhalten mit 13 Jahren Sitz und Stimmrecht 
im Senate. | 
Der Senat entfcheider über den Antrag zur ges 
richtlichen Verfolgung der Senatoren, der Minifter, 
die ein Departement haben, der Staatsräthe und 
Kequetenmeifter, in Betreff welcher, wegen Vergeſ— 
fenheit in Anfehung ihrer Amtspflicht, von Geiten 
des Königs oder des Statthalters, und in Folge einer 
Anklage der Landbotenkammer jener Antrag gefchehen 
ift. Der Senat entfcheidet anch ber die Legitimitaͤt 
der Provinzial- und der Communalverſammlungen, 
und Uber die der Wahlen, 
Die Rammer der Landboten befteht: aus 
77 kandboten, die von den Provinzialverfarmms | 
(ungen der Aolichen zu Landboten für einen Bezirk 
ernannt werden, und aus 51 Abgeordneten der 
- Communen, In der Kammer führt ein Marfchall 


Königreich Polen. — — 


den Vorſitz, der aus ihren Mitgliedern erwaͤhlt und 
vom Koͤnige ernannt wird. — Die Mitglieder die— 
ſer Kammer bleiben 6 Jahre in ihrer Function. Aller 
2 Jahre wird ein Drittheil davon erneuert. Die 
Mitglieder dieſer Kammer muͤſſen 30 Jahre alt ſeyn, 
alle Buͤrgerrechte genießen, und eine Steuer von 
100 Fl. polniſch jährlich bezahlen. 

Der König hat das Recht, die Landbotenkam— 
mer aufzulöfen, worauf er binnen 2 Monaten neue 
Wahlen von landboten und Abgeordneten anordnerf, 

Auf den Provinzialverfamnlungen des 
Adels werden die Sandboten, und auf den Commus 
nalverfammlungen die Abgeordneten zum Land— 
tage gewählt; auch werden die Palatinatsrärhe von 
den Provinzial und Communalverfammlungen ges 
wählt. 

In jedem Palatinafe befteht ein Palatinatsrath. 
Der ältefte Rath führe den Vorſitz. Die vorzüglich 
ſten Befugniffe des Palatinats find: die Richter für 
die erften beiden Inſtanzen zu wählen; zur Entwer— 
fung der Verzeichniffe der Kandidaten zu den admi= 
ftrativen, Stellen mitzuwirken, und das Wohl des 
Palatinats zu beforgen. 


Bon der gerichtlichen Hierarchie. 
Der Stand der Nichter ift verfaffungsmäßig 
unabhängig. Unter der Unabhängigfeit ver 
Kichter wird die Fähigkeit verftanden, feine Meinung 
beim Urtheile frei zu äußern, ohne Dabei weder durch 
die oberfte Macht noch durch miniſterielle Gewalt, 
noch Durch eine Nebenrücficht geleitet zu werben, 
Jede andere Erklärung oder Auslegung von der Un- 
abhängigkeit der Richter wird für Mißbrauch erklärt, 
Die vom Könige ernannten Nichter find unab— 
St. W. 2ꝛte Aufl. IV. 40 
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feßbar und auf Lebenszeit. Die gewählten Kichter 
find gleichfalls unabfeßbar fir die Dauer ihrer Func— 
tion. — Kein Richter, kann abgefeßt werden, als 
durch Beſchluß einer gerichtlichen, dazu befugten In— 
franz, im Falle eines Verbrechens oder einer bewie- 
fenen Pflichtvergeffendeit. ; 

Es giebt Friedensrichter für alle Klaffen 
der Bewohner. Ihre Function iſt die eines Ver— 
fohnungsmagiftrats. — Keine Orreitfache Fann vor 
ein bürgerliches Gericht erfier Inftanz gebracht wer— 
den, wenn fie nicht vorher dem betreffenden Friedens- 
richter vorgelegt ward. | 

Es giebt Gerichtshöfe erfter Inſtanz für Streit— 
fachen, welche nicht 500 Fl. polnifch überfteigen. Es 
giebt Handelsgerichte. Für Criminal- und Zucht— 
polizeifälle werden in jedem Palatinate mehrere Cri— 
minalgerichtsböfe beftchen. Es giebt wenigftens zwei 
Appellationshöfe im Konigreiche, welche in zweiter 
Anftanz über die von den Civil-, Criminal® und 
Handelsgerichtshöfen in erfter Inſtanz abgeurtheilten 
Fälle entſcheiden. — Es befteht zu Warfıhau ein 
oberfter Gerichtshof, der in letzter Inſtanz über 
alle bürgerliche und Criminalfälle, Staatsverbrechen 
ausgenommen, entfcheidet. Ein hoher National: 
hof, beftehend aus allen Gliedern Des Genats, 
entſcheidet über die Staatsverbrechen und die von den 
großen Beamten begangenen Vergehen, 


Bon der bewaffneten Macht. 


Die bewaffnete Macht befteht aus einem ſtehen— 
den befolderen Heere, und aus Milizem, welche 
daffelbe nörhigenfalls verftärfen. — Die Erärfe 
des Heeres, das auf Koften des Laudes erhalten wird, 
beſtimmt der Souverain mit Küdjicht auf das Be— 
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duͤrfniß, und im Verhaͤltniſſe zu ben im engel dag 
ausgeworfenen Sunmen. tm | 


Allgemeine Berorduungen. Zah 


Die Güter und Einfünffe der Foniglichen Krone 
beftehen: im den Krondomainen, indem Föniglichen 
Pallaſte von ne und in dem fachfifchen * 
laſte. | 

‚Die öffentliche, Staatsſchuld iſt verbuͤrgt. 

Die Strafe der Confiſcation iſt aufgehoben und 
kann in keinem Falle wieder eingefuͤhrt werden. 

Die Verfaſſungsurkunde wird Durch organiſche 
Statuten weiter entwickelt werden. — Alles, was 
nicht der Gegenſtand eines organiſchen Stame⸗ oder 
eines Codex ift, fo wie alles, was nicht der Berath— 
fehlagung. des Sandtages in Folge feiner Befugniffe 
unterliegt, wird Durch Decrete des Königs oder Durch 
Verordnungen der Regierung geregelt” Die organi— 
fehen Statute und die Kodices Fünnen nur von dem 
Eouverain und den beiden Kammern des Landtages 
abgeändert werden, 


— — 





127. 
\ 39) Die freie Stade Cracam 
Derfaffung vom 3. Mai 1815, 


Die Stade Cracau, die alte Hauptſtadt Polens, 
kam in der dritten Theilung des Reiches (1795) an 
Deftreich, und ward von diefem im Wiener Frieden 
(1809) an das Herzogthum Warfchau abgetreten, 
As aber, nach Napoleons Sturze, "auf dem 
Wiener Congreffe das Schickſal ". ens entſchieden 

0 
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ward, erklärte der fechfte Artikel der Congreßacte 
die Etadt Cracau für eine freie Stadt, bezeich- 
nete im fiebenten Artikel den Umfang ihres Gebiets, 
und ftelfte fie unter den gemeinfchaftlihen 
Schuß Rußlands, Deftreichs und Preußens. 
— Diefer Eleine Freiftaat erbielt am 3, Mai 1815 
eine befondere Berfaffung, welche der Fürft 
Metternich, der Fuͤrſt Hardenberg und der Graf von 
Kafumoffsky an demfelben Tage unterzeichneten, an 
welchem fie zu Wien, im Namen ihrer Monarchen, 
den Vertrag in Betreff der freien Stadt Cracau und 
der gemeinfchaftlichen Gewährleiftung der Verfaffung 
derfelben unterfehrieben hatten. 

Die wefentlichften Beftimmungen der Berfaf- 
fung der freien Stadt Cracauvom 3. Mai 
1815 find folgende: 

Die Eatholifche Religion wird, als Religion des 
Sandes, in Kraft erhalten. Jeder chriftliche Gottes— 
dienft ift frei, und begründer keinen Unterfihied in 
den geſellſchaftlichen Rechten, 

Die gegenfeitig beftehenden Rechte der lands 
feute werden in Kraft erhalten. Vor dem Geſetze 
find alle Bürger gleich. | 

Die Regierung der freien Etadt Cracau und 
ihres Gebiets wird einem Senate beiwohnen, der 
aus zwölf Mitgliedern, vie Senatoren beißen, 
und einem Präfiventen befteht. Neun Senatoren, 
‚den Präfidenten mit einbegriffen, werden von der 
Kepräfentantenverfammlung gewählt. Die übrigen 
vier werden vom Domcapitel und von der. Univer: 
fität auserfehen, welche Koͤrperſchaften das Recht 
haben, jede zwei ihrer Mitglieder dazu, Daß 
fie Siß im Senate haben, zu ernennen, 

Sechs Senatoren find es auf Lebenszeit, 
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Der Praͤſident bleibe 3 Ichre im Amte, Fann aber 
wieder erwählt werden. Von den übrigen Senatoren 
tritt jährlich die Hälfte aus dem Senate. Was die 
von dem Domcapitel und der Univerfität angeftellten 
vier Senatoren betrifft; fo bleiben zwei davon 
lebenslänglich im Amte, die beiden andern were 
den jährlich Durch neue eiſect. 

Die Mitglieder der Weltgeiſtlichkeit und der 
Univerſitaͤt, desgleichen die Eigenthuͤmer von Laͤnde— 
reien, Haͤuſern, oder ſonſt einem dergleichen: Beſitz⸗ 
thume, wenn fie 50 Fl. polniſch vage bezah⸗ 
len, — die Inhaber von Fabriken und Manufactu— 
ven, die Großhändler und alle diejenigen, welche als 
Börfenmitglieder eingefchrieben find, die ausgezeich- 
neten Künftler in den ſchoͤnen Kuͤnſten und die Schul- 
profefforen follen das ftaatsbürgerliche Recht haben, 
zuwählen. Gie Eonnen auch erwählt werden, 
wenn fie fonft den übrigen vom Geſetze vorgefchriebe 
nen Bedingungen Genüge leiften. 

Der Senat befest Die Verwaltungsftellen ; er 
vergiebt auch alle geiftlihe Pfründen, vier Doms 
herrenftellen ausgenommen, die den Facultätsdoctoren, 
‚welche Sehrämter be£leiven, vorbehalten bleiben und 
von der Univerfirät befeßt werden, 

Die Stadt Cracau mit ihrem Gebiete wird in 
Stadt: und Sandgemeinden eingerbeilt. Jede diefer 
Gemeinden hat einen Gemeindevorficher, der frei ers 
wählt wird, und dem die Vollziehung der “Befehle 
Der Regierung obliegt. 
| Am Monate December jedes Jahres wird eine 
‚vierwöchentliche Repräfentantenverfammlung 
gehalten. Diefe übt alle Befugniffe der gefegge: 
benden Gewalt aus; prüft die Sabresrechnungen 
der öffentlichen Verwaltungen, und ftelle die Etats 
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fuͤr jedes Jahr. feſt. Eie wählt die Glieder 
des Senats, und die Richters? Sie iſt berechtigt, 
die? öffentlichen Beamten, wenn fie ſich der Verun— 
treuung, der Eipreffung, oder des Mißbrauches in 
Verwaltung ihrer Stellen verdächtig gemacht haben, 
durch eine Stimmenmehrheit von 3 in Anklageſtand 
zu feßen, und bei dem oberſten Ssrichtshafe 3 zu bes’ 
langen. Mana: 

Die — be- 
ſteht: aus den Abgeordneten dev Gemeinden, deren 
jede ‚einen waͤhlt; aus drei vom. Senate abgeordneten 
Mitgliedern; aus drei vom Domeapitel abgeordneten! 
Pralaten; aus drei von der Univerfirät abgeordneten 
Facultaͤtsdoctoren; aus fechs im Amte ftehenden Frie— 
densrichtern. ‚Der Prafident Der Derfammlung wird 
ans den Drei, vom Senate abgeordneten, Mitglie— 
der gewählt. 

Kein ı Öefeßesentwurf, welcher. eine Veraͤnde⸗ 
* an einem Geſetze beabſichtigt, darf der Repraͤ— 
ſentantenverſammlung zur Berathſchlagung vorgelegt 
werden, bevor er nicht dem Senate mitgetheilt wor— 
den iſt und dieſer Die Vorlegung des Entwurfes durch 
Stimmenmehrheit genehmigt bat. 

Die Kepräfentantenverfammilung wird mit ber 
Abfaffung eines bürgerlichen und peinlichen Geſetz— 
buches , und einer Drdnung, für das gerichtliche Ver— 
fahren fich beſchaͤftigen. Sie wird einen Ausſſchuß 
zur ‚Vorbereitung Diefer Arbeit ernennen, bei wel: 
cher vieortliche Beſchaffenheit vestandes 
und der Geift feiner Einwohner beachtet 
werden muͤſſen. Zwei Gen arsäbienen find Mitz 
glieder, des Ausfchuffes. 

Iſt ein Gefeß nicht von Z der Kepüäfentaufen 
angenonimen worden, und der Senat finder, durch 
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eine Dichrheit von I Erimmen, daß Gründe der 
oͤffentlichen Wohlfahrt vorhanden jind, es einer noch» 
maligen Berathung der Gefeßgeber zu unterwerfen; fo 
wird es an die Verſammlumg des nächftfolgenden Jah— 
res zur Entſcheidung gewieſen. Betrifft der Gegen— 
fiand das Sinanzwefen ; fo bleibe, bis zur Einführung 
des neuen Geſetzes, das zuletzt beftandene in Kraft. 
Jeder Bezirk von wenigftens 6000 Einwohnern 
foll einen Sriedensrichter haben, den die Repraͤ— 
fentantenverfammlung ernennt, und der drei Jahre 
im Amte bleibt, Außer feiner Dbliegenheit als Ver: 
mittler, foll er, von Amtswegen, über die Anges 
legenheiten der "Minderjährigen, fo wie über die 
Rechtshaͤndel wachen, welche die dem Staate oder 
den öffentlichen Anftalten gehörigen Gelder und De: 
ſitzthuͤmer betreffen. 
Es foll ein Öerichtshof erfter Inſtanz und ein 
Appellationsgerichtshof beftehen. 

"Das Derfahren in bürgerlichen und peinlichen 
Kechtsfachen ift öffentlich. — Bei der Änftruiction 
der: Prozeffe, namentlich der peinlichen, foll vie 
Gefhworneneinrichtung ſtatt finden, welche 
der Drtsbefchaffenheit des $andes, dem Grade der 
Bildung und der Einnesart feiner Bewohner ange: 
eignet wird. — Die Rechtspflege ift unabhängig. 
— Um Senator werden zu Fonnen, muß man 
das 3öfte Lebensjahr zurückgelegt, feine Studien 
auf einer hohen’ Schule beendigt, das Amt eines 
Gemeindevorfiehers, das Richteramt und das Amt 
eines Repraͤſentanten, jedes 2 Jahre, befleiter haben, 
und ein unbewegliches Grundeigenthum befigen, def. 
fen Grundſteuer 150 Fl. polniſch beträgt. 

Um zum Kepräfentanten einer Öe- 
meinde gewählt zu werden, muß man 26 Jahre 
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alt fenn, die vollftändige Studienlaufbabn auf ver 
Cracauer Univerfität zurückgelegt haben, und ein uns 
beweagliches Eigenthum, % einer Grundfteuer von 
90 Fl., beſitzen. 

Alle Handlungen der Regierung, der Geſetz⸗ 
gebung und der Gerichtshoͤfe werden in polniſcher 
Sprache abgefaßt. 


128. 
40) Osmaniſches Reich. 


In den Reichen, wo Mohameds Religion herrſcht, 
beſteht eine doppelte Geſetzgebung *): die rehi— 
giofe, gegründet auf den Koran und die Sunna; 
und die polftifehe — Kanun — di. ein durch 
das Wort und den Willen Des Regenten gegebenes 
Keihsgrundgefeb. — Die erfte Gefeßgebung 
ift eigentlich der Inbegriff aller religiofen und 
aller bürgerlichen Geſetze zugleich, wie fie 
in dem Geifte und aus den Quellen des Islams von 
den vorzüglichften Imans und Lehrern in den erften 
Sahrhunderten der Hegira zufanmengetragen wurden, 
Denn Mohamed gab feinem Volke nicht nur eine 
neue Neligion, fondern auch neue bürgerliche Geſetze; 
deshalb umfaffen der Koran und die Sunna, fo wie 


*) Zunächft nach dem Meifterwerfe: Sofeph v. Hammer, 
des osmanifchen Neiches Staatsverfaffung und Staats 
verwaltung, bargeftellt aus den Quellen feiner Grunds 
gefeße. 2 Theile. Wien, 1815. 8. — Die eigentliche, 
religidfe Gefeßgebung ber mohamedanifchen Staaten 
enthält das Werk von Muradgea d'Ohſſon, allgemeine 
Schilderung des othomanifchen Reiches. 2Ih. Aus dem 
Stanz. v. Dee. Leipz. 1788 u. 179. 8. | 
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die Darauf gegründeten allgemeinen, Entfcheidungen 
und Analogieen, nicht nur die ganze Theologie, fon= 
dern auch vie ganze Kechtswiifenfchaft des Islams, 
welcher feinen Unrerfchied zwifchen einem Doctor der 
Theologie und der Kechte kennt. — Die zweite 
Geſetzgebung ift der Inbegriff aller politifchen Gefese, 
welche den Staat insbefondere betreffen, und, als 
unvorbergefehen, von der religiofen Öefeßgebung der 
politifchen nberlaffen worden find, Umſchließt daher 
die religiofe Geſetzgebung zugleich Das allgemeine 
Staats» und, Völkerrecht derjenigen Regierungen, 
welche Mohameds Glauben folgen; :fo enthält vie 
politifche Gefeßgebung die Militair-, Finanz-, 
Lehns-, Straf= und Polizeigefege, und bildet dadurch 
das befondere Staatsrecht des einzelnen mohamedani— 
ſchen Reiches, welches aber mit dem allgemeinen, 
durch Die Religion gebeiligten, Staatsrechte nicht im 
Widerſpruche fteben Darf. 

Die wichtigften Kanun Name (oder oh 
lungen der von den Sultanen gegebenen Staatsregeln) 
find: hg 

1) das Kanun Name Murads 2 vom - 

Sahre 1375, in welchem die Errichtung der Miliz 
‚ der Janitfcharen (Jeni-Tſchery d. i. neuer Soldaten) 
aus jungen in der mohamedanifchen Religion erzoges 
nen Chriſten, und Die Stiftung der Sipahi Oglu, 
oder der Sehnsreiterei, verordnet ward; 


2) das Ranun Name Mohameds 2, wels 
ches die Grundlage der ganzen folgenden Gefeßgebung 
im osmanifchen Reiche, und namentlich die Claſſi— 
fication der Staarsbeanıten , die Kangordnung und 
die Titel der Staatswirden, fo wie das Seremoniel 
des Hofes und Des Divans beftimmte; 
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83 das Kanun Rame Suleimans 2*), 
welches theils die von Suleiman neu gegebenen, theils 
die von ihm beſtaͤtigten Geſetze enthaͤlt. Es ward von 
dem Mufti Ebu Suud and den Großvezier Lutfi 
Paſcha bearbeitet, die ſich durch Gelehrſamkeit aus— 
zeichneten, iſt noch jetzt die Grundlage der osmaui— 
ſchen Staatsverwaltung, und umſchließt die Geſetz— 
gebung der Finanzen, der Strafen, des Ceremoniels, 
beſonders aber des Militair- und Lehnsweſens. Es 
zerfaͤllt, nach den verſchiedenen Gegenſtaͤnden der Ge— 
ſetzgebung, in verſchiedene Theile, oder beſondere 
Geſetzbuͤcher **): die Straf- und Polizeigeſetze: 
Kanuni Dſcheraim (Kanon der Strafen); — 
die Militairgeſetze: Kanuni Sefer (Kanon des 
Krieges); — die Lehnsgeſetze; Kanuni Siamet 
und Timar (Kanon der großen und kleinen Lehen); 
— die Finanzgefege: Kanuni Raaja we Rußum 
(Kanon der Unterthanen und Steuern); — die Cere— 
monialgefeße: Kanuni Tefchrifat (Kanon der 
Ehrenbezeugungen). | 
iefe. Öefeßfammlungen haben gültige Kraft 
für dag ganze osmanifche Neich mit Ausnahme 
von Aegnpten, welches, als ein neuerobertes 
und in mancher Hinficht von ven uͤbrigen Provinzen 
verſchieden zu behandelndes fand, eine befondere Ein- 
richtung und ein befonderes politifches Geſetzbuch — 
- Rannni Mir (Kanon Aegyptens) — erhielt. 
(Den Inhalt diefer fechs einzelnen Geſetzbuͤcher 
vergleiche man im erften Theile des Werkes von 
v. Hammer) 
*) Diefer Sultan erhielt den Beinamen Als Kanuni (d. i. 
des Gefengebers). Unter ihm erreichte die politiſche 


Macht des osmanifchen Reiches ihre hoͤchſte Stufe. 
“”) Bol. v. Hammer, Th. 1. ©. 84 f. 
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Hua’) 129. 
41) Griechenland. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


MWenn aleich die Selbftftändigfeit und Unab— 
hangigfeit Griechenlands noch von feiner europäifchen 
Macht anerkannt worden ift, und es fogar denkbar 
bleibt, daß Öriechenland wieder in feine vorigen Ab— 
hängigfeitsverhältuiffe zur Pforte zuruͤckgebracht wer— 
den könnte; fo find Doch die beiden, mehrern neu: 
enropäifchen, befonders aber der nordamerifanifchen 
nachgebilveten, VBerfaffungen Griechenlands 
an fich ſchon eine in ſtaatsrechtlicher Hinficht uͤber— 
raſchende Erfeheinung, Die in einer Ueberficht über das 
pofitive Staatsrecht nichtrübergangen werden Darf. 
| Der: Kampf, welchen die Griechen in Morea 
and auf den Inſeln im März 1821, gleichzeitig mit 
dem von Mpfilanti begonnenen Aufftande in ver 
Moldau und Walahei, gegen die Osmanen began- 
new, gehört der Geſchichte an *); allein in ver 
MWiflenfchaft des pofitiven Staatsrechts muß berichtet 
werden, was die Griechen für die fefte Geſtaltung des 
innern 'Staatslebens durch Aufftellung einer 
Verfaffung bereits im Jahre 1821 verfuchten. 
Anfangs winden von den einzelnen Mittelpuncten der 
Regierung im’ den einzelnen griechifchen Provinzen 
mehrere VBerfaffungen **) aufgeftell, Co am 


*) Eine kurze Ueberficht diefes Kampfes, wobei Kaffe 
nels Wert zum Grunde liegt, enthält meine Eins 
leitung ı zur proviforifhen Verfaffung Gries 
chenlands, in Lüders Archiv, Th. 3. S. 277. 
+2) Diefe VBerfaffungen fiehen, aus dem Neugriechifchen übers 
fegt, in Jo. Caſp. v. Drelli’s Sammlung der Ders 
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4. Nov. 1821 in Mefolongion die Verfaffung des 
weftlichen Feftlandes von Hellas, welches Akar— 
nanien, Aetolien und Epirus umſchließt; fo am 11. 
Nov. 18521 zu Salona in Phocis die Verfaſſung des 
öftlihen Feftlandes von Hellas, zu welchem Attika, 
Bootien, Euboͤa, Phocis, Lokris, Doris uud die be= 
freiten Striche von Theſſalien und Macedonien gerech— 
net wurden; und fo am 1, Dec. 1821 zu Argos die 
Staatsverfaffung des Pelopounefus, wo an der 
Spitze derer, die fie unterzeichneten, der Fuͤrſt Deme— 
frius Vpfilanti fand, | 


Als aber die einftweilige Regierung des ganzen 
Griechenlands von Argos nach Epidauros vorkegt, 
und dahin die gefammte Nationalverfammlung der 
Griechen berufen, fo wie von derfelben dafelbft am 
1. San. 1822 die politifche Eriftenz und Uns 
abhäugigfeit der griechifchen Nation aus: 
gefprochen ward; fo erfehien auch zu Epidauros, uns 
terzeichnet am 15. Jan. 1822, der Entwurf einer 
proviforifhen Berfaffung für Griechen 
fand *) in 110 Paragraphen, Unterzeichnet 
ward diefer Entwurf von Maurofordato, als 
Präfidenten der griechifchen Nationalverfammlung. 
Doch zeigten fich bald darauf Mißverftändniffe felbft 
unter den Anführern der Griechen, als im Januar 
1823 die einftweilige Regierung eine zweite Natios 


faffungsurfunden des befreiten Griechenlands. Zürich, 
1822, 8. > 

*) Sie fteht in Drelli’s Sammlung, ©. 79. — fehlers 
haft (und nur 10299. enthaltend) im. polit. Journale 
1822, — nach D. Ikens Ueberſetzung aber, und nach 


dem zweiten griechiſchen Originalabdrucke, in Luͤders 


Archiv, Th. 3. ©. 296. 
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nalverſammlung der Hellenen nach Aftro *) berufen 
hatte. Nachdem aber in Griechenland die Erklärung 
Der auf dem Gongreffe zu Verona **) (1822) ver: 
einigten Monarchen bekannt geworden war, „daß die 
Griechen ihrem rechtmäßigen Heren, dem Gultane, 
fi) zu unterwerfen, und von ihm Gnade für Recht 
zu erwarten haͤtten;“ da wurden Die eingetretenen 
Mißverftändniffe unter den Haͤuptern der Griechen 
befeitigt, die zweite Nationalverfammlung 
am 14. März 1823 zu Aftro eröffnet, und von der: 
felben das organifche Gefeß von Epidauros, nach eini- 
gen Berichtigungen, welche eine aus 7 Mitgliedern 
beftehende Commiifion gemacht hatte, zur unwan— 
delbaren Berfaffung für ganz Griechen: 
land erklärt. Zugleich hob diefe Nationalverſamm— 
lung alte Provinzialvegierungen mit der Beftimmung 
anf, daß die verfehiedenen Provinzen Griechenlands 
durch Präfecte regiert werden follten, welchen in 
jeder Provinz zwei Regierungsräthe beigegeben wir: 
den; für Die Land- und Ceetruppen nahm fie, mit 
einigen Mopdiftcationen, den franzoͤſiſchen Militair: 
codex anz auch ernannte fie eine Commiffion, um 
eine Auswahl aus den Verfügungen der dormaligen 
griechifchen-Kaifer als. Criminalcodex zu veranftalten, 


| 130, 
b) Proviforifche — Ar vom 15. Jan— 
1822 


Die weſentlichſten PEN der Berfaß 


8 era —2 s Ueberlieferungen, 1823, Auguſt⸗ 
heft, S 

**) Die Ber ſche Note gegen die Griechen in der Allg. 
Zeit. 1823. St. 164. 
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fung Sriehenlands von: 15. Jan, 1822 find 
folgende: | | 

Die herrfchende Religion im griechifchen Staate 
ift die der, morgenländifchen orthodoxen chriftlichen 
Kirche. Es duldet jedoch die Regierung jede andere 
Religion, und die heiligen Gebräuche einer jeden der— 
felben werben ausgeübt. 

Alle eingebohrne chriftliche Bewohner des Staa— 
tes find Griechen, und genießen ohne irgend einen 
Unterfchied alle bürgerliche Rechte. — Alle Griechen 
find gleich vor dem Geſetze, ohne irgend eine Aus: 
nahme, oder Etufe, oder Klaffe, oder Anſehn. — 
Alle Griechen haben dafjelbe Recht zu allen Wuͤrden 
und Ehren. | 

Die Negierung wird mit Umficht eim Gefes tiber 
die Einbürgerung der Fremden erlaffer, welche den 
Wunſch haben, Griechen zu werden, 

Eigentum, Ehre und Eicherheit eines jeden 
Griechen ftehen unter dem Schuße der Geſetze. 

Alle Steuererhebungen folien unter alle Stände 
und Klaffen auf eine gerechte Weiſe vertheilt werden, 

Die Regierung beftehbt aus zwei Koͤr— 
Bern: dem beratbenden und dem vollziehens 
den. Beide Körper frehen ſich gleich in Betreff ihrer 
gegenfeitigen Theilnahme an der Abfaffung der 
Geſetze, weil weder die Befhlüffe des berathen— 
den Körpers Geſetzeskraft Haben ohne die Genehmi— 
gung des vollziehenden, noch vie Gefeßesentwürfe, 
die von dem vollziehenden Korper dem berathen= 
den vorgefchlagen werden, Kraft haben, wenn fie 
nicht von dem berathenden Körper angenommen werben, 

Der berathende Körper befteht aus bevoll- 
mächtigten gewählten Repraͤſentanten der verfchies 
denen Theile von Öriechenland, Die Repräfentanten 
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muͤſſen Griechen, und 30 Jahre alt ſeyn. (Ein pro⸗ 
viſoriſches Wahlgeſetz wird die Regierung erlaſſen.) 
Der berathende Koͤrper hat einen Praͤſidenten und 
einen Vicepraͤſidenten, die durch Stimmenmehrheit 
gewählt werden, und deren Amtsverwaltung ‚ein 


Jahr dauert. 


Der vollziehende Koͤrper beſteht aus fuͤnf 
Gliedern, welche aus den Gliedern des be— 
ratbenden Körpers von der Nationalver: 


fammlung gewählt werden. Der vollziehende 


— 


Körper hat einen Praͤſidenten und Vicepraͤſidenten, 
die gewählt werden und ein Jahr lang im Amte find, 
Der vollziehende Korper wählt 8 Minifter (ver aus: 
wärtigen Angelegenheiten, des Innern, der Finan— 


‚zen, der Juſtiz, des Kriegswefens, des Seeweſens, 


des Cultus, und der Polizei). 

Der beratbende Körper gilt als vollzählig, 
wenn 3 feiner Mitglieder zugegen find. Geine Be: 
ſclaſſe geſchehen Durch Stimmenmehrheit. Der Praͤ— 
fivent ſendet die Befchlüffe des berarhenden Körpers 
an den vollziehenden; fobald dieſer fie geneh— 
migt, haben fie Gefeßesfraft. 

Wenn der vollziehenne Korper die Genehmigung 
verweigert oder theilweife Ausftellungen macht, wo» 
bei er die Gründe der Verweigerung oder der Aus 
ftellungen anzugeben bat; fo wird die Sache, mit 
den Bemerkungen des vollziehenden Körpers, noch) 
einmal an ven berathenden Körper zuruͤckgeſendet 
und in demfelben von neuem diſcutirt. Entweder 
die gänzliche Verweigerung oder die theilweifen Aus— 
ftellungen des vollziehenden Korpers werden dann ges 
nehmigt, — oder im Falle der beratheude Korper 
auf feiner Meinung beftebt; fo wird bie Sache zum 
zweitenmale im vollziehenden Korper unterfucht, und 


640 - Pofitives Staatsrecht. 


wenn diefer auch dann nicht nachgiebt, fo fallt 
das Geſetz durch. 

Der berathende Koͤrper nimmt uͤber alle Arten 
von Gegenſtaͤnden Petitionen an, und berath— 
ſchlagt uͤber dieſelben. Er ernennt aus feiner Mitte 
fo viele Commiffionen, als Minifterien find, 
unter welche der Präfivent die eigenthuͤmlichen, einer 
jeden zufommenden, Sachen vertheilt. Cine jede der= 
felben arbeitet die Geſetzesentwuͤrfe über die Gegen— 
ftände aus, welche ihren betreffenden Gefchäftszweig 
angehen, 

Jedes der Mitglieder des berathenden Körpers 
hat das Recht, fihriftlich der Verſammlung durch den 
Präfidenten Gefegesentwürfe vorzufihlagen. 

Die von dem vollziehenden Körper vorgefchla= 
genen Gefege nimmt der berathende entweder an, oder 
er bearbeitet fie weiter. i 

Weder eine Kriegserklärung, moch ein Friedens: 
verfrag wird befchloffen ohne die Zuftimmung des bes 
rathenden Körpers; eben fo genehmigt er vorher Die 
Verträge, die der vollziehende Korper mit andern 

tächten abfchließt. Ausgenommen davon find Die 
Verträge, die Eeinen langen Aufſchub leiden, 

Der berathende Korper genehmigt, am Anfange 
eines jeden Jahres, den murhmaßlichen Anfchlag der 
Einnahmen und Ausgaben (Budget), „welchen der 
vollziehende Körper ihm zur Veftätigung vorlegt. Am 
Schluffe des Jahres unterfucht er die allgemeine Rech— 
nung der Einnahmen und Ausgaben, 

In den ordentlichen und außerordentlichen Sitzun⸗ 
gen des berathenden Körpers hat der Zeitungs 
fchreiber die Erlaubniß zum Eintritte. 
Ausgefchloffen wird er aber von den geheimen 
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Sitzungen, welche ſtatt finden, ſo oft ſie von fuͤnf 
Mitgliedern des Koͤrpers nachgeſucht werden. 

Wenn ein oder mehrere Mitglieder des bera— 
thenden Koͤrpers eines Staatsverbrechens ange— 
klagt ſind; ſo wird eine Commiſſion von 7 Mitglie— 
dern aus dieſem Koͤrper niedergeſetzt, welche, nach— 
dem fie unterſucht hat, ob die Klage zulaͤſſig fen, 
fehriftlich ihren Ausspruch vorlege. Wird der Ange: 
Elagte durch 3 der Stimmen des berathenden Körpers 
für ſchuldig erklärt; fo wird vom Praͤſidenten erklärt, 
daß er feiner Würde: entſetzt ſey. Als gewöhnlicher 
Bürger wird er dann dem oberften Gerichtshoͤfe von 
Griechenland übergeben, in welchem ver Grad des Ver: 
brechens und die angemeſſene Strafe beſtimmt wird. 

Keins von den’ Mitgliedern Des berathenden 
Körpers kann vor feiner Abſetzung verhaftet werden, 

Wenn eins von den Mitgliedern des voll 
ziebenden Körpers‘ eines Staatsverbrechens von 
den berathenden Körper angeklagt wird; ſo wird eine 
Conmiffion von IMitgliedern aus diefem Körper 
niedergefeßt, welche, nachdem fie unferfucht hat, ob 
die Klage zuläflig fey, ihren Ausſpruch fehriftlich vor— 
legt. Iſt der Angeklagte von # ver Stimmen des 
berathenden Körpers fir schuldig erklärt; fo mache 
der Präfident des: berathenden Körpers’ bekannt‘, daß 
jener feiner Würde. enrfegt fey. Dann wird er als 
— Buͤrger dem oberſten Gerichtshofe uͤber— 
geben, in welchem der Grad des Verbrechens und 
die angemeſſene Strafe naͤher beſtimmt wird. 
—Wenn ein oder mehrere: von den 8 Miniſtern 
vor dem berathenden Koͤrper eines Staatsverbrechens 
angeklagt ſind; ſo werden ſie auf dieſelbe Weiſe, wie 
die Mitglieder des berathenden Koͤrpers, fuͤr ſchuldig 
erklaͤrt und gerichtet. — 

St. W. ate Aufl. IV. 4 
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7 

Der vollziehende Körper ift als vollig uns 
verleglich anzufeben, Er vollzieht die Geſetze durch 
feine verfchiedenen Staatsdiener. Er: beftätigt die 
vom berathenden Korper vorgefihlagenen Gefeße, oder 
er verweigert die Beſtaͤtigung. Er hat das Kecht, 
Gefeßesentwürfe dem beratbenden Kor: 
per vorzufchlagen, welcher fie weiter bearbeitet. 

Die ſaͤmmtliche Land- und Seemacht fteht unter 
dem vollziehenden Körper, — Er hat das Recht, 
Weifungen zu geben, und Gefeße, die vorher ' 
über allgemeine Dinge erlaffen: worden find, auf be= 
fondere Fälle anzuwenden. Er hat das Recht, bei 
allen Sachen, welche die Polizei und die allgemeine 
Sicherheit des Staates betreffen, die nothwendigen 
außerordentlichen Maasregeln zu ergreifen, muß aber 
unmittelbar an den berathenden Körper von denfelben 
Bericht erftatten. 

Der vollziehende Körper ernennt die Gefandten, 
und alle. diplomatifche Beamten der Regierung an 
fremden Höfen. — Er ift verpflichter, von den 
Verhältniffen Griechenlands zu den fremden Mächten 
und von dem Zuftande der Dinge innerhalb Griechen- 
lands den berathenden Körper genau in Kenntniß zu 
ſetzen. — Er hat das Recht, die Minifter zu vers 
ändern, und den berathenden Korper zu außerordents 
lichen Verſammlungen zu berufen. 

Wenn das Verbrechen des Hochverrarhs gegen 
die Regierung begangen ift; fo bat der vollziehende 
Körper das Recht, die noͤthigen außerordentlichen 
Maasregeln zu nehmen, welches Standes auch die 
Verbrecher fenn mögen, Doch muß er binnen zwei 
Tagen dem berathenden Körper die Urfachen angeben, 
die ihn genöthigt haben, außerordentliche Maasregeln 
zu nehmen. 
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Er kann nur allein die Verträge, die Eeinen 
langen Aufichub leiden, nad) eigenem Willen abfchlie= 
Gen, ift aber auch dann verbunden, den berathenden 
Korper davon in Kenntniß zu ſetzen. — Er muß, 
zum Anfange eines jeden Jahres, dem berarhenden 
Körper das Budget, und am Ende des Jahres eine 
genaue Rechnung der Einnahmen und Ausgaben vor= 
legen. Diefe beiden Rechnungen werden vom Finanz: 
minifter mit den fpeciellen Belegen aller übrigen Mi: 
nifter verjeben. 

Die Befchlüffe des vollziehenden Körpers ge— 
fohehen durch Stimmenmehrheit, — 

Das Suftizdepartement ift unabhängig 
von den beiden andern Gewalten, der vollziehenden 
und berathenden. Der Umfang und der Giß eines 
jeden Gerichts wird Durch ein Geſetz näher beſtimmt. 
Das hoͤchſte Gericht foll da errichtet werden, wo Die 
allgemeine Regierung ihren Sitz hat; es follen in 
demfelben die Civil- und Griminalprozeffe in höchfter 
Inſtanz entfchieden werden. — In jeder Gemeinde 
oder Ortſchaft foll ein Friedensrichter angeftelle 
werden, der in Sachen bis zu 100 Piaftern zu ent= 
ſcheiden, und überhaupt in jeder vorfallenden Streits 
fache einen Vergleich zu verfuchen bat, 

> Der vollziehende Korper foll eine Commiffion 
ernennen, die aus den erlefenften und einfichtsvollften 
Bürgern von Sriechenland beftehen wird, um Ge— 
fesbücher von Civil-, Criminal und Hans 
delsgefesen zu verfaffen, welche, fo wie jedes 
andre Gefeß, der Beurtheilung und Genehmigung 
des berathenden und vollziehenden Körpers unterlie— 
gen. Bis zur Bekanntmachung diefer Gefeßbücher 
haben vie Civil» und Criminalgefeße zur Baſis Die 
Geſetze der vormaligen griechiſchen rei Regen⸗ 
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fen, und die von dem berathenden und vollziehenden 
Körper erlaffenen Geſetze. In Handelsſachen gilt 
das Handelsgefegbuch von Frankreich. 

Die Holter und die Strafe der Gütercons 
fifcation wird abgefihafft. 


131, 
c) Sortfegung der pofitifhen Ereigniffe, 


Bei dem- forfdanernden Kampfe zwiſchen den 
Griechen und Tuͤrken, und bei den Zwiſten der Grie— 
chen unter ſich ſelbſt und zwifchen ihren Dberhäuptern, 
ging die neue Verfaffung nicht ins öffentliche Staats— 
leben uͤber. Ob es nun gleich noch nicht an der Zeit 
ift, über die Stellung der europaifchen Hauptmaͤchte 
gegen Griechenland ein gefchichtlich beglaubigtes Er— 
gebniß aufzuftellen ; fo dürfen doch folgende Thatfachen 
nicht übergangen werden. Der Capitain Kiefala , ‚ein 
angeblicher griechifcher Syecialcommiſſarius in Kom, 
verlangte von dem Papfte leo 1? (6. Jun, 1825) *), 
daß derfelbe bei Deftreich und Frankreich vermitteln 
möchte, daß die Griechen einen Eatholifch=apo= 
ftolifhen Konig aus einem der in dem Antrage 
genannten katholiſchen Regentenhäufer erhielten. Die— 
fen Antrag verwarf aber die Regierung Griechenlands 
zu Napoli di Romania, als wicht von ihr aus— 
gegangen, und befchlof, auf den Antrag Maus 
rofordato’s, am 26. Jul. 1825 dem aus 
fhließenden Schusge Großbritanniens, 
— als der größten Seemacht — auf dief eben 
Bedingungen, wie die jonifhen Infeln **), 


*) Hamburger unparth. Correfp. 1325. St. 135. 
*+) Neueſte Staatsacten. Th. 1. ©. 295. 


Griechenland. 645 


fih zu unterwerfen. Allein gegen diefen Be— 
ſchluß erklärten fich nicht nur einige griechifche Haͤupt— 
linge (Kolerti und Theodofi), fondern auch der fran= 
zöfifche General Roche, und der Nordamerikaner 
Washington am 25. Jul., obgleich beide nur mit der 
richtigen Verwendung der in SFrankreih und Nord: 
amerika für die Griechen gefanmelten Gelder, nicht 
mit diplomatifchen Sendungen, beauftragt waren, 
Selbſt von Seiten Großbritanniens ward der 
Beſchluß der griechifchen Regierung nicht angenom— 
men; vielmehr faßte der griechifche Kongreß zu Epi— 
dauros am 21, Apr. 1826 den Beſchluß, für Gries 
chenland eine conftitutionellemonardifce 
Derfaffung anzunehmen, und einen Yusländer 
mit der_höchften Würde zu be£leiden *). Doch diefer 
Beſchluß blieb gleichfalls ohne Erfolg; denn am 14, 
Apr. 18277 ernannte die dritte griechifche National— 
verfammlung zu Troͤzen den Grafen Johann 
Capo. d'Iſtria zum Gouverneur von Örie- 
chenland. Sn dem deshalb erlaffenen Decrete **), 
welches der Praͤſident des Nationalcongreifes Siffini 
unferzeichnete, ward ausgefprochen, Daß dem ernann— 
ten Gouverneur die vollziehende Gewalt anver: 
frauf werden, vderfelbe Griechenland nach den be= 
fiebenden Öefesen regieren, und, feine Gewalt, 
vom 14, Apr. 1827 an gerechnet, auf fieben 
Sahre befchränfe fern follte. Im folgenden 
Monate Mai 1827 erfchien darauf die neue Ver— 
faffung Öriechenlands ***), welche der Praͤſident der 


*) Of. Documens relatifs a l’elat present de Ja Grèce. 
Paris, (chez Didot,) 1826. Premier Numero. 
Juin. p. 41 sg. 

**) Neueſte Staatsarten, Ih. 9. ©. 54. 

***) Ebend. ©. 59. 
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Nationalverfammlung Eiffini am 17. Mai 1877 
als angenommen, in einer öffentlichen Erklärung *), 
befannt machte, und zugleich, in derfelben, die Auf: 
löfung der dritten Nationalverfammlung und die Vers 
legung des Sitzes der ftellverrretenden Regierungscom— 
miffion nach Napoli Di Romania ankündigte. Leber 
das Verhaͤltniß der neuen Verfaſſung Oriechenlands 
zu der frühern von Epidauros fprach der Praͤſident fich 
dahin aus: „Griechen! Die Nationalverfammlung hat 
das Gefeg von Epidauros, d. i. Die proviforifche 
Verfaſſung Griechenlands, modificirt, bat fie 
vervollfommner, und fauglicher gemacht, um, 
durch Euere Regierung vollzogen, das allgemeine Wohl 
der Nation zu bewirken. Euere neue Verfaffung ward 
genannt: politifhe VBerfaffung Griechen: 
lands (molırızöv ovvrayna ry5 "EAAaöos), Durch 
fie werden euere Nechte gegründer und geheiligf. 
Dreien Gewalten, dem Senate, dem Regenten 
und der Juſtiz ift euere Herrfchaft anvertraut. 
Euere bevollmächtigten Senatoren bilden bereits den 
Senat, und follen der Nation die franzofifche 
Geſetzgebung anpaffen, infofern fie mit den Sit— 
ten und den Derhältniffen der Nätion verträglich ift. 
Die aufgeftellte ftellvertrerende Regierungscommiffion 
wird ihre Pflichten erfüllen, bis der Regent felbft nach 
unferm Daterlande kommt. Zum Sitze der Regent— 
fehaft it Napoli di Romania beſtimmt.“ — 
An Verbindung mit diefen beiden wichtigen Vorgaͤn— 
gen ftand der am 6, Jul. 1827 zu London von Groß— 
britannien, Sranfreich und Rußland abges 
ſchloſſene Bertrag**) zur Pacification Öriechenlands. 


*) Neuefte Staatsacten, Ih. 8. ©. 89, 
*+) Ebend, Th. 9. ©. 81. 
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132. 


d) Politifcher Sharafter der Berfaffung 
vom 17. Mai 1827. | 


Die griechifche Nation verkuͤndigt ‚im National⸗ 
congreſſe verſammlet, zum drittenmale, im Angeſichte 
Gottes und der Menſchen, ihr Daf eyn und ihre 
Unabhängi gkeit, und conftituire folgende Grund: 
principien ihrer Verfaſſung. 

Jedermann in Griechenland befennt frei feine Re— 
ligion, und hat zu ihrer Ausübung gleichen Schuß. 
Die Staatsreligion aber ift die der orientali- 
ſchen orthodoren Kirche, 

Der griechifche Staat ift einer und untbeil- 
bar. Er befteht aus Eparchieen (Provinzen). Epar: 
chieen Griechenlands find fo viele, ‘als ihrer die 
Waffen ergriffen haben gegen die ogmanifche 
Dberherrfchaft, und fienoch ergreifen werden. 

Die Souverainetät berubt auf der 
Nation. Sede Gewalt fließt aus der Nation, und 
befteht für fi. — Griechen find: 1) die Einge- 
bohrnen des griechifiyen Staates, die an Chriftum 
"glauben; 2) alle, vie an Shriftum glauben, aus dem 
osmanifchen Joche in den griechiſchen Staat gefom= 
men find und Eommen werden , um mitzufämpfen,, oder 
darin fich aufzuhalten; 3) alle, die in einem fremden 
Staate von einem griechifchen Vater gezeugt wurden; 
-4) alle Eingebohrne, oder auch nicht Eingebohrne, 
und deren Nachkommen, die vor der Kundmachung 
der gegenwärtigen Verfaſſung in fremden Staaten eins 
gebürgert waren, nach dem griechifchen Staate kom— 
men, und den griechifchen Eid leiften; 5) alle Fremde, 
die fommen und naturalifirt werden. | 

Alle Griechen find gleich vor den Öefegen, und, 
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nach dem Maaße ihres perſoͤnlichen Werthes, faͤhig 
zu allen oͤffentlichen Dienſten. — Das Recht der 
Repraͤſentantſchaft wird in einem beſondern Wahlgeſetze 
geordnet werden. — Die Fremden, welche in Grie— 
chenland ſich niederlaſſen, oder nur daſelbſt verweilen, 
find gleich vor den Geſetzen. — Die Abgaben 
werden auf alle Einwohner des Staates, gerecht und 
nach dem Maasftabedee VBermogens eines 
Jeden, vertheile. Keine Abgabe finder ſtatt ohne 
ein vorhergegangenes Geſetz. Kein Abgabengefeß gilt 
länger, als auf ein Jahr. — Das Geſetz fichert 
eines Jeden perfonliche Freiheit. Niemand kann ver: 
haftet werden, als nach den Gefegen. Das eben, 
die Ehre und das Vermögen eines jeden, der im 
Staate lebt, fteht unter dem Schuße der Gefeße. — 
In allen Sriminalfällen hat jeder" das Recht, die Ur- 
fache und die Natur der gegen ihn eingeleiteten Anz 
Klage zu verlangen, mit feinen Anklägern und ihren 
Zeugen confrontirt zu werden, Zeugen für fich zu ftel= 
len, Sachwalter zu Hülfe zu nehmen, und fchnelle 
Erledigung von dem Gerichte zu verlangen. — Vor 
der Verurtheilung wird niemand als fehuldig betrach- 
te. — Niemand wird zweimal wegen eines und 
dejjelben Vergehens gerichtet, noch jemand verurtheilt, 
oder proviforifch feines Vermögens beraubt, ohne vor= 
bergegangenen Prozeß, Ohne vorhergegangene Ent— 
ſchaͤdigung kann von Keinem das Opfer feiner Be— 
fißung für die Zwede des Staates gefordert werden, — 
Die Folter und Konftfcation find unterfagt. — Kein 
Geſetz kann eine ruͤckwirkende Kraft haben.—— In 
dem griechiſchen Staate wird weder ein Menſch 
gekauft, noch verfauft: Ein um Geld Erkauf— 
ter, oder Sklave, wird, fobald er den griechifchen 
Boden betritt, frei, und Fann von feinem Heren nicht 
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reclamirt werden, — Niemand Fann feinem com- 
petenten Nichter enfzogen werden, — Niemand kann 
24 Stunden im Hafte bleiben, ohne die Urfachen 
feiner Verhaftung zu erfahren, und nicht länger als 
drei Tage, ohne Daß die Unterfüchung” beginnt, 

Der Klerus kann, nach den Vorſchriften ver 
griechifchen Kirche, keinen öffentlichen Dienft anneh- 
men; nur Die Dresbyter (Pfarrer) haben das Kecht, 
Wahlmaͤnner zu feyn, 

Jeder kann fich fchriftlich an den Senat wen- 
‘den, um fein Öutachten über jede oͤffentliche Ange— 
legenheit abzugeben. 

Die Griechen haben das Recht, ohne Cen— 
fur, frei zu ſchreiben und drucken zu laſſen, oder 
fonft bekannt zu machen, ihre Gedanken und Mei- 
nungen, -wenn fie folgende Beftimmungen beobachten: 
1) daß fie nicht gegen Die Principien der chriftlichen 
Keligion fehreiben; 2) daß fie nicht gegen die Decenz 
verſtoßen; 3) daß fie ale perfonliche Beleidigungen 
und DVerlaumdungen vermeiden. 

Kein Adelstitel wird von dem grie— 
bifchen Staate gegeben; und fein Grieche in 
demſelben kann, ohne Genehmigung des Präfiventen, 
einen Dienft, ein Geſchenk, Würde oder Titel von 
einem Monarchen, Fuͤrſten, oder einem. auswärtigen 
Staate annehmen, — Die Prävicate Erlaucht, 
Ercellenz u. a. werden feinen riechen innerhalb des 
Staates gegeben. Nur dem Präfidenten. wird der 
Zitel. Ercellenz gegeben ; dieſer hört aber mit feiner 
Amtswuͤrde auf. 

Kein gebohrner oder eingebürgter Grieche, der 
in Griechenland wohnt und die Nechte eines Bır- 
gers genießt, kann fich unter den Schuß einer frem— 
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den Macht begeben; fonft hört er auf, griechifcher 
Staatsbürger zu fenn. 

Die Couverainetät des Volkes theilt fich in 
drei Öewalten: die gefeßgebende, die woll- 
ziebende, und die richterliche. Die geſetzge— 
bende Gewalt ſteht dem Körper der Volksrepraͤſen— 
tanten zu, welcher Senat heißt. Die vollziehende 
gebührt einem Einzigen, der Gubernator (Negent, 
Prafident) heiße, und verfihiedene GStaatsfecre= 
taire unter fi) hat. Die richterliche gebührt ven 
verfihiedenen Gerichten. 

Der Senat befteht aus den Kepräfentanten der 
verfchiedenen Provinzen Öriechenlande. Die Repraͤ— 
fentanten werden vom Volke gewählt, nach dem 
Wahlgefege. Der Senat, als ein Ganzes betrach- 
tet, ift umverleglich. Der Senat hat einen Präfi= 
denten, einen Vicepräfidenten, einen erften und zwei— 
ten Gecrerair, mit den noͤthigen Ulnterfecretairen. 
Der Praͤſident und Vicepräfident werden vom Genate 
durch Stimmenmehrheit gewählt. Die Dauer des 
Amtes beider ift einjährig. Die Nepräfentanten 
werden auf drei Jahre gewählt. Das Drittel 
vderfelben wechfelt jährlich. Das erfte und zweite 
Jahr gefchieht der Wechfel durchs Loos. Der näms 
liche Eann nicht zweimal nach einander zum Repraͤ— 
fentarten gewählt werden. — Die Eikungen des 
Senats beginnen am erften Monate des Detobers, 
und dauern vier bis fünf Monate. Die Senatsbe: 
fchlüffe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt; bei 
gleicher Zahl giebt die Stimme des Präfivdenten den 
Ausſchlag. — Es iſt keinem Repraͤſentanten er— 
laubt, einen andern Staatsdienſt anzunehmen, oder 
Direct oder indirect an Der Verpachtung der Staats: 
einkinfte Theil zu nehmen. — Die Senatoren er= 
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halten die beftimmte Befoldung aus dem National: 
ſchatze, fo lange fie an dem Orte der Genatsfißungen 
anmwefend find; die ganze, fo lange die Gißungen 
dauern, nach deren Beendigung die halbe. — Ein 
Kepräfentant darf nicht verhaftet werden, fo lange 
die Senatsfißungen dauern; auch nicht vier Wochen 
vor und nach venfelben. Doch Fonnen fie in dieſer 
Zwifchenzeit gerichtlich belangt werden. — Die Ne: 
präfentanten find nicht verantwortlich für das, was 
fie im Senate gefprochen haben. — Die Eißungen 
des Senats find offentlich, und nur geheim, wenn 
die Miehrzahl der Mitglieder es für gut achtet. — 
Die Mitglieder des Senats werden, nach den Be— 
dürfniffen des Staates, in permanente Commiſſionen 
vertheilt. Der Senat hat das Geſchaͤft einer jeden 
derſelben zu beſtimmen. Ein jeder Der Repraͤſentan— 
ten kann durch den Praͤſidenten ſchriftlich dem Senate 
einen Geſetzesvorſchlag uͤberreichen. 

Ein jeder Senatsbeſchluß wird dem Praͤſidenten 
uͤberreicht. Genehmigt ihn dieſer; ſo beſtaͤtigt er ihn 
binnnen 15 Tagen, vom Tage der Ueberreichung an 
gerechnet, und publicire ihn. Von da an ift.er Ge: 
feß. Genehmigt er ihn nicht; fo fender er ihn bin= 
nen 15 Tagen an den Genat zuruͤck mit feinen Modi— 
ficationen und Bemerkungen, Diefe fendet der Cenat 
der betreffenden permanenten Commiffion zu, um fie 
zu erwägen, und abermals der Kevifion des Cenats 
zu unterwerfen. Findet der Senat das fo modifi— 
cirte Gefeß nicht für gut; fo fendet er es in feiner 
erften Geftalt ein zweitesmal dem Präfidenten zu, — 
Verweigert diefer abermals die Beftätigung; fo ſen— 
det er es binnen 15 Tagen zurück an den Genat, 
mit den Beweggründen feiner Weigerung. Der Se- 
nat muß es nun neuerdings diſcutiren; und wenn cr 


\ 
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mit Stimmenmehrheit auf dem Genatsbefihluffe be: 
harrt, fo fohit er ihn zum drittenmale an den Praͤ— 
fidenten, der ihn unmittelbar darauf beftä- 
tigen und publiciren muß, und dann wird 
er zum Geſetze. — Ein Gefeßesentwurf, vom 
Präfiventen dem Senate vorgefihlagen, fallt dur, 
wenn er dreimal vom Genate difcutirt, und Dreimal 
dem Prafidenten als unannehmbar zuruͤckgeſendet ward. 
Zu Anfang der Eigung, nachdem der Senat das 
von der Kegentfchaft vorgelegte Dypothetifche Bud— 
get diſcutirt hat, bewilligt er ihr die zur Beftreitung 
des Budgers nöthigen Gelder. Er unterfucht im Ein- 
zelnen die Rechnungen der Einnahme und Ausgabe 
des vorhergehenden Jahres, und die Schulden des 
Staates, die von dem Staatsfecretaire der Finanzen 
vorgelegt werden, und befiehlt, die fummarifche Bilanz 
durch den Druck befannt zu machen. — Er forgt für 
die richtige Zahlung der Zinfen und die Tilgung der 
Nationalſchuld. Er beſtimmt durch ein Geſetz die Ab- 
gaben, Zölle und andern Steuern, die in gleicher 
MWeife und zu gleichen Theilen durch den ganzen’ 
Staat auferlegt werden follen, Er decretirt Durch ein 
Geſetz tiber eine Anleihe, unter Verbürgung der Na— 
‚ tion und Hypothek des Nationalvermögens. Er wacht 
über die Verwendung der öffentlichen: Gelder. — Je— 
der Nepräfentant hat das Recht, alle norhige Aufklä= 
rungen von Geiten der Otaatsfecretaire über jeden 
Gegenftand zu verlangen und zu erhalten, der im Se— 
nate difentirt wird. —  Erireguliet das Münzfyftem, 
indem er das Gewicht, die Qualität, das Öepräge 
und den Rang einer jeden Münze, durch den ganzen 
Staat beftimmt. — Er wacht über die öffentliche Er: 
ziehung und beſchuͤtzt ſie, wie auch die Freiheit der 
Preffe, ven Aderbau, ven Handel, das Fortfchreiten 
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der Wiffenfchaften und gemeinnuͤtzigen Künfte, und 
die Induſtrie. Er fichert auch den Erfinvdern und 
Schriftftellern für einen gewifjen Zeitraum das aus- 
fehliegende Recht auf den Gewinn, der von der Erfin- 
dung und den Schriften herruͤhrt. — Er macht Ge— 
fege über Prifen und gegen den Seeraub, Er mache 
Geſetze über die Reerutirung im Wege ver Confcrip- 
tion. Er forgt für Erbauung und Ankauf von Na: 
fionalfehiffen. Er giebt Öefege über Verpachtung der 
Kationaleinkünfte und Güter, Er beftimmet: die Ge— 
halte des. Präfidenten, der Staatsſecretaire und der 
Kichter. Er beftimme Durch ein Öefeß die Grenzen 
der Eparchieen. | Br 

Ohne Genehmigung des: Senats kann der Prä- 
fivent weder eine Kriegserklärung, noch 
einen Friedens», Allianze, Freundfchafts-, 
Handels- und Neutralitäts = Vertrag 
ſchließen. Ausgenommen find befondere Waffen: 
ftillftandsconventionen; Doch muß er auch Diefe fogleich 
dem Genate anzeigen. 

Der Senat empfängt Petitionen aller Art. 
Die, welche er annehmbar findet, weifer er, wohin 
fie gehören, ohne feine Meinung abzugeben. 

In alle Sißungen des Genats, mit Ausnahme 
der geheimen, hat der Zeitungsfchreiber freien Zutritt. 

Der Senat forgt dafür, daß ein Civil-, Cri— 
minal= und Militair- Gefeßbuch ausgearbeiter werde, 
die insbefondere die franzofifche Gefesgebung zur 
Grundlage haben follen. Ä 

Dem Präafidenten ift die vollziehende Gewalt 
anvertraut. Er ift unverletzlich; Die Staatsfecretaire 
find verantwortlich für ihre Amtshandlüngen. 
Durch fie vollzieht der Praͤſident die Geſetze im gan— 
zen Umfange des Staates, Er feßt die Land- und 
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Seemacht in Bewegung. Er macht Gefeßan- 
trägeran den Senat, und beauftragt einen oder 
mehrere Staatsfecretaive bei der Verhandlung darüber 
im Senate gegenwärtig zu ſeyn. Der Prafident forget 
für die innere und Außere Sicherheit des Staates. Er 
ftellt an und wechfelt die Staatsfecrefaire und alle 
Hemter der Regierung. Er beſtimmt die Pflichten 
eines jeden derfelben. Er correfpondirt mit 
den fremden Mächten. Er erklärt Krieg, fehließe 
Frieden und Verträge, nach den oben genannten Bes 
ftiimmungen. Er ſchickt Gefandte, Konfuln, Agenten 
u. ſ. w. nach fremden Staaten, und empfängt diefelben 
von ihnen. — Er kann, im Nothfalle, den Senat 
außerordentlich verfammeln. — Er ift verpflichtet, 
einen Öefeßantrag über Organifirung der Nationale 
garde zu machen. — Der Präfivdent bat feinen 
Zutritfinden Senat, außer beim Anfange und 
Schluffe der Sißungen. Beim Anfange einer jeden 
Sitzung fpricht er über die auswärtigen Verhältniffe, 
den innern Zuftand des Staates, befonders aber über 
die Einnahmen und Ausgaben, über den Bedarf des 
nächften Jahres, und über die möglichen Verbeſſe— 
rungen der öffentlichen Angelegenbeiten,. — Das 
Amt des Präfidenten dauert fieben Jahre, Er 
kann, aus Menfchenliebe und aus ftarfen Gründen, 
die Todesftrafe abandern, nach Berathung mit 
den Gtaatsfecrerairen, auf Empfehlung des Ge— 
richts. — Es iſt dem Präfidenten und dem Genate 
ausdrücklich verboten, fich in irgend einen Vertrag 
einzulaffen, derdie Aufhebung der politifchen 
Eriftenz und Unabhängigkeit ver Nation 
zum Zwede hätte, 

Es giebt ſechs Staatsfecretaire: für die aus— 
wärtigen Angelegenheiten; für das Junere und bie 


Konigreih Spanien, 83 


Polizei; für die Finanzen; für den Krieg, für die 
Marine; für die Juſtiz und den Unterricht. — Die 
Staatsfecretaire haben freien Zutritt zu den Sitzungen 
des Senats, und werden angehört, wenn fie das 
Wort verlangen. Die Staatsfecretaire find verant- 
wortlich, und werden vor dem Senate verklagt wegen 
Verrath, wegen Mißbrauch der. Staatsgelver, und 
wegen Unterfchrift von Verordnungen, die den Grund: 
gefegen zuwider find, 


Die richterliche Gewalt ift unabhängig in .. 
ihren Ausfprüchen von der gefeßgebenden und voll: 
ziehenden. Sie richtet nach den gefchriebenen 
Gefegen der Nation. Es giebt Friedensgerichte, 
tandgerichte, und Obergerichte. Cs befteht, 
beim Sitze der Regierung, ein Caſſationsgericht. 
— Es follen Gefhwornengerichte eingeführt 
werden. Außerordentliche Commiſſionen find in der 
- Folge verboten. Die, Procerje werden öffentlich ver: 
handelt, außer wenn die Deffentlichkeit gegen den Ans 
ftand verſtoͤßt. — Die Urtheilsiprüche der Gerichte 
erfolgen offentlich. Die Richter find verantwort: 
lich für Betrug, Beftechung, Partheilichkeit und Ver- 
brechen gegen das Gefeß der Organifirung der Gerichte, 


— — 





133. 
42) Konigreih Spanien, 
a) Die ältere ftändifche VBerfaffung. 
Die Altere Verfaffung Spaniens hatte ihren 
Grund theils in dem mit den Weſtgothen über die 


Pyrenaͤen gekommenen Lehnsſyſteme, theils in dem 
Verhaͤltniſſe, in welchem die einzelnen chriftlichen 
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Keiche Spaniens zu den, feit dem Anfange des achten 
Jahrhunderts dafelbft geftifteren, arabifchen Staaten 
ſtanden. Denn in diefen Zeiten des Kampfes zwi— 
fehen dem Ehriftenthume und dem Islam auf fpanis 
ſchem Boden bildete fich in den chriftlichen Reichen 
Spaniens, namentlih in Kaftilien, früher aber 
noch in Aragonien, eine ſtaͤndiſche Verfaffung 
aus, wo. bereits im Jahre 1116 den: Bürgern von 
Saragofja fehriftliche Privilegia ertheilt wurden; 
ein Beweis, daß damals fihon der Dritte Stand 
in den Städten Aragoniens bedeutende, Rechte, be= 
hauptete, Es erfihienen. auch bereits vor der Mitte 
des zwolften Jahrhunderts Deputirte von ‚Städten 
auf den Keichstagen, — Die Verfaffung Kaſt i— 
liens erhielt erft im 13ten Jahrhunderte unter Dem. 
Könige Ferdinand 3 ihre politifche Geftaltung; auch 
gelangte hier der dritte Stand erft ums Jahr 1325, 
alfo zwei Jahrhunderte fpater, als in Aragonien, zur 
Keichsftandfchaft, und nie zu den großen VBorrechten, 
wie in. Aragonien *). | 

Ob nun gleich die innere .und aͤußere Haltung 
Spaniens feit der DVermählung der Sfabella von 
Kaſtilien mit Ferdinand von Aragonien, und feit der 
Eroberung des legten arabifchen Staates auf fpani= 
fihem Boden, des Königreiches Granada (1492), 
gewann; fo ſank doch auch bereits feit Diefer Zeit das 
große politifche Gewicht ver Neichsftände, ob fie gleich 
noch unter der Habsburgifchen Dynaftie auf dem fpa= 
nifchen Throne fortdauerten, ‚und exft ſeit dee Ders 





*) Ueber die ältere DVerfaffung dev, ſpaniſchen Cortes vergl. 
Franz Martin; Marina, Theorie der Cortes. 3 Thle., 
1812, 4 und M. Sempere, Gefchichte der Cortes 
in Spanien, überfegt in den europ, Annalen 1816, 
St. 6, ©. 338, ) 
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fesung des bourbonifchen Haufes nach Spanien 
mit Philipp 9 zur Unbedeutenheit herabſanken. 
Denn ſeit dieſer Zeit verloren Aragonien, Cata— 
lonien und Balencia, weil fie mit Philipps 5 
Gegenkoͤnige, Karl von Seftreich,, zuſammengehalten 
hatten, ihre fruͤhern großen Rechte; in den uͤbrigen 
Koͤnigreichen ward ein Reichstag, als bloße Forma— 
litaͤt, zur Anerkennung des neuen bourbonifchen Erb: 
folgefeßes zufammenberufen; und nur Biskaja, Na— 
varra und Afturien behielten einige, auf das Her— 
kommen gegründete, Freiheiten. 

Bis auf die Zeit der neueften großen politifchen 
Veränderungen galten daher in Spanien nur we- 
nige Keihsgrundgefeße Dahin gehörten das 
Gefes von der Untheilbarkeit des Reiches 
Kaftilien, und das Öefes von dem Rechte der 
Erſtgeburt auf dem Eaftilifchen Throne. Diefe bei— 
den. Geſetze wurden (1252) von Ferdinand dem Heili— 
gen. gegeben, von Alphons 10 dem Öefesbuche Kafti- 
liens einverleibt, darauf von den Staͤnden anerkannt, 
von Iſabella und Ferdinand beim Antritte ihrer ges 
*meinfchaftlichen Regierung (1475) beftätigt, und von 
Kart 5 (1523 und 1554), fo wie von Philipp 2 
in feinens Teftamente (1598) auf-die gefammten fpa= 
nischen Staaten ausgedehnt. Zu diefen Gefeßen kam 
(12. Mai 1713) das unter Philipp I gegebene und 
von den Keichsftänden angenommene Erbfolgege— 
ſetz hinzu, wodurch die vorigen theils erlaͤutert, theils 
abgeändert wurden. Denn dieſes letzte Geſetz "behielt 
zwar die in den beiden frühen Geſetzen ausgefprocheng 
Unrbeilbarkeit, und Die Erblichkeit Des Thrones in 
männlicher und weiblicher Sinie nach dem Rechte der 
Erftgeburt bei, entfchied aber dahin, daß der weib- 
liche Stamm exft nach völligem — de s 

St. W. 2te Aufl. IV. 
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männlichen zur Thronfolge gelangen ſollte. Noch 
beſtimmte Die pragmatiſche Sanction Karls 3. vom 
Jahre 1776, daß die Kinder derjenigen koͤniglichen 
Prinzen, veich⸗ ſich unftandesmäßig verheirathe⸗ 
ten, von der Thronfolge ausgeſchloſſen werden ſollten. 
Die Cortes des kaſtiliſchen Reiches beſtanden 
aus der Geiſtlichkeit, dem hohen Adel, und den 
Deputirten der Städte, wozu auch. die drei 
Kitterorden, mit dem Range vor den Gräben, 
gerechnet wurden. Doch war ihre Gewalt, den koͤnig— 
lichen Willen zu widerfprechen,, längft erlofehen; denn 
der Reichstag ward blos noch bei Huldigungen und 
bei der Anerkennung neuer Thronfolgegefege zuſam— 
men berufen, Gewiſſermaßen vertrat der Rath’ von 
Kaſtilien, als das höchfte Juftizcollegium , die Stelle 
der Reichsſtaͤnde, infofern durch denfelben der koͤnig⸗ 
liche Wille feierlich beſtaͤtigt ward. 


Petr. Joseph. Perez Valiente, apparalus 
juris publiei hispanici. & Voll. Madrit. 4751.14. 
(Er hat Vol.2. pP: 335 das Geis vom 12, Mai 1748 


134. 
| einst ee Bi doc Ayı 
b) Die Verfaffung vom 6, Sun. 1808, 


Co hatte die frühere Verfaſſung der partie 
Cortes gerubt, als Napoleon, nachdem er zu Bayonne 
(Mai 1808) ven König Kart 4 und deſſen“ Sohn, 
Ferdinand 7, zur WVerzichtleiftung auf die Kronen 
Spaniens und Indiens gebracht hatte, am 25. Mai 
1808 eine Verſammlung der [panifhem Motas 
blen nach Bayonne berief, um „ihrer altgewordenen 
Monarchie” eine neue Verfaffung zu geben. 
Nach dem Willen des Kaifers beftand mn —* 


* 
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ſammlung aus 150 Perſonen; 50 aus dem ge iſt⸗ 
lüch en Stande, 100 aus ven wel tlich en Staͤn— 
den. Obgleich bereits‘ in Spanien ver Kampf gegen 
die Frauzoſen begonnen hatte; wurden doch die 
Sitzungen dieſer Junta am 15, Juny 1808 eröffnet, 
der Entwurf der neuen Verfaſſung derſelben vorgelegt, 
und ihr zur ſorgfaͤltigen Prüfung undẽfteimuthigen 
Beurtheilung empfoͤhlen. Bereits am 6July be⸗ 
ſchworen ver neuernannte Koͤnig Spaniens, Sofeyh 
Napoleon, und die zu ee verſammelte Junta 
die nee Verfaffu ng *), die mir fo lange Dauctte, 
als Jofepds Herrſchaft in Shane and nur in den 
jenigen Theilen der Monarchie, welche Durch’ das 
Gewicht der franzoͤſiſchen Waffen von ‚none Joſeph 
— waren. 

Die weſentlichſten Beſtinmungen dieſer Ber 
faſſung waren: Die katholiſche Religion iſt in Spa— 
nien und in allen ſpaniſchen Beſitzungen die Religion 
des Königs und der Nation; es iſt Feine andere 
erlaube. Die Krone ift erblich in der directen 
männlichen Nachkommenſchaft, nach dem Rechte 
der Erſtgeburt. Sie kann nie mit einer andern Krone 
auf ven naͤmlichen Haupte vereinigt werden. Es 
giebt 6 Großbeamte des Reiches, und neun Minifte- 
rien. Die Minifter find für die Vollziehung der 
Geſetze und koͤniglichen — EINS 
wllmeinniTı . 
ii Die Sammlungen, wo fie fteht, vergl: $. 19. Sn ihrem 

Eingange heißt es: „Don Joſeph Napoleon ꝛc. Mach 
— dem Wir die Nationaljunta vernommen haben, welche 
zu Bayonne verſammelt war, haben Wir beſchloſſen, daß 

die gegenwaͤrtigen Conſtitutionsſtatuten als ein Grund— 

geſetz Unſerer Staaten und als Grundlage des 

Bertrages, der Unſere Völker an Uns, und Uns an 
Unfere Völker bindet, vollzogen ee 
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Es giebt einen Senat. Der Senat foll be 
fiehen aus den Infanten von, Spanien, die ihr 8tes 
Jahr erreicht haben; aus 24 Mitgliedern, die der 
Koͤnig aus den Miniſtern, den Generaleapiainen der 
See- und Landmacht, den Botſchaftern, den Staats— 
raͤthen und den Mitgliedern des. Rahs von Kaſtilien 
auf Lebens zeit ernennt. Jeder Senator muß 40 
Jahre alt ſeyn. — Am Falle seiner bewaffneten 
Emporung, oder auch wenn innere: Unruhen die 
Sicherheit des Staates bedrohen, kann der Senat, 
auf den Vorſchlag des Königs, die Herrfihaft des 
conftitutionellen Statuts an beftimmten Orten und 
für eine beftimmte Zeit fufpendiren. — Es liege den 
‚Senate ob, über die Erhaltung der individwellen 
und der Preßfreibeit zu wachen, Für jede ‚won 
beiden befteht im Senate eine —— ee 
von fünf Mitgliedern, — 

Es giebt einen Staats eanh- unter dem: ger 
fiße, des Königs. Er befteht aus wenigſtens 30, 
hoͤchſtens 60 Mitgliedern, und wird in 6 nei 


(der Juſtiz und des Cultus, des Innern und Der 


Polizei, der Finanzen, des Krieges, des Seeweſens, 
und für Indien) eingetheilt. Die Minifter und der 
Präfident des Rathes von Kaftilien find von Rechts— 
wegen Mitglieder des Staatsraths, geboren aber zu 
feiner Section. — Es beftehen bei dem Gtaatsrathe 
Requetenmeifter „..Auditoren und Confulenten,n — 


Die Entwürfe von Eivil- und Griminalgefegen, und 


die allgemeinen  Staatsverwaltungsanordnungen‘ wer— 
den von dem Sfaatsrarhe erwogen und abgefaßt. Er 
erkennt über die Surisdictionsftreitigkeiren zwiſchen 
den verwaltenden und richterlichen Behörden, uͤber 
ſtreitige Verwaltungsfachen, und wenn Beamte der 


— 
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Staatsverwaltung vor Gericht gezogen werden folfen, 
Der Staatsrath hat nur confultative Stimme. — 

Es giebt Cortes, oder eine RNationalver— 
fammlung, beſtehend aus 172 Mitgliedern, und 
abgetheilt in 3 Bänke: die Bank der GeiftlichEeit, 
die Bank des Adels, und die Bank des Volkes, 
Die Bank der Geiſtlichkeit befteht aus 25 Erz: 
bifchöffen und Bifchöffen. Die Bauf des Adels 
befteht aus 25 Adlichen, welche Granden der Cor: 
tes heißen. Die Bank des Bolfes beftebt aus 62 
Deputirten der Provinzen, fowohl von Spanien 
als von Indien; ans 30 Deputirten der Hauptſtaͤdte; 
aus 15 Kaufe, Handels und Öewerbsleus 
tem; und aus 15 Deputirten der Univerſitaͤten, 
Gelehrten, oder durch ihr perfonliches Ver— 
dienft in den Wiffenfchaften oder Künften ausgezeich- 
neten: Männern. — Die Adlichen müffen, um 
zum Range der Öranden erhoben zu werden, ein Ein— 
fommen von wenigſtens 20,000: Piaftern beißen, 
oder in Civil» und Militairftellen lange und wichtige 
Dienfte geleiftet haben. — Die Deputirten der 
Provinzen werden von den Provinzen ernannt, fo 
daß Einer auf ungefähr 30,000 Einwohner kommt. 
Die Provinzen werden für Diefen Zwei in Wahl: 


bezirke eingetheilt. — Die Deputirten der 30 
Hauptfiädte werden von den Municipalitäten jes 
der diefer Städte ernannt. — Die Deputirten der 


Provinzen und der Städte Fonnen nur unter den 
Eigentbümern von Grundguͤtern gewählt 
werden. — Die 15 Kauf: und Handelsleute 
werden aus den Mitgliedern der Handelskammern und 
den reichften und angefebenften Kaufleuten des Koͤnig— 
reiches gewählt. Sie werden vom Könige ernannt 
nach ‚einer von jedem Handelsgerichte und jeder Hanz 
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delskammer ‚gemachten Vorſchlagsliſte von 15 Indie | 
viduen. — Die Deputirten ders liniverfitäten, 
Gelehrten und der durch perfonliches Verdienft in 
den Wilfenfchaften oder Künften ausgezeichneten Maͤn⸗ 
ner werden von. dem Könige ernannt nach: einer Lifte 
von 15 Kandidaten, Die der Kath von. Kaftilien ‚und 
von 7 Candidaten, vie jede der Univerſitaͤten vor: 
ſchlaͤgt. — Die Baut des Volkes wird fuͤr jede 
Sitzung erneuert. Ein Mitglied dieſer Bank kann 
für die naͤchſte Sitzung wieder gewaͤhlt werden Wenn 
es aber MSitzungen nach einander beigewohnt hat, 
kaun es erſt nach 3. Jahren wieder gewählt werden. 
Der Koͤnig beruft die Cortes; er kann fie vers 
tagen, prorogiren und auflofen; > Der Präfident der⸗ 
felben wird von dem Konige ernannt aus drei Ganz 
didaten, welche von den Cortes Durch geheime Wahl 
und mit abfoluter Stimmenmehrheit erwählt werden, 
— Die Eibunrgen der Cortes findinicht Hffentlich, 
Die Meinnugen und Beſchluͤſſe dürfen weder bes 
Eanntıgemanht, noch gedrudt werden, Jede 
Defanntmachımg Durch Druck oder Anfıhlag von’ Sei: 
ten der Verſammlung der Cortes, oder eines. ihrer 
Mitglieder, wird als eine aufrüprerifge 
Handlumg angeſehen. % 
Das Geſetz beſtimmt von drei zu drei Jah— 
ven den Betrag der jährlichen Einnahmen und Aus— 
gaben des Staates. Diefes Gefeg foll von den’ Red— 
nern des Staatsraths vor die Cortes zur Berarbfchlas 
gung und Genehmigung gebracht werden ;. und auf 
gleiche Weiſe Die: in dem bürgerlichen und pein—⸗ 
lichen Geſetzbuche, in dem Auflageſyſteme und im dem 
Muͤnzweſen zu machenden Veränderungen, Die Ges 
fegesentwürfe werden vorläufig von den Sectionen 
des Craatsrarhes den, von den Kortes ernannten, 
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Commiffionen mitgerheilt. — Die nach den ge= 
woͤhnlichen Einnahmen und Ausgaben eingerichteten, 
und jedes Jahr durch den Druck offentlich bekannt ge: 
machten, Finanzrechnungen werden den Cortes Durch 
den Finanzminifter zur Prüfung vorgelegt. 

Wenn die Cortes erhebliche und begründete Kla: 
gen über das Betragen eines Miniſters vorzubringen 
haben, wird die Adreſſe, welche diefe Klage und die 
Auseinanderfeßung ihrer Beweggründe enthält, durch 
eine Depufation dem Konige überreicht, und, auf 
deſſen Befehl, von einer aus 7 Staatsräthen und 6 
Mitgliedern des Raths von Kaftilien beftchenden 
Commiſſion unterfucht. 

Die fpanifchen Konigreihe und Pros 
vinzen in Amerifa und Afien follen die 
namlihen Rechte, wie das Murterlanp, 
genießen Ale Arten von Kultur und Induſtrie 
follen in dieſen Konigreichen und Provinzen frei ſeyn. 
Der wechfelfeitige Handel vderfelben unter einander, 
und mit dem Miutterlande ift erlaubt. Es varf kein 
befonderes Ausfuhr- oder Einfuhrprivilegium nach 
gedachten Konigreichen oder Provinzen ftatt finden. 
Gedachte Königreiche und Provinzen haben bei der 
Kegierung 22 (von den Municipalitäten gewählte) 
beffändige Deputirte, die beauftragt find, für 
ihre Intereffe zu forgen, und als Repräfentan 
ten: dverfelben der Berfammlung der Cor: 
tesbeizuwohnen. Diele Abgeordneten, gewählt 
aus den. Figenthümern liegender Öründe, bekleiden 
ihr Amt 8 Jahre. — Aus denfelben wählt, der * 
6 Deputirte, welche dem Staͤatsrathe, und zwar der 
Abtheilung von Indien, beigefügt werten, — 6% 
haben in allen die Kolonieen betreffenden Angelegen— 
beiten eine bevatbende Stimme, — 
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Spanien und Indien follen nach einem einzigen 
Civilgefeßbuche regiert werden, Die Gerichte 
find nnabhbängig. Alle arundberrliche und 
befondere Öerichtsbarkeiten find aufge 
hoben. Es beftehen Friedensrichter, welche 
ein guͤtlich ausgleichendes ©ericht bilden; Gerichte 
erfter Inſtanz; Appellationsgerichte; ein Caſſations— 
Hof für das ganze Konigreih, und ein Eünigliches 
Dbergericht. : Der Rath von Kaftilien verrichter die 
Dienfte des Saffarionsgerichts. — Das peinlüche 
Derfabren. ift offentlih. Die Einführung 
des Verfahrens durch Geſchworne foll den Cortes 
zur Berarhfihlagung und, Genehmigung vorgelegt 
werden. — Der Eönigliche hohe Gerichtshof hat die 
befonvdere Erkenntniß über perfonliche Verbrechen von 
Mitgliedern‘ der Eoniglichen Familie, von Miniftern, 
Senatoren und Staatsräthen. — Der König uͤbt 
das Begnadigungsrecht, doch erft nach Anhoͤ— 
rung des Yuftizminifters, in einem aus 2 Miniftern, 
2 Senatoren, 2 Staatsräthen und 2 Mitgliedern 
des Rathes von Kaftilien beftehenden geheimen Rathe. 

Für das ganze Königreich foll Ein Hanveleges 
feßbuch ſtatt finden, und in jeder großen Pannen 
ein Handelsgericht beftehen. 

Die Dales, die Anleihen, die anerkannt wor 
den, find als Nationalf chuld conſtituirt. 

Alle Zoͤlle im Innern des Reiches ſind aufge— 
hoben; ſie werden auf die Land- und Seegrenzen 
verlegt. 

Das Auflageſyſtem ſoll im ganzen Koͤnigreiche 
gleich ſeyn. — Alle Privilegien fuͤrbeſon— 
dere Corporationen oder fuͤr Privatper— 
fonen find aufgehoben; doch wird eine Entſchä— 


digung für die Aufhebung derjenigen Privilegien zu⸗ 
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geftanden, die mit. Aufopferungen (titulo oneroso) 
erworben wurden. — 1 non. nl *7 

Das Haus eines jeden Einwohners ift ein un: 
verleßbares Afyl. Keine auf fpanifchem und indiſchem 
Boden wohnende Perfon kann verhaftet werden, es 
fey denn, daß fie mitten in der Begehung eines Ver— 
brechens. erfappt würde, oder dag eine gefeßmäßige 
und frhriftliche Drdre Dazu vorhanden wäre, 

Die Folter ift abgefchafft. — Alle beftehende 
Fideicommiffe, Majerate, oder Gubftitutionen auf 
Güter, welche weder einzeln noch vereinigt jährlich 
5000 harte Piafter tragen, find abgefchafft. Nur 
dem gegenwärtigen Beſitzer kommen fie zu gute; it 
der Folge fallen fie in. die Klafie der freien. Guter, 
Die Befiger von folchen Gütern, die mehr als 5000 
harte Piafter tragen, koͤnnen verlangen, daß diefe 
Guͤter frei gemacht werden. — Es darf fein Fidei— 
commiß, Majorat oder Subftitution gemacht werden, 
es fen denn, daß der Konig folche wegen geleifteter 
Dienfte, und um die den Familien ercheilten Wuͤrden 
zu erhalten, durch Parentbriefe bewilligt. "In feinem 
Halle darf die jährliche Nente folcher Güter 20,000 
harte Piafter überfteigen, aber auch) nicht unter 5000 
betragen. 

Die verfchiedenen Grade und Klaffen des be= 
ftehenden Adels follen beibehalten werden, Doch ohne 
von den öffentlichen Laſten und Verbindlichkeiten zu 
befreien, und ohne daß es in Zukunft jemals erfor 
derlich ſeyn ſoll, zum Adel zu gehören, um zu einer 
weltlichen oder geiſtlichen Stelle befördert, oder im 
Heere und beider Flotte angeftellt zu werden, — Ge= 
leiſtete Dienfte find die einzigen Gründe des Ans 
fpruchs auf Beförderung. 

In der erſten Verfammlung der Cortes nach 
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dem Jahre 1520 ſoll, auf Befehl des Konigs, 
über die Zuſaͤtze, Modificationen und Verbeſſerungen 
berathſchlagt werden, welche man bei der Verfaſſung 
für noͤthig erachten wird. — ) 

> Später hob Napoleon (4. Dec. 1808), nad 
der Einnahme Madrids, die Inquiſition, zwei Drit- 
theile aller Klöfter, und alle Lehnsrechte mit 
der Partimonialgeriihtsbarfeit und dem Innungs⸗ 
zwange auf; alle Gewerbe wurden frei gegeben, 


135. 
ortfegung. 
.c) Die Berfaffung vom 19. März 1812. 


Während der blutige Krieg der Spanier gegen 
Frankreich fortdauerte, und Ferdinand 7 zu Valençay 
als Napoleons Oefangener bewacht: ward, bildeten 
fih in den einzelnen Provinzen Spaniens Junten, 
welche unabhaͤngig von einander nnd nach den Um⸗ 
ftänden  hanvdelten. Doc empfand ‘man bald das 
Beduͤrfniß einer Centraljunta, welche aus den 
Abgeordneten der Provinzialjunten beftehen und vie 
allgemeinen Angelegenheiten des Staates leiten follte, 
So trat bereits im September 1808 eine, aus 36 
Abgeordneten der Provinzialjunten beftchende, Cen⸗ 
tealjunta zu Aranjuez zuſammen, welche bald dar: 
auf ihren Sitz nah) Sevilla, und, nach den wech- 
felnden Erfolgen des Krieges, in Februar 1810 auf 
die Änfelteon bei Eadir verlegte, Moch berief 
fie zum 1-Mär; 1810 die Corte s des Neiches zu⸗ 
fanımen, übertrug aber Darauf ihre Gewalt einer 
Regentſchaft von fünf Perſonen. Diefe Regent: 
ſchaft verfammelte am 24. Sept. 1810 die allge: 
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meinen ımd außerordentlichen Cortes des 
Keiches auf der Inſel Leon, welche theils aus den 
Abgeordneten der Provinzialjunten, theils aus den 
Deputirten derjenigen Städte und Flecken beftanden, 
die bereits bei den alten Cortes Sitz und Stimme 
gehabt hatten, theils nach dem, vonder Central— 
junta gemachten, Wahlgeſetze ernannt worden waren, 
Der erfie Beſchluß dieſer Cortes war die Abfaffung 
einer Urkunde, worin der Vertrag von Bayonne für 
nichtig erklärt, und Ferdinand 7 als der ein: 
zig rechbtmäßige Regent Spaniens aner— 
kannt ward. Darauf ward aus den Cortes ein 
Ausſchuß von 15 Mitgliedern erwählt, wels 
cher ven Entwurf einer Berfaffung bearbei: 
tete, die fodann von den geſammten Cortes berathen, 
und von denfelben am 19. Maͤrz 1812 als Grunde 
gefes angenommen, fo wie von mehrern auswaͤr— 
tigen Mächten, bei der Abſchließung ihrer Buͤndniſſe 
‚mit der Regentſchaft Spaniens gegen Napoleon) 
anerkannt und garantirt ward. — Als aber Ferdi: 
nand 7 nah Spanien (Maͤrz 1814) zuruͤckkehrte, 
verwarf er dieſe Verfaſſung, ließ den Verſammlungs— 
ort der Regentſchaft und der Cortes militairiſch um: 
ringen, die Cortes zerſprengen, und die bedeutendſten 
derſelben einkerken. Das von ihm gegebene Der: 
fprechen,, felbft eine Verfaffung mit den von ihm zu 
verfammelnden Gortes zu berathen, blieb unerfuͤllt. 
Doch ein mit dem Anfange des Jahres 1820 auf der 
Inſel Leon begonnener Aufſtand unter dem zum Kin: 
Schiffen nach Amerika beftiimmten Heere, der ſich bald 
über die übrigen Provinzen Spaniens verbreitete, 
norhigte den König Ferdinand 7, am 7. März 1820 
zu erklären, Daß er Die von den Cortes im Sabre 
1812 promulgirte Verfaffung annehmen und beſchwoͤ⸗ 
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ren wolle: » Eo galt dieſe Verfaſſung, bis, nach den 
Ergebniffen des Feldzuges der Franzofen in Spanien 
im Jahre 1823, der König Ferdinand am 1. Oct. 
4823 aus Puerto Santa Maria ‚alle Acte der foges 
nannten conftituttonellew Regierung , die vom 7: März 
1820 bis zum 4. Det. 1823 fein Volk beherrfcht habe, 
für nichtig und ohne alle Gültigkeit ers 
£lärte,” worauf Spanien feit .diefer Zeit, ohne 
Heichsgrundgefege,, nach) dem unumfchrähften Willen 
des ſouverainen Königs regiert ward. X 
Die Verfaſſung der Cortes vom 19. Maͤrz 1812 
trug allerdings das demokratiſche Gepraͤge, ob: 
gleich bereits von den Cortes der Name Ferdinands 7 
an die Spiße derfelben geftellt ward; auch war in 
derfelben die Berfammlung der Cortes nur in Einer 
Kamnter ausgefprochen. Sie beftand aus 184 $$. 
in 10 Titeln, und enthielt, nicht ohne Breite in der 
Darftellung , Vieles, was nicht zunächft in eine Vers 
faffung, fondern in Die organifchen Decrete für die 
Anordnung der einzelnen Zweige der Verwaltung ges 
hört. Außerdem gingen diefer Berfaffung drei 
Adreffen der Commiffion der Cortes an 
den (damals in Balengay befindlichen) Konig vors 
an*)5 die erfte, Cadix vom 11. Aug. 1811, welche 
die Ruͤckſichten auf die altere fpanifche Verfaffung 
enthält; die zweite, Cadix vom 6. Nov. 1811, welche 
die neue Geftaltung der richterlichen Gewalt feftfeßt ; 
*) Diefe drei ziemlich langen Adreſſen finden fich nicht in den 
angeführten Sammlungen; fie ftehen aber in der teuts 
fchen Weberfeßung, welche unter dem Titel; die fpanis 
fhe Conftitution der Cortes und die provis 


forifhe Conftirution der vereinigten Staus 
tenvon Südamerika, Leipz. 1820. 8. bei Brodz 


haus erſchien. 
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amd die dritte, Cadix vom 24. Der. 1811, welche 
über das fich verbreitet, was auf die innere Regierung 
der Provinzen und Gantone, auf die Abgaben, vie 
bewaffnete Macht, den Bolksunterricht, die Beob⸗ 
achfung der Verfaſſung, und auf das Verfahren bei 
etwaigen Veränderungen in derfelben fich beziehe. ı 
| Die wefentlichften Beftimmungen dieſer Verfaſ— 
fung felbft waren folgende: die fpanifche: Nation bes 
fteht aus allen Spaniern: beider Halbkugeln. Das 
fpanifche Volk ift frei und unabhaͤngig; es ift und 
kann nicht das Erbeheil irgend einer Familie, noch 
irgend eines einzelnen Menfihen fenn. Die Son: 
veraimetät wohnt ihrem Wefen nah im 
Volkezieben deshalb ſteht ibm ausſchließ— 
lihb das Recht zu, feine Grundgefetze auf— 
zuftellen. Jeder Spanier ohne Unterfchied ift ges 
halten, im. Verhältniffe feines Vermögens zu den 
Ausgaben des Staates beizutragen. Eben ſo iſt jeder 
Spanier werpflichtet , zur Berfheidigungr des Vater— 
landes vie Waffen zu ergreifen, wenn er durch das 
Geſetz Dazu aufgefordert wird. — ‚Die Eatholifche 
Religion ift und bleibt die Religion des fpanifchen 
Volkes; das Volk ſchuͤtzt fie’ mirtelft: weifer und ges 
rechter Geſehe, und unterſagt die Aus uͤhum g 
jeder andern. 
9 Die Megierung des ſpaniſchen Volkes iſt eine 
erbliche, gemaͤßigte Monarbie Die Cor— 
tes haben mit dem Koͤnige vereint die ge— 
ſebgebende Gewalt: Die Gewalt, die Geſetze 
in Ausäbung bringen zu laſſen, wohne bem Koͤ⸗ 
Pr bei. 

"Die Cortes find die Vereinigung aller von den 
— ernannten Depututen, welche das Volk 
repraͤſentiren. Die Baſis für die Nationalepräfen 
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tation iſt fuͤr beide Halbkugeln die naͤmliche dieſe 
Baſis iſt die Bevolkerung. Für jede 70,000 
Seelen Bevoͤlkerung erſcheint Ein Depu— 
tirter bei den Cortes. Um die Deputirten zu 
den Cortes zu wählen, ſollen Wahl ver ſammlun— 
geu nach den Kirchſpielen, Diftricren und 
Provinzen gehalten werden. Um Deputirter bei 
ven Cortes zu werden muß man Bürger , 25 Jahre 
alt, in der, Provinz aebohren: oder Dafelbft wohnhaft 
feyn, und ein verhaͤltnißmaͤßiges jaͤhrliches Einkommen 
von ihm eigenthumlich zuſtehenden Guͤtern beſitzen — 
Die Miniſter, Staatsraͤthe und beim Hofhalte des 
Könige Angeftellte koͤnnen night zu den Cortes ers 
wählt werden; auch kann kein von der Regierung er— 
nannter Staatsbeamter für Die Provinz, in welcher 
er fein Amt ausübt, zum Deputirten ernannt werden, 
— Die Cortes verfammeln fih jährlich in ver 
Hauptſtadt zu einer dreimonatlichen Eißung. "Aller 
2’Sahre'werden ſaͤmmtliche Deputirtoer- 
neuert. Sie koͤnnen nicht wieder erwaͤhlt werden, 
wenn nicht eine andere Deputariön zwifchen den beiden, 
wozu fie, gewählt wurden, ſtatt gefunden hat. — Die 
Cortes koͤnnen nicht in Gegenwart des Königs berath- 
fchlagen. Die Staatsfecretaire machen den Cortes 
Vorfchläge im Namen des Königs, duͤrfen aber bei 
der Abftimmung nicht zugegen feyn. +" Die Sitzun⸗ 
gen der Cortes find öffentlich; nur in Fällen, wo 
Geheimhaltung nörhig ft, ſollen geheime Sitzungen 
ſtatt finden. ° Die Deputirten Fonnen wegen: ‚ihrer 
geaͤußerten Meinungen zu Feiner Zeit und: in keinem 
Falle in Unterſuchung gerathen. 
Die Cortes ſind ermaͤchtigt: Geſetze Fr Vor: 
fchlag zu bringeminnd zu befchließeny fie 
auszulegen, und erforderlichen Falls ab: 
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zu ſchaffen; ven Eid des Königs, des Prinzen von 
Aſturien (und der Kegentfchaft ) zu empfangen; alte 
factifche "und rechtliche Zweifel zu heben, welche in. 
Hinſicht der Ordnung der Thronfolge entſtehenz die 
offenſiven Allianztractaten Die Subſidien⸗ und ſpe⸗ 
ciellen Handelstractaten vor ihrer Ratification gt ge⸗ 
nehmigen; die Zulaſſung fremder Truppen ins König: 
reich zu geftatten oder zu verhindern; jährlich, auf den 
Dorfchlag des Königs, die and = und ES ermache zu 
beftimmen, und für die Armee, die Flotte und Natio: 
nalmiliz Verordnungen zu 'erlaffen: die Ausgaben 
der Staatsyerwabtung feftzufeßen; jaͤhr— 
lich vie Steuern ind Auflagen'zu beftim- 
men; im alle es noͤthig ift, auf den Credit der 
Nation Anleihen zu machen; die Vertbeilung der 
Steuern auf die Provinzen zu genehmigen; die Rech: 
nungen über die Verwendung‘ der Staatsgelder ein: 
zufehen und zu genehmigen; vie Zölle und die Zoll: 
tarife feſtzuſetzen; Werth, Gewicht, Gehalt, Ge— 
praͤge ind Mamen ver Münzen zu beffimmen ; "den 
allgemeinen Plan für den Bolfeunterricht in der ganz 
zen Monarchie zu entwerfen, und, was für die Erz 
ziehung des Prinzen von Aſimien geſchieht, zu ges 
nehmigen; die politiſche Preßfreiheir'zu bes 
fhüsen, und dafür zu forgen, daß die Minifter 
und andere Staatsbeamte wirklich zur Rechenfchaft 
gezogen: werden. F 

Jeder Deputirte iſt befugt, den Cortes ſchrift— 
liche Geſetzesentwuͤrfe vorzulegen. Die Abſtimmung 
geſchieht nach Mehrheit der Stimmen. Verwerfen 
die Cortes einen Geſetzesentwurf; fo kann er in demſel⸗ 
ben Jahre nicht wieder in Vorſchlag kommen. Wird 
er angenommen; fo wird er durch eine Deputation 
dem Koͤnige überbracht, Dem Könige ftehe die Sancz 


672 Pofitives, Staatsrecht. 


tion Der Geſetze zu. Ev vollfuͤhrt fie mit derieigenhänz 
dig-gefehriebenen Formeb: „Soll ’als Geſetz öffentlich 
bekannt gemacht werden,‘ Ev, verweigert fie mit der 
Formel: an die Cortes zuruͤckgewieſen“ und. füge 
eine Darſtellung der Greande bei, warum er die Sane— 
tion verweigert hat. er Koͤnig hat 30 Tage, Zeit, 
um dieſes Vorrechts ſich zu bedienen? Wenn er in= 
nerhalb derſelben ſeine Sanction weder ertheilt, noch 
verweigert hat; ‚fo. wird es angeſehen, als ob er 
ſie gegeben haͤtte. Verweigert der Koͤnig ſeine 
Sanctionz fo: darf dieſer Gegenſtand in demſelben 
Jahre nicht wieder in. den Cortes verhandelt, werden; 
Wird der nämlishe Öefeßesentwurf in: den Cortes des 
folgenden Jahres von neuem vorgefchlagen und geneh— 
migtz;ufoEanır der König, demfelben zum zweiteumale 
die Sanction verweigern, In dieſem Halle wird; der 
Gegenftand in demfelben, Jahre nicht weiter: verhanz 
delt, Wird. aber der nämliche Öefeßesentwurfsin Deu 
Cortes des folgenden Jahres zum drittenmale in Vor— 
ſchlag gebracht und genehmigt; ſo verſteht es ſich 


von ſelbſt, daß der Koͤnigeſe ine Sanction 


ertheile Sollte vor Verlauf Der; 30 Tage, wäh 
rend ‚welcher Zeit der Koͤnig ſeine Sanction zur erthei— 
len oder: zu verweigern‘ hat, der Tag eintreten, wo 
die: Cortes ihre Sitzungen beendigen follen ; jo wird 
der Koͤnig dieſelbe in den. erſten 8 Tagen der Sitzun⸗ 
gen der folgenden Cortes ertheilen oder verweigern. 
Verſtreicht auch dieſe Friſt, ohne daß er ſie ertheilt; 
fo wird es fo angeſehen, alsiob,er,fiesers 
theilt habe | mg * 


Bevor die, Cortes aus einander gehen, erwaͤhlen 


fie aus ihren Mitte eine, „permanente, Deputa⸗ 


tion der Cortes“, welche aus 7 Mitgliedern bes 


ſteht. Dieſe Deputation, fol auf die Beobachtung 
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der Verfaſſung und der Gefege fehen, und“ den näch- 
ſten Cortes Rechenfchaft von den Berlegungen able- 
gen, welche fie wahrgenommen bat, und foll in den, 
in der Verfaſſung angegebenen, Fällen die außeror: 
dentlichen Cortes berufen, Dies geſchieht bei Er- 
ledigung der Krone; wenn der König ang irgend einem 
Grunde die Regierung nicht führen Fam, oder zu 
Öunften feines Nachfolgers der Krone entfagen will; 
und wenn der König unter bedenklichen Umftänden 
die Zufammenfunft verfelben bei ver — 
Deputation der Cortes veranlaßt. — 

Die Perſon des Koͤnigs iſt heilig, unverletz⸗ 
lich und unverantwortlich. Er hat ausſchließlich die 
Macht, die Geſetze in Vollziehung bringen zu laſſen, 
und alles, nach der Verfaffung und den Geſetzen, 
zu bewirken, was anf die Erhaltung der Ordnung im 
Innern und der Sicherheit nach außen ſich bezieht, 
Außerdem ftehe ihm zu: die Decrete auszufertigen, 
die er zur Bollziehung der Geſetze für zutraͤglich halt; 
Krieg zu erklären, oder Frieden zu ſchlie— 
Ben und zu rafificiren, und dann den Cortes 
eine mit Documenten belegte Rechenfchaft darüber 
abzuftatten; auf VBorfchlag des Staatsrarhes alle 
Bifchöffe und die Beamten bei allen Civil= und Cri- 
minalgerichten zu ernennen; alle Civil: und Militait- 
ftellen zu befegen; über die bewaffnete Macht zu vers 
fügen; die diplomatifchen und Handelsverhaͤltniſſe 
mit andern Mächten zu leiten, und Borfchafter, Ge: 
ſandte und Confuln zu ernenneit; den Gefegen gemäß 
Verbrecher zu begnadigen; Die Staatsminifter frei zu 
wählen, und den Cortes folche Geſetze und 
Berbefferungen vorzufchlagen, die er für 
das Wohl des Volkes znträglich hält. — Die Bes 
fhränfungen der foniglichen es find: 

St. W. ate Aufl. IV. 
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der König kann unter feinem Vorwande die Zus 
fammenfunft der Cortes zu der in der DVerfaffung 
beftimmten Zeit hindern, fie weder fufpendiren, 
noch auflofen; — er Fann fich, ohne Einwilligung 
der Cortes, nicht aus dem Konigreiche entfernen, und 
thut er es, fo wird es angefehen, als ob er. der Krone 
entfagt habe; — er fann die Fonigliche Gewalt weder 
abtreten, noch auf einen Andern übertragen; — er 
kann feine Provinz, Feine Stadt und Ortfchaft ver 
äußern, abtreten oder vertaufchen; er kann, ohne 
Einwilligung der Cortes, mit Feiner fremden Macht 
ein Offenfivbindniß, oder einen Handelsvertrag ab⸗ 
fehliegen, oder Subfidien an eine auswärtige Macht 
bewilligen, oder Domainen abtreten und veräußern; 
— er kann, ohne Befchluß der Kortes, Feine Steuern 
ausfchreiben oder erheben, noch einem Einzelnen oder 
einer ‚Corporation ein ausfchliegliches Privilegium 
ertheilen. — , Der König wird, bevor ex eine Ehe: 
verbindung fehließe, folches den Kortes anzeigen, um 
ihre Einwilligung dazu zu erhalten. Thut er dies 
nicht; fo ſoll es angefehen werden, als ob er der Krone 
entfage. 
| Das Königreich beider Spanien ift untheilbar. 
Die TIhronfolge geht, nach der Erftgeburt und Erb— 
folge, auf die legitimen männlichen'und weiblichen 
Defcenvdenten über. Im Fall ein Weib zur Regierung 
gelangt, erhält ihr Gemahl Feine Gewalt, noch irgend 
einen Antheil an der Verwaltung. — Die Cor- 
tes fonnen alle und jede von der Thronfolge 
ausfchließen, die nicht fabig find zu regieren, 
oder Acte begangen haben, wodurch fie fich der Krone 
unmwürdig gemacht. Der Konig wird mit 18 Jahren 
volljährig. Die Cortes feßen, beim Anfange jeder 
Kegierung, für den Hofhalt des Königs eine Jahres= 
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fumme aus, welche der Hohen Würde feiner Perfon 
entfprichr. Eben fo beftimmen fie die Summen für 
den Unterhalt der Prinzen und Prinzefjinnen, umd 
die Penfion für die verwittwete Königin. 

Es beftehen 7 Minifter. Sie find den Cor: 
tes verantwortlich, ohne daß fie zu ihrer Nechts 
fertigung den Befehl des Konigs vorfhüsen koͤnnen. 
— Der Staatsrath enthält 40 Mitglieder. Sie 
werden, auf DVorfchlag der Cortes, von dem Könige 
ernannt. Der Staatsrarh ift der alleinige Kathgeber 
des Königs, der ihn befonders wegen zu’ ertheilender 
oder zu verweigernder Sanction der Gefege, wegen 
Kriegserklärungen und Abſchluß von Kran hören 
wird. 

So lange, bis nicht die Berfaffung 8 Jahre 
lang in allen ihren Theilen in Wirkfamfeit gewefen 
ift, Darf Feine Abanderung, fein Zuſatz, Eeine Um— 
wandlung irgend ‚eines Artikels verfelben in Vor— 
fehlag gebracht werden. Kin folcher Vorſchag muß 
ſchriftlich geſchehen, und wenigftens von 20 Depu= 
firten unterzeichnet fenn, Die vorgefchlagene Reform, 
nachdem bei ihrer Difcuffion derfelbe Gang feftgehal- 
ten worden ift, der für die Abfaſſung der Gefeße vor— 
fchriftlich befteht, Fann nur durch Finwilligung von 3 
der Deputirten conftitutionelles Gefeß werden. — 

Wie wenig aber der König Ferdinand 7 ges 
meint ift, feiner Monarchie überhaupt eine Verfaſſung, 
als Grundgefeß, zu geben (ob er dies gleich im Sabre 
1814, nach feiner Ankunft auf fpanifchem Boden, 
feierlich verfprach), erhellte aus dem Decrete vom 
15. Aug. 1826 *), worin er erklärte: „daß er, in 


*) NMeuefte Dtastsacten, Th. 6. ©. 76. — Hamb. Cor: 
vefp. 1826. ©t. 141. 
43 * 
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der Ueberzeugung, die alte ſpaniſche Gefeßgebung 
fey vor allem paſſend, die Keinheit Der Religion und 
die wechfelfeirigen Rechte eines väterlichen Konigs und 
getreuer Vaſallen aufrecht zu erhalten, ı und fie eut⸗ 
ſpreche den; ſpaniſchen Sitten und der Erziehung am 
beſten, fuͤr dienlich erachtet, ſeinen Unterthanen das 
Verſprechen zu ertheilen, nie eine Veränderung 
mit der gefeßlichen foniglichen Regierungs— 
form vorzunehmen, noch die Errichtung 
von Kammern, oder irgend eine andere 
Anftitution, weß Namen fie fenn möge, 
zu geftatten.“  (Diefes Decret war vom Herzoge 
von Infantado gegengezeichnet, der aber an dem— 
ſelben Tage ſeine Entlaſſung nahm.) 


136, Pant 
43) Königreich Portugal. 
a) Die ältere ſtaͤndiſche Verfaſſung. 


Das Königreih Portugal hatte in älterer 
Zeit nur zwei Neihsgrundgefeße: | 

1) das auf dem Neichstage zu Lamego im 
Sabre 1143 von dem erften Könige Portugals Als 
phons (Heinrich) 1 mit feinen verfammelten 
Ständen abgefchloffene Grundgefes in 22 Artis 
feln *), in welchem die Selbfiftändigfeit und Unab- 
hängigkeit Portugals ausgefprochen, die Erbfolge 


*) Es fieht franzöfifc Cin 20 Artikeln) im corps uni- 
versel diplomatique des Dumont, im Suppl. 1. 
(von Rousset) Part. 4. p. 37. und lateinifch Cin 
22 Artiteln) in Schmaulsii corp. juris gentium 
acad. T. 4. p. 4 sqq. £ 
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der Krone, und vieles uͤber den Adelſtand und das 
Gerichtswefen feftgefeßt ward. Nach diefem Grund: 
gefege war der Thron erblich in abfteigender mann 
licher Linie; auch Fonnte der Bruder des Königs den 
Thron erben, doch blos für feine Perfon; der Sohn 
des Bruders mußte die Zuftimmung der Stände bei 
feiner Thronfolge erhalten, Eine Prinzeffin Tochter 
war zwar erbfähig; fie verlor aber ihr Erbrecht Durch 
Dermählung mit einem Auslaͤnder. 

2) das Manifeft der Keichsftände Por- 
tugals (aus Geiſtlichkeit, Adel und Bürger: 
ftand beftehend) vom 28. San. 1641 *), worin 
fie, nach ver Losreißung Portugals von Spanien 
Durch Die Revolution vom 1. Dec. 1640, das Haus 
Braganza, mit der Thronbefteigung Johanns 4, 
auf dem portugiefifchen Throne anerkannten, fich aber 
auch das Necht beilegten, tyranniſche Könige 
abzuſetzen *8). — Thatſachlich übten die Reichs— 
ſtaͤnde Portugals, nach der Anerkennung des Hauſes 
Braganza auf dem Throne, ein halbes Jahrhundert 
hindurch große Vorrechte aus; denn ſie hatten weſent— 
lichen Antheil an den innern Regierungsgeſchaͤften, 
fo wie an Kriegserklaͤrungen und Friedensſchluͤſſen. — 


*) Diefe denfwürdige und ausführlihe Urkunde, mit der 
namentlichen Aufführung der Unterzeichnenden aus der 
GSeiftlichkeit, dem Adel, und dem Bürgerfiande, fteht 
franzöfifch beim Dumont, corps univ., 'Fom. 6. 
Part. 1. p. 20% sgg. und gleichfalls franzoͤſiſch beim 
Schmaufs, Tom. 2. p. 2290. 

**) Das Manifeft ſagt: „Quand les sujels sont tLrailes 

_ "tyranniquement par leurs Souverains, il est en 
leur pouvoir de leur öter la couronne.* — 
Auch haben’ die NReichsftände wirklich den Sanctius 2, 
Philipp 4 und Alphons 6 (den erifen mit Zugiehung 
des Papſtes) abgefegt. 
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Allmaͤhlig ſank aber ihr Einfluß fo, daß, befonders 
feit den Zeiten des Minifters Pombal, der König, 
ohne die Keichsftände zu berufen, die unbefchränfte 
Gewalt in Hinficht auf Gefeßgebung und Verwal— 
tung, fo wie in Hinficht der aͤußern Staatsverhaͤlt— 
niffe übte; nur daß er die Steuern, ohne Einwilligung 
der Stände, nicht erhoben durfte, Die letzteu 
Keichstage waren, der Ihronfolge wegen, in den 
Sabren 1679 und 1297 gehalten worden. Dem 
Namen nach beftand zwar fpäter noch ein Kath der 
drei Stände (junta dos tres estados) ; allein nicht 
die Cortes, fondern der König ernannte deſſen Mit- 
glieder. 

Ernſt Muͤnch, Grundzüge einer Gefchichte des Nepräs 

fentativfpftems in Portugal, Leipz. 1827, 8. 


137, 
Sortfeßgung. 
b) Die Verfaffung vom 23, Sept. 1822, 


Bei der genauen. Berbindung Portugals mit 
Großbritannien wirkte der Sturm der franzöfifchen Re— 
volution in feinem erften Zeitabfchnitte weniger nach= 
theilig auf Portugal, als auf andere Staaten; allein. 
feit dem Jahre 1807, wo Napoleons Plane auf die 
pprenäifche Halbinfel fich richteten, erlitt auch Por— 
tugal mächtige innere Erfchütterungen *). Bevor 
das franzofifche Heer unter Junot Liffabon erreichte, 
fchiffte fich der Prinz Regent Johann mit feiner Mut: 
ter, mit feinen Schägen und vielen Großen des Rei— 


*) Vergl. Pölitz, die Staatenſyſteme Europa’s 
un Amerita’s feit bem Jahre 1783, Th. 3. 
. 259 
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ches, auf brittifchen Schiffen (29. Nov. 1807) nach 
Brafilien ein, und fihien felbft, nach Napoleons 
Sturze, nicht geneigt, diefes and zu verlaffen, das 
er (16. Dec. 1815) zum Konigreiche erhob. Nach 
dem Tode feiner Mutter (20. März 1816) nahm er, 
mit der Konigswürde, den Namen Johann 6 an, 
In Portugal leitete der brittifihe Marſchall Beres— 
ford bie Staatsangelegenheiten ‚ der eine gegen 
die brittifche Uebermacht beabfichtigte Verſchwoͤrung 
(1817) mit biutiger Strenge ahndete. — Als aber 
die Vorgänge in Spanien feit dem 1. Jan, 1820 
auch auf Portugal nicht ohne Ruͤckwirkung blieben, 
ſchiffte Beresford (4. Apr. 1820) nach Braſilien ſich 
ein. Der am M. Aug. 1810 zu Oporto für die 
Annahme einer neuen Derfaffung erfolgte Auf: 
ftand eines portugiefifchen Heerestheiles, führte, bei 
deſſen Vordringen gegen Liſſabon, zu einer volligen 
politifchen Veränderung, als die Hauptfladt des Rei— 
ches Sich gleichfalls für eine neue Verfaſſung erklärte, 

- Die fpanifche PVerfaffung vom 19. März 
1812 follte die Örundlage der portugiefis- 
ſchen fenn; Doch mit den für Portugal nöthigen 
Modificationen. Diefe neue, noch nicht verfertigte, 
Derfaflung ward bereits am 195. Sept. 1820 zu Liſſa— 
bon befchworen. Die einftweilige Negentfchaft rief 
die Cortes Portugals zufammen, und diefe Cor: 
tes ernannten (27, San, 1821) für die Zeit der Ab— 
wefenheit des Königs eine Regentſchaft von 9 
Perfonen. Der König aber, der, bei der entftan- 
denen Gahrung in Brafilien, dafelbft ſich genoͤthigt 
geſehen hatte, die kuͤnftige Verfaſſung Portugals auch 
fuͤr Braſilien anzuerkennen, ſchiffte ſich (26. Apr. 
1821) nach Portugal ein, und leiftere (4. Jul.) den 
Eid in der Derfammlung der Cortes auf die neue 


\ 
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Verfaſſung, die am 23. Sept. 1822 beendigt, 
und am 1. Oct. feierlich vom Könige angenommene 
ward. Gie glich in den wefentlichften Beftimmungen 
der ſpaniſchen, ftellte, wie diefe, nur Eine Kammer 
der Cortes auf, and befchränkfte die koͤnigliche 
Macht fehr bedeutend, weil fie von dem Örundfaße 
der Volfsfouverainertät ausging, und den 
Gortes die gefeßgebende Gewalt ausſchließend 
beilegte. | 

Allein, während die franzöfifchen Heere im Früh: 
jahre 1823 über Spanien fich verbreiteten, um die 
DVerfaffung der fpanifchen Cortes aufzulöfen, ward 
von dem zweiten Sohne des Konigs, dem Infanten 
Michael, unter Mitwirkung feiner Mutter, der Koͤ— 
nigin, einer Schwefter Ferdinands 7 von Spanien, 
die neue portugiefifche Berfaffung (3, Jun.) 
ploͤtzlich, und noch früher, als die fpanifche, aufge: 
hoben, Der König beftärigte (5. Sun.) dieſe Auf— 
hebung derfelben, und befchloß (18. Jun.), daß eine 
Junta von 14 Perfonen zufammentreten follte, um 
den Entwurf zu einer neuen harte als 
Grundgeſetz Des Neiches, unter dem Vorfiße des 


Minifters Grafen von Palmella, zu verferfigen. 


Wenn die vormaligen Gottes Portugals aus 
drei Ständen, ver Geiftlichkeit ( Erzbifchöffen und 
Bifchöffen), dem hoben Adel, und den Depntirten 
der Städte, mit Einſchluß des niedern Adels, be= 
ftanden hatten; fo waren zu der neuen Cortesverfamm- 
fung Abgeordnete aus allen Klaffen der Staatsbür: 
ger berufen worden, Die neue, von ihnen gegebene, 


Berfaffung *) beftand aus 229 Artikeln, in 6 


*) Vergl. die Sammlungen $. 19, 


== A Me ee Meere ee he. u nen u Fe 


Königreich Portugal, 681 


Titel getheilt, und ward von 136 anwefenden Cortes 
unterzeichnet, 

Der erfte Titel handelte von den Rechten und 
Pflichten der Portugieſen; der zweite von der por— 
tugieſiſchen Nation, ihrem Landgebiete, ihrer Reli— 
gion, Regierung und von der Dynaſtie; der dritte 
von der gefeßgebenden Gewalt, oder den Cortes; der 
vierte von der vollziebenden Gewalt, oder dem 
Könige; der fünfte von der Öeftaltung der Gerech: 
tigkeitspflege, und der fechfte von der Verwaltung 
und Negierung der Provinzen (nad) den Municipalis 
täten, den. Verwaltungsbehoͤrden, den Unterrichts = 
und Wohnfthätigkeitsanftalten). Die wefentlichften 
Beftimmungen dieſer, nach einer halbjahrigen Dauer 
wieder erlofchenen, Verfaſſung waren folgende: Alle 
Bürger haben ven freien ©ebrauch der perfinlichen 
Kechte und des Eigenthums. Niemand kann anders, 
als nach einem richterlichen Urtheile, verhaftet werden. 
Der Kichter ift verpflichter, den Grund der Verhaf— 
tung fehriftlich anzugeben. Die Preßfreibeit wird 
verbürgt; doch find die Schriftfteller für ihre Schrif— 
ten verantwortlih. Die Cortes werden Dafür ein 
befonderes Tribunal ernennen, Den Bifchöffen ſteht 
die Cenſur der Schriften zu, welche Religion und 
Sittenlehre betreffen. — Alle Bürger find vor dem 
Geſetze gleich; es finden weder in bürgerlichen, ‚noch in 
peinlichen Rechtsfaͤllen DBorrechte flat. Niemand 
kann feinem natürlichen Richter entzogen werden. Es 
kann Eein Specialgerichtshof errichtet werden. Folter, 
Infamie, Staupbefen, Brandmarkung und Güter: 
confifcation, find auf immer abgefchafft. Alle Staats: 
bürger, obne Unterschied, find zu allen Aemtern be= 
rechtigt; Tugend und Talent entfcheiden dabei. Ein 
jeder Bürger kann ven Cortes oder der Regierung 
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feine Petitionen und Befchwerden mittheilen, die un= 
ferfuche werden follen. Das Geheimniß der ‘Briefe 
ift unverletzlich, und die Verwaltung der Poſten für 
jede Verlegung diefes Geſetzes ſtreng verantwortlich. 
Die Eatholifche Religion ift die Religion der Nation; 
doc) fonnen Ausländer ihren befondern Religions: 
cultus ausüben. 

Die Nation befteht aus allen Portugiefen beis 
der HalbEugeln. Die Souverainerät beruht 
auf der Nation; doch kann fie nicht anders, als 
durch Die gefeßmäßig erwählten Kepräfentanten ders 
felben ausgeibt werden. Die Nation ift frei und 
unabhängig; fie kann nie das Eigenthum einer 
Derfon werden. Der Nation fteht das Recht zu, 
durch ihre geſetzlich erwählten Repraͤſentanten Geſetze 
zu geben. Die Regierung der Nation ift eine con 
ftitutionelle erblihe Monarchie, nach den 
Grundgefegen, welche die Ausübung der drei Ge— 
walten beftünmen. Dieſe Öewalten find die ge— 
ſetzgebende, vollziehende und richterliche. 
Die gefeßgebende Gewalt beruht beiden Cortes, 
doch in Abhängigkeit von der Sanction des Königs. 
Die vollziehende Gewalt fteht dem Könige und 
feinen Miniftern zu, Die fie unter feiner Autorität 
üben. Die rihterliche Gewalt beruht auf den 
Richtern, — Die regierende Dynaftie ift die 
des Haufes Braganza, in der Perfon Johanns6, 

Die portugiefifhe Nation wird durch ihre Cor— 
te8 repräfentirt; d. h. vurch die Bereinigung der 
von ihr gewählten Abgeordneten, mit Beruͤckſichti— 
gung der Gefammebevolferung der portügiefifchen 
Lander. Die Zufammenkunft der Cortes ift jährlich 
zu tiffabon. Ihre Sitzungen find öffentlich. Der 
König kann nur bei der Eröffnung und bei dem 


3 
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Schluſſe der Sitzungen der Cortes gegenwaͤrtig ſeyn. 
Die Miniſter koͤnnen, von ihm beauftragt, in dieſen 
Sitzungen erſcheinen, duͤrfen aber nicht der Abſtim— 
mung beiwohnen. Die Cortes ſind in Hinſicht ihrer 
geaͤußerten Meinungen unverantwortlich und perſoͤn— 
lich unverletzlich, außer im Falle, daß ſie auf einem 
Verbrechen ergriffen wuͤrden. Die Cortes haben das 
Recht, Geſetze zu geben, zu erklaͤren und abzuſchaffen. 
Sie ſetzen jaͤhrlich die Abgaben und Steuern feſt, 
und pruͤfen die Rechnungen der letzten Jahre. Ihnen 
ſind die Miniſter und uͤbrigen Staatsbeamten ver— 
antwortlich — Dem Könige ſteht (wie in der 
fpanifchen Verfaffung) in Hinficht der Sanction der 
von den Cortes gegebenen Gefege Fein abfolutes, fon= 
dern nur ein fufpenfives Veto zu. Der Konig kann 
die Cortes weder vertagen, noch auflofen. Sie koͤn— 
nen Veränderungen in der DVerfaffung vornehmen; 
doch erft 4 Jahre nach deren Verkündigung. Zur 
Annahme diefer Veränderungen gehört eine Stim— 
menmehrheit von 3 der anmwefenden Cortes. — In 
der Hauptſtadt bleibt eine permanente Commiſ— 
fion der Cortes, welche aus 7 aus ihrer Mitte 
erwählten Mitgliedern befteht, und die außer 
ordentlichen Gortes zu berufen berechtigt ift. — 
Die Steuern und ihre Vertheilungsart wird Durch ein 
Geſetz der Cortes beftimmt. Es kann Fein Indivi— 
duum und Feine Koörperfchaft davon befreit fenn. — 
Die Land- und Seemacht foll im Verhältniffe zur 
Bevölkerung des Königreiches ftehen. Der Soldat 
ift Bürger und foll alle Bürgerrechte genießen, Die 
Staatsfchuld wird garantirt. 

Die Autorität des Konigs geht von der Na— 
tion aus; fie ift untheilbar und unveräußerlich. Seine 
- Gewalt befteht im Allgemeinen darin: die Geſetze 
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vollziehen zu laffen, die deshalb nöthigen Decrete zu 
geben, und, nach der Verfaſſung, über alles zu 
wachen, was auf die innere und aͤußere Gicherheit des 
Staates fich bezieht. Der Koͤnig kaun feine Minifter 
frei ernennen und entlaffen; auf den Vorſchlag des | 
Staatsraths die Bifhöffe und die Mlagiftratsper- 
fonen, überhaupt zu allen Civil» und Militairftellen 
ernennen, die nicht durch Wahlen befegt werden; nach 
Anhoͤrung des Staatsraths die Geſandten und diplo- 
matifchen Agenten ernennen; Die diplomatifchen und 
Handelsverhältnifje mit dem Auslande leiten; ven 
Gefesen gemäß begnadigen; Krieg erklären und Frie— 
den ſchließen, doch muß er den Cortes Kechenfchaft 
von den Gruͤnden ablegen, Die ihn dazu beftimme 
haben; er kann Offenſiv-, Defenfiv-, Subſidien— 
nnd Handelsverträge fihliegen, allein mit Genehmi- 
gung der Cortes. — Die Minifter find verant 
wortlich. Es beficeht ein Staatsrath aus 13 
Derfonen, welche dem Könige die Verzeichniffe zu 
den zu beſetzenden Aemtern vorlegen, und ihn in allen 
wichtigen Kegierungsangelegenheiten, beſonders bei ver‘ 
Derweigernng der Sanction der Öefeße, bei Kriegs: 
erklärungen, bei Sriedensfchlüffen und bei der Unter: 
handlung von Verträgen berathen. Alle Staats: 
räthe find verantwortlich für die Ratbfchläge, welche 
fie dem Könige thun, und welche gegen die Gefege 
befunden werden, | 


138. 
Sortfeßgung 


c) Politifher Charakter der VBerfaffung 
vom 19. Apr. 1826. 


Nach der militairifchen Aufhebung dieſer Ver⸗ 
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fafjung durch den Infanten Michael ward Portugal 
ohme Cortes regiert, und die Intereſſen Portugals 
und Brafiliens blieben einander entfremdet, bis der 
brittifche Oefandte Charles Stuart einen Ver— 
trag”) zwifchen Brafilien und Portugal: vermittelte 
(29. Aug. 1825), nach welchem der Konig Johann 6 
die Unabhängigkeit und Selbftftändigkeit des Kaiſer⸗ 
reiches Braſilien, und deſſen voͤllige Trennung von 
Portugal, ſo wie ſeinen Sohn Pedro als Kaiſer Bra⸗ 
filiens anerkannte, ſich aber für feine Perfonven 
Eaiferlichen Titel vorbehieit. Dieſer Titel aber erloſch 
bald darauf bei dem Tode des Kaiſers und Koͤnigs 
Johann 6 am 10. Maͤrz 1826, nachdem er noch, auf 
den Rath ſeiner Miniſter, ſeine dritte Tochter, Iſa— 
bella, zur Regentin von Portugal ernannt hatte, 
Unter brirtifcher Vermittelung erkannte ver. Kaifer Don 
Pedro von Brafilien diefe Regentfehaft an, gab anı 
19. Apr. 1826, als König von Dortugal, dem König: 
reiche Portugal eine neue Berfaffung, (wie er 
fehon im J. 1824 in Brafilien gethan hatte) und ver: 
zichtete * einem Decrete vom 2. Mai 1826 **) 
unter den Bedingungen auf die Krone Portugals, daß 
er feine Tochter Donna Maria da Öloria zur 
Königin Portugals ernannte, welche fic) mit 
ihrem Oheime, dem Infanten M Nichael, vermäblen 
ſollte. Doch follte Die Prinzeffin Braſilien nicht eher 
verlaffen, bis die vom Kaifer gegebene Verfaſſung in 
Portugal beſchworen, und die Vermaͤhlung abgeſchloſ⸗ 
fen worden wäre. „Und meine Entſagung, wie die Abs 
fretung meiner Rechte, werden nicht gültig feyn, wenn 
eine diefer beiden Bedingungen mangelt,‘ 


*) Neuefte Staatsacten, Ih. 2. ©. ur 
**) Ebend. Th. 5. ©. 21; 
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Die nene DVerfaffung *), gegeben und unter: 
zeichnet von dem Kaifer von DBrafilien und Konige 
von Portugal und Algarbien, Don Pevre, 
am 19. Apr. 1826, als Uct der Souverainetät, und 
am 13. Jul. 1826 zu Liſſabon befannt gemacht, hat 
folgende wefentlihe Beftimmungen: 

Das Konigreich Portugal ift die politifche Ver: 
bindung aller portugiefifchen Bürger; fie machen eine 
freie und unabhängige Nation aus. Ihre Regierungs— 
form ift monarchiſch, erblich und repräfen: 
tativ. — „Die regierende Dynaftie wird fortges 
feßt in dem durchlauchtigften Haufe Braganza, 
und in der Perfon der Prinzeffin Donna Maria 
da Öloria, in Folge der Abdankung und Abtre— 
fung ihres Eoniglichen Vaters, Don Pedro's 1, Kai: 
fers von Brafilien, legitimen Erben und Nachfolgers 
Sohanns 6.“ | 

Die römifch = Earholifch = apoftolifche Religion 
wird fortwährend die Religion des Königreiches feyn, 
Alle, übrige Religionen find den Fremden mit haus: 
lichem Gottesdienſte geftatter, ohne Außerliche Zeichen 
und Tempel. | 

„Die Trennung und die Harmonie der 
politifchen Öewalten find das erhaltende Prin- 
cip der Rechte der Bürger, und das ficherfte Mittel, 
die Bürgfchaften wirkfam zu machen, welche die Vers 
faffung ihnen darbietet“ **). Es giebt vier aner- 





— — 


*) in d. neueften Staatsarten, Ih. 5. ©. 2265 und in Ernft 
Münds Grundzägen einer Geſch. des Nepräfentativs 
fuftems in Portugal. (Leivg 1827. 8.) ©. 244, 

**) Es darf in gefchichtlicher Hinſicht nicht überfehen werden, 
daß, fo wie in mehren Puncten, namentlidy aud) in 
der Aufftellung von vier Gewalten, die portugiefifche 
Verfaffung eine Nahbildung der Verfaffung 
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kannte Gewalten: die gefeßgebende, die ver- 
mittelnde (oder leitende) *), die vollzie- 
hende und die richterliche Gewalt. ı Die Repraͤ— 
fentanten der portugiefifchen Nation find der König 
und die allgemeinen Cortes. 

Die gefeßgebende Gewalt ſteht den Cortes 
unfer Sanction des Konigs zu. Die Cortes bes 
fiehen aus zwei Kammern: der Pairsfammer und 
der Kammer der Abgeordneten. 

Es gehört zu den Befugniffen der Cor 
tes: 1) den Eid des Königs, des Kronprinzen, des 
Kegenten und der Kegentfchaft zu empfangen; 2) den 
Kegenten, oder die Kegentfchaft zu erwählen, und 
die Örenzen ihrer Macht zu bezeichnen; 3) den Krone 
prinzen als Erben des Thrones in der erften Sitzung, 
die nach feiner Geburt ftatt haben wird, anzuerfen- 
nen; 4) dem minderjährigen Konige einen Bormund 
zu ernennen, wenn deſſen Vater in feinem Tefta= 
mente feinen ernannt hat; 5) beim Tode des Konigs, 
oder bei Erledigung des Thrones, einen Verwaltungs» 
rath zu bilden, der die Mißbräuche aufjuche und ab= 
ftelle, welche in die Verwaltung fich eingefchlichen 
haben fonnten; 6) Gefege zu geben, fie aus- 
zulegen, zu fufpendiren, zu widerrufen; 
7) über die Erhaltung der Verfaffung zu wachen. und 


Drafiliens vom Jahre 1824 ift, melde unter 
Brafilien, nach ihrem politifchen Charakter, entwickelt 
wird, und zwei Jahre früher, als die portugiefis 
fhe, von demfelben Regenten gegeben und unters 
zeichnet ward. — 

*) Syn politifcher Hinſicht unterfeheiden fi die portugiefifche 
und brafilifche DVerfaffung von allen andern neuen Ver: 
faffungen, daß fie vier Gewalten aufftellen, und die 
vermittelnde von der vollziehenden trennen, 
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für Das allgemeine Wohl der Nation zu ſorgen; 8) 
die Staatsausgabew jährlich feftzufesen, 
und die directe Steuer zu vertheilen; 9) den Eintritt 
fremder Land- und Seemacht in das innere des 
Keiches, oder in defjen Häfen zu verweigern; 10) 
jährlich, nach dem Berichte der Regierung, die Stärke 
der ordentlichen und außerordentlichen Jand= und See— 
macht feſtzuſetzen; 11) die Regierung zu ermaͤchtigen, 
Anleihen aufzunehmen; 12) die Hülfsquellen aufzu— 
fuchen und zu eröffnen, um die Zahlung der Staats- 
ſchuld zu ſichern; 13) die Verwaltung der Staats: 
domainen zu leiten und deren Veräußerung anzuord= 
nen; 14) öffentliche Aemter zu ſchaffen oder aufzu= 
heben, und deren Befoldungen zu beftimmen; 15) 
Gewicht, Gehalt, Werth, Umfchrift, Gepräge und 
Denennung der Münzen, fo wie die Norm der Maaße 
und Gewichte, zu beftimmen. 

Jede Segislatur dauert vier Jahre, und jede 
jährliche Sißung drei Monate, Die Ernennung des 
Präfidenten und des Vicepräfidenten der Pairskam— 
mer ſteht dem Könige zu. . Zur Beſetzung berfelben 
Stellen in der Deputirtenfammer wählt der König 
unter den ihm von der Kammer vorgefchlagenen In— 
Dividuen. — Die Sißungen beider Kammern find 
öffentlich, mit Ausnahme der Falle, wo das 
Staatswohl erfordert, fie geheim zu halten. — Die 
Gefchäfte » werden durch abfolute Stimmenmehrheit 
der anwefenden Glieder entfchieden, — ı Die Mit- 
glieder beider Kammern find unverleglich wegen der 
Meinungen, die fie in Ausuͤbung Hg Berufspflich- 
ten Außern. Cie fonnen nur verhaftet werden, wenn 
fie auf einer That ergriffen würden, welche die Todes- 
firafe nach fich zieht. Werden fie in Anklageftand 
gefeßt; fo wird der Richter alle weitere gerichtliche 
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Schritte einftellen und der betreffenden Kamnier Be: 
richt erftatten. Die Kammer entfcheidet darauf, ob der 
Proceß fortgeführt und Das angeklagte Mitglied von 
feinen Verrichtungen fufpendirt werden foll, oder nicht. 

Die Kammer der Abgeordneten ift wähl: 
bar und. temporair (zeitlich). Ihr flieht die Init ia— 
tive zu über die Auflagen, und über, die Rekruti— 
rung. Ihr ſteht ferner zu: 1) die Prüfung der vor— 
hergegangenen Staatsverwältung, und die Abftellung 
der Mißbräuche, die fih in dieſelbe eingefchlichen 
haben, 2) fo wie die Erörterung der von der vollzie— 
henden Gewalt geftellten Anträge, Cie Fann befchlie- 
Gen, daß Grund zur Anklage gegen Staatsminifter 
und Staatsräthe vorhanden fey. — Die Deputirten 
erhalten Geldentſchaͤdigung während der Zeit ihrer 
Eisung, und ihrer Her= und Hinveife, 

Die Pairskammer beſteht aus lebensläng= 
lichen und erblichen Mitgliedern, die vom Könige-in 
unbeftimmter Zahl ernannt werden. Der Kronprinz 
und Die Infanten find Pairs von Rechtswegen, und 
mehren nach erreichtem SZſie Jahre Sitz in der Kam- 
mer. Die ausfehlieglichen Befugniffe der Pairskam— 
mer find: „uͤber die ——— Vergehen der Glieder 
der koͤniglichen Familie, der Staatsminiſter, Staats— 
raͤthe und Pairs, fo wie über Die Vergehen zu ‚erfen= 
nen, welche von den Depukirten während einer Sitzung 
der keaislatur begangen werden; über die Verantwort— 
lichEeit der Miniſter⸗ Staatsfecretaire und Staatsräthe 
zu erkennen; und hei dem Tode des Königs Die Cortes 
zufammen zu rufen, um eine Kegentfchaft zu ernennen, 
wenn eine nöthig ſeyn ſollte. 

Der Vorſchlag, bie Oppoſition und die 
Genehmigung der Geſetzesentwuͤrfe ſteht jeder der 
beiden Kammern zu. Die vollziehende Gewalt laͤßt, 

St. W. 2fe Aufl. IV. 4 


690 Poſitives Staatsrecht. 


durch einen der Staatsminiſter, den Antrag machen, 
der ihr bei Abfaſſung der Geſetze zuſteht; er kann aber 
erſt, nachdem eine Commiſſion der Deputirtenkammer, 
von welcher der Vorſchlag ausgehen muß, ihn ge— 
prüft hat, in einen Öefeßesentwurf verwandelt 
werden. — Die Minifter Fonnen den Antrag, nach 
dem Berichte der Commiſſion, unterftügen und erör- 
tern; fie Eonnen aber weder abftimmen, noch bei der 
Abftimmung gegenwärtig feyn, außer wenn fie Pairs 
oder Abgeordnete find. Nimmt die Depntirtenfammer 
den Antrag anz fo fender fie ihn der Pairskammer. 
Nimmt fie ihn nicht an; fo berichtet fie deshalb an 
den König vermittelft einer Depuration von fieben Mit: 
gliedern. Nimmt die Pairskammer den Vorſchlag 
nicht ganz, fondern mit Amendements und Zuſaͤtzen 
an; fo fender fie ihn der Deputirtenfammer zurüd, 
Daffelbe gefchieht, wenn die Pairsfammer ihn ganz 
verwirft. — Auf gleiche Weiſe wird verfahren von 
der Deputirtenfammer, wenn der Öefeßesantrag von 
der Pairskammer ausgeht. — - Öenehmigt die Depu— 


- 


firtenfammer die Amendemente oder Zufäße der Pairs: | 


kammer nicht, oder umgekehrt, und befchließt die Kam— 


mer, ungeachtet der Verweigerung der andern, von - 


neuem die Genehmigung des Antrages; fo wirb eine 
Commiſſion von einer gleichen Anzahl Pairs und De— 
putirten ernannt, und was dieſe entſcheidet, gilt entwe— 
der als Geſetzesvorſchlag, oder als gaͤnzliche Verwer— 


fung deſſelben. — Wird der Gefegesvorfchlag der einen 


Kammer von der andern angenommen; fo faßt ihn dieſe 
in Form eines Decrets, und bittet “on König um deffen 
Sanction. Verweigert der Koͤnig ſeine Genehmigung; 


fo har dieſe Verweigerung eine abſohute Wirkung *). } 


*) Anders ift dies in der Verfaſſung Brafiliens. 


u 
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Die Ernennung der Abgeordneten zu den allges 
meinen Cortes gefihiehe durch indirecte Wahlen, 
Die Maffe der activen Bürger vereinigt fich in 
den nach Pfarreien abgerbeilten VBerfammlungen, und 


ernennt die Wähler der Provinzen, und dieſe er: - 


nennen die Stellvertreter der Nation. (Auͤsge— 
fchloffen von den Primairwahlen find: die Minder— 
jährigen unter 25 Jahren; die Bedienten; vie 
Mönche, alle die in einer Elöfterlichen Gemein: 
fchaft leben, und alle, die nicht ein jährliches Ein— 
fommen von 100,000 Milreis [ungefäbr 300 Fl.] 
aus liegenden Gerlinde n, Induſtrie, Handel oder Amt 
haben.) Wähler fonnen feyn, welche ein jaͤhr— 
liches Einkonimen von 200,000 Keis (600 31.) aus 
- Grundbefiß, Gewerbsfleiß, Handel, oder Amt be: 
fisen. Alle Derfonen, welche Wähler feyn Eonnen, 


find auch) fähig, Deputirte zu werden, wenn fie 


ein reines Einfommen von 400, 000 Reis ( 1200 
51.) haben, 

Die vermittelnde Gewalt ift der Schluß: 
ftein der ganzen politifchen Ovganifation, und gehört 
urfprünglich dem Könige, als Höchftem Dberhaupte 
der Nation, damit er beftändig über.die Handhabung 
und Erhaltung der Unabhängigkeit, des Gleichge— 
wichts und der Harmonie der andern politifchen Ge— 
walten wache. — Die Derfon des Konigs ift hei— 
lig und unverleglich; er iſt unverantwortlih. Der 
König uͤbt die vermittelnde Gewalt aus: 1) indem 
er die Pairs in unbeftimmter Zahl ernennt; 2) in= 
dem er die allgemeinen Cortes, und während der Zwi⸗ 
ſchenzeit ihrer Sitzung, im Fall daß es das Gtaats- 
wohl erforderf, Die außerordentlichen: Cortes zufam- 
men beruft; 3). indem er die Decrete und Befchlüffe 


der Cortes ſanctionirt, Damit fie rg erhal⸗ 
| en 
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‘ten; #) indem er die Staatsminifter ernennt oder 
abfest ; 5) indem er Amneſtie ertheilen Fan, und dag 
Begnadigungsrecht uͤbt. | 

Der König ift das Oberhaupt der vollziehen: 
den Gewalt, und übe folche Durch feinen Staats» 
minifter. Ihre vorzüglichften Befugniffe find: nach 
vier Jahren die neuen allgemeinen Cortes zuſam— 
men zu berufen; die Bifchöffe, und zu allen welt 
lichen und geiftlichen Aemtern zu ernennen; die Bez 
feßlshaber der Land- und Seemacht, die Gefandten, 
Conſuln und alle diplomatiſche Agenten zu ernennen; 
die Unterhandlungen mit dem Auslande zu leiten; 
Allianz, Dffenfiv-, Defenſiv⸗, Subſidien-⸗ und Han⸗ 
delsverträge zu ſchließen, fie, nach deren Abſchluſſe, 
zur Kenntniß der allgemeinen Cortes zu bringen, 
wenn das, Äntereffe und Wohl des Staates es vers 
ftatten; Krieg zu erklären und Frieden zu fhließen, 
und dabei den Cortes diejenigen Mirtheilungen zu 
machen, welche mit dem ntereffe und Wohle des 
Stentes vereinbar find; Naturalifationsdiplome, Ti— 
tel, Ehrenſtellen, Militaivorden und Belohnungszei— 
chen für dem Staate geleiftete Dienfte zu ertbeilen ; 
die Decrete, nftructionen und Reglemente für die 
Vollziehung der Geſetze auszufertigen; die. Verwen⸗ 


dung der durch die Cortes bewilligten Einkuͤnfte fuͤr 


die verſchiedenen Zweige der Verwaltung zu Decretis 
ven; das Erequatur der Coneciliendecrete, 


apoftolifhen Briefe, und aller andern 
firhlichen Gonftitutionem, wenn fie der 
Berfaffung nicht zuwider find, zu bewils 


figen oder zu verweigern, wobei immer die 
Genehmigung der Cortesvorangeben muß; 


überhaupt für alles, was die innere Ruhe des Staa— 


tes betrifft, in dem Durch die Derfaffung vorgefchries 
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benen Formen zu forgen. — Der König, che er 
als folcher ausgerufen wird, ſchwoͤrt in die Hände 
des Prafiventen der Pairskammer, bei verfanmelten 
beiden Kammern, den Eid auf die Verfaffung. - Der 
König kann, ohne die Erlaubniß der allgemeinen 
Cortes, nicht aus Dem Königreiche Portugal’ gehen, 
und wenn er es Derinoch thut, fo ſoll es angefehen 
‚werden, als habe er der Krone entfagt. — 
Die Cortes fegen, fobald der König zur Negierung ges 
langt, ibm, feiner Gemahlin, dem Kronprinzen und 
den Infanten, von dem Tage ihrer Geburt an, eine 
Dotation aus. 

Die Königin Donna Maria, von Gottes 
Gnaden und durch die Abdankung und Abtretung des 
Herrn, Dedro 1 Kaifers von DBrafilien, wird immer 
in Portugal herrfihen. Die legitimen Nachfommen 
derfelden werden auf den Throne nach) der Ordnung 
der Erfigeburt folgen, fo dag immer die Ältere Linie 
der jüngern, in derſelben Linie der nähere Grad dem 
entferntern, in demſelben Grade das männliche Ge: 
fehtecht dem weiblichen, und in demfelben Gefchlechte 
die ältere Perfon der jüngern vorgezogen werde, — 
Kein Fremder Eann in der Krone von Portugal nache 
folgen. — Die VBermöhlung der muthmaßlichen 
Thronerbin kann nur mit Einwilligung des Königs, 
und nie mit einem Fremden vor fich geben. ft ver 
‚König, bei dieſer beabfichtigten Vermaͤhlung der 
Thronerbin, verftorben; fo kann fie nicht ohne Ein— 
willigung der Gortes gefihehen. — Der Gemahl 
nimmt Eeinen Theil an der Regierung, und trägt den 
Titel König erft dann, wenn die Konigin ihm einen 
Sohn oder eine Tochter gebohren bat, 

Der König ift minderjährig bis zum zuruͤckgeleg— 
ten achtzehnten Sabre, (Darauf folge die weitläufige 
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Auseinanderfeßung über die Regentfchaft während 
der Minderjährigkeit.) 

Die Minifter unterzeichnen jeden Act ver 
vollziehenden Gewalt. Ohne diefe Formlichkeit koͤn— 
nen jene Acte nicht vollzogen werden. Die Staats: 
minifter find verantworflich: wegen Beftechlich- 
keit; Anftiftung von Verbrechen; wegen Erpreffung; 
wegen Mißbrauchs der Gewalt; wegen gefeßwidriger 
Handlungen; wenn fie auf irgend eine Art gegen 
die Freiheit, Eicherheit und das Eigenthum der Bür- 
ger handeln; wenn fie auch nur die geringfte Vers 
Ichwendung der Gtaatsgelder begehen. — Der mind 
liche oder fehriftlihe Befehl Des Königs rettet die 
Minifter von der Verantwortlichkeit nicht. — Kein 
Fremder, auch wenn er naturalifirt wäre, kann Staats— 
minifter werden, 

Die Staatsräthe werden vom Könige er: 
nannt, und bleiben es lebenslänglih. Sie follen 
bei allen wichtigen Angelegenheiten und bei den all 
gemeinen Derwaltungsmaasregeln, befonders über 
Kriegserklärungen, und bei allen Angelegenheiten ge= 
hört werden, wo der Konig die Befugniffe der ver- 
mittelnden Gewalt ausüben will. Die Staatsräthe 
find für die von ihnen ertheilten Rathſchlaͤge verant— 
wortlich. 

Alle Portugieſen ſind verbunden, die Waffen zu 
ergreifen, um die Unabhaͤngigkeit und Integritaͤt des 
Königreiches, gegen innere und. aͤußere Feinde 
zu vertheidigen. Der vollziehenden Macht ſteht 
es zu, die See- und Landmacht fo zu gebrauchen, 
wie fie e8 zur Sicherheit und Bertheidigung des Koͤ— 
nigreiches für zweckmaͤßig halten wird. 

Die gerichtliche Gewalt ift unabhängig, 
und foll beftehen aus Richtern und Geſchwor— 
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nen, welche leßtere fowohl in bürgerlichen 
als Sriminalfällen ftatt haben follen. Die Ge— 
fihwornen fprechen über ven Thatbeſtand; die Nichter 
wenden das Geſetz an. Die Nichter Eonnen ihr Amt 
nur Durch ein Urtheil verlieren. Alle Richter und 
alle Juſtizaͤmter find fir die Mißbrauche ihrer Ge— 
walt und für Amtsvergehen verantwortlih. — — In 
Griminalfällen find. das Verhoͤr der Zeugen, und 
das ganze Proceßverfahren von der Befihuldigung an, 
öffentlich. — In Eivil- und Criminalſachen koͤn— 
nen die Partheien Schiedsrichter ernennen, deren 
Urtheile ohne Appellation vollzogen werden, wenn bie 
beiden Partheien darüber überein Eommen. Dan kann 
feinen Proceß anfangen ‚ ohne bewiefen zu haben, daß 
man das Dergleichemittel verfiuht bat. Zurdiefem 
Ende werden Friedensrichter beſtellt, welche ges 
wählt werden wie die Mitglieder der Miunicipalitäten, 
In der Hauptſtadt befteht ein hoͤchſt es Juſtiz— 
gericht, deſſen Mitglieder nach der Anciennetaͤt aus 
den andern Gerichten gezogen werden. Dieſem Ge— 
richte ſteht zu: in den durch ein Geſetz zu beſtimmen— 
den Sachen und Formen die Zulaſſung zur Caſſa— 
tion zu geſtatten, oder zu verweigern; uͤber die Ver— 
gehungen und Irrthuͤmer der Richter in ihren Amtes: 
verrichtungen, der DOberrichter, und Der Angeftellten 
bei dem diplomatifchen Korps zu erfennen; in Sachen 
ftreitiger Oerichtsbarkeit und Competenz der Provin— 
zialgerichte zu erkennen und zu entſcheiden. 

An allen Städten und Marktflecken follen Mus 
nicipalitäten beftehen, welchen die Wirthſchaft 
und Verwaltung vderfelben zukommt. Die Munici— 
palitäten werden gewählt. Das Mitalied, welches 
die meiften Stimmen für fih bat, wird Prafident. 

Die Einnahme und Ausgabe ver oͤffentli— 
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hen Einkünfte wird durch eine Behörde beforgt, 
welche den Namen: öffentlicher Schaß, führe. 
Einzelne Abrheilungen deſſelben beforgen die Vers 
waltung, und die Rechnungen, Alle directe Eteuern, 
ausgenommen diejenigen, welche zur Bezahlung der 
Zinfen und Tilgung der Staatsſchuld beftimme find, 
follen jedesmal auf ein Jahr durch Die Cortes be— 
ftimme werden, aber fo lange fortdauern, bis fie 
öffentlich für abgefchafft erklärt, oder an deren Stelle 
andere eingeführt worden find, — Der Finanzminis 
fter, nachdem er von den andern Miniftern vie Minis 
fterialbudgers ihrer Ausgaben erhalten hat, foll jähr: 
li) der Deputirtenfammer eine allgemeine Bilanz 
aller offentlichen Ausgaben des bevorftchenden Jahres 
und den Betrag aller Abgaben und üffentlichen Ein- 
fünfte vorlegen. 

Die allgemeinen Cortes unterfuchen beim Ans 
fange ihrer Sitzungen, ob die Verfaffung genau beob- 
achtet worden if. Wenn nah Verlauf von vier 
Jahren, von der Befhwärung der Verfaffung an 
gerechnet, anerkannt würde, Daß einer ihrer Artikel 
abzuändern wäre; fo foll der Antrag deshalb fehrift: 
lich gemacht werden, Diefer muß von der Deputirs 
tenfammer ausgehen und von einem Dritthelle ihrer 
Mitglieder unterſtuͤtzt werden. 

Die Verfuͤgung eines Geſetzes kann keine ruͤck⸗ 
wirkende Kraft haben. Jeder kann ſeine Gedanken 
entweder muͤndlich, oder ſchriftlich, oder im Drucke 
bekannt machen, ohne einer Cenſur unterwor— 
fen zu ſeyn; doc) iſt er für den Mißbrauch, nach 
den durch Das Gefeß beftimmten Fallen und Formen, 
verantwortlich. — Niemand fann aus Religi— 
onsgründen belangt werben, fo lange er bie 
Religion des Staates ehrt, und die öffentliche Moral 
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nicht verlegt. Jeder kann im Konigreiche bleiben, 
oder es verlaffen, wie es ihm beliebt, und fein ganz 
zes Eigenthum mitnehmen, nur muß er fich nad) 
den Polizeiverfügungen richten, und die Anfprüche 
der Dritten befriedigen: - Seder Brger bat in feinem 
Hanfe ein unverlegliches AUfyl. Bei Nacht darf man 
es ohne feine Einwilligung nicht betreten, außer im 
Falle einer Hülfsforderung von innen, oder einer 
Feuers- oder Waſſersnoth von außen her. Bei Tage 
foll der Eintritt in das Haus nur in den Durch das 
Geſetz beſtimmten Fallen und Formen erlaubt feyn. — 
ſtiemand kann ohıre gegen ihn eingereichte 
Klage verhaftet werden, außer in gefeglich beſtimm— 
ten Fallen, und in diefen Fällen ſoll der Richter 
binnen 24 Stunden den Verhafteten, durch eine 
unterzeichnete Note, den Grund jeiner Verhaftung, 
die Namen der Antlaͤg ger und der Zeugen, wenn er 
ſie kennt, kund thun. Selbſt in Eimnmalfallen darf 
Niemand ins Gefaͤngniß gefuͤhrt, oder in demſelben 
zuruͤck gehalten werden, wenn er in den Faͤllen, wo 
es das Geſetz verftattet, Buͤrgſchaft leiſte. Mit 
Ausnahme der Croreifung auf frifcher That, Eann 
Niemand ohne fchriftlichen Befehl der rechfmäßigen 
Behörve ins Gefaͤngniß gebracht werden, Niemand 
kann verurtheilt werden, als Durch Die gehörige Be— 
hörde. Keine Behörde darf eine anhängige Sache 
vor ein anderes Gericht bringen, fie unterdrüden, 
oder abgemachte Proceffe wieder ins Leben rufen. — 
Jeder Bürger kann zu jeder öffentlichen 
bürgerlichen, politifchen und militärifchen 
Stelle gelangen, ohne allen Unterſchied, 
außer dem feiner Talente und Tugenden. 
— Niemand ift von der, nach dem Verhaͤltniſſe fei- 
ner Habe berechneten, Beifteuer zu den Staatsaus- 
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gaben entbunden. Alle Privilegien find abgefchafft, 
die nicht wefentlich und wegen des gemeinen Beften 
mit den Aemtern verbunden find, Es giebt feine pris 
vilegirte Gerichtsbarkeit, Feine Epecialcommiffion. 
Es foll baldigft ein Civil- und Criminalgeſetzbuch ab— 
gefaßt werden. Staupbefen, Tortur, Brandmarfung, 
und alle andere granfame Strafen find abgejchafft. 
Keine Strafe joll fich weiter erſtrecken, als auf Die Per: 
fon des Verurtheilten. Die Guͤterconfiſcation ift aufz 
gehoben. — Die Staatsfiyuld iſt gefichere. — Die 
Verfaſſung garantirr den Erbadel und deffen Rechte, 
— Das Geheinniß der Briefe ift unverleglich. — 

Dieſe Verfaffung Portugals befhwor *) der, 
unter dDiefer Bedingung von feinem Bruder, dem 
Kaifer, zum Regenten des Konigreiches ernannte-n= 
fant Don Miguel zu Wien am 4. Oct. 1826, 


139, 
44) Brafilien. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Brafilien gewann feit der Zeit **), daß der Prinz- 
Kegent von Portugal (1808) den einftweiligen Re— 
gierungsfiß nach Rio Janeiro verlegte, an Wohl: 
ftand, Reichthum und Bevoͤlkerung, fo wie an be— 
deutend erweiterten Handelsverbindungen. Zugleich 
wurden aber auch die politifchen Grundfäße, welche 
während diefer Zeit abwechfelnd in Europa berifchten, 
in Brafilien bekannter und verbreiteter, und Bra— 
filien fühlte, feitvem e8 von dem Regenten (1815) 


5) Meuefte Staatsacten, Th.6. ©. 198. 
**) Bol. Pölitz, die Statenfyfieme Europa’sund 
Amerita’s, Th. 3. ©. 300. 
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zum ſelbſtſtaͤndigen Konigreiche erhoben worden 
und aus den fruͤhern druͤckenden Kolonialverhaͤltniſſen 
hervorgetreten war, ſein geſtiegenes politiſches Ge— 
wicht. Doch zeigte fich Die erfte bedeutende politifche 
Dewegung nicht früher, als nachdem die (1820) 
in Portugal zufammengetrefenen außerordentlichen 
Cortes die Entwerfung einer neuen, auch für Bra— 
filien geltenden, Berfaffung ausgefprochen hats 
ten, Da erklärten fich im Jan. und Februar 1821 
die brafilianifchen Provinzen Para und Bahia, 
und in März auch Pernambuco für die Verfaſ— 
fung Portugals, und bildeten einfiweilige unten 
in ihrer Mitte. Die Inſel Madeira folgte diefem 
DBeifpiele. Schon hatte der König Johann 6, be 
nachrüchtigt von den Vorgängen in Para und Bahia, 
(18. Sebr. 1821) befohlen, daß Abgeordnete aller 
Provinzen Brafiliens, fo wie von den Azoren und Mas 
deira, zu Rio Janeiro fi) verfammeln follten, um 
zu berarbfihlagen über Abänderungen und Verbefjes 
rungen in der Berfaffuiig der portugiefifehen Corteg, 
nach den ortlichen Berhälmiffen und Bepürfniffen 
DBrafiliens, als (26. Febr.) die Befaßung von Rio 
Janeiro den Beitritt des Königs zur porfus 
giefifhen Berfaffung verlangte, welchen fogleich 
(26. Febr.) der Kronprinz Don Pedro verfprach 
und befehwor, und (28. Febr.) der König in einem 
Decrete beftätigte. 

Bald darauf (7. März 1821) machte der König 
durch ein Decrer feine bevorftehende Ruͤckkehr nad) 
Siffabon befannt, worauf er (21. Apr.) den Kronprin= 
zen zum Prinz: Kegenten und zu feinem Stell: 
vertreter mit den ausgedehnteften Vollmachten in 
DBrafilien zuruͤckließ, und (26. Apr,) nach Portugal 
ſich einfchiffte. 
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War ſchon am 21. Apr. 1821, bei der militai— 
riſchen Aufloͤſung einer auf der Börfe zu Rio Janeiro 
gehaltenen Wahlverfammlung‘, Blue gefloffen; fo 
zeigte ſich, nad) der Abreife des Königs, das Stre— 
ben der Brafilianer immer. ftärfer,, von Portugal 
fi) zu trennen und zur volligen Selbſtſtaͤndig— 
feit und Unabhängigkeit von Europa zu 
gelangen. Diefe unrudige Stimmung der Braſilianer 
ward gefteigert, als man die Abreiſe des Prinz-Re— 
genten nach. Europa, und ſodann die Behandlung 
Drafiliens als einer Kolonie Portugals von dem Minis 


ftertum zu Liſſabon befürchtete. Als nun dem Prinz: - 


Kegenten erklärt ward, feine Abreife werde die Folge 
haben, daß Brafilien zu einer unabhängigen 
Kepublif fich geftalte; fo beſchloß er, daſelbſt zu 
bleiben. Zugleich mußte er dem Verlangen des Senats 
von DBrafilien nachgeben, indem er theils Hundert 
Depntirte aus den einzelnen Provinzen 
DBrafiliens zur Entwerfung einer befondern 
Derfaffung für Diefes: Neich berief, theils verfprach, 
nicht nach Europa zuruͤckzukehren, fondern in’ ‘Bra= 
filien zu regieren, und den Titel: Befchüßer und 
Vertheidiger des Königreiches Braſilien annahm, 
Darauf fprachen (1. Aug. 1822) die verfammelten 
brafilifchen Gortes die Trennung Brafiliens 
von Portugal aus, und ernannten (12, Det.) den 
Prinz» Kegenten zum conftitutionellen Kaifer 
von Brafilien. Der Prinz nahm diefen Titel, 
zugleich mit dem eines immerwährenden Be— 
fhüsers von Brafilien an, und erließ eine Er— 
Elärung über die dem neuen Kaiferreiche zu gebende 


Verfaſſung, „Durch welche eben fo dem Defpotismus, 


wie der Demokratie vorgebeugt werden folle.” Kine 
Commiffion, beauftragte mit dem Entwurfe einer bes 
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Sondern, für Brafilien beffimmten, Ver: 
faffung, beendigte am 30. Aug. 1823 ihr Gefchäft. 
Dieſer Entwurf umſchloß, in 15 Titeln, 272 Arti= 
el. — Der politifibe Charafter diefes Verfaſſungs— 
entwurfes erhellt aus feinem wefentlichen Inhalte: 

Das Kaiſerreich Braſilien iſt eins und untheil— 
bar. (Darauf folgte die Gebietseintheilung deſſelben, 
mit moͤglichſter Beruͤckſichtigung der natuͤrlichen Gren- 
zen und der Gleichheit der Bevölkerung in den eine 
zelnen Provinzen.) Brafilier find alle freie Men— 
ſchen, welche Brafilien bewohnen, und dafelbft ge= 
bohren find; alle Portugiefen, welche vor dem 12, Det, 
1822 fich dafelbft aufgehalten haben; Sklaven, welche 
einen Freibrief erhalten; Die im Reiche gebohrnen 
Kinder von Ausländern, wenn ihre Aeltern nicht im 
Dienfte ver Stammnation ftehen; naturalifirte Aus— 
länder von jeder Nation. — Die Berfaffung vers 
bürgt allen Brafiliern folgende Rechte: perfonliche 
Freiheit; Geſchwornengerichte, doch nur auf Crimi— 
nalfaͤlle beſchraͤnkt; Religionsfreiheit, doch wird die 
roͤmiſch-katholiſche Religion für Staatsreligion erklaͤrt 
(Nichtchriſten werden geduldet, find aber von dem 
Genuſſe der politifchen Rechte ausgefihloffen) ; Ges 
werbefreiheit; Unverlestheit des Eigenthums; Preß— 
freiheit (doch haben vie Bifchöffe die Cenſur der mora= 
lifhen und religiofen Schriften). — Das Keich iſt 
eine vepräfentative, in der Dynaſtie des Kaifers 
Don Pedro, erblibe Monarchie. Die aner— 
kannten Staatsgewalten find die gefeßgebende, 
vollziehende und richterliche. Dieſe werden 
von der Nation verliehen. Jede Ausuͤbung der— 
ſelben, ohne dieſe Verleihung, wird als Gewaltanma— 
ßung betrachtet. — Die Geſetzgebung ſteht dem Kaiz 
ſer und der Nationalverſammlung gemeinſchaftlich 
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zu. Die Nationalverfanmlung befteht aus zwei 
Rammern: dem Senate und der Deputirtenfammer. 
Alte Gefege müffen, in der Kegel, öffentlich verhan— 
dele werden. Zur Faſſung eines gültigen Befchluffes 
muß mehr, als die Hälfte der Mitglieder eines Haufes 
anwefend ſeyn. Jede Generalverfammlung dauert 
vier Jahre. Die jährlichen Sitzungen währen vier | 
Monate und beginnen am 3. Mai. Kein Beamter, 
mit Ausnahme der Minifter und Staatsräthe, Fann 
Mitglied der Kammern werden. | | 

Alte Gefeßesvorfchläge über Einnahme und Aus- 
gabe, über das Militair, und über die Verleihung der _ 
Vollziehungsgewalt, geben von der Deputirtenfammer 
aus. Der Senat kann Fein Stenergefeß verändern, 
fondern blos annehmen oter verwerfen. — Alle 
vom Kaifer ausgebende Antrage werden 
zuerft in der Deputirtenfammer verhan— 
delt. Die Mitglieder derfelben werden auf vier 
Jahre — als die Dauer Einer Legislatur — er 
wählt; die Senatoren auf Lebenszeit. — 
Zum erftenmale geht die Wahl der Senatoren und 
Deputirten von den Provinzen aus; der Kaifer er- 
nennt fie aber aus einer dreifachen Lifte. Bei fpätern 
Erledigungen im Senate wählt der Kaifer aus einer 
dreifachen, von der Deputirtenfammer ihm vorgeleg- 
ten, Lifte, 

Wenn ein Gefes beide Häufer paffirt hat, wird 
es dem Kaifer vorgelegt, der innerhalb eines Monats 
daruͤber entfcheider. Iſt diefe Zeit verfloffen, ohne 
daß dies geſchah; fo erhält das Geſetz ohne weis 
teres öffentliche Öültigfeit. Der Kaifer kann 
— ſeine Zuſtimmung verweigern. Wenn aber 

as Geſetz zum drittenmale in beiden 
Haͤuſern durchgeht; fo wird es gültig. 
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Die große Maſſe der Buͤrger erwaͤhlt zuerſt Wahl— 
herren; dieſe wählen fodann die Deputirten. Minder— 
jaͤhrige, Officiere, Weltgeiſtliche, Moͤnche, Bediente 
und Tageloͤhner koͤnnen nicht waͤhlen. Um Wahl: 
herr zu werden, muß man ein jaͤhrliches Einkommen 
am Werthe von 250 Alqueires Mandiocca-Mehl, 
um Deputirter zu werden, ein jaͤhrliches Einkom— 
men am Werthe von 500 Alqueires Mandiocca = 
Mehl befisen, und 25 Jahre alt feyn. Ein Se 
. nator muß 40 Jahre alt feyn, und jährlich den 
Werth von 1000 Alqueires befißen. 

‚ Die Perfon des Kaifers ift heilig und unver: 
leglih. Er ernennt und entläßt die Minifter und 
Staatsräthe, ernennt Geſandte, erklärt Krieg und 
ſchließt Frieden. Die Civillifte wird beim Anz 
fange jeder Regierung feftgefeßt, und bleibt, während 
der Dauer derfelben, unveraͤndert. Erhalt ein Kron— 
erbe von Brafilien Anfprüche-auf eine fremde Krone; 
fo kann er nicht beide befißen, fondern muß Die eine 
oder Die andere wählen. RR 7 

Die Minifter und fammtliche Staatsbeamte find 
verantwortlich. Kein mündlisser oder fchriftlicher 
Befehl des Kaifers kann fie vor Derantwortlichkeit 
ſchuͤtzen. Die Staatsräthe find verantwortlich für Die 
Gutachten, die fie abgeben. — 

Diefer Verfaffungsentwurf ward zwar von der 
Nationalverfammlung angenommen, dom Kaifer aber, 
wegen zu großer Beſchraͤnkung der Kegentengewalt, 
verworfen. Als daher die Nationalverfammlung bei 
diefer Verfaffung bebarrte und am 11. Nov. 1823 
für permanent fich erklärte, ließ der Kaifer fie 
(12. Nov.) militärifch auflöfen, und einige Mit: 
glieder derfelben verhaften, Doch bereits am 16. Nov. 
erließ er eine Erklärung, worin er den Brafilianern 
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eine eigne Derfaffung verfprach, welche, nach. ihren 
Grundbeftimmungen, am 11. Dec. 1823 der zweis 
ten, von ihm zufanmenberufenen, Nationalverfamme 
fung vorgelegte ward. Durch Sammlung der Stim- 
men in der Hauptftadt und in den Provinzen ward 
diefe Derfafjung angenonmen, und am 25. März 
18524 vom Kaifer der Eid auf diefelbe geleifter. Doch 
erfolgte am 25. März 1826 ein neues Publica 
tionsdecret derfelben, coñtraſignirt von Joao Se— 
veriano Maciel da Coſta, welcher zuerſt — mit den 
übrigen Miniſtern und Staatsraͤthen — den Verfaſ—e 
ſungsentwurf vom Jahre 1823 unterzeichnet hatte. 


140. 


Fortſetzung. 
b) Verfaſſung vom 25. März 1824. 


Der wefentlihe Inhalt der 179 Artikel der 
neuen Berfaffung Brafiliens vom 25. Marz 1824 ift 
folgender: Das Kaiferreich Brafilien ift der politifche 
Berein aller brafilifchen Bürger, Sie bilden eine 
freie Nation, die Fein Band einer Union oder Foͤde⸗ 
ration verftattet, «Das dem Grundfaße der Unabhäns 
gigkeit entgegen ift. Die Negierungsform iſt eine 
erbliche, conftitutionelle und repraͤſenta— 
tive Monarchie. Die regierende Dynaſtie iſt Die 
des Don Pedro, Kaifers und beftändigen Vertheidi— 
gers von Brafilien. Die taatsreligion iſt ‚Die 
eomifch = Fatholifche. Die Ansübung andrer Religio— 
nen ift erlaubt, doch ohne Äußeres Gepraͤnge. Die 
Theilung und Uebereinftimmung der politifhen Ger 
walten ift das erbaltende Princip der Bürgerrechte, 
und das ficherfte Mittel, Die wahrhaften, von. der 
Berfaffung angebotenen, Buͤrgſchaften zu leiften. Es, 
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werben Durch Die Verfaffung vier politifche Ge- 
walten anerkannt: die gefeßgebende, die ver- 
mittelnde (Poder moderador), die vollziehenve 
und die richterliche. Die Nepräfentanten ver bra= 
filifchen Nation find: der Kaifer und die Ge: 
neralverfammlung. — Alle Gewalten im bra-= 
filifchen Kaiferreiche werden von der Nation über: 
tragen (sao delegacoes da Nacäo), Die gefeßges 
bende Gewalt ift, mit Sanction des Kaifers, 
der Öeneralverfammlung übertragen. Die 
Generalverfammlung befiehbt aus zwei Kammern: 
die der Deputirten, und die der Senatoren. 
Der Generalverſammlung ftehen folgende Befugniffe 
zu: 1) den Eid des Kaifers, des Kronprinzen, des 
Kegenten, oder der Kegentfchaft entgegen zu nehmen; 
2) den Regenten, oder die Negentfchaft zu erwählen, 
und die Grenzen ihrer Machtbefugniffe zu beftimmen ; 
3) den Kronprinzen als Ihronerben in der erften 
Eißung nach feiner Geburt anzuerkennen; 4) ven 
Vormund eines minderjährigen Kaifers in dem Falle 
zu ernennen, wenn ihm der Vater durch Teftament 
feinen beftellt haben ſollte; 5) die Zweifel zu loͤſen, 
die in Betreff der Thtonfolge fich erheben Eönnten; 6) 
nach dem Tode des Kaifers, und während der Erledi— 
gung des Thrones, eine Unterfuchung über die vor— 
bergehende Verwaltung anzuordnen, und die Miß- 
brauche abzuftellen, die fich eingefchlicheu haben duͤrf— 
ten; 7) im Falle des Ausfterbens der regierenden 
Dpnaftie eine neue zu wählen; 8) Geſetze zu ge— 
ben, auszulegen und zu fufpendiren; 9) 
über die DVerfaffung und das Otaatsintereffe zu 
wachen; 10) alle Jahre die öffentlichen 
Abgaben zu beftimmen und die directe 
Steuer zu vertbeilen; 11) die ordentliche und 
St. W. ate Aufl. IV. 45 
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außerordentliche Land- und Seemacht jährlich nach 
den Berichte der Regierung zu beftimmen; 12) frem— 
den Truppen den Eingang in das Gebiet und vie 
Häfen des Reiches zu verfagen, oder zu geftatten; 
13) die Regierung zu ermächtigen, Anleihen zu 
machen; 14) die Mittel zur Abzahlung der Staats— 
Schuld zu beftimmen; 15) die Verwaltung der Natio— 
naldomainen anzuordnen und deren Veräußerung zu 
verfügen ; 16) vffentliche Aemter zu errichten oder ab— 
zufchaffen, und für die Befoldung der errichteten Gtel- 
len zu forgen; 17) ©chrot und Korn’ der Münzen, 
Maas und Gewicht zu beſtimmen. Jede Segislatur 
währe 4 Sahre, und jede Sitzung + Monate, — 
Die Rammer der Abgeordneten ift wählbar 
amd femporait, Sie hat ausfihlieglich, die Initia— 
tive in’ Betreff der Steuern, der Kekrutenaushebung, 
und der Wahl der Dynaftie im Falle des Erloͤſchens. 
Sie unterfucht die Verwaltung, und erklärt fich über 
die Reformen der bei derfelben eingeriffenen Mißbräuche, 


Sie decretirt, wenn die Minifter und Gtaatsrärbe in 


Anklageftand gefest werden folien. Der Senat be: 
ſteht aus Mitgliedern, die auf Lebenszeit erwählt wer- 
den. Jede Provinz hat halb fo viel Senatoren zu 


wählen, als die Zahl ihrer Deputirten beträgt, wenn 


die Zahl gerade ift; im entgegengefeßten Falle aber 
die Hälfte weniger einen; fo daß eine Provinz, die 
11 Deputirte ſendet, nur 5 Senatoren ernennt. Hat 
eine Provinz nur einen Deputirten; fo wählt ſie 
auch einen Senator. Die Wahlen finden auf die— 


felbe Weife ftatt, wie" fir die Deputirten; nur 


wählt fie ver Kaifer nach einer dreifachen, ihm 
vorgelegten, Lifte, Um für die Kammer der Depu= 
tirten wählbar zu feyn, muß man ein jährliches Ein- 


fommen von 2500 Fr. (400 Milroas) haben. — 


* 
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Die Sitzungen beider Kammern find öffentlich, mir 
Ausnahme der Fälle, wo es das Wohl des Staates 
_ fordert, daß fie geheim find. — Die Mitglieder der 
Kammern find in Hinfiche der Meinungen, die fie 
bei ver Ausübung ihrer Functionen äußern, unver: 
leglich. Kein Mitglied der Kammern Fann anders, 
als Durch eine Verordnung der Kammer, welcher e8 
angehört, verhafter werden. — Der Antrag, die 
Dppofition und die Billigung der Gefeßesvorfchläge 
fiedt einer jeden der beiden Kammern zu. Der Ans 
frag gefchieht durch einen Staatsminifter im Namen 
der vollziehenden Gewalt. Diefer Antrag wird durch 
eine Commiffion der Deputirtenfammer unterfucht, 

von welcher er ausgehen muß, um in einen Sefeßes- 
vorfihlag verwandelt zu werden. Die Minifter Eon: 
nen den Verhandlungen über den Antrag beimohnen 
und Theil daran nehmen, fobald der Bericht der 
Commiſſion erfolgt ift. Doch koͤnnen fie nicht ſtim⸗ 
men, noch bei’ der Abſtimmung gegenwaͤrtig feyn;, 

ausgenommen, wenn fie Senatoren over Deputirte 
find. Hat die Kammer der Deputirten- einen Ent: 
wurf angenommen; fo überfendet fie denfelben ver 
Kammer der Senatoren. Wird der Antrag nicht 
angenommen; fo wird Diefes dem Kaifer durch eine 
Deputation von T Mitgliedern der Deputirtenfammer 
bekannt gemacht. Wenn die Kammer der Senatoren 
‚den Entwurf der Deputirtenkammer ganz verwirft, oder 
ihn verändert, ‘oder Zufäße macht; fo geht er an die 
Deputirtenfammer zurüd. Auf dieſelbe Weiſe ver: 
fahrt die Kammer der Deputirten gegen den Genat, 
wenn ein Gefeßesentwurf von demfelben ausgeht. — 
Wenn die Deputirtenfammer die Verbefferungen oder 
Zufäße des Genats (oder vice versa) nicht billige, die 
Kammer aber doch der Meinung ift, en der Entwurf 

5 * 
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an fich vortheilhaft fen; fo Fann fie durch eine Deputa— 
tion die Zufammenfunft beider Kammern 
fordern, wodurch ein Reſultat der Difeuffion erfolgt. 
— Wenn in einer der beiden Kammern ein Entwurf, 
welcher von der andern Kanımer eingefandt ward, voll 
ftändig angenommen wird; fo wird er in die Form 
eines Decrets gebracht, und dem Kaifer zur Sanction 
vorgelegt. Verweigert der Kaifer feine Zuftimmung; 
fo hat diefe Verweigerung nur eine zögernde Wirkung. 
Denn wenn diefe Verweigerung zweien gefeßgebenden 
Verſammlungen, welche den Entwurf gebilligt haben, 
gegeben wird; dann verftehen fie diefelbe fo, daß 
der Kaifer feine Sanction ertbeilt habe. 

Die vermittelnde Öewalt des Kaifers 
beftebt darin, die Senatoren zu ernennen, die Geſetze 
zu genehmigen, die Öeneralverfammlung aufzulöfen 
oder außerordentlich zu berufen ‚die Minifter zu ernen= 
nen, obrigfeitliche Perfonen und gerichtliche Verfol— 
gungen zu fufpendiren, zu begnadigen, und Amneftie 
zu bewilligen, _ Die Perfon des Kaifers ift heilig und 
unverleglich. Er ift unverantwortlich. — Der Kai— 
fer ift das Oberhaupt der vollziehbenden Gewalt, 
und uͤbt diefe durch die Minifter. Zur vollziehenden 
Gewalt gehört die Ernennung der Bifchöffe, die Vers 
leihung Eirchlicher Pfründen, die Ernennung zu Staats- 
ämtern, zu den DBefehlshaberftellen ver Land- und 
Seemacht, zu den Geſandtſchaften; die Abſchließung 
der Verträge mit dem Auslande; die Kriegserklärungen, 
Friedensſchluͤſſe u. a. Außerdem ftehr der vollziehen- 
den Gewalt zu: die Genehmigung apoftolifcher Bre— 
ven, oder Die Verweigerung, fobald die Breven der 
Verfaſſung zuwider find. — Die Prinzen des Haus: 
fes find Senatoren dem Rechte nach, erhalten aber das 
Stimmrecht erft nach erreichtem 2öften Jabre, Dem 
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Senate ſtehet zu: uͤber die individuellen Vergehungen 
der Mitglieder der kaiſerlichen Familie, der Staats— 
minifter, der Staatsräthe, der Senatoren, der Depu— 
firten, und über die Verantwortlichkeit der Staatsſecre— 
faire und Staatsräthe zu erkennen. Der Senat be- 
ruft die Nationalverfammiung, fobald der Kaifer dies 
zwei Monate nach der in der Verfaffung beftinnmten 
Zeit unterläßt, — Die Verfaffung erkennt und ges 
währleifter jeder Hauptftadt der Provinzen das Necht 
der Mitaufficht über die Angelegenheiten ihrer Provinz. 
Diefes Recht wird durch die Bezirfsfammern geübt. 
— Der Kaifer darf, ohne Einwilligung der General: 
verfammlung, Brafilien nicht verlaffen. Geſchieht es; 
fo wird es betrachtet, als habe er der Krone entſagt. 
In der Thronfolge geht das männliche Gefchlecht, in 
demfelben Grade, dem weiblichen vor. Kein Frem-⸗ 
der Fann die Krone Brafiliens fragen. Niemand 
darf verhaftet werden ohne bewiefene Schuld; und 
felbft in dieſem Falle darf er nicht gefangen gefeßt wer- 
den, wenn er in Fällen, die das Geſetz zuläßt, hin— 
längliche Bürgfchaft leifter. — Jeder Bürger kann 
zu allen offentlichen bürgerlichen Staats: und Mili- 
tairftellen gelangen, ohne allen Unterfchied, als ven 
feiner Talente und Tugenden. Alle Brivilegien find 
abgefchafft; eben fo die Peitfche, die Folter, das 
Brandmarken n. a.; die Confifcation der Güter ift 
aufgehoben. Die Staatsfihuld wird garantirt. Alle 
Gilden find abgefchafft. Das Briefgeheimniß ift un: 
verletzlich — Die Minifter find verantwort— 
lich für Hochverrath, Beſtechung, Aufriegelung, 
Erpreffung, Mißbrauch der Gewalt, Nichtbeachtung 
der Gefese, Handlungen gegen Freiheit, Sicherheit 
und Eigenthum der Bürger, und Verfchleuderung des 
Staatsvermogens. — Uuter den anerkannten bürger: 
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lichen Rechten ift auch die Publication von Schriften 
ohne vorgängige Cenſur; doch mit Verantwortlichkeit 
für die dadurch verlegten Rechte. — Die rich ter: 
liche Gewalt ift unabhängig, und befteht in Richtern 
und Gefchwornen. Die Gefchwornen fprechen über 
den Tharbeftand; die Richter wenden das Geſetz an. 


— 


| 141. 
45) Freiftaat Hapyti (Domingo. ) 
. a) Gefchichtliche Einleitung. 


Wenn in den mittel- und füdamerifanifchen 
Provinzen Spaniens die Trentung vom europäifchen 
Stammlande erſt feit dem Jahre 1808 befchloffen, 
und die Unabhängigkeitserklärung und Gelbftftändig- 
keit dieſer Kolonieen noch fpäter von den Congrefjen 
derfelben ausgefprochen ward; fo trennte die Inſel 
Domingo, von welcher. ver fpanifche Antheil im 
Sabre 1795 an Frankreich abgetreten ward, bereits 
während der erfien Stürme der franzofifchen Revo: 
fution fich von Europa. Denn mächtige Leidenſchaf— 


ten wurden auf diefer Inſel aufgeregt, als Das Decret_ 


der erften franzofifchen Nationalverſammlung vom 15. 
‚ Mai 1791 die Freiheit der Neger ausjpracd, 
weil die Fortdauer der Sklaverei im Intereſſe der weis 
Gen Pflanzer lag. Ein bluriger Kampf begann, den 
felbft Napoleons dorthin gefandtes Heer nicht zu be— 
endigen vermochte, weil, nach Herftellung der Skla— 


verei, die Neger und Die Farbigen gegen bie | | 


Weißen fich vereinigten, und den alten Namen 
Haptier erneuerten. Von Deffalines, ber fie 
leitete und die Franzofen von der Inſel vertrieb, ward 
(1, Jan, 1504) die Inſel Hayti als Freiftaat aus: 
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geſprochen; Doch nahm er, aus Nachaͤffung Napoleons, 
am 8. Oct 1804 als Safob1 die Kaiferwürde 
- an, Unter ihm hatten Derhion und Chriftopbe 

dies Truppenmaſſen befehligt. Beide hatten Antheil 
ander Ermordung des Deffalines (16. Oct. 1806), 
worauf Chriftopbe (21. Oct. 1806) zum Präs 
fidenten von Hapyti ernannt ward, Pethion 
aber, unzufrieden über diefe Dorgange, zu Ports 
au=Prince, im füdweftlichen Theile der Inſel, 
einen befondern Freiftaat bildete, und venfels 
ben gegen Chriſtophe's Angriff behauptete, Nach 
Pethions Tode folgte ihm (27, März 1815) der Ge— 
neral Boyer als Praͤſident. 

Allein zu Cap Frangois gab Chriftophe dem 
Staate, den er regierte, am 28. März 1811 eine 
Derfaffung, in wekher eine Monarchie, mit 
der Erblich£eit der auf Chriſtophe (nun: Heins 
rich 1) übergetragenen Eöniglihen Würde, be: 
gründee ward. Die Form der Verfaffung und Re— 
gierung dieſes Etaates war größtentheils eine Nach: 
bildung der Berfaffung Frankreichs unter Napoleons 
Kaiferregierung (fett 1804); felbft dem von Negern 
bearbeiteten Code Henri [ag der Code Napoleon 
zum Grunde, Kaum batte aber Heinrich 1 neun 
Sahre die Eonigliche Regierung nach europäifchen 
Formen, doch nicht frei von einzelnen Sonderbar— 
Feiten und willführlichen Handlungen, geführt, als 
(6. Det. 1820) eine fo bedenkliche, und längft im 
Stillen vorbereitete, Verſchwoͤrung des Heeres gegen 
ihn ausbrach, Daß er am 8. Det. 1820 fich felbft 
toͤdtete. 

Schon am 21. Nov. 1820 trug der General 
Boyer, als nunmehriger Prafident Des gefamme 
ten vormaligen franzöfifchen; Antheils an Domingo, 
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auch auf den nordweſtlichen Theil der Inſel, den bis 
dahin Chriſtophe regiert. hatte, mit Auflöfung der 
monarchifchen Staatsform, die republifanifche 
DBerfaffung des füdweftlichen Theiles uͤber , welche, 
(zum Theile eine Nachbildung der franzöfifchen vierten 
Verfaſſung von 1799 ,) bereits unter Pethion am 
27. Dec. 1806 begründet, am 2. Sun. 1816 aber mit 
mehrern bedeutenden Movdificationen von neuem be: 
Fannt gemacht worden war. Diefe Verf affung 
ward, nachdem Boyer auch den oͤſtlichen, vormals 
fpanifchen, Antheil der Inſel unter feiner Regierung 
vereinigt, und als lebenslänglicher Präfident 
von ganz Hapyti(2,. Febr. 1822) feinen Einzug 
‚in der Stadt Domingo gehalten hatte, das Staates: 
grundgefeß für den, die ganze Inſel umfchließen- 
den, Freiftaat. — Endlich erfolgte, nachdem Groß- 
britannien am 1. Yan. 1825 mit der Anerkennung der 
Unabhängigkeit der vormaligen fpanifchen Kolonieen 
vorangegangen war, vom Könige Karl LO von Frank: 
reich, durch Decret*) vom 17. Apr. 1825, vie 
Anerkennung der Selbftftändigkeit und Unabhängigkeit 
des vormaligen franzöfifchen Antheils an der Inſel 
©t. Domingo, £ 


142. 
b) Politifcher Charakter der Verfaffung 
vom 2, Sun, 1816, 


Die wefentlichften Beftimmungen der 242 Arti- 
fel diefer Berfaffung find: Auf dem Gebiete der Re— 
publik Fann feine Sflaverei ſtatt finden; diefelbe 
iſt für immer abgefchafft, Jede wegen Menfchen- 


*) Neuefte Staatsacten, Th.1. ©. 162. 
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kauf contrahirte Schuld ift auf immer erlofchen. 
Das Recht der Zuflucht Gus asyli) ift heilig und un= 
verleßlich, mit Ausnahme der durchs Geſetz beftimm= 
ten alle, Die Regierung von Hayti ift nicht erb- 
lich, fondern wird durch Wahl angeordnet, Die 
Republik, wird nie eine Unternehmung: in der Abficht 
machen, fich durch Eroberungen zu vergro- 
Gern, oder den Frieden und die innere Einrichtung 
fremder Staaten oder Inſeln zu ſtoͤren. 


Die Kechte der Menfchen im firtlichen Ver—— 
bande find Freiheit, Gleichheit, Sicherheit 
und Eigenthum. Die Freiheit beſteht in dem 
Rechte, alles dasjenige thun zu duͤrfen, wodurch die 
Rechte keines Andern gekraͤnkt werden. Die Gleich— 
heit darin, daß das Geſetz fuͤr Alle gleich iſt. Die 
Gleichheit geftattet Eeinen Unterfchied der Geburt, und 
Feine. Erblichfeit dev Gewalten. Die Sicherheit be⸗ 
ſteht in der Zuſammenwirkung Aller, um die Rechte 
eines Jeden zu ſichern. Das Eigenthum iſt das 
Recht, uͤber ſeine Einkuͤnfte, ſein Vermoͤgen, und 
uͤber die Fruͤchte ſeines Fleißes und ſeiner Geſchicklich— 
keit zu verfuͤgen. Das Eigenthum iſt unverletzlich und 
heilig. — Das Geſetz iſt der allgemeine, durch die 
Mehrheit der Bürger oder ihrer Stellvertreter aus— 
gedrüdte, Wille, Kein Civil- oder Criminalgefeg 
kann rüdwirkende Kraft haben. 


Die Souverainetät wohnt wefentlid 
der Geſammtheit der Bürger bei; Eein 
Individuum, Eeine theilweife Berfammlung der Buͤr⸗ 
ger, kann ſich dieſelbe beilegen. Die geſellſchaftliche 
Garantie kann nicht ohne Theilung der Gewal— 
"ten, ohne Beſtimmung ihrer Grenzen, und ohne 
Berantwortlichkeit der Staatsdiener beftehen, — 
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Jeder Buͤrger iſt feine Dienſte dem Vaterlande ſchul— 
dig, ſo oft ihn das Geſetz zur Vertheidigung deſſelben 
aufruft. Das Haus eines jeden Buͤrgers iſt ein un— 
verletzliches Heiligthum. Keine Hausſuchung kann 
ohne ein Geſetz, oder einen hoͤhern Befehl ſtatt finden. 
Niemand kann verfolgt oder verhaftet werden, außer 
in den durch das Geſetz beftinnmten Fällen, — Einem 
Jeden fteht frei, feine Gedanken zu fagen, zu fehreis 
ben und bekannt zu machen. Drudfchriften Eons 
nen vor ihrer Bekanntmachung feiner 
Genfur unterworfen werden. Niemand ift 
verantwortlich für das, was er bekannt macht, außer 
in den durch das Gefes vorhergefehenen Fallen. — 
Mit allen öffentlihen Aemtern ift Ver— 
antwortlichfeit verbunden. — Die Verfaſ— 
fung verbürgt die Aufrechthaltung der Veräußerung 
von Nationalghtern. Es werden für die ganze Re— 
publik gleich verbindliche Civil, Criminal-, Proceß— 
und Handels» Öefeßbücher entworfen werden, Kein 
Weißer, von welcher Nation er auch fy, Fann _ 
in der Eigenſchaft als Herr oder Guͤterbe— 
fißer den Fuß aufdiefes Gebiet ſetzen. Alle 
Afrikaner, Indianer, und die aus ihrem Blute Ent 
fproffenen, fie mögen in den Kolonieen, oder in frem— 
den Ländern gebohren ſeyn, werden, wenn fie ihren 
MWohnfis in der Republik auffchlagen, als Haytier 
betrachtet, koͤnnen aber erft ein Jahr nach ihrer Nies 
derlaffung die bürgerlichen Rechte genießen. Die 
Ausuͤbung der bürgerlichen Nechte gehe durch die Ber: 
urtheilung zu Eörperlichen oder infamirenden Strafen 
verloren. 

Die Earholifche Religion ift die Religion des 
Staates; jeder andere Gottesdienſt ift erlaubt. Der 
Praͤſident ift befugt, vom Papfte die Reſidenz eines 
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Bifhoffs nachzufuchen, damit derfelbe die jungen, 
dem geiftlichen Stande gewidmeten, Haytier zu Prie— 
ftern weihe, Die Seiftlichen koͤnnen in keinem Falle 
eine Corporation im Staate bilden. 

Die gefeßgebende Gewalt liegt in ven 
Händen einer Kammer der Kepräfentanten der 
Gemeinden und des Senats Jeder Ge 
feßesentwurf muß Durch Die ausübende 
Gewalt vorgefchlagen, durch die Kammer 
der Kepräfentanten berathben und ange: 
nommen, und durch den Senat decretirt 
worden fenn. — Die Kammer der Kepräfentan= 
fen ift zufammengefeßt aus 3 Mitgliedern für vie 
Hauptſtadt der Republik, 2 für den Hauptort jedes 
Departements, und einem Mitgliede von jeder Ge— 
meinde. Sie feßt die öffentlichen Abgaben 
nach ihrer Natur, Höhe, Dauer und Erhebungsart 
feft; fie befchließe in DVerwaltungsfachen;, fie bildet 
das Heer; beftimmt Maaße, Gewichte und Münzen; 
erläßt alle Geſetze, welche zur Ausübung aller Durch 
die Verfaffung beftehenden und delegirten Gewalten 
nothig find; beftimme die Zufammenfunft und ven 
Wirkungskreis eines Nathes der Notabeln in jeder 
Gemeinde, u. ſ. w. Die Mitglieder diefer Kammer 
müffen Grundeigenthuͤmer und 25 Sabre alt 
ſeyn. Sie werden gewähkt; ihre Function Dauert 
5. Sabre. Die Kammer der Kepräfentanten erhält 
jährlich Durch den Präfidenten die von dem Staats— 
fecretaire abgelegte Rechnung zugefendet; fie Difcutirt 
darüber und verordnet deren Bekanntmachung. — 
In dringenden Fällen kann der Präfivent die Kammer 
außerordentlich berufen. Die Sißungen der Kammer 
find offentlich; Doch kann fie auch bei verfchloffenen 
Thuͤren beratbfchlagen. Ihre Beratungen werden 
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vermittelſt eines Geſetzbulletins zur Publicitaͤt 
gebracht. 


Die Kammer der Repraͤſentanten ſendet die von 
ihr erlaſſenen Geſetze dem Senate. Jedes von dem 
Senate nicht angenommene Geſetz kann erſt nach Ab— 
lauf eines Jahres in der Kammer wieder vorgebracht 
werden. — Kein Mitglied der Kammer der Repraͤ— 
fentanten und des Senats kann wegen deſſen, was 
fie in der Ausübung ihres Amtes gefprochen oder ge= 
fchrieben haben, in Unterfuchung gerathen, angeklagt 
oder gerichtet werden; mit Ausnahme des Ergriffen- 
werdens auf einem Verbrechen. _ 


. 

Der Senat befteht aus 24 Mitgliedern, Die 
von der Kammer der Kepräfentanten, aus 
einer ihr vom Präfidenten vorgelegten 
dreifachen Lifte zu jeder Senatorftelle, er— 
nannte werden. br Amt dauert I Jahre, Jeder 
Senator muß 30 Jahre alt ſeyn. Der Senat ift 
mit Bewahrung der DVerfaffung beauftragt. "Die 
Sißungen find öffentlich; doch kann er auch bei 
verfchloffenen Thuͤren berathfchlagen. Der Genat 
benimmte fich unmittelbar mit dem Präfidenten wegen 
aller Gegenftände, welche die Verwaltung der offent= 
lichen Angelegenheiten betreffen. Dem Genate 
allein ſteht das Recht zu, den Präfidenten 
zu ernennen. Der Senat erläßt, auf die Anzeige 
des Präfidenten oder der Gemeindefammer, die Ans 
Elagedecrete gegen die Agenten der Verwaltung. Der 
Senat hat die Befugniß, alle durch den Präfidenten 
mit fremden Mächten abgefchloffene Allianz = und 
Handelsverträge, fo wie die Kriegserklärungen, zu 
genehmigen, oder zu verwerfen. Der Senat decre— 
tirt Die für jeden Zweig des offentlichen Dienftes er= 
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forderlichen Summen nach dem von dem Staatsfecre- 
faire eingereichten Budget. 

Die ausübende Gewalt ift einer Magiftrats- 
perfon übertragen, welche den Titel: Prafivdent 
von Hapfi, führt. Diefe Stelle ift lebenslänglich. 
Der Präfivent muß 35 Jahre alt feyn. Seder Bür- 
ger von Hayti ift zum Prafidenten erwählbar. Der 
Präfivent trifft, in Gemaͤßheit der Geſetze, alle vie 
äußere und innere Sicherheit des Staates betreffende 
Maasregeln, Er befehligt die bewaffnete Land- und 
Seemacht. Er fhlägr die Geſetze vor, mit 
Ausnahme derjenigen, welche die Vertheilung, Größe, 
Dauer und Erhebungsart der Steuern, ihre Ver: 
mehrung oder Verminderung, betreffen. "Seine Se: 
feßesentwürfe werden in der Kammer der Öemeinden 
Difentirt, angenommen oder verworfen; im leßtern 
Falle giebt die Kammer ihre Beweggründe an. Er 
kann Handels-, Buͤndniß- und Friedensverträge 
mit den fremden Nationen abfchließen, fo wie auch 
Kriegserflärungen erlaſſen; Doch erhalten dieſelben 
ihre Gültigkeit erft durdy die Betätigung des Senats, 
Er ernennt die Agenten bei den fremden Mächten, und 
ruft fie zuruͤck nach Belieben; auf gleiche Weife er⸗ 
nennt er alle Civil- und PMilitairbeamte.‘ Wenn der 
Praͤſident benachrichtigt wird, daß fich eine Verſchwoͤ— 
rung gegen die innere Sicherheit des Staates bilder ; 
fo Eann er DVerhaftsbefehle gegen die Anftifter und 
Mirfchulvigen erlaffen; er ift aber, bei ven auf 
das Verbreben willführliher Verhaft: 
nehmung gefesten Strafen, verbunden, dies 
felben binnen 2 Tagen vor Das competente Gericht 
zu ftellen. — Dem Senate allein fteht das Recht 
zu, die Amtsführung des Präfidenten zu prüfen, und 
denfelben für fchuldig zu erkennen, Der Präfi- 
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dent hat das Recht, feinen Nachfolger, 
durch ein eigenhändiges und verfchloffenes, dem Ge: 
nate uͤbergebenes, Schreiben zu bezeichnen; doch Fann 
diefes Schreiben vor Erledigung ‘der Präfidentur nicht 
eröffnet werden. Der Präfident Fann feine Wahl 
widerrufen, und auf die genannte Weife eine andere 
Wahl treffen. Der Senat genehmigtoder ver: 
wirft die von dem Prafidenten geſchehene Wahl feis 
nes Nachfolgers. Im Falle der Verwerfung fehreiter er 
binnen 24 Stunden zur Ernennung des Praͤſidenten. 

Ein Großrichter ift mit der Verwaltung der 
Suftiz beauftragt. Die Richter koͤnnen nur wegen 
einer gerichtlich ‚erkannten pflichhwidrigen Handlung 
abgefeßt, und nur wegen einer für zuläffig erklärten 
Anſchuldigung fufpendirt werden. Die Gißungen 
der Gerichte find offentlich. Die Berathungen 
der Richter find geheim. Die Urtheile werden nebft 
ihren Beweggründen laut verlefen. Es giebt Frie— 
densrichter, Civil- und Criminalgerichte, 
ein Caffationstribunal für die ganze Republik, 
und einen höchften Gerichtshof, der über die 
Anflagen erkennt, welche der gefeßgebende Korper ges 
gen feine eigenen Mitglieder, oder gegen den Präfiz 
denen, oder gegen Die Gtaatsfecretaire, oder gegen 
jeden andern Dienftbeamten als zuläffigrerfannt hat. 
Die Zahl feiner Mitglieder ift 15, und der Großrichter 
fein Praͤſident. Don den Entfcheidungen diefes Ge— 
richtshofes finder Feine Berufung ftatt; der Angeklagte 
bat aber das Recht, ein Drittheil feiner Richter zu 
verwerfen, Die Urtheile werden nur mit einer Stim— 
menmehrheit von 3 erkannt. er 

Die bewaffnere Mache ift wefentlich gehor: 
ſam; fie darf nie berathfchlagen. ie darf bios zur 
Anfrechthaltung der öffentlichen Drdnung, zum 
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Schuße der Bürger, und zur Vertheidigung der Re— 
publik in Thaͤtigkeit gefegt werden. Das Heer befteht 
aus der befoldeten und aus der nicht befolveten Na— 
tionalgarde. 
Es beſteht ein Staatsſecretair, ven der 
Praͤſident ernennt. Er unterzeichnet und beglaubigt 
die detaillirten Rechnungen der Staatseinnahmen und 
der Staatsausgaben, die der Kammer der Gemeinden 
vorgelegt werden. — Der Staatsſecretair und der 
Großrichter ſind beide verantwortlich wegen der Nicht— 
ausfuͤhrung der von dem geſetzgebenden Koͤrper gege— 
benen Geſetze, ſo wie wegen der Handlungen der aus— 
uͤbenden Gewalt. Dieſe beiden hohen Staatsbeamten 
find die beauftragten Redner, welche, im Namen der 
ausübenden Gewalt, dem Senate und der Kammer 
der Repräfentanten die erforderlichen Vorträge machen. 
Wenn die Erfahrüng an einigen Artikeln ver 
Derfaffung Mängel wahrnehmen laffen follte; fo 
fehlägt der Senat die Kevifion derfelben vor. Es 
wird durch Wahl eine befondere Kevifionsver: 
fammlung gebilder, welche fich lediglich auf die 
Reviſion derjenigen Artikel befchränfen muß, die 
ihr der Senat bezeichnet. Bei den Berathſchlagun— 
gen entfcheidee die Mehrheit der Stimmen. Die 
Kevifionsverfammlung richtet die von ihr befchloffene 
Abänderung unmittelbar an den Senat, 


* 
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46) Die (vormaligen) Provinzen Spantens 
in Mittel: und Südamerika, 

Für eine Maſſe von wenigftens 17 Millionen 
Menfhen, welche in den amerikanifchen Provinzen 


J 
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Spaniens lebte, ward die Verdrängung der bourboni= 
fehen Dynaſtie in Spanien durch Napoleon im Mai | 
1808 die Beranlaffung, ihre frübere Verbindung mit 
dem europäifchen Stammlande aufzulöfen. Ließ doch 
Napoleon felbft (1809) dem gefesgebenden Körper 
Frankreichs erklären, Daß er der Unabhängig- 
feit der Volker auf dem amerifanifhen 
Seftlande fich nicht widerfeßen würde; nur 
follten fie Eeine Verbindung mit Öroßbritannien ein= 
gehen. av | 

Ob nun gleich‘ mehrere der fpanifchen Generals 
capiteine die Kolonieen für die Bourbone erhalten 
wollten, und felbft nach der Wiederberftellung dieſer 
- Dpnaftie in Spanien (1814) eine bedeutende fpanifche 
Truppenmaffe nach Amerika zur Herftellung der vori— 
gen Kolonialverhältniffe abgefandt ward; fo erfämpf- 
ten doch zuleßt, nach einem mehrjährigen Kriege, der 
in mehrern Provinzen mit einem fehr zweifelhaften 
Erfolge fortgeführt ward, alle vormalige Länder auf 
dem amerifanifcben Feftlande ihre Selbftftändigkeit 
und Unabhängigkeit. In mehrern derfelben gaben die 
verfammelten Congreffe ihrem Staate neue Ver: 
faffungen, ‚von welchen aber bereits einige wieder 
erlofchen, einige gar nicht ins. Leben getreten find, 
Ueberhaupt geftalteten fich von allen diefen Staaten 
nur Merifo und Columbien zu feftern Formen, 
wenn gleich felbft in dem lestern Staate die innern 
Bewegungen noch nicht vollig gehoben find. — Die 
Unabhängigkeit und Gelbfiftändigfeit dieſer neuen 
Staaten erkannte zuerft Nordamerika an, und am 
1. San. 1825 Großbritannien, welches mit meh— 
rern derfelben Handelsverträge abfchloß. Eben fo tra= 
ten das Königreich der Niederlande und andere 
europäifche Mächte durch Abfendung von Diplomatie 
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fchen Agenten — doch ohne formlich ausgefprachene 
Anerkennung der Unabhängigkeit Derfelben — mit ' 
den neuen Staaten in freundfchaftliche Verbindungen 
und in gegenfeitigen. Handelsverfehr. Nur Spanien 
behatrte bei der Verweigerung ihrer Anerkennung, 
Die aus den vormaligen fpanifchen Provinzen 
- hervorgegangenen neuen Sreiftaaten in Sub: 
und Mirtele Amerika find: Mexiko; die ver: 
einigten Provinzen des miftlern Amerika 
(Öuatemala), Columbia; die vereinigten Pro: 
vinzen am la Plata (Buenos: Ayres); Chile; 
Peru; Bolivia, und das von dem D. Francia 
— ohne Verfaffung — nad) ftrengen monarchifchen 
Formen regierte Paraguay. | 


. 144, 
47) Der merikanifhe Staatenbund, 
Berfaffung vom 4. Oct. 1824, 


In dem gegenwärtigen merifanifchen Stans 
tenbunde, beftehend aus 20 vereinigten Provinzen, 
mit einer Bolkszahl von 73 Millionen Menfchen, regte 
fich bereits im Sabre 1810 das Streben nach Unab— 
hängigfeit; doch ward fie erft, nach abgefchloffener 
Kapitulation mit den fpanifchen Vicekoͤnige Odonoju, 
am 24. Aug. 1821 erkämpft, Nur vorübergehend 
(vom 18. Mai 1822 bis zum 8. Apr. 1823) war bie 
Kaiferwürde des Iturbide über Mexiko. Der 
neuzufammentretende Congreß zu Merifo übertrug 
(31. März 1823) die vollziehende Gewalt einer Ne: 
gentfchaft. von drei Mitgliedern, und fprach (8. Apr, 
1823) Mexiko als Freiftaat, fpäter aber — (16, 
Dec. 1823) — mit dem Namen vereinigte mexi— 
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kaniſche Staaten, als einen Bundesftaat aus. 
— Iturbide legte am 8. Apr. 1823 feine Kaifer- 
würde nieder, um eine ihm vom Congreſſe zugeftandene 
Denfion in Italien zu verzehren. Als er aber, ges 
täufcht von neuen Planen, nach Merifo zuruͤckkehrte, 
fprach der Kongreß die Acht über ihn aus, und ließ 
ihn, nachdem er gefangen genommen worden war, 
(19. Sul. 1824) erfchießen. Einige Monate darauf 
— am 4, Det. 1824 — gab der Congreß dieſem 
Bundesftaate eine neue Verfaſſung, und ſtellte 
den General Vittoria als Präfidenten an die Spiße 
der Regierung. 
Die Grundzüge dieſer Verfaſſung find: 
Die Nation von Meriko ift für immer frei, und 
von der fpanifchen, fo wie von jeder andern Regierung 
urrabhängig. — Die Religion der merifanifchen Na— 
tion iſt und wird immer die apoftolifch = romifche Reli— 
oion ſeyn, welche die Nation durch weife und gerechte 
Geſetze befchüßt, und den Gottesdienſt jeder 
andern Keligion verbietet. — Die merifa= 
nifche Nation wählt, als Form ihrer Verwaltung, 
eine repräfentative, vom Volke ausge 
bende, Republik von Bundesftaaten. Die 
hoͤchſte Staatsgersalt fpaltet fih in Die geſetz ge— 
bende, vollziehende und vichterlid & Gewalt, 
Die gefesgebende Gewalt übt der Gene: 
ralcongreß durch feine beiden Kammern der 
Deputirten und Senatoren. — Die Depu- 
tirteukammer beftehbt aus den aller zwei Jahre 
von den Bürgern der Bundesſtaaten erwählten Re— 
yeäfentanten. Die Eigenfchaften der Wähler werden 
durch die gefeßgebenden Körper eines jeden Bundes: 
ftaates verfaffungsmäßig beftimme. Die Zahl der 
Deputirten richtet fih nach der Bevölkerung Des 
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Staates. Eine Bevölfering von 80,000 Seelen, 
oder jede Maffe von mehr als 40, 000 Seelen, er: 
nennt einen Deputirten. - Ein Staat des Bundes, 
welcher diefe Zahl nicht beißt, ernennt dennoch Einen - 
Deputirten. Die Zählung der Volksmenge in’ allen 
DBundesftaaten wird aller zehn Jahre erneuert, und 
darnach für jeden Staat die Zahl der Depntirten be= 
ſtimmt. Jeder Deputirte muß das 25fte Jahr er- 
reicht haben, und wenigftens zwei Sabre in dem 
Staate oder Gebiete, welche ihn wählten, gewohnt 
haben. Kin Gebiet von mebr als 40,000 Einwoh- 
nern ernennt einen Depufirten aus den Grundeigen⸗ 
thuͤmern, und einen Stellvertreter mit Berathungs— 
ſtimme bei der Bildung der Geſetze und Decrete, 
Nicht wählbar find: der Präfident und Vicepraͤſi— 
dent; die Ölieder des höchften Gerichts; die Staats— 
fecretaire und die Beamten in ihrer Kanzlei; die im 
Dienfte des gefammten Bundes ftehenden Finanzbe— 
dienten; die Statthalter der einzelnen Staaten und 
Gebiete; die Erzbifchoffe und Biſchoͤffe; Die comman— 
direnden Generale, die geiftlichen Proviforen und Ge— 
neralvicarien; die Friedensrichter u. a. Alle . Diefe 
find erft wahlfähig, wenn fie die genannten Aemter 
feit ſechs Monaten vor ihrer Wahl nicht mehr befigen. 

Der Senat befteht aus zwei Senatoren jedes 
Bundesftaates, deſſen gefeßgebende Verſammlung fie 
durch abfolute Stimmenmehrheit erwählt. Aller zwei 
Fahre wird die Hälfte der Senatoren erneuert, Um 
zum Genator erwählt zu werden, muß man 30 Jahre 
alt feyn, und die Eigenfchaften der Wahlfaͤhigkeit, 
wie die Depurirten, haben. 

Die beiden Kammern erfennen über Anklage⸗ 
puncte: gegen den Praͤſidenten wegen Hochverraths 
wider die Nationalunabhaͤngigkeit, * wider die 
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Form der Staatsverwaltung, wegen begangener Amts⸗ 
verbrechen, wegen klarer Verhinderung von Praͤſiden— 
ten⸗, — oder Deputirten-Wahlen, oder 
wegen ſeiner Eingriffe in die freie Geſchaͤftsfuͤhrung 
der andern Zweige Der Staatsgewalten; — wider die 
Mitglieder des hoͤchſten Gerichts und die, Staatsſecre— 
faire wegen ‚aller während ihrer Amtsfübrung began— 
genen Verbrechen; — wider. die Statthalter der. eins 
zelnen Bundesftaaten wegen Verlegung des Bundes: 
verfrages, der Öefege ver Union, und der Befehle 
des Präfidenten, ſobald diefe nicht geradezu der. Ber: 
faffung und den allgemeinen Öefegen der Union ent— 
gegen find. 

Jeder Deputirte oder Senator kann in. feiner 
Kammer fchriftlich Vorſchlaͤge zu Geſetzen niederlegen, 
— Es koͤnnen Depntirte und Senatoren für ihre Ab: 
ftimmungen in ihrem Amte nie in Anfpruch genommen 
werden. Eine Anklage gegen einen Deputirten oder 
Senator ift gültig, wenn zwei Drittheile derfelben 
Kammer dafür ſtimmen. Die Diäten der Deputirten 
und Senatoren beftinnmt das Geſetz, und bezahlt der 
Schatz des Bundes. 

Alle Befchlüffe des Congreff es haben entweder 
den Charakter eines Geſetzes oder Decrets. Cie müf- 
fen, um als folche zu gelten, von Präfidenten unter= 
zeichnet werden, außer den in der Verfaſſung beftimme 
ten Fällen. — Die vom Congreffe ausgehenden Ge- 
feße oder Decrete betreffen: die Behauptung der Na: 
tionalunabhängigkeit und die Erhaltung und ‚Sicher: 
beit der Nation in ihren Außern Beziehungen ; die Erz 
haltung des foderativen Bandes der Bundesftaaten, 
des Friedens und der öffentlichen Ruhe im Innem, 
die Unabhaͤngigkeit der Staaten in Hinſicht ihrer in— 
nern Regierung; die Erhaltung der verhaͤltnißmaͤßigen 
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Gleichheit in Rechten und Pflichten der einzelnen 
Staaten vor dem Geſetze. — Ausſchließend übe 
der Kongreß folgende Befugniffe: 1) die Verbreitung 
der Aufklärung zu befordern, den Schrifrftellern für 
eine feftgefeste Frift den alleinigen Debir ihrer Schrif: 
ten zuzufichern, Marine=, Artillerie: und Gonieſchu— 
len zu errichten, neue oder mehrere Schulen für Na— 
eurwiffenfchaften, Mathematik, Politik, Moral, Künfte 
oder Sprachen zu. gründen, und unbefchader der Rechte, 
der gefeßgebenden Korper, in den einzelnen Bundes- 
ftaaten die offentlihe Erziehung zu leiten; 2) ven - 
öffentlichen Wohlftand zu pflegen durch Befehle zur 
Anlegung oder DVerbefferung von Wegen und Kan 
len, zur Begründung von Briefpoften und Transport— 
anftalten, und in Ertheilung von Patenten für Er- 
. finder oder Verbeſſerer von Zweigen der Induſtrie; 
3) die politifche Preßfreiheit zu ſchuͤtzen, und ihre 
Ausübung niemals zu fufpendiren; 4) neue Staaten 
oder Terriforia in den Bundesverband aufzunehmen, 
und der Nation einzuverleiben; 5) die Grenzen der 
einzelnen Staaten zu beftimmen, und ihre deshalb 
eintretenden Zwiftigkeiten zu fihlichten; 6) die Ter— 
ritoria zu Staaten zu erheben, oder fie altern Staa— 
ten einzuverleiben; 7) zwei und mehrere Gtaaten zu 
vereinigen‘, wenn die gefeßgebenden Körper dies wuͤn⸗ 
ſchen, oder einen ınenen Staat durch Trennung eines 
Theiles eines Altern Staates zu gründen, wenn Drei 
Biertheile der anwefenden Mitglieder beider Kammern 
und eine gleiche Zahl in den gefeßgebenden Körpern 
der andern Bundesftaaten dies genehmigen; 8) Das 
allgemeine Nationalbudges zu beftimmen, die desfals 
ſigen Steuern auszufchreiben, die Verwendung zu 
Decretiren, und von der Regierung darüber jährlich 
ſich Rechnung ablegen zu laſſen; 9) auf ven Credit 
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des ganzen Bundes Schulden zu »contrahiven, und 
zue Sicherheit dee Anleihen die Nüdzablung und die 
Zinfen anzuweiſen; LO) ‘die gegenwärtige Nationals 
ſchuld anzuerkennen, ihre: Hypothek und kuͤnftige Til— 
gung zu beſtimmen; 11) den Handel mit fremden 
Völkern, und. zwijchen den Bundesftaaten und den 
Andianern zu ordnen; 12) zur Abſchließung eines 
GSoncordats mit dem vomifchen Stühle Snfteuctionen 
zu ertheilen, auch die Weſetzung dev geiſtlichen Stel— 
len in der ganzen Republik auszuüben; 33) Die Vers 
träge wegen Friedensſchluͤſſe, Buͤndniſſe, Freundſchaft, 
und bewaffneter Neutralität, fo wie überhaupt alle 
Berabredungen des Präfidenten mit fremden Mäch- 
ten zu. genehmigen; 14) die Eröffnung von Häfen in 
den Staaten der, Republik, die Beftimmung der Zolle 
und Errichtung von Zollftätten ; 15) die Anordnung 
des Münzwefens, der Gewichte und Maaſe in der 
ganzen Republik; 16) auf den: Bericht: des Präfi- 
denten- die Erklärung »eines Krieges im Nothfalle; 
17) die Ertheilung von Kaperbriefen und die Ent 
fcheivung ber gemachte Prifen ; 18) die Beftimmung 
der bewaffneten Macht zu Waſſer und zu Lande, und 
der Contingente der einzelnen Staaten; 19) das Re— 
glement ‘für die Öeftaltung, Bewaffaung und Hebung 
der Miliz in den einzelnen Staaten; 20) fremden 
Truppen den Einmarfch in die Staaten zu geftatten, 
oder zu verweigern; 21), den Aufenthalt: frember 
Flaggen länger als zwei Monate in den merikanifchen 
Häfen zu geftatten oder abzufchlagen; 22) den Nas 
tionaltruppen das Ausruͤcken aus den Staaten der. 
Kepubli zu befehlen, oder zu unterfagen ;. 23) Ber 
"amtenftellen im Dienfte des Bundes: in der Nepublif 
zu errichten, oder aufzuheben, auch ihre Dienft= und 
Ruhegehalte zu vermehren oder zu vermindern; 24) 


— 
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Belohnungen den Corps und Individuen zu erthei— 
len, welche der Republik große Dienfte geleifter Haben; 
25): in gewiſſen Fällen Amneſtie oder Strafvermin- 
Derung bei Berurtheilungen ver Gerichtshoͤfe zu er⸗ 
theilen; 25) Geſetze und Decrete für die innere Vers 
waltung der Gebiete zu geben u. f. w. 

Die Initiative der Geſetze und nie 
kann in jeder der beiden Kammern geſchehen. Nur 
muß die Deputirtenfammer die Gefese wegen Steuern 
und Abgaben zuerft berathen. Man verfteht unter 


‚ber Initiative eines Geſetzes: 1) die gemeinnüßigen 


Vorſchlaͤge, welche ver Prafident ver Deputirten- 
kammer empfiehlt; 2) die Borfchläge zu Gefegen und 
Decreten, welche die gefeßgebenden Körper einzelner 
Staaten an eine der beiden Kammern richten. Alle 
diefe Vorfchläge zu Gefegen und Decreten werden, 
ohne Ausnahme, in beiden Kammern berathen. Wenn 
der Vorfchlag zu einem Gefeße in der Kammer, in 
welcher er übergeben ward, verworfen wird, bevor 
er in die Berathung der zweiten Kammer übergeht; 
fo kann verfelbe erft wieder in der Gißung des fol- 
genden Jahres gethan werden. Wenn die berathenen 
Borfchläge zu Geſetzen und Decreten von der abfo= 
Iuten Mehrheit der Mitglieder in beiden Kammern 
angenommen worden find; fo werden folche dem Praͤ— 
fiventen übergeben, welcher fie, nach feiner Geneh— 
migung, unterzeichnet und publicirt. Genehmigt er 
fie nicht; fo fehict er fie, mit feinen Bemerkungen, 
binnen zehn Tagen an die Kanımer zurück, worin 
fie zuerft berathen ward. In dieſem alle werden 
fie von neuem in beiden Kammern berathen. Wenn 
fie in jeder der beiden Kammern von zwei Drittheilen 
der Mitglieder abermals genehmigt werden; fo kann 
der Präfidens fich nicht weigern, fie zu 
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unterzeichnen und zu publiciren, Wenn fie aber nicht 
von zwei Drittheilen der beiden Kammern genehmigt 
werden; fo Eonnen fie, in- denfelben,, erft im folgens 
den Jahre yon neuem vorgrfchlagen werden. Wenn 
der Präfident einen Gefeßesvorfchlag nicht in ber 
beftimmten Frift zurück fendet; fo wird er ſchon 
dadurc als publicirt und promulgirt be= 
trachtet. — Wenn ein Oefeßesvorfchlag in der 
Berathung der einen Kammer verworfen worden ift; 
fo fchide fie denfelben mit ihren Bemerkungen an die 
Kammer, welche daruͤber zuerft berathen hat. Sobald 
legtere denfelben von neuem unterfucht hat, und abers 
mals zwei Drittheile der anwefenden Mitglieder den— 
felben genehmigt ‘Haben; fo wird er wieder an bie 
Kammer, welche ihn verwarf, zuruͤck geſandt. Die 
zweite Verwerfung gilt aber nur dann, wenn fie von 
zwei Drittheilen der Mitglieder ausgefprochen. wird. 
Der Kongreß verfammelt fich jährlich am erften 
Januar. Der Präfivent eröffnet ihn mit einer Rebe. 
Die Sisungen werden am 15. April gefchloffen. 
Die höchfte vollziehende Gewalt fteht dem 
Präfiventen zu. Es giebt einen Vicepräfidenten mit 
allen Befugniffen und Vorrechten des Präfidenten, 
wenn diefer phyſiſch oder moralifch zu fungiren vers 
hindert wird. Der Präfivent und Vicepraͤſident muͤſ⸗ 
fen 35 Jahre alt und gebohrne Mexikaner ſeyn. 
Der Präfivdent kann erft vier Jahre, nach— 
dem er fein Amt niedergelegt bat, wieder 
gewählt werden. Am erften September vor dem 
Jahre, in welchem der neue Präfivdent feine Amtswuͤrde 
antrift, erwählt der gefeßgebende Körper eines jeden 
Staates mit abfoluter Stimmenmehrheie zwei Indivi— 
duen, von welchen wenigftens eins nicht im dem Staate 
des Wählers wohnt. Dieſe Wahlprotocolle werben 
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am nächften Januar in Gegenwart der vereinigten 
Kammern gelefen. Darauf treten die Senatoren ab, 
und eine von der Depntirtenfammer ernannte Com⸗ 
mitee erftattet darlber Bericht. Derjenige, welcher 
die abfolute Mehrheit der Stimmen der gefeßgeben- 
den Körper für fich hat, wird zum Präfidenten er 
nannt. — Der Präfident und der Vicepräfident treten 
ihr Amt am 1. April an. — Der Präfident kann 
dem Kongrefje durch die Deputirtenfammer die Vor⸗ 
fohläge oder Abänderungen der Geſetze vortragen, 
welche er dem gemeinen DBeften für zufräglich hält. 
Der Präfident publicirt Die Geſetze und Decrete des 
Congreſſes, und bringt fie zur Vollziehung. Er ers 
nennt und entläßt die Minifter nach feinem Gefallen, 
Er ernennt die Divifionschefs des Finanzdepartements, 
die Generalcommifjaire, die Diplomaten und Confuln, 
die Dberften und andere Oberofficiere des ftehenden 
Heeres, der dienftleiftenden Miliz und der Marine, 
mit Genehmigung des Senats und des Kegierungs- 
rathes; die Richter und Procuraturfifcale der Kantone 
und Diftricte aus Drei, deshalb ihm vom Obergerichts⸗ 
hofe vorgefchlagenen, Perfonen, Er entlaͤßt die Bes 
amten und die Militairperfonen nach den Geſetzen, und 
‚ertheilt ihnen Penfionen. Er verfügt über die ſtehende 
Sand= und Seemacht, und über die im Dienfte befind- 
liche Miliz zur innern Sicherheit und außern Verthei— 
zAgung des Bundes. Er erklärt Krieg nach einem 
Decrete des Congreffes, und ertheilt Kaperbriefe nach 
den Vorſchriften der Geſetze. Er ſchließt, nach den 
angeführten Beftimmungen, Concordate mit dem römi= 
ſchen Stühle. Er leiter die diplomatischen Verbands 
slungen, und ſchließt Friedens, Freundſchafts-, Bun— 
des-, Waffenſtillſtands- und Confoderationsverträge, 
Verträge wegen bewaffrieter Neutralität, des Handels 
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und anderer Gegenftände. Die Natificationen derſel⸗ 
ben aber ertheilt oder verweigert er nach den Befchlüf- 
fen des Congreſſes. Er kann den Kongreß zu außer: 
ordentlichen "Sißungen berufen. : Er ſorgt für die 
ſchnelle und pünctliche Lebung der Rechtspflege. Er 
ertheilt oder verfagt, in Uebereinſtimmung; mit dem 
Congreſſe, den Decreten der Koncilien, den päpftlichen 
Bullen, den Breven und Keferipten des roͤmiſchen 
Hofes, die Publication. Der Präfident und der 
Vicepraͤſident Eonnen während ihrer. AUmtsführung, 
und auch ein Jahr darauf, nur mit Erlaubniß: des 
Congreſſes das Gebier der Republik verlaffen.. + 
Während der Zwifchenzeit des Congreffes ſteht 
dem Präfidenten ein Regierungsrarh zur Seite, 
beftehend aus der Hälfte des Senats, alſo aus 
einem Senator für jeden Bunbesftaat. "Der Vice: 
präfident des Bundes ift der Praͤſident bes Regie⸗ 
rungsrathes. Der Regierungsrath forgeı fuͤr die Be⸗ 
obachtung der Verfaſſung und der Geſetze, und nimmt 
proviſoriſche Maasregeln fuͤr alle unerwartete Faͤlle. 
Er theilt dem Praͤſidenten mit, was der Regierungs⸗ 
rath zur vollkommnen Bollziehung der Verfaſſung 
und der Geſetze für nörhig erachter. Er kaun aus 
eigener Bewegung, oder auf den Vorfchlag des Prä- 
fiventen, die Zufammenberufung des Congrefjes zu 
außerordentlichen Sitzungen entfcheiden ; doch muͤſſen 
in beiden Fällen zwei Drittheile der Käthe ven Bes 
ſchluß faffen. Er giebt, unter den angegebenen Bes 
ftimmungen , feine Zuftimmung zur Ernennung der 
Beamten und zur Anwendung der Miliz außerhalb 
der Grenzen des Bundesftaates. 
Die Staatsfecretaire find verantwortlich für alle 
von ihnen contrafignirte Acten des Präfidenten, 
Die xichter liche Gewalt wird ausge durch 
* 
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das hoͤchſte Gericht, durch die Kantons und Diftricts- 
gerichts hoͤfe. Der höchfte Gerichtshof erkennt in den 
Streitigkeiten zwifchen zwei Bundesſtaaten, wenn fie 
zur richterlichen Ausmitrelung fi) eignen; in Zwiften 
über Contracte oder Negotiationen der Kegierung oder 
ihrer Agenten; gutachtlich über Die Annahme oder Ab- 
lehnung der päpftlichen Bullen, Breven und Reſcripte 
in ftreitigen allen; über die Kompetenz zwifchen den 
Zribunalen des Bundes und zwifchen diefen und den 
Zribunalen der Bundesftaaten, und zwifchen den ein- 
zelnen Tribunalen der Bundesftaaten. Er erkennt in 
Streitigkeiten: zwifchen dem Praͤſidenten und Vicepraͤ⸗ 
fidentenz in Criminalproceſſen der Deputirten, Der 
Senatoren, der Otatthalter der Bundesftaaten, der 
Staatsfecretaire, der diplomatifchen Agenten und Con— 
fuln, und in Admiralitaͤts-Priſenſachen u. ſ. w. Die 
Santonstribunale beftchen aus einem gelehrten Richter 
und aus einem Fifcalprocurator. Jeder Diftrict hat 
ein Tribunal, beftehend aus einem gelehrten Richter, 
in welchem alle Civilfachen bis zue Hohe von 500 
Piaftern ohne Appellation entichieden werden, — Die 
Guͤterconfiſcation und Tortur ift abgefchafft. Keiner 
kannt von einer Specialconmiffion verurtheilt werden. 
Kein Geſetz hat rüdwirkende Kraft. Keiner, fann 
wegen: bloßer fehwerer Anzeige länger als 60 Stun- 

den in Haft bleiben. Bei jedem Civil= oder crimis 
nellen Injurienproceſſe verſuchen die Richter vorher 
die Suͤhne. 

Die Regierung eines jeden einzelnen 
Staates tbeilt ſich in deſſen gefeßgebende, voll— 
ziehende und richterliche Gewalt. Niemals Eonnen 
zwei oder alle diefe Gewalten in einer Corporation, 
oder in einer einzelnen Perfon vereinigt werden. Kein 
einzelner Staat darf, ohne Zuftimmung des Kongrefs 
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fes, ein Tonnen» oder Hafengeld einführen, ohne 
diefe Zuftimmung Fein ftehendes Militair oder Kriegs: 
fchiffe befisen. Kein einzelner Staat darf mit fremden 
Mächten unterhandeln, oder Krieg denfelben erklären, 

- Bei Einftigen Reformen der Berfaffung Fonnen 
nie die Artikel derfelben verändert werden, welche die 
Freiheit und Unabhängigkeit, die Keligion, vie Ne: 
gierungsform, die Preßfreiheit und die Theilung der 
Obergewalt des Bundesſtaates und der einzelnen 
Staaten betreffen. — 

Einige Zeit nach der Annahme diefer Verfaffung, 
am 11. Mai 1826, erfchien ein Decret *) des Gone 
greſſes der merikanifchen Staaten, nach welchem alle 
Adelstitel (als Graf, Marquis, Nitter und an: 
dere dieſer Art), welches auch ihre Urfprung gewefen 
fen, für immer abgefchafft wurden. 


145, 


48) Die Bundesrepublif von Mittel: 
(Sentrale) Amerika (Öuatemala). 


Am vormaligen fpanifchen Vicefonigreiche Guas 
temala, gelegen zwifchen dem merifanifchen Bun— 
vesftaate und der Republik Columbia, erfolgte am 
24, Apr. 1821 der erfte Schritt zur Trennung vom 
europaifchen Stammlande, von welchem man nicht 
weiter auf Schuß und Vertheidigung rechnen konnte. 
Doch ward erft am 1. July 1823 von den 30 Depu= 
tirten, welche die Nationalverfanmlung der vereinig- 
ten Provinzen bildeten, Die Selbftftändigfeit 
und Unabhängigkeit verfelben, unter dem Na— 


*) Neuefte Staatsacten, Th. 6. ©. 88. 


i 
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men der, vereinigten Provinzen des mittlern 
(Sentral:) Amerika, ausgefprochen, gegründet auf 
die Urkunden ihrer proviforifchen Kegierung vom 15. 
Sept. 1821 und vom 5, Jan. 1822. Merifo und 
Columbia erkannten den neugebildeten Freiftaat an, 
und fchloffen Verträge mit demfelben, 

Die neue Öeftaltung des Freiftaates erhielt den 
Charakter eines Bundesftaates, als Nachbildung 
der merikanifchen DBerfaffung, wie diefe wieder. eine 
Nachbildung der nordamerikanifchen war. Fünf 
einzelne ‚Staaten oder Provinzen, mit einer Bevoͤl— 
ferung von nicht vollig I Millionen Menſchen, find 
zu einem politifchen Ganzen vereinigt, Jeder Diefer 
einzelnen Staaten, getheilt in Departemente (oder Ber 
zirke), bat, wie in Nordamerika, feine befondern For— 
men der Verfaſſung, Gefeßgebung, Regierung und 
Verwaltung. | 

Die Sefammeverfaffung dieſes Bundes: 
ftaates *) enthält folgende Beftimmungen: 


Die Souverainetät ruhet urfprünglich und wefent- 


lich in der Nation, die fich verpflichter, durch gerechte 
und weife Gefege die Rechte des Menfchen und Buͤr— 
gers zu ſchuͤtzen. — Die Eatholifch = apoftolifch = ro= 
mifche Religion ift die Neligion der Nation, und foll 
fie zu ewigen Zeiten bleiben. — Die Nation nimmt 
die repräfentative, dvemofratifche und fodes 
rative Nepublif als Form ihrer Kegierung an. Die 
einzelnen Theile derfelben find nach allem, was auf 
die innere Regierung und Berwaltung fich bezieht, freie, 


— 





*) Diefe Verfaſſung iſt noch ih feiner europäifchen Samm⸗ 
fung vollftändig erfchienen. Die im Terte aufgeftellten 
Grundzüge derfelben find entlehnt aus dem polit, 
Sournale, 1825, Det. © 902 


l 
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unabhaͤngige ind ſouveraine Staaten. Die beſondern 
Verfaſſungen derſelben gruͤnden ſich auf die allgemeine 
Verfaſſung des ganzen Bundes, und koͤnnen en 
genehmigen, was diefer zuwider ift. ü 

Die höchfte Gewalt des Bundes theilt ſich in die 
geſetzgebende, vollziehende und rihrer 
biche. Dieſe Gewalten ſind fuͤr immer getrennt, und 
koͤnnen nie in einer Perſon oder in einem Körper ver: 
einiger fenn. — Die geſetzgebende Gewalt be: 
fieht, unter der Benennung Generabcongreß, 
aus zwei Kammern: der Repraͤſentantenkam— 
mer, und der Kammer der Senatoren, deren 
Mitglieder von den Staatsbürgern erwählt werden; 
Die Zahl der Reprafentanten jedes Staates wird 
nach deſſen Bevölkerung beftimmt; jeder, Staat: er: 
nenne zwei Senatoren. — Die gejeßgebende Macht 
hat das ausschließliche Necht, Geſetze oder Decrete 
zur Behauptung der gegenfeitigen Unabhängigkeit‘ der 
Staaten und des foderativen Vereins zu machen; die 
Preßfreiheit einzurichten und. zu, fihüßen; mach den, 
von der vollziehenden Gewalt. vorgelegten, Beweso⸗ 
gründen Krieg zu erklären, Friedens- und Allianze 
verfräge zu ſanctioniren, über Buͤndniſſe oder bewaff- 
nete Neutralität zu verfügen u. f. wa 

Die vollziebende, Öewalt wird, Einem ‚oder 
mehrern Individuen anvertraut, welche von der gefeß= 
gebenden Gewalt ernannt merben; Ihre Befugniffe 
find: für die Vollziehung der Gefege zu forgen, die 
Staatsfecretaire, Die Beamten der Öeneralverwaltuns 
gen u. a. zu ernennen, oder zu entlaffen. ie. ver- 
fügt über bie bewaffnete Macht zur DBertheidigung 
und Sicherheit des Bundes, ohne doch die Milizen 
außerhalb der Staaten, welchen fie angehören, an— 
wenden zu Fonnen, wenn fie nicht von dem Congreffe 
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dazu beauftragt ift. Sie ernennt die Sand» und See⸗ 
- officiere der dienſtthuenden Miliz; ſie ernennt, unter 
Genehmigung des Senats, die Gefandten und Con— 
fuln; fie leiter die Verhandlungen mit den fremden 
Mächten, kann aber feinen Friedens= oder andern 
Vertrag ohne Beftätigung des Senats befannt machen. 
Sie kann. — aber nur einmal — gegen die von dem 
Öeneralcongreffe gegebenen Gefege Einwürfe machen, 
und zwar. in den erften zehn Tagen, welche auf vie 
Einfendung diefer Geſetze folgen, und die Vollziehung 
derfelben fo lange verzögern, bis der Kongreß über 
diefe Einwürfe beratbfihlagt haben wird. Sie giebt 
Decrere und Verordnungen über die Vollziehung der 
Verfaſſung und der Geſetze. 

Die richterliche Gewalt ift einem hochften 
Gerichtshofe, und Tribunalen übergeben, die in jedem 
Staate errichtet werden, Kein Individuum kann an= 
ders, als den Geſetzen gemäß, und von Tribunalen 
gerichtet werden, Die vor der Handlung errichtet waren, 
weshalb das Individuum zur Rechenſchaft gezogen 
ward. Alle ruͤckwirkende Geſetze und alle Special: 
conmiflionen find unterſagt. — 

Der Name vdiefes Staates ward mehreremals 
verändert. In dem CEdicte, welches ver vollziehende 
Kath am 25. Jan. 1824 über die Anfiedelung der 
Fremden gab, ward die Benennung gebraucht: ver— 
einigte Provinzen von Central: merifa 
(provincias unidas de Centro de America), Allein 
in der Verfaffung, welche das Volk am 22. Nov. 1824 
annahm, hieß der Staat: republica federal de 
Centro America. Man wählte diefen Namen, um 
der Eiferfucht der einzelnen Theile (der Staaten von 
Salvador, Honduras und Nicaragua) gegen den 
Staat von Önatemala entgegen zu arbeiten. Un ver 
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Spihtze des Bundesſtaates ſteht der Praͤſident: Manuel 
Joſe de Arce. Die einzelnen fünf Staaten (esta- 
dos), von welchen jeder durch zwei Kammern regiert 
wird, find: Guatemala, San Salvador, Honduras, 
Nicaragua, und Eofta Rica. — Im Yahre 1877 
entſtanden folgenreiche politifche Bewegungen in die— 
ſem Bundesftaate; denn vier Staaten erklärten fich 
gegen den Präfidenten Arce, den fie befchuldigten , 
mit den Mönchen zufammen zu halten. Selbſt vie 
Mehrheit des Congreſſes und Senats warıgegen ihn. 
Er aber löfete beide auf, und regierte, ohne fie. — 
Noch ift.diefe wichtige Angelegenheit nicht zur Ente 
foheidung gekommen. | | 


2 





Ar 146, 
49) Der Freiftaat Columbia 
Verfaſſung vom 30. Aug. 1821. 


Der Freiftaat Columbia, beftand vormals 
Aus den fpanifchen Gouvernements Caracas und 
Neugranada, in welchen der Hufftand im Jahre 
1810 und 1811 begann, der, näch einem vieljäh- 
tigen Kämpfe, mit Bolivars Giegen über bie 
Eöniglichen Truppen (1819) endigte. - Sieben freiges 
wordene Provinzen (Caracas, Cumana, Varinas, 
Margarita, Barcelona, Meriva und Truxillo), bie 
fih) Anfangs die vereinigten Provinzen von 
Venezuela *) nannten, nahmen am 17, Dec, 


! 


*) Die Unabhängigkeitsertlärung dieſer 7 Provinz 
en vom 5. Zul. 1811, gegeben zu Caracas, fteht beim 
ufau. T. 6. p. 257. und ebendafelbft p. 264. 

bie erfte — blos auf Venezuela berechnete — Ver⸗ 
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181% auf dem Kongreffe zu Auguftara , den Namen: 
Freiſtaat Columbia an, und vereinigten fih am 
12.Jul. 1821 zu Sucuta, über eine Verfaſ— 
fung *), welche am 30, Aug. 1821 angenommen 
ward. Dieſe PVerfaffung ift berechnet auf einen 
Sreiftaat von zwölf Departementen (Drinoco, 
Venezuela, Kulia, Bojacca, Maturin, Ecuador, 
Aſſuay, Guayagnil, Cundinamarea, Eauca, Mage 
dalena, und ehe Panamaſ) —* deren allgemeine 
Angelegenheiten ein Congreß leiter. 

Am Eingange dieſer Verfaſſung, welche aus 
10 Capiteln und 191 Artikeln beſteht, wird Die voͤl—⸗ 
lige und. ummwiderrufliche ‚Unabhängigkeit Columbia’s 
von Spanien und von jeder andern Macht ausge: 
ſprochen. Die Nation von Columbia kann nie. das 
Eigenthum einer Familie, oder eines Einzelnen wer: 
den. Die Souverainetät beruht, nach ihrem 
Defen, auf ver Nation, Alle. Regierungsbes 
amte find blos. die Beauftragten der Nation und Dies 
fer für ihe öffentliches Berragen verantwortlich. Das 
Gebiet von Kolumbia umfchliegt alle länder, welche 





Et e A von Venezuela vom 2%. 
Dec. 181 
*) Diefe Kr ſteht beim Dufau, T.6. p. 282: 
Auszugsweife in Molliens Reife nad) Columbia; 
aus dem Franz. von Fr. Söll, Berl. 1825. .8. ©, 
267; eben” fo Auszugsweife in Beckers Weberf. von 
Molliens Reife, Th. 1. ©. 135; und in Cobra 
ne's Reife in Columbien. Jena, 1825, ©. 1315 volß 
ftändig in Lallemant’s OR von Columbien 
2 Th. Quedlinb. 1827. 8. Th. 2. ©. 123, 
*#) uUnter dieſen Namen führt die 12 Departemente Colum⸗ 
bia's auf: Kaffel in d. neuen geogr. Ephem. Band 
24, &t.9. ©. 284 f. (Aus der Gaceta de Colom- 
bia vom 30, Sept. 1827.) 
St. W. ate Aufl, IV. 47 
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vormals zu dem DVicefönigreiche Neu: Oranada und 
zu dem Gouvernement von Venezuela gehörten. ı Das 
Gebiet der Republik wird getheilt in Departemente, 
die Departemente in Provinzen, die Provinzen in 
Cantone, und die Kantone in Kirchfpiele. — Die 
Kegierung von Columbia ift eine volfsvertves 
tende. Das Volk uͤbt feine Souverainetät sauf 
keine andere Weiſe, als durch die erften Wahlen. 
Die böchfte Gewalt ift getheilt in die drei Gewal— 
ten: die gefeßgebende, vollziehende und 
rich terliche. Die gefeßgebende Macht ſteht 
dem Congreffe, Die vollziehbende dem Praͤ— 
fidenten des Freiftaates, und die richterliche 
den Tribunalen zu. — Der Kongreß ifb getheilt 
in zwei Kammern: die Kammer des Senats, 
und. Die Kammer der Nepräfentanten. Die 
Snitiative der Geſetze fieht beiden Kammern ‚zu, 
und jede kann der andern ihre Bemerfungen, Zufäße 
und Verbefferungen Deshalb mittheilen. Das Abgas 
begefeß aber ſteht der Repräfentantenfammer aus— 
fchließlich zu, doch fo, daß es die Kanımer des Se— 
nats modiftciren, annehmen, oder verwerfen- kann. 
Dem Congreſſe fteht überhaupt zu: die Beftimmung 
der jährlichen Steuern nach dem von der vollziehen: 
den Macht. ihm vorgelegten Budget; die Errichtung 
einer Nationalbank; die Anordnung aller Decrete für 
% Verwaltung; Die Confeription und Organifation 


fie von der vollziehenden Gewalt; die — 

| Srie= 
Bensfchlüffen ; die Befiäfigung der von der vollziehen- 
den Gewalt unterhandelten Friedens-, B 
Freundſchafts-, Handels⸗und Neutralitaͤtsvertraͤge, 
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n.f. w. Die Sißungen des Congrefies find oͤffent— 
lich; doch Eonnen fie, nach dem Ermeſſen ver Kam: 
mern, geheim werden. Die Mitglieder des Gone 
greffes find umnverleglih. Der Kongreß verfammelt 
fich jaͤhrlich. — Zur Nepräfentantenfammer 
erwählt jede Provinz auf 30,000 Seelen einen Ab: 
geordneten, Doch fo, Daß wenn der Neft ihrer 
Bevölkerung 15,000 Seelen beträgt, auch fir dieſe 
Zahl ein Abgeordneter ernannt wird, Doch bleibt 
der Maasftab der Bevölkerung von 30,000 Seelen 
nur fo lange, bis die Zahl der Kepräfentanten zu 
100 'anwächfet, worauf nur auf 40,000 Seelen 
Ein Depntirter, und wächfeet nach dieſem Maas: 
ftabe die Zahl der Nepräfentanten bis "auf 150, 
fodann blos auf 50,000 Seelen Ein Deputirter er— 
nannt wird. Die Function eines Nepräfenfanten 
dauert 43Jahre. — Zudem Senate fender jedes 
Departement der Kepublif vier Genatoren. 
Ihre Function danert 8 Jahre. — Die voll: 
ziehbende Gewalt ift einem Bürger anvertraut, der 
den Titel führt: Prafident ver Republik von 
Columbia. Der Präfivent wird auf 4 Jahre er- 
wählte. Es befteht neben ihm ein Vicepräfident. Der 
Prafident promulgirt die Gefeße des Kongreffes, und 
läßt fie vollziehen; er forge für die Ruhe und Sicher: 
heit im Innern; er beruft den Congreß zur feftgefeß- 
fen Zeit zufammen, und in dringenden Faͤllen außer: 
ordentlich; er ift der oberfte Befehlshaber der Land— 
und Seemacht, und leitet beide ausfchließlich; er er- 
klaͤrt, im Namen der Nepublif, nach den Befchlüffen 
des Congreffes, den Krieg, und ſchließt, mit Ge— 
nehmigung des Congrefies, Friedens-, Buͤndniß-, 
Freundfchafts-, Waffenftillftande-, Handels- und 
Neutralirätsverträge mit — 9— Bölfen umd 
d 
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Staaten; er ernennt die Miniſter, die diplomatiſchen 
Agenten u. ſ. w.; er giebt, bei der Eroͤffnung der 
Sitzungen des Congreſſes, demſelben eine Ueberſicht 
uͤber den politiſchen und kriegeriſchen, ſo wie uͤber den 
finanziellen und ſtaatswirthſchaftlichen Zuſtand der 
Nation; er zeige die Veraͤnderungen und Verbeſſerun— 
gen an, die er für Die verfihiedenen Zweige des öffent: 
fichen Dienftes zweckmäßig finder. — Der Prafivdent 
muß jeder Kammer die noͤthige Auskunft über alle ihre 
Anfragen ertheilen, den Fall angenommen, ‚wo die 
Publicirät für den Augenblick nicht rathſam wäre, 
Er kann, während der Dauer feiner Amtsführung, 
nur von Der Nepräfentantenfammer vor dem Senate 
angeklagt werden, wenn fein Detragen dem Wohle 
der Republik zuwiderlaͤuft, oder Derfelbe fihwere Vers 
brechen gegen die bürgerliche Ordnung begeht. (Diefe 
Anklage findet auch gegen den PVicepräfidenten , und 
die Mitglieder des hohen Gerichtshofes fat.) Der 
Präfident darf, ohne Genehmigung des Congrefies, 
während der Dauer feiner Amtsfuͤhrung und, ein Jahr 
nachher, das Gebiet der Republik nicht verlaffen, — 
Dem Präfiventen fteht ein gebeimes Kathscollegium 
zur Seite, gebildet aus den DVicepräfidentem, einen 
Mitglieve des hoben Gerichtshofes, und den Staats— 
fecretairen. _ Der Präfident hohlt das Gutachten def- 
felben ein, ift aber. nicht an die Befchlüffe defjelben 
gebunden. Es giebt. fünf Staatsfecretaire: für die 
auswärtigen. Angelegenheiten, für das Innere, fir 
die Finanzen, für die Marine, und für den Krieg, 
Jeder Befehl, der von dem betreffenden Minifter nicht 
unterzeichnet ift, kann nicht vollzogen werben. / 

Die richterliche Gewalt befteht aus einem. 
hohen Gerichtshofe von wenigftens, 30 Mit— 
gliedern, und aus Ober- und Untergerichten, Jeder 


\ 
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wird fo fange für unfchuldig gehalten, bis er nach 
den durch das Gefes vorgefihriebenen Formen für 
ſchuldig erklärt worden ift,. Bei Criminalfaͤllen darf 
keiner verhaftet werden, als bis durch eine vorlaͤufige 
Verhandlung das Verbreipen ermittelt worden ift, 


weshalb das Gefeß eine peinliche Strafe beftimmt., 


Jedes auf der That ergriffene Individuum kann vers 
haftet werden. Der Verhaftete kann gegen Kaution 
freigelaffen werden, fobald Feine teibesftrafe gegen ihn 
in Anwendung fommen Fan. Keine Vernehmung 
darf uͤber drei Tage aufgeſchoben werden. Es kann 
keiner verurtheilt oder beſtraft werden, als kraft eines 
vorgaͤngigen Geſetzes. — Die Privatpapiere und 
Privatcorreſpondenz der Bürger find unverletzlich. 
Jeder Richter, und jedes Gericht, ift verpflichter, feis 
nem Urtheile den Text des angewandten Geſetzes, fo 
wie den Grund-feiner Anwendung beizufuͤgen. In 
Feiner Sache giebt es mehr als drei Inſtanzen. 

Kein Bürger darf, ohne feine Zuftimmung, oder 
die des gefeßgebenden Körpers, des geringften Theiles 
feines Eigenthums beraubt werden, erlangt es aber 
das Beduͤrfniß des. Staates; fo gefchieht es gegen 
hinreichende Entſchaͤdigung. — Es ift verboten, ein 
Majorat, oder irgend eine Art von Fideicommiß, zu 
ſtiften. Alle von der fpanifihen Regierung ertheikte 
Titel find abgefchafft. Der Congreß erkennt feinen 
Adel, und Eeine -erblichen LUnterfcheidungszeichen an. 
Der Congreß theilt Das Gebier ver Republik in 6 oder 
mehrere Departemente, wie er es fir die Berwaltung 
dienlich. findet. Der politiſche Befehlshaber jedes 
Departements heißt: Intendant, und wird vom 
Präfiventen ernannt. Seine Amtsführung dauert 
drei Jahre. Jede Provinz wird von einem Gou— 
verneur regiert, Der von dem ntendanten Des 
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Departements abhängt, und 3 Jahre im Amte: ift. 
Die Cabildos, oder Kantonsmunicipalitäten , werden 
beibehalten. Jeder Columbier bat, das Recht, zu 
fohreiben und drucden zu laffen, ohne vorbergegangene 
Prüfung, Cenſur oder Reodiſion; der Mißbrauch die— 
fer Freiheit wird nach den Gefegen beftraft. — 

Diefe Derfafjung, berechnet auf Eine und un— 
theilbare Republik, und nicht, wie die des nordame— 
riEanifchen und merikanifchen Bundesftaates, auf ein 
Foͤderativſyſtem der einzelnen (nach ihrem Flaͤ— 
thenraume weit von dem Mittelpuncte der Regierung 
entlegenen) Provinzen, erregte bedeutende Beweguns 
gen innerhalb des jungen Freiftaates, weshalb (6, 
Febr. 1827) Bolivar — der Vertheidiger des Gen: 
traliſationsſyſtens — die Präfidentenwürde nieder: 
legte. Darauf decretirte (3. Aug. 1827) der DVices 
präfident Santander im Namen des Cougreſſes 
die Zufammenberufung des Nationalconvents nach 
Dcana zum 2, März 1828, Bis dahin bleibt Die 
Derfaffung in Wirkfamkeit; denn der Convent foll 
über die Prüfung oder Abänderung derfelben entfcheis 
den. Darauf fehrieb aber Bolivar (24 Aug. 
1517) au den Senat, daß er fich entfchieden ge— 
gen eine Soderativverfaffung erkläre, „weil 
die (von ihm gegebene) Verfaſſung Bolivia’s und 
das Centralſyſtem den Beduͤrfniſſen des Staates 
weit befjer entfpreche, “‘ 


147. 
50) Die vereinigten Provinzen am la 
Plata (Buenos = Ayres). 


Es war am 9. Auly 1816, daß zu Buenos: 
Ayres von dem errichteten fouverainen Congreſſe 
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an deffen Epiße Pueyredon ftand, die Unabhängige 
Eeit der vereinigten Staaten am Plata aus: 
gefprochen, diefer Name aber am 3. Dec. 1817 vom 
Congreſſe in den der vereinigten Provinzen 
von Südamerifa verwandelt, und’ an demfelben 
Zage eineeinftweilige Berfaffung aufgeftelle ward *), 
Der Siß des Congreffes ift zu Buenos = Apres, 
— Nach diefem vorläufigen Geſetze beruhte die ges 
feßgebende Gewalt auf einem. Nationalcongreffe, 
gebildet aus 2 Kammern: dem Senate und ber 
Kepräfentantenfammer Zu dem Genate 
ſendet jeder Bundesftaat eine gleiche Anzahl Sena— 
foren, und zu der Kepräafentantenfammer jeder Bun— 
desftaat fo viele Abgeordnete, als er vielmal 
20,000 Seelen in fich faßt. Jeder Senator muß 
30 Jahr alt fenn, Güter im Werthe von 800 Pia: 
fter (40,000 Sranfen) beſitzen, oder ein achtbares 
Gewerbe treiben. Jeder Abgeordnete muß 26 Jahre 
alt feyn, ein Vermögen von 400 Piafter (20,000 
Franken) befigen, oder ein nüßliches Gewerbe treiben, 
Never Abgeordnete bleibt 4 Jahre im Berufe; aller 
2 Jahre wird die Deputirtenfammer zur Hälfte er 
nenert. Cie bat die ausfchliegliche Initiative in 
Hinficht deffen, was Befteyerung betrifft, der Senat 
aber das Recht, die DVorfihläge deshalb anzunehmen, 
2 verwerfen, oder zu verändern, Die Verrichtungen 


+) Bollftändig uͤberſetzt iſt dieſes vorläufige Verfaſ— 
fungsgeſetz in der Schrift: Die ſpaniſche Conſtitu— 
tion: der Cortes und die proviforifche Conſtitu— 
tion der vereinigten Staaten von Öüdame 
vita. Aus den Urkunden überfegt mit hiſtoriſch-ſt at i⸗ 
fifhen Einleitungen. (Lpz. 1820. 8.) ©. 177 fi. — 
Kurze Auszüge daraus fiehen in der Allg. Zeit. 
1818, St. 278, und Allg. Zeit. 1819, ©t. 267. 


744 Poſitives Staatsrecht. 


des Congreſſes ſind: Geſetze zu geben, Krieg zu 
erklaͤren, Frieden zu ſchließen, und die Auflagen feft- 
zufegen, welche gleichformig in allen Theilen des 
Staatenbundes, aber immer nur für eine Zeit von 
zwei Jahren erhoben werden. Die vollziehende 
Gewalt ward einem Director übertragen, der 
35 Jahre alt feyn muß, und das Oberhaupt der fand» 
und Seemacht ift, Nach diefer proviforifchen Vers 
faffung waren alle Menfchen vor dem Geſetze gleich ; 
die Preffe ward für frei erklärt. — Diefe Beftim- 
mungen wurden mit wenigen Zufäßen und Veraͤnde— 
rungen, in der VBerfaffung vom 20, Apr. 
1819, welche am 25. Mai angenommen ward, 
beftätige *). In Hinficht der Senatoren feßte die 
Verfaſſung feft: es follten fo viele Senatoren feyn, 
als es Provinzen gäbe; außerdem follten 3 hohe 
Militairperfonen, 1Bifchoff und 3 Geiftliche, ein 
Mitglied von jeder Univerfität, und die abgegangenen 
Directoren des Staatenbundes Mitglieder des Senats 
feyn. Jeder Senator bleibe 12 Jahre im Dienſte. — 
Der Director wird auf I Jahre won beiden ver= 
fammelten Kammern nach der abfoluten Mehrheit 
der Stimmen erwählt, Er macht die Gefeße bekannt, 
und läßt fie vollziehen, Er evöffner die Sitzungen 
des Congreſſes, und kann demfelben. fchriftliche Vor— 
fchläge zu DVerbefferungen und Veränderungen thun, 
die er für das Befte des Staates dienlich halt, Er 
ordnet und leitet die Sand» und Seemacht; ernennt 
ihre Befehlshaber, die (verantwortlichen) Minifter, 
und alle diplomatifche Agenten. Er macht die Kriegs: 
erflärungen und Friedensfchlüffe bekannt. Er er: 
nennt die Erzbifchöffe und Bifchoffe nach einer dreis 


Sie fieht beim Dufau, T. 6. p. 241. 
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fachen, vom Genate ihm vorgelegten, Lifte. Alle Ge- 
genſtaͤnde der öffentlichen Sicherheit und Polizei, alle 
‚öffentliche Anftalten des Unterrichts und der Wohltha- 
tigkeit, die Münze, die Nationalbank und die Poften 
ſtehen ı unter feiner Aufſicht und Seitung. — 

In diefem jungen Freiftaate aber beftanden mäch= 
tige innere Bewegungen und Keibungen, fo wie ein 
mehrmaliger Wechfel der Würde des Präfidenten, 
and Kämpfe nach außen, befonders mit Brafilien über 
ven Befis von Montevideo (Banda Oriental), Dies 
hinderte bis jeßt die fefte Geftaltung der gemeinfchafte 
lichen VBerfaffung und Regierung des Bundesftaas 
tes, welcher. aus 13 zufammengefretenen Staaten 
(Provinzen) beftent, die jeder eine befondere Verwal— 
tungs= und Kegierungsform haben, Die Repräfene 
tantenkammer zu Buenos Ayres verwandelte den frü- 
her angenommenen Namen: vereinigte Provinzen von 
Suͤdamerika, am 18. März 1825 in die Benennung: 
vereinigte Provinzen am Plataftrome, 
Als‘ proviforifeher Pröfivent, gewählt auf drei 
Sabre, fteht feit dem 19. Febr. 1826 Ribadavia 
an der Spiße bes Bundesftaates. — 

Am 23. San. 1825 erließ der verfammelte Ge— 
pur ein Decret*), in welchem er über 
die Eünftige Geftaltung der Verfaffung als Beftimmuns 
gen aufftellte: „Der Generalcongreß erklärt ſich als 
gefeßgebend nnd conftituirend. Bis zur Promuls: 
gation der allgemeinen Berfaffung, welche 
der Kongreß der Confoderation ertheilen wird, fol 
len in jeder Provinz die dafelbft geltenden befondern 
Anftitutionen in Kraft bleiben. Alles, was auf die 
Unabhängigkeit, Integrität, Sicherheit, Vertheidi— 


). Neueſte Staatsacten, Th.1. ©. 45. 
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gung und Wohlfahrt der Nation fich bezieht, gehoͤrt 
wefentlich zur Competenz des Generalcongrefjes. Die 
von demfelben angenommene und fanctionirte Verfaſ— 
fung wird, vor ihrer Promulgation, den Provinzen 
zur Öenehbmigung vorgelegt, und erft, nach 
erfolgter Öenebmigung, zum Örumndgefeße der 
Confoͤderation erhoben werden. — Bis zur Errichs 
fung einer vollziehenden Bundesgewalt, werden der 
Kegierung der Provinz Buenos Ayres folgende Ars 
fribute zuftehen: Die auswärtigen Angelegenheiten, die 
Ernennung der bevollmächtigten Minifter bei auswär- 
tigen Regierungen, und die Annahme von bevollmäch- 
tigten Miniftern ſolcher Regierungen bei den vereinig- 
ten Provinzen; die Abfchliegung von Verträgen, Con— 
venfionen u. a. ‚mit auswärtigen Negierungen; die 
Mitrbeilung der vom Generalcongreffe gefaßten Be— 
ſchluͤſe an die Regierungen der Bundesprovinzen.“ 
Daranf empfahl am 14. Apr. 1825 der Con⸗ 
greß der Committé für das Verfaffungswefen, die 
baldige Aufftellung eines Verfaſſungsentwurfes *), 
Weil aber die Verfehiedenheit der Anfichten der ein— 
zelnen Provinzen über die Verfaſſungsfform — ob 
als Eine und untheilbare Republik, oder als Bun— 
desftaat — der Committé nicht entgangen war; 
fo ward am 20. Jun. 1825 vom Congreſſe befchloffen: 
1) daß in allen Provinzen Anfrage gefchehe, wel- 
cher Verfaffungsform eine jede den Vorzug gebe; 
2) daß die Meinungen der Provinzen auf dem Wege 
ihrer gefeßgebenden Korper erlangt würden; 
3) daß aber die, auf folche Weife von den Provin— 
zialvertretern ausgefprochenen, Meinungen auf keine 
Weiſe Die Vollmacht befchränfen follten, welche das 


+) Vergl. Kivinu 8, Atlantis, 1897. St. 4. S. 281. 
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Volk dem Congreffe zur Abfaffung und Genehmis 
‚gung einer, das allgemeine Webl foͤrdernden, Ver⸗ 
faſſung ertheilt habe. 

Das Ergebniß der Provinzialbefehlife war ges 
theilt. Cordova, Mendoza, San Auan und Gant: 
jago del Eftero ftimmten für einen Bundesftaat, 
und für eine, der nordamerikanifchen ähnliche, Re— 
gierung; Salta, Tucuman und Rioja erklärten fich 
für eine tepräfentativ- republikaniſche Form, welche, 
gleich der von Columbia, ein centrales Gepraͤge 
tragen muͤſſe; mehrere Provinzen vertrauten der Weis— 
‚beit des Congreffes, und einige Provinzen gaben gar 
feine Erklärung. 

Unter dieſen Verhältniffen ftellte bie Commits 
einen Verfaſſungsentwurf am 4. Jun. 1826 
mit einer centralen Regierungsform auf, und 
motivirte ihre Gründe deshalb im Einzelnen *). — 
Die Hauptbeftimmungen diefes Entwurfes **) waren: 
Es wird unterfchieden zwifchen der gefeßgebenden, 
vollziehenden und richterlichen Gewalt. Die 
erſte ift der Kammer der Abgeordneten und dem Ges 
nate, Die zweite dem Praͤſidenten, Die dritte dem hoͤch— 
ften Gerichte übertragen. Der Präfivent wird vers 
mittelft einer, in jeder Provinz unmittelbar von dem 
Dolke zu ernennenden, Junta, und durch Stimmen 
mehrheit ſaͤmmtlicher einzelner Mitglieder derſelben, 
die Abgeordneten werden durch bloße Stimmenmehr- 
heit ver Wähler, und die Senatoren durch Provinz 
zialjunsen gewählt. Beide Gewalten geben daher 
unmittelbar vom Dolfe aus. Die Richter 
werden von der vollziehenden Gewalt ernannt, find 


*) Diefe Gründe bei Rivinus, ©. 285. 
++) Hamb. Correfp. 1827. St. 107. 
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aber unabfeßbar. Alle Verhandlungen find öffentlich; 
felbft die Abftimmumngen bei Endurtheilen. Der Praͤ— 
fivent wählt die Statthalter der Provinzen aus einer 
von den verwaltenden Provinzialräthen einzureichen: 
den Liſte. — Die einzelnen: Provinzen zufammen 
follen 43 Deputirte wählen. Wenigftens 8000, höch- 
ſtens 15,000 Bürger ernennen einen Deputirten, Die 
Deputirten muͤſſen 7 Sabre lange Bürger gewefen, 
25 Jahre alt feyn, und ein Capital von 4000 Pefos 
beſitzen, oder, in Ermangelung deſſen, ein nüßliches _ 
Gewerbe treiben. ie werden auf 4 Jahre ernannt; 
doch wird aller zwei Jahre die Hälfte derfelben —* 
neuert. 

Dieſer Entwurf ward aber von den meiſten Pro= 
vinzen, bei der Vorlegung beffelben, verworfen, 
und ein Foͤderativſyſtem verlangt *). — & ift 
diefe Republik noch bie jetzt ohne förmliches Grundgeſetz. 


148, 
51) Der FJreiftaat Epili. 


Obgleich in Chili bereits in Kahre 1810 der 
erſte Schritt zur $osreißung von dem europäifchen 
Stammlande gefhab, und ein Congreß die Leitung 
der öffentlichen Angelegenbeiten übernahm; fo dauer— 
ten Doch die innern Neibungen der Partheien in die— 
ſem Eleinen Staate länger, als in andern zur Gelbft: 
ftändigfeit gelangten, vormals ſpaniſchen Provinzen. 
Denn nicht nur, daß in Chili, ſo wie in Peru, erſt 
nach der Bezwingung der Ueberreſte ver fpanifchen 
Heere in dem Giege des columbifchen Feldherrn 


*) Hamb. Correfp. 1827. St. 110, 





Decr Freiſtaat Chili— 749 


Sucre (8. Dee 4824) bei Ayacucho, die poli— 
tiſche Unabhängigkeit geſichert ward; es behaupteten 
auch, bei der tiefen Stufe der geiſtigen Entwickelung 
und buͤrgerlichen Geſittung der groͤßern Volkszahl in 
dieſen beiden Staaten, die Geiſtlichkeit und Mönche 
einen geoßern Einfluß auf den Geift der Maffe, als 
in Meriko, Guatemala, Columbia und Buenos Apres. 
Unter dieſen Verhaͤltniſſen läßt es fich erklären, warum 
die verfaffungsmäßige Öeftaltung des innern 
Staatslebens in beiden Kepublifen noch zu feinem 
bleibenden Charakter gelangte. 

In Chili galt im Jahre 1823 [nach * Be⸗ 
richte des morning chronicle *)] als Grundlage 
der DBerfaffung: Die vollziehende Gewalt ift einem 
oberfien Director übertragen, deſſen Pflicht es 
iſt, die Öefeße des Landes zu promulgiren, und über 
deren. Vollfirekung zu wachen, ' Er bat die Praͤro— 
gative, Die Grundlinien eines jeden neuen Geſetzes, 
nach vorgängiger Sanction des Staatsrathes, zuerft 
in Borfchlag zu bringen, Er ift mit der Organifas 


tion und Verwendung der Jand= und Seemacht bes- 


auftragt, Darf aber weder die eine, noch Die andere, 
felbft befehligen. Er darf alle Offteiere unter dem 
Dberftlientenantsrang. ernennen, muß aber zu den 

höhern Graden die Genehmigung des Senats ein— 
hohlen. Er erflärt Krieg und fihließt Frieden unter 
Genehmigung des Senats. Er ernenne die Minifter 
mit Öenehmigung des Staatsraths. Mit Zuftims 
mung. des Senats kann er Urtheilsſpruͤche mildern, 
und Verbrecher begnadigen, Er kann offentliche Be: 
amte wegen Untüchtigkeit entlaffen, ohne deshalb den 
Senat zu befragen; in Malverfationsfällen kann er 





H Vergl. Allg, Zeit, 1824, Beil. 187. 
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fölche ebenfalls abfegen, ift aber gehalten, die Gruͤnde 
dafür den competenten Öerichtshofen vorzulegen. Er 
kann, mit Einwilligung des Senats, Friedens-, Als 
lianz= und Handelsverträge fchliegen, und Gefandte 
an auswärtigen Höfen ernennen, Die Staats: 
minifter ſtehen ihm in allen Regierungsgeſchaͤften 
zur Geite, Der Staatsrath befteht aus fieben 
Perfonen: aus zwei Mitgliedern des oberften' Ge- 
vichtshofes; einem Prälaten; einem Oenerale; einem 
Juſpector der Staatseinnahmen, und zwei Directoren 
der Nationalofonomie, Die Functionen des’ Staats— 
rathes find: mit dem Director fich zu berathen, und 
jeden neuen Öefeßesentwurf zu genehmigen oder zu 
verwerfen; die Ernennung der Minifter zu genehmigen, 
und die Gründe ihrer Entlaffung anzugeben; und das 
Budget zu prüfen, bevor es dem Senate vorgelegt 
wird, Der Senat befteht aus neun Perfonen, welche. 
auf ſechs Jahre erwählt werden. Doch Fann diefer 
Termin auch verlängert werden. Seine Obliegenheit 
ift, über die Beobachtung und Handhabung der Ge: 
feße, fo wie über das Betragen aller Staarsbeaniten 
zu wachen; neue Öefeße zu billigen, oder zu verwer— 
fen; die Vollziehung der Acten des Directors zu 
fufpendiren, fobald fie, nach der Anficht des Genats, 
zu nachtheiligen Ergebniſſen, oder zur Verlegung der 
beftehenden Geſetze führen Fonnten; über die National⸗ 
gebräuche, die Sitten, und über die Erziehung der 
Augend zu wachen; Bürgertugenden zu bemerken, zu 
befördern, und zu bewirken, daß denfelben öffentliche 
Auszeichnung und Belohnung zu Theil werde; Pri⸗ 
varcontracte und Bürgfchaften zu ſchuͤtzen; die Statu⸗ 
ten oder Reglements einer jeden Corporation oder Ger 
fellfchaft, nach erfolgter Präfentation von Seiten des 
Directors, zu genehmigen; Kriegserklärungen (mach 
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erfolgter Einwilligung der KRepräfentantenfammer),, 
Friedensvertraͤge, Steuern und Auflagen, Anleihen, 
Ernennungen und Entlaffungen von’ Staatsbeanten, 
Anlegung von Städten und DOrtfchaften, und öffents 
liche Anftalten aller Art zu fanctioniren, Die Repraͤ— 
fentantenfammer ift ein Körper von National: 
vathgebern, vie bei jeder wichtigen Öelegenheif zu— 
ſammen berufen werden, " Ihre Zahl muß über 50, 
und unter 200 betragen, Ein Achttheil verfelben wird. 
jährlich erneuert. Die Mitglieder verfelben treten an 
dem Orte zuſammen, wo der Senat fich verfammelt; 
Ein’ Staatsminifter, der Secretair des Senats, und 
der Öeneralprocnrator wählen 25 Mitglieder durchs 
$008 , welche fich darauf verfammeln, um die Geſetze, 
welche ihnen ver Senat vorlegen läßt, zu genehmigen, 
oder zu mißbilligen; Kriegs: und Friedensfragen, Anz 
leiden, Steuern u. a. zu fanctioniren oder zu verwer— 
fen; und das Cenſurgericht zu ernennen. In 
jedem Diftricte oder Kirchfpiele von 200 Einwohnern 
werden Wahlverfammlungen gebilver, deren 
Functionen darin beftehen, Diejenigen Bürger als be- 
ne meritos anzunehmen oder zu verwerfen, welche 
ihnen von den comperenten Behörden zu diefer Ehre 
vorgefchlagen werden.. Sie haben das Recht, die voll 
ziehende Gewalt zu bitten, diejenigen Staatsbeamten 
zu eutlaſſen, welche, nach ihrer Ueberzeugung, ihr 
Amt gemigbraucht haben. — Es befteht vollfommne 
Sreiheit der Preffe. Es foll aber eine Junta von 
Literaturraͤthen errichtee werden, welcher Alles, was 
zum Drude beftimmt iſt, zu dem alleinigen Zwede 
vorgelegt "werden foll, den Schriftfteller vor cenfuras 
bein Stellen zu warnen, von welcher Warnung er 
aber an das Gericht der Sieben appelliven 
ann. Das Sand fell neu eingerheilt werden in 


% 
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Gouvernemente, Delegationen, Subdelegationen, Präs 
fecturen u. ſ. w. | 
Diefe, in vielen Puncten unreife, Verfaffung 
trat nicht ins Seben; denn am 15, Sun. 1826 erklärte 
der Dberdirectordes Freiftaates Chili, Ramon 
Freire, in einer fehr weitläufigen amtlichen Bot— 
ſchaft *) bei der Eröffnung des Congreſſes: „Indem 
ich von der Bildung der Grundgeſetze der Ver— 
faffung rede, fen mir die Bemerkung erlaubt, daß 
diefelbe, um die wefentlichen Wohlthaten zu bewirken, 
auf die wir Alle gefpanne find, unfern Gitten 
durchaus angemeffen und dem Zuftande 
unfrer Bildung entfprehben muß, und daß 
die von amerikanifchen Gefeßgebern fo oft begangenen 
Irrthuͤmer mit der größten Sorgfalt vermieden werden 
müffen, indem diefe ihren politifchen ©efeßbüchern 
einen Charakter der Unwandelbarkeit gaben,» welcher 
ver allmähligen Annahme von Verbefferungen im 
Wege fteht. Ungeachtet ver aufgeklärten Grundſaͤtze, 
und der großen und erhabenen, vom Congreſſe von 
1823: ausgefprochenen, Ideen, ift es aus: mehrern 
Gründen nicht möglich gewefen, dem Einfluffe der 
öffentlichen Meinung und der Macht des allgemeinen 
Bolfswillens fich zu widerfegen, indem die Stim— 
me der Nation einmütbig und feierlüchrbei 
der Regierung um Ausfeßung der Ber- 
faffung nahfuchre, Neben andern Urſachen, 
ward angeführt, daß fie in ihrer Anwendung unaus= 
führbar, in ihrem Geifte fo verwidele, fo übermäßig 
kleinlich und peinlich fen, daß ibre Vortrefflichkeit 
nur in der dee beftehe, und fie fich unfern ein= 
‚heimifchen Sitten, und den allgemeingültigen Anſich— 





*) Neuefie Staatsacten, Th: 7, © 121. 
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fen nicht anpaffen ließe. ı Hierzu kommt noch, daß vie 
Stellung der vollziebienden Gewalt, wes 
gen ihrer eingeſchraͤnkten Befugniffe 
ganz unmaͤchtig, und jener Kraft beraubt 
war, die ihr ſchon ihrer Natur nach) zufommen muß,, 
und die das. öffentlihe Wohl mitten unter Schwierig⸗ 
* erfordert.“ 


MNoch iſt aber ein neuer Verfaſſungsentwurf 
für * zur Kenntniß der Europäer gelangt: 





MEER ERANCTEN 
*4 62) Der Freiſt aat Peru. 


ge ſpaͤter, als in Chili „ward in Peru die 
Uhkbhängtafeie von Spanien ausgefprochen;, denn 
nur vermittelft der Heerestheile ‚ welche. aus Buenos: 
Ayres und Chili im Jahre 1821 nach Peru zogen, 
konnte der ſpaniſche Bicefönig von Peru befiegt, und 
die Verſammlung eines ‚pernanifchen Gongreffes zu 
fima ‚am 20. Sept, 1822 bewirkt, werden. Die 
Hauptentfcheidung gab aber das von Bolivar nah 
Peru geführte columbifche Heer, welcher am 10. März, 
1824 die Würde eines Dictators von Peru, bis‘ 
zum Ende des Krieges, uͤbernahm. Won einent 
Theile dieſes Heeres, das Sucre befehligte, ward 
Oi, bei, E ili bereits angeführte) Schlacht bei Aya— 

o am. 8, Dec. 1824 gewonnen, it, welcher Der 
Gran Vicekoͤnig Laſerna in die Gefangenfchaft der 
Republikaner gerieth, und der Reſt der Spanier nach 
Europa zuruͤckkehren mußte. 

Der zu Lima verſammelte Congreß beauftragte 


eine Commité mit dem Entwurfe einer DENE: 
St. W. ꝛte Aufl, IV. 
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verfaſſung Dieſer Ent wüurf) erſchien am Nov. 
1822, trat! aber nicht us öffentliche Staatsleben. 
Die! Grumdzuͤge deffelben "waren: die Souwverainetaͤt 
ſteht der Nation zu, Dieſe kann nie das" Erbrheib 
einer Perfon;sder einer Familie werden. Die Nez 
gierung ift-repräfentativ. Die Religion iſt die Harbor 
fifch = apoftolifeh = römifche. Die Natiow giebt ſich ihre 
Vexfaſſung und ihre Geſetze durch ihre Repraͤſentanten. 
Dieſe Verfaſſung iſt proviſoriſch, bis alle Provin⸗ 
zen Peru's von dem Feinde befreit ſind. Die Ver— 
faſſung ſoll ſicher ſtellen: die Freiheit der Buͤrger; die 
Freiheit der Preſſe; die perfonliche Sicherheit; vie 
Unverleglichfeit des Eigenthums; die Gleichheit vor 
dem Gefeße;' die Gleichheit der Beftenerung nach dem 
Vermoͤgen eines, jeden; Reh Recht jedes. Name } 
feine Birten oder feinen Recurs an ven Cougreß und, 
die Regierung zu bringen; die Abſchaffung Der Guͤter⸗ 
confifeation: "die Abfthaffiing Aller araufamen ut ent: 
ehrenden Strafen; die Abſchaffung aller erblichen Vor⸗ 
ige und R he. Es giebf drei Gewalten: die ge 
N gebende, vollziehende und rihrerliche,, 
Die Initiative der Geſetze ftehet einzig den Volks⸗ 
repraͤſentanten zu in dem verfammelten Congreſſe. Die 
R praͤſentanten im Congreſſe find" perſoͤnlich unverletz⸗ 
Ch „und nach ihren geaͤußerten Meinungen unverant= 
wortlich. Die volfziehende Gewalt Fann weder lebens⸗ 
tänglich , ‚noch, erblich befleider werden. Die Mit-, 
glieder der vollziehenden Gewalt und die Minifter find, 
verantwortlich, „ Der Senat wird aus zwei Mirglie- 
dern jeder Provinz gebildet. "Er ſchlaͤgt der Soliehen | 


7 Muſg u u 
*RDie Grundzuͤge deſſelben ſtehen beim Isa mbert. T, 
"3, p.465. — md, noch kurzer, in der Allg. Zeit. 
183, DHeil: &t. 04, IE dh . PERITIST IE + 2 — 


A.” J u Ya 
D Pe ZZ 


-Der Freiftaat Peru. 755 


den Gewalt zu den weltlichen und geiftlichen Aemtern 
vor; er wacht uͤber die Verfaſſung, die Geſetze, uͤber 
das Betragen der Beamten und der Buͤrger; er beruft 
den Congreß ’zu einer außerordentlichen Sitzung in 
den Fällen, welche die Verfaſſung näher bezeichnen 
wird. — Die Gerichtshoͤfe find unabhängig; die 
Richter unabfegbar. In peinlichen Fällen ift das Vers 
fahren öffentlich. Es finden Gefchwornengerichte ſtatt. 
Der Congreß beftimmt die Abgaben der Bürger, und 
die Art und Weife ihrer Erhebung. Die Verfaffung 
gewährfeifter die Nationalſchuld. Der Congreß ers 
greift Die zweckmaͤßigen Maasregeln für die Einrich⸗ 
tung des offentlichen Unterrichts, fo wie für die Wiſ⸗ 
ſenſchaften und Kuͤnſte. — 


ne Nach dem Siege Sucre's bei Ayacucho, ſtand 

noch der xroyaliſtiſche General Olaneta in Ober— 
Pexu. Nachdem Bolivar auch dieſen am 1. Apr. 
1825 befiege hatte, ließ-er dem Congreffe von, Ober- 
Peru. die Wahl, entweder fich für, ſelbſtſtaͤndig zu er⸗ 
klaͤren, oder fich mit. Peru, ‚oder mit Buenos = Ayres 
zu verbinden. Der, Congreß, entfchied ſich für bie 
Annahme, der Selbftftändigkeit, und gab dem neuen: 
ftandenen- Sreiftaarte am. 6. Aug. 1825 den Namen 
Bolivia. Er erklärte *); „daß es für,die Wopl- 
fahrt des Ganzen von Wichtigkeit fen, Feiner der ans 
grenzenden Republiken fich einzuverleiben , fondern in 
feinen Beziehungen zur alten, wie zur neuen Welt als 
ein fonverainer und unabhängiger Staat aufzutreten; - 
daß die Provinzen von Ober-Peru, feft und einmürhig 

in ihrem Entſchluſſe, im Angefichte der ganzen Erde 


*) Diefe Unabhängigkeitserklärung fieht in Rivinus Atlans 
tis, 1826. ©t.2. ©. 282. und in den neueften 
Staatsarten, Th. 3. ©. 32. yo“ 
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proclamiren, ſich ſelbſt, unter ‚einer eigenen 
Verfaſſung, und, durch ſolche Geſetze und obrig⸗ 

itliche Perſonen regieren ‚zu wollen, ‚als ſie fuͤr dag 
Gluͤck der Nation, ‚für die unverletzliche Aufrechthal⸗ 
tung der katholiſchen Religion und fuͤr die Bewahrung 
der heiligen Rechte der Ehre, Freiheit, Gleichheit, 
des Lebens, Eigenthums und Friedens am zweckdien⸗ 
lichſten halten werden.“ Darauf gab Bolivar die: 
ſem neuen, nach ihm. benannten, Staate die im fol⸗ 
genden $. im Umriſſe enthaltene, Verfaſſung. — Der 
Staat Bolivia umſchließt in den ſechs Provinzen: 
la Paz, Potoſi, Cochabamba, Oruro, Chiquifaca 
und Santa Cruz, mehr als eine Million Bevölkerung. 


Sn Peru, felbft fihien theils diefe Trennung 
mehrerer wichtigen Provinzen, theils Bolivars Ab- 
fiht, Daß auch Peru die von ihm für Bolivia be— 
frimnare Verfaſſung annehmen möchte, fehr unglinftig 
aufgenommen zu werden, Denn obgleich Bolivar, 
in feiner Abfchiedsproclamation vom 3. Sept, 1826 *) 
an die Peruaner, fie vor Anarchie warnte; fo wur: 
den doch am 26, San. 1827 die dem Bolivar er: 
gebenen cofnmbifchen DOfficiere in Peru verhaftet und 
nach Gallav gebracht, und ver bisherige Vicepräfi- 
denk, der General Santa Cruz, ein eingebobrner 
Petuaner, zum" Präfidenten ernannt. — Noch ift 
das Schickſal der VBerfaffung von Peru nicht 


entfehieden. 





H Neuefte Staatsacten, Th.7. ©. 327. 
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Poutiſcher Charakter der Berfaffung” 
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J Das Bolf von Bolivia befteht aus der Bereits 
gung ‚aller Bolivianer, — Bolivia ift ımd ſoll im⸗ 
mer unabhängig ſeyn von aller ausländifchen Herr: 
fchaft, und kann nie das: Erbtheil irgend einer Perſon 
oder Familie werden. 
mie Die Regierung von Bolivia iſt eine Voits⸗ 
vertretung. Die Souverainetaͤt beruht 
im Volbke. Ihre Ausübung iſt folgenden vier 
. Zweigen’ der höchften Gewalt übertragen: der waͤh⸗ 
lenden, gefeßgebenvden, —— ar ven 
eichterlichen. 

„2 Die Ausübung des Bürgerrechts- X —* 
brochen: durch Verluſt Des Verſtandes; durch die 
einen betruͤgeriſchen Schuldners anklebende Unehre ; 
durch Verwickelung in einen Criminalproceß ; durch 
notorifche Trunkenheit, Spielfucht und Bettelei; durch 
Kauf oder Verkauf von Stimmen während den Wah- 
fen), soder durch Störung ihrer Ordnung. © Das Buͤr— 
gerrecht wird verwirft: durch Hochverrath gegen den 
Staat; durch Naturalifarion im Auslande; durch Er: 
leidung entehrender oder — * Safe kraft * 
terlichen Urtheils. 


*) Sie ſteht in Rivinus Atlantis, 1827. St. 2. ©. 97. 
— und in den neueſten Staatsacten, Th. 7. 
S. 287. — Ebend. S. 273 ſteht auch die ausführliche 
Rede Bolivars an den conſtituirenden Congreß von 
Bolivia bei der Ueberreichung des Verfaſſungsentwurfes, 

worin der Inhalt deſſelben naͤher motivirt ward. 
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Die Wahlfreiheit foll unmittelbar von denen, 
welche wirklich Bürger find, ausgeübt, und für jede 
zehn ein Wähler gewählt werden. Ein Specialgefeg 
wird die Wahlbeftimmungen näher entwidehn 11. 

Der Wahlforper befteht aus den Wählern, 
welche durch die Stimmen des Volfes dazu ernannt 
find.» Die in der Hauptſtadt der Provinzen verſam⸗ 
melten Wähler follen vermittelſt der "Mehrheit der 
Stimmen, aus ihrer eigenen Mitte, seinen Präfidenz 
ten, zwei Cenſoren und einem Secretair ernennen, 
welche ihre Functionen waͤhrend der Dauer des Wahl⸗ 
koͤrpers ausuͤben. Jeder Wahlkoͤrper beſteht vier 


Die geſetzgebende Gewalt entſpringt un— 
mittelbar aus den vom Volke eingeſetzten Wahlcol⸗ 
legien. Ihre Ausübung ſteht drei Kammern zu: 
1) der Tribunen; 2) der Senatoren; 3) der 
Senforen.:— Jede Kammer foll, während ver 
erften zwanzig Jahre, aus 30 Mitgliedern beftehen, 
Der: gefeßgebende Körper verfammelt ſich an dem bes 
ftimmten Tage von felbft , ohne auf eine Einberufung 
zu warten, = Die allgemeinen Befugniſſe der 
Kammern find: die Ernennung des Praͤſidenten der 
Republik für das erſtemal, und die Beftätigung ſei— 
ner Nachfolger; die Auswahl eines Platzes fuͤr den 
Sitz der Regierung, und deren Verſetzung nach einem 
andern Puncte, ſobald außerordentliche Umſtaͤnde ſol⸗ 
ches erheiſchen, und zwei Drittheile der Mitglieder 
der geſammten drei Kammern es fuͤr gut befunden 
haben; die Entſcheidung über die Rothwendigkeit des 
gefeßlichen Verfahrens gegen die Mitglieder der Kam— 
mern‘, den VBicepräfidertten und die Staatsfecrefaire ; 
vie Bekleidung des Praͤſidenten mit einer, außerordent= 
fihen Macht. zur. Zeit, des, Krieges, oder außerordent⸗ 


— 
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licher Gefahr; die Entwerfung der Vorſchriften fir 
ihre eigene innere Ordnung, und die Beſtrafung der 
Mitglieder, welche fie übertreten, — Mitglieder der 
‚Kammern; welche zu den Aemtern Des DVicepräfiden- 
ten und. der Staatsfecretaire gewählt werden, müffen 
ihren Siß in den Kammern aufgeben, Kein Mits 
‚glied des gefeßgebenden Körpers kann, während der 
‚Zeit? der Deputafion, anders, als auf, den Befehl 
feiner Kammer verhaftet werden, außer wenn er bei 
Begehung eines Criminalverbrechens getroffen würde, 
Kein. Mitglied des gefeggebenden Körpers ift für 
feine, Heußerungen innerhalb der Kammer —** 
lich. Jede Geſetzgebung dauert vier Jahre, un 
jede jaͤhrliche Sitzung zwei Monate. Die —— 
find oͤffent bich. Blos ſolche Staatsverhandlungen, 
welche Heimlichkeit erfordern, werden bei verſchloſſe— 
nen Thuͤren unterhandelt. In jeder Kammer ent— 
ſcheidet die abſolute Mehrheit der Stimmen. 
Die Kammern find vereinigt: bei der Eroͤff⸗ 
nung und Vertagung ihrer Sigungen ; zur Unters 
ſuchung des Verhaltens des Miniſteriums, fobald 
es von der Kammer der Cenſoren angeklagt worden 
iſt; zur Reviſion Der von der vollziehenden Gewalt 
zuruͤckgewieſenen Geſetze; fobald es von einer der Kam 
mern: ‚verlangt wird 7 

—Die Kammer der rien ‚bat das Kecht 
Aer:Ajnitiätine die Unordnung der Öebietseintheilung 
Der Republik. betreffend; die jährlichen Beiträge und 
Staatsausgaben v betreffend; zur Ermaͤchtigung Ber 
vollziehenden · Gewalt, Anleiden zu megecüren und 
Maasregeln zur Abtragung der Staatsſchuld zu er⸗ 
greifenz zur Beftimmung des Werthes, Stempels, 
Münzfußes, Gewicht und Benennung der Münzen, 
ſo wie zur Fekfegung: der Maaße und Gewichte; zur 
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Anlegung von Häfenz zum Bane won) Straßen), 
Brüden und. öffentlihen Gebaͤuden; zur Verbefferung 
der Polizei und der Zweige der Induſtrie fuͤr die 
Befoldungen der öffentlichen Beamten; zu den Re— 
formen im Departemente des Krieges und der Finan- 
zen; um, auf den Vortrag'der Negierung , Buͤnd⸗ 
niffe, Krieg oder Frieden zu befchließen ‚fremden 
Truppen freien Durchzug zu ‚verftatten ,- die? fand = 
und Seemacht zu ordnen, die auswaͤrtigen Angelegen= 
beiten zu beftimmen, Naturalifationsbriefer oder das 
Bürgerrecht, fo wie Anmeſtieen zu ertheilen. — Die 
Kammer der Tribunen wird aller zwei Jahre zur 
Hälfte ernenertz doch find die Austretenden wieder 
wählbar. Jeder Tribun muß 25 Jahre alt ſeyn. 

Die Befugniſſe der Kammer der Senato— 
ren find: die Abfaſſung von Civil⸗ und Criminal⸗ 
geſetzbuͤchern, von Handels- und geiſtlichen Verord⸗ 
nungen; die Initiative zu allen Geſetzen, welche die 
Rechtspflege betreffen; die Aufſicht uͤber die puͤnctliche 
Verwaltung der Rechtspflege in Civil- und Criminal⸗ 
faͤllen; die Einbringung von Geſetzen zur Verhuͤtung 
der Uebertretungen der Verfaſſung und Geſetze von 
Seiten ver Behörden, Richter und Geiſtlichen; Rechen⸗ 
ſchaft von den hoͤhern Gerichtshoͤfen, den untern Rich— 
tern, den Praͤfecten und den obrigkeitlichen Beamten 
zu fordern; der Kammer der Cenſoren drei Perfonen 
zu präfentiren, aus. welchen: der oberfte Gerichtshof, 
die Erzbifchöffe, Biſchoͤffe, Dignitarien, Canonici und 
Präbenvdarien der Kathedralkirchen  beftehen  follen ; 
die Genehmigung oder Verwerfung der Präfecten, 
Gouverneure und Corregidoren , welche die Regierung 
aus den ihr von den Wahlcollegien vorgefchlagenen 
drei Sandidaten gewählt und präfentirt hat; die Wahl 
der Bezirfsrichter und Gubalternen in jedem Zweige 
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der Rechtspflege: aus den ihr von den MWahleolegiei 
praͤſentirten drei Individuen; die Pruͤfung der Conci— 
lienbeſchluͤſſe, Bullen; Breven und paͤpſtlichen Nez 
ſeripte, um fie, wenn man fie zweckmaͤßig findet, zu 
genehmigen. Jeder Senator muß 30 Jahre alt ſeyn. 
Die Zeit der Dauer der Mitglieder des Senats iſt 
acht Jahre. Aller vier Jahre wird die Haͤlfte er— 
neuere) Doch find Die Austretenden wieder waͤhlbar. 
wDie Befugniffe der Kammer der Cenforen 
find: zu wachen, daß die Negierung die’ Verfaffung, 
Gefege und öffentlichen Verträge beobachte und Besb* 
achten laſſe; Die vollziehende Gewalt wegen Ueber— 
tretungen der Verfaffung, Geſetze und öffentlichen Vers 
frage voridem Senate anzuklagen; die Suſpenſion des 
Vicepraͤſidenten und der Staatsſecketaire von dem 
Senate zu verlangen, dafern die Ruhe der Republik 
eine ſolche Maasregel noͤthig machen ſollte; bei Hoch— 
verrath oder offenbarer Verlegung der Grundgeſetze 
den Vicepraͤſidenten und die Staatsſecretaire vor dem 
Senate in Anklageſtand zu verſetzen; durch ein Geſetz 
die Faͤlle zu beſtimmen, in welchen der Vicepraͤſident 
and die Staatsſecretaire zuſammen, oder einzeln ver— 
antwortlich find’; zu wählen, aus den vom Senate 
präfentirfen drei Candidaten, fuͤr die Beſetzung des 
oberſten Gerichtshofes, der Erzbisthuͤmer, Bisthuͤmer, 
Canonicate und erledigten Praͤbenden; die Geſetze zu 
erlaſſen, welche auf die Preſſe, auf Staatshaushalt, 
Studienweſen und oͤffentliche Bildung ſich beziehen; 
die Preßfreiheit zu beſchuͤtzen; die Mittel aufzuſtellen 
zur Befoͤrderung der Kuͤnſte und Wiſſenſchaften; Be— 
liohnungen zu bewilligen fuͤr Verdienſte um die Res 
publik; die Uſupatoren der Staatsgewalt, die Hoch— 
verraͤther und notoriſchen Verbrecher zu ewiger 
Schmach zu verurtheilen. — Jeder Cenſor muß 


762 Pofitives Staatsrecht. 


40 Jahre alt ſeyn. Die benfaren werden auf 
— gnnompäble eat Nr 
0 Die Regiernng-hat das. Hecht, ven Kam: 
mern folche Gefeße vorzulegen; als ſie fuͤr 
nöthig erachten mag. Der, Bisepräfident und die 
Staatsferretaive können den Sitzungen beiwohnen aid 
Antheil nehmen ander Verhandlung. Sie entfernen - 
fich ıbei der. Abſtimmung. Sobald die Kammer der 
Tribunen den. Entwurf eines; Geſetzes angenommen 
hat; geht er. —* die Kammer der Senatoren. Nimmt 
dieſe ihn any ſo geht er an die Kammer der-Tribu⸗ 
nen zuruͤck. Daffelbe gilt von allen Kammern ia 
aͤhnlichen Zallen. Wenn eine Kammer die Verbeſ—⸗— 
ſerungen oder Zuſaͤtze der andern nicht genehmigt, 
die vorſchlagende Kammer aber dabei beharrt; ſo ſoll 
fie, vermittelſt einer aus drei Individuen beſtehenden 
Commité, eine Vereinigung der Kammern einladen 
zur Berathung ‚über den Eutwurf, «über Die, ihm ges 
gebene DBerbefferung. oder Verweigerung: : Wird der 
Entwurf von beiden Kammern angenommen; ſo wird 
er. dem Praͤſidenten uberfandt, ++ Werweigert die Kam⸗ 
mer der Senatoren den Entwurf der Tribunenfammer; 
fo. wird er an die Kammer der Cenſoren geſchickt. — 
Findet der Praͤſident der Republik das Geſetz fuͤr un⸗ 
zweckmaͤßig; jo-muß er; daſſelbe, binnen zehn Tagen, 
an die Kanimer, von welcher es ausging ‚mit ſeinen 
Bemerkungen zur ſchicken. Wenn die vollziehende 
Gewalt die Geſetze, nebft ihren Bemerkungen zuruͤck⸗ 
fender; fo follen die Kammern vereinigerf 
fenn, und, was ſie durch Mehrheit der Stimmen 
beſchließen, wird ohne weitere Bemerkung vollzogen. 
Befege, welche der Praͤſident nicht zuruͤck ſendet, wer— 
den ꝓublicirt. — Die von der Senatorenkammer aus⸗ 
Geſetze kommen an die Kammer der Cen—⸗ 
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ſoren. Genehmigt ſie dieſe; fo erhalten’ fie gefeßliche 
Kraft, Genehmigen die Cenſoren den Geſetzesent⸗ 
wurf nicht; ſo ſoll er an die Tribunenkammer gehen, 
und deren Entſcheidung ſoll vollzogen werden. Die 
von der Cenſorenkammerausgehenden Geſetze gelan⸗ 
gen an den Senat. Beſtaͤtigt ſie dieſer; ſo erhalten 
ſie geſetzliche Kraft. Verweigert er die Genehmigung 
fo gehen fie an die Tribunenkammer, die ihre Sanc⸗ 

tion entweder ertheilt der verweigert. | 7 *— 
Die Ausuͤbung der wollziehenden Gewalt 
wird einem in merwährenden Präfidenten, 
einen DVicepräfidenten und dreien Staatsſecretaireu 
uͤbertragen. TUT — — — 
Der Praͤſident wird das erſtemal durch die ab: 
ſolute Mehrheit des geſetzgebenden Körpers erwaͤhlt. 
—Der Praͤſident muß wirklicher Bürger und Eins 
gebohrner von Bolivia, uͤber 30 Jahre alt ſeyn, der 
Republik wichtige Dienſte geleiſtet haben, zur Ver— 
waltung des Staates anerkannte Talente beſitzen, und 
wie, auch nicht der unbedeutendſten Vergehen wegen, 
vernerheilt worden ſeyn. — Der Präfivdent ift das 
Haupt der Staatsverwaltung, und für feine Hand» 
lungen nicht verantwortlich. Die, Befugniffe 
des Präfidenten find: die Eröffnung der Kammern 
und Vorlegung einer Botfchaft über den Zuſtand der 
Republik; ven Kammern den: Bicepräfidenren vorzus 
ſchlagen, und aus eigner Mahtvollkonmens 
heit die Staatsſecretaire anzuftellen; die eigens 
- mächtige Sufpenfion des VBicepräfidenten und der 
Staatsfecretaire,, :fobald er es für noͤthig erachtet; 
die Bekauntmachung, Verbreitung und Beobachtung 
der Geſetze zu. verordnen; die Erlaſſung von Verord⸗ 
nungen und Befehlen zur beſſern Befolgung der Ver⸗ 
faſſung, Geſetze und oͤffentlichen Berträges die Volk 
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zießung der Urtheleſpriche der @erichtepöft angube: 
fehlen"und zu bewirken; vor dem gefet den’ Kör- 
per die Prorogation feiner gewoͤhnlichen Gißungen 
anf 30 Tage zu verlangen ; die Einberufüng des geſetz⸗ 
gebenden KRötpersigu einer außerordentlichen Sitzung, 
wenn eine ſolche unumgaͤnglich nothwendig iſt; die 
Diſpoſition der ſtehenden Land⸗ und Seemacht zur 
Vertheidigung der Republik nach augen; das Heer 
der Kepublikin Kriegs: und Friedens 
zeiten perfonlich zu commandiren,) wo ber 
Vicepraͤſident, in Abrwefenheit des Präfiventen von 
ber Hauptftadt, die Verwaltung der Republik leitet; 
die Verfügung der Nationalmiliz zur Sicherheit im 
Innern, und außerhalb derſelben mit Genehmigung 
Des gefeßgebenden Körpers; vie Anftellung aller Land⸗ 
md See⸗Officiere; die Errichtung von Militair- und 
Navigationsfchulen, von Militairhofpitälern simd Ins 
validenhaͤuſern; die Bewilligung von Urlauben und 
Kefignationen; ſo wie von Penfionen nach Maas: 
gabe des Geſetzes; Krieg. zu erklären, nad 
einem vorausgegangenen Deerete des gefeßgebenden 
Körpers; die Aufficht über Die Aufbringung und Ver—⸗ 
wendung der öffentlichen Einkünfte in Gemaͤßheit der 
beftehenden Geſetze; die Anftellung der Finanzbeam- 
ter; die Leitung Diplomatifcher Verhandlungen, und 
Abfchliegung von Friedens =, Freumdfchaftss, Bunte 
des⸗, Allianz, Waffenftillftands -, bewaffneten Neu⸗ 
teafiräts = , Handelsverträgen u. a. unter Genehmigung 
der gefeßgebenden Körpers; die Anftellung von Ges 
ſandten, Confuln und Subalternen im Departement. 
der. auswaͤrtigen Angelegenheiten; der Empfang frem⸗ 
der: Geſandten; die Bewilligung eines Durchzugs 
durch das Gebiet der Republik, und die Gufpenfion 
der Concilienbefchlüffe, päpftlihen Breven und Res 
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ſeripte, unter Genehmigung der gefeßgebenden Gewalt; 
dem Genate, Einen der drei Candidaten zur. Geneh- 
migung zu präfentiren, Die, von. dem, Wahlcollegium 
fuͤr die Stellen der Präfecte, Gomwerneure, und Gore 
regidoren vorgeſchlagen werden; Der, geiftlichen ‚Bez 
hoͤrde Einen der drei, vom Wahlcollegium  vorgefehlas 
genen Candidaten zu Pfarrern, und Vicaren der Prox 
vinz zu präfentirenz „die, Sufpenfion der obigen Be⸗ 
amten auf drei Monate; die Verwandlung der von 
dem, Gerichtshofen ausgefprochenen Todesurtheile, — 
Die Befchränfungen des Präfidenten finds 
Er ſoll feine Gewalt haben, irgend. einen, Bolivianer 
feiner Freiheit zu berauben, oder) aus eigner Mache 
eine, Strafe irgend einer Art aufzulegen. Dafern 
die Ruhe. des Staates die Verhaftung eines Bürgers 
erfordert; ſo dürfen nicht 48 Stunden ‚vergehen, ber 
vor, der Angeklagte ſeinem competenten Richter uͤber⸗ 
geben wird. Er foll die, Gewalt. nicht; Haben, irgend 
ein Individuum. feines, Eigenthumes zu. berauben, 
außer wenn es das; Staatsinterefje ‚dringend. erfors) 
dert, — und dann. gegen Entſchaͤdigung. Er darf 
nicht, die Wahlen, oder folche Functionen erfchweren, 
welche, die Verfaſſung den Gewalten der Republik 
übertragen bat... Er darf, ohne Erlaubniß des. gefeß- 
gebenden Körpers, nicht von dem Gebiete des Staas 
tes, oder von der Hauptſtadt ſich entfernren. 

Der Vicepraͤſident wird von dem Praͤſiden⸗ 
ten ernannt, und von dem geſetzgebenden Korper be: 
ſtaͤtigt. (Die Art der Nachfolge foll ein Specialges 
ſetz entfcheiven.) Der Vicepraͤſident iſt das Haupt; 
des Miniſteriums, und, zugleich mit den Staatsſecre⸗ 
tairen, für die Verwaltung des Staates verantworts 
lich. — Es foll drei Staatsfecretaire geben: einen 
für die Regierungs- und auswärtigen Angelegenheiten; 
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einen fir die Finanzen; einen für das Departement 
des Krieges md der Marine. Sie verſehen ihre 
Functionen unter den unmittelbaren Befehlen des 
Vicepraͤſidenten!Kein Tribunat oder öffentlicher Be⸗ 
amter darf einer Befehl vollziehen, der nicht vom 
Vicepraͤſidenten und dem Staatsſeeretaire unterzeich⸗ 
net iſt in deſſen Departement er gehoͤrt. Der Vice⸗ 
praͤſident und die Staatsſecretaire find verantwöttlich. 
Sie fertigen jaͤhrliche Anſchlaͤge der Husgaben, die in 
ihrem Departenient erforderlich ſind, und die Berech⸗ 
nung Der vorjaͤhrigen. 7 @onmı in nun ee 
son Rihrertihe Gewalt "Die Tribunale und 
Gerichtsperfonen Haben Feine andere Funktion, als die 
Auwenduͤng der beſtehenden Gefege, Cie verwalten 
ihre, Aemter ſo Tange, als ihr Berragen tintadelhäft 
ft. „Sie können nur in den vom Gefeße Bezeichneten 
Fällen ſuſpendirt werden. —Ein Obertribunal uͤbt 
die hoͤchſte richterliche Gewalt.Etr leiter die Crimis 
nalunterſuchungen des Vicepraͤſidenten, der Staats— 
ſecretaire und der Mitglieder der Kammern, fobald’der 
geſetzgebende Körper die Nothwendigkeit einerUnfer- 
ſuchung enrfchieden hat. Er üumterfücht die Bullen, 
Breven und Reſcripte, wenn fie fich mit Civilangele— 
genheiten befaffen. Er nimmt Kenntniß von den 
Streitigkeiten zwifchen Geſandten, Minifter- Refidens 
ten, Conſuln und diplomatifchen Agenten, fo wie von 
ver Entfernumg obrigkeitlicher Perfönen von den Be— 
zirfsgerichten und Departementspräfecten. Er entſchei⸗ 
der die Streitigkeiten zwifchen Gerichtshöfen, fo wie 
zwiſchen diefen und andern Behörden. Er nimmt die 
Zweifel der Tribunale an in Betreff der Bedeutung 
eines Geſetzes; er nimmt Kenntniß von Nullitätsars 
gumenten, welche gegen die Urtheile der Gerichtshöfe 
in leßter Inſtanz vorgebracht werden. Er unterfucht 
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ven Zuftand und Fortgang: der vor den Bezirksgerich⸗ 
ei anhaͤngigen Civil⸗ und Criminalſachen Er tibe 
die hohe Leitende," verwaltende und’ Controlirende Ge⸗ 
walt uͤber die Gerchehofe und Gerichtebeamteit Bet 
Nation. 

Die Bezivksge eich ee RER Henntniße in 
— ** und dritter Snftanz von allen’ Eivilfachen des 
gemeinen "Rechts ‚ale Staatseinkuͤnften, Handel, 
Minorennität, Wegnahme Confifeationeh u.a." vor 
allen Streitigkeiten” zreifchen “den Lhiterrichtern ihre 
Bezirks; von Gewaltthaͤtigkeiten, die von den Tri- 
bunalen und geiſtlichen Behörden ihres Bezirkes un- 
ternommen werden." In den Provinzen find Can“ 
toͤnsgerichte, welche in Civilſachen nicht uͤber 200° 
<haler am Werthe ohne Appellationen, gennen 
Dürfen. — In jedem Dorfe ſollen Fried ensri 


ter ſeyn, um Verſoͤhnung zu bewirken. Keine C 


vil⸗ oder Sriminalfache Darf eingeleitet werden, * 
vorher ihnen vorgelegt ‘worden zu" ſeyn. — Nur 
drei Inſtanzen werden anerkannt. — Sn. Criminal⸗ 
falten iſt das Verfahren öffentlich, nachdem vor 
Gefhwornengerichten vie That anerfannt und 
erklärt worden ift. Die Anwendtirg der Tortur 
und Beichre‘ iſt,“ fo wie Vermögensconftfcationen 


und Öraufamfeit "bei den Strafen, für immer’ ab⸗ 


gſchogt 
Die hoͤchſte politiſche Gewalt zedes Deparleme nts 


abt ein Präfect; die einer jeden Provinz ein Gou— 
verneur; die eines Kantons ein Corregidor, In 
jedem: Dorfe, deſſen Bevölkerung nicht unter Hundert 
Geelen beträgt, foll ein Friedensrichter, und in 
jevem Flecken, deffen Bevölkerung unter taufend Sees 
len’ beträgt, ein Alkade feyn, Wo die Bevoͤlke— 
rungszahl tauſend überfteigt, foll ein Friedensrichter' 


fir jede, 500, ein Alkade fuͤr jede 2000 feyn.. A Die 
Stellen der Alkaden und Friedensrichter fnd.ohne 
halt, Kein Bürger, darf, ohne hinreichende Urfache, 
lich denfelben entziehen. Sie werben aller zwei Sabre, 
erneuert, und Eonnen wieder gewählt werden, Die 

raͤfecte, Gouverneure und Corregidoren bekleiden 
ihre Aemter vier Jahre, ſind aber wieder waͤhlbar. 
Ihnen iſt jede Einmiſchung in richterliche Verhandlun⸗ 
gen, unterſagt. Sie ſorgen fuͤr die Erhaltung, der oͤf⸗ 
fentlichen Ordnung und Sicherheit in ſtufenweiſer Sub⸗ 
ordinirung unter, Die Oberregierung 10% 2514.47 
Die bewaffnete Macht beſteht aus, einem, 
organiſirten Heere und ihren Cadern. In jeder Pro⸗ 
vinz werden aus den Einwohnern derſelben die Abrheir 
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empfohlen und der Kongreß von Bolivia fie am 25, 
Aug. 1826 angenommen hatte; fo fcheint fie doch noch 
nicht völlig ins öffentliche Staatsleben eingetreten zu 
ſeyn, weil die, dem Praͤſidenten ertheilte faft monar- 
chifche, Gewalt den Anfichten der demofratifchen und 
foderaliftifchen Parthei nicht entfprach, und die Aner- 
kennung Bolivia’s, als felbftftändige Republik, von 
dem Mutterlande — der Republik Pern — noch 


nicht erfolgt ift *). 
151. 
S u IR 


Am Schluffe der wifjenfchaftlihen Darftellung 
des pofitiven Staatsrechts laffen fich, bei einem feften 
Ruͤckblicke auf die legten 40 Jahre (feit der Anerfen- 
nung der Gelbfiftändigfeit und Unabhängigfeit der 
nordamerikaniſchen Freiftaaten im Parifer Frieden vom 

Jahre 1783), folgende Ergebniffe nicht verfennen, 

1) Bis zum Jahre 1783 gab es in vielen 
Heichen und Staaten des europäifchen Staatenſy— 
ſtems Keichsgrundgefege und Reichsſtaͤnde; doch nur 
in Großbritannien eine Berfaffung, im neuern 
Einne diefes ftaatsrechtlichen Begriffs. 

2) Mit der Bundesverfaffung Nordamerika’s 
im Sabre 1787, und mit den allmählig ins öffentliche 


*) Ymtlich meldete dies der merikanifche Gefandte, Sofe 
Efvyinofa de los Montes, am 26. Sept. 1526 dem 
merifanifchen Congreffe; in feinem Berichte über den, 
von ihm beigewohnten, Congreffe von Panama, auf 
welchem Abgeordnete von Bolivia fehlten. „Ober; Peru, 
oder Bolivia, iſt von feinem Meutterlande noch nicht 
als: unabhängige Nepublif anerkannt.“ ©. neuefte 

Staatsacten, Th. 7. ©. 106. 

St. W. ꝛte Aufl, IV. 49 
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Staatsleben getrerenen befondern DVerfaffungen der 
25 einzelnen Provinzen dieſes Bundesſtaates, be— 
gannen die Schriftlichen Verfaffungsurkfunden, als 
Mittelpuncte des innern Staatslebens 
amd als öffentliche Unterlagen des in den Staa— 
fen geltenden Staats= und Privatrechts, fo wie der 
auf die Verfaffung gegründeten Formen der Negies 
rung und der Verwaltung. 

3) Us Thatfahen der Geſchichte er: 
fehienen feit dem Sabre 1791, wo gleichzeitig in 
Frankreich und in Polen eine fehriftliche Verfaſſungs— 
urkunde gegeben ward, 

in Sranfreich 5 bereits wieder erlofchene Ver— 
faffungsurfunden, (von 1791. 1793. 1795, 1799 
und die des Senats von 1814), und die beftehende, 
von Ludwig 18 im J. 1814 gegebene, Charte; 

in den Niederlanden 4 erlofchene (von 
1798. 1801. 1805. 1806), und die beftehende 
vom Sabre 1815; 

in $talien 3 erlofchene in der Lombardei, 2 
erlofchene in der liguriſchen Nepublif, 1 in der 
Republik Lucca, 1 in der romifchen Republik, 1 
in den jonifchen Inſeln, 3 in den Staaten Nea— 
pel und Sicilien, — und die beftehenden im lo m: 
bardifch = venetianifehben Koönigreiche 
vom %. 1815, im Kirchenftaate vom J. 1816, 
(doch wefentlich verändert im Jahre 1824,) und in 
den jonifchen Inſeln vom J. 1818; 

in der Schweiz 4 —* (von 1798. 1801. 
1802 und 1803), und der beftehende Foderativver- 
frag vom J. 1815, fo wie die 22 befondern Ver- 
faffungen der einzelnen Cantone; 

im teutſchen Staatenbunde bie erlofchene 
Rheinbundesacte, vie 4 erlofchenen Verfaffungen 
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von Weftphalen, Bayern (vom J. 1808), Franke 
furt, Koͤthen; — und die beftehenden Urkunden des 
gefanmten Staatenbundes von 1815 und 18239, 
fo wie die beftehenden neuen Berfaffungen in ven 
meiften teurfchen Staaten und Bundesländern; 

in Schweden die beftehende neue Verfaffung 
vom Sabre 1809; 

in Norwegen die beftehende neue Verfaſſung 
vom Sabre 1814; 

in Polen 2 erlofchene (von 1791, 1807) und 
die beftehente von Jahre 1815; 

in Galizien die neue ftändifche Verfaſſung 
vom J. 1817: 

in. der freien Stadt Cracau die beſtehende Ver— 
faſſung vom J. 1815; 

in Griechenland die erlofchene proviforifche 
Derfaffung vom J. 1822, und die noch nicht ver: 
wirklichte Berfafjung vom J. 1827; 

in Spanien 2 erlofihene Verfaffungen (von 
1808. 1812); 

in Portugal 1 erlofehene DVerfaffung (von 
1823), und die befteheude vom J. 1826; 

in Brafilien die Verfaſſung von 1824; 

in Hayti die beftehende Verfaffung von 1816; 

in Mexiko die befiehende Berfafjung von 1824; 

in Guatemala die Berfaffung von 1821; 

in Columbia die Verfaffung von 1521; 

in dem Bundesftaate am la Plata, fo 
wie in den Freiftaaten Peru und Ehili mehrere 
nicht ins Staatsleben eingetretene Verfaſſungsent— 
würfe; und in der Republik Bolivia die Verfaſ— 
fung von 1826; 

im Ganzen alſo mehr als 30 bereits wieder er- 
lofchene, oder nicht verwirklichte, * aber, mit 
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Einfchluß der Berfaffungen der einzelnen nordamerifani- 
fehen Staaten und der Kantone der Schweiz, 88 noch 
jeßt in Europa und Amerika beſtehende 
Verfaſſungen; vie einzelnen Altern und neuern 
Derfaffungsentwürfe ungerechnet. 

4) Durch diefe Thatſachen unterfcheider fich die 
politifche Welt unfers Zeitalters vollig von der 
politifchen Welt des Alterthums, des Mittelalters, und 
felbft der neuern Zeit bis zum Jahre 1783. Unverfenn- 
bar hat fich in diefen mehr als 30 erlofchenen und 88 
noch beftehenden DVerfaffungen ein anderer politi- 
fcher Geift ausgefprochen, als der, welcher, vor die: 
fer Zeit, im öffentlichen Staatsleben ſich ankündigte. 

9) In dieſen rheils erlofchenen, theils noch be= 
ftehenden Verfaffungen find — neben vielen unlaͤug— 
baren Verirrungen der Theorie im Einzelnen — 
doch unverkennbar die Verfuche enthalten, dem öffent: 
lihen Staatsleben eine rechtliche und eine fefte 
Unterlage zu geben. Sie enthalten, im Ganzen ges 
nommen, entfchieden einen hohen Reichthum und 
die möglichfte Mannigfaltigfeie der Formen 
des offentlihen Rechts. 

6) Im Einzelnen erfcheinen diefe Derfaffungen 
bald als Grundgefege für große Monarchieen; bald 
für Republifen; bald als Örundverträge für Bun— 
desftaaren (wieNordamerifa, die Schweiz, Meriko) ; 
bald als Bundesacten eines Staatenbundes (wie 
Teutfehland); bald als Ausflüffe der Regenten— 
Souverainetät; bald als Befchlüffe fouverai- 
ner Bolfsverfammlungen; bald als Grund— 
verträge zwifchen Fürften und Ständen. 

7) Ungeachtet diefer Verfchiedenheit der einzel= 
nen Verfaſſungen beftehen fie doch, als Grundgeſetze, 
eben fo in öffentlichen Staatsleben der Reiche und 
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Staaten neben einander, wie im enropaifchen 
und amerikanifchen Staatenfpfteme unbefchränfte und 
beſchraͤnkte Monarchieen, Staatenbünde und Bun 
desftaaten, demokratiſche und ariftofratifche Repu— 
blifen friedlich neben einander beftehen, ohne einan- 
der in ihrem politifchen Dafeyn zu gefährden. 


8) Einige diefer Derfaffungen find allerdings 
unfer gewaltfamen politifchen Stürmen ins öffentliche 
Gtaatsleben eingetreten, und namentlich find diefe 
faft ſaͤmmtlich wieder erlofcehen; andere find aus 
der gefhichtlihen Unterlage des politi= 
fhen Lebens der Volker und Neiche, zum Theile 
als zeitgemäße Fortbildungen ihrer frühern ftändifchen 
Derfafjung hervorgegangen, find, ohne offentliche Er- 
fehütterungen, von den Fürften gegeben und von den 
Völkern angenommen worden, und haben vie 
Bedürfniffe gefitteter und in der Cultur und politifchen 
Keife fortgefchrittenen Volker befriedigt. 


9) Der großen Mehrheit nach, find Die be- 
ftehenden Derfaffungen der monarhifchen 
Staaten fammtlich auf das fogenannte monarchi— 
ſche Princip gegründet; nur in den Verfaffungen der 
Freiftaaten in Europa und Amerika tritt zumächft das 
republifanifche Princip (der fogenannten Volke: 
fonverainetät) hervor, doc) fehr verfchiedenartig fihat- 
fire in den Verfaffungen von Bern und Freyburg, und 
in den Vertaffungen von Vermont, Hayti, Columbia 
und Bolivia. — Nach einem, aus den gekhicht- 
lichen Erfahrungen der legten 30 Jahre hervorgegan— 
genen, politifchen Doama aber wird ſich Feine 
Berfaffung mit dem demofratifhhen Prinz 
cip in einer Monarchie zu behaupten ver: 
mögen, fo wenig wie die in beiten Erdtheilen be— 
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ftchenden Freiftaaten ihre Berfaffung auf die Unterlage 
des monarchifchen Princips gründen Eonnten, 

| 10) Deshalb fprechen Gefchichte und Staats: 
kunſt fürden Sag: Es beftebe, was rechtlich 
ins offentlicheteben der Reiche und Staa: 
ten getreten ift und oͤrtlich ven Bedürfnif- 
fen der erreichten Cultur der Volker ent: 
ſpricht, ohne Anfechtung von Seiten Des entgegen- 
geſetzten Syſtems, friedlich neben einander; 
die antofratifche Monarchie neben der befchränften ; 
der Staatenbumd und der Bundesftaat neben den Mo— 
narchieen; die Monarchie neben der Republik; vie 
Kepublif neben der Monarchie; — die octroyirte 
Derfaffungsneben der auf dem Wege des Vertrages 
vermittelten; die unbefchränfte Majeftar neben ver 
Excellenz eines belvetifchen fandammanns; der Sou— 
verain an der Spitze eines conftitutionellen Staates, 
deſſen Perfon heilig und unverleglich ift, neben einem 
befchränften und verantwortlichen Präfidenten von 
Nordamerika und neben dem lebenslänglichen und un— 
verantwortlichen Präfidenten der Republik Bolivia. — 
Haben nicht auf aͤhnliche Weiſe feit länger als 300 
Jahren der Katholicismus und der Proteftantismus in 
der Mitte ver gefitteren Volker rechtlich neben einander 
beftanden? Sind nicht, ſeit dem weftphälifchen Frieden, 
die religiofen und Firchlichen Intereſſen in der oͤf— 
fentlichen Stellung der Staaten, im Allgemeinen wes 
nigftens, fo weit ausgeglichen, daß durch fie fortan 
Feine politifche Erfchhtterung bewirkt werden wird ? 
Warum Sollten nicht auch die verfehiedenartigen poli— 
tifchen Formen der einzelnen Reiche und Staaten, 
geftüst auf die neuen Geftaltungen des öffentlichen 
Staatslebens, rechtlich und friedlich neben einander 
beftchen Eonnen? — Beſteht in dem großen Keiche 
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der Natur eine unermeßliche Verfchiedenheit und Man- 
nigfaltigfeit der Erfiheinungen, Gefchöpfe und Formen; 
warum nicht auch im Neiche der Freiheit? Geht dort 
die Einheit des Ganzen unter der Maſſe der verfchieden= 
artigften Geſtaltungen nicht verloren; wie folite hier die 
Verwirklichung der Herrfchaft des Rechts 
— die höchfte Idee der Einheit in der Wechſelwirkuag 
der Volker und Reiche — durch die Mannigfaltig— 
keit und Verſchiedenheit der politifchen Formen gefähr- 
det werden! — Beſtaͤtigt es nicht die Geſchichte feit 
6000 Jahren, daß nur das Veraltete, das Haltlofe, 
das Unzweckmaͤßige, das auf. feine Vergangenheit 
Geftüste untergeht, das zeitgemäß Verjüngte aber zu 
höherer Kraft gedeiht, und Volker und Staaten im 
Innern und nach außen zu Wohlftand, Reichthum 
und Macht emporhebt! x 

11) Erhaͤlt fih, nach diefen Erfahrungen, 
im offentlichen Staatsleben nur das längft im Stillen 
Dorbereitere, Das Zeitgemäße, das rechtlich Gegebene 
und rechtlich Angenommene; fo werde auch die neue 
politifche Sorm in dem Mittelpuncte des innern Staats- 
lebens weder überzeitigt und übereilt, noch, wo 
fie als Beduͤrfniß fi) anfündige, verhindert, noch, 
wo_fie bereits befteht, Durch das Reactionsſyſtem zu: 
ruͤckgedruͤckt! 

12) ft endlich unſerm Zeitalter in der Maſſe 
neuer Derfaffungen zugleich ein neuer, bis dahin 
unbekannter, Kreis politifcher Kenneniffe 
und Wahrheiten eröffnet worden; fo werde auch 
der Umfang dieſer Kenneniffe und lehren, mit Klar: 
heit des Blides, mit fuftematifcher Haltung, mit 
Sicherheit des Urteils, und mit gleicher unpartheii— 
fcher Würdigung des Haltbaren-, wie des Öehaltlofen, 
dDargeftellt und durchgeführt in der neu zu begrüns 
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denden Wifjenfchaft des pofitiven Staats: 
rechts, 


Ende des vierten Theiles. 





ufase und Beridtigungen: 


Suf. Wild, Hugo, chronologifhes Verzeichniß der Ver: 
— uam alterer und neuerer Zeit. Heidel: 
erg, 1927. + 

3. 10 v. u. die zweite (und legte) Abtheilung-ift nun 
erfchienen. 

3. 2 v. o. muß bei dem Verfaffungsentwurfe Brafiliens 
1823 ftatt ı822 fiehen. 

ift die Verfafung Portugals vom 19. Apr. (nid 29. Apr.) 
— Diefe Verfaſſung ftehet auch in den neueften 
Staatsacten, Th. 5. ©. 226, 

die mexikaniſche Verfaſſung vom 4, Det. 1824 ſteht tentf ch 
in Rivinus Atlantis, 1826. St. 2. ©. 544, 

muß bei der Verfofung Meriko’s die Angabe „teutſch“ 
geftrihen werden. 

3. 2 v. 0. I. Nachbarrepublik. 

ler. Müller, meine Anfihten wider das teutſche Dep 
fentatiofpftent. Ilmenau, 1328, 8, 

A v. u. l. Roſtock. 

‚5. Geo. Buek, Sandind der Ela due, Berfaffung 
und Nerwaltung. Hamb. 1828, 4, 

3,25 v. o. l. 1827 fl. 1817. 
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